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Sechs und vierzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 


Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 3ten April 1827. 


wmv 


Unter dem Borfiße des Herrn erfien Pr 


fidenten, 
Anmefend: 


Des Prinzen Emil von Heflen. Hoheit. Des Herrn 


Grafen zu Erbach⸗-Schoͤnberg Erlaudht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Freyherr Niebefel. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
wirflie Geheime Rath Freyberr von Wiefens- 
bütten. Der Herr Freyherr von Breidenftein. 
Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann, als 
Großherzoglicher Regierungscommiffarius. 


I. Das Präfivium fordert zu Erftattung ber, auf 


der Tagesordnung verzeichneten Borträge auf. — 


Es referirt demnach 
1.) des Herrn Grafen zu Erbach⸗Schoͤnberg Er⸗ 


cht, im Namen des dritten Ausſchuſſes, bloß muͤnd⸗ 
fich, über ven Antrag des Abgeordneten Herrn Schuͤtz, 
auf zu verändernde Einrichtung der Zünfte — 


Derfelbe referirt den Inhalt der, in der zweyten 


gmmer über den vorliegenden Gegenfiand gefammelten 
"Heft IV. d. Verh. d. erſt. Kamm. 18927. 
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Acten, und trägt, mit Beziehung auf die dafelbft ent— 
wicelten Gründe, darauf an, dem Antrage des Herrn 
Proponenten Feine Folge zu geben. — 

2.) ber Herr Kanzler Arend, im Namen des zwey- 
ten Ausfchuffes, über den Gefekesentwurf, die von 
den Mühlen, für die Benugung des Waffer- 

—— zu entrichtenden Regalitaͤtsabgaben 
treffend.) — . | | 

3) der Nämliche, Namens deſſelben Ausfchuffes , 
bloß mündlich, über den Gefebesentwurf, die Aufbes 
bung der gefegliben Beftimmungen, welde 
für Die Klagen auf Zinfen ans Gelddarlehen 
eine Fürzere Berjährungsgzeit, als die ge 


meinrechtliche, vorfchhreiben, betreffend, indem: 


er bemerft: 

Die von dem Herrn Negierungscommiffar für den 
vorliegenden Gefeßesentwurf angeführten, fehr überzeu- 
ben Motive feyen folgende: Es erfcheine an und für 
ih nicht ganz angemeflen, wenn in den verjchiedenen 

heilen derfelben Provinz, über den nämlichen Gegens 
fand, abweichende Rechtsgrundſaͤtze berrfchten, und es 
ergebe fich aljo das Wünfchenswerthe einer allgemeinen 
Beltimmung. Dabey.werfe fih nun die weitere Frage 
auf, welche Gefeggebung, bey Abfaffung diefer allgemet« 
nen Beftimmung, den Vorzug verdiene, und hier babe 
die Staatdregierung ſich für das gemeine Recht entfcheis 
den zu müffen geglaubt. — — 

Der Grund ihrer Anficht liege in dem Umftande, 
daß der Gredit von Gegenden, welche von Diftriften 
umgeben feyen, im welchen die Forderungen von Zinfen 
Se günftigeren Nechtsnormen beurtheilt würden, noth— 
wendig finfen müffe, indem Jemand, welchem die Wahl 


frey, ftehe, nicht leicht in eine Gegend Kapitalien auds 


leihen werde, in welcher. die Forderung von Zinfen im 
Eoncurfe der Kapitalforderung nicht gleich ftehe, oder 
in welcher auf mehr als zweyjährige Zinfen, welche der 
Gläubiger vielleicht aus Humanitaͤt nicht gerichtlich eins 
gefordert habe, die Klage verfagt fey. 

indem das vorliegende Gefet diefem Lebelftande abs 
beife, und zugleich dem humanen Gläubiger Vortheile 
verfchaffe, befriedige e8 anf diefe Weife zwey Forberuns 
gen der Gerechtigkeit. | 

Es frage fih nun, ob die, in der franzöfifchen Ge 
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ſetzgebung für die Klagen auf Zinſen beſtimmte Berjähs 
rungszeit ber gemeinrechtlichen. nicht vorzuziehen ſey. 
Die Staatsregierung babe indefjen die eritere, wie dieß 
in den Motiven des Geſetzesentwutfes ausgefproden ey, 
für nicht zeitgemäß erachtet, Die unguͤnſtigen Verhaͤlt⸗ 
niffe, und die Schwierigfeiten, mit welchen fo viele 
Landwirthe gegenwärtig zu fimpfen bätteıt, machten eine 
53 Beſtimmung nicht empfehlenswerth, welche die 
laͤubiger zu größerer Strenge noͤthigen, und fie. vers 

anlaffen müfe, da klagend aufzutretet, wo fie, ohne 
das Vorbandenfeyn diefer Beitimmung, Nachfiht und 
Friften gefinttet haben würden. Aus allen bisher ent— 
wicelten Gründen, glaube der Ausjchuß darauf antra— 
gen zu muͤſſen, das-Gefeg jo, wie es von der Staates 
regierung vorgelegt fey, anzunchmen. 

Das Präafidium vertagt die Discuffion über diefe 
Gegenftände auf die geſetzliche Zeit, und eröffıtet 
U. die Berathbung über den Nachtrag zu dem Ges 
fee über die Tilgung der Staatsidafd, in ds 
befondere die Dotation der Staatsſchulden— 
tilgungsfaffe. | 

Zu Artikel 1 bemerkt 

der Herr Freyherr Niedefel: Es laſſe ſich die 
Frage aufwerfen, ob die Stände berechtigt erſchienen, 
auf eine laͤngere Reihe von Jahren, als die Dauer einer 
Finanzperiode, den von der Staatsregierung in Ans 
fprucd genommenen Zinfenbetrag zu verwilligen. Daß 
diefelben für eine Finanzperiode zu einer foldhen Vers 
willigung nicht bloß berechtigt, fondern auch verpflich- 
tet feyen, unterliege allerdings feinem Zweifel. 

Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Es fey 
in diefem Augenbfide nicht von einer Bewilligung im 
eigentlichen Sinne, fordern von einer geſetzlichen Bes 
ſtimmung über die Dotation der Tilgungsfaffe die Rede. 
Eine folhe Beftimmung erfcheine nothwendig, wenn die 
Staatsfhuldentilgungsfaffe den Vortheil baben fol, 
welcher durch das Anlehen von 63 Million Gulden von 
ihr beabfichtigt worden fen, denn diejes Anlehen werde 
nur dann feine günftigen Wirkungen aͤuſſern, wenn Die 
Tilgungsfaffe für die ganze Dauer dejjelben mit 4 pCt. 
feines Betrages dotirt ſey, um diefe Summe Theils zu 
den Berloofungen, Theils zu Kapitalablagen verwenden 
zu können. Daß eine ſolche Dotation der Tilgungskaffe 
auf eine fange Reihe von Jahren, in Form eines Geſetzes, 
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ftatt finden koͤnne, fey außer Zweifel, und entfpreche 
auch dem Inhalte des Artifel3 78 der Verfaflungsurs 
kunde, nach welchem die Art und Weife der Ruͤckzahlung 
der Staatsfhuld durch das Staatsfchuldentilgungsgefeg 
beftimmt werben folle. Er hoffe daher, daß die hohe 
Kammer die Annahme des vorgelegten Gefeßes nicht bes 
anftanden werde, 

Der Herr Freyherr Niedefel: Er habe geglaubt, 
daß es eines Gefeßes um deßwillen nicht bedürfe, weil 
der mit dem Haufe Rothſchild, wegen des Anlebens von 
63 Million, abgefchloffene Vertrag c8 zur Bedingung 
mache, daß jährlich 4 Procent von diefem Anleben accn= 
mulirt, und zur Beſtreitung der periodifchen Verlooſun— 
gen verwandt würden. 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Der 
mit dem Hauſe Rothſchild abgefchlofiene Vertrag ver- 
pflichte die Staatsregierung allerdings nicht bloß, die 
Perloofungen zu halten, und die planmäßigen Summen 
auszuzahlen, fondern e8 ſey diefem Haufe auch die Zus 
fiherung einer hinreichenden Dotation der Staatsfchul- 
dentilgungsfaffe gegeben worden. Von einer beftimmten 
Summe fir diefen Zweck babe aber um deßwillen nicht 
die Nede ſeyn koͤnnen, weil zu einer folchen Zuficherung 
die ſtaͤndiſche Einwilligung erforderlich gewefen fey. 

In diefem Vertrage liege alfo eine Aufforderung 
mehr für die Stände, dem vorliegenden Entwurfe, wel- 
chem fchon an fich Fein Hinderniß im Wege ftehe, ihre 
Zuftimmung nicht zu verfagen. 

Ueber Artikel 2 und 3 des Gefeßesentwurfes erfolgt 
feine Bemerkung. 

Das Präfidiun eröffnet daher 

9.) die Berathbung über die Verwaltung der 
Staatsfhuld in den beyden Finanzperioden 
von 1821 — 1826. 

Zu der dritten Pofition des Ausfchußberichtes, den 
Stand der liquiden Staatsfchuld zu Ende des Jahrs 
41823, und den Zugang in den Jahren 1824 und 1825 
betreffend, bemerft R 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucdt: 
Die Rechnung für das Jahr 1824 fey von der Rech— 
nungsfammer noch nicht volljtändig repidirt, und die 
Rechnung für das Jahr 1895 noch nicht vollfommen 
aufgeitellt. Ueber beyde laſſe fich alſo bis jest fein Ur: 
theil fällen. Die zweyte Kammer habe befchloffen, Die 
Prüfung diefer Rechnungen bis zu ihrer Ablage, d. b. 
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bis zum naͤchſten Landtage zu verfchieben, und der Aus⸗ 
fhuß_diefer hohen Kammer trage darauf an, dieſem Bes 
ſchluſſe beyzutreten. 

Ueber den, die VBerbefferung des Gurfes der Pars 
tialfchnldfcheine des Anlehens von 64 Million betreffen» 
den Befchluß der zweyten Kammer bemerkt 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Er habe im Ausfchußberichte bemerft, daß die Staates 
regierung zu Ergreifung von Maasregeln, zu Hebung 
ded Curſes der Partialfchuldfcheine, aus welchen fein 
Nachtheil für die Staatsfaffe erwachſen koͤnne, einer 
befonderen Ermächtigung der Stände nicht bedürfe, daß 
aljo dem fraglichen Befchiuffe der zweyten Kammer nur 
ein, dem Antrage des Ausjchuffes zweyter Kammer ans 
gemeffener Sinn unterlegt, und die Staatsregierung das 
durch ald ermächtigt angefehen werden fönne, durch alle, 
ihr zu Gebote ftehbenden Mittel, welche nah Wahrfchein- 
Iichkeitöberechnungen der Staatskaſſe feinen Nachtheil 
drohten, auf die Hebung des Curſes der Partialobligas 
tionen zu wirken. Er babe im Ausfchußberichte ferner 
angedeutet, welche Mittel die Staatsregierung für die: 
fen Zweck allenfalls gebrauchen koͤnne, und gezeigt, daß 
die Staatsfaffe aus der Anwendung berfelben vielleicht: 
noch Vortheil erwarten dürfe, daß aber eine Garantie 
für den Erfolg nicht möglich ſey, weil nicht zu erwar- 
ten ftehe, daß ſaͤmmtliche Partialfchuldfcheine wuͤrden 
eingelößt werden koͤnnen. 

Der Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr von 
Wiefenhbütten: Er wolle ſich hinfichtlich des zur Bes 
rathung ftehenden Gegenftandes nur die Bemerkung er- 
Tauben, daß ſich über die Verwaltung der Staatsichul- 
dentilgungsfaffe allgemein die Heberzeugung ausfpreche, 
daß fie in ihrem ficheren und geregelten Gange fort 
— — Es duͤrfe alſo hierbey nichts zu erinnern 
eyn. — 

Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Er 
glaube, daß der Ausſchuß zweyter Kammer, indem er 
den Wunſch ausgeſprochen habe, die Staatsregierung 
moͤge Mittel ergreifen, um dem zu bedeutenden Sinken 
der Partialobligationen zu begegnen, von ſehr richtigen 
Anſichten und Vorausſetzungen ausgegangen ſey. Das 
Schickſal der Staatsglaͤubiger koͤnne dem Staate niemals 
gleichguͤltig ſeyn. Denn fein Credrit beruhe nicht bloß 
darauf, daß man glaube, er werde ſeine rechtlich über- 
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nommenen Verbindlichfeiten erfüllen koͤnnen, fondern er 
gründe fich eben jo wohl auf die Ueberzeugung von dem 
Antheile, den er am Schickſale feiner Gläubiger nehme, 
und auf die Hülfe, die er ihnen zu Theil werden laffe, 
fo fern dieß ohne weientliche Opfer von feiner Seite 
gefchehen koͤnne. Das Anlehen von 62 Million fey durch 
zufällige Umſtaͤnde, und durch die Bemühungen von Geg- 
nern dDiefer Operation, in eine Lage gekommen, welche 
man bey der Gontrabirung deffelben keineswegs habe 
vorausſehen koͤnnen. 

Der Curs der Partialſchuldſcheine ſey wenigſtens 
16 Procent unter dem wahren Werthe derſelben, und es 
ſey alſo eine Wohlthat für die Inhaber dieſer Scheine, 
wenn man bdenfelben einen, fi) dem wahren Werthe 
mehr anndbernden Cure zu geben fuche, was bey einer 
fo großen Differenz, ohne Opfer fehr wohl moͤglich fey. 
Es fey allerdings wahr, daß man bey der Unmöglichkeit, 
alle Scheine zu convertiren, oder einzufaufen, eine mas - 
tbematifch genaue Berechnung uber den Erfolg eins 
ſolchen Gefchäftes nicht anftellen koͤnne. Man koͤnne nur 
fagen, daß die ungünftige Chance in eben dem Verhaͤlt— 
niffe verfchwinden, und fich verkleinern müffe, in welchem 
die Zahl der von der Negierung eingelöften Scheine fid) 
vermehre. Es jey deßhalb vielleicht gewagt, nur eine 
fleine Anzahl Partialobligationen anfzufaufen. Sobald 
man aber eine größere Anzahl Scheine convertiren, oder 
einziehen koͤnne, fey die dem Gefchäfte zu Grunde lies 
gende Berechnung fo fiber, daß jeder cantiongfähige 
Privatmann fich für den Erfolg derfelben obne Gefahr 
verbürgen koͤnne. Man duͤrfe nun um fo vi zu Hebung 
des Gurfes der Partialfchulofcheine, den Gebraud von 
Mitteln verfhmähen, deren Anwendung Feine Unrecht 
lichfeit: enthalte, als man fogar eine Berantwortlichkeit 
auf fich Faden werde, wenn man einen Bortheil von der 
Hand weife, welcher mit Zufriedenheit aller Intereſſen— 
ten erreicht werden koͤnne. — - 

Den vorliegenden Beichluß der zweyten Kammer 
koͤnne auch er nur als eine vollitändige Genehmigung 
des Antrages ihres Ausfchufles anſehen, indem die Abs 
ficht einer fo befchränften Ermaͤchtigung der Staatsres 
gierung, wie fie, wenn man ſich fireng an die Worte 
des Beſchluſſes der zwesten Kammer halten wolle, aus- 
gedrückt fcheine, nicht denfbar fey. Zu Operationen, 
aus welchen für die Staatskaſſe moͤglicher weiſe Fein 
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Nachtheil hervorgehen koͤnne, beduͤrfe die Staatdregies 
zung feiner Ermädtigung von Seiten der Stände. Der 
Beſchluß der zweyten Kammer erſcheine alſo, wenn man 
ihm nicht den, in dem Ausſchußberichte dieſer hohen 
Kammer angenommenen Sinn beymeffen wolle, als ganz 
iberflüffig. Uebrigens deute fehon das, in der Faſſung 
des Bejchluffes gebrauchte Wort „Ermaͤchtigung“ das 
rauf hin, daß der fragliche Befchluß wirklich in dieſem 
Sinne abgefaßt ſey, und eine Operation der Staats⸗ 
regierung, deren günftiger Erfolg fi als im hohen 
Grade wahrſcheinlich daritelle, fönne alfo, felbit nad) 
dem vorliegenden Beſchluſſe der zweyten Kammer, feinem 
Anftande unterliegen. — Ueber das Wefen diefer Dpes 
ration koͤnne er fich übrigens um deßwillen nicht genauer 
erklären, weil darüber noch fein fefter Beſchluß gefaßt 
fey, und weil ein zu frühes Bekanntwerden au das 
Gefchaͤft felbit nachtheilig einwirfen miüffe. Er bemerfe 
nur, daß allerdings die Möglichkeit vorliege, mit Zus 
friedenheit der Inhaber der Partialobligationen, welche 
— nur die Hoffnung auf die Erhaltung des 

ehenden Curſes hegen koͤnnten, einen Vortheil für 
die Tilgungskaſſe ſo wahrſcheinlich zu erreichen, daß ein 
iungunftiger Erfolg nicht feicht denkbar fey. Um eines 
zwar denfbaren, ſedoch entfernten amd faum möglichen 
Uebels willen, entſage aber ſelbſt im Privatleben ein 
guter Hausvater feinem wahrfcheinlichen Gewinne. | 

Der Herr Freyberr Miedefel: Die Form des Ans 
lehens von 63 Million fey für die Finanzen des Groß- 
berzogtbums ſo günftig, daß er wiünfchen müffe, man 
moͤge dieſes Gejchäft ſeinen Gang ruhig fortgehen laſſen, 
indem auf dieſe Weiſe in 50 Jahren die ganze Schuld 
abgetragen ſeyn werde. In Folge des Umtauſches der Par⸗ 
tialobligationen Dagegen laffe ſich nicht eine Verminderung 
der Staatsſchuld, ſondern, wie er glaube, nur eine 
Vermehrung derfelben erwarteit, indem die Zinfen Des, 
für den Auffauf der Partialobligationen erforderlichen 
Kapitals mehr, als die, zu Beftreitung der periodifhen 
Rn nothwendigen Summen betragen würden. 
Die zur Tilgung der geſammten Staatſchuld jetzt zu 
bewilligenden Amprtifationsfapitalien würden, durch eine 
Gonverfion der Partialſchuldſcheine, fuͤr ihren Zweck 


nicht mehr ausreichen, und die Staatsſchuld alfo nicht, 


ee man jest erwarten duͤrfe, in 50 Jahren getilgt 
eyn. =; pi 
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Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Die 
Staatsſchuldentilgungskaſſe werde die Partialobligationen 
nicht theurer zuruͤckkaufen, als ſie dieſelben ausgegeben 
habe. Die Zinſen des, fuͤr den beabfichtigten Aufkauf 
erforderlichen Kapitald® würden alfo in feinem Falle 
mehr, als die Sunmte der periodijchen Berloofungen bez 
tragen, und die fur die Verlooſungen bejtimmte Berwils 
ligung, fo weit fie nicht für die Zahlung jener Zinfen 
in Anfpruch genommen werde, immer neh für die Er— 
reichung ihres Zweckes als hinreichend erfcheinen. 

DesPrinzen Emil von Heffen Hoheit: Er könne 
die Beforgniffe des Herrn Freyherrn Riedeſel nicht theis 
len. Wenn die Staatsregierung die Abficht einer Bers 
minderung der Staatsfchuld vor Augen babe, fo fey es 
gleichgültig, ob die Erreichung diefer Abficht in der, durch 
das Gejhaft mit dem Haufe Rothſchild bezeichneten Weife, 
oder durch ein anderes, jenem erjten jurrogirtes Vers 
fahren berbengeführt werde. Er theile alſo in diefer Bes 
ziehung vollfommen die, in dem vorliegenden Befchluffe 
ber zweyten Kammer ausgefprochene Anficht. Denn die, 
über den Siun des fraglichen Befchluffes etwa möglichen 
Zweifel habe der Herr Negierungscommiffär fo überzeus 
gend erledigt, daß ed unnoͤthig ſeyn werde, zu den, von 
angegebenen Gründen noch Etwas hinzuzu— 
ügen. 

Er glaube nun Feineswegs, daß ein Einwirfen auf 
dent Curs der Partialfchuldfcheine, von Seiten der Staats 
regierung, fo, wie es mehrfach angedeutet worden jey, 
ber Staatsfafle feinen Gewinn bringen werde. Geſetzt 
aber auch, diefelbe dürfe Feinen numerifchen Bortheil ers 
warten, fo fey diefe Nückficht hier nicht entjcheidend, wo 
ed bloß darauf anfomme, den Gläubiger zu belfen, 
welche im Vertrauen auf die Gefinnungen der Staats— 
regierung den Operationen derſelben die Hände geboten 
hätten. Man werde in diefer Beziehung, ohne Zuftims 
mung der Gläubiger, feine Schritte un. Sey nun 
aber die Staatsregierung zu angemeffenen Maasregeln 
bereit, und die Gläubiger verfagten ihre Einwilligung, 
fo werde die Regierung wenigftens den Vorwurf nicht 
verdienen, daß von ihr dem Vertrauen, welches man in 
ihre Gefinnungen gefegt babe, nicht entfprochen worden 
fey. Uebrigens koͤnne man die Ausführung der, für die 
Erreichung des mehrerwähnten Zweckes beabfichtigten 
‚Operation, vertranensvoll in die Hände einer Staatsres 
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gierung legen, deren Finanzverwaltung nur Ordnung, 
Umfiht und Sparſamkeit blicken laffe, und welche dem 
Lande Vortheile zugewandt babe, die von vielen größeren 
Staaten bisher vergebens gejucht worden ſeyen. 

Des Herren Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Menn er, ald Referent des Ausſchuſſes dieſer hoben 
Kammer, darauf atgetragen habe, fich mit dem vorlie- 

enden Bejchluffe der zwepten Kammer zu vereinigen, fo 
unbe er dabey das Bertrauen berücfichtiget, welches die 
Weisheit und, Nechtlichkeit der Finanzverwaltung des 
Großberzogthumes- in hohem Grabe verdiene. 

Ms einen beſonders triftigen Grund, welcher eine 
Dperation, wie fie in dem Plane der Staatsregierung 
fiege, erbeifche, babe man die, aus den Pflichten gegen 
die Inhaber der Partialobligationen hervorgehende Noth— 
mwendigfeit eines höheren Einwirfens auf die Verbefferung 
des Curſes der Partialfchuldfcheine angeführt. 

Indeſſen koͤnne er das Relevirende diefes Grundes 
nicht anerfennen. Der Staat, welder nur mit dem 
Haufe Rothichild contrahirt babe, babe, feiner Anficht 
nach, Feine directe Verbindlichkeit gegen die Inhaber ber 
einzelnen 2oofe, und dieß um jo weniger, als fich diefe 
Looſe meift nicht mehr in dem Beſitze der erften Käufer, 
fondern in der dritten oder vierten Hand befanden. 

Die aus dem Einwirfen des Staates für die Eigen 
thuͤmer der Partialfchuldfcheine hervorgehenden Vortheile 
würden alſo felten den erjten Erwerbern, welche baupts 
ſaͤchlich durch das Sinken der Scheine benachtheiliget 
worden ſeyen, ſondern meist Speculanten zu Theil werden, 
De die Looſe um die jet befichenden Preiße augefauft 

tten, 

Beſtimmt, dem Beſchluſſe der zweyten Kammer bey: 
-zutreten, babe ihn defhalb weniger die oben erwogene 
Ruͤckſicht, als die Ausfiht auf den Vortheil und den 


Gewinn, welchen der Staat aus dem von ihm beabfich- _ 


tigten Gefchäfte ziehen koͤnne. 

- Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Anſicht Sr. Erlaucht des Herrn Grafen zu Solms-Lau— 
bach, daß der Staat nur mit dem Haufe Rothſchild con 
trabirt habe, und nur zu Erfüllung der in diefem Ver— 
trage enthaltenen Bedingungen verpflichtet fey, erfcheine 
zwar nicht ganz ungegründet, indejlen muͤſſe man bedenz 
fen, daß die wohlthätigen Folgen eines Einwirkens der 
Staatsregierung, in Beziehung auf den bisher berathenen 
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Gegenftand, den Credit berfelben, und das Vertrauen 
des Publifums, bedeutend vermehren, und vielleicht in 
der Zukunft, wenn das Bedürfniß großer Kapitalaufs 
nahmen eintrete, reichliche Früchte bringen werde, Auch 
fey die Staatsregierung den gegenwärtigen Inhabern 
der Partialfchuldfcheine allerdings unmittelbar verhaftet, 
und da man weit entfernt davon fey, diefen Inhabern 
ein Gefchenf machen zu wollen, ſondern ſich darauf be- 
fchränfen werde, die vorliegenden Verbindlichkeiten, wenn 
auch in anderer Form, zu erfüllen, fo möge in dieſer 
Beziehung wohl nichts zu erinnern ſeyn. 

Was den zweyten von Sr. Erlaucht hervorgehobenen 

Umftand betreffe, daß die Looſe groͤßtentheils um gerin- 
ere, als die erftien Anfaufspreiße, in die dritte Dand 
übergegangen ſeyen, fo werde derfelbe allerdings beruͤck— 
fichtiget werden müffen, da man das finanzielle Intereſſe 
nicht aus den Augen zu verlieren beabfichtige. Indeſſen 
könne er verfichern, daß fich der größte Theil der Par: 
tinlobligationen noch jeßt in den Händen ber erſten In— 
baber befinde. Er glaube aus diefen Gränten wiederholt 
den Wunſch ausfprechen zu dürfen, daß die Staatsregie- 
rung nicht gehindert werden möge, die von ihr beabſich— 
tigte Operation vorzunehmen. 

Bey der hierauf eröffneten Discuffion, über ben, 
die Wahl eines neuen ftandifchen Directors der Staats 
fchuldentilgungstaffe betreffenden Beſchluß der zweyten 
Kammer bemerkt ! 

der Herr Freyherr Niedefel: Auch er glaube, in 
Uebereinftimmung mit der Anficht der zweyten Kammer, 
daß eine neue Wahl des ftändifchen Directors der Staats⸗ 
fhuldentilgungsfaffe erforderlich fey, indem diefes Amt, 
und nicht bloß das des Gtellvertreterd des ftändifchen 
Directors, nach dem Ablaufe von 6 Sahren fein Ende 
erreiche. In der Berathung der zweyten Kammer fey 
ferner mit Recht bemerft worden, daß der einmal ges 
wählte Director, bis zur erfolgten Wahl eines neuen, 
fein Amt fortverfeben müffe, wenn nicht die Gefchäfte 
eine Stockung erleiden follten. Wolle nun die Kammer 
der Anficht der zweyten Kammer beytreten, und ebenfalls 
zu einer neuen Wahl fihreiten, fo bemerfe er nur, daß 
diefelbe niemals Urfache gehabt habe, ihre früher getrof- 
fene Wahl zu bereuen. 

- Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Er ftimme dafür, der Wahl der zweyten Kammer unbes 
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bingt beyzutreten, indem die Perſoͤnlichkeit des von ber- 
felben gewählten Directors der Staatsfchuldentilgungs- 
kaſſe, und feines Subjtituten, allen, bey der Berwaltung 
der Kaffe zu machenden Forderungen entfprechend fey. 
Es frage fih nur, ob die hohe Kammer die Form der 
Wahl ferenge einhalten, und felbftftändig wählen, oder 
bloß ihren Beytritt zu ber, von der zweyten Kammer 
befiebten Wahl erklären wolle, und ob diefelbe in dem 
leßteren Falle ibren Rechten nichts vergeben werde. 

Des Herrn Grafen zu Erbahb- Schönberg Er 
laucht: Man könne den, aus einem bloßen Beptritte 
etwa berzuleitenden unrichtigen Folgerungen durch eine 
Refervation begegnen. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Er glaube, daß die 
hohe Kammer den Beptritt zu dem Bejchluffe der zweyten 
Kammer ohne Gefahr erflären koͤnne. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: In dem 
fraglichen Bejchlufle der zweyten Kammer fcheine ihm 
auf die Rechte diefer hohen Kammer feine genügende 
Nüudficht genommen zu jeyn. Auf dem erſten Kandtage 
feyen nämlich die beyden Kammern dahin übereingefomzs 
men, daß, im Falle einer Meinungsverfchiedenbeit über 
die für das Amt des Directors der Staatsfchuldentil- 

ungsfaffe, und feines Subftituten, zu wählenden Per: 
onen, die Wahl zwifchen beyden Kammern alterniren 
folle. Die Alternation babe damals bey der zweyten 
Kammer angefangen, und ftehe alfo jest der erften Kam— 
mer zu. Wenn die zweyte Kammer defwegen eine Fort: 

Dauer der Funktionen des Sandftändifchen Directors der 
Staatsfhuldentilgungsfaffe und feines Subftituten bey 
benfelben Verfonen, welce diefe Aemter bisher befleidet 
hätten, gewinfcht babe, fo babe fie, was auch felbft da, 
wo ein wirklich vorhandenes Wahlrecht ausgeibt werden 
folle, immer unerläßliche Bedingung fey, die erfte Kam— 
mer von ihrem Wunfche in Kenntniß feßen, und auf 
dieſem Wege verfuchen müffen, eine, ihren Abfichten an— 
gemefjene Bereinigung beyder Kammern berbey zu führen. 
Eine weitere Befugniß ftehe, wie er glaube, der zweyten 
Kammer auf Feine Weife zu. Wenn diefe Kammer daher 
die von ihr getroffene Wahl der erften Kammer nicht 
ale Wunſch vortrage, fondern in das deßhalb erlafjene 
Gommunicat nur die Worte aufnehme ‚‚unter Vorauss 
ſetzung des Beytritts der erfien Kammer‘ fo fcheine ihm 
darın eine offenbare Ueberjchreitung ihrer Befugniffe, 
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ein Eingriff in die Rechte diefer hohen Kammer zu Tiegen. 
Es ſey nun freylich eine bloße Form, um weldye es fich 
hier handle. Indeſſen wünfche er nicht, daß die erfte 
Kammer, welche ſchon durch das Finanzgefeh weniger, 
als die zweyte Kammer, begünftigt fey, ihre Rechte auch 
nicht durch das Ueberfehen einer bloßen Form fchmälern 
möge. 
* Des Herrn Grafen zn Solms-Laubach Erlaucht: 
Er glaube nicht, daß das fragliche Communicat einen 
anderen Sinn habe, als den, der hohen Kammer den 
Wunſch der zweyten Kammer auszudrüden. Die Worte 
„unter Borausfegung des Beytritts der erften Kammer’’ 
bezögen fi) wohl nur auf die Vorausferung, daß die 
bohe Kammer die Anficht der zweyten Kammer theiie, 
daß der einmal erwählte ftändifche Director der Staats— 
fchuldentilgungsfafle, bi8 zur Wahl eines neuen, fein 
Amt fortverfehen müffe. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Er 
glaube, daß die zweyte Kammer, aud wenn die Worte 
„unter Borausfegung des Beytritts der erſten Kammer’’ 
in dem, von Sr. Hoheit angenommenen Sinne zu vers 
ftehen feyen, im vorliegenden Falle nicht wohl anders 
habe verfahren Eönnen. Der Gegenftand ihres Befchlufles 
ſey nämlich Fein folcher,, bey welchem eine vorbereitende 
Berathung der Ausfchiffe anwendbar gewefen fey, weil 
der Ausfhuß zweyter Kammer nicht babe vorausfchen 
fönnen, auf welche Subjecte die Wahl zum landſtaͤndi— 
fchen Director der Staatsfchuldentilgungsfaffe, und zu 
feinem Subftituten fallen würde. Es ſey alſo eine wor: 
ausgehende wirflihe Wahl unumgänglih notbwendig 
geweſen, um die Subjecte zu bezeichnen, deren Ernennung 
den Wünfchen der zweyten Kammer entfpreche. Diefe 
Wahl ſey unter Vorausſetzung der Zuftimmung der erften 
Kammer erfolgt, mithin den Rechten diefer hoben Ram: 
mer, feiner Anficht nach, Fein Eintrag gefcheben. 

Der Herr Kanzler Arens: Er glaube zwar, in 
Uebereinftimmung mit dem Herrn Negieringscommiffär, 
daß den Nechten diefer hohen Kammer durch die von der 
zweyten Kammer volgogene Wahl eben fo wenig ein 
Eintrag gefchehen fey, als die hohe Kammer ſich durch 
den Beytritt zu dieſer Wahl in ihren Befugniffen das 
Mindefte vergeben werde, Indeſſen fcheine ihm das Vor: 
bandenfeyn gefetlicher Formen in Gefchäftsverbindungen, 
und ihre Beobachtung fo wefentlih, daß er ed für fach: 
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gemäß halte, wenn man nicht im Allgemeinen darüber 
abftimmen laſſe, ob die hohe Kammer dem fraglichen Ber 
fchluffe der zweyten Kammer beytreten wolle, fondern, 
wenn man auf die gewöhnliche Weife wähle, und die 
vollzogene Wahl der zweyten Sammer anzeige. 

Bey der hierauf eröffneten Discuffion über den, die 
Dorlage des Domäneninventard, und die Namhaftma— 
chung des zur Staatsichuldentilgung beftimmten Drittheild 
der Domänen betreffenden Bejchluß der, zweyten Kammer 
bemerkt 

des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Die Vorlage des Domäneninventars fey allerdings 
fehr wünfchenswerth, indem man auf dieje Weife eine. 
genauere Leberficht über die, dem Staate zur Schulden» 
tifgung zu Gebote ftehenden Mittel erhalte. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Der vorliegende Befchluß ber zweyten Kammer entfpreche 
nicht nur dem. Intereffe der Stände, fondern es müffe 
auch des Großherzog Königliche Hoheit felbft angenchm 
feyn, zu wiffen, welche bejtimmte Objecte als Familiengut 
des Großherzoglichen Haufes betrachtet werben koͤnnten. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Die 
Vorlage des Domäneninventars, welche allerdings auf 
aleihe Weife im Intereffe Cr. Königlichen Hoheit des 
Großherzog und der Stände liege, würde ſchon laͤngſt 
erfolgt ſeyn, wenn die Beltimmungen darüber, ob ein 
gewiljes Object ald Domäne zu betrachten fey, oder 
nicht, eine Frage, die ſich im einzelnen Falle oft als fehr 
zweifelhaft darftelle, der Aufnahme des Inventars nicht 
vorausgehen müßten. 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Es 
werde an der Bollendung des Domäneninventars fehr 
fleißig gearbeitet, und das Inventarium der Kamerals 
domaͤnen koͤnne wahrfcheinlich bis zum nächiten Lundtage 
voollendet„fenn. Bey der Imventarifirung der Forſtdo— 
mänen MH das Gefchäft mit größeren Schwierigfeiten 
verfnüpft. Die Domanialmaldungen feyen nämlich, bis- 
ber fehr bedeutend, und über ihren nachhaltigen Ertrag 
angegriffen worden. Man könne daher ihren bisherigen 
Ertrag nicht ald Maasftab ihres Werthes annehmen, . 
fondern muͤſſe, zu Bellimmung des letzteren, eine Schäs ‘ 
— vorausgehen laſſen, welche man um fo weniger umges 

en koͤnne, als ſie das Intereſſe des Großherzogl. 8 
durchaus erforderlich mache. 
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Da Feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fehließt dag 
Präfidium diefe Discuſſion, und eröffnet 

3) die Berathung über Die zweyte Abtheilung 
des Ausgabebudgets, die Berzinfung und 
Zilgung der Staatsfhuld betreffend. 

Es bemerft | 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Der vorliegende Gegenftand fey fo Far, und es fey das 
bey, wie aus dem früheren, über die bisherige Verwals 
tung der Staatsfchuldentilgungsfaffe erftatteten Berichte 
bervorgehe, fo wenig zu. erinnern, daß er nur den An— 
trag des Ausfchußberichtes wiederholen, .. und fid) dahin 
ausfprechen koͤnne: Man möge die verlangte Sunme 
ohne Beichränfung verwilligen. | 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Erer: 
laube fih, bier das zu wiederholen, was er fchon in 
früheren Bemerfungen ausgeiprochen habe, daß nämlich 
die von der Staatsfchuldentilgungsfaffe in Anſpruch ges 
nommene Summe auf eine nachhaltige Dotation berechnet 
fey, daß diefelbe aber größer werden muͤſſe, fobald die 
Stände den bisherigen Zuftand, wonach für jede Fi— 
nanzperiode eine eigene Verwilligung Statt gefunden 
habe, beyzubehalten geneigt feyen. Die Staatsjchulden- 
tilgungsfaffe bedürfe für die laufende Finanzperiode 
we bloß ber Fonds für die PVerzinfung der Staats 
fhuld und für die Beftreitung der periodifchen Verloo— 
fungen aus dem Anlchen von 64 Million, fondern auch 
der Summe von 240,000 fl. welche von dem, auf dem 
erften Landtage bemilligten Anlehen von 540,000 fl. in 
diefer Finanzperiode fällig würden. Zu Abtragung diefer 
Poften feyen die verlangten Summen an ficy nicht hin— 
reichend. Werbe aber die Stantsfchuldentilgungsfaffe in 
den Befit der von ihr proponirten nachhaltigen Dotation 
gefest, jo fey fie um die Mittel, das fällige Kapital 
von 240,000 fl., auch ohne ftändifche Sermiltgng, aufs 
zubringen, nicht verlegen. Sollte aber der, MM diefer 
Beziehung. oben berathene Gefeßesentwurf Anjtand finden, 
fo werde die Staatsregierung die, zu Abtragung der ers 
mwähnten Schuldpoften erforderlichen Summen, fo weit 
die bereits bemilligten Mittel nicht zureichten, noch nadı= 
zufordern gendthigt feyn. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Auch ohne die Kapitalfchuld von 240,000 fl. betrage dag . 
Bedürfniß der Staatsfchuldentilgungsfaffe für Zin ſen 
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und periodifche Berloofungen allein ſchon mehr, als die 
von den Ständen für jene Zwede in Anfpruch genom— 
menen Summen. 

Da feine weitere Bemerkung. erfolgt, fo fchließt Bas 
Praͤſidium diefe Discuſſion, und eroͤffnet 
45) die Berathung über die Rubriken L, III. 
undV. des Voranſchlags der Staatsausgaben 
für die Finanzperiode von 1827 — 1829. 

Es bemerft 

der Herr Freyherr Niedefel: Bon dem Herr Ge 
heimen Staatsratb Hofmann fey in der Berathung ber 
zweyten Kammer über den vorliegenden Gegenftand bes 
merkt worden, daß der MWohlftand des Landes in der 
verfloffenen Finanzperiode mehr zu⸗, ald abgenommen 
babe. Als Beweis habe der Herr Geheime Staatsrath 
die Zunahme der Bevoͤlkernng und die Vermehrung des 
Viehſtandes angeführt. Er könne indeffen diefe Anficht 
nicht theilen. Zunahme der Bevoͤlkerung fey fein Zeichen 
eines erhöheten Wohlitandes, indem ſich die Armen eben 
fo wohl ald die Reichen vermehrten. 

‚Die Zunahme des Viehwerthes geftatte eben fo wenig 
einen ficheren Schluß. Das Bieh ſey Handelsgegenitand, 
und fein Preis ftehe gegenwärtig 50 Procent unter den 
Preifen des Jahrs 1817. Wenn man aber noch bedenfe, 
welch großer Theil des Viehes, welches die Landleute 
im Gebrauche hätten, verpfändet, oder nur zu Protokoll 
gekauft, und noch Eigenthum der Juden fey, fo werde 
man zu ganz andern, als den, von dem Herrn Regie— 
rungscommiffär in ber zweyten Kammer angeführten 
Nefultaten gelangen. Ein großer Theil der Bauern 
müfle bereits mit Kühen fahren, weil. er feine Ochfen 
bezahlen könne, und es fey ein fehr fchmerzliches Gefühl 
überhaupt zu ſehen, wie die meiften Yandleute auf den 
nothwendigiten Lebensunterhalt beſchraͤnkt ſeyen, und ſich 
jede Ausgabe, jede Berbefferung verfagen müßten, um 
bie Anfprüche zu befriedigen, welche von Gemeinden und 
Staat an fie gemacht würden. | 

Er ſehe wohl ein, daß die Staatöverwaltung nicht 
die Urfache diefer unglüdlichen Berhältniffe fey, und daß - 
ihre Forterungen nur auf regelmäßigen unabänderlichen 
Einrichtungen beruhten. Indeſſen halte er es immer für 
feine Pflicht, jede Täufchung, welche über den wahren 
Zuftand des Landes obwalten Fönne, zu entfernen. 


* 





Des Herrn Grafen zu S olms⸗-Laubach Erlaucht: 
Auch nach ſeiner Ueberzeugung koͤnne der Wohlſtand des 
Landes in der jetzigen Zeit, in welcher der Werth aller 
Producte fo tief heruntergedruͤckt fey, feineswegs im Zus 
nehmen begriffen feyn. _ Es trage nun zwar nicht die 
Staatsregierung, fondern das Zufammentreffen unguͤn— 
figer äußerer Umftände die Schuld diefer Erſcheinung, 
und er ſey weit entfernt, der Regierung deßhalb einen 
Vorwurf machen zu wollen. Er glaube aber, feine Anz 
ficht dennoch um degwillen ausfpredyen zu müffen, weil 
es für die Aufftellung des Staatsbudgets wicht gleich⸗ 
guͤltig ſeyn koͤnne, welche Anſicht die Staatsregierung 
als die richtige zu adoptiren, und ihren Forderungen zu 
Grunde zu legen, geneigt ſey. 

Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Er 
habe in der Berathung der zweyten Kammer nicht be— 
hauptet, daß der Wohlftand des Landes ſehr bedeutend 
zugenommen babe, wenn dieß auch wirklich feine Ueber: 
zeugung ſey. 

. Sn Diefer — ein ganz beſtimmtes Urtheil zu 
faͤllen, ſey ſehr fchwer. Er habe in der zweyten Kammer 
nur nachgewiefen, daß alle gewöhnlichen Symptome feis 
neswegs zum Nachtheile eines fortfchreitenden Wohlſtan⸗ 
des ſpraͤchen. Er habe ſich bemüht, in diefer Beziehung 
über eine Menge von Thatfachen Üeberfichten zu fammeln, 
und dieſe Ueberfichten der zweyten Kammer vorgefegt, 
und das Nefultat diefer Rechnung habe fih für feine 
Anficht durchaus günftig geftellt. Daß der Zuftand ein⸗ 
zelner Landestheile mit dem Zuſtande des Ganzen hier 
und da nicht harmoniren koͤnne, wolle er nicht in Abrede 
ſtellen. Indeſſen ſey dieſer Umſtand da nicht entſcheidend, 
wo es auf Faͤllung eines allgemeinen Urtheils ankomme. 
Es ſey moͤglich, daß auf Koſten einer Klaſſe von Staats 
angehörigen eine andere reicher geworden ſey, daß die 
Schulden der Grundbefiger fich eben fo, wie die Fonds 
der Kapitaliften vermehrt hätten. Wenn diefe Schulden 
im Sande felbft contrahirt feyen, fo werbe Dadurd der 
Wohlſtand des Landes im Ganzen nicht vermindert. 
Durch die mißgänftigen Schilderungen, und falfchen Ans 
fihten, welche man ſelbſt in öffentlichen Blättern über 
den Zuftand des Großherzogthums zu verbreiten fi) be— 
muͤht habe, fey er veranlaßt worden, zu zeigen, daß 
diefer Zuftand — ſo unguͤnſtig ſey, wie man 
ihn darzuftellen verfucht habe. Er habe in Diefer Hinficht 
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nichts ansgefprochen, was nicht feine innigfte Ueberzeu- 


gung ſey. Der Druck, welcher auf dem Großherzogthume, 
und befonders auf einzelnen Theilen deſſelben, wie anf 


jedem anderen Staate, Tafte, fey nicht von der Staats— 
vegierung herbey geführt, ſondern die Folge fehr ungluͤck⸗ 
fi 

mit Grumde gehofft werden dürfe, Die Preife der Pro: 


ducte feyen bereits im Steigen, und mit ihnen der 


Wohlitand des Landmannes, alfo ein Grund weniger 
vorhanden, um Beforgniffen für die Zufunft Raum zur geben. 
Aeußerungen, wie die „man brauche ſich nicht mit 
Regulirung der Abgaben zu befchäftigen, weil bald Nie- 
mand mehr werde bezahlen fünnen’’ habe man jederzeit, 
und fehon auf dem erfien Landfage getban, ohne daß 
fofche VBorausfagungen jemals eingetroffen ſeyen. Die 
Acten der Älteren Kandtage, weiche er haufig durchzuſehen 
Beranlaffung gehabt habe, enthielten ähnliche Bemerfun- 
gen, und oft mit noch viel grelleren Farben, indem zu 
jeder Zeit arme und zahlungsunfähige Menfchen eriftirt 
hätten. Es fey übrigens nicht die Abficht auf dieſe all- 
gemeinen Anfichten Unternehmungen zu gründen, welche 
einen erhöheten Wohlftand des Landes vorausfegten, und 
dieß fen auch der Grund, weßhalb die Staatsregierung, 
in ihren Forderungen an die Stände, fich bis jegt auf 
das dringend NRothwendige befchränft habe. 

Der Herr wirflihe Gebeimeratb Areyherr von 
Wiefenhütten: Wenn man den Zuftand der drey 
Provinzen des Grofherzogthums vergleiche, fo falle dieſe 
Bergleichung ohne Zweifel für die Provinz Oberheffen 
am wenigften günftig aus. Für diefen Yandestheil muͤſſe 
er die, von dem Herrn Freyherrn Niedefel gegebene 
Schilderung als vollfommen richtig anerkennen. Man 
. brauche, um ſich von den Nücdfchritten des Wohlftandes 
der —— Oberheſſen zu uͤberzeugen, nur die Gemein— 
devoranſchlaͤge nachzuſehen, und den Inhalt der fruͤheren 
Gemeindevoranſchlaͤge mit dem Inhalte der jetzigen zu 
vergleichen. 

Indeſſen ſey der Zuſtand der erwaͤhnten Provinz 
allein eine Folge der unguͤnſtigen Zeitverhaͤltniſſe, indem 
dieſelbe gegenwaͤrtig faſt ganz ohne Handel, und lediglich 
auf ihre eigene Conſumtion beſchraͤnkt ſey. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Er müfje die Bemerfung des Herrn Freyherrn 
von Wiefenhütten vollkommen beftätigen. Der Wohlitand 
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cher Zeitverhältniffe, deren baldige Verbefferung indeffen 
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der. Provinz Oberheſſen nehme keineswegs zu. Der befte 
Beweis für dieſe Behauptung ſeyen die, täglich bey den 
Gerichten ge mebhrenden Klagen aus Schuldforderungen. 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Er babe fih nur aus den früher angegebenen Gründen 
mit der Bemerfung des Herrn Freyherrn Niedefel ein- 
verftanden erklärt, und dieſe Gründe feyen durch Die 
Erläuterungen des Herrn Regierungscommiffärs vollfom- 
men. erledigt. 
Der Zuftand der Provinzen Rheinheffen und Star: 
fenburg ſey, wie er ſich durch den Augenfchein überzeugt 
babe, allerdings ein gaus anderer, als der der Provinz 
Oberheſſen, und auch in der letzteren könne man die einzel- 
nen Gegenden Feineswegs einander gleich ftellen. Die Lage 
der Wetterau ſey unſtreitig viel unguͤnſtiger, als die.der 
übrigen Theile derſelben Provinz. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Der Zuftand der 
einzelnen Gegenden der Provinz Oberheffen fey allerdings 
ſehr verjchieden. Selbſt in den Befigungen der Familie 
Niedefel finde ſich eine folche VBerfchiedenbeit. 

Die Bewohner der Drte, welche durch den Vertrag 
feiner Familie mit dem Landgrafen von Heſſen Darmitadt 
vom Sabre 1713, dem Großberzogthume einverleibt wor: 
den feyen, und ihre Erwerbsmittel ſchon längere Zeit 
anf eine, dem Umfange der Landesſteuern angemefjene 
Weiſe gejteigert hätten, ſtuͤnden fich viel beffer, als die, 
feiner Familie zugehörigen Ortfchaften, welche fich erft 
en Sabre 1806 im beffifchen Unterthansverbande 

nden. | 

‚ Mebrigens babe auch er feine frühere Bemerkung 
keineswegs in der Abficht gemacht, um der Staatsregie- 
rung die Schuld der ungünftigen Lage einzelner Landes— 
theile beyzumeſſen, fondern Tediglich in der Abficht, um 
einer jeden, auf die vermeintliche Idee einer Vermehrung 
des Wohljtandes des Großherzogthums gegründeten Erz 
böhung des Budgets vorzubeugen. 

Zu der Rubrik I. positio 4 des Voranſchlags, die 
——J— zu den Brandverſicherungsanſtalten betreffend, 
emerkt 

der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Der 
Voranſchlag ſey fuͤr den fraglichen Gegenſtand eben ſo 
hoch geblieben, wie er in der vorigen Finanzperiode ge- 
wejen jey. Das Beduͤrfniß der verflofienen Finanzperiode 
babe zwar die verwilligte Summe bedeutend überjtiegen. 
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Da bie Brandftiftungen indeffen nachgelaflen hätten, in- 
dem es den Gerichten gelungen fey, einige der Urheber 
zu entdecken und zu beflrafen, jo habe man geglaubt, 
fig auch dießmal auf die Summe von 4252 fl. beſchraͤn⸗ 
ken zu Dürfen: 


N van. ' ' 
3u der Flten Hauptabtheilung ded Budgets, die 
Penfionen betreffend, bemerkt 
bes: Heren Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Der Ausihuß habe, um Conformität mit dem Befchluffg- 
der zmepten Kammer hervorzubringen, zwar darauf an— 
2* fuͤr die Beſtreitung der Penſionen nur die 
umme von 500,000 fl. zu bewilligen. Indeſſen beruhe 
diefe Berwilligung auf der Borausjegung des Heimfallg 
von bedeutenden Penfionsfummen in der Iaufenden Fi- 
nanzperiode. Erfolge diefer Heimfall alfo nicht, fo vers 
ſtehe fich die Rechtmäßigkeit der Verwendung einer bes 
deutenderen Summe, als ber oben genannten, von felbft. 
. Der. Herr Freyherr Niedefel: Die Befugniß einer 
bedentenderen Verwendung, als der von den Ständen 
verwilligten Summe, in dem Falle, welchen der Herr 
Graf: zu Solms » Laubach angeführt habe, fey ſchon in 
der Berathung der vereinigten Ausfchäffe beyder Kam- 
mern , bey Feitfegung der Summe von 500,000 fl., dem 
Herrn Regierungscommiffär nachgegeben worben. 
Zu ber Vten Hauptabtheilung des Budgets, die 
Landitände betreffend, bemerft 
der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Es fey 
zu brruͤckſichtigen, daß die, in der vorliegenden Rubrik 
veranſchlagten Koften, welche an ſich ſchon auf eine fürs 
zere, als die wirkliche Dauer diefes Landtages berechnet 
feyen, dadurch vermehrt werden würden, daß in Diefe 
Finanzperiode noch ein zweyter Landtag falle, 
"Bey ber hierauf 
5) über die VIIte und VIllte Hauptabtheis 
lung des Ausgabebudgets für die Finanzpe 
riode von 1827 — 1829 eröffneten Berathung be- 
merft zur Dauptrubrif VIL 
der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Des 
Großherzogs Königliche Hoheit Fönnten bey dem Inhalte 
des, im Ausfchußberichte diefer hohen Kammer angeführ- 
ten Befchluffes der zweyten Kammer Sich nicht beruhigen, 
fondern müßten, wenn die zweyte Kammer bey ihrem Be⸗ 
ſchluſſe beharren folle, in den Landtagsabfchied eine bir 
fondere, ſich hierauf bejiehende Erklärung aufnehmen. 
| 32 


20 Heft IV. 


Es jey nämlich nicht von dem Gehalte für eine Perfon, 
fondern von dem Einfommen einer Stelle die Rede, 
welche beftehe, und beftehen müfle, und deren Dotation 
von ded Großherzogs Königl. Hoheit verfügt worden 
fey. Der Gegenftand ſey zwar nicht fo bedeutend, um 
ein befonderes Benehmen der Staatsregierung mit der 
zweyten Kammer zu veranlaffen. Die Forderung der 
Staatöregierung aber in Theorie und Praxis nicht zu 
beanftanden. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Der Großherzog 
fey allerdings berechtigt, Stellen zu creiren und zu dos 
tiren. Hier handle es fih aber nicht un den Gehalt 
einer ‚Stelle, fondern nur darum, ob diefer Gehalt für 
eine bejtimmte. Perfon zu verwilligen fey. Das Indivi— 
duum, welches bisher die Gefchäfte eines Secretaͤrs im 
Stantsrathe verfehen habe, ſey Minifterialrath geworden, 
und glaube defwegen von feinen früheren Funftionen 
befreyt zu feyn. Die Stände feyen ‚deshalb der Mei- 
nung, daß ihm die, für die Stelle eined Secretaͤrs im 
Staatsrathe früher gebührenden 500 fl. geftrichen werden 
müßten, Sobald das fragliche Amt von. ihm aufs Neue 
übernommen, oder mit einem anderen Subjecte beſetzt 
werde, koͤnne die fernere Bewilligung des Gehaltes von 
500 fl. feinem Anftande unterliegen. 

: Zu der Vlllten Rubrif des Hauptvoranfchlags, das 

——— der auswaͤrtigen Angelegenheiten betreffend, 
emerkt 

der Herr wirkliche Geheimerath Freyherr von Wie— 
ſenhuͤtten: Ohne Diplomatie koͤnne der Staat nicht 
beſtehen. Er gleiche, ohne ſie, einem Schiffe ohne Steuer, 
welches vielleicht in ſeinem Innern wohlgebaut ſey, und 
dennoch an's Schlepptau genommen werden muͤſſe. Die 
fuͤr die Erreichung der diplomatiſchen Zwecke erforderli— 
chen Mittel zu beſtimmen, koͤnne aber nur allein der 
Staatsregierung uͤberlaſſen bleiben. | 

Der Herr Freyherr Niedefel: Der Ausfchuß habe - 
e8 der hoben Kammer anheimgeftellt, ob fie wegen ber, 
von der zweyten Kammer beanftandeten Summe von 
7000 fl. das ganze Budget verwerfen wolle, - Zu einem 
ſolchen Beſchluſſe fey der Gegenitand wohl nicht bedeu- 
tend genug. Auf der anderen Seite habe der Ausſchuß 
die Motive der zweyten Kammer nicht für fo wichtig ger 
halten, daß er geglaubt hätte, geradezu auf den Beytritt 
zu dem Beſchluſſe diefer Kammer antragen zu muͤſſen. 
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Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Er 
habe fchon -in_ der zweyten Kammer erflärt, daß bes 
Großherzog er Hoheit den Abzug von 7000 fl. 
an der, für das Minifterium der auswärtigen Angeles - 
genheiten veranfchlagten Summe auf feine Weife zugeben 
werden. Die ald Nachtrag zu dem Ausfchußberichte diefer 
hohen Kammer entwidelte Anficht, und die Bemerfung 
des Herrn Freyherrn von Wiefenhütten feyen hinreichend, 
die Anfprüde der Staatöregierung, und den, für die 
bipfomatifchen Verhältniffe erforderlichen Aufwand, als 

erechtfertigt darzuftelen. Man koͤnne denfelben mit dem 

ufwande aller Staaten gleichen Ranges in diefer Be- 
ziehung vergleichen, und er werde eher zu gering, ale 
zu hoch erfeinen. Daß die erſte Kammer, um der ge 
ringen Summe von 7000 fl. willen, das Budget ver- 
werfen möge, winfche er nicht. Schon auf dem erſten 
Landtage feyen für den vorliegenden Gegenftand nur 
64,000 fl. votirt worden, obgleich der wirkliche Bedarf 
höher gewefen fey. 

Der Großherzog habe über diefe Verwilligung da— 
mals eine -Erflärung in den Landtagsabfchied aufnehmen 
lafien, und der Mehrbebarf des Miniftertums der aus- 
wärtigen Angelegenheiten fey ausgegeben, und diefe Ue— 
berfchreitung des Budgets von den Ständen des zwegten 
Landtags nicht im Mindeften beanjtandet worden. Die 
Stände dieſes Landtags würden wohl von den namlichen 
Anfihten, wie die Stände der früheren Landtage aus- 
gehen, und fih nicht weigern, die von der Staatsregies 
rung in Anfprud; genommene Summe in Rechnung pass 
firen zu laffen. Ein abweichender Beſchluß der zweyten 
Kammer fey alfo, wenn fpäter diefe hohe Kammer den 
hie eh Aufwand als gerechtfertigt anerfenne, 
nicht wohl zu fürchten. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, jo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

6) die Berathung über die Propofition der Staatsre- 
gierung, den Rheindurchſtich am Geyer betreffend. 

Es bemerft * 

der Herr Freyherr Niedefel: Die Staatsregierung 
habe proponirt, zu dem vorliegenden Zwede ein Kapital 
aufzunehmen. In dem Befchluffe der zweyten Kammer 
Dagegen fey, nach dem Gutachten der vereinigten Finanz— 
ausfchäffe, in Uebereinftimmung mit dem Herrn Regie 
rungscommiffär, fo viel in der Berwilligung zum Ter— 
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ritortals Fluß⸗ und Dammban übernommen worden, daß 
es möglich erfcheine, den projectirten Rheindurchſtich aus 
den Einfunften der laufenden Finanzperiode zu beftreiten. 
Die Ausſchuͤſſe hätten es nämlich für beffer gehalten, 
wenn man das Unternehmen auf diefe Weife beftreite, 
als wenn man durch neue, nun bereits in Folge eines 
jeden Landtags wiederholte Kapitalaufnahmen die Fi- 
nanzen des Großherzogthums in ein ungimftiges Licht feße. 
| Der Herr Kanzler Arens: Nur dann, wenn die 
Ausführung der vorliegenden Propofition der Staatsre- 
ierung abfolut nothwendig erfcheine, werde von den 
Ständen berfelben ihre Zuſtimmung ertheilt werden fönnen. 

Für eine Verwilligung, bey welcher diefe Bedingung 
nicht vorhanden fey, feheine der gegenwärtige Zeitpunkt 
feineswegs der geeignete zu feyn, zumal, wenn man die 
allerdings — Lage, in welcher ſich die Provinz 
Oberheſſen, in Vergleichung mit den beyden anderen 
Provinzen, beſonders der Provinz Starkenburg, befinde, 
und welche von dem Herrn Freyherrn Riedeſel ganz rich— 
tig geſchildert worden ſey, beruͤckſichtige. Koſtſpielige 
Einrichtungen, welche nicht Durch Nothwendigkeit abfolut 
geboten feyen, follten bey dieſem Zuftande, ed Ueber⸗ 
zeugung nach, nicht unternommen werden. Er werde 
daher für den, durch den beabſichtigten Durchſtich ver- 
anlafßt werdenden bedeutenden Koftenaufmand nur in der 
Borausfegung ſtimmen innen, daß über die abfolute 
Nothwendigkfeit des Durchitiche Fein Zweifel ea fey. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Präfivium die Discuſſion, und erflärt die Sigung für 
aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


nv 
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Sieben und vierzigfte Sißung | 


in dem Sißungsfaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. | 


Darmfladt am 7ten April 1827. 


mv 


Unter dem Borfiße des Herrn erften Präs 
fidenten. | 


Anwefend : 


Des Groß-⸗ und Erbprinzen von Heffen Hoheit. 
Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach⸗Schoͤnberg Erlaudht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaudt. 
Der Herr Freyherr Niedefel. Der Herr Geheime 
Staatsratb von Wreden. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arend. Der Herr 
wirkliche Geheime Rath Freyhberr von Wiefen- 

bhütten. Der Herr Freyherr von Breidenftein. 
Der Herr Geheime Rath Knapp ale Großherzog. 
fiher Regierungscommiffarius. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 
Protofolles der vorigen Sikung legt 

I. der Herr Geheime Rath Knapp der Kammer zwey 
Gefetesentwürfe vor. 

Sie betreffen Ä 

1) die Zwangsveräufferungen in der Provinz Rhein 
hefjen.*) 





*) Siehe die Verhandlungen der zweyten Kammer. 


A ——— 
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2) die Beytreibung der Auskände der Domanial- 
verwaltung in der Provinz NRheinheffen. 9 

Die Kammer verweijt die beyden Entwürfe an den 
zweyten Ausſchuß. 

II. Das Praͤſidium macht die Kammer mit den neuen 
Eingaben bekannt. 

Sie beſtehen 

1) in einer Vorſtellung der Gebruͤder Bernard und 
P. C. Kraft u. Comp. zu Offenbach, die, bey der zmwey- 
ten Kammer der Stande in Antrag gebrachte Erhöhung 
der Verbrauchfteuer für Tabak, ohne Rüdvergütung für 
den Abfag in das Ausland, betreffend. 

9) in einem Schreiben der zweyten Kammer, beit 
Gefeßegentwurf, wegen Einführung einer gleichförmigen 
Perfonalfteuer betreffend. 

Die zweyte diefer Eingaben wird ad acta, die erſte 
dagegen, an den erften Ausfchuß verwiefen. 

III. Das Präfidium fordert zu Erftattung der, auf 
der Tagesordnung verzeichneten Vorträge auf. 

Es referirt demnach 

1.) der Herr Kanzler Arens, im Namen des zwey⸗ 
ten Ausfchuffes, bloß mündlich, über den, die Auf 
bebung des Borzugsrehts der Griminalfass 
fen bey Eoncurfen betreffenden Gefeßesentwurf, in- 
den er bemerft: 

Der auf diefem Landtage, in Beziehung auf den 
nämlichen Gegenjtand gemachte, und von beyden Kams 
mern genehmigte Antrag des Abgeordneten Herrn Geiß 
fey die Veranlafjung des vorliegenden Gefeßesentwurfes. 
Derfelbe enthalte nur die Erfüllung der ftandifchen Wün- 
fche, und koͤnne, ald dadurch genugfam motivirt, der 
hohen Kammer zur Annahme empfohlen werden. 

2) der Herr Freyherr Niedefel, im Namen des 


erften Ausſchuſſes, 


a.) über den Voranſchlag der Staatsauss 
— in dem Geſchaͤftszweige der Finan— 
zen. 

b.) über das Geſuch ſaͤmmtlicher Ochſen— 
metzger zu Darmſtadt, um Aufhebung der 
Mauth auf dem auslaͤndiſchen Schlachtvieh.** 


au Siehe die Verhandlungen der zweyten Kammer. 
**) Siehe Beylaye XCVII. 
***) Siehe Beylage XCVIII. 
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co) bloß muͤndlich, über die Vorftellung meh 
rerer Rheinmuͤller zu Mainz, die Entrids 
tung der Grundſtener, Fenfterjiener, und des 
ae Ile von den Rheinmuͤhlen zu 
Mainz betreffend. Derfelbe trägt, mit Beziehung auf die 
Verhandlung der zweyten Kammer, darauf an, bem Gefuche 
gleichfalls Keine Folge zu geben. 

3J der Herr Freyherr von Breidenftein, im Nas 
men des erſten Ausſchuſſes, über den die Einfühs 
rung einer gleihbförmigen Gewerbfieuer be 
treffenden. Geſetzesentwurf. ) 

Das Praͤſidium vertagt die Discuſſion uͤber dieſe 
Gegenſtaͤnde auf die geſetzliche Zeit, und es bemerkt 

der Herr Freyherr von Breidenſtein: Zugleich 
mit dem Entwurfe des Finanzgeſetzes fuͤr die Periode 
von 1827 — 1829 ſey ein, von der zweyten Kammer 
bereitd genehmigter, auf Erhöhung der Beitenerung von 
einzelnen Gegenftänden des Tarifs fich beziehender Nach— 
trag zu dem Verbrauchſteuergeſetze vorgelegt worden. 
Wegen der Nähe der Oftermeffe, und der damit verbuns- 
denen Möglichkeit zahlreicher Einkäufe ftehe zu befürch- 
ten, daß, wenn man bie Beſchlußnahme über den frag- 
lichen Gegenftand Iängere Zeit binausfchieben wolle, die 
projertirten Erhöhungen der Verbrauchſteuer, wenn bie 
hohe Kammer viefelben auch anzunehmen bereit ſey, Doc) 
für die naͤchſte Folgezeit zum Theile-ihre Wirfung ver- 
fehlen ‚würden. 

Es jey daher Wunſch der Staatsregierung und der 
zweyten Kammer, die erite Kammer möge, um den ers 
wähnten Nachtheil zu vermeiden, den regelmäßigen Gang 
der Gefchäftsordnung abfürzen, und die Berathung und 
Abftimmung mit der Berichtserftattung über den frag. 
Iichen Gegenftand vereinigen. Er frage nun, ob biefer 
Wunſch der Intention der hohen Kammer entfprechend, 
und ob es ihm verftattet fey, den Bericht über die Bes 


fhlüffe der zweyten Kammer feiner Bemerkung anzus 


fchließen. * 54 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Eine 
einſeitige Abaͤnderung der Geſchaͤftsordnung von Sei⸗ 
ten der hohen Kammer halte er nicht fuͤr zulaͤſſig. 
Sobald indeſſen, wie im vorliegenden Falle, die 
Einwilligung ſaͤmmtlicher Intereſſenten, naͤmlich auch 
die der Staatsregierung, und der zweyten Kammer, 


*) Siehe Beylage XCIX. 
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vorhanden ſey, unterliege das, : von dem Herrn Refe⸗ 
renten des Ausſchuſſes proponirte Verfahren, feiner Ans 
fiht nad, Feinem Anftande. 

Die Kammer erflärt fich mit dieſer Anficht einver- 
fanden, und der Herr Freyherr von Breidenftein 
referirt fofort bloß mündlich, indem er bemerft: 

Nach dem Antrage der Staatsregierung finde eine 
Erhöhung der Verbrauchfiener vom Bruttocentner flatt: 

12) Bey Mabafter von 50 Kreuzern, welde, als 
von einem im Tarife nicht befonders bezeichneten Gegen- 
ftande, davon entrichtet worden feyen auf 20 fl.— Diefe 
Erhöhung fcheine um fo angemefjener, ald der Brutto- 
centner Mabafter, in Uhren verarbeitet, fchon früher 
mit 20 fl. verfteuert worden fey. 

2) Bey ausländifchen Gonftturen von 50 Kreuzern 
auf 10 fl. 

3) Bey Fenfterglas auf 50 Kreuzer. Da das Fens 
fterglas ebenfalls früher zu den nicht befonderd benann⸗ 
ten Gegenftänden gehört habe, und alfo mit 50 fr. ver: 
ftenert worden ſey, fo bezwede der ſich darauf beziehende 
Beichluß der zweyten Kammer, nur eine ausdriädliche 
Aufführung diefes Gegenftandes im: Tarife. 

ee Bey gehecheltem Flachs von 50 fr. auf ı fl. 


2 

5) Bey Kryftallglaswaaren von 50 fr. auf 20 fl. 

i % Bey ungereinigtem Kleeſaamen von nichts, auf 
428 fr. | | 
7) Bey Kafimir von 50 fr. auf 20 fl. 

5) Bey Leinwandwaaren halb mit Baummolle oder 
Wolle auf 10 fl. 

9) Bey lithographifchen Arbeiten auf 10 fl. 

10) Bey Seidenwaaren, halb mit Wolle oder Baum- 
wolle auf 15 fl. 

11) Bey Wafferfprisen per Stud auf 20 fl. 

412) Bey Wollenwaaren von 10 fl. auf 20 fl. 

Hier ſey eine Erhöhung des Anfages um deßwillen 
wünfchenswerth, weil bey verminderter Concurrenz, Die 
inländifchen Fabriken die Bedürfniffe des Innlandes 
allein zu befriedigen im Stande feyn würden. 

Die zweyte Kammer habe bey der Berathung über 
den Tarif noch für folgende Gegenjtände eine Erhöhung 
der Verbrauchſteuer befchlofien: 

1) Nach Nro. 11 des Tarifes, für den Bettbarchent 
von 10 fl. auf 15 fl. 
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2) ZuNro, 14 für Bier in Faͤſſern von 1.fl. 20 fr. 
auf 3 fl. 20 fr. | 

3) Zu Nro. 20 für Blechfabrifate von fchwargem 
Bleche von 2 fl. 30 fr. auf 3 fl. 20 fr. | 

4) Zu Nro. 21 für Fabrikate von weißem Bleche 
von 5 fl. auf 7 fl.:30 Er. | 

5) Für Bleyweiß von 50 fr. auf 1 fl. 40 fr. 

6) Zu Nro.44 für Eifengußwaaren von 25 auf 50 Er. 

D Zu Nro, 45 Stahl und Zaineifen von. 25 fr. 
auf 1 fl. 40 Er. | 

.- 8) Zu Nro. 46 und 165 für Schloffer» und Schmie- 

Dearbeit von 3 fl. 20 fr. uf5fl. 

9) Für Hopfen von 50 fr. auf 3-fl. 20 fr. 
10) Für Leim von 50 fr. auf. 3 fl. 20 ® 







11) Zu Nro. 113 für rohe Leinwand, vol. 20 Er. 
auf 5 fl. | 
12) Zu Nro, 114 für gebleichte Leinwand von 5 fl. 
auf 7 fl. 30 Fr. 

13) Für Marmorwaaren von 50.fr. auf 1 fl. 40 Er. 

14) 3u Nro. 125 für Mehlwaaren von 3 fl. 20 Er. 
auf 5 fl. 

15) Zu Nro, 130 und Nro, 131 für alle Suftrus 
mente, mit Ausnahme der Tafteninftrumente, von 10 fl. 
und 5 fl. auf 20 fl. 

16) Für Nägel von 50 fr. auf 5 fl. 

17) Zu Nro. 141 für Maculatur-, Druds und 
Packpapier von 50 fr. auf 1 fl. 40 Fr. 

18) Für gedrudtes Papier, welches der Litteratur 
nicht angehöre, von nichts auf 5 fl. Diefe Erhöhung 
habe ihren Grund darin, daß im Auslande häufig. Eti- 
fetten ꝛc. gebrudt worden, und frey eingegangen feyen, 
— das unbedruckte Papier habe verſteuert werden 
muͤſſen. 

19) Papierarbeiten, Doſen, Masken zc. von 50 Fr. 
auf 3 fl. 20 fr. 

20) Zu Nro. 196 für rohen Tabak von 50 fr. auf 
1 fl. 40 kr., mit Aufhebung des Artikel 9 des Geſetzes 
vom 6. März 1824 in Bezug auf die Tabafsfabrifanten. 

Für die Aufhebung diefes Artifels Eönne er aber 
um deßwillen nicht fimmen, weil diefelbe auf ben Ta- 
bakshandel des Großherzogthums einen fehr nachtheiligen 
Einfluß Außern müffe. Beſſer fey noch eine Erhöhung 
ber Verbrauchsftener von Tabak auf 3 fl. 20 fr. 

21) Zu Nro. 197 für fabricirten Tabak von 10 fl. 
auf 12 fl. 30 kr. 
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22) Zu. Nro. 206 für wollene Tücher von 20 fl. auf 
40 fl. und für Biber von 10 auf 20 fl. 

23) Zu Nro. 216 für Rindvieh unter 500 Pfd. von 
6 fl. auf 10 fl. 

24) Zu Nro. 217 über 500 Pfd. von 8 fl. auf 12 fl. 

25) Zu Nro. 219 für Schweine von i fl. auf 3 fl. 

25) Zu Nro. 222 für Hämmel von 30 fr. auf 1 fl. 

27) Für Goldfabrifate mit andern Stoffen vermengt, 
von 50 fr. auf 20 fl. | 

28) Zu Nro. 233 für rohe Wolle von nichts auf 123 Fr. 

29) Für plattirte Waaren von 50 fr. auf 10 fl. 

30) Für Duincallerie und Silberfabrifate mit ans 
beren Stoffen vermengt, von 50 fr. auf 20 fl. 

’ 31) Zu Nro. 83 für rohen weifen Hanf von nicht, 

auf 12 Ä 
39) Nro. 84 für rohen Hanf von 25 auf 50 fr. 
33) Zu Nro, 85 für gehechelten Hanf, von 1 fl. 40 fr. 
auf 3 fl. 20 Fr. | 
31) Zu Nro, 231 für Bonteillen Wein von 20 fr, 
auf 30 Fr. . 
35) Für Berger Thran von nichts auf 50 fr. 
36) Für Kupferarbeiten von 50 fr. auf 7 fl. 30 Er. 
3 Zu Nro. 109 für Sohlenleder und Oberleder 
von 3 fl. 20 fr. auf 5 fl. . 
38) Zu Nro. 111, für unzugerichtetes, halb gahres 
Leder von 1 fl. 40 fr. auf 5 Fi " 
39) Endlich habe die zweyte Kammer eine verhält 
nißmäßige Erhöhung der Verbrauchſteuer für neue Klei- 
ber beſchloſſen. Ä 
- Da in der fofort eröffneten Discuffion nichts Bebdens 
tendes bemerft wird, fo ftellt das Praͤſidium die Fragen: 

a) Tritt die Kammer, dem Antrage ihres Ausſchuſſes 

emäß, den Befchlüffen der zweyten Kammer, auf 

rhöhung der VBerbrauchfteuer, mit: Ausnahme des 

— 20 des Ausſchußberichtes erwähnten Beſchluſſes, 
bey? 

b) Will die Kammer mit der zweyten Kammer, wegen 
des, die Aufhebung des Geſetzes vom 6. März 1824 
bezwecenden Befchluffes derfelben, in. Recommuni- 
cation treten? 

Die Kammer beantwortet diefe Fragen einftimmig 

mit Sa. - 
Das, auf die eben gefaßten Befchlüffe fich beziehende 
Communicat an die zweyte Kammer wird von dem Ge- 
eretär fofort entworfen, und von der Kammer genehmigt. 
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IV. Das- Präfivium eröffnet die Discuſſion 

4) über- den Antrag des Abg. Herrn Schü, auf 
veränderte Einrichtung der Zünfte, Ä 

Es bemerft a 

der Herr Freyh err Niedefel: Dem Antrage bed 
Herrn Proponenten ſey um jo weniger. Folge zu geben, 
als berfelbe mit dem, auf dem erften Yandtage gegebenen, 
die Aufhebung: des Zunftzwanges bezweckenden Gefeße in 
directem Widerfpruche ftehe. ,T. 

>. Bey. der-hierauf nn 

Ir folgenden Discuffion über den : Gefeßesentwurf, 
die von den Mühlen, für die Benußung des 
MWaffergefälles, zu entrihtenden Regalitäts- 
abgabencbetreffend, bemerft Ä 

des Heren Grafen zu Solms» Rödelheim Er 
laucht: Er wünfche zu wiſſen, ob die in dem Befchluffe 
der zweyten Kammer zu Artifel 6 und 7 des vorliegenden 
Gefeßesentwurfes fefigefegten Anſchlagspreiſe der Natus 
ralabgaben für alle, von den Mühlen zu entrichtenden 
Abgaben insfünftige ald Negel gelten ‚follten. | 

Der. Herr Kanzler Arens: Der fragliche Beſchluß 
der zweyten Kammer habe keineswegs die Tendenz,. einem 
Berechtigten etwas zu entziehen, fondern betreffe bloß 
die Berwandlung der bisher in natura geleifteten Re— 
galitätsabgaben in eine Geldpräftation. 

Die hohe erite Kammer habe in ihren früheren Be 
fhlüffen über diefen Gegenftand die Steuerregulirungs- 
preife ; die zweyte Kammer dagegen die Fruchtpreife der 
legten: Finanzperiode zu Grunde legen wollen.. - Die 
zwepte Kammer glaube aber jest, daß die Wahrheit zwi— 
fchen beyden Anfichten in der Mitte liege, und habe def- 
halb einen Ausweg gewählt, welcher dem Intereſſe ber 
Berechtigten und der Verpflichteten gleich: jehr zu ent: 
fprechen fcheine, und welchen der Ausfchußbericht wohl _ 
mit Recht der hohen Kammer zur Annahme empfohlen habe. 

Bey der hierauf | 

3) folgenden Berathbung über den Gefeßesentwurf, 
die Aufhebung der gefeglihen Beftimmungen, 
welche für die Klagen auf Zinfen aus Geld 
darleben eine fürzere Verjährumgszeit, als 
die gemeinrechtliche, vorfchreiben betreffend, er— 
folgt feine Bemerkung. 

Das Präfidium veranlaßt daher 

V. die Abftimmung 


% 
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— uͤber die, zu Verzinfung und Tilgung 
ver Staatsfhuld für die Finanzperiode vo 
1827 — 1829 erforderliden Fonds. 
- Das Prafidium ftellt folgende Fragen: 

3) Berwilligt die Kammer für die Finangperiode von 
1827 bis 1829 die jährliche Summe von 565,285 fl. 
zur Berzinfüng und weiteren VBerminderung der. 
Staatsfhuld? Ä | 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

b) Bewilligt die Kammer für die jet begonnene Fis 
nanzperiode zur Mittilgung der Staatsfchulden, eine 
jährliche Summe von 43,500- fl. - 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

c) Wil die Kammer die Abftimmung über die Frage: 

—Ob 'eine jährliche Summe von 43,500 fl. für die 
nächften 50 Sahre zu bewilligen fey, bis zu der Ab- 
ſtimmung über den Nachtrag zu dem, die Staate- 
Luldentilgung betreffenden Geſetzesentwurfe, aus— 

ſetzen? | 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

d) Bewilligt die Kammer den Bezug der Zinfen von 
ausjtehenden Kauffchillingen, von veräußerten Do: 
mänen durch die Staatsfchuldentilgungsfaffe für Die 
Finanzperiode von 1827 — 1829 zur Tilgung und 
Verzinfung der Staatsfchuld? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einflimmig. 

e) Bewilligt die Kammer die jährkiche Summe von 
410,108 fl. für die nächfte Finanzperiode, zu Gehal— 
ten und Kanzleyfoften des Staatsfchuldentilgungs- 
inſtituts? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 
+ 9) über den Nachtrag zu dem Geſetze uͤber Die 
Tilgung der Staatsfhuld insbefondere die 
Dotation der Staatsfhuldentilgungsfaffe 
betreffend. Ä 
Die von dem Präfidium geftellte Frage: 
Wil die Kammer den Gefehedentwurf ſo, wie er von 
der Staatsregierung vorgelegt worden ift, annehmen ? 
wird von der Kammer einftimmig mit Sa beantwortet. 
3) über die Propofition der Staatsregierung dem 
Rheindurchſtich am Geyer betreffend. 
Das Praͤſidium ftellt folgende Fragen: 

a) Ertheilt die Kammer die — zur Ausfuͤh⸗ 

rung des Rheindurchſtichs am Geyer 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 
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b) Soll. die Großherzogliche Staatsregierung erfucht 
werden, nochmals erörtern zu laſſen, ob nicht, mit- 
telſt einer. bogenförmigeren Führung des Durchitiche, 
ohne Nachtheil für den Zweck, weitere Koftenerfpars 
niffe, und insbefondere Beybebaltung des alten 
Landdammes ‚erwirft werden, kann, und bejahenden 
Falls eine, ſolche anzuordneu? 

Die Kammer beantwortet- dieſe Frage einftimmig 
mit Ja. uns X Sa 

e) Will die Kammer die, Stastsregierung, nach dem 
Antrage des Ausjchuffes, nicht enmächtigen, im Falle 
unvprhergejebene Ereignifje, fowohl zur Abwendung 
von deren Machtheilen, als auch zur Entfchädigung 
ber ‚etwa hierdurch bemachtheilige werdenden Ge— 
meinden und Privaten, die weiter noͤthigen Verwen- 
dungen zu machen, und fol ihr in diefem Kalle, in 
Betreff der nothwendig erfcheinenden Summe, Credit 
bewilligt werden ? 

Dieje Frage wird mit 9 gegen 2 Stimmen bejaht. 
Mäüber die Berwaltung der Staatsfchuld 
in ber erfien und zweyten Finanzperiode. 
Das Prafidium ftellt folgende Fragen: 

a) Genebmigt die Kammer, daß die, in den Artifeln 2 
und 4de8 Staatsjchuldentilgungsgefeges vom 29, Sumi 
1821 dem Staatsjchuldentilgungsinftitute als Liquid 
überwiefene Summe ftatt 13,677,268 fl. 36 fr., wie 
— ——— auf 12,949,178 fl. 13 fr. feſtgeſetzt 

ei 5 


Dieſe Frage wird einftimmig bejaht. 

b) Erfenut die Kammer den Betrag der liquiden 
Staatsihuld am Schluſſe des Jahre 1823, nad) 
Beyſchlagung der in den Sahren 1821, 1822 und 
1823 von der illiquiden zu der liquiden Staatsfchuld 
übertragenen Summen, der in diefem Sabre neu 
aufgehommenen Summen, und nach Berechnung 
der fonftigen Zugänge und Abgänge, mit der Summe 
von 13,879,180 1. 12 fr. an? 

Die, Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

c) Erfennt vie Kammer die von der Staatsfchulden- 

tilgungskaſſe für die Sahre 1821, 1822 und 1893 
eitellten, und von der Sroßherzoglichen Rechnungs 
ammer abgehörten Rechnungen für richtig an? 
Dieſe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

d) Billigt die, Kammer die Vermehrung des Perſonals 
bey der Staatsjchuldentilgungstaffe, jo wie die 
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Mehrausgaben an Beroldiusigen und Bureaufoften 
für die Jahre 1821. bis 1823° 
Die Kammer- beantwortet diefe Frage einſtimmig 
Ja. | en | 
Befchließt die Kammer, zu einer neuen Wahl des 
ftändifchen Directors der Staatsfchuldentilgungsfaffe 
für die nächften 6 Jahre zu fchreiten? ! 
Diefe Frage wird’einftimmig bejaht. 
Wil die Kammer die Staatsregierung. erfuchen, 


"einen Gefetesentwurf, als Zuſatz zu dem Staats: 


fchuldentilgungsgefeße vom 29. Suni 18294, vorzules 
gen, wonad die Dauer der Funftionen des jtändi- 
ſchen Directors der Staatsfchuldentilgungsfaffe und 
deſſen Subftituten,, mit: geeigneter Beruͤckſichtigung 
deſſen, was hierüber in der Berathung vorgefommen, 
genau -beftimmt werdet : | 
Zwey Stimmen bejahen, 9 Stimmen Dagegen 


verneinen dieſe Frage. 


8 


Ging die Kammer, bey der Abftimmung- über die 
vorige Frage, von der Anficht aus, daß die Funf- 
tionen des ftändifchen Directors, und deffen Subſti— 
tuten, bis zum Eintritte einer nenen Wahl derjelben 


fortdauern, und fol die: Staatsregierung erjucht 


werden, ihr Einverftändniß zu diefer Anficht in 
dem Kandtagsabfchiede zu erflären ? 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 


h) Will die Kammer die Staatsregierung erſuchen, 


einen Gejeßesentwurf vorzulegen, wonach der. Arti- 
fel 16 des Staatöfchuldentilgungsgefeßes vom 29. Juni 
1821 dahin abgeändert wird, daß die Sffentliche 
Kechnungsablage, niht am Schluffe eines jeden 
Sahres , jondern finanzperiodenweife erſt alsdann 
gefchehen ſolle, wenn die Rechnungen abgehört, und 
von den Ständen als richtig anerkannt worden find? 

Diefe Frage wird einftimmig verneint. 
Mill. die Kammer die Staatsregierung erfuchen, 
fpäteftend auf dem nächiten YTandtage, das Domaͤ⸗ 
neninventar vorlegen -zu Taflen, und das Drittheil 
der Domänen nahmhaft zu machen, welches, nad) 
Artifel 6 der BVerfaffungsurfunde, an den Staat 
abgegeben werden fol, um zur Schuldentilgung ver: 
wandt zu werden ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit 3a beantwortet. 


k) Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer : 


„Die Großherzögl. Staatsregierung zu ermächtigen, 


Protofol XLVII vom 7ten Ypril 1627. 33 


auf die Verbefferung des Curſes der Partialobliga- 
tionen des Anlehens von 64 Million Gulden durch) 
alle ihr zu Gebote ftehenden Mittel zu wirfen, in 
fo fern folches ohne Verluft für die Staatsfaffe ges 
fchehen fönne‘ in ber Borausfegung bey, daß fie 
mit biefem Befchluffe ven, dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes entfprechenden Sinn verbunden babe: Die 
Großherzogl. Staatsregierung zu ermächtigen, durch 
alle ihr zu Gebote ftehenden Mittel, deren Anwens 
dung, nach aufzuftelenden Wahrfcheinlichfeitsberech- 
nungen, für bie Staatsfaffe feinen Nachtheil be; 
fürchten Laßt, auf Hebung bed Eurfes der Partial- 
obligationen zu wirfen? 


[4 


Zwey Stimmen vernei 
bejahen dieſe Frage. 

Das Praͤſidium veranlaßt hierauf, dem fo eben sub. e 
gefaßten Befchluffe gemäß, die Wahlen zu den Stellen 
eines landſtaͤndiſchen Directors der Staatsfchuldentil- 
. gungsfaffe, und defien Subftituten. Die Kammer wählt 
einftimmig den Herr Geheimenratb Schenf zum Direc- 
tor, und mit 7 Stimmen den Herrn Oberfinanzfammer: 
affeffor Goldmann zum Subftituten. 

Das Präfidium veranlaßt ſodann 

5) die Abftimmung über die 7te und Ste Haupt: 
abtheilung des Ausgabebudgets für die Fi— 
nangperiode von 1827 bis 1829. 

Das Präfidium ftellt folgende Fragen: 

3) Wil die Kammer, in Uebereinftiimmung mit dem 
Befchluffe.der zweyten Kammer, für das Geheime 
Staatsminifterium, den Staatsrath, und die Ge- 
heime KRabinetserpebition, die Summe von 88,600 fl. 
verwilligen? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

b) Bewilligt die Kammer, mit Berädfichtigung deffen, 
mas von dem Herrn Negierungscommijlär im der 
Berathung geäußert worden ift, in Uebereinftimmung 
mit dem Befchluffe der ‚zwegten Kammer, für das 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten die 
Summe von 80,066. fl.? 

Die Kammer beantwortet Diefe Frage einftimmig mit 

Sa, und das Präfidium erklärt die Sigung für aufgehoben. 

Beglaubigt: 
Riedeſel. Arend. v. Wreden. 
na 
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Acht und vierziafte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 10ten April 1827. 


vn. nmmv 


Unter dem Borfige des Herrn zweyten Pr& 
fidenten. . 


Anwefend: 

Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hoheit. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbah- Schönberg Erlaudt. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Rödelheim Erlaudt. 
Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden. 
Der Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler 
Arens. Der Herr Freyherr von Breidenftein. 


Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung bes 
Protofolles der vorigen Sitzung legt 
| I. das Prafidium der Kammer, als neue Eingaben, 
mehrere Schreiben der zweyten Kammer vor. 

Sie betreffen 

1) die Propofition der Großherzoglichen Staatsre- 
gierung auf — — 14,000 fl. zu Errichtung 
eines Suftizgebäudes in Mainz *) 

2) den Antrag des Abg. Herrn Knorr, auf Unter 
ftügung der bedürftigften Mitglieder der franzöfifchen 
Ehrenlegion in der Provinz Nheinheffen **) , 


*) Siehe die Verhandi. der zweyten Kammer, 
**) Deßgleidhen. 
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3) bie Finanzverwaltung in der Finanzperiode von 
18241 — 1823.) 

4) den Antrag des Abg. Herrn Schuß, die Verun— 
terpfändung der Grundrenten, und die Theilung der da 
mit belafteten Güter betreffend. *H 

Die Kammer verweift diefe Eingaben ſaͤmmtlich an 
den erſten Ausſchuß. 

5) die Antraͤge der Abgeordneten Herren Elwert, 
Zimmer und Mahlerwein, 

a) auf Borlegung eines Gefeges, über die Verwaltung 
und Auslieferung des Vermögens Abwefender ; 

b) die Eompetenz der Landgerichte in Ebhefcheidungs- 
fachen zu befchränfen, und diefelbe den Hofgerichten 
zu übertwagen; 

c) auf verbefferte geſetzliche Beltimmungen über das 
Hypotheken- und Pupillarweien in Rheinheffen.**H 
6) die Anträge mehrerer rheinheflifchen Abgeordneten, 

die Zaren und Gebühren der Advofaten, Notarien, Ge- 
richtsfchreiber, Gerichtsboten, des Hypothefenbewahrerg, 
der Zeugen und Experten in Rheinheſſen zu revidiren 
und zu ermäffigen. ****) 

D den Gefeßesentwurf, ben Wegbau betreffend. *****) 

Die Kammer verweift die drey legten Eingaben an 
den zweyten Ausichuß, 

8) den Antrag ded Abg. Herrn Andre, die ftante- 
bürgerliche Verbeflerung bed dermaligen Zuftandes ber 
Juden betreffend. 1) 

9) die Propofition der Großherzoglidhen Staats: 
regierung auf Verbefferung der Landwirthſchaft. TH 

10) den Antrag ded Abg. Herrn Hellmann, die 
Revifion der Kirchenrechnungen durch die Großherzogliche 
Rechnungskammer betreffend. 171—) 

11) den Antrag deſſelben, den zerruͤtteten Zuſtand 
ber Beerfelder Kirchenfafle, und die traurige Lage ber 
dortigen Geiftlichen betreffend. TtrT) 


*) Siehe die Verhandı. der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. 
***) Deßgleichen. 
*5*) Deßgleichen. 
ren), Deßgleihen. 
+) Desgleichen. 
tr) Deßgleichen. 
+rr) Deßglelchen. 
trrt) Deßgleichen. 
C 2 
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12) den Antrag des Abg. Herrn Staudinger, auf 
Berwilligung eines Beytrags zu Erbauung der einge 
ſtuͤrzten Kirche und Vergrößerung des Schulhaufes zu 
Eimelrod, Landrathsbezirks Voͤhl.“) 

Die fünf legten Eingaben werden an den dritten Aus— 
fchuß verwiefen. 

Il. Das Präfidium fordert zu Erftattung der, auf 
ter Tagesordnung verzeichneten Vorträge auf. 

68 referirt demnach 

1) der Herr Praͤlat Schmidt, im Namen des eriten 
Ausſchuſſes, über die IVte Dauptabtheilung des 
Boranfhlags der Staatsaußgaben, die Be 
dürfniffe des Großherzoglichen Hauſes und 
Hofſtaats betreffend. **) 

2) des Herrn Grafen zu Solms Rödelheim Erlaucht, 
im Namen des dritten Ausjchuffes, über den Antrag des 
Abg. Herrn von Bibra, die Ausführung der Forjt- 
fhusorganifation betreffend. ***) 

Das Präfidium vertagt die Discufion über dieſe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit und eröffnet 

III. die Berathung | 

4) über den, Die Aufhebung des Vorzugs— 
reht8 der Sriminalfafien bey Concurſen be 
treffenden Gefeßesentwurf, und, als hierüber nichts be— 
merft wird, 

2) über die Vorftellung mehrerer Rhein: 
müller zu Mainz, die Entrihtung der ®rund- 
fteuer, Fenfterjtener und des Wafferfallzin 
fes von den Rheinmühlen zu Mainz betreffend, 

Auch über diefen Gegenitand, fo wie 

3) über das Sefud ſaͤmmtlicher Ochfenmepß- 
ger zu Darmftadt, die Aufhebung der Mauth 
auf ausläandifhem Schlachtwieh betreffend, er- 
folgt feine Bemerfung. | 

Das Praͤſidium geht daher über 

4) zur Berathung ber die Anträge der Abgeord- 
neten Herrn Schenk aus Kelfterbadh und Herrn Braun: 
wart, wegen Entjhädigung des Wildſchadens 
2 nen und auf ein deßfalls zu erlaffendes 

efeß. 


- 7) Siehe die Verhandt, der zweyten Rammer, 
**) Siehe Veylage C. 
er), Siehe Beylage CI, 
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Es bemerft zu dem Antrage des Abg. Herrn Schenf 

des Herrn Grafen zu Solms» Rödelheim Er- 
laucht: Was den zwepten, die Ausmittelung des Wild- 
fchadens in Waldungen betreffenden Befchluß der zweyten 
Kammer angehe; fo fen fchon in dem Ausfchufßberichte 
diefer hohen Kammer bemerft, daß berfelbe nur als 
Wunſch einer völligen Aufhebung des Jagdrechtes ange- 
fehen werben koͤnne. 

Der Herr Kanzler Arens: Auch er müfle um fo 
mehr fi) mit der Meinung des Ausfchußberichtes ein 
verftanden erklären, als der vorliegende Gegenftaud fchon 
auf den früheren Landtagen ausführlich berathen worden, 
und die hohe Kammer jedesmal zu dem Nefultate ges 
fommen fey, welches der Ausfchußbericht feiner Anficht 
zu Grunde gelegt habe. | 


Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er koͤnne, 
bey Gelegenheit des, zur Berathung fehenden Antrages, 
die Bemerfung nicht unterdrüden, daß für jedes Mitglied 
der Kammern, welches feine individnellen Anfichten, ver- 
möge einer Motion, in's Leben rufen wolle, hinreichende 
Kenntniß von den Verhandlungen der früheren Landtage 
zu wünfchen fey, indem ein Antrag, welchem, wie dem 
vorliegenden, die hohe erfte Kammer bereit auf einem 
früheren Landtage feine Folge gegeben babe, fo lange er 
bloß auf die nämlichen Gründe, wie damals, gejtützt ſey, 
bey einer fpäteren Ständeverfammlung Fein beſſeres 
Schickſal erwarten dürfe. Die erfte Kammer nämlich, 
welche nicht durch Wahlen befegt, alfo immer von den . 
felben Mitgliedern gebildet werde, könne, wenn ihr nicht 
neue Motive dargeboten würden, ohne inconfeguent zu 
feyn, von einer einmal ausgefprochenen Anficht nicht ab— 
gehen. Solche Motive feyen aber im vorliegenden Falle 
weder im Antrage felbit, noch in der Discuſſion gegeben, 
und der Herr Proponent habe alfo, mit einiger Kenntniß 
der früheren ftändifchen Verhandlungen, fehr leicht den 
Erfolg des erften Theiles feines Antrages vorausfehen, 
und-den Zeit: und Kofienaufmand erfparen fönnen, wel- 
her durch denfelben dem Lande und der Staͤndeverſamm— 
lung verurfadht "worden fey. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Der dritte 
Beichluß der zweyten Kammer, daß. insdfünftige nur in 
gefchloffenen Parks und Wildzaunen Wildftand geduldet 
werden möge, enthalte, wie fchon der Ausjchußbericht 
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zweyter Kammer fehr richtig bemerft habe, indirect nur 
den Wunfch einer völligen Aufhebung des Sagdrechtes. 

Bey der hierauf folgenden Discuſſion über den Ans 
trag des Abg. Herrn Braunmart bemerft | 

der Herr Präfident: Bon ber zweyten Kammer 
feye den beyden Theilen des Antrages des Herrn Pros 
ponenten mit Necht Feine: Folge gegeben worden. Was 
namentlich den letteren derſelben betreffe, fo müfle eine 
Verpachtung auf drey oder vier Jahre, feiner Anficht 
nach, gerabezu eine Devaftation der Jagden berbeyführen. 
Die zweyte Kammer habe nun, troß ihrer, den beyden 
Anträgen des Herrn Braunmwart ungunftigen Abftimmung, 
dennoch den Befchluß gefaßt, diefelben, zugleich mit der 
Motion des Abg. Herrn Schenk, zur Kenntniß der Groß- 
berzog!. Staatsregierung zu bringen, und von dem Aus⸗ 
fhuffe diefer hohen Kammer fey diefer Befchluß zur Ans 
nahme empfohlen worden. Er könne ſich aber um deß— 
willen für.die vorgefchlagene Mittheilung an die Staats- 
regierung nicht erflären, weil nur folche Gefuche in die 
an des Großherzogs Königl. Hoheit gerichteten Adreffen 
aufgenommen werden bürften, welche der Intention der 
beyden Kammern entfprechend, nicht aber folche, die von 
den beyden Kammern, oder von einer berfelben abvotirt 
worben feyen. R 

Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden: 
Diefe Iette Bemerfung des Herrn Präfidenten fey aller: 
dings gegründet. Der Ausfhuß habe den fraglichen Be- 
fhluß der zweyten Kammer deßhalb auch nur fo ver: 
ftanden, und verftehen fönnen, daß der Antrag des Herrn 
Proppnenten ald Beylage der, über den Antrag des 
Herrn Schent an des Großherzogs Königlihe Hoheit 
gerichteten Adrefje, nicht aber als Theil diefer Adreſſe 
Ka zur Kenntniß der Staatsregierung gebracht werben 
olle. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium die Discnffion, und veranlaßt 

IV, die Abftimmung 

4) über den Antrag des Abg. Herrn Schuͤtz auf zu 
veränbernde Cinrihtung der Zuͤnfte, durch 
Vorlegung der Frage: 

Beichließt die Kammer, in Uebereinftimmung mit der 
Anicht der zweyten Kammer, der Motion des Herrn 
Proponenten Feine Folge zu geben? 

welche von der Kammer einftimmig bejaht wird. 
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2) über den Gefeßesentwurf, die von den Muͤh— 
Ien für die Benutzung des Waffergefälles zu 
entrichtenden NN, betreffend. 

Die von dem Prafidium geftellte Frage: 

Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ausfchuffes, 
den von ber zweyten Kammer, in Betreff des vors 
liegenden Gefeßedentwurfes, gefaßten weiteren Bes 
fchlüffen ihre Zuftimmung ertheilen? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

3) über ven, die Aufhebung ber gefeglidhen 
Beftimmungen, weldhe für die Klagen auf 
Zinfen aus Gelbdarlecehen eine fürzere Ber 
jährungszeit, als die gemeinrechtliche feltfe 
Ben, betreffenden Gefeßedentwurf. 

Das Praͤſidium ftellt die Trage: 

Will die Kammer den Gefetedentwurf, fo, wie er von 

der Staatsregierung vorgelegt ift, annehmen? 

| Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig, und 

das Präfidium erklärt die Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Neun und vierziafte Sikung 


in dem Sitzungsſaale ver erften Kammer ber 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 20ten April 1827. 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten Praͤ— 
ſidenten. 


Anweſend: 


Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht. Der Herr Geheime Staatsrath von Wres 
den. Der Herr Prälat Schmidt. Der Herr 
Kanzler Arensd. Der Herr Staatdminifter Frey: 
herr du Thil. Der Herr Freyherr von Brei- 
denſtein. 


J. Das Protokoll der vorigen Sitzung, ſo wie fuͤnf, 
auf die, von der erſten Kammer getroffene Wahl eines 
landſtaͤndiſchen Directors der Staatsſchuldentil ungskaſſe 
und ſeines Subſtituten, auf den Geſetzesentwurf, die von 
den Muͤhlen, für die Benutzung des Waſſergefaͤlles zu ent- 
richtende Negalitätsabgabe betreffend, auf den Antrag 
des Abgeordneten Herrn Schuͤtz, auf zu verändernde 
Einrichtung der Zünfte, auf den die Aufhebung der ges 
feglihen Beftimmungen, welde für die Klagen auf Zins 

ſen aus Geldbarlehen eine Fürzere Verjährungszeit, als 


> 
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die. gemeinrechtliche, vorſchreiben, "betreffenden Geſetzes⸗ 
entwurf, und auf die Propofition der Staatsregierung. 
wegen des Rheindurchſtichs am Geyer, fich beziehende 
Communicate an die zweyte Kammer werben vorgelejen 
und genehmigt. 

. 1. Das Präfidium macht die Kammer mit ben neuen 
Eingaben befannt. Sie beitehen 

2) in einem Schreiben der zweyten Kammer, bie 
im Berbrauchftenertarife befchloffenen Abänderungen bes 
treffend. 

9 in einer Vorftelung mehrerer Delmäller von 
Mainz, das Fortbeftehen ded Eingangszolles auf aus 
ländiichen Delkuchen betreffend. - £ 

Die Kammer vermweift die erfte diefer Eingaben ad 
acta, die zweyte Dagegen an ben erften Ausſchuß. 

III. Es werden mehrere Vorträge erftattet. 

Es referirt 

1.) der Herr Prälat Schmidt, im Namen bes brits 
ten Ausſchuſſes, 

a.) über den Antrag ded Abgeordneten Herrn Zims- 
mer, die Einführung der Sommunalfchulen 
und Verhinderung der SchnIverfäumniffe in 
Rheinheſſen betreffend. *) 

b.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Hell- 
mann, das Kirhenvermögen zu Beerfelden, 
und die Lage der dortigen Geiftlichen betref- 
fend.*) 

c.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Ans 
dre die fiaatsbürgerlihe DVerbefferung der 
Ju den betreffend. *9 

2.) Derſelbe, im Namen des erſten Ausſchuſſes, 

a.) uͤber den Antrag des Abgeordneten Herrn Schuͤtz, 
die Verunterpfaͤndung der Grundrenten und 
die Vertheilung der damit belaſteten Guͤter 
betreffend. h) | 

b.) tiber ben Antrag des Abgeordneten Herrn Schwarz, 
den Abfauf der fiscalifhen Grundzinfen in 
den beiden diesfeitigen Provinzen betreffend.tr) 
3) des Herrn Grafen zu Erbad)» Schönberg Ers 


— — 





*) Siehe Beylage CII. 
**) Siehe Beylage CIIT. 
***) Siehe Beylage CIV, 
7) Siehe Beylage CV. 
ir) Eiche Beylage CVI. 
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laucht, im Namen des dritten Ausfchuffes, bloß muͤnd⸗ 
lich, über den — des Abgeordneten Herrn Staus 
dinger, um Verwilligung eines Beytrags zu 
Erbauung der eingeftürgten Kirdhe, und Der 
größerung des Schulhbaufes zu Eimelrod. 

Derjelbe referirt ſehr vollftändig ben Inhalt ber, 
über den vorliegenden Gegenftand bis dahin gefammelten 
Acten, und trägt, mit Beziehung auf die in der zweyten 
Kammer entwicelten Gründe, darauf an, in Uebereins 
fimmung mit diefer Kammer, dem Antrage feine Folge 
zu geben. 

4) der Herr, Geheime Staatsrathb von Wreden, 
im Namen des dritten Ausfchuffes, ber den Antrag des 
Abgeordneten Herrn Hellmann, die Repifion ber 
Kirbenrehnungen durd Großherzogl. Reds 
nungsfammer betreffend. % 

Das Prafidium vertagt die Discuffion über dieſe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit und eröffnet 

IV. die Berathung 

1.) über den Antrag der Abgeordneten Herren Brund, 
Mahlerwein und Möllinger, die Herftellung der 
Sicherheit des Grundeigenthums in der Pro 
vinz Rheinheffen betreffend. Ä 

Es bemerft 

der Herr Präfident: Schon bie Stände des erften 
Landtages hätten der Staatöregierung den Wunſch einer 
allgemeinen Regulirung des Steinſatzes ausgefprocen, 
indem nicht bloß in der Provinz Nheinheflen, fondern 
auch in Oberheſſen die Erhaltung, oder doch gleichfärs 
migere Drganifation dieſes Inftituts fühlbar werde. Die 
Wiederholung jenes früheren Wunfches ftelle fi alfo 
in ſich als gerechtfertigt dar. Indeſſen feheine ihm ber 
Gegenftand deffelben reglementärer Natur zu ſeyn, und 
es bebürfe defwegen, feiner Anfiht nach, jet eben fo 
wenig, wie bieß bamals der Fall gewefen fey, eines Ac- 
tes der Geſetzgebung; man fünne e8 vielmehr der Staats⸗ 
regierung überlaffen, dem fraglichen Bedürfniffe auf res 
lementärem Wege abzuhelfen. Was den Antrag ber 
Herrn Proponenten betreffe, fo fey in dem Ausſchußbe— 
richte zweyter Kammer zur Genüge nachgewieſen, daß 
die Unficherheit des Grundeigenthums in Rheinheſſen bey 
weiten nicht fo groß erfcheine, ald es die Herrn Anz 


*) Siehe Beylage CVII. 
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tragfteller vorausgeſetzt hätten. Es werde daher feinem 
Anſtande unterliegen, in Uebereinſtimmung mit dem Bes 
fchluffe der zweyteu Kammer, der Motion fo, wie fie 
vorgelegt ſey, auch von Seiten diefer hohen. Kammer 
feine Folge zu geben. Ä 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 
laucht: Wenn bloß von der Erlaffung einer Steinſetzer⸗ 
ordnung die Rede fey, fo Fünne allerdings eine bloß 
reglementäre Vorfchrift ausreichen. Indeſſen komme es 
and darauf an, den Umfang der Thätigfeit des Stein- 
feßerperfonals zu beftimmen, und die gegenwärtig bie® 
und da ſehr hohen Gebühren für feine Arbeiten feftzus 
fegen , und bier müfle er eine allgemeine gefegliche Norm 
für fehr wünfchenswerth halten. an 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

2.) die Berathung über den Antrag bed Abgeorbnes 
ten Herrn von Bibra, die Ausführung der Forfts 
ſchutzorganiſation betreffend. 

Es bemerft | 

ver Herr Präfident: Der Plan der beabfichtig- 
ten Forftfchußorganifation ſey mit der» bereitd wieder 
aufgehobenen organifchen —— conner. Es 
ſollten naͤmlich nach dieſem Plane alle Waͤlder in 
Forſtſchutzreviere eingetheilt werden, und die Staats⸗ 
regierung behalte es ſich vor, in allen Revieren 
das forſtſchuͤtzende Perſonal anzuſtellen, in welchen 
die Waldung ganz oder theilweiſe Domanialwaldung 
ſey. Auf dieſe Weiſe werde allen waldbeſitzenden Pri— 
vaten und Gemeinden, welche nicht Eigenthuͤmer gro⸗ 
ßer geſchloſſener Waldungen ſeyen, die Anſtellung eige— 
ner Forſtbedienten entzogen, und es wuͤrden zugleich die, 
den Gemeinden und Privaten für die Beſoldungen bes 
forſtſchuͤtzenden Perfonals zur Laſt fallenden Koften um 
mehr, als das Doppelte der bisherigen Summe, erhöht 
werden. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim' !Ers 
laucht: Der Referent des Ausſchuſſes zweyter Kammer 
habe in feinem Berichte die Punkte hervorgehoben, wel—⸗ 
che dem vorliegenden Antrage entgegenftünden, und be 
merkt, daß man es ber Staatsregierung uͤberlaſſen müfle, 
die Schwierigfeiten bey Ausführung der Forftorganifas 
tion zu befeitigen, ohne den Gang befchleunigen zu wol- 
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len, welchen die Regierung in dieſem Gefchäfte bisher 
beobachtet habe. Der Ausſchuß zweyter Kammer babe 
in diefer Beziehung bemerkt, daß gegen die Beftimmung 
der organifchen Forftordnung, wonach ter Staatsre⸗ 
gierung in allen Forfifchugrevieren, in welchen der Fis— 
cus irgend einen Theil, wenn aud nur .cinen Morgen 
Waldes, befite, das Recht der Ernennung des forft- 
fchüßenden Perſonals zuftehe, Einſpruch von manchen 
Gemeinden und Privaten zu erwarten fey, und daß alfo 
Berbältnifje diefer Art, vor der wirklichen Einführung 
der Forfifchugorganifation regulirt werden müßten. — 
ALS Referent des Ausfchuffes diefer hoben Kammer habe 
er ſich mit der eben entwickelten Anficht um fo mehr ein> 
verftanden erflärt, als nad) der projectirten neuen Ein— 
rihtung die Beyträge der Communen und Privaten für 
die Gehalte des Korftifchusperfonald das Doppelte der 
bisher entrichteten Summen betragen wurden, und als, 
abgefehen von der rechtlichen Seite des Gegenftandes der 
vorliegenden Motion, eine weitere Erhöhung der jegt 
fhon jo bedeutenden Gemeindebudg:ts fehr bedenklich er— 
fcheinen müffe. Umgefehrt würden dagegen, wie ebens 
falls im Ausfchußberichte der andern Kammer bemerft 
fey, im Ganzen durch die neue Einrichtung, in Folge 
einer Verminderung der Summe der Gehalte von etwa 
60,000 fl. auf 51,000 fl., obngefähr 9000 fl. erfpart 
werden, Der Antrag des Ausfchuffes zweyter Kammer, 
den vorliegenden Gegenftand der Weisheit der Staats: 
regierung vertrauensvoll anheim zu geben, ſtelle ſich 
daher auch hier als vollfommen geredjtfertigt dar. 

Was die rechtliche Seite des Vormwurfes der Motion 
des Herrn Proponenten betreffe, fo liege e8 wohl auffer 
Zweifel, daß eine neue Staatseinrichtung wohlbegrüns 
dete Rechte von Privaten niemald verlegen dürfe. Sm 
diefer Beziehung erlaube er fich nur die Bemerfung, daß 
es vielleicht eine Unbilligfeit enthalte, wenn man einen 
Privaten, der bis dahin feinen Wald felbft befchügt habe, 
durch ein Geſetz zwingen wolle, auf bie von ihm bisher 
ausgeubten Rechte zu verzichten. Alſo auch von die 
fem Gefichtspunfte aus betrachtet, fcheine es am beiten, 
die Borfchläge der Staatsregierung über den fraglichen 
Gegenftand zu erwarten, und e8 ihr zu uͤberlaſſen, den 
Weg aufzufinden, auf welchem die Intereſſen von Pri- 
yaten und Gemeinden der mindefien Kränfung nusges 
ſetzt feyen. 
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Der Herr Freyherr von Breidenflein: Auch er 
ſtimme mit. der Anficht des Ausfchußberichtes überein, 
daß man die Staatsregierung nicht mit Bitten, um Bes 
ſchleunigung eines Inſtituts, behelligen folle, deſſen Nas 
tur man noch nicht einmal genauer kenne. 

Benn die Staatsregierung eine Eintheilung ſaͤmmt⸗ 
licher Waldungen in. Schugbezirfe in der Weiſe beab- 
fihtige, wie fie in bem Berichte des Ausſchuſſes zweyter 
Kammer geschildert fey, fo werde fie ſich wohl auf fis— 
califche Waldungen beſchraͤnken. Die Communen hätten 
das erfte Intereſſe für den Schuß der ihnen eigenthuͤm— 
fichen Forfte zu forgen, und es ſey deßhalb zu erwar- 
ten, daß die Staatsregierung dieſes Intereſſe achten 
und gemäßigt zu Werfe gehen werde. Was bie, in dem 
Ausfhußberichte erwähnte Vermehrung der Kojtenbey- 
träge ber Gemeinden und Privaten betreffe, fo habe in 
der jetzigen Zeit eine jede Koftenerhböhung, insbefondere 
die der Gemeindebudgets, die triftigften ihr wiberjtreis 
tenden Gründe in fich felbft, und ein Antrag, wie ber 
von dem Herrn Proponenten geftellte, wodurd die Ieß- 
tere befchleunigt werden müfje, fey alfo um jo weniger 
empfehlenswerth. 

Der Herr Präfident: Man könne nicht mit Sicher- 
heit vorausfehen, ob nicht die Ausführung der beabfich- 
tigten Forftfchugorganifation eine ftärfere Bevormun⸗ 
dung der Gemeinden, als die bisherige, nad) ſich ziehen 
werde. Es feyen von Seiten ber Forfibehörden fchon 
mehrmals Verſuche gemacht worden, einzelne Bejtim- 
mungen der fo vielfach mißbilligten organifchen Forſt— 
“ordnung ins Leben zurücd zu rufen. Ein hierher gehö- 
riger Fall, welcher feine Familie veranlaßt habe, bey 
dem Staatsminifterium Befchwerde zu führen, fey unter 
andern folgender: Die Förfter, welche die Familie Ried⸗ 
efel für ihre Waldungen im Landrathsbezirfe Grünberg 
angeftellt habe, hätten ihre Forftftrafprotofolle direct an 
den Großherzoglichen Landrath, als die einzige, ihnen 
vorgefeßte Behoͤrde eingefandt. Es feye ihnen aber bie 
Weifung durch den Landrath von dem Oberforfigerichte 
zugefommen, diefelben künftig bey ber Forſtbehoͤrde ihres 
Bezirkes, als derjenigen, welche ihnen unmittelbar vor- 
geſetzt ſey, einzureichen. Insbeſondere bemerfe er, daß 
fein Grund vorliege, den Gemeinden die Anftellung ih— 
rer Forftbedienten zu entziehen, fobald diefe Anftellung 
nur auf eine Weife erfolge, daß diefe Forfidiener nicht 
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von der Willführ des Gemeinderathes abhängig gemacht 
würden. Ein Eingriff in die natürlichen Befugniffe der 
Gemeinden drohe auch den Rechten anderer Privaten 
Gefahr, und er muͤſſe deßwegen gegen bie Beſchleuni⸗ 
gung einer Einrihtung, welde einen ſolchen Eingriff 
möglicher Weife enthalten könne, und mithin auch gegen 
den Antrag ded Herrn Proponenten flimmen. 
Bey der hierauf 
3.) folgenden Berathung über den Antrag des Ab- 
eordneten Herrn Elwert, die Uebernahbme der 
nterhbaltungsfoften der Schleußen in den 
Landdbämmen des Landrathsbezirks Dorns 
berg auf die Staatsfaffe betreffend, fo wie 
4.) über den Antrag bed Abgeordneten Herrn Mohr, 
die lust der firen Gebalte ber Fries 
densgerihtsichreiber in der Provinz Rhein» 
heſſen betreffend, erfolgt Feine Bemerfung. - 
Das Praͤſidium fchließt daher die Discuffion und 
erflärt die Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Sünfzigfte Sikung 


in dem Gißungdfaale der erftien Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 25ten April 1827. 


wmv 


Unter dewBorfite bed Herrn erften Praͤ— 
fidbenten. 
Anwejend: Ä | 
Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaudht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaudt. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Freyherr Riedeſel. Der Herr Geheime 
Staatsratb von Wreden. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
Freyherr von Breidenftein. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 
Protofolles der vorigen Situng legt 

I. das Präfidium der Kammer, ald neue Eingaben, 
mehrere Schreiben der zweyten Kammer vor. 

Sie betreffen 

1) den Antrag des Abg. Herrn Brund, auf Erbes 
bung mehrerer überrheinifchen Santonsorte zu Marft- 
fleden.*) 

2) den Antrag des Abg. Herrn Zimmer auf Erhals- 
tung und Hebung des Gymnafiums zu Worms. **) 

Die Kammer verweilt diefe beyden Eingaben ad acta.. 


*) Siehe die Verhandl. ber zweyten Kammer, 
**) Deßgleichen. 
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- 3) den Antrag des Abg. Herrn Breimer, auf Her- 
ftellung des Neckarufers oberhalb Hirfchhorn aus der 
Großberzogl. Flußbaufaffe. *) 

4) den Gefegesentwnrf, ben Steuerfuß bey außer: 
orbdentlihen Steuerausſchlaͤgen und Gemeindeumlagen 
betreffend. **) 

5) die Propofition der Großherzoglichen Staatsre- 
gierung, auf Verwilligung von 10,000 fl. zu Erbauung 
einer Landrathswohnung zu Bußbach ***) 

6) den Antrag des Abg. Herrn Schenf aus Kelfter- 
bach, auf Unterfiügung der Gemeinde Ginsheim am 
Rhein, wegen Anlage eines neuen, und Erhöhung eines 
fhon vorhandenen Dammes. ****) 

Die leßten vier Eingaben werden an ben erjten 
Ausſchuß verwiefen. 

7) den Antrag des . Herrn Meyer auf Vorlage 
eines, einen integrirenden Theil des Finanzgefetes hin— 
fichtlich der indirecten Abgaben bildende Strafgefeteg, 
für Vergehen gegen die Gefeße wegen ber indirecten 
Auflagen. ****) 

8) den Antrag des Herrn Freyherrn von Breiden- 
ftein die fogenannte Dienftpragmatif betreffend. +) 

Die Kammer verweift die beyden legten Eingaben 
an den zweyten Ausſchuß. 

9) den Antrag des Abg. Herrn König, den Höchiter 
Klofterfond betreffend. Tr) 

10) den Antrag des Abg. Herrn Schwarz, auf Ans 
legung von Holzmagazinen.TTY) 

11) das Geſuch der Gemeinde Auerbach, die Regu— 
lirung des Ruhegehalts des Schultheißen Trayfer dafelbft 
betreffend. trr?) 

12) das Geſuch der Einwohner von Traißmünzen- 
berg, die Fällung der Bäume auf den Ufern der Wetter 
betreffend. tItTH | 


©), Siehe die Verhandl. der zweyten Kammer, 
*=', Deßgleihen. 

***) Deßgleichen. 

rm) Deßgleichen. 

*****) Deßgleichen. 

+) Deßaleichen 

tr) Deßaleichen. 

+rr) Depgleichen. 

trrr) Deßgleihen. 

tritt) Deßgleien. 
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13) den Antrag des Abg. Herrn Braunwart, ben 
allgemeinen Wegban, insbefondere den Aukauf der cts 
- forberfichen Steine aus den herrſchaftlichen Brüchen von 

Seiten der Gemeinden betreffend *) | Ä 

14) ven Antrag des Abg. Herrn Kertell, die Staats⸗ 
regierung in den. Stand zu fegen, dad Mainzer Semi⸗ 
narium durch mehrere, auf Koiten des Staates, gu ers 
theilende Freppläge zu unterjtügen. **) . 

Die Kammer beichließt, über bie 6 Testen Eingaben 
ben Bericht: des dritten Ausſchuſſes zu hören. 

11. &8 werben mehrere Borträge erftattet. 

Es referirt | 
9) der. Herr Kartzler Ares, im Namen des zweyten 
Ansfchuffed, uber Die Anträge ber Abgeordneten Herrn 
Elwert, Zimmer und Mahlerwein, | 

2) auf Borlegung-eines Geſetzes, über bie 
Berwaltung und Auslieferung des Bermds 
gens Abwefender; 

b)- auf Befhränfung ber Competenz dei 
Landgerichte in Ehefherbingsfahen, und Uw 
bertragung derfelben Auf bie Hofgerichte; 

co) anf verbefferte gefeglihe Beſtimmun— 
gen über das Hypöthefens und Pupillarwe 
{en in Rheinheffen *H — | 

9) derfelbe, Namens deſſelben Ausſchuſſes, bloß 
muͤndlich, über die Anträge mehrerer rheinheſſiſchen Abs 
geordneten, bie Taren und Gebühren der Advo— 
Faten, Rotarien, Getihtsfhreiber, Gerichts 
boten, bed Hypothekenbewahrers, der Zeus 
gen und Experten in Rheinheſſen du revidi— 
ren und zu ermäßigem 9 

Derfelbe entwickelt fehr vollftändig bie, in den Vers 
handlungen der zweyten Kakımer enthaltenen, für bie 
Anträge der Hetrn Proponenten fprechenden Gründe, 
und trägt, geſtuͤtzt auf diefelden, fo wie auf bie Ruͤckſicht, 
daß möglichfte Uebereinſtimmung beydet Kammern jeder 
zeit ein, bey Faffung von Beichlüffen leitendes Motiv 
feyn müffe, darauf art, die Stäatsregieriutg init regles 
mentäre Maasregeltt, zum Zwecke der Erledigung ber, 





2) Siege bie Verhändi. der zweyten Kammer. 
2*) Deßgleichen. 
“++, Siehe Veylage CVIII. 
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in den vorliegenden Anträgen enthaltenen Beſchwerden, 
zu erfuchen. | 
3) der Herr Freyherr Niedefel, im Namen des erften 
Ausfchuffes, bloß mundlich, Über Die Finanzverwak 
tung in der Finanzperiode von 1821 bis 
1823, indem er bemerkt: Ueber den, bey der Berathung 
über die Finanzverwaltung in den beyden verflofjenen 
Finanzperioden ausgefeßten, die Ueberfchreitungen eins 
zelner Nubrifen des Voranſchlags durch die Staatsre— 
gierung betreffenden Befhluß der zweyten Kammer ſey 
bereit8 discutirt und werde in ber Kürze abgeftimmt 
werden. _ Das vorliegende Communicat der zweyten 
Kammer werde alfo lediglid) zu den Acten zu nehmen feyn. 
4) ded Herrn Grafen zu: Solms: Rödelheim Ers 
Yaucht, im Namen des dritten Ausſchuſſes, über den Ans 
trag ded Abg. Herrn von Schent von Wäldershaufen, 
die zu große Verminderung der fogenannten 
Leſeholztage betreffend. | 
Das Praͤſidium vertagt die Discuffion Aber dieſe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit und eröffnet | 
III. die Berathung 
mM über die Hauptabtheilung X. des Bub» 
Fu die Ausgaben im Geſchaͤftszweige deß 
inifteriums der Finanzen betreffend Ä 
Zu der Abtheilung 5 pos. A., ftreitige Nechtöver 
hältniffe und Prozefführung betreffend, bemerft 
der Herr Freyherr Niedefel: E8 habe in Mainz 
früber fein Kameralanwalt eriftirt. Sndeffen babe bie 
Etaatöregierung die Anftellung eines folchen bloß für 
die Ausmittelung der Grundrenten in der Provinz Rheins 
heſſen mit Recht für nötbig erachtet, weil auf diefe Weife 
eringere Koften entſtuͤnden, ald durch die Bejtellung bes 
onderer Advofaten für jeden einzelnen Fall. 
Zu der Abtheilung 5 pos D. technifche Forftver 
a und Forftfchuß betreffend, bemerft 
des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Der in dem Budget veranfchlagte Holzhauerlohn feheine 
ihm, auch bey einer Herabfegung deffelben um 2 Serenzer 
‚per Gteden, fo wie dieß die Ausſchuͤſſe beyder Kammern 
vorgefchlagen hätten, noch immer fehr hoch. 
Menn Gemeinden ihre Holghanerarbeit verfteigerten, 





2) @iche Beylage CIX. 
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fo fofte fie der Steden Holz zu machen, oft nicht mehr 
als 12 boͤchſtens 14 Kreuzer. — Su, 
Der Herr Freyherr Niedefel: Man dürfe, bey 
momentan. bejtehenden Bar Arbeitspreifen, den Lohn 
der Arbeiten im Voranſchlage doc niemals nach dem hie 
drigften Maasjtabe anſetzen, indem, wenn bie Arbeitds 
reife in der Finanzperiode, für welche fie berechnet 
eyen, etwa fliegen, Die Verwaltungsbehoͤrde dadurch fehr 
leicht in Verlegenheit geſetzt werden koͤnne. Auch ſey im 
vorliegenden Falle zu beruͤckſichtigen, daß nach den Grund⸗ 
fäßen der Oberforſtdirertion, die Baͤume nicht mehr an 
der Wurzel abgehauen, fondern mit der Wurzel attöges 
boben werben foilten, und daß die, durch diefes Verfah—⸗ 
ven en Mühe der Arbeit auch einen größeren 
Lohn erforderlich mache, 
Des Herrn Grafen zu SoIms- Rödelheim Er 
laucht: Ein Holzhauerlohn von 12 und 14 Kreuzern 
Stecken komme allerdings bey mancher Gemeinden 
Bor. Er fen aber fo unglaublich niedrig, daß die Holz— 
bauer bey beinjelben unmöglich würden beftehen fünnen. 
Zu Abtheilung 6 pos: C.; Chauffeeunterhaltung be- 
treffend, bemerkt | 
ber Herr Freyherr Niedefel: Von ber Oberbau— 
direction ſey für Verbefferungen von Pflafter,; steilen 
Stellen an alten Chauffeen und Brüdenbau die Summe 
von 43,039 fl: veranfchlagt, diefelbe aber von der zwey⸗ 
tet Kammer, nach fchon vorhergegangener Ernidfliguing 
des Minifteriims der Finanzen, auf 42,082 fl: herabs 
efegt worden. Der Hert Negierungscommiffär babe 
Ioß etflärt, daß, fo weit die für den fragliden Zweck 
veranfchlagte Summe von den Ständen nicht veriilligt 
werde, auch feiite Verbefferungen und Reparaturen der 
Chauſſeen Statt finden Fönnten. Ä 
Da nichts DBedeutendes weiter bemerft wird, fo 
ſchließt das Praͤſidium diefe Discuffion und eröffnet 
9) die Berathung über die IXte Dauptabtbew 
lung des Boranfhlags der Staatsausgaben, 
betreffend die Ausgaben in den Gefhäftszweis 
en des Minijteriums des Snnern und der 
Ssufiz MR ” 
Zu der positio D. ber Abtheilung 2, das Land— 
rathöperfonal betreffend, bemerkt 
der Herr Freyherr Riedefel: Er fünne bey Ges 
Iegenbeit des vorliegenden Gegenftandes den Wunſch 
D2 
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nicht unterdruͤcken, daß die Stantöregierung durd) eine 
ſtrengere Aufficht, als die bisherige, die Willführ eins, 
zelner Landraͤthe beſchraͤnken, und namentlich der Bers 
ordnungsfucht fteuern möge, welche durd ihre Eingriffe 
in bie Dispofttionsfreyheit der Privaten hauptfächlich 
dazu diene, das Inſtitut der Landrätbe verhaßt zu machen. 

Er erlaube fi), der hohen Kammer, als Beleg feiner 
Anfiht, mehrere Verfügungen eined Großherzogl. Lands 
rathes vorzulegen, unter melden ihm bejonders folgende, 
Pe den von ihm gerügten Geijt haracterifirt zu feyn 

cheine: — Ä 

„So fehr die Liebreiche Vorfehung in dieſem Sabre 
mit Obſt gefegnet hat, fo fehr wird diefe große Güte der 
Vorfehung gemißbraucht. Statt mit Vorſicht dag Obft 
von den Baumen zur Zeit. der Reiſe berunterzumachen, 
wird ed mit Stangen von den Bäumen abgefchlagen, 
geriffen, mit ——— und Steinen: herabgeworfen und 
jomit das zehnte Obftgehölze der. Bäume zernichtet , das 
in fünftigem Jahre wieder. jorgen fol. Durch die Uns 
vernunft zernichtet, kann es im fünftigem Jahre nicht 
wieder tragen 2c. wird biermit verordnet’: 

1) ‚‚ Derjenige.ber betroffen wird , einen Obftbaum 
nad) Ende Februar auszufegen oder auspugen, mit den 
elenden hier gewöhnlichen Snftrumenten, wenn es auch 
im eigenen Garten ift, wird in eine Etrafe von 3 fl. 
verurtheilt.“ 

9 „Derjenige, der Zwetſchen, Pflaumen, Aepfel 
oder Birn mit einer Stange abſchlaͤgt, wird in eine 
Strafe von 3 fl. verurtheilt; ſie ſollen entweder gebro— 
chen, oder mit Hacken abgeziſſelt werden, ohne die Aeſte 
zu beſchaͤdigen“ 

Zu der positio F. sub. g. der Abtheilung 2, den 
Beytrag zu den Roſten des katholiſchen Gottesdienſtes 
zu Darmſtadt betreffend, bemerkt 

der Herr Praͤlat Schmidt: Die Bitte der katho— 
liſchen Gemeinde zu Darmſtadt, —— der, ihr 
fuͤr die Miethe ihres kirchlichen Locals fruͤher bewilligten 
Summe, ſtelle ſich ohne Zweifel. aid wohl begründet dar. 
Indeſſen werde e8 genügen, wenn die hohe erjte Kammer 
ihre etwaigen, dem Gefuche der Petentin. günftigen Be: 
ſchluͤſſe als Wünfche augfprechen wolie. Die Staatsre 
gierung werde dann Mittel zu finden wiffen, um diefen 
Wuͤnſchen auf dem geeigneten Wege zu entfprechen. 
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p08; O;; ber Abtheifung.2, betreffend den Beytra 
er 19. ber nicht ſchiffbaren Er ‚ bemerkt . : 
Freyherr Kiedefel: ‚Einzelne Landraͤthe, 
h Zandräthe feiner Gegend, hätten Verſuche ge 
ſt bloße Bäche zu fireden und zu reguliren. 
‚werde ein ſolches Verfahren im der Negel mehr 
t ald Nugen bringen. So habe 5. B. früher Die 
ey Hpmberg. eine Krümne gemaht, und durch 
Ueberſchwemmungen die, von der Kruͤmme einge- 
een Wiefen fo bedeutend verbejlert, daß der Morgen 
eiben mit 400 fl. bezahlt worden ſey. Später habe 
man die Ohmkruͤmme durchſtechen laſſen, und dadurch 
> der Werth des Morgens derſelben Wieſen auf 100 fl. 


a nien. 
; der Eid von Alsfeld bis Ziegenhain fenen 
alle Wiefen Ueberſchwemmungen ausgefegt, und dennoch 
die Eigenthüner zufrieden, weil dad, was ihnen diefe 
Ueberſchwemmungen in einem Sahre fchadeten, durch die 
Berbefferung des Wieswachſes, im folgenden Sabre reich: 
lich erfegt werde. Er müfle alfo wünfchen, daß die 
Landräthe vorfichtig zu Werke gehen, und ohne Einzie- 
bung genauerer Localkenntniſſe, feine Maasregeln in der 
oben genannten Art ergreifen möchten. Se 
Des Herrn Grafen zu Solms» Rödelheim Er: 
laucht: Auch er müfe, auf Erfahrungen geſtuͤtzt, der 
Bemerfung des Herrn Freyherrn Riedeſel beyſtimmen. 
E8 würde mancher Mißgriff vermieden werden, wenn 
bie Randräthe, vor. der Ausführung. beabfichtigter Regu⸗ 
lirungen von Baͤchen, die Anfichten der dabey betheiligten 
Grundbefiger prüfen und beruͤckſichtigen wollten. 

’ Des Herrn Örafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Auch er theile vollfommen die fo. eben geaußerten Anſich⸗ 
ten, und erlaube ſich, in biefer Beziehung ein Beyſpiel 
anzuführen. Die Regulirung des Seenbachs zwifchen 
Flenſungen und Merlau habe bedeutende Koften, und 
einen noch viel bedentenderen Schaden verurſacht. Das 
Grundeigentbum, welches von ‚dem genannten Bache 
ie durchfchnitten worden fey, babe durch die Ent- 
tung an feinem Werthe verloren, das alte Fluthbett 
fey bis jetzt unbenußbar, und der zum neuen Bette ver: 
wandte Grund und Boden dem Fandbaue ebeufalld ent: 
zogen, und dieß Alles nur zu dem Zwede, um zu ver: 
fuchen, vb die Ideen des Landraths ausführbar ſeyen. 

Zu der Abtheilung 5, pos. B., betreffend: die Aem— 
terviſitarionscommiſſion, bemerkt 
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der Herr Freyherr Riede ſel: Es fey zu wuͤnſchen, 
daß die Staatsregierung bey kuͤnftigen Viſitationen auf 
die Landräthe ein —* Auge — moͤge. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Er 
glaube, daß dieſe Bemerkung des Herrn Freyherrn Riedeſel 
ſich zu einem beſonderen Antrage eigne. Dieſelbe werde 
von ſehr gewichtvollen Gruͤnden unterſtuͤtzt werden. Es 
erſcheine in der That ein actives Einſchreiten von Seiten 
der Staatsregierung dringend nöthig, indem die Vers 
waltung mancher Landraͤthe von der Art ſey, daß man 
wünfchen muͤſſe, die Gehalte mancher Landräthe würden 

enfionsweife ertheilt, um die reellen und perfönlichen 
rinfungen zu erfparen, welchen die Bewohner mancher 
Landrathsbezirfe ohne Unterlaß ausgeſetzt feyen. 

Der Herr Kanzler Arens: Einem Theile der Bes 
ſchwerden könne vieleicht dadurch abgeholfen werden, 
daß die re beauftragt würden, 
fammtlihe, während der Zeit von den Kandräthen ers 
laſſene Verordnungen zu fammeln, und fie der oberften 
Staatöbehörde vorzulegen. | 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubad Erlaudt: 
Es fey in der heutigen — der Kammer eine neue 
Eingabe vorgelegt worden, welche vielleicht beſonders ges 
eignet erfcheine, das mwillführliche Verfahren mander 
Zandräthe hervorzuheben. 

Es fey dieß das Gefuch der Einwohner von Traißs 
muͤnzenberg, die Fallung der Baͤuwe auf den Ufern der 
Metter betreffend. | | 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 

faucht: Bey dem Neguliren der Fluͤſſe werde gewöhnlich 
mit dem Abhauen des Holzes an den Ufern berfelben 
ber Anfang gemacht, ein Verfahren, welches befonders 
ben Gemeinden Nachtheil bringe, welche nicht im Befige 
binlänglich großer eigener Waldungen ſeyen, aus welchen 
fie ihren gefanimten Holzbedarf hinfort beziehen Fönnten. 

Indeſſen ſey die Schuld dieſer Verfahrungsweife 
Feineöwegs allein den Landräthen beyzumeſſen. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Er glaube, daß es 
für den Zweck der Erledigung der bisher angeführten 
Beichwerden genügend fey, wenn die Staatsregierung 
nur überhaupt von bdenfelben Kenntniß erhalte. Eines 
befonderen Antrages in diefer Beziehung werde ed aus 
dieſem Grunde nicht bedürfen. 
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Der, Herr Freyherr von Breibenftein: Alle 






die 5 gen und Klagen, zu welchen das willkuͤhr⸗ 
——— fabren maucher Landraͤthe mehrere Mitglieder 
— | Reımer veranlaßt ar = ſchon auf 


F * ber e hiera uf 

„2 folg enden Beratbung — die Hauptrub— 
ir x1, —* Voranſchlags, die allgemeinen 
Koſten im Collegienhauſe betreffend, erfolgt keine 
Bemerkung. 

Das Praͤſidium geht daher uͤber 
5) zur Discuſſion über die von der zweyten Kammer 
in Beziehung auf das Stgatsbudget ausge— 
ſprochenen Wünfhe und Defiderien. 

Zu bem adO.9 von ber zweyten Kammer beſchlos⸗ 
Kun Defiderium die Befegung ber Stelle ded Commis⸗ 
arius bey * re zu Mainz 
betreffend, bemerft 
der: Herr Freyherr Niedefel: Der vorliegende 
Wunſch der zweyten Kammer fey ſchon auf dem vorigen 
Landtage ausgeſprochen worden. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Er muͤſſe 
fuͤr den Wunſch der zweyten Kammer weniger um deß⸗ 
willen ſtimmen, weil die jetzt beftehende Einrichtung groͤ⸗ 
Bere Koften veranfaffe, als weil durch dieſelbe gerabe 
dieſes Mitglied des hoͤchſten Tribunals ſeiner —— 
Amisthaͤtigkeit entzogen werde. 

5 4i1ten Deſiderium, Die Beytragspflicht zu 
F* Be des Uferbaues, und Regulirung der nicht 
* Erf und Bäche bemerkt 3 
Herrn Grafen zu Solms» Rödelheim Er: 
—** In Uebereinſtimmung mit der Anſicht des Aus- 
ſchußberichtes diefer hohen Kammer, müffe er alles das 
wiederholen, was von mehreren Mitgliedern ber Kammer 
‚Aber den vorliegenden Gegenftand ſchon früher bemerkt 
worden jey. 
| Zu dem 12ten, die Rechtsgeſetzgebung betreffenden 
Defberium d der — Kammer bemerkt 
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der Herr Freyherr NRiedefel: Wenn davon die 
Rede ſey, durch Uebertragung der, in.einem Theile des 
a geltenden Xegislation auf die übrigen 
Theile, Gleichheit in der Rechtöverfaffung bervorzubrins 
gu: fo fiheine es wiel angemeflener, die altheſſiſchen 
e 


ſetze auf Rheinheſſen, als die franzoͤſiſche Geſetzgebung 


auf die dieſſeitigen Provinzen zu uͤbertragen. 

Der Herr — von Breidenſtein: Dersuba. 
des Ausſchußberichtes erwaͤhnte Theil dieſes Deſideriums 
der zweyten Kammer druͤcke ſich nur allgemein und uns 
beftimmt aus. Sollte derjelbe indeflen eine Uebertragung 
des Code Napoleon auf die biefjeitigen Provinzen bes 
zwecken, fo mitffe er bemerfen, daß ihm in ver That 
fein Grund denfbar fey, aus welchem die Bewohner von 
Dberheffen und Starfenburg wuͤnſchen koͤnnten, eine 
phitofophiie durchdachte , au biftorifcher Baſis rubende 

egislation mit einer Brofchüre zu vertaufchen, wie dag 

franzoͤſiſche Geſetzbuch, als folches betrachtet, fehbr wohl 
genannt zu werden verdiene. Er ſtimme defmwegen mit 
ber Anjicht des Ausfchußberichtes diefer hoben Kammer 
vollfommen tberein. 

Zu dem. 13ten Defideriun der zweyten Kammer, 
bie Nemtervifitationen betreffend, bemerkt 

der Herr Kanzler Arens: Er müffe fi mit ber 
Unficht des Ausfchußberichtes um jo mehr einverftanden 
erklären, als zu der Beforgung: der Aemterpifitationen, 
neben einem genügenden Grade wiffenfchaftlicher Ausbil 
bung, auch Gewanbdtheit und Routine erforderlich ſey. 
Dem vorliegenden: Befchluffe der zweyten Kammer. ftehe 
deßhalb nicht allein der. Umftand entgegen, daß in Ges 
maͤßheit defjelben dem Hofgerichte fomohl, wie der Re— 
gierung ein Mitglied werde entzogen und dadurch fo- 
wohl ein größerer Roftenaufwand, als eine hoͤchſt nach⸗ 
theilige Störung in den Gefchäften diefer Collegien werde 
veranlaßt werden, fondern auch die Schwierigfeit, Sub— 
jekte aufzufinden, welche fich einem fo fchwierigen Ges 
ſchaͤfte, wie der Aemtervifitation, gewachfen zeigten. | 

Der Herr Präfident: Der Commiffarius, wel: 
hen die Beforgung der Aemtervifitationen bis dahin 
übertragen geweſen fey, babe dieſelben mit fo vieler 
Umfiht, und mit einer fo vorwurfsfreyen Thaͤtigkeit be— 
forgt, daß auch in diefer Beziehung der Wunſch einer 
——— Einrichtung auf keine Weiſe gerechtfertigt 
erſcheine. | 
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Zu dem Auten Defiderium, die Zuſchuͤſſe zu Witt⸗ 
wens und Waifen- Kaffen betreffend, bemerkt 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Das vor⸗ 
liegende Defiderium der zweyten Kammer gebe in feiner 
allgemeinen Faflung zwar keine are Anficht von feiner 
Beranlaffung und feinem Zwecke. Indeffen fey daſſelbe 
wenigſtens unſchaͤdlich, und könne alfo in jo fern zur 
Annahme empfohlen werden. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Es fey für dieſes, 
fo wie für mehrere andere Defiderien, in der Discuffion 
der zweyten Rammer feine weitere Begründung und 
Ansfährung enthalten. Sie feyen in der Beratbum; 
nur im Allgemeinen ausgeiprochen, und in der daran 
folgenden Abftimmung von der Kammer angenommen 
worden. | 

Zu dem A5ten Defiderium, die Beytreibung der Dos 
manialgefälle betreffend, bemerft | | Ä 

der Herr Freyherr Riedefel: Die Negierungss 
commiffarien hätten in der Berathung der zweyten Kams 
mer zugegeben, daß bey Beytreibung der Domanialrück 
fände nicht auf gleichmäßige Beike verfahren werde, 
aber bemerit, daß eine beftimmte Vorfchrift im - diefer 
Beziehung nicht wohl möglich fey, daß vielmehr nur im 
Allgemeinen nad) milderen Grundſaͤtzen, als bey Eins 
treibung der Steuern, verfahren werben muͤſſe. In— 
befien werde auch diefer Grundfa nicht immer feftges 
halten, vielmehr in manchen Nentämtern die Domaniak 
revenuͤen gerade fo, wie die Steuern, durd den Ober— 
jtenerboten erequirt. 

Zu dem ATten Deftderium, die Berechnung der Nas 
turalbefoldungen betreffend, bemerft 

der Herr Frenberr Riedeſel: Diefed Defiderium der 
zweyten Kammer fey burd die Verordnung vom 1. Fe— 
Lruar dieſes Jahrs eigentlich erledigt. Indeſſen Tiege 
in der Erledigung fein genügender Grund, auf daffelbe, 
da ed einmal vorgelegt jey, nicht einzugeben. 

Zu dem A18ten Defiderium, die Einführung büreau- 
eratiicher Formen in die Verwaltung betreffend, bemerkt 

der Herr Freyherr Niedefel: Der vorliegende 
Wunfd der zweyten Kammer fey von derfelben ſchon 
mehrmals ausgefprechen, von diefer hohen Kammer aber 
jedesmal auf gleiche Weife abgelehnt worden. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Soweit 
blog vom Finanzfache die Rede fey, verdiene auch, feis 
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ner Anficht nach, eine buͤreaucratiſche Berfaffung , welche 
fi) bis jegt nur allein bey ben Nentämtern finde, vor 
der polyeratifchen den Vorzug. Das Dejiderium der 
weyten Kammer fey aber ganz allgemein geitellt, und 
in dieſem Umfange könne er bemfelben feine Zuftimmung 
nicht ertheilen. 


Zu bem Qıten, die in der Berathung ber zweyten 
Kammer ‚geäufferten,, aber nicht zur Abftimmung gefoms 
"menen Wuͤnſche und Anträge betreffenden Defiderium 
der zweyten Kammer bemerkt 

‚ber Herr Freyherr von Breidenftein: Die 
zweyte Kammer ‚babe fämmtlichen, nicht befonders zur 
Abftimmung gebrachten, aber hoch in der Discuſſion ges 
Aufferten Wünfchen, indem fie diefelben zur Kenntniß 
ber Staatsregierung zu bringen beſchloſſen babe, ohne 
Zweifel ihre Zuftimmung ertheilt. Gehe die hohe Kams 
mer von diefer Anficht aus, fo werde fie dem 2iten Des 
fiverium, wenn fie gegen bie, einzelnen, in bemfelben 
zufammengefaßten Anträge an fid) nichts einzuwenden 
babe, ohne Rüdfiht auf die gewählte Art ihrer Mit— 
theilung an die Stantsregierung, die Zuflimmung er: 
theilen können. 


Der Herr Freyherr Niedefel: Für die Ausfertis 
ung ber he a Reife: Päffe befomme ein Landrath _ 
helidh 30 fl. Sn der Berathbung der zweyten Kam⸗ 
mer fey bemerft worden, daß bie Landraͤthe diefes Ges 
schaft, nach Art. 6 der Dienftpragmatif, ala Nebenges 
fchäft beforgen koͤnnten. Durch diefelbe gefetliche Bes 
ftimmung fey der Abgeordnete Herr Goldmann verans 
laßt worden, den Wunfch einer Herabfegung der Provi⸗ 
fion der Stempelpapieraustheiler auszufprechen. Die Auss 
führbarfeit Diefes Vorſchlags habe:der Herr Regierungs⸗ 
commiſſaͤr indeſſen nicht zugeftanden. Was den sub c. des 
-48ten Defideriums im Ausfchußberichte erwähnten Wunfch 
eined Mitgliedes der zweyten Kammer betreffe, fo werde 
eine Verfhidung des Stempelpapierd nad) Mainz viel 
Foftbarer ſeyn, als eine gigene Stempelverwaltung, wie 
fie dafelbft bisher beſtanden habe, 

Auf Ähnliche Weife ſeyen mehrere der Defiderien und 
Vorfchläge, über welche die zweyte Kammer nicht befon- 
ders abgeftimmt habe, in der Discuffion derfelben oft 
bloß angedeutet, ohne motivirt oder nur näher bezeich- 
net zu feyn. gi 
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Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Präfidium diefe Discuffion, und veranlaßt 

IV. die Abjtimmung Ä | 

1.) über den Antrag der Abgeordneten Herrn Brund, 
Mahlerwein und Möflinger, die Derftellung der 
Sicherheit des Grundeigenthums in der Pros 
vinz Rheinheffen betreffend. 

Das Präfidium ftellt folgende Fragen: 

a.) Soll dem Antrage, fo wie.er geftellt iſt, Folge 
gegeben werben ? 

Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 

b.) Soll die Großherzoglihe Staatöregierung erfucht 
werden, bafdthunlichit der Bitte zu — * 
welche auf dem erſten Landtage von Seiten der 
Stände, in Betreff einer vollſtaͤndigen Geſetzgebung, 
über Erhaltung und —— der Grenzen, 

und Uber die Größe der, bey Grenzberihtigungen, 
an das damit befchäftigte Perfonal, zu bezahleuden 
Gebühren, erfaffen worden ift? 

Diefe Frage wird mit 6 gegen 4 Stimmen bejabt. 

c.) Soll die Großberzogliche Staatsregierung erfucht 
werden, einfiweilen, fo weit als thunlich, auf res 
‚alementärem Wege den-Nachtheilen abzuhelfen, wel 
be aus dem Mangel einer vollftändigen Geſetzge⸗ 
bung über die Erhaltung und Berichtigung der 
Grenzen, fo wie über die Größe der, bey Grenz- 

- berichtigungen zu bezablenden Gebühren auhaltend 


entiteben 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

2.) über den Antrag des Abg. Herrn von Bibra, 
bie Ausführung der eaisorganifation 
betreffend. | 

Das Praͤſidium ftellt folgende Fragen: 

a.) Will die Kammer, nach dem Autrage ihres Auss 
fehuffes, dem Befchluffe der zweyten Kammer ‚die 
Motion des Abgeordneten Herrn yon Bibra der 
Großherzoglichen Staatsregierung zur geeigneten 
Berücfichtigung zu empfehlen’‘ beytreten? 

Stinnmen bejahen, acht Stimmen dagegen vers 
neimen dieſe Frage. 

b.) Befchließt dann die Kammer, die Motion ganz 
auf ſich beruhen zu laſſen? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 


4 
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3.) über den. Antrag des Abgeordneten Herrn El—⸗ 
wert, die Unterhaltung der Schleußen in ben 
Yanddimmen des Landrathsbezirks Dorn 
berg betreffend. 

Die von dem Präfldium geftellte Frage: 

Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ausſchus⸗ 
ſes, dem Befchluffe der zwenten Kammer beytreten ? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. | 

4.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Mohr, 
Die Erhöhung der firen Gehalte der Fries 
densgerichtsſchreiber in Rheinheſſen betreffend. 

Die erite, von dem Praͤſtdium geftellte Frage: 

Beichliept die Kammer, dem Antrage ded Abgeordne⸗ 
ten Herrn Mohr, fo wie er geftellt worden iſt, 
Folge zu geden ? | 

wird einjtimmig verneint. 

Die zweyte Frage Dagegen: | e 

Tritt dann die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausfchufles, dem Beſchluſſe der zwenten Kammer in 
ber Art: bey: Daß der Antrag der Großherzoglichen 
Staatsregierung mit dem Erfuchen mitzutheilen ſey, 
bie in demfelben zur Sprache gebrachten Verhält- 
niffe aufklären und ausmittelt zu laſſen, und, 
in fo fern das Refultat für die Motion ausfallen 
ſollte, demnaͤchſt auch die Friedensgerichtsfchreiber 
mit den dringend nothwendigen angemeſſenen Be— 
ſoldungsverbeſſerungen zu verſehen? 

wird mit 7 gegen 3 Stimmen bejahend beantwortet. 

5.) tiber den Geſetzesentwurf die Aufhebung des 
Borzugsrehtes der Criminalkaſſen, ruͤckſicht— 
lich der Forderungen von Unterfuhungs- De 
tentionss und Abungsfoften in Concurſen be> 
treffend. - 

Die von dem Praͤſidium geftellte Frage: 

Nimmt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus» 
fchufles, den Geſetzesentwurf jo, wie er von der 
Staatsregierung vorgelegt worden ift, an? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. | 

6.) über die Vorftellung mehrerer Rhein 
müller zu Mainz, die Entridtung der Örund- 
feuer, Fenſterſteuer und des Wafferfallzins 
fes von den Rheinmühlen zu Mainz betreffend. 

Das Praͤſidium ftellt die Frage: 

Iſt die Kammer mit dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
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mer; daß * Geſuche feine Folge zu geben ſey, 


welche ein ig bejaht wird. 

7) uͤber die Petition ſaͤmmtlicher Ochſenmetz— 
ger zu Darmſtadt, um Aufhebung der Mauth 
auf dem aus laͤndiſchen Schlachtviehe. 

Die von dem Praͤſidium geſtellte Frage: 
Iſt auch die erſte Kammer der Meinung, daß der, 
von den Ochſenmetzgern zu Darmſtadt eingereichten 
Petition keine Folge zu geben ſey? 
wird von der Kammer einſtimmig mit Ja beantwortet. 

8 aͤber die Anträge der Abgeordneten Herrn Schenck 
aus Kelfterbah, und Herrn Braunwart, wegen Ent 
ſchaͤdignug des Wildfhadens an Waldungen, 
und auf ein deßfalls zu erlaffendes Gefep. 

. Das: Präfivium ftellt folgende Fragen : 
a.) Beſchließt die Kammer, nad) dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, daß den, in dem Ausfchußberichte uns 
ter. Nro. A, 2 und 3 angeführten Anträgen des 
Abgevordneten Herrn Schend‘, in der Art, wie fie 
- :*. vorliegen, feine Folge zu geben fey? - 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
b)I Ih dann die Kammer mit dem, in — auf 
— den erſten dieſer Anträge von der zweyten Kam⸗ 
mer gefaßten Beſchluſſe: „Die Staatsregierung zu 
erſuchen, mit Beruͤckſichtigung deſſen, was in dem 
Ausſchußberichte und der Berathung geäußert wor- 
den iſt baldigft ein Regulativ über die Art und 
Weiſe der Ausmittelung des Wildfchadens in Wals 
dungen zu -erlaffen‘’ einverftanden ? 
Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 
c.). Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer: „Daß den Anträgen ded Abgeordneten Herrn 

Braunmwart in der Art, wie fie geftelt worden, 

’ feine Folge zu geben ſey“ bey? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 
d.) Theilt indeffen’ die Kammer die Anficht der zwey⸗ 
ten Kammer, daß diefen Anträgen wenigftens in 
ſo weit ‚Folge gegeben werde, daß fie zur SKennts 
mi * TIONEN Staatsregierung zu brin- 
en feyen | 
Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 

9.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Brund, 
bie Abfhägung der Rormalgemarfungen be 
treffend. 
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Das Präfibinm ſtellt folgende. Fragen: 

a.) Will die Kammer, nad) dem Anträge ihres Aus 
ſchuſſes, den Beſchluͤſſen, welche in Beziehung auf 
die Motion des Abgeordneten Herrin Brund unter 
lit, 2 bis e. inclusive gefaßt worden find, beytre⸗ 
tene - \ 

Zwey Stimmen verneinen, act Stimmen dagegen 
bejiahen diefe Frage. | | 

b.) Erklaͤrt fih die Kammer auch mit dem, von ber 
zweyten Kammer auf die Frage li f. gefaßten Bes 

ſchluſſe einverftanden? eh 
Diefe Frage wird mit 7. gegen 3 Stimmen bejaht. 


c.) Tritt die. Kammer auch dem Beſchluſſe bey, web 


her von der ziweyten Kammer auf die, Anter lit. g. 

‚geftellte Frage gefäßt worden ift? | 
Diefe Frage wird —— mit Nein beantwortet. 

V. Der Serretär der Kammer legt derſelben ſechs, 
auf den Geſetzesentwurf wegen Aufhebung des ar 
techted der Criminalfaffen in Concurſen, die Petition 


mehrerer Rheinmuͤller zu Mainz, die Entrichtung ber . 


Grundfteuer , Fenfterfteuer und des Wafferfalliinfes von. 
den Rheinmühlen zu Mainz betreffend, das Gefuch ſaͤmmt⸗ 
licher Ochfenmesger zu Darınjtadt, um Aufhebung der 
Mauth auf dem auslaͤndiſchen Schlachtviehe, die Anträge 
der Abgeordneten Herren Schenf und Braunwart, we⸗ 
gen Entfchädigung des Wildſchabens an Walbungen , 
und ein deßfalls zu erlaflendes Geſetz, auf ben Nachtrag 
zu dem Gefege über die Tilgung ber Staatsſchuld, inds 
befondere die Dotation ber Staatsfchuldentilgungstkaffe, 
und auf det Antrag des Abgeordneten Herrn Brund 
wegen ber Abfhäsung der Normalgemarkungen ſich bes 
ziehende Communicate an bie zweyte Kammer vor. 

Sie erhalten die Genehmigung der Kammer, und 
das Praͤſidium erklaͤrt die Sitzung fuͤr aufgehoben. 


Beglaubigt: | 
Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. © Wreden. 





Ein und fünfzisfte Sitzung 
in dem Situngsfaale der erften Kammer dei \ 
| Landſtaͤnde. 
Darmftabt am 27ten April 1827. 


Unter bem Borfige des Herrn erſten Praͤ⸗ 
ſidenten. — 
Anmefend : | | = % 

Des Groß- und Erbprinzen von Heffen Hoheit. 
Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Er— 
laudht. Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdel⸗ 
beim Erlaubt, Des Herrn Grafen zu Solms⸗ 
Laubach Erlaucht. Der Herr Freyherr Riedeſel. 
Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden. 
Der Herr Praͤlat Schmidt. Der Herr Kanzler 
Arens. Der Herr Freyherr von Breidenſtein, 





Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung von 
vier, auf den Antrag des Abg. Herrn von Bibra, die 
Ausführung der Forftfhugorganifation betreffend, den 
Antrag der Abgeordneten Herren Brund, Mahlermwein 
und Möllinger, die Herftelung der Sicherheit ded Grund» 
eigenthums in der Provinz Rheinheſſen betreffend, auf 
den Antrag des Abg. Herrn Elwert, bie Uebernahme 
der Unterhaltung der Schleußen in den. Landdaͤmmen 
bed Landrathsbezirkes Dornberg auf die Staatsfaffe bes 
treffend, und den Antrag: des Abg. Herrn Mohr, auf 
Erhöhung des firen Gehaltes der Friebendgerichtsfchreiber 
in Rheinheſſen fich beziehbenden Communicaten an bie 
zweyte Kammer, legt | — 
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I. das Präfibium der Kammer, als neue Eingabe, 
ein Schreiben ber zweyten Sammer vor , betreffend: die 
Befchküffe der zwegten Kammer, über die Abtheilung IL. 
des Entwurfes des Finanzgeſetzes für 1827 bis 1829, 
die Ausgaben, und über die Dedung der, zu den für die 
Sabre 1827, 1828 und 1829 bewilligten Staatsausgaben, 
erforderlichen Summen, fo wie über die. Abtheilung I. 
des Finanzgefekesentwurfs für die genannten Jahre, dis 
recte Steuern betreffend *) 

Il. Es werben mehrere Vorträge erſtattet. 

Es referirtt 

4) der Herr Freyherr Riebefel, im Namen des erften 
Ausfchuffes, über den Antrag ded Abg. Herrn Schenf 
aus Keliterbach, anf Unterſtuͤtzung der Gemeinde 
Ginsheim am Rhein, wegen Anlage eines 
neuen, und Erhöhung eines ſchon vorhande— 
nen Dammes.**) - 

2) der Nämliche, Namens deffelben Ausfchuffes, ber 
den. Antrag ded Abg. Herrn Knorr, auf Unterftüs 
gung ber bedürftigfien Mitglieder der fran— 
— Ehrenlegion in der Provinz Rheine 
heſſen. ) | 

3) derfelbe, im Namen des eriten. Ausfchuffes , über 
die Propofition ber Staatsregierung auf Verwilligung 
von 14,000 fl. zu Einrichtung eines Juftijge 
bAudes zu Mainz.Tn 
45) des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht, 
im Namen des erften Ausfchuffes, bloß mündlich, ber 
den Antrag des Abg. Herrn Breimer, auf Derftellung 
des Necdarufers oberhalb Hirfhhorn aus der 
Großherzoglichen Flußbaufaffe , 

Derſelbe referirt fehr vollitindig die Gefchichte der 
vorliegenden Motion, fo wie den Inhalt der, über dies 
felbe in der zweyten Kammer gepflogenen, Verhandlungen, 
und trägt, geftüst auf die, in diefer Kanmer entwicelten 
Gründe, fo wie auf den Umftand, daß wenn man der 
Motion Folge geben wolle, die Bewohner der Rheinufer, 
welche durd; Naturereigniffe gelitten hätten, zu. großem 
tachtheile der Staatskaſſe anf gleiche Begünftigung Ans 





*) Siche bie Berbandlungen der zweyten Kammer, 
**) Siehe Beylage CX. 

+) Siche Beylane CXI. 

Tr) Siche Beylage CXII. 
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ſpruch zu machen haben würden, darauf an, in Hebers 
einjtimmung mit dem Beſchluſſe der zweyten Kammer, 
* Motion des Herrn Proponenten auf ſich beruhen zu 
laſſen. 
| Das Prafidium vertagt die Discuffion über dieſe 
Gegenſtaͤnde auf die gejegliche Zeit, und eröffnet 

III. die Berathung . h 
—U uͤber die IVte Hauptabtheilung bed 
Voranſchlags der Staatsausgaben, die Be— 
duͤrfniſſe des Großherzoglichen Hauſes und 
Hofſtaats betreffend, und als hieruͤber nichts bemerkt 
wird, 3 ’ 
9) über den Antrag des Abg: Herrn Zimmer, die 
Binfühbrung yon Communalſchulen, und Der 
binderung der Schulverjäumnifje in Rhein⸗ 
heſſen betreffend. DER LES EEE Sue > * 2*2 \ 

Es bemerft | — 

der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Es 
koͤnne die Frage zweyfach geſtellt werden, einmal ob 
(welches Die Tendenz der Anträge zu: ſeyn ſcheine) die 
Gommunalfchuler im Allgemeisien zu befördern, oder ob 
fie_nur in einzelnen Fällen einzufuͤhren ſeyen. Wenn 
Religionsunterricht. beit weſentlichſten Theil bes: Schufr 
unterrichtd ausmadje, wenn er. die Grundlage des fittlis 
cheit Unterrichtes fey, fo werde Niemand bezweifeln, daß 
confeflionelle oder Parochialſchulen den Vorzug verdieun⸗ 
ten. Es fey diefer Wahrheit hier ſchon fo oft gehuldigt 
worben, und die durchdachteſten Schulordnungen, ſo mie 
bie grimdlichiten Paͤdagogen hätten, ſich hierüber fo be 
fimmt ausgefprochen, daß es eines weiteren Beweiſes 
nicht bedürfer Mit der Behauptung, daß der Neligionss 
unterricht Sadje des Pfarrers fey, koͤnne es wohl nicht 
ernftlich gemeint feyat, denn obgleich der Sat an und 
für ſich wahr erfcheine, fo leide er doch große Beſchraͤn⸗ 
fungen. Wie fey ed möglich, daß ein, oft alter, durch 
fonjtige Amtsverrichtungen verhinderter Mann in 8 bis 10, 
durch Berg und Thal getrennten Filialen dieſen Unter 
richt ertheile? Die weitere Behauptung aber, daß der 
häusliche Unterricht der Eltern dieſe Kıicke ausfüllen 
müffe, werde wohl feiner Beleuchtung beduͤrfen. In 
vielen Fällen werbe e8 bier, ftatt einer Antwort, am dem 
bekannten „neme dat, quod non habet‘‘ geftügen, und 

mancher Hausvater dürfte. ſeinen Kindern fehr unver— 
daufiche Speife: reichen. Frage, ed ſich aber, ob nicht in 
Heft IV. d Verh. d. etft. Kamm, 1897. 
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einzelnen Fällen dergleichen Schulen einzuführen feyen, 
ſo verhalte es fi) anders damit. 

r In Rheinheſſen exiſtirten oftmalen an demſelben 
Orte mehrere Parochialſchulen, deren jede ihren Lehrer 
nur duͤrftig ernaͤhre. Hier werde eine ſolche Verbindung 
mehrerer Parochialſchulen oft wohlthaͤtig, ja ſogar noͤthig. 
In ſolchen Faͤllen habe auch die Staatsregierung immer 
die Haͤnde dazu geboten, vorerſt aber auch immer dafuͤr 
eſorgt, daß fuͤr den Religionsunterricht desjenigen 


Theiles, zu deſſen Confeſſion ſich der Schullehrer nicht— 


bekenne, geſorgt, und zugleich den Kirchen die Aushuͤlfe 
des Kirchendieners, deſſen Stelle haͤufig mit jener des 
Schullehrers verbunden ſey, nicht entzogen werde. 

— Als Beweis des Angegebenen, und als Beweis, wie 
wenig daher der. vorliegende Antrag nothwendig ſey, 
führe er nur an, daß in Rheinheſſen unter 320 Schulen 
143 Gemeindefchulen feyen. 

Als Epiphonem dürfe er. wohl hinzufügen , daß e8 
nicht noͤthig erfcheine, die Religion, diefe Stüge der Sitt⸗ 
lichkeit, zu befchränfen. . Sie ans den Schulen verbannen, 
heiße aber fo viel als fie und die Echulen zernichten. 
Des Herrn Grafen zu Solme- Rödelheim Ers 
laucdht: Die von dem Herrn Geheimen Staatsrath 
von Wreden fo eben entwidelten Motive fchienen ihm fo 
gründlich und ſo erfehöpfend, daß er zu der Anficht des— 
—* ſeine unbedingte Zuſtimmung erklaͤren muͤſſe. 

Der Herr Praͤlat Schmidt: Man werde die beyden 
Antraͤge des Herrn Proponenten um ſo mehr auf ſich 
beruhen laſſen koͤnnen, als die Staatsregierung den in 
dem erſten derſelben ausgeſprochenen Wuͤnſchen, ſo weit 
als thunlich, bereits entſprochen habe, und auch der 
zweyte Antrag, wie in dem Ausfchußberichte bemerft fey, 
in der Kürze feine Erledigung finden werde. 

Bey der hierauf 

3) über den, die ſtaatsbuͤrgerliche Verbes— 
ferung des Zuftandes ber Juden betreffenden 
Antrag des Abg. Herrn Andre eröffneten Discuffion bemerkt 
der Herr Geheime Stantsratb von Wreden: 
Was den Antrag des Herrn Proponenten betreffe, bie 
Feyer des Sabbaths auf den chriftlichen Sonntag zu 
verlegen, fo hänge, wie der Ssſchußbericht bereits bemerkt 
habe, die Feyer des Sabbaths an dem jeßt gebräuchlichen 
Tage fo enge mit den Religionsbegriffen der Juden zus 
ſammen, daß eine Verlegung deffelben auf einen andern 
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Tag, von ihnen als ein Angriff auf ihren Glauben 
ſelbſt werde angefeben werden, 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Er halte fhon um 
deßwillen eine Verlegung des jüdischen Sabbaths auf 
den Sonntag für unpaflend, weil das Sabbathefeit von 
den urfprünglichen Chriſten, dem aus der mofaifchen 
Religion beybebaltenen Gebrauche gemäß, am Samitage 
gefeyert, und nur fpäter auf den jest gewöhnlichen Tag 
verlegt worden fey, um es nicht mit den Juden zit der: 
ſelben Zeit zu begeben. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Die 
Bemerkung des Herrn Freyherrn Riedefel jey vollfommen 
richtig. Aus demfelben Grunde, wie der Sabbath, fey auch 
Das von den Ehrifteit früher mit den Juden an denfelben Ta- 
gen gefeyerte Diterfeit auf eine andere Zeit verlegt worden. 

Was den Antrag des Herrn Proponenten befteffe, 
die Befchneidung auf eine jpätere Zeit zu verfchießen, fo 
würden, feiner Anfiht nad), die Juden mit demfelben 
Rechte behaupten fönnen, daß die hriftliche Taufe auf 
eine fpätere Zeit verlegt werden muͤſſe. 

Da keine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt dag 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

4) die Berathung über den Antrag des Abg. Herrn 
Schuͤßz, die Verunterpfändung der Grund 
renten, und die Vertheilung der Damit belas 
teten Güter betreffend. ? 

Es bemer kt 

der Herr Freyherr Riedeſel: Der Ausſchußbericht 
der zweyten Kammer ſcheine ihm den vorliegenden Ge— 
genſtand ſo gruͤndlich beleuchtet zu haben, daß er jede 
weitere Eroͤrterung deſſelben uͤberfluͤſſig mache. Den Be— 
rechtigten zwingen zu wollen die Unterpfaͤnder ſeiner 
Grundrente mehr als bisher zu zerſplittern, und die 
Ausübung feiner Befugniß auf dieſe Weiſe laͤſtiger, koſt— 
ſpieliger und unſicherer zu machen, ſey auch, nach feiner 
Anficht, eine Unbilligfeit, welcher diefe hohe Kammer 
wohl fo wenig, als die zweyte, ihre Zuftimmung werde 
ertheifen wollen. | 

Bey der hierauf 

5) folgenden Discuffion über den Antrag des Abg. 
Herren Schwarz, auf Erleichterung bey dem Ab: 
faufe fiScalifher Grundzinfen, bemerft 

‘der Herr Pralat Schmidt: Er erlaube fih, alg 
Referent des Ausſchuſſes, zu feinem Berichte noch eine 

E2 
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kurze Bemerhing » binzugufügem - Die Dauptfrage bey 
Beurtbeilung der vorliegenden Motion fey die, ob man 
die Abkauſsſumme der Renten, weldye jett nach) dem 
18fachen jährlichen Betrage derfelben bejtimmt jey, nod) 
mehr berabjeßen folle. Die zweyte Kammer babe in ih— 
‚ren. Befchlufle zuweilen. das 16fache, zuweilen aud) ‚das 
13fache des Ertrags der Rente als Aequivalent ihres 
Werthbes angenommen. Kaufe man nun eine Nente von 
‚+ fl. Bruttoertrag biernad) mit 16 fl. ab, und lege. diefe 
46 fl. als Kapital an, fo wirden diefelben, zu 5 Procent 
ausgeliehen, 48 fr. und zu 4 Procent, 38 Er. 14 Seller 
einbringen. Werde die ‚Rente mit 13 fl. -abgelöft, fo 
ertrage die Ablöfungsfumme zu 5 Procent, 39 fr. und 
zu 4 VBrocent, 34 fr. 2 Deller, im Testen Falle alfo fafi 
die Hälfte der Grundrente, welcher fie furrogirt fepn 
folle.. Es frage ſich alfo ſehr natürlich, ob denn der, 
für. die Staatsfaffe aus der Ablöfung der Grundrenten 
und der Befreyung des Grundeigentbums erwachſende 
Bortbeil fo bedeutend und fo wertbvoll ſey, um fie für 
eine Herabjesung eines bisherigen Einfommens auf bey- 
nahe die Hälfte Ihadlos zu halten. Eine Frage, deren 
Beantwortung um jo mehr eine gründliche Erwägung 
vorausſetze, als die Domanialgrundrenten zu 4 jur Dys 
pothef der. Staatsgländiger beſtimmt feyen, und zu 3 zum 
Familiengute des Großherzoglichen Haufes gehörten. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Sp gründlich auch der Referent: des Ausfchuffes zweyter 
Kammer den Gegenſtand der vorliegenden Motion bears 
beitet habe, jo fünne er doch mit den Anträgen deffelben, 
und den Dadurch motiwirten Befchlüffen zwenter Kammer, 
nicht abereinftinmnen. Was die finanzielle Seite des 
VBorwurfes der Berathung angebe, fo babe der Herr 
Staatsminifter Freyherr du Thil, als Referent des Aus: 
fchufjes diefer hoben Kammer, bey den Verhandlungen 
über das Gefeß vom 11: Suly 1821 auf dem erften Lands 
tage, diefelbe mit fo vieler Umficht und fo erfchöpfend 
beleuchtet, daß er fich erlauben wolle, die einfchlägliche 
Stelle feines Berichtes im das Gedächtniß der hohen 
Rammer zurücdzurnfen. Sie finde fih in den Verband» 
lungen des erjten Yandtages Beyl. LXXTIIL pag. 92— 94. 
Außer den, in. dieſem ‚VBortrage entwickelten Motiven 
rächen aber noch andere Gründe gegen den Antrag des 
Herrn Proponenten, Der Herr Berichtserftatter zweyter 
Hammer babe unter andern auf den Umftand Gewicht 
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gelegt, daß in Rheinheſſen die fiscafifchen Grundrenten 
mit dem Zwölffachen ihres Betrages abgefanft werden 
fönnten, und bemerkt, daß es billig erfiheine, die beyden- 
dieffeitigen Provinzen der jenfeitigen gleich zu ftellen, 
Eine Gfeichjtellung der verfchiedenen Bewohner des Groß— 
berzogtbums fey nun allerdings etwas ſehr Wuͤnſchens— 
werthes, aber gerade deßhalb dürfe man um fo weniger 
vergeffen, daß die Aufhebung einer Ungleichheit, wie fie 
ber Herr Proponent vorfchlage, eine neue Ungleichheit 
ganz anderer Art, und von viel ſchlimmeren Folgen 
werde entftehen laſſen. Es feyen naͤmlich außer dem 
iscus noch andere Zinsberechtigte vorhanden, namentlich 
tandes⸗ und Patrimonialgerichtsherren. Bon diefen 
feg in’ dem vorliegenden Antrage, welcer nur von den 
fiscalifhen Grundrenten handle, ohne in die Rechte der 
ı Privaten eingreifen zu wollen, Feine Rede. Sobald nun 
aber den Zinspflichtigen der Domaniallande der propos 
nirte Nachlaß au der Abkoͤſungsſumme der Grundrenten 
zu Theil werde, feyen gebäffige Vergleichungen und Uns 
zufriedenheit von Seiten der Zinspflichtigen der ſtandes⸗ 
herrlichen Bezirfe eine unansbleibfihe Folge. Mean 
werde mit Sicherheit der Wiederholung aller der Erfchei- 
nungen entgegen ſehen Tönen, welche ſich in Folge der 
Beſtimmungen über: die Ablöfung der fiscafifchen Frohnds 
gerechtjamen. fihon einmal dargeftelle hätten, und welche 
die Staatsregierung mit jo bedeutenden Opfern abzu— 
wenden Geinäbet fey. Anders, als durch Dpfer von 
Seiten der Staatsregierung, werde man denſelben aber 
auch jest yicht begegnen koͤnnen, denn dte berechtigten 
Privaten würden fich fehwerlich entfchließen, den Bey— 
fpiele, welches der Fiscus etwa geben wolle, Folge zu 
Leiften, und fich auch ihrerfeits eine Reduction wohlbe— 
gründeter Anſpruͤche auf etwas mehr, als die Hälfte des 
Werthes derfelben , gefallen zu laſſen. | 
Ein zweyter, gegem den Antrag des Herrn Propo- 
nenten fprecheuder Grund liege in dem Artifek 7 -der 
Berfaffungsurfunde, nad welchem 3 der ſaͤmmtlichen 
Domänen dad Familieneigenthum des Großherzoglichen 
Hauſes bilden ſollten. Nun beſtehe aber, wie der Aus— 
ſchußbericht zweyter Kammer ſelbſt augenommen babe, 
vielleicht die Haͤlfte des Ertrages aller Kameraldomaͤnen 
aus Grundzinſen, und ſolchen guzsherrkichen Rechten, 
welche gefegkich in Grundrenten verwandelt werden koͤnn— 
ten, oder Gefaͤllen deren Abloͤſung auf gleihe Weife, 
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wie die der Grundrenten, behandelt werde. - Nach der 
Erleichterung, welche nady dem Antrage des Ausſchuß— 
berichtes zwepter Kammer den Pflichtigen zu Theil wers 
den folle, würden in furzer Zeit fämmtliche Renten ver: 
äußert feyn, und das Familieneigenthbum des. Großher— 
zoglichen Hauſes auf diefe Weiſe feinen verfaffungsmä- 
ßigen Umfang verlieren. Man werde aljo, um dem 
Artikel 7 der Verfaſſung Genüge zu leiften, Domänen 
anfaufen, und alſo zum Nachtheile der Staatsfaffe mit - 
der einen Hand wieder erwerben muͤſſen, was man mit 
der andern verfehwenderifch weggegeben babe, 

Der Ausschuß der zweyten Kommer ſey nun bey 
feinem Vorfchlage einer Herabfegung der Neluitionsfas 
pitalien der Grundrenten nicht ftehen geblieben, ſondern 
wolle auch den Befigern von Erb» und Landſiedellehen, 
welche bisher nur dann hätten allodificirt werden fönnen, 
wenn der Befiger mit dem Obereigenthbum auch zugleich 
den Sanon abgefauft babe, (allerdings eine bedeutende 
Erfchwerung) zu Erleidjterung der Allodiftcation, die 
Möglichfeit veritatten, die Allodification auch getrennt 
von dem .Abfaufe des Erbyachtes vorzunehmen, und den 
Erbpacht in eine Grundrente zu verwandeln. Indeſſen 
fönne er diefen Vorfchlag, welcher eine noch bedeuten» 
dere Verminderung des Domanialvermögend zur Snige 
baben müffe, um defwillen bier übergeben, meil derfelbe 
in der Abjtimmung der zweyten Kammer nicht berührt 
worden fey. Dagegen babe aber die zweyte Kammer 
einem anderen Antrage ihres Ausfchußberichtes Folge 
gegeben, nämlich dem Antrage, den in dem Geſetze vom 
711, Suly 1821 angenommenen Geldanfchlag der Natu— 
ralien auf die in dem Berichte näher. bezeichnete Weife 
herunter zu fegen. Diefer Befchluß der zweyten Kammer 
enthalte aber einen Widerfpruc mit Artifel 3 des Ge— 
feßes von 1821 und müfle, wenn die hohe .erite Kam— 
mer und die Staatsregierung „gleicher Anficht wären, 
bem genannten Geſetze derogiren, in fo fern es bejtim- 
me, daß die Fruchtpreife alle 10 Sabre neu regulirt 
‚werben follten. Indeſſen febe er um fo weniger Grund, 
eine einmal gegebene gefegliche Vorſchrift binnen Furzer 
Zeit wieder abzuindern, als ihm der Inhalt derfelben 
oollfommen zwedgenäß erſcheine. Man koͤnne ohne Ge- 
fahr abwarten, wie (ich die Fruchtpreiſe nach Ablauf des 
erſten, auf 10 Jahre beftimmten Termins gefaltet haben 
würden, und dann ein gegründetes Urtheil fällen, ob 
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ein ftändiger Preis der Naturalien- fefizufeßen, ober 
nach Maasgabe des Steigens und Sinkens des Frucht 
werthes mit dem Anfchlage der Preite zu wechieln je. 

Durch alle von ihm bisher gegebenen Erörterungen 
glanbe er aber feine Anſicht genügend motivirt zu haben, 
daß der Motion ded Herrn Proponenten und den, in 
demfelben Geijte gefaßten Befchlüffen zweyter Kammer 
feine Folge zw geben fey. 

> Der: Herr: Pralat Schmidt: Bey Abfaſſung des 
Artikels 3 des Gejeged vom 11. July 1821, welden er 
fid) vorzulefen erlaube, und bey der Feſtſetzung der zehn, 
jährigen Fruchtperioden fey man von der Vorausfegung 
ausgegangen, daß die Fruchtpreije ſich in der Kürze 


beben en. In diefer Voransjeßung babe man ſich 


aber. bis jest getäufcht, und es unterliege alſo feinem 
Anftande, den Zeitraum: von 10 Jahren, nach deſſen 
Ablauf die Naturalpreife neu regulivt werden folten, 
abzufürzen, und die Normalpreife mit den: wirklich bes 
fiebenden, ſchon jest in größeren Einflang zu bringen. 
Die allgemeine Meinung fpreche fi) wenigitens dafür 
aus, dag die erfteren viel zu hoch gegriffen ſeyen, auch 
bürfe man nicht vergeffen, daß der Werth derfelben für 
den Zinsberechtigten durch die Adminiftrationsfoften noch 
vermindert werbe, welche zwar nicht bey Feldfruͤchten, 
wohl aber bey der Erhebung und Aufbewahrung von 
lebenden Gegenftänden fehr bedeutend jeyen. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Bey den Rentaͤm— 
tern würden Lieferungen von Hahnen, Huͤhnern und 
Eyern, einem-längeren Herkommen gemäß, fait immer 
in. Gelde entrichtet; befondere Adminiſtrationskoſten kaͤ— 
men alfo dabey nicht vor. _ | 

Des Herrn Grafen zu Solms-⸗Laubach Erlaudt: 
Die Verwandlung der Leiſtung ſolcher Gegenftände in 
Geldpräftationen erfcheine alfo fehr zweckmaͤßig. Was 
Dagegen die Zinfen von Feldfrüchten betreffe, jo muͤſſe 
man fich hüten, bey ihnen der Vereinfachung Der Ad— 
miniftratien zu große Opfer zu bringen. Der Wertb 
ber Früchte bleibe zu dem Werthe der übrigen Gegen: 
ſtaͤnde des Gebrauches und Verkehrs fortwährend in 
einem richtigen Verhaͤltniſſe, während der Preis bes 
Geldes nach ganz eigenthuͤmlichen Bedingungen ſteige 
oder falle. Mit Rücdjicht auf die Zukunft habe alſo eine 
Berwandfung derruchtzinfen in Geldrenten gar Manches 
gegen fi 


* 
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Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die Ans 
ſicht der Kammern auf dem erfien Landtage ſey dem 
Derfaufe der Grundrenten günftiger geweſen, als die 
eben geäufferte Anficht des Herrn Grafen zu Solms 
Laubach; man fey aber doch niemals fo weit gegangen, 
als der. Ausfchuß zweyter Kammer in feinem vorliegenz 
den Berichte. Zugleich habe die Zeit den Berfauf der 
Grundrenten weit unrätbliher, als früher, gemacht, 
indem gerade jeßt der Werth der Renten ꝛc. fehr gering 
erfcheime. Allerdings hätten Die deßhalb erlaffenen ge 
feglichen Beftimmungen bis jeßt keinen Reit zum Ab- 
faufe der Grundrenten hervorgebracht, aber darin, daß 
man für einen angemefienen, auch nach dem jegigen 
Fruchtwerthe geringen Preis dieſelben nicht habe vers 
aͤuſſern koͤnnen, liege doch wohl fein genkgender Grund, 
den leßteren noch mehr herab zu drüden. Eine ſolche 
Berfabrungsweife fönne nur die dringendſte Notb rechts 
fertigen. Auf der andern. Seite müfle der Werth ver 
Renten, in Folge der Zeitverhältniffe, fid) eben fo wieder 
heben, wie er durch diefelben herabgedrücdt worden fey, 
und ihr Befis, welchen man »früber böber, als den 
Geldbeſitz gefchäßt babe, auf dieſe Weife eine, feinem‘. 
wahren Werthe angemeflene Bedentung wieder gewinnen. 
Ein doppelter Grund alſo, den Mittelweg nicht zur vers 
laffen, welchen das Gefeß von 1821 zwifchen den bey— 
den der Freyheit des Grundeigentbums , oder den Rech 
ten des Fiscus guͤnſtigen Anfichten auf eine: fehr zweck— 
gemäße Weife eingefchlagen babe. 

Was Dagegen die Grimde betreffe, durch welche bie 
ber feinigen entgegengefegte Anficht motivirt feyn koͤnne, 
jo machen finanzielle Nücfichten eine Herabſetzung der 
Reluitionsſummen der Grundzinfen nicht erforderlich. 
Nachtheil in dem Fortbezuge der letzteren für die Renten— 
berechtigten oder Rentmepiihtigen fey gleichfalls nicht 
vorhanden, und mit der Abficht den Bflichtigen ein Ges: 
fchenf zuzuwenden, koͤnne er fih um fo weniger einverz 
ſtanden erklären, als diefes Gefchenf eine Unbilligfeit“ 
gegen alle, nicht mit Grundzinfen  befafteten Steuer: 
pflichtigen, auf deren Koften es doc gemacht. werde, 
enthalten muͤſſe. Aus dieſen Gründen ftimme auch er 

egen die Verminderung des Staatseinfommens, welche 
ın dem Antrage des Heren Proponenten vorgejchlagen 
e 


v. — | 
Der Herr Freyherr Riedefel; Es fey noch ein 
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anderer Umftand vorhanden, welcher ihm gegen die Noths 
wendigfeit, ja felbft den bedentenden Nuten der Relnis 
tion der fiscalifchen Grundzinfen zu fprechen feine, 
nämlich „der große Geldmangel auf dem Sande. Der 
Zinspflichtige könne viel leichter in Früchten als in Geld 
bezahlen. waͤrtig wuͤrden die Renten im Herbſte, 
wenn ber Landmann gedroſchen habe, in natura entrich— 
tet. Subſtituire man der Naturalleiftung eine ſtaͤndige 
Gefdpräftation, fo . fege dieſelbe voraus, daß ber 
Pflichtige mit feinen Früchten (das einzige Mittel 
um Geld in Die Hände zu befommen) handle, alfo 
durch diefen "Handel die Gefahr übernehme, welcher fruͤ⸗ 
ber der Staat, bey den Leiftungen in natura, ausges 
fegt gewefen fey Dazu fomnie, was ihm ebenfalls in 
ben Belangen der zweyten Kammer nicht hinreis 
chend berüdfichtigt worden zu feyn feine, daß umge 
kehrt der Staat durch eine Verwandlung der ihm zu— 
ſtehen den Grundzinfenberehtigung in Geld, fich deu 
Berluften ausfege, welche ein jeder Geldbefiter, der fein 
Kapital auf: die .einfachfte Weife benuge, in. Folge einer 
bis jet immer zunehmenden Berminderung des Neal: 
wertbes- des Geldes im Zeitverlaufe unfehlbar erleiden 
müfle. Zur Erläuterung wolle er folgenden Fall anfitb- 
ren: Bey Alsfeld eriftirten zwey Mühlen, deren jede 
früher 8 bis 12 alte Malter Frucht jährlih an den Fis— 
cus als Zins habe entrichten müffen. Kurz nach dem 
Ende des; 30jähigen Krieges fey beyden die Ablöfung des 
Zinfes mit Geld angeboten worden. Der eine Mühlen 
befiser babe dieß Anerbieten angenommen, der andere 
nicht, und fo fomme e8, daß dem erfteren jeßt eine, 
nur ganz unbedeutende, mit der Naturalleiftung ded Anz 
dern, nadı den heutigen Preifen, in gan feinen Ber: 
bältnifje ftehende Geldpräftation obliege. Wie viel habe 
der Staat aber in der ganzen Zeit, Bit jener Berwands 
[ung durch diefefbe, verloren, und wie viel werde er in 
Folge, Ahnlicher DVerwandlungen verkieren, follte aud) 
der Geldwerth für die Zufunft nicht in dem Maafe ab> 
nehmen, wie feit 200 Sahren? Wolle man auf das Bey- 
fpiel anderer Staaten zürüdgehen, fo finde man, mit 
Ausnahme Franfreihs, in allen Ländern Europas, felbit 
in England, deſſen Verfaſſung man ja fo oft ale ein 
Mufter für conftitutionelle Staaten anführe, Grund: 
renten. Das Ausbedingen folcher Renten bey Verpach- 
tungen von Grundſtuͤcken in Älteren Zeiten, in welchen 
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das Geld feltener geweſen ſey, erfcheine als etwas ganz 
Natuͤrliches. Seyen ja doc) felbit in der neuefien Zeit, jogar 
in Franfreich viele Verpachter dur den Mangel an 
Gircnfation ded Geldes gezwungen, einen Theil des Pachts 
geldes in Früchten anzunehmen, eine Zahlungsweife, 
ohne deren Feftfeßung in manchen Gegenden gar fein 
Pachtcontrakt mehr abgejchloffen werde. 

Was endlid den, in dem Ausfchußbericdhte zweyter 
Kammer für eine Herabfeßung der Reluitionsfapitalien 
angeführten Grund betreffe, daß die fehr bedeutende Ver⸗ 
waltungstojten der Einnahme aus Grundrenten in Ans 
flag und Abzug von ihrem Werthe zu bringen. feyen; 
fo würden diefe Koften auch bey einer voͤlligen Verwand⸗ 
lung der fiscalifhen Grundzinfen ſich fehr wenig vers 
mindern. Die Zinfen feyen bisher von den Nentämtern 
erhoben worden, deren Exiſtenz von dem Fortbefichen 
der Grundrenten durchaus unabhängig ſey. 

‚Der Herr Kanzler Arens: Auch er fünne dem 
Beichluffe der zweyten Kammer feine Zuftimmung nicht 
ertheilen. - Die hauptfächlichften Gründe für feine Anz 
ficht feyen in den Erörterungen mehrerer Diitglieder. dies 
fer hohen Kammer bereits enthalten. Er beihränfe ſich 
daher nur auf folgende Bemerfungen : BER 

1) Scheine ihm aus der Befreyung des Erundeis 
genthbums von ben, daffelbe belaftenden Zinfen und Rens 
ten der Nutzen nicht bervorzugehen, melden ‚man fi 
vor berfelben verfpreche. Während man den Grundei- 

enthümer von diefen Grundrenten befreye, made man 

ihn dem Kapitaliften tributär, und von feinen nur zu 
. häufig den ganzen Ruin des Schuldners zur Folge ha— 
benden wucherlichen Willkuͤhr abhängig. 

Die Tendenz der neueren Zeit: das Grundeigenthum 
von allen Privatabgaben zu befreyen, ftelle ſich lediglich 
als ein Augfluß der modernen Manie dar, das hiftori- 
fche Recht möglichft zu verdrängen, und an bie Gtelle 
beffelben das Recht der Vernunft, was fi) aber nur 
zu häufig als ein Produft der Unvernunft characterifire, 
zu fubftituiren. | | 

2.) Zeige die deßfalls angeftellte Berechnung bes 
Herrn Prälaten Schmidt, weld’ großer Berluft dem 
Domanialvermögen: drobe, wenn man die Abldfunges- 
funme der Nente auf die in dem Befchluffe der zweyten 
Kammer angenommene Weife beftimmen wolle. Den wah— 
ren Werth bed Domanialvermögend aber zum großen 
Theile um beynahe die Hälfte herunter zu fegen, für einen 
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Zweck, beffen Erfolg doch immer fehr zweifelhaft erfcheine, 
fey eine Maapregel, welcher man, feiner Anficht nach, 
ein Beharren bey den früher genehmigten gefeglichen Bes 
ſtimmungen bey weiten —— muͤße. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Auch er muͤſſe ſich gegen die Motion des Herrn 
Proponenten, und die ſich darauf beziehenden Beſchluͤſſe 
der zweyten Kammer erklaͤren. Die Erfahrung, welche 
er felbft zu machen Gelegenheit gehabt babe, Iehre, daß 
die Neigung zu Ablöfung der Grundrenten fehr gering 
und bie Ablöfung ſelbſt nicht. deßhalb noch nicht allge— 
mein erfolgt ſey, weil die gefeglichen -Ablöfungsfummen 
ſich als zu hoch gegriffen darftellten, fondern weil die 
zZinspflichtigen einen offenbaren Gewinn vor Augen 
baben wollten, um fich zur Reluition zu entfchließen. 
Ganz daffelbe finde ſich auch bey den Zehenten. Cinzelue, 
— von welchen den Pflichtigen Vorſchlaͤge 
zum Abkaufe ihres Rechtes gemacht worden ſeyen, haͤt— 
ten die Antwort erhalten, daß die Pflichtigen nur unter 
Zuſicherung von Vortheil bey dem Abkaufe zu demſelben 
bereit ſeyn wuͤrden. Er frage uun, ob man, wenn 
gleich die Adminiſtrationskoſten der fiscaliſchen Grund— 
renten bedeutend ſeyen, die Abloͤſungsſummen derſelben 
ſo weit herabſetzen duͤrfe, daß fuͤr die Zinspflichtigen 
ein Reitz zur Reluition entſtehe, und ob es raͤthlich ſeyn 
werde, die übrigen Rentenberechtigen, wie ſchon fruͤher 
bey der Aufhebung der Frohnden, indirect zu zwingen, 
das Beyſpiel des Staates, vielleicht auf defien Koften, 
nachzuahmen. 

Da Feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchlieft das 
Praͤſidium diefe Discufiion, und eröffnet | 

6.) die Berathung über den Antrag des Abgeordne- 
ten Herren Staudinger auf VBermwilligung eines 
Beytrags zu Erbauung der eingeltürzten 
Kirhe und Vergrößerung des Schulhaufes 
zn Eimelrod, Landrathsbezirks Voͤhl. 

Es bemerft | 

ber Herr Freyherr Niedefel: Ein dem Antrage 
des Herrn Proponenten günftiger Befchluß der Kammern 
werde offenbar zu weit führen. Es würden dann auch 
andere Gemeinden, als Eimelrod, auf eine gleihe Be: 
gänjtigung Ansprüche machen koͤnnen. 

Der Er Geheime Staatsratb yon Wreden: Don 
ber Berwilligung eines Beytrags zur Wiedererbauung 
der Kirche koͤnne ſchon um defwillen in diefem Auges 
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blicke keine Rede ſeyn, weil der, durch den Einſturz 
verurfachte Schaden noch nicht ausgemittelt fey. 

Des Herrn Grafen zu Erbah- Schönberg Er 
laucht: Was die Vergrößerung des Schulbaufes betreffe, 
fo. könne von einer ftändifchen Berathung über die Vers 
willigung eines Beytrags zu bderfelben, fo lange Feine 
Nede feyn, als dephalb die Gemeinde nicht die nöthigen 
Echritte bey dem Geheimen Staatöminifterium erfolglos 
verjucht babe. 

Bey der hierauf 

7) folgenden Discuſſion über den Antrag des Abs 
geordneten Herrn Hellmann, auf Revifion der Kirs 
hbenrehnungen durch die Großherzogliche 
Kehnungskfammer bemerkt 

ber Herr Prälat Schmidt: Die Einrichtung, von 
welcher der vorliegende Antrag handke, ſey nicht bloß 
projectirt, fondern habe noch vor einigen Jahren wirf- 
lich beftanden. ALS durch das DOrganifationsedift von 
1803 die bisher für die beyben bdieffeitigen Provinzen 
beftandene Hoffammer aufgehoben, und zwey Hofkam— 
mern, die eine für Starfenburg, die andere für Ober— 
befien, an ihre Stelle gefest worden, fey aud den mit 
benfelben verbundenen Suftiftcaturen die Nenifion der 

eiftlichen Fondsrechnungen übertragen worpen. Er felbft 
En während des Beftebend diefer Einrichtungen Mit: 
lied des Kirchen- und Schulrathes der Provinz Ober: 
eſſen geweſen, und wifle deßhalb, daß diefelbe zwar 
feine Gollifionen, aber auch Feine befondere Vortheile mit 
ſich geführt habe. Ihre Aufhebung fey durch die Kfagen 
ber Sieger Hoffammer über zu viele Gefchäfte veranlaßt 
worden, und habe die Annahme yon befonderen Nevis 
foren fir die Kirchenrechnungen zur Folge gehabt. Die 
in Folge der erwähnten Abanderungen in der Art und 
Weiſe der NRechnungsrepiftion erwachfenen Minifterial- 
acten würden nun alle für und wider den Antrag Des 
Herrn Proponenten fprechenden Gruͤnde enthalten. Es 
werde deßhalb am beiten ſeyn, der Staatsregierung die 
Regulirung des fraglichen Gegenftandes, ohne depfall 
fige fpecielle Anträge, ganz Allgemein zu überlafjen. 
Die meiften Mitglieder der zweyten Kammer, "welche in 
ber Berathung derjelben ihre individuellen Anfichten aus: 
"geogr hätten, feyen Abgeordnete aus neu beffifchen 
andestheilen, und alfo wohl damit, daß die proponirte 
Einrichtung früher fihon einmal beftanden babe, fo wie 
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mit den Bortheilen und Nachtheilen -derfelben unbekannt 
ewejen. 7 2 35 F 

F Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: 
Die Anſicht des Herrn Praͤlaten Schmidt ſey auch die 
ſeinige. Das Kirchenrechnungsweſen befinde ſich in eis 
nem ſehr zerruͤtteten Zuſtande. Es exiſtirten Ruͤckſtaͤnde 
von 20 bis 30 Jahren. Eine Abhuͤlfe, eine Veraͤnderun 
ſcheine alſo unumgaͤnglich noͤthig. Die Art und — 
derſelben werde man indeſſen am beſten der Staatsregie— 
rung uͤberlaſſen. Wenn aber eine veraͤnderte Einrichtung 
in dem Sinne des Herrn Proponenten und der zweyten 
Kammer zu Stande komme, ſo frage er, weßhalb man 
die Provinz Rheinheſſen von dem wohlthaͤtigen Einfluſſe 
derſelben ausſchließen ſolle? Es ſpreche gegen eine ſolche 
Ausſchließung Theils der Grundſchzz der gleichfoͤrmigen 
Behandlung der drey Provinzen, Theils der Umſtand, 
daß das Kirchenrechnungsweſen von Rheinheſſen' ſich im 
einem eben fo fchlechten, ja in einem fchlechteren Zuftande 
befinde, als das bieffeitige. Es feyen Klagen eingelaus 
fen, daß ohne thätiges Einfchreiten der Staatsregierung 
das ganze Vermögen einzelner firchlicher Fonds in Rheins 
befien in einem gewiffen Zeitraume verfchwinden werde, 
und es fcheine alfo gewiß fein Grund vorhanden, den 
rheinheſſiſchen Einrichtungen auch im vorliegenden Falle 
vor den altheffifchen den Vorzug einzuräumen. - Belege 
für diefe Behauptung Tieferten noch der im Ausſchußbe⸗ 
richte angeführte Mainzer Univerfitätsfond und der 
Gymnaſialfond in Worms. Namentlich in der Verwal⸗ 
tung. ded Letzteren ſeyen Willfuhr und Unordnung un⸗ 
glaublich groß geweſen. Erft der Paͤdagogcommiſſion 
ſey es mit Mühe gelungen, einen Theil der dadurch ers 
wachfenen. Rüdftände einzutreiben. 

Der Herr Pralat Schmidt: Auch von dem foges 
—— Kirchenbaufond ſeyen noch keine Rechnungen 
geſtellt. | | 

: Der Herr Freyherr. Riedefel: Bey fo bedeutenden 
Ruͤckſtaͤnden werde e8 wielleicht am beiten ſeyn, dieſelben 
bis zu einer gewiffen Zeit von der laufenden Verwaltung 
zu trennen, und, nad Art der Dauptreftenfaffe, bey den 
— in der Staatseinnahme abgeſondert zu bes 

andeln. RE Du 

Der Herr Kanzler Arens: Nah Maafgabe der 
bisher entwickelten Gründe, werde ed vielleicht am beften 
ſeyn, den Antrag ded Herren Proponenten bey der Bes 
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ſchlußnahme zu modifteiren, und die Staatsregierung zu 
erjuchen, fie möge durch die ihr fachgemäß. fcheinenden 
Mittel das Kirchenrechnungswefen in Ordnung zu brin- 
gen fuchen. Sey, wie dieß fihon der Ausfchußbericht 
diefer hohen Kammer angeführt babe, die Rechnungs: 
kammer zu fehr befchäftigt, um die Revifion der Kirchen - 
und geiftlichen Fondsrechnungen, neben ihren bisherigen 
Obliegenheiten, beforgen zu Fönnen, fo werde die Anftel- 
lung eines eigends zu jenem Zwecke beftimmten, dem Dis 
rector der Nechnungsfammer unterzuordnenden Perfonals 
ein jehr empfehlenswerthes Meittel ſeyn. 

Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden: 
Das Minijterium der Finanzen habe dem fraglichen Ge— 
genftande bereits feine Aufmerffamfeit gewidmet, und ge- 
funden, daß die Großherzogl. Rechnungsbehoͤrde außer 
Stand ſeyn werde, neben ihren jegigen Amtsfunctionen, 
einem fo bedeutenden Zumwachfe an Geichäften, wie er in 
ber Revtfion der Kirhenrechnungen enthalten fey, Genüge 
zu leiſten. Das Geheime Staatsminifterium halte dep- 
halb die Anftellung eines eigenen Perfonals für zweck⸗ 
jemaͤß und nothwendig, ‚aber auch zugleich für nicht 
—* ausfuͤhrbar. Jeder Kirchen- und Schulrath habe 
namlich ſeinen Juſtificaturgehuͤffen. Dieſe Gehuͤlfen 
koͤnne man als neu zu conſtituirende Behoͤrde vereinigen, 
und ſie auf die, in dem Ausſchußberichte naͤher bezeichnete 
Weiſe mit der Reviſion der Kirchenrechnungen beauftragen. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Wenn man auch 
dieſen Weg nicht einſchlagen wolle, ſo koͤnne man den 
Juſtificaturgehuͤlfen wenigſtens anbefehlen, inskuͤnftige 
beſſere und promptere Arbeiten, als bisher, zu liefern. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Für 
eine Abänderung der bisherigen Einrichtung foreche ſchon 
der allgemeine Grundſatz, daß eine abminiftrirende Be 
börde nicht zugleich ihr Rechnungsweſen beforgen ſolle, 
wie dies bey’m Kirchen» und Schulrath der Fall fey. 

Der Herr Prälat Schmidt: Ueber die auferor- 

dentlichen Einnahmen und Ausgaben der Firchlichen und 
geiftlihen Fonds müfe an die h 
richtet werden. 
In ſo fern ſey es alfo diefe, melde die Berwaltung 
beforge, und dem Grundſatze der Trennung der Admi— 
‚ niftration und Rechnungsfuͤhrung werde daher durch die 
beſtehende Einrichtung nicht eigentlich widerftritten. 


öchfte Staatsbehärde be⸗ 
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Der Herr Freyherr von Breidenflein: Der Bors 
ſchlag des Herrn Kanzlers, die Staatsregierung nur im 
Allgemeinen um die Erledigung der, in der Motion des 
‚Herrn Proponenten zur Sprache gebrachten Befchwerden 
zu erfuchen, ohne ihr. einen beſtimmten Weg für dieſen 
Zweck vorzeichnen zu wollen, fcheine ihm vollfommen zweck⸗ 
gemäß. —— 

Die Staͤnde haͤtten nur das allgemeine Intereſſe der 
Ordnung im kirchlichen Rechnungsweſen. Die Art und 
Weiſe, wie dieſe Ordnung gehandhabt und aufrecht ge 
halten werden folle, zu beftimmen, fey Sache der Staatds 
regierung, und Theil ihrer eigenthümlichen Befugniffe. 
Jede zu ergreifende Mansregel werde indefjen eben fo 
gut auf Rheinheffen, ald auf die keyden dieffeitigen Pros 
vinzen anzumenden feyn. 

Ferner müffe man die allgemeinen Grundfäße von 
Trennung der Kirche und. des Staates, feiner Anficht 
nad, auch im vorliegenden Falle berücfichtigen, und 
deßhalb die Probatur der Kirchenrechnungen von der 
Suftificatur der Staatsrechnungen fortwährend getrennt 
erhalten. Dagegen fcheine ihm eine Trennung des NRechs 
nungswefens und der Adminiftration des Firchlichen und 

eiftlihen Stiftungsvermögens, welche bisher in der Pers 
on der Kirchenräthe vereinigt geweſen feyen, eben fo 
winfchenswerth, als eine — Aufſicht und Controle 
der Thaͤtigkeit und Geſchaͤftsfuͤhrung der Juſtificatoren. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Er erlaube fih, zum Schluffe auf zwey, an fich 
feinen Zweifel zulaffenden Punkte noch befonders aufs 
merffam zu machen. Es koͤnne nämlich 

4) durch eine neue Negulirung des Firchlichen Rech» 
nungswefens den Rechten der ftandesherrlichen Gonfiftos 
rien fein Eintrag geſchehen, und diejelben, auch wenn 
man die Suftificatur an eine andere, als die bisher das 
mit befchäftigte Behörde verweifen wolle, doch niemals 
übergangen werben; — | 
2) würden. die, für das kirchliche Rechnungsweſen 


zu erlaftenden Normen nicht auf das Rechnungsweſen 
milder Stiftungen auszubehnen ſeyn, welches fchon, feis 
nem Begriffe nad, davon verfchieden, fehr oft durch den 
Willen des Stifters einer eigenen Behörde übertragen fey. 
Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fehließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion und eräffnet | 
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8) die Beratbung über die Anträge des Abg. Herrn 
Grafen Lehrbach, und des. Abg. Herrn Diabhlerwein, Dee 
Medicinaltare im Allgemeinen und die Mes 
bicinaltare in specie, die Diäten und Taggel- 
der der Phyficatsärzte betreffend. 

E8 bemerkt 

der Herr Geheime Staatsratb von Wreden: Die 
Staatöregierung habe, in Folge der Beichlüffe des vo- 
rigen Landtags, den einen der, im bein vorliegenden Mo— 
tionen berührten Gegenftäande, die Medicinaltare, veiflich 
geprüpft, und fie fey, durch ihre deffallfigen Unterfus 
chungen zu der Bemerkung geführt worden, daß befonders 
auf. dem Lande ein Mangel an niederen Chirurgen fühl: 
bar werde, Die zu der Ausübung der niederen Chirurgie 
qualiftcirten Perſonen befchäftigten jich, weil dabey mehr 
zu gewinnen fey, vorzugsweife mit ärztlichen Huͤlfslei— 
tungen, und die eigentlichen Phyſiker duͤukten fich häufig 
zu vornebm, um einen von ihnen verordneten Aderlaß, 
eine unbedeutende Operation ꝛc. felbit zu vollziehen. Die 
Staatsregierung habe daher befchloffen, in den größeren 
Phyficatsbezirken einen Arzt, und zugleich einen Wund— 
arzt zweyter Klaffe, für die in das Gebiet der niederen 
Chirurgie einfchlagenden Fälle, anzuſtellen, alfo eine 
durch die Medicinalordnung vernichtete Glaffe des Arzt 
lichen Perſonals ind Leben zurüd zu rufen. Die Staat» 
regierung fey zugleich, aus den, im Ausſchußberichte naͤ— 
ber bezeichneten Gründen, der Anficht, daß die von den 
Ständen des vorigen Landtages gewünfchte Herabfegung 
der Medicinaltare ausſchließlich für dieſe Wundärzte 
zweyter Glaffe eintreten müffe, indem eine Ermäßigung 
der Tare für ‚fie allein, in dem Grade, wie fie beabfichtigt 
fey, binreichen werde, den Beduͤrfniſſen des Landmannes 
abzuhelfen. Indeſſen liege darin noch Fein Grumd für 
diefe hohe Kammer, dem’ anf Herabfegung der Mebdicis 
naltare im Allgemeinen gerichteten Beſchluſſe der zweyten 
Kammer, in der Forın, in welcher derjelbe abgefaßt fey, 
nicht beytreten zu wollen. | — 

Nur die Frage erſcheine zweifelhaft, ob man dem, 
von der zweyten Kammer der Staatsregierung verſtat— 
teten unbeſchraͤnkten Credite, zum Zwecke der Entſchaͤdigung 
der Phyſicatsaͤrzte, fuͤr das, was dieſelben im Falle der 
Erhoͤrung der beyden vorliegenden Antraͤge verlieren 
würden, die Zuſtimmung ertheilen koͤnne. Eine Entſchaͤ⸗ 
digung der Phyſicatsaͤrzte in dieſem Falle ſtelle ſich als 
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durchaus. nothmwendig bar, wenn man bedenke, daß fehr 
viele. Aerzte, befonders in Oberheſſen, fehr unbedeutende 
fire Gehalte, oft nicht einmal 200 fl. bezögen. Die 
Stände hätten für bie Berbefferung der Arztlichen Bes 
foldungen früher bereit 4000 fl. bewilliget. Indeſſen 
mache die von ber zweyten Kammer gewünjchte Aufhebung 
der Transportgebühren, fo wie die gleichzeitige Vermeh— 
rung bes wundärztlichen Perſonals, eine bedeutend ers 
böhete Verwilligung nothwendig, Man werde 3. B., 
wie jchon der Ausfchußbericht bemerkt habe, in Folge des 
MWegfallens der ZTaggelder, den Phyficatsärzten, eben fo 
wie, den Sandräthen und Landrichtern, für die Unterhafs 
tungsfoften eines Dienftpferdes, ftatt, wie bisher, 130 fl. 
450. fl. vergüten müffen. Wolle man nun. eine genaue 
Berechnung des Beduͤrfniſſes in diefer Beziehilng, als 
Bedingung der Verwilligung abwarten, fo werde man 
dadurch eine fehr wohlthätige Reform noch eine ganze 
‚Finanzperiode hindurch verzögern, ein Nactheil welcher 
zu beit, was man allenfalld dadurch erreichen? koͤnne, in 
feinem Berhältniffe fichen werde. Er habe daher, als 
Refererit des Ausſchuſſes, wie er glaube, mit Recht bars 
auf afıgetragen, in Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe 
der zweyten Kammer, ber Stantöregierung einen unbe 
ſtimmten Gredit zu eröffnen. 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Mit 
welcher Aufmerffamfeit und Theilnahme die Staatsre— 
ierung ſich mit dem vorliegenden Gegenſtande jederzeit 
efchäftiget habe, beweife fchon der erfte Landtag. Er 
fey damals für die, dad Sanitaͤtsweſen betreffende Rus 
brif des Budgets, Referent des Ausfchuffes der zweyten 
Kammer gewefen, und wiffe wie wohl die Propofitionen 
der Staatsregierung von den Staͤnden aufgenommen 
worben feyen. Auf den Plan der Staatsregierung bin, 
ſey damals die Berwilligung von 10 bis 12,000 fl. ohne 
Anftand’erfolgt. Den Effect diefer Verwilligung koͤnne 
man fchon jetzt deutlich wahrnehmen, indem der Yandmann 
den Arzt, da er ihm Ad u geworden fey, Weit mehr 
als früher gebrauche. Solle nun auf den Vorſchlag des Sa— 
nitaͤtscollegiums eine Veränderung in der bisherigen Ein 
richtung Statt finden, jo ſtehe zu beſorgen, daß das Gute und 
der Nutzen derſelben wieder werde verloren werden. Die 
Aerzte muͤßten, um Aerzte im wahren Sinne des Wortes ge— 
nannt werden zu koͤnnen, auch Chirurgen in höherer Bedeu; 
tung ſeyn. Sey der Arzt in dieſer Weiſe qualificirt, ſo koͤnne 
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er in jeder der beyden Eigenfihaften Hilfe leiten. Rach dem, 
von dem Herrn Geheimen Staatsrathe von Wreden ans 
egebenen Plane der Etaatsregierung aber, wide in 
Fällen ‚ in welden der gerufene Arzt eine chirurgifche 
Operation erforderlich finde, der Trennung der beyden 
Zweige der Arzneywiſſenſchaft gemäß, erft ein Chirurg her— 
beygerufen werden müfjen. Dieſer Eönne entfernt wohnen, 
oder gerade nicht zu Haufe feyn. Die Erifis gehe bie zu 
feiner Ankunft vieleicht vorüber, und der Zweck feines 
Erſcheinens werde auf dieſe Weiſe vereitelt. Mesglichite 
Schnelligkeit und Promptheit der Arztlichen Hülfe, eine, 
bey jeder das Sanitätswefen betreffenden Einrichtung 
wejentliche Ruͤckſicht, fcheine ihm deßhalb die Staatsre— 
gierung, in dem von ihr gebilligten Plane, wenn die 
Weife, in.der er den legteren aufgefaßt babe, die richtige 
fey, nicht ganz nm Auge behalten zu haben. Nach der 
Angabe des Herrn Geheimen Staatsratbs von Wreden 
fole bie, projectirte Trennung der Arzney- und bei 
Wundarzneykunde nur für die größeren Phyſicatsbezirke 
Statt finden. Indeſſen Eönne man feinen Bezirf Flein 
nennen, und e8 würden alfo für alle die Trennung 
eintreten muͤſſen. Dazu fomme, daß ed dem bloßen 
Wundarzte ſchwer halten müffe, von dem Ertrage feiner 
wundärztlichen Praxis zu leben, daß derfelbe alfo gend: 
thigt feyn werde, bedeutende Zuſchuͤſſe von Seiten des 
Staates in Anfpruch zu nehmen. Auch verliere der Arzı 
einen Theil feiner Einnahme, naͤmlich jenen, den er aus 
der wundärztlichen Praris bezogen. Es fey daher, dei 
bisher entwickelten Gründen gemäß, feiner Anficht nach, 
am beiten, die zur Zeit des erjten Landtags entftandene, 
bis jegt fortdauernde Einrichtung, auch für die Zufunft 
beyzubehalten. 

‚ Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden: 
Menn der Arzt finde, dag ein beflimmter Fall in das 
Gebiet der Chirurgie gehöre, fo müffe er auch nach der 
jeßt beftehbenden Einrichtung ein anderes Individuum zur 
Huülfeleiftung herbeyholen laſſen. Die ſey, ftatt nad 
der projectirten Einrichtung der Chirurg zweyter Claſſe, 
ber zweyte Phyſicatsarzt, welcher fih aber nicht felten 
gewetgert hube, eine jede Gattung der niederen Hülfs— 
leiftungen zu verfeben. Es fcheine in der Theorie aller- 
dings bey Weitem den Vorzug zu verdienen, wenn ſich 
die Kenntniffe der Arzney⸗ und der Wundarzneykunde 
in benfelben Subjecten jederzeit vereinigt fünden. In— 
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deſſen fuͤhre eine ſolche Forderung in der Praxis oft zu 
weit weniger guͤnſtigen Refultaten. | 

| Was den mehrerwähnten Plan der Staatsregierung 
betreffe, fo fcheine ihm über die -demfelben zu Grunde 
liegende Idee ein Fleines Mißerftändnig obzumalten. 
Die Staatsregierung beabfichtige eine Theilung der Phy— 
ficatsbezirke. Ein jeder fo entitehender Fleinerer Bezirk 
folle einem der beyden Phyficatsärzte zugewieſen, und 
dieſem ein oder mehrere Chirurgen zweyter Elaſſe unters 
geordnet werden, um die Huͤlfsleiſtungen in den gerins 
geren chirurgifchen Fällen zu beſorgen. 

Der Herr Froyberr von Breidenftein: Wenn 
dieß Abficht der Staatsregierung fey, fo gebe er ihrem 
Plane feine ganze Zuſtimmung, weil hiernach die Zahl 
der Aerzte im Ganzen nicht gemindert werde, Durch 
das vermehrte wundärztliche Perſonal wirden zwar die 
Koften des Medicinalwefend bedeutend vermehrt werden. 
Sudeffen koͤnne diefe Ruͤckſicht nicht entfcheiden, fobald 
die neue Einrichtung es jedem Kranfen möglich mache, 
Arztliche Hilfe, fobald er ihrer bedürftig ſey, zu Erhalten. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Die 
Koften, welche die Ausführung der intendirten Einrich— 
tung nach fich ziehe, würden nicht fo bedeutend feyn, als 
es vielleicht fcheinen könne, weil man nicht aile anzuitels 
lenden Chirurgen zweyter Claſſe neu zu befolden gends 
thiget ſey. 

Der Herr Kanzler Arens: Dazu komme der Um- 
ftand, daß das Etudium der Medicin in demfelben Vers 
hältniffe, wie das Studium der übrigen Wiffenfhaften 
fortwährend zunehme, und dadurch alfo die Koncurrenz 
zu Ärztlichen und wundärztlichen Hulfsfeiftungen vermehrt 
werde. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Auch’ er glaube nicht, daß dem Staate aus der Erneues 
rung der Stellen von Wundärzten zweyter Claſſe bedeits 
tende Koſten erwachfen Fönnten, indem die chirurgifchen 
Dperationen, zu welchen diefe Wundärzte gebraucht würs 
den, ind welche feine große Kunjtferfigfeit erforderten, 
auf dem Lande gerade die häufigiten feyen. Wenn mun 
deßwegen in der, der Bewerbung um eine ſolche Stelle 
vorausgehenden Prüfung nicht zu firenge fey, und nicht 
zu große Anfprücde made, würden fich Leute: genug, fürs 
den, welche mit einem firen Gehalte von 10) fl. zufrie- 


den feyen. 
„ F 2 


— 
— 
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Der Herr Geheime Staatsrat von Wreden: 
Die medieinifche Facultät zu Gießen werde in diefer Bes 


ziehung die Grenze zwifchen hoher und niederer Chirurgie 


enau bezeichnen, fo, Daß nur von dem Wundarzte eriter 

laffe ein Bekauntſeyn mit allen Fächern feiner Wiffen- 
ſchaft, von dem Chirurgen zweyter Claſſe dagegen, nur 
Kenntniſſe in den ihm zugemwiefenen Theilen derfelben 
verlangt werde. | 
| Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er müffe 
übrigens bemerken, daß bie von der Staatsregierung bes 
abſichtigte Reform die Rüdficht auf die möglichiie Bers 
minderung der Medicinaltare feineswegs uͤberfluͤſſig mache. 

Der Herr Beheime Staatsrath von Wreden: Die, 
Zare ſey bis jetzt in ihrem erften Anſatze beybehalten 
worben, weit eine Verminderung derfelben eine Erhöhung 
ber firen Gehalte, alſo eine Staatsausgabe zum Vortheile 
Einzelner, nöthig gemacht haben würde. 

Der Herr won Riedeſel: Ob bey einer Der 
abjegung der Medicinaftare eine Erhöhung der firen 
Gehalte der Aerzte, wenigſtens der künftig anzuitellenden, 
unumgängfih noͤthig fey, Tiege doch nicht ganz außer 


; Zweifel. In feiner Gegend bezahlten die Lanbleute nod) 


allgemein Kach der älteren und niedrigeren Tare, unb 
die Aerzte feyen damit zufrieden, weil auf diefe Weife 
ihre Praxis, welche fie bey einem Beftehen auf die neue 
Taxe theilweife verlieren würden, bedeutender ‚werde. 
Daritt liege wenigftend ein Beweis, daß die Aerzte auch 
bey einer niedrigeren Medicinaltare, als der beftehenden, 
bey denſelben firen Gehalten, fubfiftiren Fönnten. 

"Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Präfidvium biefe Discuffion, und eröffnet 

9) die Berathung Aber ben Antrag des Abg. Herrn 
Hellmann den zerrütteten Zuftand des Beerfel- 
ber Kirhenvermögeng, und die traurige Lage 
des dortigen Geiſtlichen betreffend. 

Es bemerft 

‚ber Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Das 
Beerfelder Kirchenvermögen ſey Allerdings eines der zer: 
rüttetften im ganzen Lande, Indeſſen fey die Staatsre—⸗ 

erung fihon feit einem Jahre bemüht, den Zuftand dee 

Fetben zu: verbeflern. Sie habe durd) Ueberweifung man- 
her Schulgehalte auf den Schulverbefferungsfond und 


‚dur Verminderung der Zahl der bortigen Geiftlichen 
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zu helfen gefucht. Ein bedeutendes Refultat biefer Maaß⸗ 
regeln koͤnne man aber erſt mit der Zeit erwarten. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium die Discuflion, und erflärt die Sigung für 
aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreben. 
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Zwey und fünfzigfte Sitzung 


in dem Sigungsfaale der erften Kammer ber 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 30ten April 1827. 


V— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 
Anweſend: 


Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach 
Grlaubt. Der Herr Freyherr Niedefel. Der 
Herr Geheime Staatsratb von Wreden. Der 
Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. 
Der Herr wirflihe Geheime Rath Freyherr von 
MWiefenhütten. Der Herr Freyherr von Breis 
denftein. Der Herr Geheime Staatsratb Ho fs 
m — ‚, als Großherzoglicher Regierungscommiſſa— 
rius. 


Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des 
Protokolles der vorletzten Sitzung legt 
I das Praͤſidium der Kammer, als neue Eingaben, 
zwey Schreiben der zweyten Kammer vor. 

Sie betreffen 

1.) den Antrag ded Abgeordneten Herrn Gerich 
auf Verminderung der Communalausfchläge. *) 

2.) den Antrag ded Abgeordneten Herrn Parcus, 
auf Ausdehnung der Verordnung der vormaligen k. k. oͤſt⸗ 
reichifchen und Föniglich baserifchen Landesadminiftration 


*) Siehe die Verhandi. der zweyten Kammer. 
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zu Kreuznach d. d. 21. September 1815, die Ausuͤbung 
der Jagd betreffend, auf die Gemeinden Mainz, Eaffel 
und Koftheim in der. Provinz Nheinheflen. *) 

Die Kammer verweißt diefe beyden Eingaben ap 
den zweyten Ausschuß. 

II. Es werden mehrere Vorträge erftattet. 

Es referirt 

1.) ber Herr Freyherr Miedefel, im Namen bes 
erften Ausſchuſſes, über Die Einnabmgrubrifen I. 
und. Il. die Domänen und Regalien betreffend.**) 

2.) der Herr Freyberr von Breidenitein, im Namen 
befielben Ausschuffes, über den Entwurf des Finanzs 
gejeged für die Finanzperiode von 1827 big 
1829. **) 

Das Präfidium vertagt bie Discuſſion ber biefe 
Gegenſtaͤnde auf die gefegliche Zeit und eräffnet 

III. die Berathung Aber den, die Einführung 

‚einer gleihförmigen Gewerbfteuer betreffenden 
Geſetzesentwurf. 
Es bemerit zu Art. 1 deſſelben 

der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Der in 
dem Ausfchußberichte angeführte Fall, daß ber Wohn 
ort oder die Gewerbsanlage zu Feiner Gemeinde gehöre, 
d. b. daß. diefelbe an einem Orte bejtebe, der nicht ein— 
gemarft ſey, komme vielleicht wohl vor, fchmerfich werde 
aber der Fal vorfommen, daß ein folcher Ort nicht zu 
irgend eier Bürgermeifterey geböre. Für die Bewohner 
von Orten der lebten Art muͤſſe allerdings der Bürger 
meijter die Gewerbspatente ausfertigen. Etwas anderes 
gelte frenlich für Ortfchaften, welche auch ſelbſt in po— 
lizeylicher Hinſicht feinem Burgermeifter untermorfen 
feyen. Hier fönne nur die Gompetenz ded Landraths 
eintreten, und die Staatsregierung werde daher in dem, .. 
depfalls zu -erkaffenden Reglement das Nöthige beftimmen. 
Der Herr Freyberr Niedefel: Ed eriftirten im 
Großherzogthume mehrere Berechtigte, welchen die Bes 
fugniß der Ausfertigung von Gewerbsconceffionen ge— 
ſetzlich zuſtehe, wie 3. B. der Familie Riedefel. Er frage 
nun, ob diefen Berechtigten durch die Beitimmungen des 
Artifeld 1 Etwas entzogen werben folk. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Für 


*) Siehe die Verhandi. der zweyten Aammer, 
**) Siehe Beylase CKIM. 
***) Siehe Beyiage CXIV. 
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dieſe Frage finde ſich eine Entſcheidung im Aprtikel 2 des 
Entwurfes, in welchem es heiße, daß neben dem Patente 
von keiner Behoͤrde eine beſondere Conceſſionsurkunde 
ausgefertigt werden ſolle. Die Standes- und Patrimo- 
nialgerichtsherrn ſeyen fuͤr den Ertrag ihres Conceſſions— 
rechtes bereits entſchaͤdiget, und es ſcheine daher, daß 
fie bey der beruͤhrten Beſtimmung fein beſonderes In—⸗ 
terefje mehr: haben koͤnnten. Jedenfalls ſey es nicht die 
Abficht der Negierung den Standesherrn durd die Fass 
fung des Gewerbftenergefeßed etwas von ihren Rechten 
zu entziehen, und es koͤnne daher * Anſtand dem 
Artikel 2 die Beſtimmung eingerüͤckt werden, daß an den- 
jenigen Orten, wo den Standeds oder. Gerichtsherri 
das. Conceflionsrecht bisher zugeftanden habe, ihre Ein- 
willigung in die Errichtung eines neuen Gewerbes vor 
der Patentausfertigung eingehoft werden muͤſſe. Die 
Ausfertigung ded Patents felbit müfle aber von einer 
Öffentkichen Behörde ausgehen, und könne ihnen auf kei⸗ 
nen Fall überlaffen bleiben. 

. Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er, 
laucht: Er glaube, daß die ftandesherrlichen Polizeybes 
‚amten, oder die Nentfammern zur Ausfertigung der 
Datente fehr mohl geeignet feyen. Die — 
ſeyen fuͤr den Ertrag ihres Conceſſionsrechts, nicht aber 
fuͤr das Recht ſelbſt entſchaͤdiget worden. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
In der pos. 3 des ISften Artikels des ſtandesherrlichen 
Ediktes fey ihnen das Conceſſionsrecht für. Localgewerbe 
unbedingt geitattet. 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Es fey, 
wie er wieberhofe, nicht Abficht des vorliegenden Ges 
ſetzesentwurfes den Gonceffionsberechtigten etwas zu ent- 
ieben. Der $. 1 des Entwurfes rede bloß von ber 
"al der Audfertigung der Patente, In fo fern aber 
einem Standes- oder Gerichtsherrn ein Eonceſſionsrecht 
in Beziebung auf das Gewerbe, für welches das Patent 
nachgefucht werde, zuftehe, müfje eine befondere Bemillis 
gung eben fo, mie in den übrigen, im zweyten Abfage 
des Artifeld 2 benannten Faͤllen, ber Ausfertigung bed 
Patentes ſelbſt vorausgehen. | 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Eine ſich hierauf 
beziehbende Beftimmung ſey reglementärer Natur, und 
wenn den Burgermeiftern oder Randrätben bloß aufge 
geben werde, im einzelnen Fake die Erklaͤrung ber Be- 


t 
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verloren werben. | Ä 

Der Herr Geberme Staatgratb Hofmann: Man 
könne dem Feßteren vorbeugen, wenn man den Indivi— 
duen, welche ein Patent für die Betreibung eined Ges 
werbes nachfuchten, Das voraufgehende Einholen der 
Soneeffion der Berechtigten, in Fällen wo eine folche 
erforderlich fen, zur Bedingung mache. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Eine Verweigerung 
der Conceſſion muͤſſe dann aucd die Ausfertigung des 
Patented unmöglich machen. | 
| Des Herru Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 

laucht: Gegenwärtig wuͤrden die Conceſſionen der Tocal- 
gewerbe yon den Lanpräthen -im Namen der Standess 
berren ertheilt. . | | 
Zu Artifef 2 und 3 bemerft 
der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Was 
den von dem Augfchußberichte diefer hohen Kammer zu 
Artikel 2 gewünfchten Zufat betreffe, fo habe er feine 
Anfiht fhon in feinen Bemerkungen zu Artifel 4 aug- 
geſprochen. | Ä 
Hinſichtlich des Beſchluſſes der zweyten Kammer auf 
ſtempelfreye Ausfertigung der Zunftreceptionsdecrete muͤſſe 
er bemerken, daß der vorliegende Geſetzesentwurf die 
Zunftverhaͤltniſſe nicht beruͤhre, ſondern ſie unveraͤndert 
fortbeſtehen laſſe. Die proponirte Gewerbſteuer beſtehe 
Theils in der eigentlichen Gewerbſteuer yon den Steuer- 


kapitalien, Theile in den 12 kr., welche für die Aus— 


fertigung der Patente erhoben wuͤrden, und welche als 
Theil der eigentlichen Gewerbftener anzufehen fegen. Mit 
beyden Unterarten ber Gewerbftener habe der Zunftre 
ceptiongftempef nichts gemein, und koͤnne deßbalb, un 
abhängig von dem hier berathenen Gefeße, auch ins— 
fünftige fortbeftehben. eine Begründung finde er dar; 
in, daß e8 billig fey, wenn derjenige, welcher von den 
Stantsanftaften einen befonderen Gebrauch machen wolle, 
für die, den Behörden dadurch verurfachte Mühe, eine 
angemeflene Entfchädigung leiſte. Er wuͤnſche deßhalb, 
daß die hohe Kammer dem ſich darauf beziebenden Be— 
fchluffe der zweyten Kammer um fo mehr feine Folge 
geben möge, als diefe Kammer ihre Anficht ohnehin nicht 
deutlich ausgefprochen habe. 
Der Herr Kanzler Ayens: Er glaube allerdings, 


— 
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daß für Die betheifigten Standes oder Patrimonialges 
richtsberrn auch die Ausübung des bloßen Nechtes von 
Bedeutung ſey, in jo fern es nämlich von ihnen abhänge, 
bie Zahl der gewerbtreibenden Individuen in ihrem Bes 
zirfe fejtzufegen. Die Aufnahme der Beſtimmung, daß 
das Patent nicht eher ausgefertigt werden koͤnne, bie 
die Zuſtimmung der Berechtigten erfolgt ey, in Das 
Gefeg ſelbſt, erfiheine demnach unerlaͤßlich. Die Ertheis 
lung ber Sonceffü ion ſey Polizeyfache, die Ausfertigung 
* Patentes Finanzgegenſtand, die letztere muͤſſe alſo 
durch. die eritere nothwendig bedingt ſeyn. 

zu $. 4 bemerkt 

der Herr Gicheime Etaatsratb Hofmann: Die 
Bemerkung des Herrn Referenten, daß es ſchwer ſey, 
die Öewerbitenerfapitzlien für die einzelnen Klaffen mit 
einiger Genanigfeit abzumägen, erjcheine vollkommen 
gegründet. Die Staatsregierung babe bey der Claſſifi— 
cirung der einzefnen Gewerbe feinen anderen Auhalts— 
punkt gehabt, als den in Rheinheſſen bereits beſtehen— 
den Tarif. Diefelbe hoffe indefjen durch ihre Vorſchlaͤge 
eine, wenigſtens ertraͤgliche Öleichförmigfeit i in ber 84— 
fictrung herbeyzufuͤhren. Die Zeit muͤſſe auch hier Fuͤh— 
rerin zum Beſſeren ſeyn, und dieß um ſo mehr, als die 
Staatsregierung von der ihr von der zweyten Kammer 
uͤberlaſſenen Befugniß, nothwendig ſcheinende Abaͤnde— 
rungen im Tarife vorzunehmen, in ſo fern dieſe hohe 
Kammer dieſes nicht beanſtanden wolle, nur vorſi ichtig 
Gebrauch machen werde. 

Daß uͤbrigens unter dem Ertrage ber einzelnen Ges 
werbe eine große Verſchiedenheit Statt finden, derſelbe 
z. B. wie der Ausfchußbericht bemerkt habe, bey dem 
einen Gewerbömanne in 8300 fl. und bey dem andern 
in nur 50 fl. beftehen Fönne, liege nicht außer dem 
Kreife der Möglichkeit und fiimme fogar mit der Er⸗ 
fahrung überein. 

Mas die von der zweyten Kammer beſchloſſene Ab 
jonderung ber erſten Klaffe in zwey befondere Klaſſen 
betreffe, jo müffe er bemerfen, daß die Abtbeilung !it. a. 
der eriten Klaſſe feinen verhäftnißmäßigen Zufaß befom- 
men folle, wohl aber die Abtheilung lit. b., woraus 
alfo folge, daß die von dem Herrn Berichteritatter be— 
Rn Vigriötei nicht entſtehen werde. 

Herr Freyherr von Breidenſtein: Er habe 
— — daß alle einzelne Poſten des Tarifes nach der 
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Zahl ber Gehuͤlfen oder dem Miethwerthe des Locals 
des Gewerbes einen verhältnißmäßigen Zuſatz erhalten 
dürften. -' 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Es 
fey überfehen worden, dieß im Tarife abzuändern, weil 
die Unterabtheilung der erſten Klaſſe, erſt nad) den Ver: 
handlungen mit dem erften Ausſchuſſe der zweyten Kams 
mer gemacht worden fey. Im fpitematifchen Tarife ſey 
aber bemerkt, daß die erfte Klaſſe feinen verhältnißmds 
ßigen Zuſatz erhalten jolle. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Nad 
diefer Erläuterung ded Herrn Regierungscommiffärg fey 
er mit demfelben vollfommen einverflanden. Er wünfche 
nur, die hohe Kammer möge der Etaatöregierung 
die. Beruͤckſichtigung der Gewerbe empfehlen, welche 
fih gegenwärtig in der zweyten Klaffe befänden, aber 
in bie Abtheilung b. der eriten Klaſſe gefegt zu werden 
verdienten. 

Zu Artifel 5 bemerft 

des Herrn Grafen zu Solmd-NRödelheim Er; 
laucht: Die zweyte Kammer habe gewuͤnſcht, daß die 
Stadt Bingen in die Zahl der Drte dritten Ranges auf: 
genommen werden möge. Indeſſen halte er diefen Be— 
Schluß nicht. für ganz gerechtfertigt, da Bingen wahr: 
ſcheinlich faft eben fo groß als Gieflen fey. 

Der Herr Freyberr NRiedefel: Es werde wohl 
bauptfächlich auf die Gewerbsthätigfeit von Bingen ans 
fommen. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Bin 
gen ſey wegen feiner fehr günftigen Tage in den zwey— 
ten Rang geſetzt worden. Er wiſſe zwar noch nicht, 
was die Staatsregierung auf den Wunſch der zweyten 
Kanmer -befchliegen wolle, indeffen werde die vorliegende 
Claſſification von Bingen, feiner Anficht nad, wenig- 
ftens feine Prägravation für die dortigen Gewerbtrei- 
benden enthalten. 

Zu Artifel 6 erfolgt feine Bemerfung. 

Zu Artifel 7 bemerft 

der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Bemerkung des Herrn Referenten, daß ed Gewerbe gebe, 
deren Betrieb ohne eine gewiffe Anzahl von Gehülfen 
oder ein ——— Local gar nicht moͤglich ſey, daß 
daher dieſe Zahl von Gehuͤlfen, oder dieſes Local bey 


dem Anſatze des Steuerkapitals nicht noch beſonders in 
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Auſchlag kommen dürfe, fen vollkommen gegründet. Ehen 
jo richtig würde die daraus bhergeleitete Folgerung ers 
ſcheinen, wenn im Entwurfe ausgeſprochen wäre, daß 
bie gefeßlich beitimmten Normalſteuerkapitalien lediglich 
nach dem reinen Gewerbseinfommen, ohne Rüdfiht auf 
die, zu dem Betriebe deffelben nothwendigen Mittel arts 
gefest fey, Eine folche Andeutung finde fich aber nirs 
gende. Vielmehr ſey bey Feſtſetzung der Gteuerfapitas 
lien und bey Claſſificirung der Gewerbe, ſchon der, 
‚von dem Herrn Referenten hbervorgebobene Umftand bes 
rücfichtiget worden. Ohne dieß würde man wohl ſchwer⸗ 
lih 3. B. den Zimmermann in die 5te Klaife gefest 
haben. Der Herr Referent gebe von der Borausfegung 
aus, daß man bey der Glaflifteirung der Gewerbe den 
einfachen Ertrag ihres Betriebe zu Grunde gelegt babe, 
und beabfichtige hiernach eine vollftändige Umarbeitung 
des Tarifes. Dagegen muͤſſe er bemerken, daß man bey 
der Ausarbeitung des Tarifs denfelben nicht hierauf, 
fondern nur alleın auf eine erfahrungsmäßige Verglei— 
chung des Ertrags der verfchiedenen Gewerbe gegen ein⸗ 
ander geftägt babe, und hiernach ftöre es die Gleichfoͤr— 
migfeit der Befteuerung nicht, wenn auch denjenigen Ges 
werben, welche nothwendig Gehülfen oder Local voraus- 
fegten, ein verhältnigmäßiger Zufaß zu dem Steuerka— 
pitale für das Gewerbe an fich formirt werde. 

Die Bemerkung des Ausfchußberichtes fey vieleicht 
burch die, zu Anfang des Artikels 7 vorkommende 
Worte, „mach dem größeren oder’ geringeren 
Umfange der Gewerbe“ veranlaßt worden. Kaffe 
man dieje Worte weg, fo werde der Vorwurf des Herrn 
Neferenten, wenigitens in der Theorie, feine Bedeutung 
verlieren. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Bers 
anlaßt zu feiner Bemerfung im Ausfchußberichte babe 
ihn die Faſſung ded Eingangs bed Artifeld 4, und ber 
erite Abfab des Artifels 7, in welchem das, was nad) 
ber Zahl der Gehülfen oder dem Miethiverthe des Locals 
verfteuert werden muͤſſe, Zufag genannt werde. Er habe 
hiernach angenommen, daß die Gewerbe allein nad) dem 
Ertrage ihres einfachen Betrieb8 ckaflifteirt feyen, und 
gefolgert, daß wenn lediglich diefer Ertrag das Nor: 
malfteuerfapital beſtimme, der Zufaß zu bemfelben nach 

„ber Zahl der Gehilfen oder dem Miethwerthe des Fo: 
cals in den, im Berichte näher bezeichneten Fällen zu 
Unbilligfeiten führen muͤſſe. 
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Nach der Bemerkung bed Herrn Regierungscommiſſaͤrs 
fey nun die Staatsregierung bey Feltfegung der Gewerb- 
teuercapitalien, von einer anderen Anſicht ausgegangen, 
indeflen fehle e8 auf diefem Wege nody mehr, ald auf 
dem von ihm fupponirten, an einem ſolchen Maasftabe 
zu Glaffificirung der einzelnen Gewerbe _ 


Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Es 
finde fi allerdings bey feinem andern Steuergeſetze fo 
viel Wilfführliches als bey dem vorliegenden. Indeſſen 
ſey diefe Willführ, wie der Herr Referent felbit aner- 
kannt habe, der Natur ded Gegenftandes nach, unvers 
meibdlich. 

Die Feftfeßung der Stenerfapitalien eines jeden eins 
zelnen Gewerbes jey bisher den ausführenden Behörden 
überlaffen gewefen, und dieß babe denn bie Folge ges 
habt, daß die Willführ in jedem einzelnen Falle, wenig. 
ftens in jedem einzelnen Steuerbezirfe, eine verfchiedene 
gewefen ſey. Man fey deßwegen zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß willführliche Beftimmungen, welde daB 
Geſetz felbft ansfpreche, indem fie den Behsrdeun eine 
Anhaltspunft verftatteten, und wenigftens im Allgemeis 
nen eihe größere Gleichförmigfeit hervorbrächten, bem 
früheren Zuftande vorzuziehen feyen. 

‚Der Herr Freyherr Riedefel: Die geſetzliche Bes 
fiimmung der Gewerbfteuerfapitalien fcheine auch um 
defwillen der bisherigen Einrichtung vorzuziehen, weil 
die jährlihe Regulirung ber Steuerfapitalten einen eben 
fo : unerfhöpflihen Stoff zu Streitigkeiten unter den 
Gewerbtreibenden felbit, als zu Ungerechtigfeiten und 
Begünftigungen von Seiten ber Behörden Abgegeben habe. 

Der Herr Geheiine Staatsrat Hofmann: Als 
Beweis welche Willführ der Behörden, bey den ihnen 
überlaffenen Anfate der Steuerfapitalien möglich werde, 
wolle er nur anführen, daß durch die Verfekung eines 
Steuercommiſſaͤrs, in einem einzigen Steuerbezirfe die 
Summe der Gewerbjtetierfapitalien um 30,900 fl. ges 
fliegen fey. 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Roͤdelheim Ers 
laucht: Wenn ſich im Kaufe einer Finanzperiode ergebe, 
daß ein beftimmtes Gewerbe zu hoch claffificirt fey, fo 
werde durch den vorliegenden Artifel eine Herabfegung 
deffelben in eine geringere Klaffe wohl nicht ausge 
fh loffen. | 1 
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Der Herr Gcheime Staatsratb Hofmann: Eins 
Herabfegung von einzelnen Gewerben im Laufe der Si: 
nanzperiode werde, wenn fie Statt finde, wenigſtens den 
ausführenden Behörden nicht überlaffen bleiben. 

Zu Artikel 8 erfolgt feine Bemerkung. 

Zu Artikel 9 bemerft 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Bey dem Borfchlage des Ausfchuffes zweyter Kammer zu 
dem vorliegenden Artikel, finde er nur das zu erinnern, 
daß derfelbe eine Begünftigung der Gewerbe enthalte, 
bey welchen der Miethwerth, und nicht die Zahl der 
Gehülfen, einen Zufag zum Steuerfapitale bilde. Der 
Ausfchußbericht zweyter Kammer fchlage naͤmlich vor, 
daß bey einer Fabrif die über 50 Arkeiter zähle, der 
Miethwerth nur zur Hälfte den verhältnißmäßigen Zufaß 
zum Normalfteuerfapitale bilden ſolle. Diefe Beguͤnſti— 
gung fey alfo auch nur auf die Fabrifen anwendbar, 
bey welchen der Zufaß zum ÖSteuerfapitxie vom Mieths 
werthe, nicht aber auf diejenigen, bey welchen berfelbe 
bon der Zahl der Arbeiter herzunehmen fey. 

Der Herr Freyherr von Breidenjtein: Bey gro«- 
feren Gemwerbsanlagen beftimme ſich der Zufay zum 
Steuerfapitale ganz allgemein nach dem Miethwerthe des 
Local. Er 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Ohne 
diefe Beitimmurg würde allerdings der von dem Aus— 
fchuffe zweyter Kammer vorgefchlagene Zufag eine Un- 
billigfeit enthalten. Uebrigens fey ed, ba die zweyte 
Kammer in ihrer Abflimmung den fraglichen Antrag ih— 
res Ausfchuffes nicht angenoinmen habe, noch zweifelhaft, 
eb derfelbe wirklich zur gefeglichen Sanction gelangen 
werde. | 
Des Herrn Grafen zu Solms- Rödelheim Er: 
laucht: Er wolle fih zu dem vorliegenden Artikel nur 
die Bemerfung erlauben, daß auch Gehülfen außer dem 
Haufe zu Erhöhung des Steuerfapitals in Anſchlag ge- 
bracht werden müßten, indem ohne diefes Unbilligfeiten 
und Umgebungen des Gefeßes unvermeidlich feyen. 

Bey der hierauf eröffneten Berathung über die Ar- 
tikel 10 und 11 erfolgt Feine Bemerfung. - 

Zu Artikel 12 bemerft 

der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Bemerfung des Herrn Referenten zu dem vorliegenden 
Artikel fey vollkommen gegründet. Es würde allerdings 
eine Inconſequenz enthalten, wenn man demjenigen, dir 
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ein höher beftenertes Gewerbe betreibe, d. h. ein Gewerbe, 
welches in einer höheren Klaffe ftehe, das Betreiben eines 
Gewerbes aus den unteren Klaſſen freygeben wolle, ge: 
fest auch, daß legteres, in Folge der verhältnip- 
mäßigen Zufäge, eigentlich ein höheres Steuerfapital 
haben müßte, als diefem angejeßt ſey. Es heiße aber 
im Artikel 12 ausdruͤcklich „welchem, nah Maaßs 
gabe der Artifel 4 — 9, die höchſte Gewerbs 
fteuer entfpricht‘ und verftehe fich daher von felbit, 
daß derjenige, welcher mehrere Gewerbe betreibe, dasjenige 
verftenern muͤſſe, welchem, ohne Rüdficht auf die Klafe, 
im Folge der verhältnißmäßigen Zufäge, die hoͤchſte Steuer 
obfiege. Es fey alfo klar, daß z. B. ein Yotteriecollec- 
teur, ‚welcher in der dritten Klaſſe ftehe, nicht zugleich 
als Mechanifus in der fünften Klaffe mit 3 Gehülfen 
ein Nebengewerbe treiben könne, ohne die Steuer dafıır 
zu entrichten. Das zweyte Gewerbe würde für ihn in 
diefem Falle das Hauptgewerbe, und daß erfte das ges 
ringere feynt. Durch diefe Erläuterung glaube er die 
Zweifel des Herrn Referenten vollfommen erledigtzu haben. 

Zu Artikel 13 bemerft 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Der Zufaß der zweyten Kammer zu Artifel 13, welchem 
aud der Ausfchußbericht diefer hohen Kammer beyftimnie, 
erfcheine nur dann ald gerechtfertiget, wenn die verfchies 
denen Genoſſen deflelben, der Gewerbfteuer unterliegenden 
Gefchäftes felbft Hand anlegten, indem nur dann der 
Begriff von Gehülfen auf fie angewandt werden Fünne. 
Es fomme nicht felten der Fall vor, daß von Mebreren 
ein Kapital zufammengefchoffen, und damit ein Unter— 
nehmen, 3. B. ein Hüttenwerf, gemeinfchaftlich betrieben 
werde. Wie man bier einen derfelben als Meiiter, und 
die übrigen als Gehülfen betrachten koͤnne, fey nicht wohl 
abzufehen. Ä | 

Der Herr Geheime Staatöratb Hofmann: Der 
Zweifel Sr. Erlaucht über den Sinn des von der zwey- 
ten Kammer angenommenen Zufaßes zu Artikel 13 werde 
durd ‚die Faſſung bes Artifeld im Entwurfe gelößt, in— 
dem es dafelbft heiße „wenn mehrere Genoffen 
thätigen Antheil nehmen”. Nur in diefem Falle 
ſollten fie, mit Ausnahme eines Einzigen, ald Gehuülfen 
betrachtet werden, und alfo in doppelter Qualität erfcheinen. 

Des Herrn Grafen zu Solms - Rödelheim Er: 
laudt: Er glaube, daß Dies letztere durch die Faſſung 
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des Artifels 13 ſelbſt, wie fie vorliege, ſo Far ausge: 
fpröchen fey, Daß es des erläuternden Zuſatzes der zwey— 
ten Kammer nicht beduͤrfen werde. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Ganz 
Har fey der Einn des 13ten Artikels auf feinen Fall, 
und doch erftheine ed wuͤnſchenswerth, daß über eine fo 
zwedmäßige Beſtimmung, ald diejenige, auf welche ſich 
der, von der ziweyten Kammer botirte Zufag beziehe, eine 
Beitimmung, durch welche fehr vielen Ungewißbeiten und 
Umgebungen des Geſetzes abgeholfen werde, Fein Zweifel 
obwalter möge. Er flimme daher für die Annahme des 
fraglichen Zuſatzes. Ä 

Zu Artikel 14 bemerkt 

der Herr Geheime Staatsrathb Hofmann: Es bes 
diirfe wohl feiner Erinnerung, daß in Beziehung auf 
das Verzapfen des jelbjigezogenen Weines den Beftim: 
mungen des Trankſteuergeſetzes durch den Alten Artikel 
nicht derogirt werden, jolle. Die Tranfjteuerverordnung 
enthalte Normen, deren Gültigfeit unter allen Umftänden 
beſtehen bleibe. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 
laucht: Die zweyte Kammer habe für die Eigenthümer 
von Steinbrüchen die Freyheit von der Gemwerbfteuer be— 
fchloffen. Er fehe indeffen feinen Grund, mweßhalb fie 
allein, und nicht eben fo gut die Eigenthimer von Torf: 
jtechereyen und Kohlenbergwerfen frey zu ‚geben feyen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Es komme, feiner Anficht nach, bey der Entjcheidung der 
Frage, ob das Eigenthum eines Steinbruches der Ges 
werbfteuer unterwerfe, auf die Art der Benutzung des 
Eteinbruches ar, ob derfelbe verpachtet werde, oder nicht. 


Der. Herr, Freyherr Riedeſel: Die Verpachtung 
gefchehe gewöhnlich an Steinhauer. 

Des Herrn Grafen zu Solms: Rödelheim Er: 
laucht: In feiner Gegend ſey der Fall vorgekommen, 
dag Steinbrücde verpachtet worden feyen, um zu Chauffee- 
bau benutzt zu werden. 

Der. Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Die 
Steinmetzer ftünden in ber fünften Klaſſe, die Steinbre- 
her gehörten in die fiebente. Die Steinbruchseigenthümer 
fegen zwar auch in dem Entwurfe des Tarifd aufgenom- 
men, indeffen liege im Eigenthume doch nod) keineswegs 
der Begriff der Benutzung defjelben durch cin Gewerbe, 
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alfo noch fein Grund ben Eigenthimer fo gut, wie den 
Steinbrecher der Gewerbſteuer zu unterwerfen. 

Des Herrn Grafen zu Solms » Rödelheim Er— 
laucht: Alle die für die Beireyung der Steinbruchsei— 
genthümer angeführten Gründe yapten, feiner Anficht 
nach, eben fo gut auf die Eigenthuͤmer von Torfitechereyen 
und RKoblenbergwerfen. 

u Artikel 15, 16, 17 und 18 erfolgt feine Bemerkung. 
u Artifel 19. bemerft 

des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Im Befchluffe der zweyten Kammer über ben 
vorliegenden Artifel jcheine, wenn man denfelben mit 
Artikel 17 vergleiche, eine Unbilligfeit zu Liegen. Er 
ftimme deßhalb dafür ben Artifel 19 fo, wie er vorgelegt 
ſey, anzunehmen. 

Der Herr Geheime Staatsratd Hofmann: Gegen 
den Beſchluß der zweytern Kammer ſpreche ferner bie - 
Schwierigfeit, bie Gewerbfteuer durch den Stempel zıt 
‚erheben. Der Betrag der Steuer müßte, wie bey’m Abs 
und Zufchreiben, eruirt und bis zum Ende des Jahre 
berechnet werben, eine Arbeit, welche diefelben Schwies 
figfeiten, wie bey ber Aufitellung von Nachtragsrollen, 
mit ſich führe. Diefe Umftände machten e8 doppelt wit: 
ſchenswerth, daß die Faſſung des Geſetzes beybebalten werde, 

Der Herr Freyberr von Breidenjtein: Er habe 
geglaubt, daß ber Wunfch der zweyten Kammer in ber 
Ausführung nur geringe Schwierigkeiten veranlaffeıt 
werde, went man den Betrag ber Steuer von einem 
Gewerbe, welches nach Beginn des Jahres angefangen 
werde, etwa nach Monaten berechnen wolle. Sobald der 
fragliche Beſchluß indeffen Erjchwerungen in der Vers 
waltung nad) fich ziehe, ftimme er dafür, demſelben von 
Seiten Diefer hohen Kammer die Zuftimmung zu verfagen. 

Zu Artikel 20 erfolgt feine Bemerkung. 

Zu Artifel 21 bemerft 

der Herr Gebeinte Staatsrat Hofmann! Der 
Beichluß der zweyten Kammer, die Reclamanten bey allen, 
auch ungegründeten Neclamationen von dem Koftenerfase 
zur befreyert, diente dazu, die Zahl frivoler Reclamationen 
zu vermehren, und koͤnne alfo der hoher Kammer zur 
Annabme nicht empfohlen werden. Amt beiten werde es 
vielleicht feyh, der Behörde, welche über die Neclamation 
ſelbſt zu entfcheiden babe, auch die Entfiheidung über den 
Koftenpunft zuzuweiſen. 
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Der Herr Freyherr von. Breidenfietin: Etwas 
Aehnliches fen von den Kammern der Etäande auch bey 
dem Perfonalftenergefegesentwurf befchloffen worden. 

Dir Herr ‚Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Beſtimmung des Artifel$ 21, daß durch eine Reclamation 
die Beytreibung der angejegten Steuer nicht gehemmt 
werde, jey auf feine Weiſe zu beanftanden. Das Naͤm— 
liche gelte bereits bey der Grundftener, und muͤſſe gelten, 
wenn man nicht jedem Beſteuerten die Möglichkeit ein- 
räumen wolle, fid der Entrichtung der Steuer auf ge 
raume Zeit zu entziehen. Uebrigens habe diefer, fuͤr die 
Ordnung und Negelmäßigfeit der Finanzverwaltung uns 
umgänglid nöthige Grundſatz, nicht leicht eine Präga- 
vatıon zur, Folge, da das etwa zu viel Gezahlte zuruͤck⸗ 
gegeben, oder auf die nächfte Steueryeriode boniftcirt werde. 

Der. Herr Freyherr von Breidenftein: Durch 
diefe legte Erflärung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs 
werde ber Anftand bey Annahme des Artikels 21 vol 
fommen erledigt. 

Zu Artifel 22 und 23 bemerft 

der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Bemerkung des Ausschußberichtes zu Artifel 23 ſey fehr 
richtig. Diefelbe werde erledigt werden, wenn man in 
diefem Artikel die Stelle von den Worten „im“ bis 
„erforderlichen * aus dem Texte hinweglaſſe. 

Zu Artikel 24 bemerft 

der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Beſteuerung der fogenannten Muiterreuter werde nach 
einem fpäteren Artikel fortbeſtehen. 

Zu Artikel 25 -wird nichts bemerft. 

Zu Artikel 26 bemerkt dagegen 

des Herren Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
E8 fey zu wünfchen, daß wenn die Gemwerbfteuer ins 
Leben trete, die Bürgermeifter und Landrätbe ſaͤmmtliche 
Gewerbtreibenden auffordern michten, ihr Gewerbe ans 
zugeben, und ein Patent dafür zu Löfen, damit Niemand 
aus Unwiſſenheit in eine bedeutende Strafe verfalle. 

Der Herr Geheime Staatsrätb Hofmann: Eine 
folche Aufforderung werde die Etaatsregierung auf jeden 
Ball veranlaſſen. : 

Zu Artikel 27 erfolgt feine Bemerkung: 

Zu Artifel 28 und 29 bemerft 

des Herren Grafen zu Solms» Rödelheim Er 
laucht: Er wünjche eine Erläuterung Darüber zu erbalten, 
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was der Artifel 29 unter Nealgerechtfame verftehe,, und 
ob 3. B. die gutöherrlichen Wirtbfchaftsbercchtigungen 
unter: den Begriff derfelben zu ziehen ſeyen. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann! Real 
gerechtſame jenen ſolche Gerechtfame, welche nicht einer 
Perfon, fondern einem DObjecte in der Art anffebten, 
daß fie mit demfelben auf jeden Beſitzer übergingen, wie 
z. B. Schildgerechtigfeiten. Niemand werde insfünftige 
mehr ein Snteröffe haben, Realconceffionei: fir Gewerbe 
zu erlangen, da Gewerbsconcefitonen diefer Art fehr hoch 
tarifirt ſeyen, zugleich erfcheine ed nicht augemeſſen, die 
Eriftenz folcher Nealgerechtfame, als Befchränfungen der 
natürlichen Freyheit, zu vervielfältigen. Nur das Be 
fiebende könne man, ohne wohlerworbene Rechte zu ver: 
legen, nicht aufheben. 

- Des Hetrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Es frage fih, welchen Einfluß der Gefegesentwurf auf 
das Schidfal der Güter, welchen in einem gewiſſen Bes 
zirke, Das ausfchließliche Necht der Bierbrauerey tc. zus 

be, äußern werde ? 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Den 
Berechtigungen diefer Güter, werde nach Artifel 2 des 
Entwur 7 nicht derogirt. Die Bürgermeifter koͤnnten 
bey den Gewerben, welche mit ausfchlieglichen Gewerbs— 
berechtigungen in Collifion kaͤmen, erft nah Einholung 
der Genehmigung der höheren Adminiftrativbebörde dag 
Patent ausfertigen. 

Des Herrn Grafen zu Solms: Rödelheim Er- 
laucht: Died müffe alfo auch für die qutsherrlichen aus— 
fchließlihen Wirthfchaftsberechtigungen gelten. 

Bey der hierauf über die einzelnen Anfäte des Tas 
rifs eröffneten Berathung erfolgt feine weitere Bemerkung. 

Das Praͤſidium fchließt daher die Discuffion, und 
veranlaßt 

IV. die Abftimmung 

4) über die IVte Hauptabtheilung des Vor 
anihlags ver Staatsausgaben, die Bedürfs 
niffe des Großherzoglichen Daufes und Hof 
ftaates betreffend. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Tritt die Kammer dem, von der zweyten Kammer, in 
Beziehung auf die IVte Hauptabtheilung des Vors 
anfchlags der Staatsausgaben gefaßten Belkhluffe bey ? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. — 
2 
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9) ber den Antrag des Abg. Herrn Schuͤtz, die 
Verunterpfändung derÖrundrenten, und die 
Theilung der Damit belafteten Güter beireffend. 

Das Prafidium ftellt die Frage: 

Erklaͤrt fid) die Kanımer mit dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Sammer, daß dem Antrage Feine Folge zu geben 
fey, seinverftanden ? 

welde von der Kammer einftimmig bejaht wird. 

3) über ven Antrag. des Abg. Herrn Etaudinger, 
um Bermilligung eines Beytrags zur Erbaus 
ung der eingeſtuͤrzten Kirde, und zur Ver 
größerung des Shulhbanfes zu Eimelrod. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Iſt die Kammer mit dem Befchluffe der zweyten $ams 
mer, daß dem Antrage feine Folge zu geben fey, 

einverſtanden? 

wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

4) über den Antrag des Abg. Herrn Hellmann, 
ben zerrütteten Zuftand des Kirchenvermoͤ— 
gens zu Beerfelden, und die traurige Lage 
des dortigen GeiftJichen betreffend. Ä 

Das Praͤſidium fehlt die Frage: 

Will die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kammer, 
dem Antrage feine Folge zu geben, beytreten ? 

Die Kammer beantwortet diefe Trage einftimmig 
mit 5a. | | 

5) über den Antrag des Abg. Herren Andre, bie 
faat&birgerliche Berbefferung des Zuftam 
des der „Juden betreffend, 

Die son dem Präfidium geftellte Frage: 

Erflärt fich die Kammer mit dem Befchluffe der zwey— 
ten Kammer, dem Antrage Feine Folge zu geben, 
einverftanden ? 

wird einftimmig bejaht. 

6) über den Antrag des Abg. Herrn Hellmann, Die 
Reviſion der Kirdenrehnungen durch die 
Großherzogliche Rehnungsfammer betreffend. 
Das Präfidium ftelt folgende Fragen: 

a) Soll, in Uebereinftimmung mit dem Befchluffe der 
zweyten Kammer, dem Antrage in ber Art, wie er 
vorliegt, Folge gegeben werden? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage mit 9 gegen 
eine Stimme verneinend. 
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Bby) Will dann die Kammer bem Antrage in ber Art 
Folge geben, daß die Großherzogl. Staatsregierung 
erfucht werde, Die zweckdienlichiten Mittel zu ergreis 
fen, daß die Abhoͤrung ſowohl der laufenden, als 

der rüdftändigen Kirchen- und milden Stiftungs— 
rebnungen, und zwar in den fümmtlichen Provinzen, 
moͤglichſt befchleunigt werde? 

Dieſe Frage wird einftimmig bejaht. 

— uͤber die Danptabtheilung IX des Bor 

anfhlags der Staatsausgaben, die Ausga— 

ben in den’ Gefihäftszweigen des Miniferis 
ums des Innern und der Juſtiz betreffend. 
Das Pruͤſidium ſtellt folgende Fragen: 

a) Ertheilt die Kammer der, im Beziehung auf die 

-  IXte Hauptrubrik des Voranſchlags der Staats— 
ausgaben, im Gefchaftszweige des Miniſteriums des 
Innern und der, Juſtiz, vor der zweyten Kammer 
gemachten Bewilligungen ihre Zuſtimmung? 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. j 

by Befchließt die Kammer ad positionem D. der Abs 
theifung 2, das Lantrathsperfonaf betreffend, der 
Grosberzoglihen Staatsregierung den Wunſch aus: 
zufprechen, "das Recht der Kandräthe, Negufative zu 
erlaffen, einer genaueren Consrole zu unterwerfen, 
und nantentfich dem Amtsviſitationscommiſſarius Die 
größte Auſmerkſamkeit auf. Die Art und Weife der 
Ausübung dieſer Tandräthlichen Befugniß zu em— 
pfehlen, und denfelben insbeſondere anzuweiſen, Die, 
von den Landräthen während der Zeit erlaffenen 
Berordnungen zu fammeln, und dem Großherzogl. 
Geheimen. Staatsminifterium mit Bericht vorzulegen ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

c) Bfchlieft die Kammer ad pos. F. sub. g. der Abs 
theifung 2, das Geluch des Fatholifchen Kirchenvor⸗ 
ftandes, wegen Fortbezugs der, für Die Miethe ihres 
firchlichen Locals früher bewilligten Summe der 
Großherzogl. Staatsregierung zur Beruͤckſichtigung 
und Gewährung zu empfehlen ? 

Diefe Frage wird einſtimmig mit Sa beantwortet. 

8) über die Hauptabtheilungen X. und XI 
des Hauptvoraufhlags der Staatsausga— 
ben, die Ausgaben im Gefhäftszweige Des 

Minifteriums der Finanzen betreffend. . 

Das Praͤſidium ftellt die Frage: 


102 Heft V. 


Erklaͤrt ſich die Kammer mit den, ſich auf die Haupts 
abtheilungen N. und XI. des Voranſchlags der 
Staatsausgaben im Geſchaͤftszweige des Miniſteriums 
der Finanzen beziehenden Bewilligungen der zweyten 
Kammer einverſtanden? | 

welche die Kammer einitimmig bejahend beantmwortef. 
9) über die, in Beziehung auf Die Dauptabtheis 

lungen IX, X. und XI. deg Voranſchlags ber 

Staatsausgaben von der zweyten Kammer 

votirten Defiderien und Wünfde. 

+» Das Präfidium ftelt folgende Fragen: 

a) Mill die Kammer den, von der zweyten Klammer 
in Beziehung auf die Staatsausgaben ad Quaest, 
4 — 7 votirten Defiderien beyftimmen? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig 


mit Tg. | 

+b) Ertheilt die Kammer dem, von ber zweyten Kam⸗ 
mer, auf die unter Nro, 8 geitellte Frage gefaßten 
Befchfuffe ihre Zuftimmung? 

Diefe Frage wird einſtimmig mit Nein beantwortet. 

c) Ertheilt die Kammer auch dem ad quaest. 9 bes 
fhloffenen Defiderium ihre Zuftimmung? 

- Fünf Stimmen bejahen, und 5 Stimmen vers 
neinen biefe Frage. 

d) Erffärt fich die Kammer mit den, ad quaest. 10 
und 11 gefaßten Beihlüffen der zweyten Kammer 
einverftanden ? 

Dieſe Trage wirb mit 8 gegen 2 Stimmen bejabt. 

e) Wil die Kammer, nad) dem Antrage ihres Auss 
ſchuſſes, dem erften Theile des ad quaest. 12 potirten 
Deiideriums ihre Zuftimmung verfagen ? 

Eine Stimme verneint 9 Stimmen dagegen 
beiahen dieſe grage. 

) Tritt die Kammer dem zwepten Theile biefes Des 

ſideriums bey? 

Diefe Frage wird einitimmig mit Sa beantwortet. 

3) Erffärt.fich die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, mit dem von der zweyten Kauımer ad 
‚quaest, 43° gefaßten Befchluffe einnerftanden ? 

-Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

h) Ertheilt die. Kammer den, yon der zweyten Kammer 
ad quaest. 14, 45, 16 und 17 hefchlofienen Deſide⸗ 
rien ihre Zuftimmung? 

Diefe Frage.wird eiuftimmig mit: Ja beantwortet. 
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D SR die Kammer mit dem, ad qünest, 18 bon ber 
jegten ammer gefaßten Beſchluſſe, foweit dieſer 

vie Einſuͤhrung einer bureaucratifchen Form bezweckt, 
einverſtanden? | 

3wey Stimmen bejahen 8 Stimmen bagegen 

verneinen diefe Frage. ti 

k) Tritt die Kammer dem ad quasst. 18 gefaßten Bes 

ſchluſſe, ſoweit er auf Vorlegung fefter Befoldungs- 
etats gerichtet ift, fo wie dem ad quaest. 20 beſchlos⸗ 
ſenen Defiderium bey? | 

Dieſe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

H Erklärt fi die Kammer auch mit dem 2iten Bes 

ſchluſſe der zwegten Kammer, wodurd) fie der Staats⸗ 
regierung ‚alle übrigen, in ber Berathung geäußerten 
Waͤnſche and Anträge, welche nicht zur Abftimmung 
gebracht find, zur thunlichſten Beruͤckſichtigung em⸗ 

- Steht, einverftanden? + | re. 

Zwey Stimmen bejahen, 8 Stimmen dagegen 

verneinen diefe Frage. 

m) Soll die noch zuruͤckſtehende Abftimmung, uͤber den, 
von der zweyten Kammer gefaßten Befchluß: ‚, Die 
Großherzog. Staatsregierung zu erfuchen, Ueber; 
fhreitungen der’für die beitimmten Nubrifen bewilz 
ligten Summen nur in Fällen dringender’ Nothwen⸗ 
digkeit zu machen’ bis zu der Abſtimmung uuͤber die 
positio 12 des Finanzgeſetzes ausgelegt bleiben? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. - 

10) über den Antrag des Abg. Herrn Zimmer, die 

Einführung von Cam BINDAILONIER, und die 

Schulyerfiwmniffe in Rheinbeffen betreffend. 
Das Praͤſidjium ftellt folgende Fragen : 

a) Will die Kammer, in Uebereinftimmung mit dem 
Befchluffe zweyter Kammer, dem Antrage des Herrn 
Proponenten, foweit er. darauf gerichtet ift: „die 
Einführung der Sommunalfhulen, befonders in 
Rheinheflen, auf jede verfaffungsmäßige Weife zu 
befördern *’ Folge geben ? 

Die Kammer beantwortet: biefe Frage einftimmig 
mit Nein | 

b) Soll dem Antrage, fo weit er die Ergreifung der 
geeigneten Meagregeln, um den in der Provinz 

- Rheinhefjen Statt findenden, außerordentlichen Schul: 
verfäumniffen entgegen zu wirfen bezweckt, Folge 
gegeben werden ? 
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Bier Stimmen bejahen, 6 Stimmen dagegen 
verneinen diefe Frage. Ä 
V. Der Secretär der Kammer verlief? fimf, non ihm 
fofort entworfene, auf den Antrag des Abg. Herrn Hell 
mann, auf Nevifion der Kirchenrechnungen durch die 
Großherzogliche Rechnungsfammer, auf den Antrag des 
Abg. Herrn Andre, die finatsbürgerliche Verbefferung 
bed Zuftandes der Juden betreffend, auf den Antrag des 
Abg. Herrn Staudinger, wegen Berwilligung eines Beys 
trags zum MWiederaufbaue der eingeflürzten Kirche, und 
zur Vergrößerung des Schulhauſes zu Cimelrod, auf 
den Antrag des Abg. Herrn Schüß, die Berunterpfändung 
ber Örundrenten, und die Bertheilung ‚der damit belas 
fteten Güter betreffend, und den Antrag des Abg. Herrn 
Hellmann, den zerrütteten Zuftand des Kirchenvermägeng 
zu Beerfelden, und die traurige Klage des dortigen Geifts 
Jichen betreffend, fich beziehende Communicate an die 
zweyte Kammer: vor. us 
Sie werden ſaͤmmtlich genehmigt, und das Praͤſidium 
‚erklärt die Sigung für aufgehoben. - 


Beglaubigt: _ 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Drey und fünfziafte Sikung 


in dem Gitungsfaale der erften Rammer der 
| Landſtaͤnde. 4 


Darmſtadt am 3ten May 1827, 


Unter dem Borfige des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 


Auweſend: | 
Des Groß- und Erbprinzen von Heffen Hoheit. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des 
Herren Grafen zu Erbah%» Schönberg Er- 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms⸗-Roͤdel— 
ik Erlaucht. Ded Herrn Grafen zu Solms 
aubach Erlaudht. Der Herr Freyherr Riedefel,. 
Der Herr Geheime Staatsratb von Wrebden. 
Der Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzkr 
Arens. Der Herr wirkliche Geheimerath Freyherr 
von Wiefenhütten. Der Herr Freyherr von 
Breidenftein. | 


I. Das Protofoll der Sitzung vom 27. April, fo 
wie der Entwurf eines, fih auf die Motion des Abge- 
orbnneten Heren Zimmer beziehendeds Communicat an 
die zweyte Kammer werden vorgelefen und von der Kam⸗ 
mer genehmigt. | 
SE. Das Präfidium legt der Kammer mehrere neue 
Eingaben vor, fie beftehen fämmtlih in Mittbeilungen 
der zweyten Rammer, und betreffen 
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1.) den, die Beſteuerung der Pfarr» und Schulbe⸗ 
——ã zum Gegenſtande habenden Geſetzesent⸗ 
wurf. 

2.) ben, ſich auf die Beſchlagnahme der Penſtonen 
der ald Invaliden entlafienen Unterofficlerd und Sol— 
daten beziehenden Geſetzesentwurf. — J— 

3.) ben, den Abkauf der Leibeigenſchaftsgefaͤlle ıc. 
betreffenden Gefezesentwurf. ***) — 

4.) den, die Reyiſion der Gemeindeordnung bezwe⸗ 
denden Antrag des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach 
Erlaudt,****) a ————— 

5.). den, auf Deportation ber Hauptverbrecher ge⸗ 
richteten Antrag des abgeoxbneten Herrn von Bibra.*++*H) 
Ä 6.) den, die Beziehung der Strafen wegen Forft- 
und Feldfreveln betreffenden Antrag der Abgeprbneten 
Herren Glas, Staudinger und Gehrig.t) 

, 72 den, bie Befoldung, Anftellung und willführs 
liche Entlaffung der Forſtſchuͤtzen in den Communalwal- 
dungen betreffenden Antrag. bed Abgeordneten Herren 
Kötig. td) J— | | 
| 8.) den, fich auf bie Regulirung der Gemeindenu- 
Bungen beziehenden Antrag des Abgeordneten Deren Hell» 
meh. tif) -  - . — — 

9.) den, die Prelevements von dem Ertrage der 
Gemeindeguͤter rc. betreffenden Antrag ber rheinheſſiſchen 
Deputirten. tttH) a, 

Die Kammer werweifet die erfte Cingabe an den 
erſten, bie zwente, dritte und vierte an den zwegten, 
bie übrigen aber an ben dritten Ausfchuß. 

III. Es werben hierauf mehrere Borträge erftattet: 

1.) von bem Heren Geheimen Staatsrath von Wres 
ben, über die Motion des Apgeprdneten Herrn König, - 
den Höihfter Klofterfonds betreffend. ttrrF) 

2.) von dem Herrn Kanzler Arens, über den, die 


2 Siehe die Verhandl. der zmenten Kammer, 
*5 Deßgleihen, 
*) Deßgleihen. ' 
RR) Deßgleichen, 
vr.) Desgleichen. 
r) Deßgleidhen 
ti) Deßaleihen, 
Ei? Defgleihen. 
tr) Deßgleiden. 
Tritt) Siepe Beylage CXYV. 
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Behrafung der Bergehen gegen bie Auflages 
efege — — Antrag bed Abgeordneten Herrn 
Mayer. 

3.) von des Herrn Grafen zu Erbach Schönberg 
Erlaucht, Äber das Gefuh der Gemeinde Auers 
bach, bie Regulirung des Ruhegehalts des 
Schultheißen Traißer betr. Derfelbe referirt bloß 
mündlich den Inhalt dieſes Geſuchs und ber darüber in 


‘. ber zweyten Kammer Statt gebabten Berbandlungen, 


und tigt auf die dafür bereits entwidelten Gruͤnde, 
ben Antrag, daß die erfte Kammer dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer beytreten möge. | 

4.) von des Herrn Grafen zu Solms⸗Roͤdelheim 
Erlaucht über den Antrag des Abgeordneten Herrn Schwarz 
auf Anlegung von Drtsholzmagazinen, Aud 
er trägt bloß muͤndlich die für und gegen diefen Antrag 
ſprechenden Gründe, aus ben von der zweyten Kammer 
mitgetheilten Acten vor, und fchließt mit dem Antrage, 
baß er .die, gegen den Antrag redenden Gründe fir 
überwiegend halte, und daß daher die hohe Kammer ſich 
beſtimmen moͤge, übereinftimmend mit dem Befchkuffe der 
jwepten „Kammer, dem N feine Folge zu geben. 

5.) von dem Herrn Prälaten Schmidt. Derfelbe 
erftattet Bericht ; Ä 

a.) über die Propofition der Großherzogl. Staats 
regierung wegen Erbauung einer neuen Lanb» 
ratbswohnung zu Busbah;*N 

b.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Kers 
tel, die Errichtung »ehrerer Freypläge in 
dem Geminarium zu Mainz; **) 

c.) über den Antrag bed Abgeprbneten Herrn Braun 
wart, den Anfaufder zum Wegbau erforbers 
lSihen Steinen aus den berrfhaftliden Brü- 
ben von Seiten der Gemeinden. **H | 

Das Präfidium vertagt dig Discuſſion über diefe 
Gegenitände auf die gefegliche Zeit und eröffnet 

IV. die Berathung | 

1.) über den Entwurf des Finanzgeſetzes. 
Es bemerkt zu dem Ende: in dem Berichte des Aus—⸗ 
ſchuſſes finde fich der Wunſch ausgedrüdt, daß Künftig 


*) Siche Benlage CXVI. 

.. *#) Siehe Beylane CX VII. 
***) Siehe Beyiage XCVIII. 
2**) Siehe Beylaye CXIX. 
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über den Ertrag der directen Steuern früher als über 
den Betrag beflen, was auf indirectem Wege erhoben 
werden folle, berathen und befchloffen werden möge, und 
ed frage fich daher, ob Gemand bey. dieſem Wunfche et» 
mas zu erinnern finde. 

s Außert hierauf | 

der Herr Freyhexr von Breidenſtein: Er habe, 
als Neferent de& Ausſchuſſes, diefen Wunfh um deßs 
willen ausfprechen zu müfen geglaubt, weil er in feiner 
Realifirung das einfachfte und ficherfte Mittel erfenne, 
um eine zu große. Belaftung des Grumdeigenthbums zu 
verhüten, er glaube indeflen nicht, daß hierüber ein bes 
fonderer Befchluß von Seiten der Kammer zu fafien fen, 
ed. werde vielmehr genuͤgen, wenn dieſer, wie er glaube, 
zur Genüge motivirte Wunſch durch Mittheilung des 
Berichts an die zweyte Kaumter zur Kenntnis derfelben 
gelange. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Es werde indeflen 
boch nicht fchaber, wenn die hohe Kammer ſelbſt den 
Wunſch des Ausfchufles zu dem ihrigen mache, und er 
halte es um fo mehr für wichtig fich bierüber- beftimmt 
auszufprechen, als die directe Steuer einen Zuwachs 
von . 60,000 fl. erhalten werde, und ald man augen» 
ſcheinlich die Tendenz verrathe den Ertrag der indirec— 
ten Abgaben immer mehr und mehr zu vermindern, und 
dadurch dasjenige, was auf indirectem Wege nicht auf 
en werden koͤnne, auf das fo aͤußerſt belaſtete 

rundeigenthum zu werfen. 

Der Herr Äreyberr vo» Breidenjtein: Er halte 
die Sache bloß zu eier Mittheilung an die zweyte Kam⸗ 
mer geeignet. Der Staatsregierung werde man darüber 
feinen Wunfch vorlegen fünnen, weil fie auf die Neas 
Iifirung deffelden nicht einzumwirfen vermöge. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Er fey mit ber Bemerfung ded Herrn Freyheren Nieds 
ejel, und, fo viel die Art der Meittheilung des Wun— 
fches betreffe, mit der Anficht des Herren Freyherrn von 
Breidenſtein ganz einverftanden. Ä 

Der Herr Kanzler Arens: Der inde m Ausfchuß- 
berichte in Antrag gebrachte Ordo der Berathung und 
Befchlußnahme fcheine ihm der ganz natürliche zu feyn. 
Es fen vor allem anderen Pflicht der Stände, das Grund- 
eigenthbum nicht übermäßig zu belaften. ine übermäßige 
Belaftung werde aber nur dadurch auf eine fihere Weiſe 
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vermieden werden koͤnnen, wenn man fih vor allem ans, 
deren die Frage aufmwerfe und beantworte, wie viel bad, 
felbe zu. tragen im Stande ſey. Waͤhle man die umge, 
fehrte Ordnung, und weiſe man nämlich dem Grunbeis 
genthume den ganzen Reſt der Staatsbeduͤrfniſſe zu, wel 
che auf indirectem Wege nicht aufgebracht würden; fo 

hänge die Belaftung des Grundeigenthums gewiffermaßen 
vom Zufalle ab, weil man ſich dabey die wichtige Vor— 
frage nicht zuerft beantwortete, wie viel fann das Grund» 
eigenthum an den Staat abgeben, ohne den Befiger zu 
Grunde zu richten. 

Da: über diefen: Punkt nichts weiter bemerkt wird; 
fo legt das Präfidium den Item, 2ten und 3ten Artikel 
des Entwurfd, und die Dazu in dem Augfchußberichte ges 
machten Bemerkungen, zur Berathung vor. 

Es erfolgt aber hierüber Feine Bemerkung, und es 
wird daher fofort zur Berathung über den Aten Artifel 
des Geſetzesentwurfes, und den 1 darauf beziehenden 
Nachtrag zu dem Gefege vom 6. März 1824, gefchritten. 

In Beziehung auf den $. 4 diefes Nachtrags bemerkt 

bed Herrn Grafen zn Solms-Laubach Erlaudt: 
Es wäre‘, feiner. Anfiht nach, ‚billig gemwefen, wenn 
man auch den Bierbrauern den Theil des Biers, wels 
cher, wie-Biefed im Sommer ſo häufig eintrete, Effig 
werde, yon ber Trankſteuer frey gegeben hätte Es 
fcheine ihm wenigftens für dieſe Befreyung ganz derfelbe 
Grund einzutreten, auf. dem die in dem Sphen ausges 
fprochene Befreyung des zur Efjigbereitung verwendeten 
Hein und Brantweind berube. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Er halte diefe Be 
freyung nicht für ausführbar, ed werde dann nach der 
Angabe der Bierbrauer fo viel Bier fauer werben, daß 
für die Verftenerung wenig oder gar nichts übrig bleis 
ben werde. 1... | | 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Dergleihen Unterfchleifen werde fo gut wie bey 
dem Weine und Brantweine durch eine genaue und ums 
ſichtige Controle begegnet werden koͤnnen. 

In Beziehung auf die Schlachtacciſe, namentlich 
der von den Schweinen zu entrichtenden bemerkt | 

der Herr Freyberr von Breidenftein: Der it 
diefer Hinficht von den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer 
abweichende Antrag des Ausfchußberichts werde, wenn 
er die Zujtimmung ber hohen Kammer erhalte, fich zu 
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einer Contmunication mit der zweyten Kammer -eigiten. 
Die Kammer werde jwar das Gefeg anzunehmen, aber 
doch dabey zugleich, die zweyte Kammer auf die Nach 
theild und Ungleichheiten aufmerffam zu machen geneigt 
ſeyn, welche die Ausführung des von ihr gefaßten Bes 
ſchluſſes: daß jedem Haushalte ein Schwein von. Ents 
richtung der Accife freyzugeben ſey, Zur Folge haben 
werde, und Welche in dem. Berichte des Ausfchuffes Flar 
dargelegt ſeyen. 0: | 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗-Laubach Erlaudt: 
Die aus dem Befchluffe der zwenten Kammer hervorge— 
hende lingfeichheit in der Beſteuerung ſey in. dem Br 
richte des Ausſchuſſes fo gründlich und uͤberzeugend nad» 
gewiefen worden, daß er dem darauf geſtuͤtzten Autrage 
vollfommen und Am fo mehr beytrete, als Derjenige, 
welcher mehrere Schweine ſchlachte, nicht nur als tits 
birecte Abgabe mehr an den Staat entrichte, fündern 
auch, wegen des durch die Freyfaffung eines Schwei⸗ 
nes entitehenden Ausfalles noch dazu mehr an bireeten 
Steuern zu bejabien habe. | | 
Decr Herr Freyhere Riedefel: At diefe Freylas— 
ſung werde ſich auch noch der Nachtheil knuͤpfen, daß 
der Mann, welcher bisher 2 Fleinere Schweine geſchlach— 
tet babe, von num an nur ein —— Schwein ſchlach⸗ 
ten und dadurch die Schlachtacciſe ganz umgehen werde. 
Er halte daher eine Zurüchtahme dieſer Befreyung um 


fo wuͤnſchenswerther und nothiwendiger, als durch bie 


für die Geiftlichen übernommene Steuer ſich der Betrag 


der directen Abgaben abermals um 30,000 fl. erhöhen 


wuͤrde. CE ; r 

Zu dem;. die Salzregie betreffenden $. 6 bed Ent: 
wurfs bemerft | 
des Herr Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Er koͤnne ſich in dieſer Hinſicht nicht ganz mit dem Ins 
halte des Ausfchußberichts vereinigen, wenn dieſer die 
Anſicht ausſpreche, daß die von auslaͤndiſchem, in der 
Provinz: Oberheſſen eingeführt werdenden Salze zu erw 
bebende 50 ind resp. 25 fr. per Gentner eigentlidy dem 
Staate gehörten, ind darum micht ar der, von ber 
Provinz übernommenen Averſionalſumme von 70,000 fl. 
in Abrechnung zu bringen Bien Sobald nämlich die 
Provinz Oberheſſen die Einfuhrftener entrichte, fo ſey 
auch nichts billiger und gerechter, als daß fie ıhr an 
der für die. Salzregie übernommenen AverfionalsSumme 
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gefchrieben und ainfgerechnet würden. Es laſſe ſich 
nämlich dieſe Salzverbrauchſteuer nur als eine theilweiſe 
Erhebiingsweife ter übernommenen Averfionalfumnte bes 
trachten; und fie könne alſo auch nicht dem Staate über: 
haupt, fondern ‚bloß der Provinz Dberheifen zu gut foms 
men... Er inäffe daber defideriren, daß die zweyte Kam⸗ 
mer das, was hinfichtlich der 50 fr. von ihr befchloffen 
mworben jey, auch ausdrücklich in Anfehung der 25 fr. 
befchliegen möge, Hr 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die von 
dem Salze: zu erhebende Verbrauchſteuer gehöre, der Ras 
tur der Steuern nad, der Gejammtheit, dem Staate, 
und könne datum von einer beſtimmten Provinz nicht 
angefprochen werden, Ohnehin laſſe fich auch micht ber 
baupten, daß die zu erhebende Abgabe vor der Provinz 
felöft ganz werde getragen werden muͤſſen, wahrfcheinlid) 
9.08 vielmehr, daß ein Theil derfelben dem ausländis 
! verfäufer zur Laſt falle, 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Er könne fih noch immer nicht überzeugen, daß nicht 
auch die 25 fr. , welche unter einer gewiffen Borausjegung 
von bem gradirten Salze erhoben werden follten, an der 
Averfionalfumme in Abzug zu bringen feyen. Die Pros 
vinz Oberheflen babe in Beziehung auf das Salz ihr eis 
ed Steuerfoftem, fie müffe baber auch in diefer Hinficht 
| abgefonbert behandelt werden, und von biefer 
befonveren Behandlung ſey dann die Aufrechnung ber 
zu erhebenden -50 kr., auf bie von ihr ftatt der Regie 
aufzubringende Summe, einenicht wohl zu trennende Folge. 
Der Herr Freyherr Niedefel: Wenn mar auf jes . 
ven Kopf 10 Pfund Salz rechte, fo würde die Summe 
von 80,000 fl. herausfommen, Die Provinz Oberheſſen 
babe daher bey der Averfionalfuntme von 70,000 fl. um 
fo mehr Gewinn, als bey: der obigen Berechnung nicht 
—* —* Salz, was das Vieh beduͤrfe, in Anfchlag 
gekommen ſey. 
- Zudem 8. 7 des Geſetzesentwurfs wird bemerkt 
von dem Herrn Freyherrn von Breidenſtein: 
Der Punkt worin die in dem Ausſchußberichte ausge— 
fprochene Anficht mit dem von der zweyten Kammer, bes 
uͤglich der Beytragspflicht der Gemeinden zu den, durch 
re Öemarfungen ziehenden Chauſſeen gefaßten Beſchluͤſſe 
nicht ganz uͤbereinſtimme, beziehe ſich auf den Unterjchied 
zwifchen Nenbauten und Reparaturen. Bloß zu bemers 


* 
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fteren follten die fo eben bezeichyeten Gemeinden einigen 
Begytrag leiſten. Er fönne indefjen dieſe Unterfcheidung 
zwifchen Neubauten und Reparaturen, aus den in dem 
Berichte des Ausfchuffes näher entwickelten Gründen, 
durchaus nicht für folgerichtig erfennen, und er hätte 
daher gewünjcht, daß der Antrag des Ausfchufles ** 
Kammer, welcher auf eine ſolche Unterſcheidung nicht ges 
richtet ſey, die Genehmigung der Kammer erhaften hätte. 

Bon dem Herrn Freyherrn Riedeſel: Er hoffe, 
baß die Zuziehung der gedachten Gemeinden zu ben Re— 
paraturen wenigftend auf dem nächiten Landtage erfolgen, 
und daß die Regierung zu dem Ende die geeigneten Pros 
pojitionen machen. werde. | 

——— den $. 8 des Entwurfs und den 
dazu gehörenden Tarif bemerft . | * 
der Herr Freyherr Riedeſel: Die auf den rohen 
Flachs gelegte Eingangsgebuͤhr ſey, ſeiner Anſicht nach, 
zu hoch gegriffen. Es ſey ſonſt nicht Regel, rohe Pros 
ducte zu verſteuern. Dabey komme hier beſonders in Bes 
tracht, daß, ungeachtet der nicht unbedeutenden Flachs⸗ 
production in dem Großherzogthume Heſſen, doch noch 
ſehr viel Flachs eingeführt werden muͤſſe, der Eingangs⸗ 
zoll werde daher auf ben Gewerbfleiß der Leinwandfas 
brifanten nachtheilig und lähmend einwirfem 

Der Herr Freyherr von Breidenflein: Er fey 
hiermit. ganz einveritanden, er babe indeſſen ben Gegen- 
ftand nicht für wichtig genug gehalten, um deffalls eine 
befondere Bemerfung zu maden, und ihn der Kammer 
zu einer abweichenden Beſchlußnahme zu empfehlen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Was der Bericht des Ausſchuſſes hinfichtlich der beſchlos— 
fenen Freylaſſung der früher mit 50 fr. befteuert gewe— 
fenen Oehlkuchen anfuͤhre, entfpreche durchaus feiner An— 
ſicht. Es würden nämlich in dem Inlande alle Arten 
von Dehle producirt, und. es Fönne Daher an diefem Ars 
tifel, der freylich vielfach, und befonders für das Vieh 

benutzt werde, in dem Inlande unmöglich fehlen. 

Der Herr Freyherr NRiedefel: Db diefes überall, 
namentlicd) auch in der Provinz Rheinheſſen, eintrete, 
fey die Frage, es ſey möglih, daß auch eine große Er 
portation dieſes Artifeld Statt finde, 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: In Rhein— 
heſſen eriftirten jehr viele Dehlmühlen, und es feyen von 
‚den bafigen Deblmüllern gegen die befchloffene Befreyung 
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der Oehlkuchen von Aller Abgabe fehr ftarfe Einwendun⸗ 
gen gemacht worden. Es wurden dafelbjt wahrfcheinlich 
mehr Oehlluchen producirt, als conſumirt werden koͤnnten. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Wahrfcheinlich ſey die zweyte Kammer durch Conſequenz 
zu dieſer Befreyung worden, indem auch Kleien 
und 666 feengegeben worden fepen, 
Sn Beziehung auf die Beſchraͤnkung der in Nro, 58 
bes Tarifs ausgeſprochenen Befreyung der Früchte auf 
die den Wohnort des Eigenthümers begränzenden Ge 
marfungen Außert I Br 
des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
daß ihm biefe Beſchraͤnkung ſehr hart zu ſeyn fiheine, 
weil ja Jemand mehrere Güter befitien koͤnne, und der; 
gleichen Früchte auf ein Gut, was er nicht felbit bewohite, 
einzubringen genoͤthigt feyn koͤnne. nn 
“ Herr Kanzler Arens: Er glaube nicht, daß 
das Wort Eigenthümer in dem firengiten Sinne gertoms . 
men werden dürfe. In einem folchen Falle werde der 
Pachter ded Gutes die Früchte eben fo frey von Abgaben 
einbringen koͤnnen, wie Diefeg der wirkliche Eigenthiimer 
auf das von ihm bewohnte Gut zu thun berechtigt fey. 
In Betreff der abgabefreyer Einführung von Les 
bensbedürfniffe bis zu zwey Pfund bemerkt 
der Herr Freyherr Niedefel: Diefe Befreyung 
koͤnne Teicht zu Mißbraͤuchen und Uiterfchleifen führen, 
indem fie manchen einladen werde, Kaffee und andere 
dergleichen Warren in diefen Heinen Quantitaͤten fuccess 
five einzuführen, um fo die Verbrauchfteirer zu umgeben. 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Auf ders 
gleichen Artilel könne diefe Befreyung wohl nicht bezogen 
werben, indem fie ſich bloß auf die nothwendigen Lebens— 
bedürfniffe beziehe, worunter Kaffee und ähnliche Waaren 
nicht gezählt werden Fünnten. | | 
Sn. Beziebung auf die einzuführende Controle für 
die Ausfuhr hält | 
des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht 
diefe neue Befchränfung der menschlichen Freyheit, welche 
durd das Verbrauchſteuergeſetz ſchon jo ſehr beſchraͤnkt 
erſcheine, fuͤr zu hart und unnoͤthig, indem er darauf 
aufmerkſam macht, wie laͤſtig es ſey, jedes in's Ausland 
verfaufte Huhn u. d. m. bey dem Buͤrgermeiſter anzu— 
zeigen. Dabey werde diefe Controle nicht ohne bedeu— 
tende Koſten eingerichtet werden können, 
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Der Herr Freyherr Riedeſel: Er halte diefe Com 
trole für fehr zwedgemäß und wichtig, weil man nur 
durch fie zu einer Haren Anſicht uber das Verhältniß 
der Ein- und Ausfuhr und der darauf fi gründenden 
Handelsbilanz gelangen koͤnne. Die Kofien dieſer Eins 

richtung würden von dem. Etxate beftritten. 
Des Herrn Grafen zu Solms: Rödelheim Er 


— laucht: Da der Beſchluß ber zweyten Kammer bloß auf 


einen der Großherzogl. Etaatsregierung auszuſprechenden 
Wunſch gerichtet ſey, jo koͤnne man wohl beyfiimmen 
denn fonft ließe fich gegen die Sache felbft wohl manches 
Erhebliche erinnern. Ä | 

Zu der Nubrif des Tarife! Eifen in Reifen, wird 
bemerkt: 

von des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Er— 
Yaucht: Diefe Benennung, wodurd eigentlich bloß eiferne 
Faßreife habe bezeichnet werden ſollen, werde ficher zu 
manchen Mißverftändniffen und unrichtiger Anwendung 
führen, indem auch die duͤnn gefchmicbeten Stabeifen 
unter demfelben Namen vorzufommen pflegten. Es würde 
daher beffer jeyir, wenn man für das Wort „Eiſen 
in Reifen‘ das Wort: „eiſerne Faßreife“ fubitituire. 

In Beztehbung auf die Hundefteuer bemerft 

der Herr Freyherr Niedefel: Die ausgefprochene 
Verpflichtung, jede Vermehrung oder Verminderung der, 
von Jemand gehalten werdenden Hunden ohne alle vors 
bergebende Erinnerung von felbft zur Anzeige zu brüngen, 
ſey fehr hart und läftig, und werde für Manchen, welcher 
diefe Anzeige nicht aus bifem Willen, fündern aus blos 
Ber Bergefienheit unterlaffen werde, fehr häufige Strafen 
zur Folge haben. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Der jetzt 

befchloffene Modus habe viele Vorzüge vor dem bisheris 
gen, welcher immerwährend bie Anfftellung neuer Tabellen 
nothwendig gemacht babe. 
In Beaziehung auf den $.12 ded Finanzgefekes und 
der dazu von ber zweyten Kammer gefaßten Bejchlüffe, 
fo wie auf die in dem Ausichußberichte darüber enthals 
tenen Bemerfungen und Anträgen Außert 

der Herr Kanzler Arens: Er fey mit den Anfichs 
ten, welche der Herr Freyherr von Breidenftein tiber 
diefen Gegenjtand entwidelt habe, im Ganzen einverftans 
den, er fey indeſſen darüber fehr zweifelhaft, ob es übers 
haupt angehe, ein feftes Einhalten der fpeciellen Rubrifen 
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zu verlangen, bhne etwas fg zu begehren, und 
ohne des Großherzogs Koͤnigl. Hoheit in der Ausübung 
des ihm nach der Verfaſſung zuſtehenden Rechts, ohne 
ſtaͤndiſche Mitwirkung die Verwaltung zu organifiren 
und die Gehalte der Staatsdiener zu beitimmen, zu bes 
— — Es laſſe ſich nicht laͤugnen, daß waͤhrend dem 
aufe einer Fincanzperiode dergleichen, ſich auf beſtimmte 
Rubriken beziehende Organiſakionen Statt finden könn— 
ten, welche ein Ueberſchreiten dieſer Rubriken von ſelbſt 
zur Folge haͤtten, und hier ſcheine man dann mit ſich 
fe gewiſſermaßen in Widerjtreit zu geratben, went 
man das feite Einhalten diejer Rubriken verlangen wolle; 
und doch dabey zugleich das Hecht des Negenten , den— 
ſelben überfchreiten zu dürfen, anerkennen müffe. 
Ses Prinzen Emil von Heffen Hoheit! Der Ver: 
ſuch der Stände, die Grofherzogl. Staatsregierung zu 
einem feſten Einhalten der etitzehten fperiellen Rubriken 
zu vermögen, fey eben fo jehr dem wohl verjtandeiten 
Intereſſe des Staates und der Gontribuenten zuwider, 
als er auf einen Eingriff in die Verwaltungsrechte der 
Regierung gerichtet erjcheine. Das Erfte, weil diefes 
Einhälten in der Negel ein gänzliches Erfchöpfen der 
beftimmten Rubrik zur Folge haben werde, während der 
der — — gebuͤhrende freye Spielraum, das 
Verwilligte innerhalb der Graͤnzen der Hauptrubriken zu 
verwenden, ſie beſtimmen werde, dieſe Verwendungen 
überall nach dem wahren Beduͤrfniſſe eintreten zu laſfen, 
und namentlich bey einer Rubrik eine Erſparniß zu mas 
chen, um mit dem Eriparten das dringendere Bebürfniß 
einer andern Rubrik beftreiteri zu koͤnnen Auch der ums 
ichtigfteh Regierung werde es nämlich nicht möglich 
eyn, mit Sicherheit Ihon im Voraus zu beſtimmen, wie 
roß daß wirkliche Beduͤrfniß einer beſtimmten fpeciellen 
brif fey, und ob es nicht dem Intereſſe des Staates 
eittfprechender ſey, einen Theil deſſen, was für die eine 
Rubrik veranfhlagt ſey, für eine andere Rubrik, bey 
welcher fich während der Zeit ein dringenderes Beduͤrfniß 
berausgeftellt habe, zu verwenden. Das Zweyte, weil 
die Stände durch die beabfichtigte Beihränfung auf eins 
zelne beftimmte Nubrifen, dad Net der Berwaltung, 
was dem Negenten zuftehe, und was er durd feine Die; 
ner ausüben laffe, an ſich reißen würden, denn darin 
äußere ſich gerade vorzugsweiſe das Recht der Verwaltung, 
da zu beifen und zu verwenden, wo fi das größere 
92 
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dringendere Bebürfniß zeige. Er koͤnne daher ‚in dieſer 
Hinſicht dem; in dem Ausfchüßberichte enthaltenen Ans 
trage nicht beyjiimmen. u | 
Der Herr Frephert von Breidenftein: Das den 
Staͤnden zuſtehende Recht der Berwilligung werde feine 
wahre Bedeutung verlieren, fobald es nicht auch auf die 
fpeciellen Rubriten bezogen werde. Es folle hiermit aber 
keineswegs gefagt feyn, daß nicht auch die Negierung 
da, wo ein wirkliches Beduͤrfniß dafür eintrete, mehr, 
als für die einzelnen Rubriken ausgeworfen ſey, vers 
wenden koͤnne, allein für diefes Mehrete fey gerade der 
Nefervefonds vorhanden. Die Regierung verliere daher 
bey der Einrichtung, nach Welcher fie das größere Be— 
dürfniß nicht aus dem Ueberfchuffe einer andern Rubrik, 
fondern aus dem Refervefonds zu entnehmen habe, nicht 
nur gar nicht, fondern fie gewinne fogar dabey, indem 
diefe Einrichtung die falfıhen und gebäffigen Urtheile be- 
feitigen amd entfernen werde, welche das Heruͤbergreifen 
in der Üeberfch uß anderer Rubriken bey ſehr Vielen begruͤnde. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Da von den Ständen nicht für einen Inbegriff mehrerer 
Rubrifen eine Averfionalfumme, fondern nur für einzelne 
Rubriken fpeciell bewilligt werde; fo wuͤrden auch, fo 
lange diefe Einrichtung beftehe, diefe fperiellen Rubriken 
einzuhalten feyn, wenn nicht diefe Art der Verwilligung 
zu einer leeren Form berabfinfen, und zu mancherley uns 
richtigen Deutungen die Veranfaffung werden folle. | 
| Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Die Frage, 
von der bier die Nede fey, fey fchon auf den früheren 
Sandtagen erörtert und von der Kammer dahin beant: 
wortet worden, daß die Stände mehr nicht als ein Eins 
halten der Hauptrubrifen anfprechen Fünnten. Mau 
werde daher auch jest von diefer Anficht nicht abweichen 
fönnen. Die in dem $. 12 des Gefegedentwurfes vors 
fommende Worte: „im Ganzen’ besögen fi auf das 
Cinhalten der Hauptrubrifen, und es liege daher Fein 
Grund vor, ei Worte aus dem Geſetze zu entfernen. 
Sey der Refernefonds hinreichend; fo werde es freylich 
im Grunde auf daffelbe binausfommen, ob die Regierung 
das, was fie über den für eine fpecielle Rubrik ausge: 
worfenen Betrag zu, verwenden veranlaßt werde, aus 
diefem Fonds oder aus dem MUeberfchuffe einer anderen 
Rubrik beftreite; allein er zweifele fehr, ob ein Reſerve— 
fonds von 100,000 fl. hierzu völlig ausreichen werde, 
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und die Regierung werde daher, wenn fie der Intention 
ber Stände, daß aller, die einzelnen Nubrifen überfchreis 
tender Mehrbedarf aus. dem Nefervefonds zu entnehmen 
fey, für diefen Fonds gewiß mehr als. die. dafür ausges 
worfenen 100,000 fl. im Ausficht genommen haben. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Außer dem Neferves 
fonds von 100,000 fl. ſey auch noch ein fehr bedeutendes. 
Betriebsfapital vorhanden, was. für. denfelben Zweck 
werde angegriffen werden fünnen. 

__ Der. Herr Srepherr von Breidenftein: Das fey 
nicht möglich, weil diefes Betriebsfapital befanntlich eine 
Ban andere Beſtimmung habe. Eolite übrigens die Anz 
icht der erften Kammer von dem. Befchluffe. der zweyten 
Kammer abweichen; fo werde.die Berwerfung fämmtlicher, 
von ihr uͤber das Finanzgeſetz gefaßter Befchlüffe hiervon 
ſehr leicht die Folge ſeyn koͤnnen. Er könne einen Be— 
‚Schluß, wie ihn der Antrag des Ausfchußberichtes in Vor; 
ſchlag bringe, nicht anders als für. gut und zweckgemaͤß 
halten, indem er, außer dem, Gewinn fir die Sache felbft, 
ber Negierung noch den DVortheil gewähre, daß fie in 
dem, Reſervefonds immer eine fichere. und. prompte Quelle 
I Deckung des, Nöthigen finde, und daß ſich alle Lieber: 
chreitungen, fo zu fagen, in, einer einzigen, mimlich in 
der Ueberjchreitung des Nefervefonds, concentriren und 
rechtfertigen laſſen. | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Ueber den 
Segenftand dieſer Discuffion ſey ſchon auf dem vorigen 
Landtage in der. Kammer. eine befondere Frage geftellt 
und. ein förmlicher Befchluß gefaßt worden. Es Fünnten 
zwar. Gegenftinde geben, uͤber welche die Kammer ihre 
Anfichten ändern koͤnne, er glanbe aber nicht, daß dieſes 
auch bey. ſolchen Sachen vorkommen dürfe, bey welchen 
es, wie bier, auf Hauptgrundſaͤtze ankomme. In Bezie— 
bung bierauf fey es unpaffend, wenn eme Sammer, Die 
nicht, wie die zweyte, ihre Mitglieder wechfelt, Beſchluͤſſe 
fafleıt wolle, welche mis den. von ihr früber gefaßten, in 
directem, Widerftreite ftinden. Wie fi) an die Verſchie— 
benbeit der Anfichten beyder. Kammern über dieſen Ge— 
genftand eine. Verwerfung des Finauzgeſetzes knuͤpfen 
koͤnne, vermoͤge er nicht einzuſehen. Es handle ſich hier 
bloß von dem Inhalte eines Artikels, in Anſehung deſſen 
die erſte Kammer bloß zu erklaͤren habe, daß ſie von ih— 
ren fruͤher, uͤber denſelben Geg.nitand gefaßten Beſchluͤſſen 
nicht abweichen koͤnne, dabey ſey es ja auch nach der 
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Berfaffung unzuläfig, Verwilligungen an beftimmte Bes 
dingungen zu knuͤpfen. 

Der Herr Freyberr Niedefel: Auf dem vorigen 
Landtage ſey die Sache nicht fo fpeciell, wie jeßt, zur 
Eprache gefommen, obgleih die Worte: „im Ganzen‘ 
auch ſchon damals in dem Geſetzesentwurfe geitanden hätten. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Obne 
die Ausführung des von der zweyten Kanımer gefaßten 
Beichluffes werde das Verwilligungsrecht der Stände 
feine ganze Bedeutung verlieren, und die Stände würden 
felbft im Auslande den zweydentigften Urtheilen bloß ges 
ftellt werden. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Das bes 
fürchte er nicht. Die Frage, welche hier yentilirt werde, 
fomme in- anderen Staaten faft auf jeden Landtage vor, 
allein fie führe zu feinem beftimmten Nefultate, weil man 
fih am Ende doch überzeuge, daß das Beftehen auf ein 
ftrenges Einhalten der einzelnen Rubriken auf einen Ein⸗ 
griff in das Verwaltungsrecht der Regierung hinaus; 
laufen werde, und diefes jirenge Einhalten der Regierung 
nicht möglich fey, ohne in vielen Beziehungen den Zweck 
des Etaated zu gefährden. Die Frage berühre auf jeden 
Fal einen Gegenftand, über welchen man verfchiedene 
Anfichten haben könne, von bem aber doch Niemand bes 
haupten werde, daß er ald ausgemacht zu betrachten fey, 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die Vers 
ſchiedenheit der Anfichten betreffe hier im Grunde mehr 
die Form, ald die Sade felbit, da der Reſervefonds die 
Mittel hergeben ſolle, um das für eine beftimmte Rubrik 
Fehlende daraus zu nehmen und zu beftreiten. Der Uns 
terſchied befchränfe fich demnach darauf, daß die bey eins 
zelnen Rubriken entftehende Ueberſchuͤſſe in dem Neferves 
fonds und in das Betriebefapital fließen folten, während 
fie früher zur Deckung des bey andern Rubriken entftes 
henden Ausfalles verwendet worben feyen. 

Der Herr Geheime Staatsrath von Wreden: Er 
halte e8 nach feinen Erfahrungen für ſchlechthin unmoͤg⸗ 
lid), die fpeciellen Rubriken uͤberall firenge einzuhalten. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Diefes 
werde ja nicht erfordert, fondern e8 fey nur die Frage 
davon, daß die nöthig werdenden UWeberfchreitungen in 
offner und Flarer Form gefchehen follten , diefes fen für 
die Legitimation der Stände um fo mehr zu winjchen, 
als bereits, jeit dem Eintritte ber Repräfentation, Steuern 
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und Staatsſchulden nicht vermindert fondern erhöht wor; 
deu feyen. r | 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Ob der Zus 
ftand eines Landes fi wirklich verbeffert babe, dieſes 
fey bekanntlich nicht aus dem Betrage der Steuern, die 
an den Staat entrichtet wurden, fonvern aus den Eins 
zichtungen die der Staat befiße, zu erfeunen, Daß diefe 
gun gemacht bättey, werde fein Unbefangener in 

brede jtellen. 

Daß die Abgaben vermindert und bag Vertrauen 
vermehrt werden möge, wänfche auch er aufrichtig, er 
wuͤnſche aber nicht, Daß diefes auf Koften der Rechte der 
Regierung gefchehen möge. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Eine 
Schmälerung. der Rechte der Regierung könne bier gar 
nicht beabfihhtigt werden. Der Antrag ded Ausſchuſſes 
liege vielmehr ganz in dem Intereſſe der. Regierung. 
Dermahlen beftehe eine ſehr nachtheikige Unficherbeit und 
Differenz in der Anfichten über diefen Punkt, wie aus 
dee Berathung zweyter Kammer zu entuebmen fey, wo 
man fich durch Benfpiele über die Befugniffe der Negie- 
rung babe verftändigen. wollen, aber zu keinem Haren 
Reſultate gefommen- fey. | 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Gerade 
dieſes Tetstere bemweife, daß die Frage eigentlich unpraktiſch 
ſey, indem man zur Aufflärung, derfelben zu Beyfpielen 
feine Zuflucht genommen babe, und doch zu feinem Res 
fultate gelangt fey, was die Moglichkeit, eine folche 
Specialität durchzuführen, gegeben ne 

Eine Abficht, die Rechte der. Negierung fchmälern 
zu wollen, laſſe ſich bey feinem Mitgliede diefer hohen 
Kammer, ald möglich denken, allein. es ſey wohl möglich, 
daß man ohne Adficht Mittel in Antrag bringen fönne, 
welche zu einer folchen Beihränfung führten, und dag 
Beyfpiel beweife, daß es ſchon gefährlich fey, den Grund: 
faß auszufprehen, Man werde mit dieſem Grundfage 
nie aufs Reine kommen, er werde aber aud) zu nichtd 
führen, weit dem Großherzoge nad) der Verfaffungdur- 
kunde noch viele Befugniffe zuftünden, durch deren Aus— 
übung er zur Weberfchreitung einzelner Rubrifen berech> 
tigt werde. Man lege einen größeren Werth auf bie 
Sache, ak fie wirklich babe. | 

Da weiter nichts bemerft wird; fo erflärt das Praͤ— 
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fidium die Discuſſion für gefchloffen, und- eröffnet bie 
Berathung = . 

2) über den Voranſchlag der Staatsein 
nahmen von den Domanen und Regalien. Es 
erfolgen indeſſen hierüber feine Bemerkungen. 

Das Präfidium veranlaßt fofort 

V. die Abftimmung | 

a) über den Antrag bed Abg. Herrn Schwarz, den 
Abfauf der Fiscaliihen Grundzinfen betreffend 
durch Vorlegung der Frage: 

Soll dem Antrage des Abg. Herrn Schwarz Folge ges 
geben werden? 

welche einitimmig mit Nein beantwortet wirb. 

») über die Motionen der Abgeordneten Herren 
Mahlerwein und Grafen Lehrbach, die Medicinal 
tare iu specie die Taggelder und Diäten ber 
Phyſicatsaͤrzte betreffend. 

Es ſtellt zu dem Ende die Fragen: 

7) Sollen die beyden Anträge der Großherzoglichen 
Staatsregierung, mit Beziehung auf das, was dar; 
über bey der Berathung in beyden Kammern gedus 
Bert worden, zur Berüdjichtigung empfohlen werden ? 
Dieſe Frage wird einftimmig bejaht. 

2) Sol die Großherzogl. Staatsregierung ermächtigt 
werden, diejenige Summe, welche im Falle der Ers 
börung beyder Anträge, oder eines berfelben, "etwa 
zur Entjchädigung ber Phyficatsärzte nothwendig 
erfordert. wird, der Totalſumme der bewilligten 
Staatsausgaben beyzufügen ? 

Auch diefe Frage wird einftimmig mit Sa beant- 
mwortet, und die Situng, nachdem dag, ſich auf die Ab» 
ſtimmung über den Antrag des Abg. Herrn Schwarz bes 
ziehende Communicat fofort entworfen und von der Kam⸗ 
mer genehmigt worden ift, für aufgehoben erklärt. 


Beglanbigt: 
Graf Yfenburg. Nievefel. Arens. v. MWreden. 
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Vier und fünfzigfte Sikung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 5ten May 1827. 
ynmmwmmywiv 


Unter bem Borfiße des Herrn erſten Praͤ— 
Ä fidenten. 
Anwefend: | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaudt. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt.: 
Der Herr. Freyherr Riedefel. Der Herr Ge 
heime Staatsrat von Wreden. Der Herr Präs 
lat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der 
Herr wirfliche Geheime Rath Freyherr von Wie 
fenbütten. Der Herr Staatsminifter Freyherr 
du Thil, Der Herräregherr von Breibenftein, 





Nach gefchehener Vorlefung und. Genehmigung des 
Protogfolleg der vorigen Sigung, und eines, auf die Ans 
träge ‚der. Abgeordneten Herrn Grafen Lehrbach und 
Herrn Mahlerwein, bie Medicinaltare im Allgemeinen, 
und die Medicinaltare in specie, die Diäten und Tags 
gelder. der Phyficatsärzte betreffend, fich begiehenden Com⸗ 
municates an die zweyte Kammer, legt 
I das Präfidium der Kammer, als. nene Eingabe, 
eine, den Antrag des Abg. Herrn Goldmann, wegen 
Gleichſtellung der. Unterthanen in ben andeöberrlicen 
Bezirken mit den Unterthanen der Domaniallande, bins ' 
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fichtlich der Frohndverhaͤltniſſe, betreffende Motien Er. 
Erlaucht des Herrn Grafen zu Solms-Laubach vor.*) 

Die Kammer verweift Diefe Eingabe an den zweyten 
Ausſchuß. 

II. Es referirt des Herrn Grafen zu Solms - Ri 
delheim Erlaucht, im Namen des dritten Ausſchuſſes, 
bloß muͤndlich, uͤber den Antrag der Abgeordneten Herrn 
Glaß, Staudinger und Gerich, die Beziehung der 
Strafen wegen Forſt- und Feld frevel betreffend, 

Derjelbe veferivt den Inhalt der, über die vorliegende 
Motion erwachfenen Acten und trägt, geftüßt auf die, 
in dem Ausfchußberichte und der Beratbung der zweyten 
Kammer entwicelten, gegen ben Antrag der Herrn Pro— 
ponenten ſprechenden Grände, darauf am, benfelben, in 
Uebereinftimmung mit dem Befchluffe der zweyten Kam— 
mer, auf ſich beruhen zu Iaffen. 

Das Präfidium vertagt die Discuffion über dieſen 
Gegenſtand auf’ die gefegliche Zeit, und eröffnet 

Ill. die Berathung j 

1) über den Antrag des Abg. Herm Schenf aus 
Kelſterbach, auf Unterftüißung der Gemeinde 
Sinsheim am Rhein, wegen Anlage eines 
neuen und Erhöhung eines. ſchon vorhande- 
nen Dammes, und, ald. hierüber nichts bemerft wird, 

9) über den Antrag des Abg. Herren Knorr auf 
Unterfiüßung ber Behärftiaken Mitglieder 
ber fränzdfifhen Ehrenlegion in ber Pro— 
vinz Rheinbeffen. | 

Es bemerft Ä 

der Herr Frephers Niedefel: Der. Derr Propanent 
babe die hülfsbedürftige Lage mancher Mitglieder der 
Ehrenlegion gefchildert,, und bemerft, daß ein jährlicher 
Aufwand von 7 — 800 fl. hinreidhen werde, eine Klaffe 
von, achtungswerthen Staatsbürgern vor Mangel nnd. 
Noth zu ſchuͤtzen. Der vorkiegende Antrag. fey übrigens 
durch eine früher eingereichte, von der zwegten Kammer. 
zuruͤckgewieſene Petition ‚der Ehrenlegionärs ſelbſt ver- 
anfaßt worden. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die rhein— 
beffifchen Mitglieder der Ehrenlegion hätten, feiner Ans 
fiht nach, feinen größeren Anfpruch auf Unterfiägung, 
aus der Staatskaſſe, als die Invaliden in den dieſſeitigen 


*) Siehe Brylage CXX, 
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Provinzen, welche einer ſolchen Unterftügung nur dann 
theilbaftig würden, wenn fie. durch Wunden, dienfuns 
tauglich geworden feyen. Den Legionirs bloß deßhalb 
ans Stantöwstteln unter die Arme zu greifen, weil fie 
Legionaͤrs jeyen, ohue Ruͤckſicht, ob Wunden ihre Huͤlfs— 
loſigkeit veranlaßt haͤtten, wuͤrde eine, ſeiner Auſicht 
Be unbillige Beguͤuſtigung derjelben vor den dieffeitigen 
Invaliden enthalten. 

Des Heren Grafen zu Erbab- Schönberg Er— 
laucht: Ueber die Frage, ob die Ehreulegionärs. der 
Rheinprovinz, deren die Motion erwähne, ſich in dem 
felben Falle, wie die ISuvaliden der dieffeitigen Provinz 
zen, befänden, fey in den vorliegenden Acten nichts. Naͤ— 
berss, angegeben. Es fey aber dod wohl moͤglich, daß 
ihre tage die nämliche fen, und fie alfo in fo fern auf 
Unterſtuͤtzung Anfpruc zu machen, berechtigt erfchienen. 

Der Herr Freyherr yon Breidenitein: Sey das 
letztere der Fall, fo müffe für fie auch daffelbe eintreten, 
pas für die dieffeitigen Invaliden gelte, ohne daß ihre 
Dyalität als Ehrenlegionaͤrs fie zu befonderen Ansprüchen 
befäbige. Sie könnten alfo nur dann eine Unterſtuͤtzung 
des Staates mit Grund in Anfpruch nehmen, wenn fie 
durch Wunden dienftunfähig geworden feyen. Er glaube 
alfo, gegen den ganz allgemein gejtellten Antrag des 
Herrn Proponenten mit Recht jtimmen zu müffen. 

Des Heren Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Wenn den invaliden Ehrenlegionärg der Nheinprovinz 
eine befondere, den dieſſeitigen Suvaliden nicht zugleich 
zugewieſene Unterjtüsung zu Theil werde, fo werde den 
kegteren, abgefehen von den Anfprüchen der Billigfeit 
auf möglichjte Gleichſtellung der Staatsbürger in den 
drey Provinzen, dadurd) auch gleichfam eine Unterftügung 
entzogen, ein neuer Grund, welcher ihm gegen. Die. 
Motion zu fprechen fcheine. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Er- würde 
ben Anfichten des Herrn Grafen zu Solms-Laubach und 
des Herrn Freyherrn von Breidenftein beyſtimmen, wenıt 
die Boransfeßung derfelben, daß es fich bier nur um 
eine Unterſtuͤtzung huͤlfsbeduͤrftiger invalider Militärs 
handle, gegründet wäre. Der Orden der Ehrenlegion 
fey aber nicht bloß für Friegerifche, fondern uͤberhaupt 
für alle Verdienſte um den Staat geftiftet und gegeben 
sorden. Es gebe nun allerdings in NRheinheffen eine 
große, durch die Entziehuug der, mit dem Orden ber 


renlegion verbundenen Einkünfte in Noth werfekte An— 
zahl Militärs, aber es eriftirten außerdem noch viele ans 
dere Individuen, welche ehemals in franzöfifhen Dienften 
gejtanden hätten, und welchen zu Befriedigung. der. notb- 
wendigiten Lebensbeduͤrfniſſe nur ein geringes, fir nicht 
militariihe Dienjte angewiefenes Einfonmen zu Gebote 
ſtehe. Der Antrag des. Herren Propoitenten fen ganz all 
gemein geftellt, umfaffe alfo beyde Arten der Ehrenlegios 
-närs und bezwede demnach nicht geradezu die ſpecielle 
Unterſtuͤtzung eines Theiles der Invaliden im Großher— 
zogthume, . jondern einer Klaſſe von, Hülfsbevürftiger:, 
bey welcher e8 nur als etwas Zufälliges angefeben wer⸗ 
den koͤnne, daß ihre Mitglieder theilweiſe in die States 
gorie militärischer Invaliden zu ſetzen ſeyen. So wie 
jeder, die Unterjtüßung wahrhaft nothleidender Klaffen 
oder Individuen bezweckender Antrag an die Stände auf: 
feine Etimme zählen dürfe, fg. muͤſſe er auch bier bes 
dauern, daß im Budget für jenen Zweck überhaupt nur 
4000 fl. bewillige ſeyen. Er erfenne allerdings die Rich- 
tigkeit der Anjicht, daß die rheinheſſiſchen Ehrenlegtonäre, 
went fie den Drden als Militärs erworben, hätten, Feine 
BDegünftigung vor den Legionaͤrs der übrigen Provinzen 
verdienten, und glaube deßhalb, da man auch in dem 
dieffeitigen Provinzen huͤlfsbeduͤrftige GTteder der Ehrenz, 
fegion finden werde, daß eine Empfehlung des Gegens 
ftandes der. vorliegenden Motion an die Staatöregierung 
nr, wenn Diefelbe auf das ganze Großherzogthum aus: 
gedehnt werde, zu billigen fey. Er fünne uͤbrigens dem. 
Beichluffe der zweyten Kammer, jo wie er vorliege, auch 
‚went derfelbe auf das ganze Großherzogthum ausgedehnt 
werde, eben jo wenig, als, dem Antrage des Herrn Pro— 
ponenten fd, wie er geftellt fey, unbedingt beytreten. Die 
zweyte Kammer. habe. nämlich die bedirftigen Ehrenlegio— 
naͤrs der Staatsregierung nur allgemein, und ohne Ver: 
willigung eines: beftimmten Eredits, zur Beruͤckſichtigung 
empfohlen, E8 frage fich, aber, aus welchen Mitten 
Hülfe geleiftet werden koͤnne. Wolle man den, zur. Uns 
terſtuͤzung Notbleidender beftimmten Fond zu dem frag- 
lichen Zwecke verwenden, fo werde ein unverhaͤltnißmaͤßig 
großer Theil der verwilligten 4000 fl, der Provinz 
Rheinheffen zu Gute kommen. Er trage deßhalb darauf 
an, die hohe Kammer möge dem, über die Größe der 
Unterftüßungen fich beftimmt ausfprechenden Antrage des 
Herrn: Proponenten, aber mit Ertenfion auf das ganze 
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Großherzogthum Folge geben, und zugleich eine Erhoͤ⸗ 
bung ber, für die Unterftügung Nothleidender im Bud— 
get verwilligten Simme in dem Deanfe befchliefen;, in 
welchem das Beduͤrfniß, nad) dem Ermefjen der Staats: 
regierung, Diefelbe erforderlich mache. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Gegen den Antrag 
des Herrn Proponenten, fo wie er geftellt fey, muͤſſe er 
nur bemerken, daß uicht bey allen bülfsbedürftigen Mit— 
gliedern der Ehrenlegion die Noth gleich groß, und, es 
daher. beffer fey, die Unterjtüägungen nicht im ı gleicher 
Summe, jondern nur nach Maasgabe des Beduͤrſniſſes 
zu verivilligen, In dem Ausſchußberichte zweyter Ram— 
mer ſey Übrigens bemerft, daß die Petenten ihren Dt- 
densgebalt bis jest noch nicht als. Gnadenfache in An— 
ſpruch genommen hätten, und daß es daher zweifelhaft 
erfcheine, ob ihnen eine Unterftügung im Gimme des 
Herrn Proppnenten willkommen feyn werde, Wolle man 
indeffen dem Antrage Folge geben, fo fünnten tie noͤ— 
thigen Summen wohl am beiten aus den Guadenpen⸗ 
fionsfonds enfnommen werden. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Sein Bor: 
fchlag babe fih nur auf wirklich nothleidende Mitglieder 
der Ehrenlegion, für welche eine Unterſtuͤtzung allein 
paflend ſey, bezogen. Habe man Grund zu fürchten, 
die fo veranlaßte Ausgabe möge, bedeutend werden, fo 
fönne man der Staatsregierung einen beftimmten Gredit 
bis zu einer gewiſſen Summe verwilligen, und auf diefe 
Weiſe verhüten, daß die fraglichen Unterſtuͤtzungen eine, 
den Kräften des Landes nicht mehr augemeſſene Höhe 
erreichten. | 

Der Hort Freyherr von Breidenftein: Einem 
Antrage auf Unterftügung wirklich Nothleidender, fo: 
fern derfelbe auf das ganze Land ausgedehnt werde, 
ertbeile er gerne feine Zuftimmung. Ein Befchluß wie 
der, der zweyten Kammer, welcher zur Berüdfichtigung 
empfehle, ohne einen Gredit zur verwilligen, werde wohl 
allerdings erfolglos ſeyn. Beſſer erfcheine es, feiner 
Anficht na), wenn man die Staatsregierung erfuchen 
wolle, fie möge die, für die Unterftigung der einzelnen 
hüffsbebürftigen KLegionärs in dem ganzen Großherzog— 
tbume nöthigen Summen in der laufenden Finanzperiode 
beftimmen, und den Stänven auf dem nächften Yandtage 
zur Berwilligung vorlegen, um denjelben fo von dent 
Beduͤrfniſſe dar ben fraglichen Gegenftand wenigſtens 
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eine feſte Anficht zit Heben, mittlerweile aber, ſo viel 
fie Dieß ohne befondere Verwilligung zu thun im Etande 
ſey, Maaßregeln ergreifen, um den Zuftand der Hilfss 
bedürftigen Legionaͤre zu verbejjerm 

Des Herren Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Wenn die Noth wirklich fo ‚bedeutend fey, wie 
fie der Herr Proponent gefchilvert habe, fo werde man 
die wirffamjten Maaßregeln, ihr abzuhelfen, nicht bie 
zum naͤchſten Landtage verfchieben duͤrfen. 

Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Er 
laucht: In Uebereinſtimmung mit dieſer Anſicht ——— 
auch er fuͤr eine gleichbaldige Creditbewilligung. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Sein 
Vorſchlag ſcheine ihm noch immer der empfehlenswer—⸗ 
theſte. as die von dem Herrn Grafen zu Solms-Roͤ—⸗ 
belheim Dagegen gemachte Bemerkung betreffe, fb werde ſchon 
die bloße fichere Ausficht auf eine nahe Uinterjtügung die 
Nothleidenden kinſtweilen beruhigen, und es werde bas 
bey dem fändifchen Bewilligüngsrechte nicht der mindefte 
Eintrag gefchehen: ur , 

Der Herr Freyherr Niedefel: Die hulfsbebärftis 
gen Legionärs in Rheinheſſen feyen meiſt ehemalige Uns 
terofficiere oder Soldaten, ohne Wwiffenfchaftliche Bils 
dung, und zu Eörperlicher Arbeit nicht mehr zu gebratts 
en Ihre Hälfsbedurftige Lage ſey alfb Leicht erflärs 
[ 


Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion und eröffnet 

3.) die sg eng Di bie Propoſition ber Staates 
regierung, und den Antrag des Abg. Herrn Kertell, 
die Errichtung eines Juſtizgebaͤudes in Mainz 
und die Einrichtung der Öefängniffe daſelbſt 
betreffend, | Ä i 

"Ueber dieſen Gegenftand fo wie 

4.) über den Antrag ded Abgeordnete Herrn Breis 
mer, auf Derftellung des Neckarufers oberhalb 
Hirfhhorn, aus Großherzoglicher Flußbau— 
kaſſe erfolgt keine Bemerkung. 

Bey der | 

5.) tiber den Antrag des Abgeordneten Herrn Ks 
nig, ben Hoͤchſter Klofterfonds betreffend, eroͤffne— 
ten Berathung bemerkt 

bes Herrn Grafen gu Erbach-Schoͤnberg Ers 
laucht: Die bierbey betheiligten Standesherren und ihre 
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Verwaltungsbehoͤrde gegen den, durch nichts begrändeten 
Butsop des Ang. Heren König rechtfertigen zu follen,, dazu 
koͤnne er ſich nicht berufen fühlen... Unberührt duͤrfe er 
indeflen zwey, von dem Herrn Antragiteller in der Dies 
enffion gemachte Behauptungen nicht laſſen; nämlich : 

1008 fl. aus dem Kloſterfonds für den Fuͤr⸗ 


ften von Loͤwenſtein ins Ausland. gingen, wo fie zu 


fremden Zwecken verwendet wurden, Dieß ſey ungegruͤn⸗ 
det, fo wie. . * — 

2. die andere Behauptung, daß bie Rechnungen 
über ‚diefen Sonde jeit 1818 nicht-zevidirt und abgehört 
worden jeyen. Dem Herrn Antragfieller könne er. zur 
Beruhigung Tagen, daß bie Rechnungen alle geſtellt 
ſeyen, und gehörig ‚repidirt würden; und daß bey ber 
unausgefegten Thätigfeit der Verwaltungsbehoͤrden in 
der Kürze auch die neuelten abgehört feyn werden. 
ESs ſey fehr zu wuͤnſchen gewefen, daß ber Abg. Herr 
König, und insbefondere Jene, von welchen er zu dieſem 
Antrage veranlagt worden fey, ſich erſt ganz zuverläflige 
Pentizen verichafft hätten. Ferner koͤnne er vie Bemer⸗ 
ung nicht unterdräden, daß es ihm nicht wohl begreif> 
lich fey, aus welcher Abficht es dem Herrn Berichtsers 

atter der verehrlidhen zweyten Kammer beliebt habe, 
n.bie Alteften. Zeiten zurücdzugehen, und ſich ale Mühe 
au geben,.bie frühere Verwaltung mit recht grellen Far⸗ 

en zu ſchildern. Es gehöre dieß nicht hierher, und 
fey durchaus zwecklos, denn wem koͤnne es wohl eins 
fallen, die jegige Verwaltung für die längft vergangene 
Zeit zur Berantwortung ziehen zu wollen. 
* ‚Au den ‚Referent diefer hohen Kammer habe übris 
gend über. diefe Gegenftände fo ausführlich berichtet, 
und fie fo vieljeitig beleuchtet, daß er. fi) den Vorwurf 
machen müffe, ſchon zu lange dabey verweilt zu haben. 
Dh ein Grund zu dem Befchluffe ber verehrlichen zwey⸗ 
ten Kammer vorhanden ſey, fünne er nur dem Ermeſſen 
diefer hohen Kammer überlaffen, wobey er ſich aber Ju 
bemerfen erlaube, daß ihm eine, durch die Staatsbehoͤrde 
vorzunehmende Reviſion der Rechnungen um deßwillen 
unangenehm feyn würde, weil eine dazu ‚beauftragte 
Commiſſion feine unbedeutenden Koften verurfachen müßte, 
die dem, durdy Steuern ohnehin fo bedrängten Fonds 
zur Laſt fallen, und den Huͤlfsbeduͤrftigen noch mehr ent- 
ziehen würden, | 

;. Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt 
das Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 
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6.) die Berathung ber die Proppfition der Staates 
‚ tegierung, anf VBerwilligung von 105000 fl. zw 
a einer Landrathswohnung in Buße 
ach. 
Es bemerkt | J z 
der Herr Freyherr Riedeſel: Durd eine Geneh— 
Mmigung der vorliegenden Propofition müffe zwifchen dem 
Landrathe zu. Butzbach und den übrigen Landräthen eine 
bedeutende Ungleichheit entfteben, indem den Landraͤthen 
regelmäßig 150 fh für die Miethe ihrer Wohnungen vers 
williget feyen, das zur Landrathswohnung in Butzbach 
beſtimmte Kapital aber; nur zu 4 Procent ausgeliehen , 
jahrlich 400 fl. ertrage, | 
Der Herr Kanzler Arens: Er koͤnne bey Belegen- 
heit der vorliegenden Motion die Bemerkung nicht uns 
terdrüden, daß man im Allgemeinen für Yandräthe ſo⸗ 
wohl, als Landrichter, wünfchen müfle, es könnten ihr 
nen ‚Öffentliche, dazu beitimmte Gebäude al8 Wohnung, 
oder doch wenigſtens ald Gerichtslvtal angewiefen wer—⸗ 
den, indem ber jetzige Auſenthalt diefer Behörden - fehr 
haͤufig der Würde des wichtigen Amtes, was von ihnen 
befleidet werde, keineswegs entfpreche, | 
Der Herr Freyherr Niedefel: ebenfalls würde 
man folche Gebäude mit Heringeren, als den in der vors 
liegenden Propofition genannten Köften aufführen koͤn⸗ 
nen. Denn went er auch den Bau der Landrathswoh— 
nung in Butzbach im Allgenteinen als nothivendig ers 
fenne, fo fehe er doch feinen Grund ein, weßhalb die 
felbe einen fo großen Umfang, wie der, von der Staatd- 
regierung profectirte fey, erhalten muͤſſe. Wolle man 
in gleichem Maasſtabe fortfahren, fo werde die Errich⸗ 
tung fämmtlicher Landrathswohnungen im Großherzogs 
thume eine fehr bedeutende Summe foften: 
Bey der hierauf | 
7) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Schwarz 
auf Anlegung von Ortsholzmagazinen, fo wie 
 8J über das Geſuch der Öemeinde Auerbad, 
bie Regulirung des Ruhegehalts des Schult— 
heißen Traißer daſelbſt betreffeitd, eröfftteten Dies 
cuſſion erfolgt Feine Bemerkung. 
Bey der hierauf 
9.) folgenden Berathung über der Antrag des Abs 
geordneten Herrn Braunwart, den Ankauf der zum 
Wegbaue erforderlihen Steine aus den herr— 


Protokoll LIV. von 5ten May 1827. 129. 


ſchaftlichen Brüben von Seiten der Gemein— 
den betreffend bemerft 

ber Herr Freyberr Riedefel: Er fönne mit dem 
Antrage des Herrn Proponenten, ſo wie mit dem, ſich darauf 
beziehenden Befihluffe der zweyten Kammer, nicht ganz 
übereinftimmen. Die Staatsregierung muͤſſe, wenn fie 
Steinbrücde bebürfe, bdiefelben oft mit großen Koſten 
faufen. Wolle man den Gemeinden erlauben, für deu 
Brecherlohn aus diefen Brücden Steine zu holen, fo 
koͤnnten diefelben leicht verdorben oder vwerjchüttet wer— 
ben, während der Staatsregierung, bey zweckmaͤßiger 
Benutzung aufferdem ein viel laͤngerer Gebrauch moͤglich 
ſeyn wuͤrde. Man ſolle deßhalb vermeiden, der Chauſſee— 
baukaſſe, welche ohnehin ſchon ſo ſehr belaſtet ſey, neue 
Laſten —— 

Der Herr Praͤlat Schmidt: Die vorliegende Mo— 
tion ſey durch ein einzelnes, in den ‚Arten enthaltenes 
Faftum eines Verfaufes von Gteinen aus berrfchafts 
lichen Brüchen an eine Gemeinde um einen hoher Preiß 
veranlaßt worden, ein Faktum, weldhes, wie der Aus— 
fchußbericht zweyter Kammer felbjt bemerfe, nicht eins 
mal zur Kenntniß der Staatsregierung gelangt fey. 

Darin liege alfo ein Grund mehr, der Motion des 
Herru Proponenten feine Folge zu geben. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Ers 
laut: Die Staatsregierung jtche im vorliegenden Falle 
ganz im Verhältniffe eines Privatmannes. Sie habe in 
feiner Gegend die Steine an Gemeinden auch um den 
Brecherlohn, welcher dort 5 fl. betrage, verwilligt. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Auch er 
fey der Anfiht, dag man die Motion auf fid beruben 
laffen müffe, indem diefelbe im Grunde nicht anders, 
als eine Unterftügung des Gemeindewegbaues aus Staats— 
mitteln bezwede, und eine Unterftägung Einzelner, auf 
Koften des Staates, mit den Grundfägen, welchen 
Staatsregierung und Stände jederzeit gehuldigt hätten, 
unvereinbar fey. Wenn nämlich die Regierung Steine, 
welche fie um einen beftimmten Preiß an die Gemeinden 
verfaufen fünne, denſelben um einen billigeren Preiß 
überlaffe, fo ſey dieß nur als ein, den Iesteren auf 
Staatsfoften gemachtes, und fümmtlichen Steuerpflich— 
tigen zur Laft fallendes Gefchenf anzufehen. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo ſchließt 
das Prafibium diefe Discuſſion, und eräffnet 
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10.) die Berathung über den Antrag des Abgeorbs 
neten Herrn Kertell, die hohe Staatsregierung in den 
Stand zu fegen, das Mainzer Seminarium durd 
mehrere, auf Koften des Staates zu erthei— 
(ende Freypläße zu unterftügen. 

Es bemerft 

der Herr Prälat Schmidt: Der Antrag der Auss 
fchitffe enthalte den Ausdruf „nah Befund zu berücs 
fichtigen‘’ und diefer Ausdrud bedürfe einer Fleinen Ers 
läuterung. — Weder der Referent tes Ausfchufles erfter 
- Kammer, noch die mehriten andern Ausichußmitglieder 
hätten das Mainzer Seminarium näher gefannt. Sie 
bätten daher die Beurtheilung, ob diefe Anjtalt Teifte, 
was fie folle, ver Staatsregierung überlaffen, und nur 
auf den Fall, daß das Urtbeif für die genannte Anftalt 
günftig ausfalle, die Motion des Herrn Proponenten 
zur Beruͤckſichtigung empfohlen. Uebrigens würde, nad) 
dem wos die Außfchußberichte beyder Kammern darüber 
bemerkt hätten, ber Antrag des Herrn Proponenten, 
und die demfelben günftigen Befchlüffe der Kammern, 
hoͤchſtens fo lange ihre Wirkſamkeit Auffern können, ale 
der bifchöffiiche Stuhl in Mainz unbefegt fey. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fchließt 
das Präfidium die Discufion und veranlaßt 

IV. die Abftimmung 

1) über den Voranfhlag der Staatdein 
nahmen aus den Domänen und Regalien für 
die Jahre 1827 big 1829. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Erflärt fih die Kammer mit den, zu dem Borans 
fhlage der Staatseinnahmen aus den Domänen 
und Regalien von der zweyten Kammer gefaßten 
Befhlüffen einverftanden? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. 
9.) über den Entwurf des Finanzgefeges für 
die Kinanzperiode von 1827 big 1829. 

Das Prafidium ftellt folgende Fragen: 

a.) Nimmt die Kammer, nad dem Antrage ihres 
Ausfhuffes, den $. 1, 2 und 3 des Finanzgefeßeg, 
mit den Modiftcationen und Zuſaͤtzen an, welche 
von der zweyten Kammer dazu votirt worden find? 

die Kammer beantwortet diefe Frage einſtimmig mit Ja. 

b.) Will Die Kammer den $. 4 des Gefekes, und den 
Nachtrag zu dem Gefete vom 6. März 1824 mit 


Protokoll LIV. vom 5ten May 1827. 131 


den, von der: zweyten Kammer dazu votirten Zus 
fägen und Modificationen annehmen ? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

c.) Iſt die Kammer ber Meinung, dap bas, was ber 
S. 4 des Nachtrages, in Beziehung auf den zu Effi 
werdenden Wein und Brantwein verordnet, au 
auf das, zu Effig werdende Bier Anwendung fin» 
den möge? 

Bier Stimmen bejahen, 8 Stimmen bagegen vers 
einen dieſe Frage. | 

d.) Nimmt die Kammer ben $. 5 des Finanzgefeged an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

e.) Erklärt fi) die Kammer auch mit dem, von der 
zwepten Kammer zu dieſem Sen gefaßten Befchluffe: 
Daß Jedem ein felbft gemäfteted Schwein zur häuss 
u Sonfumtion freygelaſſen werbe, einverflans 
en? 

Diefe Frage wird mit 9 gegen 3 Stimmen verneinend 
beantwortet. 

£.) Iſt die Kammer der Meinung, daß von den Och⸗ 
fen in der erften Klaffe, Statt 5 fl., 5 fl. 30 fr. 

| als Schlachtaccife erhoben werden möge? 
Diefe Frage wird —— bejaht. 

g.) Iſt die Kammer mit den übrigen, von ber zwey⸗ 
ten Kammer zu diefem $. befchloffenen Zufägen eins 
verftanden ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

h.) Ertheilt die Kammer dem $. 6 bed Geſetzesent—⸗ 
wurfes, fo wie den dazu von der zweyten Kam 
mer befchloffenen Zufägen, ihre Zuftimmung ? 

Diefe gras wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

i.) Soll die zweyte Kammer eingeladen werden, aud) 
in Beziehung auf die 25 Er. Singangsgebühr, 
welche unter gewiffen Borausfegungen von dem, in der 
Provinz Oberheſſen eingeführt werdenden gradirten 
ausländifchen Salze erhoben werden follen, auss 

druͤcklich zu befchließen , daß auch diefe, gleich den, 
von dem nicht gradirten Salze zu erhebenden 50 fr. 
auf Rechnung der, von der Provinz Oberheflen zu 
entrichtenden Averfionalfunmne von 70,000 fl. ers 
hoben werden follen? 

3 Stimmen bejahen, 9 Stimmen dagegen verneinen 

diefe Frage. 

k.) Wil die Kammer den $. 7, und s. dazu von 

2 
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der zweyten Kammer befchloffenen Zuſaͤtzen, ihre 
Zuftimmung ertheilen? 
Diefe — wird einſtimmig bejaht. | 

1.) Ertbeilt die Kammer dem $. 8 bes Gefeked, dem 
Dazu gehörenden Zarife, und ben, in Beziehung 
auf beyde von der zweyten Kammer gefaßten Be; 
fhluffen ihre Zuftimmung ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. F 

m.) Will indeſſen die Kammer, die, in dem Berichte 
ihres Ausſchuſſes und bey der Berathung vorgebrach⸗ 
ten Bemerkungen der zweyten Kammer zur Beruͤck⸗ 
fihtigung nnd Zuftimmung empfehlen? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

n.) Erflärt fich die Kammer mit den $.$. 9, 10 und 
11, fo wie mit dem, was hierzu von der zweyten 
Kammer befchloffen worden ift, einverfianden? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

0.) Nimmt die Kammer den erjten und zweyten Abs 
fat bed 12ten Sen des Gefetesentwurfes fo, wie er 
von der Staatöregierung a worden ift, an? 

Pier Stinmen verneinen, 8 Stimmen dagegen bes 
jahen diefe Frage, 

p.) Nimmt die Kammer den dritten Abſatz des S. 12, 
anfangend mit den Worten „auch follen’ in der 
Art, wie er von ber zweyten Kammer mit Genehs 
migung ded Herrn Regierungscommiffärg , beſchlos⸗ 
fen worben ift, an? | Ä 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

g.) Sol die Staatsregierung, in Uebereinftimmung 
mit dem Befchluffe der zweyten Kammer, erfucht 
werben, Ueberfchreitungen ver, für beftimmte Rus 
brifen bewilligten Summen nur in Fällen dringen, 
der Nothwendigkeit eintreten zu laffen ? 

6 Stimmen bejahben, und 6 Stimmen verneinen 
diefe Frage. 

r.) Beabfichtigt die Kammer die Annahme des Finanzs 
gefese® davon abhängig zu machen, daß die zweyte 

ammer ben verjchiedenen Befchlüffen, die fie ihr 
in — auf jenes Geſetz mittheilen wird, bey⸗ 


ſtimme 
Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. 
s.) Will die Kammer in dem Falle, daß die zweyte 
Kammer ihrem Befchluffe über den $. 12 nicht beys 
treten follte, der Staatsregierung durch eine Adrefle 
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zu erfennen geben, daß ſie die Anfichten jener Kam⸗ 
mer nicht theile? 

Diefe Frage wird mit 9 gegen 3 Stimmen bejaht, und 
das Präfivium erklärt die Sigung für aufgehoben. 
Beglaubigt: 


Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. © Wreden. 
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Fünf und fünfzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 7ten May 1827. 


VV— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 


Anweſend: 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht. 
Der Herr Freyherr Riedeſel. Der Herr Geheime 
Staatsratb von Wreden. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
wirfliche Geheime Rath Freyberr von Wiefen- 
hbütten. Der Herr Freyherr von Breidenftein. 


Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung der 
Protokolle der Sigungen vom 30. April und 5. May, 
fo wie ein, auf den Vortrag Sr. Ercellenz des Herrn Fis 
nanzminifters, die Finanzverwaltung in ben Jahren 
1821 bis 1823 betreffend, fich beziehendes Communicat 
an die zweyte Kammer, fordert 

I. das Präfidium zu Erftattung der, anf der Tas 
gesordnung verzeichneten Vorträge auf. 

E83 referirt demnach 

1) der Herr Freyherr Niedefel, im Namen des erften 
Ausſchuſſes, über den, Die Befteuerung der Pfarr 
und Schulbefoldungsgüter betreffenden Gefebed- 
entiwurf. *) | 


*) Siehe Beylage CXXI. 
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2) der Herr Geheime Staatsrath von Wreben, Nas 
mens des dritten Ausjchuffes, über den Antrag des Abs 
geordneten Herrn von Bibra, die Deportation der 
Hauptverbreder betreffend. *) 

3) der Herr Prälat Schmidt, im Namen des dritten 
Ausſchuſſes, Aber den Antrag des Abg. Herrn König, 
die Waldfhpügen inden Communalwaldungen 
betreffend. **) - 

Das Präfidium vertagt die Discuſſion über biefe 
Gegenſtaͤnde auf die gefegliche Zeit, und eröffnet 

II. die Berathung | 

4) über den Antrag der Abgeordneten Herrn Glaß, 
Staudinger und Gerich, den Bezug der Strafen 
wegen Forſt- und Feldfreveln betreffend. 

Es bemerft . 

der Herr Freyherr Niedefel: Die Gemeinden koͤnn⸗ 
ten die Strafen aus Forſt- und Feldfreveln ſchon um 
befwillen nicht beziehen, weil ein folder Bezug durch 
das Recht der Gerichtsherrlichfeit bedingt erfcheine. Nur 
ausnahmsmweife fey ihnen derfeibe bey. Feldfreveln ganz 
oder theifmeife geitattet, und. dich .fege dann immer bie 
Ausibung der Feldgerichtsbarfeit voraus, welche regel- 
* keineswegs unter die Befugniſſe der Gemeinden 
gehoͤre. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Dieſer ſchon in dem Ausſchußberichte zweyter 
Kammer hervorgehobene Umſtand, euthalte allein Grund 
genug, dem Antrage der Herrn Proponenten feine Folge 
zu geben. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion und eröffnet 

DD die Beratbung über die Anträge der Abgeordneten 
Herrn Elwert, Mahlerwein und. Zimmer 

a) auf Vorlegung eines Geſetzesentwurfes 
über die Verwaltung und Auslieferung bes 
Vermögens Abwefender. 

b) auf verbefferte gefeglihe Beſtimmungen 
über bag Hypothefen- und Pupillarwefen in 
Rheinheffen. 

c) auf Befhränfung der Competenz der 


*) Siehe Beylage CXXIT. 
**) Siehe Beylage CXXIII. 
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Landgerichte im Eheſcheidungsſachen, und 
Ueberweiſung derſelben an die Hofgerichte. 

Da hieruͤber feine Bemerkung erfolgt, fo geht das 
Praͤſidium über 

3) zur Berathung über den Antrag des Abg. Herrn 
Mayer, die Staatsregierung zu erjfuden, 
ben Ständen noch auf diefem Tandtage ein, 
einen integrirenden Theil des Finanzgeſe— 
Bes binfichtlich der indirecten Abgaben bil; 
dendes Strafgefeg, für Vergehen gegen 
biefe indirecte Abgaben vorzulegen. 

Es bemerft 

bes Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Allerdings bezwecke, wie der Ausichußbericht diefer hohen 
Kammer bemerft habe, der vorliegende Antrag, indem er 
ein Strafgefeg für Vergehen gegen die indirecten Auflas 
egefege verlange, welches einen integrirenden Theil des 
—————— bilden ſolle, eine Verletzung der Rechte 
dieſer hohen Kammer. Da indeſſen in den Text des, 
auf Die Motion des Herrn Proponenten gefaßten Bes 
fhluffes zweyter Karmier der Sat: „einen integris 
renden Theil des Rinanzgefeßes bildendes“ 
nicht aufgenommen, fondern nur im Allgemeinen auf die 
Borlage eines Gefeged angetragen fey, fo werde, wer 
nigftens in diefer Beziehung, gegen den fraglichen Bes 
ſchluß nichts eingervendet werben Finnen. 

Der Herr Kanzler Arens: Es frage fih um fo 
mehr, ob die zwente Kammer die Worte: „einen ins 
tegrirenden Theil des Finanzgeſetzes bil 
dendes“ abfichtlich weggelaffen habe, als diefelben in 
den Anträgen des Ausichufberichtes zweyter Kammer 
noch jederzeit enthalten ſeyen. Ä 

Der Herr Freyherr von Breidenflein: Aller« 
dings fcheine die Frage, ob die erwähnten Worte abs 
fichtlich weggelaflen feyen, fehr zweifelhaft. Indeſſen 
werde man, da diefelben nun auch nicht in Die, an Des 
Großherzog Königliche Hoheit in Beziehung auf Das 
Sinanggefei zu richtende Adreſſe aufgenommen werben 
önnten, nicht nöthig haben, den fraglichen Punkt ale 
Präjudiciafpunft zu erörtern. Die Refervation, welche 
der, auf dem vorigen Landtage uͤberreichten Adreſſe ein- 
gerüdt worden fey, werde zur Mahrung der Nechte der 
erften Kammer in biefer Beziehung vollfommen genügen. 
Erfolge nämlidy die Borlage bed, von der zweyten Kam⸗ 
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mer erbetenen Strafgeſetzes wirflich, und zwar, wie bey 
“ mehreren anderen, mit dem Finanzgefeße in viel inniges 
rem Zufammenhange ftehenden Gefegen, vielleicht feparat 
von demfelben, fo werde das Strafgeſetz auch befonders. 
berathen und behandelt werden. Geſchehe die Vorlage 
aber zugleich mit dem Finanzgefete, ald Theil deſſelben, 
fo erneuere fi die alte Frage, und die erfte Kammer 
behaupte, wie ſchon früher, ihre verfaffungsmäßigen Rechte. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erkaucht: 
Auch er glaube, in Uebereinjtimmung mit der Anficht des 
Herrn Freyherrn von Breidenitein, daß man die Wahs 
rung der Nechte der erften Kammer im vorliegenden 
Falle bis auf deu Zeitpunkt der Vorlage des Geſetzes 
felbft verfchieben koͤnne. | 

Der Herr Kanzler Arens: Obgleich ber Sinn bed 
sub b über: den Antrag des Heren Proponenten gefaßten 
Befchluffes zweyter Kammer zweifelhaft erjcheine; fo ſey 
er doch, aus den, von bem Herrn Freyherrn von Brei 
denftein entwickelten Gründen, ebenfalld der Meinung, 
dag man von einer Ablehnung des fraglichen Befchluffes 
um des, zwifchen beyden Kammern beitrittenen Punktes 
willen, abftrabiren, und in die Frage felbft eingehen 
könne, in wieweit dem Antrage des Herren Proponentent 
Folge zu geben fey. In diefer Beziehung fen feine An—⸗ 
fiht folgende: Die Strafen wegen Berlegung der Auf— 
Fagegefeße feyen nur Mittel zu Handhabung und Volk 
firefung verfelben. Sobald die, diefen Strafen zu 
Grunde liegenden Hauptgrundſaͤtze und bie wichtigften 
der Strafen fekbft, ihr Marimum, den Ständen vorges 
legt, und von ihnen genehmigt feyen, bleibe der Staatd- 
regierung,, nach Artikel 73 der Verfaffungsurfunde, die 
Anwendung der Hauptgrundfäße auf die einzelnen Fälle, 
die Anordnung der Strafen innerhalb der, mit Ueber: 
einftimmung der Stände gezogenen Gränzen auf regles 
mentärem Wege, überfaflen. Die Bereinigung der 
Staatsregierung und der Stände, über die Grundfäße 
bey Feitfeßung der Strafen, wegen Verlegung der, die 
indireeten Auflagen betreffenden Geſetze fey auf dem vo— 
rigen Zandtage bereits erfolgt, ben verfaflungsmäßigen 
Rechten der Stände alfo vollfommen Genuͤge geleiftet. 

Wolle man eine, der feinigen entgegengefeßte Anficht 
als die richtige erfennen, fo werde-man, confequenter- 
weife, den Ständen das Recht einräumen müffen, auch 
für die vielen, zu Ausführung eines jeden Gefeßes noth- 
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wendigen, reglementären Anordnungen, burch welche 
bie Freyheit ver Einzelnen oft fehr bedeutend befchränft 
werde, Aufnahme in das Finanzgefeg und Vorlage zur 
ſtaͤndiſchen Genehmigung zu verlangen. 

Die hohe Kanımer werde alfo dem Antrage des 
Herrn Proponenten, und ben fih darauf beziehenden 
Beichlüffen zwegter Kammer, ihre Zuftimmiung nicht ers 
theilen können. Etwas anders ſey es, wenn die Stände 
etwa mit den, den Strafen ber Vergehen gegen die Ge- 
fee wegen ber indirecten Auflagen zu Grunde liegenden 
Principien übereinzuftimmen aufgehört hätten. In dies 
ſem Falle erfcheine das Geſuch um Bbrlage eines neuen 
Strafgefeged, in dem oben bezeichneten Sinne, volls 
fommen gegründet, nnd nur in diefem, aber in feinem 
anderen alle, werte die Staatsregierung einer ſtaͤndi— 
fchen Petition über einen Gegenitand, wie dem vorlies 
genden, ihre Zuftimmung ertheilen Tonnen, 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Praͤſidium die Discuffion, und veranlaßt 
ILIII. die Abftinmung 

41.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Schenf 
aus Kelfterbahb auf Unterffüßung der Gcmeinde 
Ginsheim am Rhein, wegen Anlage eines 
neuen, und Erhöhung eines ſchon vorhande— 
nen Damme, durch Vorlegung der Frage: 

Wil die Kammer, nad dem Antrage ihres Ausſchus— 
ſes, dem Befchluffe der zweyten Kammer, daß dent 
Antrage Folge zu geben jey, beyitimmen ? 

welche die Kammer einjtimmig mit Ja beantwortet. 

2.) über des Antrag ded Abgeordneten Herrn Knorr, 
anf Unterſtuͤtzung der bedürftigfien Mitglie— 
der der franzöfifhen Ehrenlegion in der 
Provinz Rheinheſſen. 

Das Praͤſidium ftellt folgende Fragen : 

a.) Will die Kammer dem Antrage bed Herrn Pro- 

ponenten in der Art, wie er gejtellt ift, Folge 
eben ? 
Die Kanmer verneint diefe Frage einftimmig. 

b.) Tritt die Kammer, nad) dem, in var Ausſchuß⸗ 
berichte geſtellten Antrage, dem Beſchluſſe der zwey⸗ 
ten Kammer bey? 

Dieſe Egpe wird mit 9 gegen 1 Stimme verneint. 

c.) Soll die Großherzogliche Staatsregierung erfucht 

werben, fie möge die, für die Unterſtuͤtzung der 
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einzelnen huͤlfsbeduͤrftigen Legiondrd in dem ganzen 

— — noͤthigen Summen in der laufen⸗ 

den Finanzperiode beſtimmen, und den Staͤnden auf 

dem naͤchſten Landtage zur Verwilligung vorlegen, 
um denſelben fo von dem Beduͤrfniſſe für den frag— 
fihen Gegenftand., wenigſtens eine feſte Anficht zu 
eben, mittlerweile aber, fo weit fie dieſes ohne bes 
onbere Berwilligung zu thun im Stande ſey, Mans: 
regeln ergreifen, um den Zuftand der huͤlfsbeduͤrf⸗ 
tigen Legionaͤrs zu verbeſſern? 
Zwey Stimmen bejaben, 7 Stimmen dagegen vers 
neinen diefe Frage. 

d.) Will die Kammer dem, über die Größe ber Una 

terſtuͤtzungen fich beitimmt ausfprechenden Antrage 
bes Abgeordneten Herrn Knorr, unter Ertenfion 
auf das ganze Großherzogthum, Folge geben, und 
zugleich eine Erhöhung der, für die Unterftußung 

Nothleidender im Budget verwilligteen Sunme in 

dem Maaße befchlieffen, in welchem das Bebürfniß, 

nady dem Ermeſſen der Staatsregierung, dieſelbe 
erforderlich macht? | 
Diefe Frage wird mit 5 gegen 4 Stimmen verneint. 

3) über die Propofition der Großherzogl. Staats⸗ 
segterung bie Erridtung eines Juſtizgebaͤudes 
zu Mainz, und den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Kertel die Mainzer Gefängniffe betreffend. 
Dirie von. dem Präfidium geftellte Frage: 

Ertbeilt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus 
fchufles, dem Befchluffe der zweyten Kammer ihre 

Zuſtimmung? 

wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

4.) über ben Antrag des Abgeordneten Herrn Brei⸗ 
mer auf Derftellung des Nedarufers oberhalb 
Hirfhhorn aus. der Großherzoglichen Fluß— 
baufaffe. 

Das Präfidium ftellt die Frage: 

Tritt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus» 
fhnffes, dem Befchluffe der zweyten Kammer, daß 
dem Antrage feine Folge zu geben fen, bey? - 

melde einftinmig bejaht wird. 

5.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn König, 
ben Hoͤchſter Klofterfond betreffend. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 
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Beſchließt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus⸗ 
fchuffes, der Motion Feine Folge zu geben? 

wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

6.) über die Propofition der Staatsregierung, bie 
Bermwilligung von 10,000 fl. zu Erbauung 
einer Landrathswohnung zu Butzbach betr. 
Das Praͤſidium jtellt die Frage: 

Erflärt fih die Kammer, nad dem Autrage ihres 
Ausfchuffes, mit dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer einverftanden? | 

Die Kommer beantwortet diefe Frage einftimmig mit Sa. 

7.) über den Antrag des Abgeordueten Heren Schwarz, 
auf Anlegung von Ortsholzmagazinen. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Dill die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer, 
daß dem Antrage feine Folge zu geben fey, bey 
treten? 

wird von der Kammer einftimmig bejabt. 

8.) über das Gefuh der Gemeinde Auerbach, 
die Regulirung bes Ruhegehaltes des Schult—⸗ 
beißen Zraifer daſelbſt betreffend, 

Das Praͤſidium ftellt die Frage: | 

Befchließt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus-- 
fchuffes, und übereinftimmend mit dem Befchluffe 
= auenten Kammer, dem Antrage feine Folge zu 
geben | 

welche einftimmig mit Sa beantwortet wird. 

9,) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Braun⸗ 
wart, ven Ankauf der zum Wegbaue erforderli- 
ben Gteine aus den berrfhaftlihen Bruͤ⸗ 
chen von Seiten der Gemeinden betreffend. 

Das Praͤſidium ſtellt folgende Fragen: 

a.) Will die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten? 

Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. 

b.) Beſchließt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, den Gegenftand der Motion, bloß im 
Allgemeinen der Staatsregierung zur Berüdfichtis 

ung zu empfehlen? 
die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 

10.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Her: 
tel, die hohe Staatßregierung in den Stand 
zu feßen, das Mainzer Seminarium durch 
mehrere, auf Koften bes Staats zu erthei— 
lende Freypläge gu unterftügen. 
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Das Praͤſidium ſtellt die Frage: 

Wil die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ans 
ſchuſſes, dem Befchluffe der zweyten Kammer: den 
Antrag der Großherzoglichen Staatsregierung zu 
der, von dem — zweyter Kammer vorges 
fchlagenen Beruͤckſichtigung zu empfehlen, beytreten? 

3 Stimmen verneinen, 6 Stimmen dagegen bejahen 
Diefe Frage. 

IV. Der Secretär der Kammer verlieft 8, von ihm 
fofort entworfene, anf dad Geſuch der Bemeinde Auerbach, 
wegen Regulirung ded Nuhegehaltes nes Schuitheißen 
Traiſer batefbift, auf den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Schwarz wegen a von Ortsholzmagazinen, auf 
die Propofition der Großherzogl. Staatsregierung wegen 
Erbauung einer Landrathswohnung [Y Butzbach, auf 
den Antrag bed Abgeorditeten Herrn König, den Hoͤch— 
ſter Klofterfonds betreffend, auf den Antrag des Abges 
ordneten Herrn Breimer, auf Herftelung des Nedars 
ufers, oberhalb Hirfhhorn aus der Großherzogl. Flußs 
baufaffe, anf die Propofition der Staatsregierung und 
ben Antrag des Abgeordneten Herrn Kerteil, die Ers 
richtung eines Suftizgebäudes zu Mainz, und die bor- 
tigen Gefängniffe betreffend, die Motion des Abgeord⸗ 
neten Herrn Schenk aus Kelſterbach, auf Unterſtuͤtzung 
der Gemeinde Ginsheim am Rhein bey Errichtung eines 
neuen, und Erhoͤhung eines ſchon vorhandenen Dam⸗ 
mes, und auf den Antrag des Abgeordneten Herrn Ker⸗ 
tell, die Ertheilung von Freyplaͤtzen in dem Mainzer 
Seminarium auf Koſten des Staats, ſich beziehende Com⸗ 
municate an die zweyte Kammer. 

Sie erhalten ſaͤmmtlich die Genehmigung der Kam—⸗ 
mer, und das Praͤſidium erklaͤrt die Sitzung für auf 
gehoben. 


Beglaubigt: | 
Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Sechs und fünfzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 10ten May 1827. 


mi man my 


Unter dem Vorfige des Herrn erfien Pr 
ſidenten. 


x 


Anmwefend : 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Solms: Räsdelheim Erlaudht. Des 
Herrn Grafen zu Solms: Laubad Erlaudt. 
Der Herr Frepherr Niedefel. Der Herr Geheime 
Staatsratb von Wreden. Der Herr Prirlat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
Freyherr von Breidenfteim 


I. Das Protofoll der vorigen Sitzung, fo wie drey, 
auf die Verwaltung der Staatsfchuld in den beyden vers 
floffenen Finanzperioden, den Antrag des Abgeordneten 
Herrn Knorr, auf Unterſtuͤtzung der bebürftigiten Mit— 
glieder der Chrenlegion in ber Provinz Rheinheſſen, 
und auf den Antrag ded Abgeordneten Herrn Brauns 
wart, ben Anfauf der zum Wegbaue erforderlichen Steine 
aus den berrfchaftlichen Brücen von Geiten der Ge 
meinben betreffend, fich beziehende Communicate an Die 
zweyte Kammer werben vorgelefen und genehmigt. 

II. Es referirt des Herrn. Grafen zu Solms-Roͤ⸗ 
delheim Erlaudht, im Namen des dritten Ausjchufles, 
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über das Gefuh der Einwohner von Traißs 
müngenberg, die Fällung der Baͤume an den 
Ufern der Wetter betreffend. *) | 

Das Prafivium vertagt die Discuſſion über dieſen 
Gegenſtand auf die gefegliche Zeit und eröffnet 

III. die Berathung | 

1.) über den, bie Befteuerung der Pfarrs 
und Schulbefoldungsgüter betreffenden Gefeßes- 
entwarf, und als darüber nichts bemerft wird, 

2.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn von 
Bibra, Die Deportation der Hauptverbreder 
betreffend. 

Es bemerft - 

der Herr Kanzler Arens: Er ſey auf Hlaubhafte 
Meife verfichert worden, daß das Minifterium der auss 
mwärtigen Angelegenheiten ben Inhalt des vorliegenden 
Antrages ſchon früher in Ausficht genommen, and Vers 
bandlungen auf diplomatifchem Wege für den Zwed eins 
geleitet habe, um zu verfuchen, ob die in der Motion 
ausgeſprochene Idee realifirt werden fönne: 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Es ſey alfo um fo weniger Grund vorhanden, dem Bes 
fchluffe der zweyten Kammer über den Antrag des Herrn 
Proponenten nicht beyzutreten. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Eine Empfehlung 
des Antrages an die Staatsregierung ſchade zwar nicht. 
Indeſſen werde die Deportation der Hauptverbrecher dem 
Inlande nur dann Nugen gewähren, wenn ein auffers 
europäifcher Staat fich entfchließen wolle, die beportirs 
ten Individuen unentgeltlich aufzunehmen. Da fich aber 
ein folder Staat fchwer auffinden laſſe, fo fönne bie 
One Idee, feiner Anfiht nach, zu feinem Refultate 

ren. 

Da feine weitere Bemerfimg erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet | 

3.) die Berathung über den Antrag ded Abgeords 
neten Herrn König, die Anftellung und willführs 
liche Entlaffung der Forfifchügen in den Com— 
munalwalbungen, in specie deren Befoldung 
betreffend. 

Es bemerft 

ber Herr Freyherr Niedefel: Der Herr Propo— 
nent wilnfche, daß es den Gemeinden geftattet feyn möge, 
ihre Waldfchügen nach Gutbefinden ein und abzuſetzen. 

*) Siehe Beylage CXXIV. 


J 


So fehr er indeffen den Gemeinden Freyheit in ber Ans 
fiellung ihrer Communalforſtſchuͤtzen goͤnne, jo wenig 
fönne er für das Recht einer willführlichen Abfesung 
ftimmen. Gin foldes Recht werde die Folge haben, 
daß die Schügen, in beftändiger Furcht vor dem Bürgers 
meifter und dem Gemeinderath, etwaigen Freveln diefer 
Iegteren, durch bie öinger ſehen wuͤrden. 

Der Herr Praͤlat Schmidt: Schon auf dem vori— 

gen Fandtage habe die hohe Kammer einem ähnlichen 

ntrage, wie bem vorliegenden, feine Folge gegeben. 
Die Gründe für diefen Beſchluß erlaube er fih aus ben 
Verhandlungen des vorigen Landtages Heft UI. Seite 
174 vorzulefen. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Solange 
die Staatsregierung im Beſitze des Forfifirafrechtes fey, 
müfle ihr Einfluß auf die Anftelung der Forſtſchuͤtzen 
nothwendig fortbejtehen. Die Staatsregierung prüfe die 
Tuchtigfeit der einzelnen Waldſchuͤtzen und behalte fie fo 
lange in ihrem Amte, als ihre Fähigkeit und Thaͤtig— 
feit fortdaure. Die DBeurtheilung der Fähigkeit eines 
Individuums zum Forkfchuge koͤnne aber den Gemein 
den, der Natur der Sache nach, nicht überlaffen bleiben. 
Aus diefen Gründen müffe auch er gegen den Antrag 
des Herrn Proponenten ſtimmen. 

Der Herr Präfident: Auch er ſey der Anficht, 
daß den Gemeinden Fein Einfluß auf die Anftellung ihres 
forſtſchuͤtzenden Perſonals zuftehen dürfe. 

Bey der hierauf folgenden Discuffion 

4) über den Antrag des Abgevröneten Herrn von 
Schenk von Wäldershaufen, die zu gr Vermin— 
derung der ſogenannten Leſeholztage betref— 
fend, bemerkt | 

des Herrit Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
Yaucht: Er fey ald Referent des Ausſchuſſes in feinem 
Berichte von dem Gefihytspunfte Ausgegangen, daß der 
Gegenftand des vorliegenden Antrags in Domanialwal- 
dungen reglementärer Natur fey, und er habe ferner 
vorausgeſetzt, daß von einer Einführung der, von ben 
Domanialforftbehörden in diefer Beziehung erlaffenen 
Beftimmungen in Privatforften feine Rede ſeyn koͤnne. 

Dieß letztere habe die Großherzogliche Dberforit- 
direction, in dem, von dem Herrn Regierungscommiflär 
dem Referenten des Augfchuffes zweyter Kammer mitges 
theilten Promemoria auch zugeftanden, und es jey von 
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ihr zugleich bemerkt Yoorden, daß eine Befchräniung der 
Lefeholztage überhaupt nur da Statt finden koͤnne, wo 
den Gemeinden Feine entgegenftchenden Nechtstitel zur 
Seite jtünden Die weitere Anjicht der Oberforſtdiree— 
tion, daß durch eine Verminderung der Lefcholztage dem 
Ueberhandnehmen der Forſtfrevel geiteuert werde, koͤnne 
aber ber Ausfchuß dieſer hohen Kammer, in Uebereins 
ſtimmung mit den Motiven des Befchluffes der zibeyten 
Kammer, nicht theilen, und zwar um befiwillen, weil 
ein großer Theil der Forftfrevel nicht immer aus Boss 
beit, fondern nicht felten aud) aus Noth veruͤbt werde, 
und die leßtere fi) Durch die Verminderung der Lefes 
holztage bedeutend vermehren mäfle. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Nicht nur dieß letz— 
tere mache eine Vermehrung der jebt beftehenden Lefes 
holztage wuͤnſchenswerth, fondern aud der Umſtand, 
daß bey einer fo geringen Anzahl diefer Tage eine Menge 
Leſeholz, was fich zuweilen, 3. B. nach einem Sturme, 
in großer Anzahl vorfinde, unbenugt verfaulen müffe, 

Der Herr Freyberr von Breidenjtein: Cr 
glaube allerdings nicht, daß eine fo bedeutende Vermin—⸗ 
derung der Leſeholztage, wie jie bisher Statt gefunden 
babe, ein geeignetes Mittel zur Beſchraͤnkung der Forſt— 
frevel abgeben koͤnne. — E8 komme hauptfächlich darauf 
an, den Gemeinden eine Anzahl von Tagen zum Holz— 
lefen zu verſtatten, welche zu Befriedigung ihres Holz— 
bedarfes genügend erfcheine. F 

104 Tage ſeyen hier offenbar zu viel, 16 Tage 
aber, auf welche man jene 104 befchränft habe, umge— 
fehrt zu wenig. — Das Richtige und Zweckmaͤßige werde, 
feiner Anficht nach, in der Mitte liegen, und es deß—⸗ 
halb am beiten feyn, einen Tag woͤchentlich zum Holz⸗ 
leſen zu beftimmen, Auf diefe Weife fey es, unter Ver⸗ 
meidung einer zu häufigen Gelegenheit zu Freveln, ben 
ärmeren Klaffen möglich gemacht, ihren Bedarf einzus 
fammeln, und ji) auch für die Zeit einen Vorrath zu 
bereiten, in welcher durch Wetter und Jahrszeit das 
Holzlefen unmöglich werde. Niemand fey übrigens beffer 
als die Staatsregierung, die verfchiedenen bier zur 
Sprade fommenden Verhältniffe zu berücjichtigen im 

tande, und er koͤnne deshalb nur darauf antragen, 
dem Befchluffe zweyter Kammer über die vorliegende 
Motion, in der vorher angebeuteten Art, beyzutreten. 
Der Herr Präfident: Er fey mit der Anficht 
‚Heft IV. d, Verh. d. erſt. Kamm. 1827+ 
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des Herrn Freyherrn von Breidenftein vollkommen ein: 
veritanden. ine zn große Befchränfung der Leſeholz— 
tage müfle Frevet hervorrufen, und eine zu große Vers 
mebrung diefer Tage diefelbe Wirfung Auffern. Denn, 
wenn im Testen Kalle zu —J geleſen werde, und der 
Einzelne kein Leſeholz mehr finden koͤnne, ſo ſuche er 
ſich nicht ſelten durch Frevel ſchadlos zu halten. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Es fey zwar nicht in Abrede zu fielfen, daß eine jede 
Vermehrung der Fefeholztage eine Erſchwerung des Forft- 
ſchutzes nach fi) ziehe, indem es an folchen Tagen nicht 
möglich ſey, einen jeden Menfchen, den man aufferhalb 
des Weges antreffe, als verdächtig anzufehen und zu 
controliren. 

Daraus folge indeffen noch nicht, daß eine fo große 
Befchränfung ver Lefeholztage, wie fie von der Ober 
forftdirection eingeführt worden fey, zweckmaͤßig genannt 
werden müfle. Vielmehr halte auch er, in Uebereinftim- 
mung mit der Anficht ded Ausfchußberichtes und der 
zweyten Kanımer, eine Abänderung für fehr winfcheng; 
werth. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Sobald 
derſelbe Forftfchüge die Waldungen mehrerer Communen 
zu begeben habe, ſey er allerdings nicht im Stande einer 
jeden einzelnen, namentlich an Yefeholztagen, den nöthi- 
gen Schuß angedeihen zu Taflen. Indeſſen dürfe man 
mwenigftens vorausſetzen, daß jede Gemeinde ihren eige- 
nen Forfifchigen befite, und diefer koͤnne die Lefeholz- 
bofenden um fo leichter controliren, als ed von den 
Beftimmungen des Waldeigenthuͤmers abhänge, in wels 
chem Diftrifte jedesmal gelefen werden folle. 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Die Aufhebung der zu großen Befchränfung der Leſe— 
bolztage in ven Domanialwaldungen fey nur Forderung 
der Billigfeit. Für die Communalwaldungen dagegen 
hätten die Gemeinden ein Recht zu verlangen, daß eine 
— Anzahl von Tagen zum Holzleſen feſtgeſetzt 
werde. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Der Ausſchuß habe, da eine officielle Erklärung 
der Dberforftdirection vorliege, daß eine Befchränfung 
der Leſeholztage in den Fallen, in welchen ein Rechts— 
titel vorhanden fey, nicht beabfichtigt werden koͤnne, 
den vorliegenden Antrag auch nur ald Forderung der 
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Billigfeit: betrachtet und empfohlen. Was die Veforg- 
niß betreffe, daß durch eine Vermehrung der Yefeholzs 
tage die Forfifrevel befördert werden würden, fo fönne 
man derſelben durch reglementäre Maasregeln leicht vor; 
bauen, wenn man 3. B. beitimme, daß jeder, ber an 
einem folchen Tage mit einem Beile, oder einer Hiepe 

Con Walde betroffen werde, als Frevler beftraft werden 

olle. 

| Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fehließt das 
Praͤſidium die Disenffion, und veranlaßt 

IV. die Abftimmung 

| 4.) über die Rubriken I., III. und V. des Bor» 
anſchlags der Staatsausgaben. 

Das Praͤſidium ſtellt folgende Fragen: 

a,) Bewilligt die Kammer die unter I. 1. für Laften 
auf Kameraldomänen veranfchlagten einzelnen Sum— 
men, nad) Abzug von 280 fl. für Baufoften, alfo 
noch im Gefammtbetrage von 154,826 fl., unber 
ſchadet der Abänderungen, welche ſich etwa in Ans 
fehung der Beyträge zu den birecten Steuern er» 
geben koͤnnen? 

b.) Bewilligt die Kammer die unter I. 2. für, Laſten 
auf Forftdomänen veranfchlagten einzelnen Summen 
im Gefamimtbetrage von 67,114 fl., jedoch unbes 
fhadet der Abaͤnderungen, welche fih in Anfehung 
der — zu ben directen Steuern ergeben wers 
den 

e.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 3. für Laſten, 
welche auf den Kameral- und Forftvomänen haften, 
veranfchlagten einzelnen Summen, im Gejammtbes 
trage von 50,535 fl? , 

d.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 4. fur Brands 
verficherungsbeyträge veranfihlagte Summe von 
4252 fl.? 

e.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 5. für beſon⸗ 
dere Beyträge zu den Öffentlichen Anftalten der Res 
ſidenz Darmftadt veranfchlagte Summe von 1942 fl.? 

£.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 6. zur Ent 
Ihädigung für Staatd- und Sagdfrohnden, verans 
fhlagte Summe von 20,000 fl.? 

g.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 7. zur Ents 
ſchädigung für verlorenen Bezug indirecter Ab» 
ists veranfchlagten einzelnen Summen, im Ge 

ammtbetrage von 74,632 fl. — 
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h.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 8. für andere 
Renten veranfchlagten einzelnen Summen von zu— 
fanımen 37,189 fl? 

i.) Bewilligt die Kammer die, unter I. 9. für Aus— 
fälle, Abgänge und Nachlaͤſſe veranfchlagten einzek 
neun Summen im Gefammtbetrage vor 78,265 fl.? 

Sämmtliche Fragen werden von der Kammer einftimmig 
mit Sa beantwortet. 

k) Bemilligt die Kammer, nad dem Antrage ihres 
Ausfhufles, zur Hauptrubrik IL. für Penfionen 
die runde Summe von 500,000 fl.? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 
1.) Bewilligt die Kammer die unter V. für Landftände 
veranfchlagten 10,000 fl.? 
Dieſe Frage wird einjfiimmig mit Ja beantwortet. 
2.) über den, die Einführung einer gleich— 
förmigen Gewerbfieuer betreffenden Gefegesentwurf. 
Das Prafidium fiellt folgende Fragen: 

a) Nimmt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus— 
ſchuſſes, den Artikel 1 des Gefegesentwurfes mit 
dem von der zweyten Kammer dazu votirten Zu— 
faße an? | 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

b.) Soll die Großherzoglihe Staatsregierung erfucht 
werden, zu verordnen, Daß die Ausſtellung der 
Scheine in den Drten, welche zu einer beftimmten 
Gemeinde nicht eingemarft find, nicht von den Bur— 
germeiftern, fondern von den Yandrätben geichebe? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit Ja. 

c.) Bill die Kammer den Artifel 2 des Entwurfes 
unter der Vorausſetzung annehmen, daß in demfel- 
ben: noc) die , won dem Großherzoglichen Negierungs- 
commiflarius zugeftandene Beftiimmung aufgenom⸗ 
men wird: „Daß an denjenigen Orten, wo den 
Standes» und Patrimonialgerichtsherrn das Eon: 
cefionsrecht bisher zugeftanden hat, deren Einwillis 
gung. in die Errichtung eines Gewerbes vor der 
Patentausfertigung zuvor eingeholt werden muͤſſe“? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

d.) Ertheilt die Kammer dem, zu diefem Artifel von 
der zweyten Kammer gefaßten Befchluffe: Die Groß- 
herzogliche Staatöregiernng zu erfuchen, die Zunft- 
receptionsdecrete- auf ungeltempeltes Papier ausfer⸗ 
tigen zu laffen, ihre Zuftimmung? 

Diefe a wird einftimmig verneint. 
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e.) Erffärt fih die Kammer, nad dem Antrage ihres 
Ausfchuffes, mit dem Artifel 3 des Geſetzesentwur⸗ 
fes einverjtanden | 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

£.) Nimmt die Kammer den Aten Artikel des Geſetzes⸗ 
entwurfes unter dem, fich) von der zwegten Kammer 
sefervirten Vorbehalte der möglichen Abänderungen, 

. welche die Kammer zu dem Tarife etwa befchließen 
wird, fo wie mit der, von der zweyten Kammer 
befchlofjenen Theilung der erften Klaffe in zwey 
Abtheilungen 1° und IP, an? 

Diefe Frage wird einflimmig bejaht. 

g.) Nimmt die Kanımer den Artikel 5, in der von der 
Staatsregierung vorgelegten Faſſung an? 

Eine Stimme verneint, 8 Stimmen Dagegen bejahen 
biefe Frage. | 

h.) Ertbeilt die Kammer dem Gten Artikel des Ents 
wurfes ihre Zuftimmung? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

i.) Will die Kanımer dem Artifel 7 des Gefetedent- 

wurfes, ihre Zuftimmung ertheilen ? 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

k,) Nimmt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes, den Artifel 8 des Geſetzesentwurfes, mit 
dem von der zweyten Kammer dazu befchloflenen 
Zufaßartifel, an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 

1.) Nimmt die Kammer den Artifel 9 des Geſetzesent⸗ 
wurfes an? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

2.) Erflärt ſich die Kammer mit dem, von dem Aus⸗ 

ſchuſſe der zweyten Klammer zu dieſem Artifel in 
Vorſchlag gebrachten Zufage in der Art einverfian- 
den, daß nur die Hälfte des Miethwerthes auch 
bey folchen Fabriken, die über 50 Arbeiter zählen, 
ig Anfchlag zu bringen ſey, in jo fern von ſolchen 
Arbeitern die Rede ıft, welche in dem Gemerbslos 
cale ſelbſt befchäftiget werben? 

Eine Stimme verneint, 8 Stimmen dagegen bejaben 
Diefe Frage, 
nn) Rimmtt die Kammer den Artikel 10 des Geſetzes 
an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejabt. 
0) Wil die Kammner den Artifek 11 des Geſetzes, 
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mit der, von der zwepten Kammer votirten Modis 
fication, annehmen, daß für das Wort „vers 
ſchiedene“ das beftimmtere Wort „mehrerer“ 
fubjtituiet werden möge? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

p-) Nimmt die Kammer den Artikel 12 des Geſetzes 
an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

q.) Erklaͤrt ſich die Kammer mit dem Artikel 13 des 
Geſetzes einverſtanden? 

Die Kammer beantwortet dieſe Frage einſtimmig mit Ja. 

r,) Tritt die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes, auch den, von der. zweyten Kammer zu 
diefem Artikel votirten Zufägen bey? | 

Diefe Rrage wird einjtimmig bejaht. 

s.) Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus— 
ſchuſſes, den Artikel 14 des Gefetesentwurfes, mit 
den von der zweyten Kammer dazu votirten Modi: 
ficationen und Zufägen annehmen ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

t.) Ertbeilt die Kammer den Artifeln 15, 16 und 17 
ihre Zuftimmung? 

* dass beantwortet diefe Frage einftimmig beja— 
end, 

u.) Nimmt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes, den Artikel 18 fo wie den, von der zwey⸗ 
ten Kammer. dazu befchloffenen Zufag an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
v.) Nimmt die Kammer den Artikel 19 fo, wie er 
von der Staatsregierung vorgefegt worden iſt, an? 
Die Kammer bejaht diefe Frage mit 7 gegen 2 Stim- 
men. \ 
w.) Bill die Kammer dem Artikel 20 ihre Zuſtimmung 
ertbeilen ? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

x.) Ertheilt die Kammer auch dem Artifel 24 ihre 
Zuftimmung ? 

Zwey Stimmen verneinen, 7 Stimmen dagegen bes 
jaben diefe Frage. . 

y.) Sit indeffen die Kammer der Meinung, daß in 
Beziehung auf die Frage, wer die Koften der. Re— 
clamation zu tragen habe, von demfelben Grunde 
fabe ausgegangen werden möge, welcher in der Ab⸗ 
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ſtimmung zu dem Perfonaffteuergefege von beyden 
Kammern aufgeitellt worden ijt? 
Diefe Frage wird einſtimmig bejaht. 
z.) Rimmt die Kammer den Artikel 22 des Geſetzes 
an? 
Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 
aa.) Nimmt die Kammer den Artikel 23 des Entwur— 
fes an, wenn die Worte von „im“ bis „erfor— 
derlichen“ daraus weggelaſſen werden? 
Die Kaumer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 
bb.) Nimmt die Kammer den Artikel 24 mit der, von 
der zweyten Kammer dazu votirten Mopdification 
und in der Voraysfegung on, daß unter Märkten 
nur Sahrmärfte zu verftehen feyen ? 
Eine Stimme verneint, 8 Stimmen dagegen bejaben 
diefe Frage. | 
cc.) Will die Kauımer den Artifel 25 des Entwurfes 
annehmen ? 
Diefe Frage wird einflimmig mit Sa beantwortet. 
dd.) Nimmt die Kammer den Artikel 26. in, der von 
der Staatsregierung Vorgelegten Fafjung an? 
Die Kammer verneint diefe Frage einjtimmig. 


ee.) Befchließt dann die Kammer, übereinftimmend mit 
dem Befchluffe der zwegten Sammer, den Artikel 26 
dann anzunehmen, wenn die Strafe auf das Dops 
pelte des. Betrags der Gewerbitener von dem firen 
Gewerbiteuerfapital geſetzt wird ? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet, 
ff.) Nimmt die Kammer den Artifel 27 des Geſetzes 
auf eine, den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer ges 
mäße Weife an? 
Diefe Frage wird einftimmig. bejahend beantwortet. 
85.) * die Kammer die Artikel 28 und: 29 anneh- 
men | 
Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mie Ja. 
hh,) Erklaͤrt fid) die Kammer mit dem, von der zwey— 
ten Kammer. in Beziehung auf die Elaflification der 
Gewerbe gefaßten Belchluffe, in der Art einverflan> 
den, daß nach dem Antrage ihres Ausſchuſſes, die 
Gompofition der Claſſe 1°: der Staatsregierung übers 
laſſen werde? 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 
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13 Mill die Kammer, Übereinfinnmend mit dem Be— 
ſchluſſe der zweyten Kammer, die zu dieſem Gefeßed- 
entwurfe votirten Modiftcationen und Zufäge ber 
Großherzoglichen Staatsregierung als bloße Wüns 
ſche vortragen? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einflimmig. 
3.) über die Anträge der Abgeordneten Herrn Eis 
wert, Mahlerwein und Zimmer: 


a.) auf Borlegung eines Gefekedentwurfed über 
bie Verwaltung und Auslieferung des Ver— 
mögeng Abwefender; 

b.) auf verbefferte geſetzliche Beſtimmun— 
en über das Hypotheken- und Pupillarmwes 
en in Rheinheſſen; 

c) auf Befhräanfung der Competenz der 
!andgerichte in Ehefheidungsfahen und Ue 
berweifung derfelben an die Hofgerichte. 

Die von dem Praͤſidium geftellte Frage: 

Tritt die Kammer dem Betrhfuffe der jweyten Kam⸗ 
mer, die Motionen dermalen auf fih beruhen zu 
laften, bey ? J 

wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 


4.) uͤber den Antrag der Abgeordneten Herrn Glas, 
Staudinger und Gerich, den Bezug der Strafen 
wegen Morde und Feldfreveln betreffend. 

Das Präfidium ftellt die Frage: 
Iſt auch die erfte Kammer der Meinung, baß biefer 

Motion keine Folge zu geben fey ? 
welche die Kammer einftimmig bejaht. 

57.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Meyer, 
die Staatsregierung zu erfuchen, den Ständen noch auf 
diefem Sandtage ein, einen integrirenden Theil 
bes Finanzgeſetzes hinfichtlich der indbirecten 
Abgaben bildendes Strafgefeg für Vergeben 
gegen diefe indirecten Auflagegefege vorzule— 
en. 
s Das Präfidinm ftelft die Frage: 

Sol, übereinftimmend mit dem Befchluffe der zweyten 

Kammer, dem Antrage Folge gegeben werben? 

Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 

V, Der Secretär der Kammer verließt ein, auf die 

ſaͤmmtlichen Rubriken des Voranſchlags der Sta atsand- 
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gaben und Staatseinnahmen ſich beztehendes Communi⸗ 
sat an die zweyte Kammer, 

Daffelbe erhält die Genehmigung der Kammer, 
und das Präfidium erklärt die Sitzung für aufgehoben. 


| Beglaubigt: | 
Straf Yſenburg. Riedeſel. Arnd. v. Wieden, 
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Sieben und fünfzigsfte Sitzung 


in dem Gitungsfaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 11ten May. 1827. 


RGXXBV 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 
Anweſend: | 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Der Herr Freyherr Niedefel. Der Herr Priälat 
Schmidt Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
Freyherr von Breidenſtein. 





Die Protokolle der Sitzungen vom. 28ten und 30ten 
März werden vorgeleſen und genehmigt; und hierauf 
von, dem Präfidbium die Situng für. aufgehoben erflärt, 
Beglaubigt: 
Graf. Yfenkurg. Riedeſel. Arens. 
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Acht und fünfzisfte Sikung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 14ten May 1827. 


V— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ⸗ 

ſidenten. 

Anweſend? on | 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit, Des Herrn 
Grafen zu Erbah=- Schönberg Erlaudt. Des 
Herren Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Der Herr. Freyherr Riedeſel. Der Herr Ge⸗ 
heime Staatsrath von Wreden. Der Herr Praͤ⸗ 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der 

err Freyherr von Breidenſtein. 





1) Die Protokolle der beyden letzten Sitzungen, ſo 
wie 4, auf den Antrag der Abgeordneten Herrn Glaß, 
Staudinger und Gerich, den Bezug ber Strafen aus 
Forſt- und Feldfrevel betreffend, auf den Geſetzesent⸗ 
wurf wegen‘ Einführung einer. gleihförmigen Gewerb⸗ 
feuer, auf die Anträge der Abgeordneten Herrn Elwert, 
Zimmer. und Mablerwein a | 
a) auf Vorlegung eines Gefeßes über die. Verwal— 
tung und Auslieferung bed Vermögens: Abwefender-; 

b.} auf Beichränfung der Competenz der Laudge⸗ 
richte in Eheſcheidungsſachen, und Uebertragung derſel⸗ 
ben an die Hofgerichte; 

c.) auf verbefferte geſetzliche Beftimmungen über das 
Hypotheken⸗ und Pupillarwefen in Rheinheſſen, und 
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endlich auf den Antrag des Abgeordneten Herrn Mayer, 
die Staatsregierung zu erfuchen, den Ständen noc auf 
diefem Landtage ein, einen integrivenden Theil des Fi— 
stanzgefeßes hinfichtlich der indirerten Abgaben bildendes 
Strafgeſetz, für Vergehen gegen diefe indirecten Auflages 
gefege vorzulegen, ſich beziehende Gommunicate an Die 
zweyte Kammer werden vorgelefen und genehmigt. 

Da feine neuen Eingaben vorhanden find, jo fordert 

I. das Praäfidium zu Erftattung der, auf der Tas 
gesordnung verzeichneten Vorträge auf. 

Es referirt demnach 

4) der Herr Freyherr von Breidenſtein, 

a.) im Namen ded zweyten Ausfchuffes, bloß mind: 
lich, über den Gefeßesentwurf, die gerichtliche Be— 
fhlagnahme der Penfionen der als Invali— 
den entlaffenen Unteroffiziere und Soldaten 
betreffend, indem er bemerft: Die Zuftimmung der ho: 
ben Kammer zu dem vorliegenden Gefeßesentwurfe fünne 
um fo weniger einem Anflande unterliegen, als die Ges 
feßgebung fhon früher Schritte gethban habe, von wel— 
chen der vorliegende Geſetzesentwurf nur eine nothwen— 
dige Folge gemefen ſey. Was für die Gehalte Des actis 
ven Militärs, vom Unteradiutanten abwärts, bereits 
beftehe, müfle für die Penfionen der Invaliden wohl 
noch weit mehr gelten. 

b.) Namens, deffelben Ausfchuffes, über den Gefeßes- 
entwurf, den Abfauf der Leibeigenfchaftsges 
fälle in den Souveränitätslanden der Pro 
pyinzen Starfenburg und Oberheſſen betr.”) 
| cı ebenfall8 im Namen des zweyten Ausſchuſſes, 
bloß wündlich, über den Antrag des Herrn Grafen zu 
Solmsstaubah Erlaubt, auf NRevifion der Ge 
meindeordnung, indem er bemerkt: Die zwente 
Kammer fey nunmehr ben Befchlüffen diefer hohen Kam— 
mer über den Antrag des Herrn Proponenten beygetre- 
ten, und e8 werde alfo dem Entwurfe einer gemein— 
fchaftlichen Adreffe an des Großherzogs Königlihe Ho⸗ 
beit fein Hinderniß mehr im Wege jtehen, | 

d.) im Namen des erften Ausfchuffes, über den 
Gefeßesentwurf, den Steuerfuß bey außerordent 
Yihen Steuerausfhlägen und Gemeindeums: 
Tagen betreffend. **). 


2 Siehe Beylage CXXV. 
**) Eiche Beylage CXXVI. 
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2.3 Der Herr Kanzler Arend, Namens des zweyten 
Ausfchuffes, Aber den Antrag des Herru Freyherrn von 
Breidenftein, die fogenannte Dienfipragmatit 
‚betreffend. *) | 

Das Praͤſidium vertagt die Discuffion über dieſe 
‚Gegenftände auf die gefegliche Zeit, und eröffnet 

III. die Berathbung über das Gefuh der Ge 
meinde Traismünzenberg, die Fallung der 
Bäume can den Ufern der Wetter betreffend: 

Da zu biefem Gegenftande indefjen feine Bemerkung 
erfolgt, fo veranlaßt das Präfidium 

IV. die Abftimmung . | 

1.) über den Gefegesentwurf, die Beſteuerung 
der Pfarr: und Schulbefoldungsgüter betr., 
durch Vorlegung der Frage: 

Wil auch die erfte Kammer dem, von der Großher— 
zoglichen Staatsregierung vorgelegten Gefeßesent: 
wurfe ihre Zuftimmung ertheilen? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit Sa. 

9.) über den Antrag ded Abgeordneten Herrn von 
Bibra, die Deportation der Dauptverbreder 
betreffend. u 

Die von dem Präfidium gejtellte Frage: 

Erflärt fid) die Kammer mit dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer einverftanden ? 

wird von 8 Stimmen gegen eine bejaht. 

3.) Uber den Antrag des Abgeordneten Herren Koͤ— 
nig, die willführlidhe Anftellung und Ent 
Iaffung der Waldfhügen in den Communal— 
waldungen betreffend. 

Das Präfidium ftellt die Frage: 

Tritt die Kammer, nach dem Antrage ihres Augsfchus- 
ſes, dem von der zweyten Kammer über den Gegen» 
ftand dieſes Antrages gefaßten Befchluffe bey ? 

welche die Kammer einjtimmig bejaht. | 

4.) über den Antrag des Abg. Herrn von Schenf 
von Wäldershaufen, die allzugroße VBerminde 
rung der fogenannten Tefeholztage betreffend. 

Das Prafidium fbelt folgende Fragen: 

a.) Erflärt fi) die Kammer mit dem Befchluffe der 
zweyten Kammer: „Die Großherzogl. Staatsregies 
rung zu erfuchen,, die früher beftandene Anzahl der 
efeholstage wieder herzuſtellen,“ einverftanden ? 


*) Siehe Beylage CAXVIL 
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Eine Stimme bejaht, 8 Stimmen dagegen vernei- 
nen diefe Frage. | ' 
b.) Will die Kammer dem Antrage des Herrn Pro- 
ponenten in der Art Folge geben, daß die Groß— 
herzogliche Staatsregierung erſucht werde, unter 
Beruͤckſichtigung der hierüber in beyden Kammern 
gemachten Bemerfungen, die fogerannte Kefeholz- 
tage wieder zu vermehren, und allenfalls fir jede 
Woche wenigitens einen Lejeholztag anzuordnten ? 
Die. Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit 
u das Prafidvium erflärt die Sigung für auf 
gehoben. | 


Beglaubigt: 
Graf Yfenburg, Riedeſel. Arend, v. Wreben. 
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Neun und fünfzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
| Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 16ten May 1827. 


nun say 


Unter dem Borfite des Herrn erfitt Pr& 
fidenten. 


Anweſend: 


Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. Des 
Herrn Grafen zu Solm8-Rödelheim Erlaucht. 
Der Herr Freyherr Niedefel, Der 2 Geheime 
Staatsratb von Wreden. Der Herr. Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
Freyherr von Breidenftein. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 
Protokolls der letzten Sigung und 4, auf die Beſchluͤſſe 
der legten Sitzung ſich beziehender Communicate an bie 
zweyte Kammer , legt 

-I. das Prafidium ber Kammer , ald neite Eingabe, 
ein, die Form der einfeitigen Mittheilungen einer Kam⸗ 
mer an die Staatsregierung betreffendes Schreiben des 
Geheimen Staatsminiſteriums vor*) 

Die Kammer verweift diefe Eingabe an dei britten 
Ausschuß. 

II. Ns werben mehrere Vorträge erftattet, 

E8 referirt der Herr Pralat Schmidt, im Namen 
des dritten Ausſchuſſes 


*) Siehe Beylage CXXVII. 
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41.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Helm⸗ 
rih, die Regulirung der Gemeindenuguns 
gen, insbefondere das Loosholz betreffend, *) 

2.) über den Antrag der ſaͤmmtlichen rheinheffifchen 
Abgeordneten, die 10Oprocentigen Vorerhebun— 

en von dem Ertrage der Gemeindegüter 
Karben rhbeinheffifhen Kirhen- und Schul— 
fonds betreffend. **) | 

Das Präfidium vertagt die Discuſſion über diefe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit and eröffnet 

III. die Berathung 

1.) über den Gefegesentwurf, den Abfauf der 
Leibeigenfchaftsgefälle in den Souveraͤni— 
tätslanden der Provinzen Oberheſſen und 
Starfenburg betreffend. 

Es bemerft | 

des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Mean werde dem von der Anficht diefer hohen 
Kammer abweichenden Befchluffe der zweyten Kammer 
über den vorliegenden Gegenftand um fo weitiger bey 
- treten können, als derfelbe offenbar eine Begünftigung 
ber firengeren, wor ben milderen und nachfichtigeren 
Leibherren herbenführen müffe 

Der Herr Freyherr Riedefel: Der fragliche Bes 
ſchluß der zweyten Kammer ſey offenbar geeignet, Härs 
ten herrorzurufen, denn Fein Berechtigter werde ben 
Pflihtigen an ihren Leiftungen ferner etwas nachlaffen 
wollen, wenn er wifle, daß alle freywilligen Gefchenfe 
diefer Art, bey Ausmittelung des Umfanges des Rechtes 
in Anſchlag gebraht, und nah einem zehenjährigen 
Durchſchnittsbetrage, fo wie biefes bisher gefchehen ſey, 
abgezogen wuͤrden. ER | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Bielleicht 
fey die Meinungsverfchiedenheit beyder Klammern über 
die Art und Weife der Berechnung ded Werthed der 
Leibeigen ſchaftsgefaͤlle durch ein Mißverſtaͤndniß der zwey⸗ 
ten Kammer, über die Anſicht dieſer hohen Kammer, 
hervorgerufen worden. Die zweyte Kammer glaube naͤm⸗ 
lich vielleicht, es ſey von Schenkungen die Rede, aus 
ı welchen Ychon erworbene Rechte hervorgegangen feyen, 
alfo von Schenfungen nicht einzelner Prältationen, ſon— 
dern geinzer Leifiungsverbindlichfeiten. Ohne diefe An 


*) Stiche Beylage CXXIX. 
*) ( Siehe Beylage CXXX. 
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nahme fey wenigftens fein genuͤgender Grund denkbar, 
aus welchem die zweyte Kammer einen fo gerechten Wunfch 
der erften, ald den um welchen es fich hier handle, die 
Zuftimmung verweigert, haben koͤnnte. Indeſſen werde 
es einer Necommunication nicht bedürfen, vielmehr eine 
einfeitige Adreffe an die Staatsregierung, durd welche 
man. biefelbe von dem Verfahren mancher Unterbehörden 
bey Ausmittelung der Leibeigenfchaftsgefälle in Kennt: 
niß feße, das etwaige günftige Reſultat einer Ne oms 
munication berbeyzuführen vollfommen genügend feyn. 

Der Herr Kanzler Arens: In fo fern die zweyte 
Kammer, nah der Bermuthung ded Herrn Freyherrn 
son Breidenftein, den Wunfch diefer hohen Kammer auf 
den Nachlaß ganzer Feiltungspflichten bezogen habe, ers 
fcheine der abweichende Befchluß derfelben allerdings voll 
fommen gerechtfertigt, indem bey einem Nachlaſſe folcher 
Art von der Erfitenz eined Rechtes, nnd alfo vor einem 
Erfage defjelben, nicht weiter die Rede feyn könne. Da 
die hohe Kammer bey ihrer Befchlußnahme aber lediglich 
den Erlaß einzelner, aus der ganzen Pflicht abfließen- 
der Präitationen im Sinne gehabt habe, fo bedürfe es 
wohl nur einer Wiederholung ber bereit angeführten 
Gründe, um den dadurch motivirten Wunfch über jeden 
— Zweifel gegen ſeine Rechtmaͤßigkeit zu 
erheben. 

Der Zweck ber hohen Kammer werde daher, feiner 
Anficht nach, durch eine einfeitige Adreffe an die Staats: 
regierung vollfommen erreicht werden, und eine Necoms 
munication mit ber zweyten Kammer um fo weniger nd» 
thig feyn, als Befchwerden über das unbillige Verfah- 
ren einzelner Adminiſtrativbehoͤrden weniger zur Erle 
Digung durch das vorliegende Geſetz felbit, als durch 
Ssnftructionen auf reglementärem Wege geeignet erfcheine, 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt 
das Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

2.) die Berathung über den Gefeßesentwurf, bie 
gerihtlihe Befhlagnahme der Penfionen 
Der als Invalidenentlaſſenen Unteroffiziere 
and Soldaten betreffend, und, als hierüber nichts 
bemerft wird, | 

3.) über den Antrag des Herren Freyhberrn von 
Breidenftein das Edift vom 12ten April 1820, 
oder die fogernannte Dienitpragmatif betr. 

Es bemerkt 

Heft IV. d. Verb. d. erſt Kamm. 1827. 2 
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der Herr Freyberr von Breidenftein: Er fey 
mit der Anficht des Ausfchußberichtes der hohen Kam— 
mer vollfommen einverfianden gewejen, ba aus den Ber: 
bandlungen und den letten Beſchluͤſſen der zweyten Kam 
mer zur Genüge ir daß eine wefentliche Ver: 
Anderung der, über die Dienftpragmatif jest geltenden 
Kormen der Anficht diefer Kammer nicht entiprechend 
fey. Auch die hohe Kammer werde fi) wohl damit bes 
nügen müffen, etwas ber Staatsverwaltung und ben 
———— des Großherzogthums ſehr Erſpriesliches be— 
abſichtigt zu haben. Einen Antheil der Schuld, daß 
dieſe Abſicht ein frommer Wunſch geblieben ſey, habe ſie 
ſich wenigſtens nicht beyzumeſſen. Uebrigens finde ſich 
in dem Ausſchußberichte zweyter Kammer noch die Äuſſe— 
rung, daß die Dienſtpragmatik als ultra liberal an— 
gefochten worden. Diefer Ausdruck erläutere fih wohl 
dahin, daß darunter allzu freygebig veritanden wer: 
den folle, aber begreifen fönne er nicht, warum man 
einen fo zweydeutigen Ausdruck, der fi) im Deutfchen 
viel beffer hätte geben Iaffen, gewählt. Seyen ver; 
fchlegerte Zwece Damit verbunden, fo koͤnne das nicht 
zu Ioben ſeyn, folle e8 aber für Scherz gelten, fo fey 
er fhon an fih, und in einer fo ernften Sache wohl 
fehr übel angewendet. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium die Discuſſion und veranlaßt 

IV. die Abftimmung über das Gefuh der Ge 
meinde Traismuͤnzenberg die Fällung der 
Bäume an den Ufern der Wetter betreffend. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage : 

Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ausſchus— 
ſes, dem Beſchluſſe der zweyten Kammer beytreten ? 
wird — mit Ja beantwortet. 

V. Der Gecretär der Kammer verließt ein, auf 
diefen Befchluß ſich beziehendes, von ihm fofort entwor- 
fenes Communicat an die zweyte Kammer. 

Daffelbe erhält die Genehmigung der Kammer, und 
das Prafidium erklärt die Sigung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. MWreden. 
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Schzjigfte Sigung 
in dem Sitzungsſaale der erften Kammer ver 
Landſtaͤnde. 
Darmſtadt am 19ten May 1827. 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Pr& 
fidenten. 





Anweſend: 

Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hoheit. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms-taubad 
Erlaucht. Der Herr Freyherr NRiedefel. Der 
Herr Geheime Staatsratb von Wreden. Der 
Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens, 
Der Herr Freyherr von Breidenftein. Der Herr 
Geheime Staatsratb Freyherr von Lehmann, 
als Großherzoglicher Regierungscommiſſarius. 


Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung des 
Protofolles der — Sitzung legt 

I, der Herr Geheime Staatsrath Freyherr von Leh— 
mann der Kammer eine, die Gleichſtellung der Un— 
terthanen in den Souveraͤnitaͤtslanden der 
Provinzen Dberheffen und Starfenburg mit 
den Unterthbanen der Domaniallande hinfidht- 
lich der Frohndverhältniffe betreffende *) Propo— 
fition der Gropherzoglichen Staatsregierung, mit dem 
Bemerfen vor, daß er beauftragt jey, diefe Propofition 
beyden Kammern — zu uͤberbringen, damit dieſelbe 
bey dem, von Sr. Koͤniglichen Hoheit dem Großherzoge 


*) Siehe Beylage CXXXI. R 
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beabfichtigten nahen Schluſſe des Landtages durch eine 
vereinigte Berathung der Ausfchüffe beyder Kammern 
eine fchnellere Erledigung finden koͤnne. 

Die Kammer verweift diefe Eingabe an den erften 
Ausfhuß, und es bemerkt 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Er glaube, daß durd) die fo -eben vorgelegte Propoſi⸗ 
tion der Staatsregierung, fein, in einer der letzten 
Eitungen gejtellter, auf denfelben Gegenitand fich be- 
zichender Antrag vollfommen erledigt erfcheine, dieſer 
legtere daher eine Berichtserftattung und eigene Be— 
ſchlußnahme nicht weiter erforderlich machen werde. 

Die Kammer erflärt ſich mit diefer Anſicht einver- 
ftanden, und befchließt dem gemäß, den Be An⸗ 
trag Sr. Erlaucht des Herrn Grafen zu Solms-Lau—⸗ 
nunmehr auf ſich beruhen zu laſſen. 

II. Das Praͤſidium legt der Kammer, als neur Eins 
abe, eine Beſchwerde des Conrad Mohr und 45 Con— 
orten in Oſtheim, Landrathsbezirks Butzbach, die Aus— 
gleichung der Lieferungen in den Jahren 1813 und 1814 
betreffend, vor. 

Dieſe Eingabe wird an den dritten Ausſchuß ver— 
wieſen. 
ILIII. Es werden mehrere Vorträge erſtattet. 

Es referirt 

1) der Herr Geheime Staatsrath von Wreden, im 
Namen des dritten Ausfchuffes, über die Form ber 
einfeitigen Mittheilungen einer Kammer an 
die Staatsregierung*) Ä 

2.) der Herr Kanzler Arend, Namens des zweyten 
Ausfchuffes, uber den, die-Beytreibung der Aus— 
kände der Domanialgefälle in Rheinheffen 
betreffenden Gefeßesentwurf. **) 

Das Präfidium vertagt die Discuſſion über dieſe 
Gegenſtaͤnde auf die gefegliche Zeit, und eröffnet 

IV. die Berathung 

1.) über dem Antrag des Abgeordneten Herren Helm⸗ 
ri, die Regulirung der Gemeindenugungen 
betreffend. 

Es bemerft | 

der Herr Prälat Schmidt: Der Beichluß der zwey— 
ten Kammer beabfichtige eine Empfehlung des vorliegen- 


*) Siehe Beylage CXXXII. 
**) Siche Beylage CXXXIII. 
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den Antrags an die Staatsregierung, weil es zu Er 
fedigung deffelben, allein einer reglementären Verfügung 
bedürfen werde. 
"Der Herr Präfident: Ihm fcheine die Verord- 
nung, welche den Berfauf des Loosholzes nicht geitatte, 
fehr zweckgemaͤß, indem das Recht des willführlichen 
Verfaufes diefes Holzes. eine, Bermehrung der Forftfrevel 
berbeyführen müfle. Das Loosholz reihe nur zu Bes 
friedigung der hoͤchſten Nothdurft, und ein Ortsbürger, 
welcher das feinige verfauft babe, auch ohne Mittel fey, 
fernen Holzbedarf auch erlaubte Weife anzufchaffen,, be: 
halte feinen andern Ausweg als die Holgentwendung. 
"Der Herr Prälat Schmidt: Die zweyte Kammer 
fey auf ben ‚Theil des Antrages des Herrn Proponenten, 
welcher ſich auf den Verkauf des Loosholzes beziehe, in 
der richtigen Vorausfegung nicht eingegangen, daß ders 
felbe durch ihren, über ven erjten Theil der Motion ger 
faßten Beſchluß, der Natur der Sache nad, fid ale 
erlediget darftelle. 

Des Herrn Grafen zn Solms-Laubach Erlaudt: 
Die, bey — des Beſchluſſes zweyter Kammer 
uͤber die Motion des Herrn Proponenten zur Sprache 
kommenden Artikel 41 und 42 der Gemeindeordnung 
ſchienen ihm eine Unbilligkeit zu enthalten. Es werde 
naͤmlich ——— ein jeder Staatsbürger mit 21 Jah— 
ren volljährig, koͤnne alfo in diefem Alter das Orts— 
bürgerrecht, und daburd einen Anfpruch auf Theilnahme 
an den Gemeindenusungen erwerben. Seyen nun in 
einer Familte mehrere Söhne von 21 Jahren, ein Al: 
ter, in welchem biefelben noch feinen eigenen Haushalt 
zu führen pflegten,, vorhanden, fo Fönne diefe Familie 
aud) eben fo viele Theile Loosholz beziehen, und fomit 
der Fall eintreten, welcher die Motion des Herrn Pro: 
ponenten veranlaßt habe, daß nämlich der Familie eine 
größere Holzquantität zu Theil werde, als ihr wahrer 
Bedarf fie erforderlich mache. 

Hierin liege eine Unbilligfeit im Verhältniffe zu den 
übrigen Loosholzberechtigten, und der Wunfch einer Ab- 
Anderung der einjchlägigen Beftimmungen der Gemeinde- 
ordnung erfcheine alfo gerechtfertigt. : 

Der Herr Prälat Schmidt: Er glaube daß die 
vorliegende Frage, zwar nicht aus Artifel 11 und 42 
der Gemeindeordnung, fondern durch Artifel 93 unt 94 
derjelben ‚beantwortet werde, in welchen beſtimmt fey, 
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daß das Recht der bisherigen Nußnießer nicht durch die 
Aufnahme neuer Ortsbuͤrger gefchmälert werden folle. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Die erwähnten Artifel der Gemeindeordnung bezögen 
fi) wohl nur auf die Gemeinden, in welchen zwifchen 
vollem und nicht vollem DOrtebürgerrechte unterfchieden 
werde. 

Der Herr Prälat Schmidt: Die Unterfcheidung 
zwifchen Gemeindsleuten und Beyfaflen in derſelben Ges 
meinde habe ganz allgemein Statt gefunden. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Er habe geglaubt, daß dieſe Unterfcheidung nur felten 
noch vorfomme, indem in den Gemeinden feiner Gegend 
meift ſehr wenige Beyfaflen eriftirten. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Sn ber Provinz 
Starfenburg feyen die Beyſaſſen oft zahlreicher, als die 
Drtsbürger felbfi. Seiner Anſicht nach, werde der $. 95 
ber -Giemeindeordnung, welcher ven Schuß der Rechte 
der alten Gemeindsleute bezwede, in feiner richtigen Anz 
wendung zu Erledigung der in der vorliegenden Motion 
angeregten Befchwerden vollfommen genügen, und biefe 
legtere daher lediglich der Berudfichtigung der Staats: 
regierung zu —— ſeyn. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Man 
habe das eigentliche Gemeindegut, als Aecker und Wie— 
fen, von der Gemeindewaldung und Gemeindeweide unters 
ſchieden, und angenommen, daß jeder Ortsbürger, wel- 
cher ein gewifles Geld bezahle, zu der Benutzung der 
legteren berechtigt feyn müfle. Darin liege das Miß— 
verftändniß, welches die Motion des Herrn Proponen- 
ten veranlaßt babe. 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Die DBeflimmungen der Gemeindeordnung ſeyen zum 
Theile noch wenig befannt. Ohne dieß würden Einzelne 
aus benfelben viel größere Bortheile, ald gegenwärtig 
zu ziehen im Stande feyn. In der Regel Laffe ſich naͤm⸗ 
lid der Volljährige erft wenn er heyrathe, als Orts- 
bürger aufnehmen, obgleich er mit dem Cintritte ber 
Pa im 2iften Sabre dazu, und folglich, fo- 
bald der Linterfchied zwifchen Ortsbürgern und Benfaflen 
aufgehört babe, zu einem Antheile an den Gemeinde 
nugungen berechtigt fey. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgti, fo ſchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion und eröffnet 
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2.) die Berathung über den Antrag der 10 rhein- 
beflifchen Abgeordneten, die Aufhebung der 10pro- 
centigen Borerhbebungen von dem Ertrage 
der Gemeindegüter für den rheinheffifchen 
Kirhen- und Schulfond8 betreffend. 

Es bemerft 

der Herr Freyherr Niedefel: Es Eine den, in 
der vorliegenden Motion ausgefprochenen Befchwerden 
vielleicht dadurch abgeholfen werden, daß die Staate- 
regierung die 10 Procent auf 4 oder 5 herunterfeße. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Es ſey vielleicht am beften,, dem Beſchluſſe der zweyten 
Kammer unter der Befchränfung benzutreten, daß die 
Staatsregierung erfucht werde, die aus den 10 procenz 
tigen Prelevements für einzelne Gemeinden hervorgehende 
Unbilligfeiten zu beridfichtigen und zu entfernen. 

Der. Herr Prälat Schmidt: Damit ftimme ber 
gehe des Ausfchufles der hohen Kammer vollfommen 

erein. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Auch ihm 
fcheine der Antrag des Ausſchuſſes vollfommen fachges 
mäß. Daß der Gegenftand der vorliegenden Motion zu 
Prägravationen Veranlaſſung gebe, Tiege wohl außer 
Zweifel. Welke Prägravationen dieß aber ſeyen, laſſe 
ſich bis jest nit mit Gewißheit angeben. Eben deß— 
halb werde e8 am beften feyn, die genauere Ausmittelung, 
fo wie die Erledigung der aufgefundenen Ueberſchwerun⸗ 
gen der Staatsregierung ganz im Allgemeinen anbeim 
zu geben. Ein folches Verfahren erfcheine ganz gefahr- 
los, während fid) der günftige Erfolg eined weiter ges 
henden Befchluffes wenigftens ald zweifelhaft darftelle. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo ſchließt das 
Prafidium diefe Discuſſion, und veranlaßt 

V. die Abftimmung 

1.) über den Gefepesentwurf, die gerichtliche 
Beihlagnahme der Penfionen der als Inva— 
liden entlaffenen Unterofficierd und Sol 
daten betreffend, durch Borlegung der Frage: 

Will die Kammer dem Gefeßesentwurfe, fo, wie er 
von der Staatsregierung vorgelegt worden ift, ihre 
Zuftimmung ertheilen? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einjtimmig. 

2.) über den Giefekesentwurf, den Abfauf der 

Leibeigenfchaftsgefälle in den Handesd- und 
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patrimonialgerihtsherrliden Bezirken be 
treffend. 
Das Praͤſidium ftellt die Frage: | 

Beſchließt die Kammer über den Punft, über welchen 
fein übereinftimmender Befchluß beyder Kammern 
vorliegt, eine einfeitige Adreſſe an die Großherzog- 
liche Staatsregierung gelangen zu Laffen ? 

Die Kammer beantwortet dieſe Frage einftimmig mit Sa. 
3.) über den Antrag bes Herrn Freyherrn von 

Breidenftein, das Edikt vom 12ten April 1820 

ober die -fogenamnte Dienftipragmatif betr. 
Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Beichließt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus- 
ſchuſſes, den Gegenſtand der Motion in der Vor: 
ausjegung auf fich beruhen zu laſſen, daß die zweyte 
Kammer ferner bey ihren Beſchluͤſſen beharren werde ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

. VI, Der Gecretär der Kammer verlieft zwey von 
ihm fofort entworfene, auf die, die gerichtliche Beſchlag⸗ 
nahme ber Penfionen der als Invaliden entlaffenen Un- 
terofficiers und Soldaten, fo wie den Abfauf der Feibei- 

enſchaftsgefaͤlle betreffenden Gefegesentwürfe fich bezie- 
bende Communicate an die zweyte Kammer. 

Sie erhalten die Genehmigung der Kammer, und 
das Präfibium erklärt die Sitzung für aufgehoben. 


— 


J Beglaubigt: 
Riedeſel. | Arens. 


„neu 


4 „4 


Sin und Schzigfe Sigung 

in dem. Sigungsfaale der erſten Kammer der 
= Landſtaͤnde. —— 
Darmſtadt am 22ten May A827. 


Be it 


EERUOUTTU ORT 09T \ 


en 7 
en ee 


Unter dem Borfite des Herrn erften Praͤ— | 
Ir fidenten. ‚ 

Ded Groß- und Erbprinzen von Helfer "Hoheit. 

Des Prinzen Emil von Hefien Hoheit: Des 
Herrn Grafen zu Erbach⸗Schoͤnberg Erlaucht. 
Des Herrn Graͤfen zu Solms⸗Roͤdelheim Er⸗ 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms⸗ Laubach 
Erlaucht. Der Herr Freyherr Riedefel. Der 
Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. 
Der Herr Freyherr von Breidenftein. 





1. Das Protokoll der vorigen Sitzung, fo wie ein, 
auf den Antrag des Herrn Freyherrn von Breidenjtein, 
das Edift vom A2ten April 1820 oder die fogenannte 
Dienftpragmatif betreffend, ſich beziehendes Communicat 
an die zweyte Kammer werden vorgeleſen und genehmigt. 

II. Das Praͤſidium legt der Kammer, als neue Ein⸗ 
gaben, mehrere Schreiben der zweyten Kammer vor. 

Sie betreffen 

‚. 19 ben Antrag des Abg. Herrn Zimmer, die Eins 
führung von Communalſchulen, und die Schulverſaͤum⸗ 
niffe in der Provinz Rheinheſſen betreffend. *) 


*) Siche die Verhandi. der zweyten Kammer. 
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2.) den Antrag des Abg. Herrn von Bibra, Die 
Ausführung der Forftifchußorganifation betreffend. *) 

3) den Gefeßesentwurf, die Aufhebung des Bor: 
zugsrechts der Criminalkaſſen in Goncurfen, rüdfichtlich 
der Forderungen von Unterfuhungs-, Detentiond- und 
Atzungskoſten betreffend. **) 

4) den Antrag des Abgeordneten Herrn von Schent 
zu Wäldershaufen , die zu große Verminderung der fo- 
genannten Xefeholztage betreffend. ***) 

5.) den Antrag des Abgeordneten Herrn Knorr, 
auf Unterſtuͤtzung der bedürftigften Mitglieder der fran- 
zöfifchen Chrenlegion in der Provinz Nheinheffen ****) 

6.) den Antrag des Abgeordneten Herrn Müller, 
die Aufhebung der Verordnung vom 13. Suny 1794, 
wegen ber, bey der Veräufferung von Mündelgütern bey 
den Mittelgerichten einzubolenden Alienationsdecrete. 7) 

Die Kammer verweift diefe Eingaben ſaͤmmtlich ad 
acta, 

7) die Geſetzesentwuͤrfe | 

a.) die Einführung der Ordnung ded gewöhnlichen 
Verfahrens bey den Stadt» und Landgerichten in bür- 
gerlichen Rechtsftreitigfeiten betreffend. 

b.) das Verfahren bey den Mittel» und Obergerich— 
ten in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten betreffend. 

c.) das aufferordentliche Verfahren in bürgerlichen 
Nechtsfachen bey den Untergerichten in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen betreffend. 

d.) das aufferordentlidhe Verfahren in. den, zur 
Competenz der Friedensgerichte in Nheinheflen vermiefe- 
nen, rein perfönlichen und Mobilarfachen, welche auf 
feiner erecutorifchen Urkunde beruhen. tr) 

8.) den Antrag des Abgeordneten Herrn Brund, 
die ng der Normalgemarfungen betr. TrT) 

9.) den Gefeßesentwurf auf Aufhebung der gefegli- 
chen Beſtimmungen, welche für die Klagen auf Zinfen 
aus Gelddarlehen eine Fürzere Verjährungsfrift, als die 
gemeinrechtliche vorfchreiben. TrrF) 


*) Siehe bie Verhandi. der zweyten Kammer, 
**) Deßaleichen. 

***) Deßaleichen. 

****) Oeßaleichen. 

T) Deßgleichen. 

77) Deßgleichen. 

+rr) Deßaleichen. 

irri) Deßgleichen. 
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Die Kammer verweift die 3 legten Eingaben an ben 
zweyten Ausſchuß. 

10.) die Anträge der Abgeordneten Herrn Schenck 
und Braunmwart, wegen Vergütung Des Wildſchadens an 
Waldungen.”*) 

11.) den Antrag des Abgeordneten Herrn König, 
die von den Ginwohnern zu Rimhorn bey Beräufferuns 
gen liegender Güter zu entrichtende Abgabe unter dem 
Namen des. 10ten Pfennigs betreffend. **) 

42.) die Vorfiellung der Speceregbändler zu Gießen, 
die aus dem erfien Semeiter 1819 am fie geforderten 
Kaffee» und Tabaksacciſe betreffend. — 

Diefe 3 letzten Eingaben werden an ben dritten 
Aus ſchuß verwieſen. 

III. Es werden mehrere Vorträge erſtattet. 

Es referirt 

1.) der Herr Kanzler Arend, im Namen des zwey⸗ 
ten Ausſchuſſes, bloß mündlich, über den Antrag des 
Abgeordneten Herrn Parcus, anf Ausdehnung der 
Verordnung der vormaligen FE. A dftreidh- 
ifchen und Föniglich baieriſchen Landesadmi— 
niſtration zu Kreuznach d. d. 21. September 
1815, die —— der Jagd betreffend, 
auf die Gemeinden Mainz, Kaftel und Koft- 
beim in der Provinz Rheinheſſen. 

Derſelbe entwickelt den weſentlichen Inhalt der frag— 
lichen Verordnung und der, in der zweyten Kammer 
über den Antrag des Herrn Proponenten gepflogenen 
Verhandlungen, und trägt, geftügt auf die, in Diejen 
Berhandlungen enthaltenen Gründe, und mit dem Be: 
merken, daß wenn der Beichluß der zweyten Kammer 
über die vorliegende Motion auch mit ihren, zu den An⸗ 
trägen der Abgeordneten Herrn Schend und Braunwart, - 
wegen Vergütung des Wildſchadens, geäufferten Anfich- 
ten vielleicht nicht ganz in Einklang zu bringen fey, ins 
dem die Verordnung deren Uebertragung auf die Ger 
meinden von Mainz, Kaftel und Koftheim, durch den 
Antrag des Herrn Proponenten beabfichtigt werde, dad 
Heegen der Jagden und die Vermehrung bes Wildprets 
äufferft begünftige, hierin für die erſte Kammer Fein 
Grund liegen durfte, dem Befchluffe der zweyten Kam— 
mer ihre —5 zu verſagen. 


— Siehe die Verhandl. der zweyten Kammer. 
*5) Deßgleichen. 
***) Deßgleichen. 
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2.) der Herr Freyherr von Breidenftein,, im Namen 
des dritten Ausfchuffes, gleichfalls bloß mündlich, über 
ben Antrag des Abgeordneten Herru Gerich, auf Ber: 
minderung ber Communalausfhläge, indem 
er bemerft: 

Die zweyte Kammer fen ben Befchlüffen diefer hohen 
Kammer mit Modiftcationen beygetreten, welche fAmmt- 
Fich von der Art feyen, daß er fie der hohen Kammer 
zur Annahme empfehlen zu dürfen glaube. Inſonderheit 
unterliege die zweyte Meodification feinem Anftande ſo— 
bald das Wort ‚außerordentlich in der Praris genau 
genommen werde. Was die dritte, von der zweyten Kam— 
mer befchloifene Modifeation betreffe, fo verftehe es ſich 
wohl von felbft, daß die Rechtmäßigkeit einer jeden, von 
ber Gefammtheit einer Gemeinde über das gefetliche 
Marimum der Sommunalausfchläge bin befchloffenen Aus— 
gabe als freymwillig feinem Anjtande unterliege. 

Kur die Worte ‚und deren Vertreter’ feyen, fei- 
ner Anficht nach, wegzulaflen, weil unter den „Vertre— 
tern’’ leicht der Gemeinderath verftanden werben koͤnne, 
und cd auch ohne ausdrückliche Beftimmung einem jeden 
frey ftehe, feinen Willen rechtlich gültig durh Manda— 
tare zu erflären. 

Das Präfidium vertagt die Discuffion über dieſe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit, und eroͤffnet 

1V. die Berathung | 

1.) über die Form der einfeitigen Mitthei— 
lungen einer Kammer an die Staatsregies 


run & 
8 bemerkt 


der Herr Kanzler Arens: Nach dem Erlaffe des 
Geheimen Staatöminifteriums vom 14. dieſes Monats, 
fcheine die Form, in welcher eine einfeitige Adrefje einer 
Kammer der Staatsregierung mitgetheilt werde, für den 
Erfolg derfelben vollfommen gleichgültig zu feyn. Die 
Form der einfeitigen Erlaffe der zweyten Kammer fey 
dem Sinne der Berfaffung, und dem Berhältniffe ver 
Stände zum Großherzoge im Allgemeinen wenigftens 
nicht unangemeffen, und jo könne die hohe Kammer diefe 
Form ohne Nachtheil eben fo wohl adoptiren, als e8 uns 
fchädlich fcheine, wenn fie bey der, von ihr bisher ge- 
wählten Form auch ferner beharren wolle. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: . 
Da das Geheime Staatsminifterium in feinem Erlafle 
ausgefprochen habe, daß es auf feine der beyden ab- 


’ 
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weichenden Gefchäftsformen der zwey Kammerit einen 
befonderen Werth lege, und daß feine einfeitige Adreffe 
durch die Form ihrer Ausfertigung ein größeres Gewicht 
erhalte, als es ihr nach dem 82ften Artikel der Verfas⸗ 
ſungsurkunde zukomme; ſo ſtimme er um ſo mehr dafuͤr, 
die Gefchäftsform der zweyten Kammer anzunehmen, 
als e8 immer möglich fey, daß durch veränderte Uns 
fände eine irrige Anficht hervorgerufen werden und die 
Meinung Plab gewinnen Tonne, daß den einfeitigen 
Adreffen der zweyten Kammer ein größeres Gewicht, als 
den einfeitigen Adreffen der erfien Kammer, innewohne. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Durch die 
Grunde, welche der Herr Graf zu Solms⸗-Laubach feis 
nem Antrage unterfteit habe, werde er gerade zu einer 
entgegengeleßten Anficht hingeführt. Wenn das Staats: 
minifterium erfläre, daß der Erlaß einer einfeitigen 
Adreffe nicht den Werth befige, welche die zweyte Kam— 
mer ihm beyzulegen fcheine, fo liege darin eine Auffor- 
derung für diefe hohe Kammer bey ihrer bisherigen Ge- 
ihäftsform ftehen zu bleiben. Geſetzt, eine einfeitige 
Adreffe Hätte Folgen, welche jegt nur einer gemeinfchaftlis 
chen Adreffe zugeichrieben werden fönnten, fo würde die hohe 
Kammer, um in ihren verfaffungsmäßigen Rechten nicht 
zuruͤckzuſtehen, allerdings die Anficht der zweyten Kam⸗ 
mer adoptiren müffen. Da aber die Antwort des Ger 
heimen Staatsminifteriumd ausdruͤcklich ausſpreche, daß 
eine einſeitige Adreſſe der Staatsregierung nur Material 
liefere, ohne im Landtagsabſchiede eine Reſolution zu 
veranlaffen,, fo verliere die Form der einfeitigen Adrefjen 
auf diefe Weife, nicht nur jede Bedeutung, fondern es 
liege in der Erflärung des Staatsminifteriums noch ins- 
befondere eine indirecte Aufforderung den Werth, wel 
her verfaffungsmäfig nur den gemeinfamen Adreflen ber 
beyden Kammern zufomme, durd) ein befonderes Gewicht, 
welches man fcheinbar auf die Form der einfeitigen lege, 
nicht auf diefe letzteren überzutragen, und fo die Wich— 
tigfeit der gemeinfamen Befchlüffe zu vermindern. Uebri⸗ 
gens fcheine ihm aus der Faſſung des Minifterialerlaffes 
deutlich hervorzugehen, daß der Sinn, welchen die hohe 
Kammer dem Artikel 82 der Verfaſſungsurkunde beyge- 
legt habe, von der Staatsregierung ald ber richtige ans 
erfannt werde, und es fcheine mithin auch ein Grund 
mehr vorhanden zu feyn, dem bloßen Wunfche, ſich mit. 
der zweyten Kammer zu vereinigen, eine bis dahin ge- 
brauchte Gefchäftsform nicht ken. 
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Wuͤnſchenswerth bleibe e8 aber immer, daß die 
zweyte Kammer von dem Inhalte des Antwortfchreibeng 
des Geheimen Staatsminijteriums über den vorliegenden 
Gegenftand Kenntniß erhalte, damit fie erfenne, daß 
die Staatsregierung den einfeitigen Adrefien feinen 

rößeren Werth einräume, als diefes dem Geifte der 
erfaffung und den Worten des SAften Artifeld der, 
Derfaflungsurkfunde entfprechend ſey. Vielleicht koͤnne 
die zweyte Kammer auf dieſe Weife auch beftimmt wer— 
den, die am Schluffe ihrer Communicate bisweilen hin: 
zugefügte, und einer Drohung dhnelnde Erklärung, 
daß fie ſich gensthiget ſehen werde, eine einfeitige Adreffe 
zu erlaffen, in fo fern die erfte Kammer ihren Befchlüäffen 
nicht zuftimmen wolle, eine Erflärnng, weldye mit der, 
von beyden Kammern gegenfeitig zu fordernden Rüdficht 
nicht ganz vereinbar fcheine, insfünftige wegzulaffen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Nach der Erklärung der Staatsregierung fey der vor: 
liegende Gegenftand rein formell und der Erfolg der ein- 
feitigen Adreſſen in jeder Form immer ber nämliche. In 
dem Erlafie des Etaatsminifteriums fey ferner ausge— 
fprochen, daß die einfeitigen Adreffen der zmweyten Kam: 
mer, an Se. Königliche Hoheit den Großherzog gerich- 
tet, auch fünftig angenommen werden würden, und in 
diefem Rechte der zweyten Kammer, Se. Königliche Ho— 
heit direct von ihren Wünfchen in Kenntniß zu feßen, 
während fich die erjte Kammer lediglich an das Staats— 
miniſterium wende, liege unverkennbar ein gewiffer Vor: 
sug. In ter Faſſung des mehrerwähnten Minifterial- 
ſchreibens fcheine ihm daher eine fillfchweigende Auffors 
derung für die bohe Kammer zu Liegen, die bey der 
zweyten Kammer übliche Form ber einfeitigen Adreſſen, 
insfünftige ebenfalls zu gebrauchen. 

De8 Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Eine 
folche Aufforderung liege, feiner Anficht nach, in der 
Antwort des Geheimen Staatsminifteriums nicht, und 
fönne auch nicht Darin liegen, weil Diefelbe deutlich fage, 
daß die Anficht der erften Kammer von der Form der 
einfeitigen Adrefjen richtiger, als die Anficht der zwey— 
ten Kammer fey. Eine Zuridfeßung koͤnne die hohe 
Kammer aus einer Beybehaltung der bisher bey ihr uͤb— 
lichen Gefchäftsform nur dann befürchten, wenn auf die 
einfeitigen Adreffen von der Staatsregierung Refolution 
erwartet werden dürfe, da aber eine, an den Großher— 
30a direct gerichtete einfeitige Adreſſe nur fo betrachtet 
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und behandelt werde, wie ein großer Theil der bey dem 
Staatsminifterium überreichten Petitionen, welche formell 
an des Großherzogs Königliche Hoheit felbft adreffirt 
feyen, ja, ba vielleicht die einfeitigen Adreffen der zwey— 
ten Kammer von der Höchften Regierung nur aus Die 
ſem Gefihtspunfte betrachtet, überhaupt angenommen 
würden, ſo jtelle fich die Beforgniß eines Vorzugs der 
zweyten, und einer Zuruͤckſetzung diefer hoben Kammer 
wohl nicht als — dar. Der Gegenſtand, um 
welchen es ſich hier handle, ſey allerdings von geringer 
Wichtigkeit, aber gerade deßhalb habe man um ſo we— 
niger Grund, eine auf zwey Landtaͤgen als richtig an— 
erkannte Anſicht zu verlaſſen. Was die von dem Herrn 
Grafen zu Solms-Laubad) geaͤuſſerte Beſorgniß betreffe, 
daß eine Veraͤnderung der aͤuſſeren Umſtaͤnde der Form 
der einſeitigen Adreſſe eine groͤßere Wichtigkeit verleihen 
koͤnne, ſo theile er dieſelbe nicht. Das Schreiben des 
Geheimen Staatsminiſteriums vom 14ten May laufen: 
den Jahrs werde ein Actenſtuͤck, und die Staatsregierung, 
wenn fie auch fpäter einmal geneigt ſeyn follte, das von 
ihr bisher als wohlthätig erkannte, und aufrecht erhal- 
tene Zweykammerſyſtem zu verlaffen, koͤnne deßhalb, 
ohne in einem neuen Erlaffe ihren Willen zu erflären, 
in dieſer Beziehung Feine Nenderung vornehmen. Ereigne . 
ſich aber ein folcher nicht wohl denfbarer Fall, fo babe 
die hohe Kammer immer noch Zeit, den veränderten 
Verhaͤltniſſen angemefjene Befchlüffe zu faſſen. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Die ganze Berfchie- 
denheit in der Gefchäfteform, um welche es fich bier 
handle, könne durd eine veränderte ſtaͤndiſche Gefchäfts- 
ordnung leicht erlediget werden. 

Des Prinzen Emil von Heflen Hobeit: Ein Haupt: 
grund, welcher ihn bejtimme, gegen eine Bereinigung 
nit der zweyten Kammer, binfichtlich der Form der eins 
feitigen Adrefien, zu ftimmen, ſey der, Daß die zweyte 
Kammer ihren einjeitigen Adreffen foheinbar einen höhe: 
ren Werth beylege, als es verfafiungsmäfig gerechtfers 
tigt werden koͤnne, und daß es fi) daher wuͤnſchens— 
werth darftelle, dieſelbe durch eine Mittheilung der, in 
bem mehrerwähnten Minifterialfchreiben entwicelten An— 
ſicht der Staatsregierung von der Unvichtigfeit ihrer 
bisherigen, in dem Schluffe ihrer Communicate, deut— 
lich ausgefprochenen Anficht zu überzeugen. 

Der Herr Freyberr von Breidenjtein: In Be: 
ziehbung auf die Frage, welche Maafregeln der vorlie— 
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gende Gegenjtand jett erforderlih mache, trete er der 
Anfiht Sr. Hoheit vollfommen bey. In dem Antworts 
fchreiben des Geheimen Staatsminifteriumsd liege auch, 
sach feiner Meinung, eine Billigung der von diefer 
hohen Kammer bisher gebrauchten Gefchäftsform, und 
es ftehe zu erwarten, daß die zweyte Kammer, went 
fie von dem Inhalte des fraglichen Schreibens Kenntniß 
erhalte, einen, dem Verfahren diefer hoben Kammer 
ähnlichen Weg einfchlagen werde. Es fey durch den Er- 
laß des Geheimeu Staatöminifteriums ein neuer Grund 
zur Communication mit der zweyten Kammer vorhanden. 
Entſpreche der Erfolg der Erwartung, welche man von 
diefer Communication hegen dürfe, nidt, fo fey Die 
Möglichkeit einer weiteren Befchlußnahme der hoben 
Kammer noch unverloren. | 
Dazu komme, daß die in den Erlaffen der zweyten 
Kammer, in Beziehung auf die einfeitigen Adreſſen, ges 
brauchten Ausdrücde Feineswegs gleihförmig feyen, und 
daß in einigen Erlafien der Großherzog felbft, in an— 
dern aber die Staatsregierung, unter welcher man ſich 
ewoͤhnlich das Staatsminifterium denfe, genannt ſey. 
an werde alfo, felbjt wenn man eine Vereinigung mit 
dir zweyten Kammer eintreten zu laſſen beabfichtige, 
nicht einmal recht wiffen, welchen der beyden oben ge: 
nannten Ausdruͤcke, man von nun an, bey Abfaffung 
einer einfeitigen Adreſſe gebrauchen folle. 

- Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Wenn die einfeitigen Adreflen der zweyten Kanı- 
mer wirklich an Se. Königliche Hoheit den Großherzog 
unmittelbar gelangten, und er auf diefe Weife von dem 
Inhalte derfelben Direct in Kenntniß gefeßt würde, fo 
würde ber Beytritt zu der Gefchäftsform ver zweyten 
Kammer allerdings winfchenswerth erfcheinen, weil man 
oft ein Intereſſe dabey haben könne, daß der Großber- 
zog von Gegenftänden und vermeintlichen Befchwerden 
Kenntniß erhalte, deren Erledigung von dem Staats— 
minijterium nicht zu hoffen fey. Indeſſen finde, wie aus 
dem Antwortjchreiben des Geheimen Staatsminiſteriums 
bervorgehe, eine foldye directe Mittheilung an die Pers 
fon Sr. Königlichen Hoheit nicht Statt, fondern ſaͤmmt⸗ 
Yiche einfeitige Adreffen würden ohne Ruͤckſicht auf ihre 
Form nur an das Staatsminifterium abgegeben. Das 
erwähnte Motiv, um die hohe Kammer zum Begtritte 
zu der Anficht der zweyten Kammer zu veranlaffen, könne 
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alſo, wenigjtend unter den gegenwärtigen Verhältniffen , 
feine Anwendung finden. 
DSDes Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Eben der 
Wunſch, über die Art und Weile, wie die einfeitigen 
Adrefien bey der Staatsregierung behandelt würden, 
Gewißheit Mu erhalten, und zu erfahren, ob Sr. König: 
Re Hoheit von denfelben persönlich Kenntnig nehme, 
2° e den wiederholten Erlaß diefer hohen Kammer an 
das Geheime Staatsminijterium über den fraglichen Ge- 
genftand veranlaßt. 

Des Herrn Örafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
In Folge aller bisher entwickelten Gründe, ſtimme auch 
er für eine Communication mit der zweyten Kammer, 
und bemerfe nur, daß, wenn de8 Großherzogs Königs 
fiche Hoheit, was freylich nach dem Schreiben des Ge- 
beimen Staatsminijteriums nicht der Sal zu ſeyn fcheine, 
Sich bewogen finden follten, von den Direct an Gie ge- 
richteten einjeitigen Adreffen perfönlich Kenntniß zu neh— 
men, alddann, wie ſchon der Herr Graf zu Solms: 
Rödelheim angeführt habe, eine Bereinigung mit der Ans 
ficht der zweyten Kammer nur wuͤnſchenswerth feyn koͤnne. 

Da feine weitere Bemerfung ‚erfolgt, fo ſchließt das 
Präfidinm dieſe Discuffion und eröffnet 
- . %) die Beratbung über den Gejeßesentwurf, Die 
Beytreibung der Ausjtände der Domanialges 
fälle in der Provinz Rheinheffen betreffend. 

Es bemerft 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Man Fönne ſich nicht befler von der Nothwendigfeit und 
den Vorzügen der Einführung des vorliegenden Geſetzes 
in Rheinheſſen für diefe Provinz ſowohl, als für den 
Fiscus überzeugen, als wenn man fich umgekehrt das 
jebt im Rheinheſſen geltende Verfahren, nad) welchem 
alle Domanialausftände von den Nentbeamten nur auf 
TE Ai Wege durch richterliche Hülfe eingetrieben 
werben könnten, auf die diefleitigen Provinzen übertras 
gen denfe. Die Kojten, welche aus einer folchen Ueber: 
tragung für Starfenburg und Oberheſſen hervorgehen 
würden, überjtiegen die Koſten des jegigen, für die Bey- 
treibung der Domanialgefälle geltenden Berfahrens bey 
MWeitem, und fey doch noch immer lange nicht fo bedeutend, 
als der durch die Foftfpielige rheinheſſiſche Juſtizpflege 
in diefer Beziehung verurfachte Aufwand. 

Der Herr Kanzler Arens: Der vorliegende, jo 
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"wie der, die Zmwangsveräufferungen in Rheinheſſen bes 
treffende Gefeßesentwurf, ſey allerdings fehr geeignet, 
das Unzweckmaͤßige mancher rheinheflifchen Inſtitutionen, 
und namentlich die Nachtheile des in Rheinheſſen befte- 
benden Zeit und Koften raubenden Formenweſens in ein 
belleres Kicht zu ſetzen. Beyſpielsweiſe führe ernur an, 
daß eine jede gewöhnliche Zwangsverjteigerung in Rhein 
heſſen etwa 200 fl., eine etwas complicirtere aber, an 
600 fl. Koften verurfache. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fehließt das 
Praͤſidium die Discuffion und veranlapt 

V. die Abftimmung 

1) über den Antrag des Abg. Herrn Helmrich, Die 
Regulirung der Öemeindenugungen betreffend. 

Die von dem Prafidium geftellte Frage: 

Will die Kammer, nach dem Antrage ihres Ausschuss 
ſes, dem Befchluffe der zweyten Kammer, daß dem 
erften Theile des Antrages Folge zu geben ſey, beys 
treten? 

rt von einer Stimme verneint, von 9 dagegen bes 
jaht. 
2.) über den, die 10procentigen Vorerhe— 
bungen von dem Ertrage der Öemeindegüter 
für den rheinheffifhben Kirdhen- und Schuls 
fonds, betreffenden Antrag der 10 rheinheflifchen Ab- 
geordneten. * 
Das Präfidium ftellt folgende Fragen : 

a) Will die Kammer nunmehr dem Befchluffe der zwey— 

ten Kammer beytreten? | 
Diefe Frage wird einftimmig verneint. 

b.) Will dann die Kammer dem Befchluffe der zwey— 
ten Kammer in der Art beytreten, daß der Gegen: 
fand der Großherzoglichen Staatsregierung zur 
Prüfung mit dem Erfuchen.zu empfehlen jey, daß 
fie, fals fi) eine Prägravation einzelner Gemein» 
ber — , die geeignete Remedur eintreten laſſen 
moͤge | 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig, und das 
Praͤſidium erflärt die Sigung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. 
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Zwey und Sechzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 25ten May 1827. 


IRRX 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 
Anweſend: 


Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hoheit. 
Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaudt. 
Des Heren Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Freyherr NRiedefel. Der Herr Ge- 
heime Staatsrath von Wreden. Der Herr Pr 
lat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der 
Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr von Wies 
fenhütten. Der Herr Freyherr von Breiden- 
ftein. Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann, 
als Großherzoglicher Regierungscommiflarius. 


} 


Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung des 
Protofolles der vorigen Sitzung, und zweyer, auf Die 
Beichlüffe der vorigen Sigung fich beziehender Commus 
nicate an die zweyte Kammer, legt 

I. das Präfidvium der Kammer, als neue Eingabe, 
einen, auf den, von Sr. Königlichen Hoheit dem Groß» 
berzoge beabfichtigten nahen Schluß des Landtages ſich 
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beziehenden Erlaß des Geheimen Staatsminiſteriums 
vor. 

Die Kammer reſolvirt dieſe Eingabe ad acta. 

II. Es werden mehrere Vortraͤge erſtattet. 

Es referirt 

1.) der Herr Praͤlat Schmidt, im Namen des drit—⸗ 
ten Ausſchuſſes, 

a.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Ks 
nig, Die von den Einwohnern zu Rimborn bey 
VBeränfferung liegenderGüterzuentridtende 
Abgabe unter dem Namen des zehenten Pfen— 
nigs betreffend. *) 

b) über die Befhmwerde des Conrad Mohr 
und 45 Gonforten in Oſtheim, Landrathsbe— 
zirfs Butzbach, die Ausgleihung der Liefe— 
rungen in den Jahren 1813 und 1814 betr.**) 

c.) über den Antrag ded Abgeordneten Herr Zim— 
mer, auf Erweiterung des Einfluſſes des Schul— 
(ehbrerfeminariums zu Friedberg. ***) 

2) der Herr Freyherr von Breidenftein, im Ras 
men des zweyten Ausſchuſſes, über die Anträge der Abs 
geordneten Herrn Knorr, Gerih, König, Gail und Hell 
mann auf Revifion der Gemeindeordnung. **» 

3) Der Herr Geheime Staatsrat von Wreden , 
im Namen des zweyten Ausfchuffes, bloß mündlich, 
über den Antrag des Abgeordneten Herrn Brund, die 
Abfhäkung der Normalgemarfungen betref- 
fend, indem er bemerft: 

Bey der erften Berathbung und Befchlußnahme über 
den vorliegenden Gegenjtand hätten die Befchlüffe bey: 
der Kammern im MWefentlichen überein geftimmt, und 
feyen nur in einigen minder wefentlichen Punkten von 
einander abgemwichen. 

. Dermalen gefchehe nur noch eines einzigen Punftes 
Erwähnung, und es fcheine mithin. diefer allein einer 
‚gänzlihen Vereinigung beyder Kammern im Wege zu 
fteben. Die zweyte Kammer babe nämlich früher den 
Beichluß gefaßt, auf eine Abänderung des $. 18 pos. 2. 
der Bonitirungsinfiruction anzutragen, welcher folgens 
dermaßen laute» 


*) Siche Beylage CXXXIV, 
**) Siehe Beylage CXXXV, 
***) Giche Beylage CXXXVI. 
74%) Siehe Beylage CXXXVII. 
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Die Koften ded Befchneidens ber Weinftscfe wer: 
den gegen das —— Holz, und die der Wein— 
leſe, gegen die Treſter aufgerechnet.“ 

Der Ausſchuß dieſer hohen Kammer habe ſich damals 
dem von der zweyten Kammer gefaßten Beſchluſſe bey— 
faͤllig erklaͤrt, indem es eines Theils unbezweifelt rich— 
tig ſey, daß weder die Koſten der Beſchneidung der 
Reben durch das gewonnene Holz, noch die Weinleſe— 
koſten durch die Treſter gedeckt wuͤrden, andern Theils 
aber der Herr Regierungscommiſſaͤr ſelbſt die Richtigkeit 
hiervon nicht in Abrede geſtellt, ſondern vielmehr auer- 
kannt habe daß die Beſtimmung des beſagten Fen nicht 
auf ſtaatswirthſchaftlichen Grundfägen beruhe, ſondern 
nur darum in die Inſtruction aufgenommen worden ſey, 
weil DE in ber franzöfifchen Sinftruction bereits be— 
funden habe. Diefe hohe Kammer fey indefien,, ohne 
beftimmte Angabe ihrer deßfallfigen Gründe, dem bier; 
über gefaßten Befchluffe der zweyten Kammer nicht beys 
getreten. - 

Die zweyte Kammer habe fi) dadurch veranlaßt 
gefunden, diefer hohen Kammer anheim zu ftellen, ob 
fie dem früher. deßfalls von ihr gefaßten Beichluffe noch 

treten, oder ihre Gruͤnde für deſſen Zuruͤcknahme ers 

wolle. In dem Falle aber, daß weder bag eine, 
noch das andere beliebt werden folle, habe diefelbe vor— 
laͤufig eine einfeitige Adreffe befchlofien. 

Der Ansfchuß diefer hohen Kammer koͤnne die wei— 
tere Beichlupnahme nur der Entfcheidung der hoben Kam- 
mer anheim geben, wünfche aber, daß ein am fich micht 
bedeutender Gegenftand der. Uebereinftiimmung beyder 
Kammern nicht im Wege ftehen möge. | 
Das Präfidinm vertagt die Discuffion tiber dieſe 
Gegenftände auf die gefegliche Zeit, und eröffnet 

III. die Berathung 

1.) über den Gefetesentwurf, den Steuerfuß 
bey aufferordentlihen Steuerausfhlägen und 
Gemeindeumlagen betreffend. 

Es bemerft 

der Herr Prälat Schmidt: Als Mitglied des Aus- 
fchuffes habe er fich vorbehalten, ſich über den. fraglı- 
- chen Gegenftand bey der Discuffion zu Außern, und er 
erlaube ſich daher jeßt einige Bemerfungen.- 

Entfernt, ven Scharfiinn zu verfennen, mit wels 
chem der Herr Berichtserftatter des dieffeitigen Ausichuss 
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fe8 feine Anſicht confequent durchzuführen gefucht habe, 
mäfle er gleihwohl demfelben feine unbefchränfte. Zu« 
ſtimmung verfagen. Es feyen die Nefultate hinfichtlich 
der Staatsdiener, die aus dem Antrage hervorgehen 
würden, durch weiche er hierzu beftimmt werbe. 

Sin Staatsdiener habe Feine Freyheit feinen Wohns 
ort zu. wählen, er müfle da wohnen, wo das ihm vom 
Staate übertragene Amt es fordere. Bekannt genug ſey 
es, daß an manchen Orten Ueberfluß, an anderen Mans 
gel an Wohnungen ſey. An dem einen Orte wohne ein 

taatsdiener für denfelben Miethpreiß beſchraͤnkt und 
fümmerlich, für welden an einem andern Orte ein: atts 
derer geräumig und bequem wohne. In der Provin- 
zialhauptftadt von Oberbeflen feyen in der neueften Zeit 
manche Staatsdiener genoͤthigt geweſen, getrennt von: 
ihren Namilien zu leben, weil fie fein gemeinfames Ob⸗ 
dach hätten finden Finnen, Das Geſetz, in Betreff der 
Perfonalfteuer enthalte daher eine große Härte binjicht« 
lich derjenigen Etaatsdiener, melde an Orten, wo es 
an Mohnungen fehle, leben müßten. Nicht genug, daß 
ihnen durch ihre fchlechten Wohnungen Beichwerlichfeis 
ten und Aufopferungen auferlegt würden, erwachſe ihnen 
auch durch den hohen Miethzins ein höheres; Perfonals' 
fteuerfapital. Es fey die hieraus entftehende Ungleichheit 
in Betreff der Staatsdiener bey den Berathungen ber dag 
Perfonalftienergefeß nur leife berührt worden, weil man 
überzeugt geweſen fey, daß der Miethzinß im Ganzen body 
immer noch den brauchbarften Maaßftab für die Beltims 
mung der Eteuerfapitalien darbiere. Eine weit größere 
Härte würde aber ans dem in Frage ftehenden Geſetze 
hervorgehen, wenn daffelbe im Sinne der zweyten Kam⸗ 
mer und bes bdieffeitigen Herrn Berichtserftatterd gefaßt 
werden ſollte. Es würden nämlich hiernach die Staats» 
Diener auch zu den Giemeindelaften zweyter und Dritter 
Klaſſe beytragen müffen. Ä 

An dem einen Drte feyen dieſe Laſten bedeutend, 
am- andern nicht. An dem einen Orte würden fie, auf 
directem Wege, an dem andern auf indirectem gebedt. 
An dem einen Orte werde ein Theil des Gemeindevers . 
‚ mögend bierzu verwendet, an dem andern finde bieß 
nit flatt. Schon hieraus gingen die augenfälligften 
Ungleichheiten binfichtlich der Staatöbiener hervor Die 
Folgen, welche ſich anfnäpfen würden, feyen leicht vor: 
auszufehen. 
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Faſt jede Verſetzung eines Staatsdieners werde von 
Beſorgniß begleitet ſeyn, daß die vermeinte Verbeſſerung 

bh am Ende als eine Verſchlimmerung bervorftelle. Die 
Staatsregierung werde fortwährend durch die hieraus 
entitehenden Neclamationen beläftiget ſeyn. Die Klagen 
die bisher von allen Seiten aus dem Munde ber Geiſt⸗ 
lichen und Schullehrer gehoͤrt wuͤrden, wuͤrden alsdann 
in vergrößertem Maasſtabe aus dem Munde von Staates 
dienern jeder Art widerhallen. Es ſeyen erſt wenige 
Tage, daß die hohe erite Kammer für die Stenerbefrey- 
ung der Befoldungsguter der Geiſtlichen und Echullehrer 
votirt babe. Es jey anerkannt worden, daß bierdurd) 
die Conſequenz des Beſteuerungsſyſtems geftört werde, 
Aber es fey auch anerfannt worden, daß einem höheren 
Zwecke diefes Opfer gebracht werben müffe, es fey das 
ber zu winfchen, daß die Kanimer nicht jest einen Bes 


Schluß falle, den fie auf einem ber nächften Landtage zur 


rüdzunebmen genöthigt ſeyn werde. 

Der Herr Frepherr von Breidenftein: Die In— 
eonvenienzien, welche der Herr Prälat Schmidt aus 
einer Beyziehung der Stantsdiener zu ben Gemeindeum⸗ 
5 zwepter und dritter Klaſſe hergeleitet babe, feyen 
allerdings unvermeidlich, aber, feiner Anficht nad), dens 
noch nicht gegen die Nechrmäßigfeit einer Zuziehung der 
Staatsdiener in der genannten Art entfcheidend. Irgend— 
wo miüffe ein jeder Staatsdiener wohnen, und alfo auch 
zu den Auftalten beytragen, an deren Genuß er, ver 
möge feiner Wohnung, participire. Ob eine Gemeinde 
mebr oder weniger Beduͤrfniſſe, mehr oder weniger eigene 
Mittel zu ihrer Beftreitung babe, fey durchaus zufällig, 
und wechfele mit den Aufferen Umftänden. Shen fo zur 
fällig ſey alfo auch der Nachteil, welcher für den eins 
zelnen Staatödiener, aus den Berbältniffen der Gemein: 
de, in welcher er wohne, etwa hervorgehen koͤnne, und 
welchem er nicht mehr, als jeder andere Gontribuable 
untermprfen werde. 

Der Herr Prälat Schmidt: In der lettgenannten 
Beziehung werde ein Staatsdiener allerdings allen übris 
gen Kontribuablen zweyter und dritter Klaffe gleich 
ftehen, nicht aber, was fi, feiner Anfiht nach, bier‘ 
als. entfcheidend darſtelle, in der Möglichkeit, feinen 
Wohnſitz frey zu wählen, und die Bortheile der Anftals 
ten wirklich zu genießen, zu welchen er als Gontribuns 
bler zweyter und dritter Klaſſe bengetragen babe. In 
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diefer Hinficht fey ed denfbar, daß ein Staatsdiener, 
welcher feinen Aufenthalt viermal zu verändern genöthigt 
werde, am erjten Orte zu Erbauung einer Kirche, am 
zweyten zu Erbauung eines Pfarrbaufes, am dritten 
zu Erbauung eines Schulhaufes contribuiren müfje, ohne 
von feinen Leiftungen nur den mindeften Bortheil zu 
genießen. 

"Der Herr Freyherr von Breidenftein: Ein fol 
cher Mechiel bed Wohnfiged bey Staatddienern werde 
nicht leicht vorfommen, und dann fey auch zu bebenfen, 
daß eine Verfegung, welche dem einen Staatsdiener den 
Genuß der Anftalten, zu welchen er contribuirt babe, 
entziehe, gerade deßhalb ihn feinem Nachfolger unents 
geltlich gewähren muͤſſe. Der Bortheil und der Nach— 
theil, welcher bey einer Zuziehung der Staatödiener zu 
den Gemeindeumlagen zweyter und dritter Klaffe aus 
einer Verſetzung derfelben für fie entfpringen koͤnne, 
werde fie) alfo im Allgemeinen vollfommen gleichitehen ; 
und bey einer mehrmaligen Verſetzung wahrſcheinlich 
compenfiren. | 

Der Herr Geheime. Staatsratb Hofmann: Die 
Staatsregierung habe nach genauer Erwägung der in 
ben Verhandlungen beyder Kammern bis dahin entwicdels 
ten Anfichten noch immer die Ueberzeugung, daß das 
Geſetz, wenn e8 jo, wie ed vorgelegt fey, die Zuſtim— 
mung der Stände erhalte, weder eine Inconſequenz noch 
eine unzuläffige Begünftigung der öffentlichen Beamten 
berbeyführen werde. Es unterliege feinem Zweifel, daß 
nach den bis jetzt geltenden Normen, die Etaasdiener 
zu den Gemeindeumlagen zweyter und dritter Klaffe nur 
dann zugezogen worden feyen, wenn fie Gegenftände des 
Smmobiltarfatafters befeffen hätten. Sa felbft von den 
in Folge der Verordnungen vom 17ten Februar und 30ten 
May 1814 für fie gebildeten Eteuerfapitalien hätten 
fie zu den Gemeindeumlagen niemald den mindeften Bey 
trag geleiftet. Es ſey auch nicht Abfiht der Stkatsres 
gierung gewefen, in Folge der Einführung der allge- 
meinen Perſonalſteuer, die Berechtigungen der Gemein: 
den, im Verhaͤltniſſe zu den Nichtgemeindegliedern, nas 
mentlich den Befoldeten, zu verbefiern, und dieß um fo 
mehr, als eine Erweiterung des Steuerfußes für Ges 
meindeumlagen mit ber Entftehung der Perfonalfteuer: 
fapitalien in gar feinem nothwendigen Zufammenhange 
fiehe. Indeſſen ſey er, troß diefer, wie er gezeigt zu 
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haben glaube, wohl motivirten Anficht: ber Staatsre⸗ 
gierung , dennoch beauftragt, zu erflären, daß die Res 
gierung auf die Faffung des Geſetzes, fo, wie: fie vor⸗ 
gelegt ſey, im Allgemeinen Teinen entfcheidenden Werth 
lege, und zwar aus Gründen , welche bie hohe Kammer 
am ficherfien in der Idee finden: werde, daß: es ben 
Staatsdienern jeldt unangenehm ſeyn müfle, uber das⸗ 
jenige zu certiren, was man: als einen Vorzug ‚ihres 
. Standes anſehen koͤnne. 

Nur eine Klaffe der Perfonalfteuerpflichtigen ſey 
von diefer allgemeinen Erklärung. ausgenommen, näms 
lich die der Geiſtlichen und Schullehrer, indem die Staats: 
regierung den befonderen Wunſch hege, daß. der geiftliche: 
Stand auch bey Annahme des, von der. zmeyten Kam⸗ 
mer votirten Amendements dennoch von ‚den Gemeinde: 
umlagen zweyter und dritter Klaſſe befreyt bleiben moͤge. 
Schon durch die Einführung der -Perfonalitener ſeyen 
die Geiftlichen und Schullehrer in eine ungiinftigere Tage 
verfeßt worden, eine Lage, für welche ihnen die Webers 
nahme der Steuern von ihren Befoldungsgütern: auf 
die Staatskaſſe nur in den Fällen eine Entfchäbigung 
gewähre, in welchen fie diefe Steuern bisher felbft getras 
gen hätten. In allen andern Fällen treffe der Vortheil 
der Stenerfreybeit der geiftlichen  Befoldungsgäter nur 
bie Gemeinden, und koͤnne hoͤchſtens indirect anf die 
Nutznießer der befreyten Güter zuruͤck wirken. 

Es erſcheine daher bey der großen Zahl ſchlecht do⸗ 
tirter geiſtlicher Stellen ſehr bedenklich der neuen Laſt 
eine noch groͤßere dadurch hinzuzufuͤgen, daß man die 
Perſonalſteuerkapitalien der Geiſtlichen und Schullehrer 
fuͤr Beytraͤge zu den Gemeindeumlagen in Anſpruch neh⸗ 
me, und dieß um ſo mehr, als das Perſonalſteuerkapital 
der Geiſtlichen fuͤr das Einkommen derſelben, und alſo 
fuͤr ihre Beytragsfaͤhigkeit — Gemeindelaſten, ſehr haus 
fig keinen ganz paſſenden Maaßſtab — Die Groͤße 
und der Miethwerth der Pfarr- und Schulhaͤuſer ſtehe 
naͤmlich mit dem Einkommen der Pfarreyen oder Schul⸗ 
ſtellen, oft in keinem richtigen Verhaͤltniſſe. Eine ſchlecht 
dotirte Pfarrey habe nicht ſelten ein ſehr geraͤumiges, 
und eine reiche dagegen ein ſchlechtes, unbedeutendes 
Wohnhaus, ein Umſtand, welcher bey allen andern Per⸗ 
ſonalſteuerpflichtigen nicht zur Sprache kommen koͤnne, 
bey welchen der Miethwerth ihres Locals durch freye 

Wahl beſtimmt werde, und welcher von der Staatsre—⸗ 
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gierung.bey Annahme des Miethwerthes ald Baſis ver. 
Perfonaliteuerfapitalien nur deßhalb nicht beruͤckſichtigt 
worden ſey, weil ſich fein anderer ſichererer allgemeis, 
ner Maaßſtab für das Produkt der perſoͤnlichen Thaͤ⸗ 
tigkeit habe auffinden laſſen. Dieſe, aus der Perſonal—⸗ 
ſteuer ſelbſt ſchon hie und da hervorgehende Ungleichheit, 
Durch eine Zuziehung der Geiſtlichen zu den Gemeindes. 
laſten, nach Maaßgabe der Perſonalſteuerkapitalien, 
noch mehr zu erhoͤhen, jedoch enthalte neben einer Haͤrte 
ohne Zweifel auch eine Unbilligkeit. — 

Aber ‚nicht allein das pecuniaͤre Intereſſe bes geiſt⸗ 
lichen Standes mache eine Befreyung deſſelben wuͤnſchens⸗ 
werth, ſondern dieſer Gegenſtand habe auch eine Seite 
von viel hoͤherer Bedeutung, naͤmlich eine ethetiſche oder 
moraliſche. Die Beruͤckſichtigung dieſer Seite koͤnne dem 
Staate ſo lange nicht gleichguͤltig ſeyn, als ihm die 
Aufrechthaltung der Wuͤrde des geiſtlichen Standes übers 
haupt am Herzen liege, als er die Ueberzeugung hege, 
daß mit dieſer die Erhaltung der Religion ſelbſt, nnd, 
Ti feine eigene Wohlfahrt auf das Innigfte verfnüpft. 
ey. TRAHHR 2 

Er fey daher beauftragt bey der hohen Kammer 
darauf anzutragen, fie möge, falls fie der von: ber zwey⸗ 
ten Kammer bejchloflenen Ausdehnung der Artifel 2 und 
3 beyzutreten geneigt fey, für die Geiftlichen und Schul— 
lehrer eine Ausnahme von der allgemeinen Regel in der 
Art votiren, baß die ihnen gefeglich zur Laſt fallenden 
Umlagen zweyter und dritter Klaffe, an ihrer Statt 
von den ‚Gemeinden felbft getragen werden müßten. Diefe 
ae wenigftend halte die Staatsregierung für uns 
erläßlich. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Mit dem, 
was der Herr Negierungscommiflär über. die ungünftige- 
Lage des geiftlichen Standes, und über bie Ummögliche 
feit demfelben noch größere Laſten als diejenigen, von 
welchen er jetzt gebrücdt werde, aufzulegen, geäuffert 
habe, fey er in Anfehung der gering Befoldeten voll 
fommen einverftanden. - Er glaube indeffen, daß die Abs, 
fiht der Staatsregierung, die Lage des geiftlichen Stans 
des zur verbeffern, oder fie wenigftens nicht zu verfchlim- 
mern, auch aufanderem und richtigerem Wege, als durch 
Befreyung von den Beyträgen zu den. Communalumlas 
gen zweyter und dritter Klaffe, . erreicht werden koͤnne, 
nämlich durch erhöhte Gehalte, und durch Beftimmung 
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einer congrua. Auf das Anſehen der Geiftlichen- und, 


die Liebe ihrer Gemeinden müfje wenigſtens eine Befrey⸗ 
ung: derfelben von den DBeyträgen zu ben Communals 
umlagen eben fo ungünftig einwirken, als dieß bey der 
Uebernahme der auf den geiftlichen Befoldungsgütern. 
ruhenden Steuern durch die Gemeinden der Fall gewefen 
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Sollte indejfen die Ausführung.der oben angegebes 
nen‘, für die Verbeſſerung der Lage bes geiftlichen Stanz. 
des wohl am ficherften und Fräftigften wirfenden Mittel 
noch zur Zeit unmöglich erfcheinen , fo bleibe. allerdings, 
auch nad) feiner. Anſicht, fein anderer Ausweg übrig, 
als der, von dem Herrn Regierungscommiffär in Vor— 
fhlag gebrachte. Ber wi 

Der Herr Geheime Staatsratd Hofmann: Wie. 
entfernt der Stanferegierung die Möglichkeit liege ,. für, 
die Verbeſſerung des Schickſals der Geiftlichen und Schulz. 
lehrer etwas Erhebliches zu thun, ergebe fih am beſten 
aus der, auf diefem — ſchon fruͤher erwaͤhnten 
Berechnung, daß eine jaͤhrliche Ausgabe von 30,000 fl. 
erforderlich feyn werde, um ſaͤmmtlichen Pfarrftellen die 
noch immer zu geringe congrua von 500 fl. zuzuwenden. 
Sn fo fern Stelle fi alfo die von der Staatsregierung. 
vorgefchlagene Eremtion der Geiftlichen. von Beyträgen 
zu den Gommunalumlagen für jest auch nach der Ans 
fiht des Herren Berichtserftatters der hoben Kammer. 
als gerechtfertigt var. Aber auch ‚felbft dann, wenn, 
alle Pfarritelen hinreichend dotirt feyen, liege doch im⸗ 
mer noc in der Würde des geiftlichen Standes ein mo— 
ralifcher Grund, ihn von Abgaben zu befreyen, . welche 
nicht bloß in Gelde, fondern, nach Umftänden auch, in 
perfönlichen, mit dem Dienfte der Religion nicht wohl 
vereinbaren Leiftungen beftehen koͤnnten. Gtellvertres 
tung, welche bey dem reicheren Bauer gewoͤhnlich Statt 
finde, fey für den Pfarrer nur dann möglich, wenn er 
einen Knecht beſitze, ober wenn er einen, oft bebeutens 
den Geldaufwand nicht zu fcheuen brauche. - Aufferdem 
werde er ‚genöthigt feyn, die etwaigen in. ben Commus 
nalumlagen enthaltenen Arbeiten in Verfon zu verrid- 
ten, und fo nicht nur die Würde feines: Amtes hintan 
zu ſetzen, fondern auch feine amtliche Thätigfeit felbft 
zu unterbrechen. Unter diefen Umftänden fünne das Ge- 
fühl, welches das Anfehen und den Einfluß des Pfar⸗ 
rers bey feiner Gemeinde in Folge einer Befreyung von 
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den Sommunalumlagen zweyter und dritter Klaffe, ver- 
mindere, wohl fein auf billigen Gründen. beruhendes, 
fondern nur ein eigennüßiges genannt werden, und vers 
diene defhalb am wenigften eine Berüdfichtigung durch 
den Geſetzgeber. 

“Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Dbgleich die Befreyung einer Klaffe von Gemeindeeinwoh⸗ 
nern von den Gonmunalumlagen, fo lange die Gemein— 
deordnung als proviforifches Geſetz Bbeftehe, mit dem 
Geiſte dieſes Geſetzes nicht in Hebereinftimmung gebracht 
werden fönne, fo fcheine ihm doch die Befreyung Der 
Geiftlichen und Schullehrer nicht nur der Billigfeit ans 
gemefjen, fondern er glaube auch, daß biefelbe die Stel- 
lung der Geiftlichen zu ihren Gemeinden nicht verfchlim- 
mern fönne, indem die Iekteren einer Theilnahme ver 
Beiftlichen an den Communallaften niemals gewohnt ges 
weſen feyen, ein beftehendes Verhältniß alfo nicht ver- 
ruͤckt werbe. | | 

Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Die Bes 
freyung der Geiftlihen und Schullehrer von den Gonts 
munalumlagen zwepter und dritter Klaffe, mit welcher 
er fich ebenfalls einverftanden erfläre, bebürfe wohl, 
nach den, von dem Herrn Regierungscommiffär dafuͤr 
angeführten Gründen feiner weiteren Vertheidigung. 

Was die übrigen, durch Artifel 2 und 3 des Ge 
feßesentwurfes beabfichtigten Befreyungen betreffe, fo 
ehre er den Sinn, welcher der Erflärung der Staats: 
regierung, auf ber Befreyung der Sffentlihen Beamten 
nicht beftehen zu wollen, inne wohne und er erfenne 
die Uneigennügigfeit der Staatsdiener, welche für eine 
Nichtannahme der beyden Artikeln in der vorgelegten 
Faſſung geftimmt hätten, um in den Augen mancher 
ihrer Mitbürger nicht als eine, von der Beftreitung Der 
öffentlichen Laften weniger theilnehnende Klaffe zu er- 
fheinen. Indeſſen könne er ſich dennoch nicht überzen- 
gen, daß eine Zuziehung der Staatsdiener zu den Com⸗ 
munalumlagen den Forderungen der Billigfeit entſpreche. 
Eher würde fich diefelbe rechtfertigen laſſen, wenn das 
‚frühere Verhältniß noch fortdanerte, nad welchem alle 
Staatsansgaben aus directen Steuern beftritten wor— 
den ſeyen, und die Staatsdiener, als folche, an feiner 
Art von Hffentlichen Laſten Yarticipirt hätten. Diefes 
Verhältniß habe ſich aber geändert. Die Arten der 
Steuern feyen vervielfacht, und dadurch sine Menge 
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von Beduͤrfniſſen bejteuert worden, welche gerabe der 
Staatsdiener vor andern Klafjen voraus habe. Mehrere 
Städte befänden fich im Befige von flädtifchen Octrois, 
von welchen. die Staͤatsdiener nit ausgenommen feyen. 
Dazu komme noch die Zuziehung derfelben zur Perfonal- 
ſteuer, durch welche ihr reinftes Einkommen getroffen, 
alfo dasjenige ſchon hinlaͤnglich verfteuert werde, was 
ihnen: nad, Beltreitung ihrer flandesmäßigen Bedürf- 
niffe, zu erübrigen möglich fey. Schon daraus ergebe 
ſich die Billigfeit eines Anſpruchs derfelben auf Befrey- 
ung won ‚den Communallaſten, noch mehr aber fpreche 
uͤr der Umſtand, daß der Ort ihres Aufenthaltes und 
die Dauer des letzteren ihrem freyen Willen nicht übers 
laſſen ſey, daß alfo, bey der Verfchiedenheit der Höhe 
ber Umlagen an den verjchiedenen Orten, Theild eine 
nachtheilige und zwecwidrige Ungleichheit unter den 
Stantödienern felbit entſtehen, Theils aber e8 von Auffe- 
ren, an fi) zufälligen Umftänden abhängen müffe, ob 
ein Staatsdiener die Vortheile der Anftalteıt, zu welchen 
er contribuirt babe, auch wirklich zu genießen im Stande 
ſeyn werde. 5:8 
Endlich entjiehe dur eine, im Sinne des Aus: 
fchußberichtes der hohen Kammer vorgenommene Abäns 
berung der Artikel 2 und 3 des Entwurfes auch noch 
die Möglichkeit, daß durch bie Höhe der Gemeindeums 
lagen der den Staatsdienern ausgeſetzte Gehalt auf eine, 
mit dem Intereſſe des Staates ganz unvereinbare Weife 
gefchmälert werden koͤnne. Er wolle auf diefen Umftand 
aber hier fein befonderes Gewicht legen, weil ber Anz 
trag auf Feltfegung eines Marimums der Communals 
umlagen, wenn berjelbe die Genehmigung der Staates 
regierung erhalte, wenigftens eine zu willführliche Schmä> 
lerung der Gehalte der Etaatsdiener. verhüten werde, 
und weil er auch ohne Berüudfichtigung jenes Umſtandes 
-burd die früher angeführten Gründe feinen, auf unbes 
dingte Annahme der Artikel 2 und 3 gerichteten Antrag 
zur Genuͤge gerechtfertiget zu haben glaube. 
Der Herr Kanzler Arens: Er fey allerdings, in 
eg mit Sr. Hoheit, der Anficht, daß eine 
Befreyung der Staatsdiener von den Sommunalumlagen 
zweyter und dritter Klaſſe ſich fehr wohl vertheidigen 
laſſe. Es bleibe aber, wenn aud die hohe Kammer 
diefer Meinung beytreten follte, die wirkliche Befreyung 
der Staatödiener noch immer von der Beantwortung 
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der Frage abhängig, wie e8, im Falle eined Diffenfes 
der beyden Kammern unter fi, und der Kammern mit 
der Staatöregierung über die Annahme der Artifel. 2 
und 3 des Entwurfes, oder überhaupt im Falle der 
bloßen Nichtannahme diefer Artikel, ohne Subflituirung 
neuer Bellimmungen, gehalten werden muͤſſe. 

Die Staatsregierung koͤnne bier, da der von. ihr 
vorgelegte Entwurf feine gefegliche Kraft erlangt habe, 
fortwährend nur die Normen anwenden, welcde bisher 
Geſetz gewejen feyen, und daraus folge die Verbindlich 
feit der Staatsdiener zu den Communalumlagen beyzu- 
tragen, wenigftend mit hoher Wahrfcheinlichfeit. Wäre 
jest noch über ein Gefeg wegen diefer Zuziehung zu bes 
rathen, fo würde, im Falle der Nichtannahme defjelben, 
die Befreyung der Staatödiener ald Regel erfcheinen. 
Aber es handle fich nicht mehr de lege ferenda, fondern 
von einer Ausnahme, weldhe von der bereits vor; 
bandenen gefeglihen Regel gebildet werden folle. 
Gelange diefe Ausnahme nicht zur gefeglichen Sanftion, 
fo würden, nad den Bellimmungen der Gemeindeord- 
nung, ſaͤmmtliche Gemeindeeinwohner nach Verhälts 
niß ihrer directen Steuerpflicht, alſo auch nad) ihrer 
Perfonalfteuerpflichtigfeit, zu den Gemeindeumlagen zus 

ezogen werden mähen. Geſetzt, eine ſolche Wirfung 
EX bey Propofition der Perfonalftener nicht in der 
Intention der Staatsregierung gelegen, fo fey Doc bie: 
fer Umftand nicht vermögend eine, von felbfi eingetres 
tene beftehende Folge jener Steuer wieder aufzuheben. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Mit 
dieſer Anficht des Herrn Kanzlerd von der Wirkung 
eine Diffenfes zwifchen beyden Kammern unter ſich, 
oder mit der Staatsregierung binfichtlich der Annahme 
der Artifel 2 und 3 des Entwurfes, oder überhaupt von 
der Wirkung der bloßen Nichtannahme diefer beyden Ars 
tifel, könne er nicht ganz übereinftimmen. Die Artifel 
der Gemeindeordnung, nach welchen die Umlagen zwey— 
ter und dritter Klaffe, nad dem PBerhältniffe der ges 
— Steuerpflichtigkeit, repartirt werden ſollten, 

ezoͤgen ſich nur auf diejenige Steuerpflicht, welche zur 
Zeit der Abfaſſung der Gemeindeordnung beſtanden haͤtte. 
Im Falle der bloßen Nichtannahme der Artikel 2 und 
3 wuͤrden daher die Beſtimmungen fortdauern, welche 
in den Verordnungen vom 17. Februar und 30. May 
1814 hinfichtlich der Beſteuerung der Befoldeten enthals 
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ten ſeyen, und nach welcher Fein Staatsbiener in feiner 
Eigenfchaft als folher, und in Beziehung auf feinen 
Gehalt, zu einer Theilnahme an den Gemeindeumlagen 
verpflichtet erfcheine. - — 

DOffenbar würden aber die Perſonalſteuerkapitalien 
den Staatsdienern nur als ſolchen angefegt, weil nur 
ihre Eigenfhaft als öffentliche Beamte ald Grund ihres 
Aufenthaltes, ihrer age ‚an einem beftimmter Orte 
angeſehen werden koͤnne. Üebrigend ſey diefe ganze, 
von ihm zulegt entwidelte Anficht, einzig feine perfüns 
liche, und ohne die Abficht- ausgefprochen worden, der 
Staatsregierung in ihren Entſchließungen vorzugreifen. 

Der Herr Kanzler Arens: Er wolle. allerdings 
zugeben, daß über den Sinn der Artifel 84 und 87 der 
Gemeindeordnung Zweifel möglich feyen. Nehme man 
indeffen zu Ausmittelung deſſelben juriftifche Snterpretas 
tionsregeln zu Hülfe, fo komme man-zu dem Refultate, 
welches er, feiner Behauptung, daß im Falle der bloßen 
Nichtannahme der Artifel 2 und 3 des Gefeßedentwurfes 
die Staatsdiener zu den Communalumlagen zugezogen 
werden würden, zu Grunde gelegt babe. Ein jedes Ges 
feg müffe im Zweifel auf die Weife interpretirt wers 
den, welche feiner Anwendbarkeit und feiner Fortdauer 
am angemeffenften erfcheine. Wolle man die in den Ar- 
tifein 84 und 87 der Gemeindeordnung gebrauchten Worte 
„gefammte Steuerpflidtigfeit‘‘ nur von den, 
zur Zeit der Einführung der Gemeindeorbnung geltens 
den Stenern verfiehen, jo miüfle man annehmen, daß 
durch die Einführung einer jeden neuen Steuer, den 
beyden erwähnten Artifeln derogirt fey. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 

In Beziehung auf die in Artifel 2 und 3 des vorlies 
— Geſetzesentwurfes ausgeſprochene Befreyung der 

taatsdiener wolle er ſich nur noch folgende Bemerkung 
erlauben. Durch die Aufhebung. der bäuerlichen Gewerb— 
ftener fey den Gemeindeumlagen ein fehr bedeutendes 
Steuerfapital entzogen, und an deſſen Stelle die Kapi— 
talien der neuen Gewerbftener und der Verfonalftener 
gefegt worden. Würden nun zu ben Gemeindeumlagen 
nicht alle Perfonalftenerfapitalien beygezogen, fo treffe 
der dadurch entjtehende- Ausfall die Forenfen, und gegen - 
eine folche Mehrbelaftung diefer leßteren, um die Staats- 
diener zu erleichtern, fpräcen offenbar alle die Grunde 
der Billigfeit, welche man für eine Befreyung der Staats- 
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diener angeführt habe, Uebrigens feyen bie Perfonal- 
fteuerfapitalien, im Verhaͤltniſſe gu den übrigen Steuers 
- Fapitalien, nur fehr unbedeutend, eine allgemeine Bey» 

ziehung derjelben zu den Gemeindeumlagen daher um fo 
mehr zu rechtfertigen, je weniger eine foldye für die 
Staatödiener drüdend werben fönne. Während ein Fo— 
renje nach feinem Perfonalitenerfapitale, nach dem Steuer> 
fapitale feines Haufes zugleich contribuiren müffe, treffe 
diefelbe . Gemeindeumlage den Staatsdiener nur alleın 
nad) feinem Perfonaliteuerfapitale, ! 

Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Statt. zu 
fagen, daß eine Befreyung der Staatsdiener von ben 
Gemeindeumlagen, die Beyträge der Forenfen erhöhen 
.müffe, werde man fich, feiner Anficht nach, richtiger fo 
ausprüden: Eine Zuziehung der Staatsdiener zu den 
Communalumlagen muͤſſe die gefeglichen Beyträge der 
Forenfen vermindern. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Auf die 
Bemerkung ded Herrn: NRegierungscommiffärs, daß die 
Perfonaljieuer den Staatsdiener nur als foldhen treffe, 
weil er nur ſeines Amted wegen, an einem gewiffen 
Drte wohne, müffe er erwiedern, daß die Staatsdiener, 
auch ohne Ruͤckſicht auf ihre Befchäftigung, immer Per> 
foneneigenfchaft befäßen, und auch ohne Staatsdiener 
zu feyn, ein Perfonaljiteuerfapital haben würden, wels 
ches ihr jeßiges, wenn fie eigenes Vermögen hätten, fehr 
leicht überfteigen koͤnne. . — 

Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann: Dieſe 
Bemerkung des Herrn Referenten halte er fuͤr eben ſo 
richtig, als die vorhergehende des Herrn Grafen zu 
Solms-Laubach. Eine Abweichuug ihrer beyden An— 
ſichten von der ſeinigen, ergebe ſich nur durch die ver: 
fehiedene Anwendung derjelben Grundfäge. Die neue 
Perfonalftener fey auf ein bie dahin unbefanntes Syftem 

egründet. Sie folle bey dem Taglöhner den Ertrag der 
FR ihn aufgehobenen bäuerlichen Gewerbfteuer erfegen. 
Bey dem Staatsdiener jchaffe fie aber eine Beſoldungs— 
fteuer, an die Stelle der Steuer, zu welcher früher die 
Befoldung felbft nur bey auflerordentlichen Steueraus— 
fchlägen angezogen worden fey. In fo. fern man alfo 
die Laſten, zu deren Uebernahme der Staatsdiener jchon 
früher eine ‚Verpflichtung gehabt habe, d. h. aufferers 
dentliche Laſten und Kriegslaften, als auf Die neue Vers 
fonalfteuer übertragen anfehe, jtelle ſich diefe Anficht als 
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vollfommen geredhtfertigt dar. Von Beyträgen zu Ger 
meinbelaften feyen aber die Staatsdiener bis bahin bes 

freyt gewefen, und diefe Befreyung muͤſſe deßhalb, fobald 
fie von dem neuen Gefege nicht ausdruͤcklich aufgehoben 
werde, auch für die Zufunft fortdauern. 

Dieß fey die von der Staatsregierung bey Abfas- 
fung der Artifel 2 und 3 * vorliegenden Geſetzesent⸗ 
wurfes zu Grunde gelegte Argumentation. 

Der Herr Kanzler Arens: Auf die Natur ber 
Steuer, an deren Stelle die Perfonalftener getreten fey, 
könne es bey Beantwortung der Frage, ob die Staates 
diener vermöge ihrer Perfonalfteuerfapitalien zu den Ge: 
meindeumlagen zuzuziehen feyen, feiner Anfiht nad, 
nit aufommen. Die Befoldungsftener, ald aufferardent- 
a2 Steuer, babe, fobald fie durch die Perjonalfteuer 

Bt worden fey, ihren Character verloren, und nicht 
mehr diefer, fondern lediglich der Character der beitehen- 
den Steuer, koͤnne als bey Beurtheilung der obigen 
Frage entfcheidend, angefeben werben. 

Des Herrn Grafen zu. Solms⸗Roͤdelheim Er» 
—* Die Perſonalſteuer ſey eine directe Steuer. Je⸗ 
der Steuerpflichtige werde mit ſeinen ſaͤmmtlichen Steuer⸗ 
fapitalien zu den Communalumlagen zugezogen, und 
dieß müfle alfo auch für den Staatsdiener gelten. Für 
hn ſey Die Perfonalfteuer, was die Grundfteuer für den 
Güterbefiger. - 
| Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Es unterliege allerdings feinem Zweifel, daß. die Staats⸗ 
biener jebt weit mehr als fonft zur Theilnahme an ben 
öffentlichen Laſten verpflichtet feyen. Aber alle andere 
Stände verfteuerten ebenfalls ihr ganzes ‘reines Einkom⸗ 
- men, und würden deßhalb doch nicht bloß zu den Staats⸗, 
fondern auch zu den GCommunallaften beygezogen. Die 
Rechtmäßigkeit der Zuziehung der Staatsdiener koͤnne 
daher um jo weniger einem Zweifel unterliegen, als bie 
Beytraͤge derfelben, nah Maaßgabe ihres Steuercapis 
tals, im Verhältniffe zu den Beyträgen anderer an ben 
Gemeindenmlagen parficipirender Richtortsbürger noch 
immer fehr gering ’erfcheine. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Haupt 
fählicy die Folgerung, aus welcher man die Pflicht der 
Staatödiener, zur TIheilnahme an den Gemeindeumlagen 
berleite, fey ed, mit welcher er ſich auf feine Weife ver⸗ 
einigen könne. — Den Staatödienern ſey durch die Per- 
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fonalftener eine, ihnen bis dahin fremde Abgabe aufges 
biürdet worden, und bloß um diefer neuen Xaft willen, 
wolle man ihnen nun eine zweyte, vielleicht noch drüs 
dendere, zumuthen, von der fie bis dahin ebenfalls vollig 
befreyt geweſen jeyen. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Die 
Rechtmaͤßigkeit einet ſolchen Zuziehung der Staatsdiener 
zu den Gemeindelaſten gehe aus Artikel 84 und 87 de 
Gemeindeordnung hervor. 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Dieſen 
Artikeln ſtelle er den Artikel 78 entgegen, nach welchem 
die Gemeindeeinwohner nur in fo ferne zu den Commu— 
nallaften beygezogen werden follten, ald fie von dem 
Zwede der Steuerausfchläge Vortheil gendffen. Der 
wirfliche Genuß eines ſolchen Vortheild werde aber, wie 
der Herr Prälat Schmidt gezeigt habe, den Staatsdie— 
nern, welchen die Wahl ihres Wohnortes. nicht übers 
laſſen ſeyn könne, nicht felten ganz unmoͤglich gemacht. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Eine ge 
naue Anwendung des Artifeld 78 der Gemeindeordnun 
fey etwas im Allgemeinen fehr wuͤnſchenwerthes. Ra 
der Art und Weife aber, wie derfelbe jest in Vollzug 
gefegt werde, fünne ein, zu ben Gemeindeumlagen zus 
gezogener Staatsdiener gewiß nur felten über einen ges 
ringeren. Antheil an dem Nugen aus denfelben, als jeder 
andere Gontribuable zu klagen Urſache haben. Ä 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Das 
Bebürfniß einer firengeren Anwendung des Artifels 78 
‚habe in der legten Zeit häufige und gegründete Klagen, 
und vielleicht einen Theil der, auf Revifion der Gemein» 
beordnung gerichteten zahlreichen Motionen veranlaßt. 
Se mehr man aber eine Aufrechthaltung des fraglichen 
Artikels wuͤnſche und verlange, defto weniger erfcheine 
es confequent, wenn man im Widerftreite mit dem Sinne 
befielben , eine Klaffe von Staatsbürgern zur Theilnahme 
an den Gemeindelaften verpflichten wolle, bey welcher 
ein wirklicher Nutzen aus dieſer Xheilnahme fi im 
runde nur ald etwas Zufälliges daritellen werde. 

Der Herr Freyherr von Breidenjtein: Der 
Schlußantrag ded Augfchußberichtes der hohen Kammer 
enthalte in diefer Beziehung eine Verwahrung. 

Der Herr Präfident verlieft den Schlußantrag des 
Ausfchußberichtes. | 
- Der Herr Freyherr Riedefel: Wenn die Staats, 
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diener auch nur zu den Communalumlagen zugezogen 
würden, aus welchen für fie ein wirklicher Nugen bers 
vorgehe, fo würden fie ſchon zu hinreichend großen Bey 
trägen verpflichtet feyn. na 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: :Die 
Staatsdiener würden alfo nad der. Anficht des Herrn 
Freyherrn Riedefel nur zu einzelnen Conmunalumlagen 
zweyter und dritter Claſſe zugezogen werben. 

Schließlich erlaube er ſich noch die Bemerkung, daß 
wenn man das Militär, um der Linficherheit feines Do— 
micils willen, von der Entrichtung der Perfonalfteuer 
losgeſprochen habe, der nämliche Grundſatz, confequent 
angewandt, auch zu einer Befreyung der übrigen Staats⸗ 
diener don’ den Communallaſten führen müffe. 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Auch 
er erlaube ſich noch eine Bemerkung in Beziehung auf 
zwey verfchiedene Aeußerungen Sr. Erlaudt des Herrn 
Grafen zu Solms - Laubadh. - Die erfte . berfelben, daß 
aus einer Befreyung einzelner Klaffen von Perfonals- 
Peuenefektpeigen eine größere Laſt für die Forenfen bers 
vorgeben müfle, ſey vollfommen gegründet, und eben 
deßhalb wuͤnſche er auch, daß die hohe Kammer, falle 
fie die Ausnahme der Pfarrer und Schullehrer von der 
Beytragspflicht zu den Communallaften als gerechtfertigt 
anerkenne, nicht eine völlige Befreyung diefer Perfonen, 
fondern eine Uebernahme der ihnen zufallenden Commu— 
nalumlagen von Seiten der Gemeinden befchließen möge. 

Was die zweyte Bemerfung des Herrn Grafen zu 
Solms⸗Laubach betreffe, daß man die Staatödiener um 
fo eher zu den Communalumlagen zuziehen fünne, als 
die, für fie feſtgeſetzten Steuerfapitalien geringer als 
die Kapitalien aller übrigen Steuerpflichtigen ſeyen, fo 
fönne er damit nicht Abereinftimmen. 

"Die Staatsdiener würden durch die Perſonalſteuer 
weit mehr zu den Staatslaſten beygezogen,, als. die 
Grundbefiger im Verhältniffe ihrer Grundftüde. — Ben 
Grundftücden fowohl, als bey Gewerben verftenere man 
das reine Einfommen, und deßhalb feyen die Gemwerb- 
ftenerfapitalien der hoͤchſten Klaffe nur auf 300 fl. bes 
ftimmt , indem bey Berechnung des Kapitals Alles habe 
in Abzug gebracht werden müflen, was bem Gewerbe: 
treibenden die Ausübung feines Gewerbes erſt möglich 
mache. Man habe alfo eigentlidy auch das Steuerfapis 
tal des Staatsdieners nur nad) der Summe beftimmeit 
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koͤnnen, welche ihm, nach Abzug ded Aufwandes für die 
zu feiner Eriftenz als Staatsdiener nothwendigen Lebens⸗ 
bedürfniffe, übrig geblieben fey, und erſt dann würde 
derfelbe in der Befteuerung dem Gewerbetreibenden und 
dem Grundbefiger gleich geftanden haben. Dennod aber 
fey das Marimum bed Perfonalftenerfapitals auf 1000 fl. 
beftimmt worden, wahrend e8 bey der Gewerbiteuer nur 
300 fl. betrage ; indem bie Stantöregierung, um jeden 
Schein einer Begünftigung zu vermeiden, baffelbe lieber 
zu hoch als zu niedrig habe firiren wollen. 

Der Herr Kanzler Arens: Seiner Anficht nad), 
werde es angemefjener fenn, die Beyträge zu den Commu⸗ 
nalumlagen , welche den Pfarrern und Schullehrern er- 
lafien würden, gänzlich zu erlaffen, als diefelben auf 
die Gemeinden zu übertragen. Der von ber Staatörer 
gierung vor Kurzem vorgelegte, bie Befreyung ber Pfarr- 
und Eculbefoldungsgüter von der Steuer betreffende 
Gefegesentwurf, fey durch den ungünftigen Einfluß mos 
tivirt worden, welchen die Berpflichtung der Gemeinden 
zur Steuerzahlung für ihre Geiftlichen, auf die Stellung 
ber Geiftlichen in ihren Gemeinden geäußert habe. Leber; 
trage man nun aber die den Geiftlichen erlaffene. Com⸗ 
munalbeyträge, an ihrer Statt, auf die Gemeinden, fo 
werde man anf dem einen Wege ein Uebel zurückführen, . 
was man fo eben auf dem anderen zu entfernen bemüht 
geweſen ſey. | 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Roͤdelheim Er; 
laut: Er erfläre ſich mit.diefer Anficht um fo mehr 
einverftanden, ald das, was. der Gemeinde eigentlich 
allein zu beftreiten obliege, am Ende in der Regel doch 
auf die übrigen Communalbeytragspflichtigen uͤbergehe. 
Auch feyen die Koften, welche aus einer Uebertragung 
der den Geiftlichen und Schullehrern zur Laſt fallenden 
Communalumlagen auf die fämmtlihen Beytragspflich- 
tigen für diefe Teßteren erwüchfen, fo unbedeutend, daß 
fie neben den Nachtheilen, welche aus einem anderen 
Verfahren entfpringen würden, wohl nicht in Anfchlag 
cesracht zu werden verdienten. Auch die befte Pfarr 
wohnung könne nur ein kleines SPerfonalfteuerfapital 
haben, und eine, auf diefes Kapital repartirte Commu⸗ 
nalumlage das Gemeindebudget nur wenig vergrößern. 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

2) die Berathung über den Antrag des Abgeorbnes 
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ten Herrn Parcus, auf Ausdehnung, der Berord- 
nung ber vormaligen FF. öftreihifhen und 
föniglih baierifhen Landesadminifiration 
zu Kreuznach d. Yiten September 1815, 
die ee der Jagd betreffend, auf die 
Gemeinden Mainz, Kaftel und Kofthbeim in 
Rheinheſſen, und, als hierüber nichts bemerkt wird, 

3) über den Antrag des Abg. Herrn Gerih, Die 
Berminderung der Communalausfhläge be 


treffend, 

Es bemerft 

der Herr Sreyberr Riedeſel: Bey der zweyten 
von der zweyten Kammer beſchloſſenen Modification, 
koͤnne man etwa hinzufügen, daß bey einer Leberfchreitung - 
des MDarimums der Gommunalausfchläge, die Zuflims- 
mung fämmtlicher Contribuenten erforderlich fey. 

Der Herr Freyberr von Breidenftein: Sobald 
das in dem Beichluffe der zweyten Kammer enthaltene 
Wort „Stellvertreter’’ weggelaffen werde, koͤnne 
man dem Beichluffe verfelben ohne Gefahr beytreten. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Präfidium die Discuffion, und veranlapt 

IV, die Abftimmung 

4) über den Vortrag ded Ausfhufles, die Form 
ber einfeitigen Mittheilungen einer Kammer 
an die Staatsregierung betreffend, 

Das Präfidium ftellt folgende. Fragen: 

a) Will die Kammer die für die -einfeitigen Mitthei- 
tungen an die Großherzogliche Staatsregierung bid- 
ber beobachtete Form auch fernerhin beybehalten ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

b) Befchließt die Kammer, die zweyte Kammer biers 
von, unter Mittheilung des betreffenden Minifterial- 
ee auf die geeignete Weife in Kenntniß zu 
een Ä 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

9) über den Gefeßesentwurf die Beytreibung 
der Ausftände der Domanialverwaltung in 
Kheinheffen betreffend. 

Das Präfidium ftellt folgende Fragen: 

a) Nimmt die Kammer den Gefegesentwurf im Allges 

meinen, und vorbehältlich der zu einzelnen Artikeln 
etwa zu befchließenden Modiftcationen und Zufägen, 


an | 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 
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- 5) Befchließt Die Kammer den drey, in dem Berichte 
ihres Ausfchuffes näher bezeichneten, und von’ bei 
ſaͤmmtlichen anmefenden Mitgliedern der vereinigten 
Ausſchuͤſſe nicht genehmigten anteege des Referen⸗ 
ten zweyter Kammer feine Folge geben? 
Diefe Frage wird. einftimmig mit Sa beantwortet. 

c) Billigt die Kammer die von den Großberzoglichen 
Regierungscommiffarien, fowohl in Beziehung auf 
die Nubrif, als auch auf die Eingangsmworte des 
erſten Artikels des Gefeßesentwurfes , in Vorfchlag 
gebrachte Abänderung und Berichtigung mehrerer, 
— nicht gehoͤrig bezeichnender Aus— 

druͤcke 
Die Kammer beantwortet dieſe Frage einſtimmig mit Ja. 

d) Will die Kammer den, in dem Berichte Ihres Aus— 
ſchuſſes näher bezeichneten Modiftcationen und Zu— 
fügen, welche im Einverftändniffe der Großherzog⸗ 
lichen Regierungscommiffarien von den vereinigten 
Ausfchüffen in — gebracht worden ſind, ihre 
Zuſtimmung ertheilen 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 
V. Der Secretaͤr der Kammer verlieſt ein, von ihm 
ſofort entworfenes, auf den Geſetzesentwurf, die Bey- 
treibung der Ausftände der Domanialverwaltung in Rhein⸗ 
heſſen betreffend, fich beziehendes GCommunicat at Die 
zweyte Kammer. 
Es erhaͤlt die Genehmigung der Kammer, und das 
Präfidvium erflärt die Sikung für aufgehoben. 


| Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Weiterer Bericht des zweyten Ausſchuſſes der erſten 
Kammer uͤber den, die von den Muͤhlen fuͤr 
die Benutzung des Waſſergefaͤlles zu entrich—⸗ 
tende Regalitaͤts-Abgaben betreffenden Geſetzes⸗ 
entwurf; erſtattet von dem Herrn Kanzler 
Arens. 


Die Beſchluͤſſe, welche die erſte ſtaͤndiſche Kammer 
in Beziehung auf den rubricirten Geſetzesentwurf gefaßt 
hat, waren hauptſaͤchlich in folgenden Punkten von den, 
ac zweyten Kammer früher gefaßten Befchlüffen abs 
weichend: 

1.) verweigerte die erſte Kammer ihre Zuſtimmung 
zu der, von dem F. 6 des Geſetzesentwurfes beabfichtig- 
ten, und von der zwepten Kammer angenommenen Herab⸗ 
feßung der, von bereits beftehenden Mühlen zu 
entrichtenden, Wafferfallginfen auf 3 fl. per Rad; 

2) * die erſte Kammer der Meinung, daß bey 





der VerwchPlung der, in Naturalien bisher entrich— 
teten Waſſerfallzinſen in Gelde nicht, wie die zweyte 
Kammer beſchloſſen hatte, der Hauptvoranſchlag 
der naͤchſten Finanzperiode zum Grunde zu legen 


ey; | | 

3.) erflärte die erfte Kammer, den von der zweyten 
Kammer angenommenen Sten Artikel des Gefeßesentwurs 
fe8 nur unter der Vorausſetzung annehmen zu Finnen, 
daß ven Standesherrn, hinfichtlich der von ihnen bis— 
ber bezogenen Wafferfallzinfen, Wafferzinfen oder Waſſer⸗ 
pacht, den Patrimonialgerichtsherrn und anderen Pris 
vater, welche bisher dergleichen Zinfen bezogen haben, 
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und welche, nach den von ber zweyten Kammer im Ein- 
-verftändniffe mit Großberzoglidem NRegierungscommiffas 
rius gefaßten Befchluffe, diefe Zinfen auch ferner bes 
halten follen, in der Art gleichgeftellt werben, daß nur 
diejenigen Wafferfallzinfen für die Staatsfaffe eingezogen 
werden, welche erweislich von ihnen vermöge eines 
Regale bezogen worden ſeyen. i 
Diefe abweichenden Befchlußnahmen der erften Sams 
mer haben. eine, in Gegenwart des Großhberzoglichen 
Regierunsscommiffarius gepflogene neue Berathung in 
dem Ausschuffe der zweyten Kammer, aus welcdyer nadys 
ftehbende, im Einverftändniffe mit Großherzogl. Regierung 
gefaßten Beichlüffe der zmeyten. Kammer hervorgegangen 
find, zur Folge gehabt: Ä 
1.) glaubt die zweyte Kammer, daß die, in den, 
von beyden Kammern angenommenen Art. 1 — 4 vors 
fommenden Worte: | | 
„mit NRüdficht auf die Beftimmungen der Art. ou. 7.’ 
theils als überflüffig, theild aber aus dem Grunde wegs 
zulaffen feyen, weil der Inhalt der Art. 6 und 7 von 
der erften Kammer beanftandet, und namentlich die Zus 
fiimmung zu der darin vorfommenden SHerabfegung der 
bejichen bleibenden Negalitätsabgaben auf 3 fl. per Rad 
von ihr verfagt worden ſey; F 
2.): glaubt fie, daß an die Stelle des, von beyden 
Kammern angenommenen Artifeld 5, die Faflung: > 
„Bey Fünftigen Mühlenanlagen an ſchiffbaren 
Fluͤſſen foll eg nach den bisher befolgten 
Kormen, eine, jedoch nur in Gelbe beftehende Re— 
galitätsabgabe für die Benugung des Wafjergefälles 
auferlegt werden.“ dir 
3.) follen, nach den von ihr gefaßten Befchlüffen,, 
bie Art. 6, 7 und 8, wegen ber darüber altenden 
Meinungsverfchiedenheit, in der vorgelegten Faſſung zu 
verwerfen, und dafür zu fubftituiren feyn: - - 
2.) daß es hinſichtlich der Ausfcheidung der nad) 
Artikel 1 und 2 fortbeftehenden Mühlenabgaben in Itegas 
litätsabgaben und Leiftungen privatrechtlichen Urfprungs 
bey den dermalen beftehenden gefeßlichen Beltimmuingen 
verbleiben, und daß 
b.) bie in Folge der vorgedbachten Augfcheidung der 
‚ Steuerverwaltung bereitd überwiefenen oder noch über» 
wiefen werdenden Regalitätsabgaben, in fo fern fie in 
Naturalien beftehen, auf immer in ftändige Geldabgaben 
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in der Art verwandelt werden müffen, daß bierbey 
ein für allemal, für nachgenannte Fruchtgattungen, fol 
gende — — angenommen werden: 
für 1 Malter Waizen.... 
wir Be RR: 2 ein 
ui nn Gele... 2.980 
„ii nn Dfe . . .:.. 9. 5 8 
„ 1 ZZ elz . . 97a 
für fonftige Naturalien aber derjenige Preis, welcher 
fich für diefelben aus den 10 Jahren von 1816 — 1826 
als Durchſchnittspreis bey ber Neceptur, welche fie bid« 
ber erhoben hat, oder bey dem zunädft gelegenen Dos 
manialamte ergibt. | 
Referent ift der Meinung, baß die hohe erfte Kams 
mer dieſen Beichlüffen ihre Zuftimmung ertheilen koͤnne. 
Soviel nämlih den erften, auf Weglaffung der 


orte: 

‚mit Rüdficht auf die Beftimmung der Artifel 6 u. 7.’ 
gerichteten Beichluß betrifft, jo wird ber Beytritt zu 
demfelben um fo weniger Anſtand haben fönnen, als er 
durch die oben dafür angeführten Gründe vollfommen 
gerechtfertigt erſcheint. 

Eben bürfte der Beytritt zu dem zweyten Bes 
fchiuffe feinem erheblichen Anſtande unterliegen, wenn 
man erwägt, daß 

1.) die fünftige Belaftung der rheinheflifchen öffent 
lichen Bäche mit einer Negalitätsabgabe allerdings einis 
gen Bedenklichkeiten unterliegt, daß ferner 

2.) die Auflage diefer, bloß auf neue Mübhlenans 
lagen gehenden Abgabe in jedem concreten Falle den 
oft fehr fchwer zu Iößenden Streit hervorrufen wird, 
ob ein Bach ein Hffentliher oder privater ſey, 
und weil endlich - 

3.) die Bäche beynahe uͤberall fchon fo fehr mit Muͤh—⸗ 
[en überfüllt find, daß die Möglichkeit einer neuen Mübhs 
Ienanlage an denfelben wirklich zu den großen Selten⸗ 
beiten gehören, und daß es darum gewiß fehr zweckge⸗ 
mäß feyn wird, die von neuen Mübhlenanlagen zu ent- 
richtende Regalitätsabgabe, nad) dem Befchluffe der zwey⸗ 
ten Kammer, bloß auf fchiffbare Flüffe zu befchränfen. 

Auf gleiche Weife glaubt Referent den dritten, 
ſich auf die Artifel 6, 7 und 8 beziehenden Beichluß 
der zweyten Kammer zur Annahme empfehlen zu fönnen. 

Sp viel nämlich den Artifel 8 des Entwurfes be- 

4 * 
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trifft, fo hatte der frühere Beichluß der eriten Kammer 
nur die Tendenz, dasjenige aus demfelben zu entfernen, 
wodurdh ‘er für die Standedheren nachtheiliger und 
drücender, ale die bisherige Gefeggebung wurde. Dies 
fer Nachtheil ift durch die jeßt kefchloffene veränderte 
Faffung, welche ſich bloß auf die beftehenden. gefeglichen 
Beitimmungen bezieht, gänzlich entfernt, und man kann 
den jegigen Beſchluß der zweyten Kammer, mwenigitens 
der Sade nah, als eine Zuftimmung zu der Anficht 
betrachten, welche von ber erften Kammer uͤber biefen 
Punkt ausgefprochen worden ift. 

In Beziehung auf die Artikel 6 und 7 des Ent—⸗ 
wurfes tritt nun zwar ein gleiches Verhältnig nicht ein, 
indem die erfte Kammer bey ber beabfichtigten Berwands 
lung der Naturalpräjtationen in Gelde die Steuerre 
gulirungspreife, die zweyte Kammer bagegen Die 
reife des — von 1827 bis 
1829 zum Grunde gelegt wuͤnſchte, und der jetzige Be: 
fchluß der zweyten Kammer: auf eine, — dieſen 
beyden Anſichten gewiſſermaßen in der Mitte ſtehenden 
Verwandlungsnorm gerichtet iſt. | 

Der Beytritt zu Diefem Antrage dürfte indeſſen viel 
leicht um fo weniger einen Anftand finden, als es ber 
Wahrheit entipricht, daß die Steuerregulirung$s 
preife aus einer nicht leicht wiederkehrenden, ſehr 
theueren Zeit aufgeftellt find, als ferner die von Der 
zweyten Kammer vorgefchlagene Preife einen billigen, 
nicht zu hoch, und nicht zu niedrig gegriffenen Durch» 
fhnittspreis zu enthalten fcheinen, und als in Angeles 
genheiten diefer Art, in welcher die Verwandlung durdy 
das Gefeß aufgezwungen werden fol, überhaupt ein 
billiger Durdfchnitt den Anforderungen der Geredhtig- 

feit am mehrften zufagt. 

Indem Referent daher die Befchlüfle der zweyten 
Kammer zum. Beptritte empfehlen zu dürfen glaubt, er- 
laubt er fich bloß darauf aufmerffam zu machen, daß 
bey der vorgeichlagenen Faflung des 6ten und ten Ar— 
tifel8 e8 vielleicht ein Mißverſtaͤndniß herbeyführen Fönnte, 
wenn darin die Worte: 

„in Folge der vorgedadhten Ausſcheidung“ 
begbehalten würden, da es offenbar der Intention der 
Regierung und der Stände entfpricht, daß alle bisher 
in Naturalien entrichteten Wafferfallzinfen in Geld ver- 
wandelt werden, und es fehr viele Wafferfallzinfen gibt, 
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bey welchen eine ſolche Ausſcheidung gar nicht vorkommt. 
Es wird indeffen darüber Feines befonderen — 
beduͤrfen, da uͤber die Intention kein Zweifel obwaltet, 
und es nur dieſer Bemerkung bedarf, um dem Geſetze, 
bey ſeiner demnaͤchſtigen Redaction, eine ſolche Faſſung 
zu geben, welche jeden moͤglichen Zweifel entfernt haͤlt. 


—— 


XCVII. 


Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
über die X, Hauptabtheilung des Voranſchlags 
der Staatsausgaben, betreffend die Ausgaben 
im Geſchaͤftszweige des Großherzogl. Miniftes 
riums der Finanzen, 

über die XL, Hauptabtheilung, allgemeine 
Koften im Kollegienhaufe betreffend und 

über die von der zweyten Kammer in Be 
ziehung auf das Staatsbudget ausgefprochenen 
Wünfche und Defiderien; 
erfiattet von dem Herrn Freyheren Riedeſel. 


1) Etatswefen und Buchhaltung bey dem : 
Ä | Miniſterium felbft. | 


Die geforderte Summe ift gleich der auf dem vori- 
gen Landtage verwilligten‘ 2000 fl. Sie zerfällt in 
1400 fl. Befoldung für den Etatführer und 600 fl.. für 
den Galenlator ; die Berwilligung. ift daher nicht zu be 
anſtanden. 

2) Rechnungskammer. 


Auf dem vorigen Landtage wurden für dieſen Zweig 
25,533 fl. verwilligt, jetzt aber 27,169 fl. gefordert, 
Diefe Mehrforderung von 1636 fl. ift durch Vermehrung 
des Perfonals entftanden, welche erfordert wird, um der - 
Arbeit zu genuͤgen, es ift aber zu hoffen, daß daffelbe, 


% 
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wenn alle Rüdftände aufgearbeitet find, wieder verrin- 
gert werden wird; die Summe ift daher um fo weniger 
‚su beanftanden, da fie nur für jetzt zu hoch erfiheint. 


3) Dauptftaatsfaffe, 


Sm Sahr 1823 wurden für die Hauptftantsfaffe 
16,780 fl. verwilligt, jegt aber an Befoldungen 
14,170 fl. 


4,854 ,, 

| AN 46 zufammen . 19,024 fl. 

gefordert. Dieſes macht eine Mehrforderung von 2244 fl. 

die nicht beanftandet werden fann, da fie von der Bes 
hörde als nöthig erfannt wurde. 


und an Kanzley⸗, Geldtransports- und an- 
dere, Koften . i ; i ; ; 


4.) Verwaltungscollegien. 


A. Oberfinanzfammer.- 


Die Forderung für dieſes Colleg befteht aus - 
54,252 fl. 
Befoldungen und an Kanzlegkfofen . . 9,872 ,, 


zufammen . 64,124 fl. 
Der Ausfhuß der zweyten Kammer trägt aber nur auf 
Verwilligung von 51,652 fl. zu Befoldungen und 8000 fl. 
zu Kanzleyfoften, mithin auf 59,652 fl. an, und ver 
Ausfhuß erfter Kammer tritt diefem Antrage bey; ins 
dem durch die Erledigung, der Directorsftele 2600 fl., 
Erſparung der Miethbe von 1400 fl. vom, Jahre 1828 
an, und verringerte aufferordentliche Aushülfe, die Kanz⸗ 
leykoſten mit 8000 fl. für die nächfte Finanzperiode ber 
fritten werden mögten. =. | 


B. Ohberforfidirection. 


gr Befoldungen werben geforbert . . 20,936 fi. 
anzleykoſteen. 2 222.2 WM 


für 

zufammen . 25,708 fl. 
Der Befoldungsitand hat fich gegen die laufende Finanz⸗ 
periode, welche eine Bewilligung von 21,125 fl. erbeifchte, 
um eine Kleinigfeit vermindert, hingegen haben fich die 
Kanzleykoften, wozu 2500 fl. verwilligt worden, fehr 


‚vermehrt. Die Erhöhung derfelben entfteht durch) Aus— 
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bülfe von Arbeitern die Feine Staatsdiener find, und 
beftehbt in einem technijchen Gehülfen bey dent Secreta— 
riate, für einen Regiftraturgehülfen,, für zwey Gehülfen 
bey der Probatur, für zwey Gehülfen bey der Schreib- 
ftube und für einen Gehülfen zum Sanzleydiener. Der 
Ausſchuß dieſer Kammer ift der Meinung, daß diefe 
Koften allerdings gefpart werben Fünnten, und kann 
nur zur Bewilligung der früher bewilligten Summe von 
24,700 fl. antragen. 


C. Oberbaudirection. 


Auf dem vorigen Landtage wurden 15,643 fl. für 
diefe Behoͤrde, nemlich für Befoldungen 13,585 fl., für 
Kanzleyfoften 2058 fl. vermwilligt. Jetzt find für Befol- 
dungen in Anſchlag gebradt -. . » » . +» 14,970 fl. 
für Kanzkeykoſten... 070. 1,566 „ 

zufammen alfo die Summe von . 16,536 fl. 
gefordert. Die Erjparungen an den Kanzleykoſten find 
zu einigen für nothwendig erfannten Befoldungserhöhun- 
‚gen verwendet worden; im Ganzen. ijt jegt 893 fl. mehr 
als in der laufenden Finanzperiode verlangt. 


5) Xocalverwaltung, Erhebung, Koften und 
Rechnungsweſen. 


A. Streitige Rechtsverhaͤltniſſe und 
Prozeßfuͤhrung. 


Fuͤr dieſen Gegenſtand hat die Staatsregierung 
44,500 fl. in Ausſicht genommen. Auf vergangenem 
Landtage wurden dafuͤr 6000 fl. verwilligt, alſo findet 
bier eine Mehrforderung von 8500 fl. ſtatt. Dieſe Mehr⸗ 
forderung erläutert fi durch eine Menge Prozefie welche 
einen Aufwand von 8800 fl. verurfachen, und durch die 
Befoldung der Kammeradvocaten zu — Darmſtadt 
und deſſen Subſtituten, und Mainz, welche 5700 fl. be— 
tragen. Der Anſchlag iſt auf die Erfahrung der lau— 
fenden Finanzperiode — ‚ in welcher bey der 
Oberfinanzfammer durch Giebigmachung der Renten in 
Rheinheffen 7900 fl. Prozeßfoften entftehen, und da ın 
ber fünftigen Finanzperiode diefe Prozeſſe wohl alle be: 
endigt und meift gewonnen werden möchten; fo glaubt 
ber Ausfchuß erfter Kammer, vereint mit bemfelben der 
zweyten Kammer, anf eine Erfparung von 2000 fl., mit- 


* 
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hin nur auf eine Berwilligung von 12,500 fl., antrar 
gen zu fönnen. 2 | 


D. Rentämter für Samerals und Forft- 
Domänen. 


In der Laufenden Finanzperiode wurden für Die 
Rentämter auf dem vorigen Landtage 47,804 fl. verwil- 
Iigt, jest aber für diefen Gegenftand 43,868 fl. gefor- 
dert, mithin find in diefem Gefchäftszweige 3936 fl. an 
Remiſen, Bireaufoften und Befoldungen für Rentamts⸗ 
Diener und Boten erfpart, ob ſchon bey Nentbeamten: 
befoldungen eine Erhöhung von 341 fl. Statt gefunden 
hat. Gegen die Berwilligung diefer Summe iſt daher 
nichts zu erinnern. 


C Elementarverwaltungsfoften ber Kameral- 
Domänen. | 


Der Gefammtbetrag diefer Forderung beträgt 62,930 fl. 
"Sn der Finanzyeriode 1832 wurden für biefen Gegen- 
ftand 69,127 fl. bewilligt, alfo ift hierin eine Erfpars 
niß von 6197 fl. eingetreten, welche an den Befoldun- 
gen und an der Rubrik I. 2. gemacht wurden. 
An der Rubrif II. 1. und 2. werden von der Ober- 
‚baudirection zu Dammen und Weidenpflanzungen und 
Kameralflußbau, für privatrechtlichen Beytrag des Fig: 
cus zu gemeinfchaftlichem Flußbaue 13,980 fl. gefordert. 
Der Ausfhuß der zweyten Kammer glaubt daß art 
diefer Summe noch 2000 fl. abgehen koͤnnten, indem 
man durch den geringen Arbeitslohn diefe Summe er- 
fparen könnte. Der Ausfhuß erfter Kammer trägt da⸗ 
ber, im Einverftändniffe mit demfelben, auf die Berwilli- 
gung von 60,920 fl. an. 


D. Techniſche Forfiverwaltung und Forſt— 
ſchutz. 


In dieſem Fache findet gegen die Verwilligung der 
Jahre 1832 eine Mehrforderung von 4454 fl. Statt; 
damals wurden nemlich 251,159 fl., jetzt aber 255,613 fl. 
gefordert. | 

Diefe Summe zerfällt 

I. Für die Behörden 

1.) Oberforfibehörben . © -» » . + 5,300 fl. 
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2.) — ... . .20,3835 fl. 

3.) Revierförfter 0 20,0 0 + 56,911 fl. 
nad Abzug von 22,394 fl. 36 kr., welche 
‚bie Gemeinden wegen Communalwaldungen 
beytragen. * 

4.) Forſtſchutzt..*3969 fl. 

Von dieſer Summe, welche eigentlich 52,056 fl. be⸗ 
trägt, gehen. ab 4241 fl. als Beytrag der Gemeinden 
‚für. Sommunalwaldungen, und 8846. fl. welche auf.bem 
Penſionsfonds ſtehen, und welche Förfter beziehen, bie 
durch die Drganifation in Ruheſtand verfegt wurden, 
aber noch als fchüsende Diener verwendet werden, und 
in den Etats der Forfiverwaltung nur mit 160 fl.. auf 
gerechnet find, welches. ald Marimum:für einen ſchuͤtzen⸗ 
den Diener angenommen wird. . .. * 

II. Forſtviſitationskoſten mit.... 1,500 fl. 

AI. Andere Koften 2 » 2.2... . 123,096 fl. 
„ Unter diefenr Poften ift Holzmacherlohn, Erndte 
und Aufbewahrungsfoften von. Holzftämmen, Nebennußs 
ungen, &ulturfoften, Sagdfoften, Unterhaltung von 
Wegen, Brüden und Grenzen, Vermeſſung, Verſteige⸗ 
rungsfoften, Botenlohn, Diäten der Foritinfpectoren, 
Eniihäbigungen, Belohnungen und Unterftügung des 
Forſtſchutzes durch bewaffnete Macht enthalten. . 

Bey der . Discufjion. der. zweyten Kammer murde 
wegen der Forftinipectoren bemerkt, man koͤnnte, da ihr 
Hauptgefchäft in Reviſion beftände, deren mehrere ent- 
behren und 3 hoͤchſtens 5 Forftinfpectoren würden zu 
diefem Gefchäfte ausreichen. Der Herr. Regierungscom- 
miffär gab dieſes auch, ohne eine Zahl zu beflimmen, 
nah, und Äufferte e8 fey auh Plan, um Erfparniffe 
zu machen, deren noch mehrere 'eingehen zu laſſen. Es 
würden demnad) diefe ‚neu gefchaffenen Forftinipectoren, 
nad der Anſicht des Ausfehuffes ‚ ganz an die Stelle 
ber früher angeftellten Forft- und Oberforftmeifter treten 
und für die Zufunft deren Plaß einnehmen. Ob nicht 
anf eine andere Weife daſſelbe hätte erreicht werden koͤn⸗ 
ten, enthält fidy der Ausſchuß zu beurtheilen. — 

Durch die von der Oberforſtdirection projectirte Or⸗ 
ganiſation des Forſtſchutzes, wonach alle Communal⸗ 
und Privatwaldungen in den Domanialwaldungen in 
Schutzbezirke eingetbeilt werben follen, fol für alle Wal⸗ 
dungen zufammen 50,236 fl. für Forſtſchutz aufgewen- 
det werden, und hierzu follen von Privaten und Ges 
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meinden 27,910 fl. beygetragen werden, e8 wuͤrden als- 
dann für die Domanialmwaldungen nur noch 22,3% fl. 
aufzuwenden, mithin für diefe eine zufünftige Erfparniß 
von 16,642 fl. zu hoffen feyn. Ob aber die Privaten 
und Gemeinden in diefen Plan eingehen werden, ſteht 
ſehr dahin, da jeder allerdings gerne Herr über den von 
ihm bezahlten Diener bleibt, was unter diefen Umftän- 
den wohl nicht der Fall ſeyn möchte. Ob ferner bie 
Regierung das Recht hat, Private und Gemeinden zu. 
zwingen in diefen Plan einzugehen, ift eine andere Frage, 
Die aber wohl nicht wird bejaht werben Fönnen, und 
De Plan möchte daher wohl noch Lange ausgeſetzt 
eiben. 

Der Ausſchuß diefer Kammer tritt der Anficht des 
Ausfchuffes zweyter Kammer bey, daß bey dem jeßigen 
wohlfeilen Arbeitslohne der Steden Hol 2 fr. wohl 
feifer ald angenommen, welcher für Oberbeffen — 24,326 kr., 
für Starkenburg zu 29,012 fr. und in Rheinheſſen zu 
32 fr. veranfhlagt ift, gemacht werden koͤnnte. Hier. 
durch wird die Summe von 7076 fl. 36 Fr. erſpart, und 
wäre demnach nur die Summe von 248,536 fl. zu ver- 
- willigen: 


E. Verwaltungsfoften der birecten und in» 
directen Steuern und Regalien. 


Auf dem- vorigen Tandtage wurden für die Aus- 
gaben in diefem Zweige der Staatsverwaltung 350,268 fl. 
bewilligt, aber im Laufe der. Finanzperiode wurde ſchon 
durch ‚den nothwendigen Aufwand, welden: die damals 
neu eingeführte Berbrauchiteuer erforderte, dieſe Bers 
willigung überfchritten und jeßt werden 404,509 fl. alfo 
54,241 4 mehr verlangt, als damals. — 

Der Ausſchnß zweyter Kammer hat bey dieſer ganz 
gen Summe, eine Erſparniß von 510 fl. in Vorſchlag 
gebracht. Diefe entiteht durch einen Additionsfehler von 
30 fl,.43 tr, bey den Befoldungen und bey den allge⸗ 
meinen VBerwaltungsfoften durch Erſparung von 480: fl. 
für Dienftleiftung die nach den Dienftinjtructionen zu 
ben Dfficialarbeiten gehören. 

: Der: Ausfhuß erſter Kammer trägt’ daher mit dem 
Ausfchuffe zweyter Kammer auf die Berwilligung von 
403,990 fl. für diefe Ausgaben an. | 


/ 
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A. Für die bey dem Bauwefen angeftellten 
böheren tehnifchen Localdiener.  - 


Die Forderung welche jeßt für diefe Diener gemacht 
wird, überfteigt die Verwilligung der Iaufenden Finanz— 
yeriode um 1982 fl. Sie entiteht durch Zulagen welche 
von Seiten der Regierung für nöthig erachtet worden 
find, und e8 bleibt bier nur zu wünfchen übrig, daß 


für die Zufunft auch die möglichfte Erfparniß eintreten 


möge. 
B. Civilbauweſen. 


Der Ausfchuß zweyter Kamnier. trägt in dieſer Rus 
brif auf die Verwilligung von 70,000 fl. an, will alfo 
diefe Summe ber, fir diefen Gegenftand am vorigen 
Landtage vermwilligten gleich ftellen, mithin 3304 fl. fpas 
ren, wogegen der Ausſchuß erfter Kammer nichts zu ers 
innern findet; indem dur den Bau des neuen Golle 


gienhaufes allerdings verfchiedene andere Bauten geſpart 
werben fönnen, und. bey dem mwohlfeilen Arbeitslohn 


biefe Kleinigkeit in eine fo große Summe eingebradjt 
werden kann. Bee: 
Sn der Discuffion der zweyten Kammer wurde wes 


gen des Baues des Fruchtfpeicherd zu Gernsheim von 


dem Negierungscommiffär erflärt, daß der Bau nach 
einem deßfalls eingegangenen Berichte unterbleiben , 


die deßfallſige Summe alfo noch an dem Voranſchlag 


abgezogen werden koͤnne. E8 wurden daher die für 
diefen Bau vorgefehenen 3667 fl. nebit den 3304 fl. von 
der Summe des Voranſchlags abgezogen, und die Summe _ 
von 66333 fl. von der zweyten Kammer bewilligt,, auf 
welche der dieffeitige Ausfchuß hiermit auch antraͤgt. 


C. Chauſſeeunterhaltung. 


Durch die neu angelegten Chauſſeen iſt allerdings 
gegen früher die Unterhaltung derſelben ‚auch theurer 
geworden, daher die Mehrforberung von 26,715 fl. ge 

en die Berwilligung auf dem vorigen "Landtage, wo zu 
——— der Landſtraßen 130,447 fl. verwilligt wur⸗ 
a. jest aber werben 157,162 fl. für diefen Gegenftand 
verlangt. | 2 

Der Ausſchuß zweyter Kammer trägt auf eine Er⸗ 

fparniß von 3310. fl. für diefen Gegenftand an, indem 
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an einigen Verbefferungen von Pflafter, fteilen Stellen 
an alten Chauffeen und Brüdenbau, melde von ber 
Dberbaudirection zu 43,039 fl. veranfchlagt waren, be- 
reits von dem Minifterrum der Finanzen auf 7592 fl. 
ermäfligt. worden ſind. Ä 

Die zweyte Kammer bat nach. dem Antrage der bey⸗ 
den Ausſchuͤſſe geglaubt, da dieſe Verbeſſerungen noch 
laͤnger ausgeſetzt werden koͤnnen, daß au. dieſer Summe 
eine fernere Ermäßigung von 3310 fl. Statt finden 
fönnte, mithin die Summe von 153,852 fl. vermilligt. 
Bun Beſchluß wird wohl nicht beanftandet werden 

nnen. 


D. Territorials Fluß und Dammbau. 


...Muf. dem vorigen Landtage wurden 95,000 fl. zu 
dem Territorial: Fluß- und Dammbau gefordert, in 
diefer Finanzperiode werben für die Uferunterhaltung 
93,779 fl. alfo 1221 fl. weniger gefordert als in ber 
früheren Periode, Nach dem Berichte des Ausfchuffes 
äweyter Kammer verlangten die Wafferbauinfpectoren , 
wenn der Durchſtich am Geyer nicht gemacht wird,- Die 
Summe von 199,260 fl. 33 fr. Die Oberbaudirection 
bat diefe Summe auf 163,880 fl. 26 fr. ermäfligt, wenn 
aber der Durchftich gemacht wird, 93,779 fl. verlangt, 
alfo un 70,101 fl. 26 Er. weniger ald wenn der Durch⸗ 
ſtich unterbleibt. 

‘ Da nun die Staatsregierung wegen des Durchitiche 
eine befondere Propofition an die Stände hat gelangen 
laſſen, fo möchte e8 wohl als eine Erfparniß erjcheinen, 
dieſe Propofition anzunehmen, indem die PT 
der Damme bey dem bisherigen Laufe des Rheins 70,101 fl. 
26 kr. mehr foften wird, ald wenn diefe Stromreguli- 
rung eintritt, eine Summe welche in 3 Sahren 210,304 fl. 
18 Er. beträgt, alfo mehr ald die Anjchlagsfumme des 
Durchſtichs, welche 203,000 fl. beträgt, ausmacht. 

Der Ausſchuß diefer Kammer glaubt mit dem Aus: 
ſchuſſe zweyter Kammer,. daß man zu bem Uferbaue 
80,000 fl. alfo 13,779 fl. weniger vermwillige als gefors 
dert worden, er glaubt aber ferner, daß am: biefen 
80,000 fl. noch 10,000 fl. gefpart werben koͤnnen, in: 
dem in der laufenden Finanzperiode aufferordentlic, viel 
für die Rheindaͤmme geſchehen ift, da nad der Ueber⸗ 
ſchwemmung 174,477 fl. mehr als im Budget vorgeſehen 
worden, für Diefelben verwendet worden find, und bie 
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Unterhaltung, derſelben wohl mit 70,000 fl. bemwerfftelli- 
get werden koͤnne, indem wohl minder nöthige Arbeiten 
unterbleiben koͤnnen, die nur dahin zielen den Flußbau 
zu feiner. hoͤchſten Vollkommenheit zu: führen. 
Da aber nach den Acten zu Unterhaltung der Rhein 
daͤmme, wenn der Durchftich nicht gemacht wird, eine 
rößere Summe erforderlich ift, und diefe Summe vie: 
jenige enthält, welche der Durchſtich koſtet; fo haben 
die beyden Ausfchiffe darauf angefragen, die Summe 
von 140,000 fl. zu verwilligen, um daraus in einem 
Falle die Unterhaltung der Rheindaͤmme wenn die Pros 
yofition der Staatsregierung, welche den Durchftich bes 
trifft, nicht angenonmen würde, zu beitreiten, anderen 
Falls: aber die Koften des Durchſtichs nebft den der uͤbri⸗ 
gen Uferbauten daraus zu entnehmen. alt 
Die zweyte Kammer hat darauf Diefe 140,000 fl. 
verwilliget, und, wie der hohen Kammer fchon -befannt 
ift, den Durchftich genehmiget. Diefem Beſchluſſe wird 
ja hohe erſte Kammer ihre Zuftimmung wohl nicht ver: 
agen. 


E. Brüdenunterhbaltung zu Mainz, Offen: 
bab und Oppenheim. 


Die für diefen Gegenftand vorgefehene Summe dürfte 
unbedingt mit 20,299 fl. zu bewilligen ſeyn; da fich 
diefe Koften hauptſaͤchlich durch die auf Antrag der 
Stände angefaufte Ueberfahrt bey Oppenheim, und ber 
dort jest angelegten fliegenden Brüde fo erhöht haben. 


73, Muͤnzweſen. 
Die Ausgaben fuͤr das Muͤnzweſen ſind dieſelben 
der fruͤheren ——— und moͤchten zu paſſiren ſeyn. 
8.) Lithographiſches Inſtitut. 


Dieſer Poften iſt auch mit 600 fl. ſtaͤndig und es 
iſt dagegen nichts zu erinnern. 


9.) Reifefoften und Diäten. 
Die geforderten 6340: fl. ,, ob fie gleich die Verwil⸗ 


ligung von 1832 um 340 fl. überfteigen, möchten nicht 
zu beanftanden ſeyn, zumal das Minifterium der Finanz 
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zen bie Koften welche von den Behörden hößer angefeßt 
—— bis auf dieſen Betrag moderirt hat. 


10.) Ausgaben die nicht zur laufenden Ber 
waltung gehören. 


A. Berfertigung bes Domäneninventars, 


„ Sn der Finanzperiode 1 wurden zur Aufftellung 
des Domäneninventard 4200 verwilligt. Diefes iſt 

nun hinſichtlich der Forſten zu vollenden, wozu 500 fl. 
erfordert werden, bie übrigen 250 fl. find zu Behuf 
der Abfchrift für die Nentbeamten und anderen Koften 
noch nöthigz daher die geforderten 750 fl. nicht zu bes 
anjtanden ſeyn möchten. 


| B. ———— und Verfertigung 
definitiver Katafter. 


Zu Fortſetzung der Kataſterarbeiten werden jetzt 
36000 fl. gefordert, alfo 11300 fl. weniger, als in ber 
laufenden inanzperiode verwilligt worden. 

Da die Vollendung diefer Arbeit dem ganzen Lande 
höchft wünfchenswerth ſeyn muß, fo Fann dieſe Ausgabe 
nicht beanftandet werden, nur muß mit deren Vollen- 
dung. auch die Befoldung von 500 fl. für Direction und 
Beauffi tigung, des Katafterbüreaus aufhören. 


c. Abſchaͤtzung und Vermeſſung ber Domanial 
Waldungen. 


Fuͤr dieſen Poſten iſt fuͤr die Finanzperiode 1833 
nichts in Ausſicht genommen, weil der fruͤher verwilligte 
Fonds noch einen Vorrath von 12,180 fl. hat, alſo in 
diefer Finanzperiode ftatt der vorgefehenen 21,000 fl. nur 
8820 fl. verwendet worden find. Das Minifterium der 
Finanzen hat ſich den Vorbehalt gemacht den etwaigen 
Mehrbedarf ald gegenwärtigen Kaffenvorrath aus dem 
Refervefonds zu entnehmen, und hat deßhalb feine bes 
ſondere Bewilligung in Anſpruch genommen. Hiergegen 
dürfte nichts zu erinnern ſeyn. 


D. Koften der Domänenveräufferung. 


Das Finanzminiftefium hat diefe Koften nur mit 
500 fl. in Ausficht genommen und an diefen Ausgaben 
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eine Erſparniß von 1800 fl. eintreten laflen. Dieſe ift 
durch die Zeitverhältnifje herbeygeführt, indem die Güter 
in folchen ſchlechten Preifen find, daß es nicht räthlich 
ift jegt Domanialgegenftände zu veräufern. Auch hier: 
gegen ift nichtS zu erinnern. | 


Sauptabthbeilung XI 


Allgemeine Koften im Kollegienhaufe. 


Diefe Koften waren in der Finanzperiobe von 1834 
bey dem Etat der einzelnen Behörden verrechnet, find 
aber jegt zur größeren Bequemlichkeit, da fie nicht wohl 
zu trennen waren, zufammen geftellt. Gegen dieſe Form 
fowohl als auch: gegen die geforderte Summe von 2998 fl. 
dürfte nichts zu erinnern feyn, zumal die Erhöhung der; 
ſelben von 2360 fl., wie fie bey den einzelnen Behsr- 
den angefegt war, durch Feuerungsfoften entftanden ift, 
und genau auf das wirkliche Beduͤrfniß paßt. 


Die Ausfchüffe berechneten ferner wie auf dem vori⸗ 


gen Landtage, die Differenz ber Fruchtpreife, und brach» 
ten, wegen bed einen Biertheild der Befoldungen die 
auf Früchte berechnet werden, die Summe von 35,313 fl. 
44 Er. in Abzug. Bey der Discuffion über diefen Ges 
genftand, eröffnete der Herr Regierungscommiffär der 
zweyten Kammer, daß Se. Königlide Hoheit, wegen 
Einführung der Perfonalftener, entjchloffen feyen, dieſe 
Derfügung aufzuheben, und ſonach der Abzug an der 
Totalhumme des Hauptvoranſchlags nicht ferner gemacht 
werben fünne. 

Die zweyte Kammer vertagte wegen biefer Erklärung 
die Discuflion, und verwieß den Gegenftaud ‚nochmals 
an ben, hierzu vermehrten Ausfhuß. In der von bey» 
den Ausfhäffen mit dem Herrn Regierungscommiffar 
‚über diefen Gegenftand gehaltenen Berathung wurde bes 
fhloffen, dem Großherzoge diefe Sache durch das Mini— 
fterium der Finanzen vorzulegen, und ihn allerunter- 
thänigft zu erfuchen, dieſe Berechnunggweife “bey der 
früheren Obfervanz zu laſſen; indem diefe Berechnung 
die Beamten auch bey Theuerung und hohen Fruchtpreis 
fen ſchuͤtze. In der hierauf erfolgten Discuflion erflärte 
der Herr Negierungscommiflär er feye ermächtigt, dem 
Wunfche der Stände nachzugeben, indefien müßten einige 
Modificationen bey diefer Verfügung eintreten. 
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1.) Die Preife der: Früchte, wonach die Differenz 

berechnet werden foll, werden ein für allemal feſtgeſetzt 
Waigen das Malter 6 fl. 30 fr. 
Korn nn Sur rn 
Gerfe u vr 30 vr 

' Hafer „u n 2 „30 m 

2.) Die Differenz: gegen dieſe Preife follen nicht 
weiter als 15 Procent aufwärts und abwärts berechnet 
werden Tonnen, fo. daß für 100 fl, Naturalbefoldung 
bey hohen SPreifen nie mehr als 115 fl., bey niedrigen 
Preiſen aber nie weniger als 85 fl. vergütet werben. 

3) Es fol auch denen Staatsdienern, deren Ge: 
halte gar feine oder doch weniger ald zZ ihrer Beſol⸗ 
dungen in Frucht erhielten, geftattet ſeyn, ihre Bejol- 
dung auch hiernach reguliren zu laſſen wenn fie e8 wuͤn⸗ 
ſchen, in fo fern dieſes in 3 Monaten nach erlaffener 
er Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs 

ieht. 

Die zweyte Kammer hat dieſes mit. Danf angenom- 
men, und es find darnach 20,494 fl. an der Totalfumme 
des Budgets in Abzug gekommen. | 

Sie hat ferner den Befchluß gefaßt noch 14,819 fl. 
für die Staatsdiener abzuziehen, welche nad) der drif- 
ten Pofition der Eröffnung des Herrn Regierungscom: 
miffärs, gar feine Befoldung oder weniger ald das Vier- 
theil derfelben nach der Berechnung erhalten; indem fie 
zuverfichtlich hofft, daß viele dieſer Staatödiener es 
vorziehen werben diefe Maaßregel bey fich eintreten zu 
laſſen. Da fie aber in dem Befchluffe die Staatsregie- 
rung ficher ftelt, im Falle diefer gehoffte Abzug nicht 
Statt finden follte, dieſes Deftcit durch Beyfchlag auf 
die directe Steuer zu dedenz fo ift fein Grund da, daß 
die hohe Kammer diefen Befchlüffen nicht beytrete. 

Die zweyte Kammer hat ferner befchloffen noch meh: 
tere Wuͤnſche, den Hauptooranfchlag betreffend, ver 
Staatsregierung vporzutragen. 

Die beyden erften derjelben betreffen die. möglichfte 
Verwendung der Penfionäre, da die Penfionslifte jeßt 
546,006 fl. beträgt. Um dieſes, fo viel wie es nur 
feyn kann, zu befördern, wurde der Befchluß gefaßt bie 
Staatsregierung zu erfuchen: 

1 Allen Behörden, welche die Befesung von, mit 
Befoldung verfehenen Haupt- und Nebendienften zu begut- 

achten, oder felbftfiändig zu verfügen haben‘, ein voll 


# 


Beylage ÄCVIL. 19 


ftändiges Exemplar der Penfionslifte, unter der Weifung 
und VBerantwortlichfeit mitzutbeilen, fid) bey ihren Gut— 
achten, und allen Verfügungen in fraglicher Hinficht, 
fedigfich auf, zu dem Dienſte noch tüchtige und paifende ‘ 
Penjionäre zu beſchraͤnken. 

2.) Sp weit es rechtlich möglich ift, nach dem Art. 
15 ber Civildienjtpragmatif vom 12. April 1820 doch 
nur denjenigen Penfionären ihre frühere ganze Gehalte 
zu verwilligen, weldye wirklich wieder ein, ihren frübes 
ren Dienfiverhältniffen angemeffenes Amt übertragen er 
halten, und nicht denjenigen, die entweder nur zu einem 
vorübergehenden Dienftgefhäfte, oder zu einem folchen 
Dienfte verwendet werden, der feineswegs, wie ihr frühes 
re8 Amt, ihre volle und unausgeſetzte Thätigfeit in 
Anfpruch nimmt. 

Beyde Befchlüffe welche auf Verringerung der Pens 
fionslifte, in fo weit diefes durch zwecfmäßige Verwen⸗ 
dung der Penfionäre gefcheben kann, zielen, kann der 
Ausichuß der hoben Kammer zur Annahme empfehlen. 

Der dritte fpricht den Wunſch aus, ed möge Sr. 
Koͤniglichen Hoheit dem Grofherzoge gefallen, den Stäns 
ben das, im Art. 5 der Verfaflungsurfunde gedachte - 
Hansgefeß in Beziehung auf Fünftig zu bewilligende _ 
Appanagen, Deputate und Witthum vorlegen zu laffen. 
Der Ausfhuß muß es Hr hohen Kammer überlaffen, 
ob fie dieſem Beichluffe der zweyten Kammer, der viel 
für fih hat, beytreten will. 

Der vierte Befchluß geht dahin die Staatsregierung 
zu erfuchen, binfichtlich der für das Geheime Staates 
minifterium aufzumendenden Befoldungen bey Fünftiger 
Erfegung der Geheimen Staatsräthe, durch Minifterial: 
räthe, nad) Maaßgabe der Verordnung vom 28. May 
4821, leßtere mit einer Befoldung von 2200 fl. bie 
3500 fl. ftatt wie dermalen mit 3600 fl und 3000 fl. zu bes 
gaben. Diefen Befchluß, der auf größere Erfparniß bey 
der Verwaltung gebt, empftehlt der Ausschuß der hohen 
Kammer zur Annahme. 

In einem fünften Befchluffe fol die Staatsregierung 
erfucht werden, alle ihr zu Gebot ftehende Mittel anzu: 
wenden, dahin zu wirfen, daß die Rheinfchifffahrtscom- 
miſſion den bey ihrer Errichtung beabfidhtigten Zweck 
erreiche. In der Discuffion über die Kaften und Abs 
gänge von indirecten Abgaben wurde diefer Gegenftand 
berührt, da auf den Octroibureaus 4599 fl. Penfionen haften: 
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Es iſt wohl außer Zweifel, daß die Regierung diefe 
Sache ſtets betreibt, aber die Schwierigkeiten die in 
diefer Sache mit anderen Staaten zu befeitigen find, 
verhindern den jchnelleren Gang biefer ——— 
der Ausſchuß glaubt aber dennoch, daß die hohe Kam— 
mer dieſem Wunſche ihre Zuſtimmung gibt. 

6°) Die zweyte Kammer beſchloß nach den in ber 
Berathung über die auswärtigen Verbältniffe gemachten 
DBemerfungen , die Staatsregierung zu erfüchen, ob nicht 
die Verbältniffe der deutfchen Staaten unter einander 
durch ihre Bundestagsgefandten reſpicirt werden koͤnn⸗ 
ten. Der Ausfchuß bietet Kammer kann dieſen Befchluß 
der hohen Kammer wohl nicht zum Beytritte empfehlen, 
indem er glaubt, man muͤſſe diefen Gegenftand der Weis: 
beit der Staatsregierung uͤberlaſſen, die, wenn Diefes 
thunlich ift, gewiß aus eigenem Antriebe die mögliche 
Mereinfachung in diefem Fache eintreten laffen wird. - 

6°) Soll die Staatsregierung erfucht werden. ben 
dieffeitigen Commiſſarius bey der Gentralnnterfuhungg- 
commijjton zu Mainz, zur Erfparung der dafür in 
Ausfiht genommenen Diäten, in der Perfon eines: das 
figen Staatsdieners zu beitellen. | 

Diefer Poften wird bey den Koften für das Mini- 
flerium der auswärtigen Angelegenheiten verrechnet und 
an viefer Forderung hat das Miniſterium hauptfächlich 
um deßwillen 2000 fl. nachgelaffen, weil es hofft, daß 
die Unterfuchungscommiffion bald aufgeldßt werden möchte. 
Ob es räthlich und gut ift, jekt einen anderen Mann 
mit diefem Gegenftande zu befchäftigen, muß wohl der 
Staatsregierung überlafien werden, und der Ausfchuß 
kann nur darauf antragen, den Wunfch der zweyten 
Kammer der Staatsregierung, wenn es möglich.ift, zur 
Beruͤckſichtigung zu empfehlen. 

7) Wuͤnſcht die Kammer, daß den Friedensrichtern 
und den Friedensgerichtsfchreibern in Rheinheſſen die 
ihnen zugedachte Befoldungserhöhung nur auf. Wider: 
ruf gegeben werde, damit Die Staatsregierung bey einer 
dereinftigen Drganifation der Juſtizbehoͤrden durch) Ger 
halte und Penfionirungen nicht gehindert ift. 

Diefer Antrag ift fo im Intereffe des Landes, daß 
der Ausfhuß ihn der Kammer zur Annahme empfiehlt. 

8.) Sie bittet in diefem Befchluffe die Staatsregie- 
rung um einen Gefeßesentwurf, welcher die Beytrags> 
pfliht zu den Koften des Uferbaues und Negulirung der 


rg. 
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nicht ſchiffbaren Fluͤſſe und Bäche beſtimmt, in der Art 
wie folche durch den vorgelegten Gefegesentwurf zum 
Wegbaue gefchehen ift. | 

Allerdings entitehen für Private und einzelne Ge— 
meinden durch diefe Regulirung der Flüffe manche Härs 
ten, und e8 möchte nicht unzweckmaͤßig feyn, darin die 
Beytragspflicht genauer zu beitimmen. Ob aber dieſe 
Regulirung diefer Heinen Waſſer jo ftarf betrieben wer: 
den muß, dieſes ift eine, für ihre Folgen nicht zu bes 
rechnende Sache.. Der Ausfihuß diefer hoben Kammer 
fann daher nur darauf antragen, daß wenn‘ 68 der 
Staatdregierung gefallen follte, ein Gefeß der Art vor— 
zulegen, dieſes nur auf die nicht fchiffbaren Fluͤſſe zu 
befchränfen fey, da durch die Negulirung der Bäche den 
meiften Wiefen die Wäfferung entzogen, und ihr Werth 
durch diefe Maasregel wohl über die Hälfte, ja auf 
ein Drittbeil, herab ſinken werde. 

9.) Durch diefen Befchluß bringt die Kammer an 
die Staatsregierung den Antrag 

a). unter Beruͤckſichtigung der in der Berathun 

emachten Bemerfungen, eine bereits beitehende, ic 
rfahbrung als gut befundene, dem Großherzogthume 
nicht ganz fremde, und daher leicht anzupaffende Rechts— 
gefeggebung anzunehmen. 

Diefen Theil des Antrags kann der Ausfchuß der 
Staatsregierung nicht zur Annahme empfehlen, denn 
er fcheint nichts anders zu bezweden, als daß der Code 
Napoleon dieſſeits eingeführt werden möge, er iſt viele 
mehr der Meinung, man möge der Staatsregierung 
überlaffen, was fie in diefer Hinficht für das geeigntetite 
halte, den Ständen vorzulegen. 

Den andern Theil des Antrags sub b. bingegen 
kann der Ausfchuß der Kammer nach voller Ueberzeu- 
gung zur Annahme empfehlen, indem er die Befchlen- 
nigung der uns in der Verfaſſung Art. 103 verheißenen 
gleichen Gefetgebung bezweckt. Er beift: 

Die Mitglieder der Gefeßgebungscommiffion lediglich 

‘ auf das Geſchaͤft der Gefetgebung zu befchränfen, fie 
demnach von allen onderen, dahin nicht gehörigen Ars 
beiten mit Keftfeßung eines Zeitraums zu entbinden, 
— welchem ſie die ihnen auferlegte Aufgabe zu loͤſen 
aben. 

10.I Der Augfchuß der zweyten Kammer trug Das 
rauf an, daß die bisherigen Aemtervifitationen anders 

2* 
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eingerichtet, und von den Regierungen und Hofgerichten 
beforgt werben möchten. Die zweyte Kammer trat aber 
in ber Discuffion dem Antrage des Ausſchuſſes nicht 
bey, fondern hielt, nad den Anfichten der Abgeordneten 
Haberkorn, Knorr und Müller, die Aemtervifitationg- 
commiffion für nüglich und nöthig, ſowohl für die Land» 
gerichte, als auch für das Landratheperfonal anmwend- 
bar. Der Ausfhuß diefer Kammer kann diefen Beſchluß 
nur zur Annahme empfehlen, da fih die Einrichtun 

bisher bewährt hat, und die Koften, welche in 2410 fl. 
beftehen , unbedeutend find. | 

11) Sm der Discuffion Aber die Zufchüffe zu Witt 
wer» und Waifenfaffen, wurde bie Bemerfung gemacht, 
daß biefe Sache nicht in ber gehörigen Ordnung und 
Klarheit feye, und daß die Staatsregierung zu erſuchen 
feyn möge, diefen Gegenftand einer NRevifion zu unter- 
werfen, und den Ständen darüber auf dem nächiten 
Landtage die geeignete Vorlage zu machen. 

Der Ausihuß der erfien Kammer empfiehlt biefen. 
Antrag der hoben Kammer zur Genehmigung. 

12.) Bey der Discuffion, die Beytreibung der Dos 
manialgefälle betreffend, wurde bie verfchiedene Art der 
Beytreibung der Nüdftände ber Domanialgefälle gerügt. 
Die Negierungscommifjarien fiellten e8 auch nicht in 
Abrede, daß bey diefem Gefchäfte nicht auf gleichmäßige 
Weife, befonders in NRheinheffen, verfahren werde, und 
bemerften, daß bey den Ererutionen bey Domänen ans 
ders und mit mehr Milde als bey den Steuern verfab- 
ren werben müffe. | 

Da hiernach der befchloffene Antrag ber zweyten 
Kammer wohl begründet erfcheint, fo empfiehlt der Aus: 
ſchuß der erften Kammer denfelben der hohen Kammer 
zur Annahme, 

13.) Erfucht die Kammer Se. Königliche Hoheit den 
Großherzog nachträglich zu dem Edikte, die Berechnung 
ber Naturalbefoldungen vom 23. Juny 1821 betreffend, 
und zu dem Edicte vom 1. Februar d. J., zu verordnen 
oder im Landtagsabfchiede auszufprechen, daß die feit- 

efegten Fruchtpreife mit dem beygefügten Marimum und 
tinimum die bleibende Kammertaxe jeyn folle. 

Diefen Befchluß empfiehlt der Ausfchuß der hohen 
Kammer ebenfalls zur’ Annahme, indem dadurd) — 
Gegenſtand eine feſte und für die Zukunft dauernde Bes 
ſtimmung erhält. 
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14. Winfcht die Sammer, daß die beyden Ber: 
ordnungen vom 23. Juni 1821 und 1. Februar 1827 
auch auf diejenigen möge ausgedehnt werben, welche bey 
der Militärverwaltung angeftellt find, und begründet 
ihren Antrag, indem durch ein Geſetz die Nichtcombat- 
tanten in die Klaſſe der Civilftnatsbeamten geſetzt feyen. 

Der Ausſchuß diefer Kammer empfiehlt den Befchluß 
ber hohen Kammer zur Annahme, indem bierdurch bey 
wohlfeilen Getraidepreifen dem Lande eine Erleichterung, 
den Dienern aber bey hohen Preifen eine Wohlthat, 
ohne das Land zu drüden, erzeugt wird. 

- 415.) Sn diefem Befchluffe bittet die zweyte Kammer, 
zur Vereinfachung des Gefchäftsgangs, die Staatsregie- 
zung möge darauf binwirfen, mehr bureaufratifche Fors 
men in die Verwaltung zu bringen, und um dur die 

* Vereinfachung mehr Erſparungen eintreten zu 
aſſen. 

Der Ausſchuß dieſer Kammer kann dieſen Beſchluß 

ber hohen Kammer nicht zur Aunahme empfehlen, weil 
— Faͤllen ſtets einer anderen Anſicht ge— 
weſen iſt. 
16.) Aeuſſert die zweyte Kammer den Wunſch, es 
moͤge der hohen Staatsregierung gefallen auf dem naͤch— 
ſten Landtage den Staͤnden feſte Beſoldungsetats vor— 
legen zu laſſen. 

Der Ausſchuß dieſer Kammer glaubt, daß die hohe 
Kammer dieſem Wunſche ihre Zuſtimmung nicht verſagen 
werde, da nur auf dieſe Weiſe der Staatshaushalt erſt 
feſt gersgel‘ erfcheint, und auch für die Zufunft bey 
Rändischen Berhandlungen die Gefchäfte fehr vereinfacht, 
da diefe Ausgaben alddann nicht wohl beanftandet wers 
den koͤnnen. 

17) Erfucht die zweyte Kammer die Staatsregie: 
rung, daß Fünftig fämmtliche Grenzeinnehmer zweyter 
Stat, unmittelbar an die Obereinnebmereyen abliefern, 
oder daß die Erhebgebühren der Diftrietseinnehmeri für 
die Ablieferung der Grenzeinnehmer an legtere, ermäffigt 
werden. 

Diefen Beſchluß, welcher nach den entwidelten Grün 
den in der Discuffion von Seiten der Stände und der 
Sommiffarien begründet ift, und Vereinfachung und Er- 
* von Koſten zum Zwecke hat, empfiehlt der Aus— 
chuß der hohen Kammer zur Annahme und iſt uͤberzeugt, 
daß die Staatsregierung das Noͤthige in dieſer Hinſicht 
verfügen wird. 


+ 
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-48.) Sn der Ietten Abftimmung empfiehlt die Kam- 
mer dir Staatsregierung alle übrige, in der Berathung 
eäufferten Wuͤnſche und Anträge, welche nicht zur Ab» 
——— gebracht ſind, zur thunlichſten Beruͤckſichtigung. 
Der Ausſchuß dieſer hohen Kammer kann nicht auf 
Annahme dieſes Beſchluſſes antragen, indem die einzeln 
geaͤuſſerten Wuͤnſche und Anträge zwar Meinungen eins 
zelner Deitglieder der verehrten zweyten Kammer find, 
die aber durch feine Abftimmung zu Befchlüffen erhoben 
worden find. Gie betreffen: 

a.) Nah pag. 85 des Augfchußberichtes, wuͤnſcht 
der Ausſchuß, daß die Staatsregierung erſucht werden 
möge, die Nebenaufträge für die Steuercommiffäre weiter 
wie bisher zu erfireden ; Br 

b.) betrifft die Nemuneration von 300 fl. eines 
Oberfinanzrathes für die Aufficht und Direction der Ger 
neralcontrolle; 

c.) die Erfparung der Koften von 390 fl. bey der 
Etempelverwaltung in Mainz; 

d.) den Antrag des Abgeordneten Herrn Goldmann, 
die Herabfeging der Provifion für die Stempelpapiers 
austheiler; | J 

e.) die — ber 180 fl. als Belohnung von 
6 Sandräthen für die Gontrolle gegen die Obereinnehmer; 

f.) die Gebühren für Ausfertigung der Schieß- und 
Reiſepaͤſſe, welche mit 300 fl. zur Ausgabe in Anfchlag 
gebracht find. 

Es bleibt nun dem Ausfchuffe noch übrig fich wegen 
des Beſchluſſes der zweyten Kammer, die Staatsregierung 
zu erfuchen, Ueberfchreitungen der für beftimmte Rubri— 
ken bewilligten Summen nur in Fällen dringender Noth— 
wenbdigfeit- zu machen, welche bey der Abftimmung über 
die NRechenfchaftsablage bisher ausgefegt blieb, fich zu 
‚Auffern. Daß diefer Fall eintreten koͤnne, ift wohl kei— 
nem Zweifel unterworfen, und felbft in dem Art. 73 
ber Verfaffung ift diefes ganz allgemein anerfannt wor: 
den, aber gerade dann tritt der Fall ein, wenn bie 
Stände die allergenauefte Rechenfchaft von den gemad)- 
ten Ausgaben zu fordern haben, denn fo lange die Fi— 
nanzverwaltung fich in den Grenzen der verwilligten Cums 
men bewegt, ift diefe Nechenfchaft yon geringem Belange, 
durch diefen- Befchluß aber koͤnnte gefolgert werden, daß 
Ueberfchreitingen wiederum Etatt finden würden, welche 
„bey der jeßt faft ganz geordneten Finanzverwaltung nicht 
gu erwarten find. 
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Der Ausfhuß der hohen Kammer trägt daher da- 
rauf an die Kammer möge dem oben erwähnten Be 
ſchluſſe der zweyten Kammer ihre Zuftimmung verfagen. 


— 


XCVIII. 


Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 

| das Geſuch der Ochfenmeßger zu Darmftadt , 
um Herabfeßung ded Eingangszolled auf das 
Schlahtvieh betr. ; erflattet von dem Herrn 
Sreyhern Riedeſel. 





Die Ochſenmetzger befchweren fi) wegen bes zu 
hohen Eingangszolles auf das Schlachtvieh, und bitten, 
nachdem fie bey dem Großherzogl. Minifterium der Fi: 
nanzen abgemwiefen worden find, die Stände, ihrem 
Wunfche gemäß, auf diefem Landtage den Zoll herabzus 
fegen. In der zweyten Kammer haben fi) in der Dies 
cuffion einige Anftände erhoben ob die Petition ad acta 
verwiefen werben folle, indem ber Gegenftand, den fie 
enthalte, die allgemeinen politifchen Intereſſen betreffe, 
auf der andern Seite war aber das  Privatintereffe fo 
bervorftechend, daß nichts weiter bemerft wurde. 

Die zweyte Kammer hat der Petition Feine Folge 
gegeben, und melde Wirfung fie gehabt hat, bemeift 
die Abftimmung der zweyten Kammer, bie dad ausläns 
difche Schlachtvieh mit einem noch höheren Zoll belegt hat. 

Der Ausfhuß diefer Kammer trägt daher darauf 
an, dem Gefuche feine Folge zu geben, und dem Be> 
fchluffe der zweyten Kammer beyzuftimmen. | 


n.unmmnn 
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Bericht des erften Ausfhuffes der erften Kammer 
über den Gefegedentwurf die Einführung einer 
gleichförmigen Gewerbfteuer im Großherzogtbume 
betreffend ; erjtattet von dem Herrn Freyherrn 
von Breidenftein. | 


— — — 


Es iſt die Abſicht der hohen Regierung durch den 
vorliegenden Geſetzesentwurf die Steuerpflicht der Ge— 
werbe in allen Landestheilen gleich zu ftellen, die Ges 
brechen der bieffeits rheinifchen Gemerbfteuerordnung fo 
viel als möglich zu verbefiern, das brauchbare der rheins 
befjifchen Patentfteuer mit einigen Grundzügen der dies⸗ 
feitigen directen Beſteuerung, namentlicy mit’ der Res 
partitionsnorm zu verfchnelzen, und auf diefe Weife 
eine generelle Abgabe zu reguliren, die in ihrem Ertrage 
war bedeutend geringer als die bisherige, aber in wies 
det Hinficht weit zwedmäßiger feyn wird. Kaͤme es ins 
deſſen nicht hbauptfächlih darauf an, die Abgaben im 
fammtlichen Provinzen gleich zu ftellen und zu dieſem 
Ende eine Gewerbfteuer einzuführen die ſaͤmmtlichen Lars 
beötheilen mehr zufagt, fo mürde der Gefebesentwur 
_. empfehlungswerth feyn, weil alsdann der Wert 
bes beftehenden, mit gutem Fug dagegen in Anjchlag 
zu bringen feyn würde. 

Die bisherige Gewerbfteuer dieſſeits Rheins betrug 

356,254 fl. 
bie rheinheflifche Patentflieuer - . . . . 98,318 u 


| zufammen aljo . 454,602 fl. 
Nach dem neuen Entwurfe ift fie nur veran- 
ſchlagt zu 0 ® [2 = . ® a * + . * Co 177,695 ’ 


die Abgaben der Gewerbe find alfo um . . 276,907 fl. 
herabgeſetzt. Diefe große Ausfallfunme fol nun befannts 
lich durch eine andere Steuer, welche Theil von den 
bisher Gewerbiteuerpflichtigen, Theil von falt allen 
— Landesbewohnern zu zahlen iſt, aufgebracht 
werden. 

Da in Rheinheſſen der Landbauer und Tagloͤhner keine 
Patentſteuer zahlt und dieſe Einrichtung nun auch dieſſeits 
Statt finden ſoll, ſo ergibt ſich, daß obige Minderungs⸗ 


Beylage XCIX. 27 


fumme vo . » 2 2 2 2 ne» 976,907 fl. 
dem Bauer und Taglöhner mit 195,859 fl. 
und den übrigen Gewerben mit 81,048 ,, 
— 270,907 „ 
zu gut kommen. Man kann dem Gefeßesentwurfe feine 
Inconſequenz zum Vorwurfe machen, wenn er ber Lands 
bauer und Taglöhner nicht als Gewerbsleute betrachtet 
und befteuert, denn diefe, dem Landmanne fo günftige 
Anfiht beruht auf der in dem Motive zum Gelehe ers 
- wöähnten, allerdings richtigen Unterfcheidung zwiſchen 
der — perſoͤnlichen Thaͤtigkeit und dem eigent— 
lichen Gewerbe und auf der billigen Annahme, daß der 
Landbauer (der Tagloͤhner ohnehin) in Verrichtung ſei— 
nes Geſchaͤftes nur allgemein perſoͤnlich, nicht aber ges 
werbthätig jey, weil das Gewerbe: dusch feinen Betrieb 
ein erfennbared Steuerobjeet wird, der Landbau aber 
zum DBehufe der Grundbefteuerung vorausgefegt und 
poftulirt werden muß, fomit nicht als Steuerobject; 
fondern nur als Mittel zur Grundbeftenerung betrachtet 
werden kann. Welchen Gewerben. vorzüglich der übrige 
Theil der Minderangsfumme mit 81,048 fl. zu gut foms 
men werde, bleibt vor der Hand zweifelhaft, ‚aber wie 
der, mit 177,695 fl. veranfchlagte Fünftige Ertrag der 
Gewerbſteuer erbracht werden fol, ift aus ben. Beftim- 
mungen des Entwurfs und dem beygefügten Tarife in 
folgendem zu entnehmen. 
3u $. 1. legatur, | 
Der Ausfhuß zweyter Kammer hat einen Zufag in 
Borfchlag gebracht, der von der Kammer genehmigt wor⸗ 
ni ift und dem Referenten empfehlenswerth zu feyır 
eint. 0 | | 
Legatur bie betreffende Stelle _ 
Denn ferner der Wohnort oder bie Gemwerbsanlage 
zu feiner Gemeinde gehört, würde wohl das Patent von 
der einfhlägigen Steuerbehörde auszufertigen feyn. 
— Zu 2% und 3 legantur, | 
Diefe beyden S. F. find angenommen und zugleich 
ein Gefuch an die Staatsregierung um ftempelfreye Auss 
fertigung der Zunftreceptionsdecrete befchloffen worden. 
Es iſt ſchon die in $. 2 enthaltene, und von bem 
Herren Regierungscommiffär bey der Berathung auss - 
druͤcklich geäufferte Abſicht, daß die Receptionsgebuͤhr, 
in 3 fl. 30 fr. beftehend, nicht mehr erhoben werden foll. 
Einigen Zweifel darüber: ob man dieſe Gebühr folfe 
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fortbeftehen Iaffen, mag. die Abftimmung über diefen 
Punkt und den Befchluß veranlaßt haben. inverftans 
den auf die Abfchaffung Diefer Gebühr, weil fie ber 
Gleichheit der Steuer, zwifchen zünftigen und unzünftis 
gen Gewerben widerftrebt, kann ich doch nicht unbemerft 
laffen, daß, dba der Nahrungsftand des zünftigen Ges 
mwerbmannes, unter ber Obhut des Staats, mehr ge 
fihert iſt, als jener des Unzuͤnftigen, hierin ein erheb⸗ 
licher Grund fuͤr die Beybehaltung der Receptionsgebuͤhr 
efunden werden koͤnne. Wenn ſie nach der Anſicht der 
en Kammer beybehalten werben follte, wäre ein, je 
nem ber zweyten Kammer gerade entgegengefegter Beſchluß 
zu faffen; andern Falls aber fönnte man dem Befchlufle 
der zweyten Kammer beyftimmen, denn wenn er au 
an fich überflüffig zu feyn feheint, fo drüdt er doch wer 
nigftens die Aufichten der Kammern gegen jebed, bey 
‚der Beltimmung bed $. 2 etwa mögliche Mißverftändnig 
beftimmt aus. | 
Uebrigens findet Referent bey dem Inhalte diefer 
beyden Artifel nichts zu erinnern, nur daß in $. 2 
nah dem Worte „Buͤrgermeiſter“, noch gefeßt werben 
müßte: „oder die in Art. 1 benannte Steuerbehoͤrde.“ 
Zu $. 4. legatur., 
Der Ausſchuß zweyter Kammer hat für die erfte 
Klaffe eine Abänderung in Folgendem vorgefchlagen. 
(legatur die betreffende Stelle.) | 


Bey der Beratbung haben fich fehr verfchiedene und 
vielfache Anfichten über und. gegen die Glaffification fos 
wohl, als die Befteuerung einzelner Gewerbe geäußert, 
wie diefes aus den Acten erfichtlih ift; die Kammer hat 
den $. und den Vorſchlag ihres Ausfchuffes angenom- 
‚men, jedoch mit Vorbehalt ber, zu dem Tarife etwa zu _ 
befchließenden Abänderungen. 
Die Begutachtung diefes $. if, wenn man eine ges 
traue Prüfung wagen will, mit großen Schwierigkeiten 
rbunden, denn einer Seits ftößt man auf foldhe er- 
Bebliche Bedenklichkeiten, daß man dieſer Ausmittelungs- 
art der Gewerbiteuerfapitalien ganz entgegen ſeyn möchte; 
anderer Seitd hingegen gewinnt man fehr leicht die Ue- 
berzeugung, daß bie erfiheinenden Mängel in ber mate 
riellen Beichaffenheit der Sache gegründet, alfo nicht 
nur ſchwer zu verbeffern find, fondern daß fie auch bey. 
jeder anderen, befjer fheinenden Ausmittelung der Ge: 
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werbiteuerfapitalien wieder, wenn auch in veränderter 
Geftalt, zum Vorſchein fommen werden. 

Man kann im Allgemeinen annehmen, daß der Rang 
des Orts, wo ein Gewerbe betrieben wird, auf feine 
Ertrag und ſomit auch auf fein Steuerfapital Einfluß 
haben muͤſſe. Aber wie groß beyläuftg diefer Einfluß 
ſey und wie er fich zu denen in diefem $. angenommenen 
Berhältnißzahlen verbalte, ift nicht zu ergründen, eben 
darum wird aber auch, wenn man einen Rang der Orte 
überhaupt ftatuirt, gegen tie Zahlen fein gegründeter 
Einwand Statt finden Finnen, und eine Abänderung 
nur willführlich erfcheinen. 

Angemeflen ift e8 nad) dem Entwurfe, daß der Rang 
der Orte auf manche Gewerbe feinen Einfluß. Außertz 
denn nur da, wo die Wirkung der Dertlichfeit auf, den 
Ertrag des Gewerbes fichtbar wird, kann der Ranguns 
terfchied eintreten. Diefes ift nicht der Fall bey Fabri- 
fen und andern größeren Unternehmungen, und darum 
find ſolche Gewerbe mit Recht ohne örtlichen Unterfchied 
claflifteirt worden. 

Sn Anfehbung der 7 Klaffen ftellen ſich folgende 
Ertreme der Gewerbsthätigfeit dar. Der. niedrigite Ber 
trieb hat ein Steuercapital von 3 fl., der hoͤchſte von 
300 fl. oder vielmehr von 500 fl., wenn man die von 
dem Herrn Regierungscommiflär bey der Berathung ge— 
aͤußerte Anfiht, daß die Zufüke durd Miethwerth und 
Gefellen etwa 200 fl. betragen Fünnten, anwenden will, 

Nach dem Verhältniffe von 3 zu 500 würde der Er— 
trag ber Gewerbe eriter Klaffe 166 mal fo hoch ſeyn, 
als jener der Gewerbe im dritten Nange der. legten 
Klafle, d. b. er würde 3.8. in 8300 fl. beftehen, wenn 
der Ießtere auch nur zu 50 fl. angenommen wird. — 
Der Grund diefer allgugroßen, in der Wirflichfeit wohl 
nicht zorfindlichen Differenz, fcheint in dem ‚geringen 
Cteuerfapitale der unterften Klaffe und überhaupt der 
niederen Gewerbe zu liegen. Ein folcher Gewerbsmann 
hatte bisher für den Gefammtertrag feiner perfönlichen 
Thätigkeit und feines Gewerbes, in einem Anfchlage von 
150 fl., ein Steuerfapital von 52 fl. 30 fr. Künftig 
würde er vielleicht mehr nicht, als das Kapital der Pers 
fonalftener zu 10 fl., und jenes der Gcewerbiteuer zu 3, 
6 oder 12 fl., in Summe 13, 16 oder 22;fl. als Ka⸗ 
pital zu ‚verftcuern haben. | F 

Dieſe gar zu geringen Anſaͤtze, die ſelten eine Er— 
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hoͤhung leiden, weil dergleichen Gewerbe faft immer ohne 
Sehülfen betrieben werden, fo wie auch überhaupt alle 
Kapitalten der zweyten bis fiebenten Klaffe in ihrem ger 
ringen Betrage und ſtarken Abjtande von der eriten 
Klaffe, Schaffen eine Erleichterung da, wo fie in jegiger 
Zeit wohl nicht am meiſten nöthig iſt. Sch befchränfe 
mich indeilen auf das, was die zweyte Kammer zu Die 
ſem $. bejchloffen hat. Sie will die erſte Klaffe in zwey 
Abtheilungen trennen und der zweyten Abtheilung ein 
Steierfapital von 200 fl. beylegen. In fo weit bin ic) 
mit diefem Beſchluſſe ganz einverftanden, weil er den 
fiarfen Abfprung mäßiget, der zwifchen der erften und 
zweyten Klafje beitebt. Dagegen ift e8 mir zweifelhaft, 
ob gerade die, von dem Ausjchuffe zwenter Kammer bes 
nannten Gewerbe in die erfie oder zweyte Abtheilung 
gehören und infonderheit, ob nicht mehrere derfelben, 
die nach dem Befchluffe der zweyten Kammer in die 
weyte Abtheilung fommen würden, in’ die erfte gehören. 
R B. Nro. 155 der Claſſification, ſodann Neo. 235, 


375 zc. Ferner ob, wenn eine ſolche zweyte Abtbeilung - 


gebildet wird, nicht auch in der zweyten Klaffe fich Ger 
werbe finden, die paffender im diefe zweyte Abtheilung 
ber erjten Klaſſe gejett werden würden. 3.8. Nro. 267, 
318, 58 ꝛc. Daher wuͤnſche ich zwar, daß eine zweyte 
Abtheilung der eriten Klaffe eingeführt werde, glaube 
aber, daß e8 der Regierung zu überfaffen fey, die bins 
einpaflenden Gewerbe, mit Rüdjicht auf die, in beyden 
Kammern vorgefommenen Bemerkungen, auszuwählen. 
Diefes fiheint mir, bey einem Gegenjtande, welcher fo 
mannigfaltige Anfichten zuläßt, der fürzefte und befte 
Weg zur Vereinbarung zu ſeyn, zumalen die andere 
Kammer in ihrer Sigung vom 1. December bereits einen 
ähnlichen Befchluß dahin gefaßt bat, daß die bey der 
Berathung zu den einzelnen Anſaͤtzen der Klafliftcation 
gemachten Bemerkungen der Staatsregierung zur mög- 
Iihiten Beruͤckſichtigung bey der definitiven Redaction 
des Tarifs zu empfehlen feyen. 
| Zu $. 5. legatur. 
Die zweyte Kammer bat als Wunſch  befchloffen, 
daß Bingen aus dem zweyten im ben dritten Rang zu 
fegen jey. Bingen hat zwar nicht völlig die Seelenzahl 
GINN, welche bey Feftfeßung der Städte zweyten Rings 
beruͤckſichtiget worden it, auch fehlen ihm manche Gele 
genheiten zum Erwerbe, die in den andern Städten 


* 
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zweyten Rangs ſich vorfinden, inſonderheit Garniſon 
und Univerſitaͤt; dagegen aber iſt eines Theils die volle 
Zahl von 5000 Seelen nicht als abſolute Bedingung für 

n zweyten Nang im Entwurfe ausgebrüdt, andern 
— aber ſteht Bingen in Anſehung feiner Bevoͤlke⸗ 
rung ſowohl, als feiner Lage den übrigen Städten. zwey⸗ 
ten Ranges gewiß weit naͤher, als den, beſonders dies⸗ 
ſeits rheiniſchen Städten des dritten Ranges, daher mix 
das Defiderium der zweyten Kammer, nicht genugjan bes 
gründet zu ſeyn feheint. Indeſſen bleibt die Sache immer 
zweifelhaft, und die hohe Kammer kann ſich Leicht ber 
mwogen fühlen, dem Bejchluffe der zweyteir Kammer bey- 
zutreten. 

| Zu $. 6. legatur, Ä 

Es wurde darüber berathen: ob die Klaffiffcation 
der Gewerbe während der Finanzperiode unverändert 
bleiben jolle, oder ob jie von, der Regierung nicht nur 
gemindert, fondern auch erhöbet werden koͤnne. Jede 

enberung ſoll jedoch, mad) der Erklärung des Herrn 
a gg eg feinen anderen Zweck baben, als 
größere Gleichheit. Die Anjichten waren verſchieden, 
aber die Kammer, nahm den Artikel an. Referent hält 
die in Diefem Artifel.enthaltene Ermächtigung der Staate- 
vegierung für eben fo nöthig als unverfänglih. Es 
koͤnnen ſich die offenbarften Befchwerden oder auch uns 
verhaͤltnißmaͤßige Begünftigungen bald nach Einführung 
diefes Gefeßes an den Tag legen, und warum follten 
fie bis zum naͤchſten Landtage ohne Erledigung und resp. 
Abänderung bleiben? und wer vermag folche Fälle ges 
nauer zu prüfen, ald das Minifterium, da fo - vieles, 
auf die befonderen Verhaͤltniſſe anfonnnen kann? Es 
dürfte alfo bey der Annahme des. $. Fein Anjtand feyn. 

| u $. 7. legatur. 

Ueber diefe Beftimmungen bat in der zweyten Rammer 
feine Aeußerung Statt gefunden und der Artikel wurde 
angenommen. 2 eg 

Diefer Artikel ift einer der wichtigften in dieſem 
Geſetze, weil nad ihm die Steuerfapitalien fidy normis 
ren werden. Es ift in dem Entwurfe auf einen Zuſatz 
zu denen im $. 4 benannten Steuerfapitalien gerechnet, 
um die Gewerbe, welche in größerer Ausdehnung getries 
ben: werben, dadurch verhältnißmäßig höher zu befteuern.: 
Sch Fann diefe Beftimmung nicht ganz ergründen. Wer 
Eins von benen im $. 4 aufgeführten. apitalien vers 
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ſteuern ſoll, muß dadurch auch uͤberhaupt im Stande 
ſeyn, das verſteuerte Gewerbe zu treiben, es kann, wenn 
das Gewerbe ein gewiſſes Local, oder einen Gehuͤlfen 
erfordert, um überhaupt betrieben zu werden, dieſes 
Local oder der Gehuͤlfe nicht noch befonders in Steuer: 
anfchlag kommen, Miethwerth und Gehülfen bezeichnen 
alfo nicht allgemein eine größere Ausdehnung des Ge- 
werbes, als welche durch Zufas höher beftenert werden 
fol, fondern haufig nur den einfachen Betrieb deffelben, 
welcher mit den Kapitalien des $. 4 ſchon verfteuert 
wird. Wenn ein Zimmermann fein Capital der Stern 
Klaſſe verſteuert, fomit auch fein Gewerbe mindeſtens 
einfach treiben foll, fo gebört dazu wenigitens ein Ges 
hülfe, weil er allein das Bauholz nicht behandeln, ins 
fonderheit nicht frhneiden fan, Der Wirth, Krämer, 
Fabrifant ıc. müffen ein gewiffes Focal haben, um ihr 
Geſchaͤft auch nur ganz einfach zu betreiben; ja es iſt 
fehon in dem Unterfchiede der 7 Klaſſen vorausgefekt, 
daß ein, in höherer Klaſſe ftehendes Gewerbe zu feinem 
Betriebe ein größeres Focal und wohl auch mehrere Ge— 
huͤlfen haben dürfe. Wie könnte man 3. B. den Kut- 
fihenfabrifanten im die erfte Klaffe feßen und feine große 
Arbeitsftätte nebft Nemifen noch befonders in Anjchlag 
bringen, da er ohne einen folhen Raum nicht Kutfchenz 
fabrifant ſeyn koͤnnte und mit 300 fl. Steuerfapital in 
der 'erften Klaffe ftenerbar werden dürfte. 

Ferner wenn man annimmt, daß die Gewerbe nach 
dem Ertrage ihres einfachen Betriebes richtig claffifteirt 
feyen, fo wird fich durch die Zuſaͤtze eine Ungleichheit 
ergeben, weil der Zuſatz nad Gehälfen nur da Statt 
findet, wo wirklich Gehülfen find; der Zufag nach Miethr 
werth aber bey allen, in der Glafliftcation mit M. be> 
zeichneten Gewerben eintritt, wie einfach auch diefelben 
betrieben werden mögen. | 

Darnach muß 3. B. der Uhrenhändler in der drit- 
ten Klaſſe allemal fein Yocal noch als Zufag verftenert, 
während der Uhrmacher, der fein Gewerbe vollitändig, 
jedoch ohne Gehülfen betreibt, feinen Zufaß erhält, alfo 
iur fein Kapital ter Klaffe zu veriteuern baben wiirde, 

Ich möchte daher den Grundſatz aufitellen, daß das 
Local und die Zahl von Gebülfen, welche ein Gewerbe, 
feinem Begriffe nach, und in feinem einfachen Betriebe 
erfordert, nicht ald Zufaß dem Steuerfapitale beygefügt 
werden fonne, daß demnach nur jenes Local und jene 
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Gehuͤlfen, die einen ausgebehnteren Betrieb des Gerwer 
bes anzeigen, ald Zufag in Anfchlag zu bringen feyen. 

Sch mißfenne die Schwierigkeiten nicht, die hiermit 
bey manchen Gewerben, befonders Fabriken, verbunden 
find, zumalen da aud der Ertrag der Gewerbfteuer fins 
fen würde, wenn man hicht zugleich die Kapitalien: des 
Artifeld 4 verhältnigmäßig erhöhen wollte; daher gebe 
ih nur anheim, ob ein, dem Inhalte des obigen Grunds 
faßes ähnlicher Wunſch, als Zufag zu dem vorliegenden 
Artifel auszudruͤcken ſeyn moͤchte. Es wuͤrde wenigſtens 
der einzige Weg ſeyn, um jenen Mißverhaͤltniſſen Abs 
bülfe, wenn dieſe möglich ift, zu verfchaffen. 

ug. 8. legatur, 

Der Ausfhuß zweyter Kammer hat diefem Artikel 
beygepflichtet und folgenden Zufagartifel in Vorſchlag 
gebracht. —8 

| (legatur.) oo 
. ‚Die Kammer hat diefen'Sten Sen angenommen, dem 
Zufagartifel aber auch ihre — ertheilt, jedoch 
mit Hinweglaſſung deſſen, was am Schluſſe deſſelben 
von den noch nicht 16jaͤhrigen Gehuͤlfen gefagt wurde; 
bagegen hat ſie befchlöffen, daß Lehrlinge in den beyden 
erfien Lehrjahren nicht in. Anrechnung zu bringen fepen. 

Man jah nämlich das 16jährigeAlter für Fein rich“ 
tiges Maas. an, da bey mantchen Gewerben auch. das 
geringere Alter - fchon taugliche Gehuͤlfen Tiefere, bey 
anderen hingegen felbft das A6jährige Alter noch nicht 
einmal zur Lehre, viel weniger zur Hilfe — ſey. 
Dagegen wurde die Ausnahme der erſten beyden Lehr: 
jahre für. angemeffener erachtet, obwohl auch hiergegen 
der Umſtand, daß tiefe Lehrzeit, da wo feine Zuͤnfte 
ſeyen, ſchwer zu ermitteln ſeyn werde, in Erwägung Fam. 

Mehrere Abgeordnete fanden den Zufab von J zu 
body und von ber rheinheflifchen Einrichtung‘, wonach 
der Zufag nur in & befteht, ohne Grund abweichend. 
der Herr Regierungscommiffär beharrte bey + mit derBe- 
merfung, Daß dieſer Betrag bereits bey Feſtſetzung der 
Steuerfapitalien in $. 4 in Ruͤckſicht genommen fey, 
feine Minderung alfo eine Erhöhung derfelben ver— 
anlaflen müffe. | | 

Referent findet bey den Befchlüffen der zweyten 
Kammer nicht3 zu erinnern. | 

Zu $. 9. legatur. 
Zu Belebung, der Induftrie und Aufmunterung zu 
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roͤßeren Gewerbsanlagen, hatte der Ausfchuß zweyter 
tammer in Vorfchlag gebracht, daß nur die Hälfte des 
Miethwerths auch bey den Fabriken, die über 50 Ars 
beiter zahlen, bey dem Zufage in Anfchlag kommen möge. 
Der Herr Regierungsconmiffär war diefem Vorfchlage, 
in fo.fern von Arbeitern die Rede fey, welde in dem 
Gewerbslocale felbit beichäftigt würden, nicht entgegen, 
die Kammer fand aber darin eine zu große Begünftigung 
der ‚größeren Gewerbsanlagen zum Nachtheile der Kleines 
ren, obne daß der Zmwed werde erreicht werden. _Gie 
nahm, daher den Artifel, wie er vorliegt, ohne den Vors 
flag des Ausichufles an. | 

Referent ift auf die Annahme des Artifeld, aber 
auch auf den Borfchlag des Ausichuffes, im Sinne des 
Herrn Regierungscommiflärs einverfianden, Solche Fas 
brifen werden immer in der erften Klaffe ftehen und find 
ſchon in fo fern ftarf befteuert. Dazu fommt, daß bey 
fo. ausgedehnten Unternehmungen das risico größer, und 
der Gewinn unficherer it, ale bey Fleineren Gewerben, 
wie auch, daß eben darum die große Zahl der Arbeiter 
bey folhen Fabriken am: wenigften richtig auf den Er- 
trag fchließen läßt. Man kann daher den Vorſchlag des 
Ausſchuſſes wohl nicht mit Grund eine zu große Begins 
ftigung ‚nennen, und wenn er auch feine ftarfe Wirfuns 
gen hervorbringt, fo läßt ſich doch nicht Läugnen, daß 
er zu.einiger Ermunterung dienen fan. 

I Ä Zu $. 10. ‚legatur, re: 

Bey ber Berathung wurde gegen ben eriter Sat 
dieſes Artikels, daß. nämlich das Gebaͤudeſteuerkapital 
des Katafterd Anhaltspunkt ſeyn foll, nichts eingewen- 
det. Dagegen kam die Frage, wie bad Focal der Woh— 
nung von jenem des Gewerbes zu fcheiden fey? in nähere 
Betrachtung, und die hierbey eintretenden Schwierigfei- 
ten wurden nicht verfanunt, auch gegen die, von ber 
Oberfinanzkammer zu ernennenden beyden Erperten, als. 
foftfpielig und der Verhaͤltniſſe unkundig, Anftand er= 
hoben. Indeſſen wurde der Artifel doch mit 35 gegen 
4 Stimmen angenommen. 

Was in diefem Artikel vorfommt, ift, feiner Weſen⸗ 
heit nach, im Artikel 3 und 4 des Perfonalftenergefeßes- 
ſchon da gewefen, und die ganze Procedur hängt fehr 
zufammen. Durch jene Beitimmungen des Perfonalfteuer:. 
gefeßes wird das Local der Wohnung veranfchlagt, und 
das Gewerblocal bereits ausgefchieden, nach dem vors 
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liegenden Artikel gefchieht dieſes letztere ebenfalls und 
beydes fällt in eine Operation zufammen, wobey aller: 
dings viele Mifgriffe und Ungleichheiten vorkommen 
fönnen. Es ift in der zweyten Kammer befonders der 
häufigen Fälle Erwähnung gefcheben, in welchen das 
Local zugleih Wohnung und Werkftätte ift, oder meh— 
rere in dem nämlichen Locale arbeiten. Diefe Fälle ſchei— 
nen mir jedoch nicht die bedenflichiten zu feyn, weil im 
erfteren Falle die Hälfte des Miethwerthes für die Woh— 
nung und die andere Hälfte für das Gewerbe, ohne be- 
deutende Irrung ‚angefchlagen werben fönnte, in dem 
zweyten und feltenen Falle aber der Miethbwerth des 
Sewerbslocald unter die Zahl der verfchiedenen Inhaber 
wohl füglich zu theilen wäre. 

an muß diefes, fo wie die Regulirung überhaupt, 
den Inſtructionen überlaflen, und wird, nad der Lage 
der Sache, nicht umhin fönnen, den Artikel, fo wie er 
ift, anzunehmen. 

Zu $. 11. legatur. 


Die zweyte Kammer hat diefen $. angenommen und 
nur, nach dem — des Ausſchuſſes, ſtatt ‚‚verfchie- 
dener“, weil es aus Mißverſtaͤndniß für gleichbedeutend 
mit „verſchiedenartig“ genommen werden koͤnne, das 
Wort ‚mehrerer ’’ fubftituirt. 

Neferent findet bierbey fo wenig als bey dem S. 
felbft etwas zu erinnern. 

Zu $. 12. legatur. 

Die zweyte Kammer ift hiermit einverftanden und 
wenn man bedenft, daß hier, wie der Bezug auf Ar: 
tifel 9 fchließen laͤßt, nur von foldhen Gewerben die 
Rede ift, bey welchen der Zuſatz aus dem Miethwerthe 
entnommen wird, fo erfcheint die Beſtimmung ſehr ans 
gemeflen. Anders würde es fich verhalten, wenn das 
Nebengewerbe feinen Zuſatz nad) Gehülfen erbielte, denn 
in dieſem Falle wäre fein Grund der Befreyung vor- 
handen, ja e8 würden folche ftenerfreye Nebengewerbe 
jehr zum Nachtheile der andern gereichen, die ſolche Ge— 
werbe fteuerbar betreiben. Es fiheint mir indeffen aus 
der Discuſſion Cdie ich vorlefe), als ob es die Abficht 
ſey, ein jedes Nebengewerbe, ohne Unterfchied, ſteuer⸗ 
frey zu laffen. Der Herr Negierungscommiffär wird 
bier durdy Erläuterung einen fachgemäßen Befchluß der 
hoben Kammer berbeyführen können. 


Berh.d. erft. Kamm, Beyl. Heft IV. 1827. 8 
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3u $. 13. legatur. Ä 

Hierbey hat der Ausfhuß folgende Bemerfung ge- 
macht: 

(legatur.) 

Die Kammer hat den Artikel angenommen, in der 

Bedeutung, die ihm der Ausſchuß gegeben. Der Vor—⸗ 

fchlag des Ausfchuffes feheint fehr richtig zu ſeyn, denn 
von mehreren, die an einem Geſchaͤfte thätigen Ans 
theil nehmen , fann, im Sinne des Gefeßed, nur Einer 
als der Herr oder Meifter angefeben werden. Die an- 
bern muͤſſen für wirkliche Gebülfen gelten. Außerdem 
ift Referent auf den Artikel und fomit auf den Beſchluß 
der zweyten Karımer einverjtanden. 

Zu $. 14. legatur. 

Der Ausſchuß zweyter Kammer bemerft bierbey 
folgendes: 

(legatur ) 

Bey der Berathung fand der Herr Negierungscom- 
miffar nur Anftand bey der Freylaflung des Wein» und 
befonbers des Brandweinverzapfend und feßte rüdficht- 
lich des Fleifchverfaufs voraus, daß er ſich auf jenes 
Vieh befchränfe, welches in Notbfällen gefchlachtet werde. 
Bey ber Berathung wird die Befreyung rücdfichtlich des 
Weins vorzüglich vertheidiget, fodann auch eine Be— 
freyung für den Verfauf von Mehl und Grüße aus felbft 
gezogenem Getraide in Anſpruch genommen; dagegen 
wurde die Freylafiung der Taglöhner mach pos. 7, und 
jene der Näherinnen pos. 10 diefed Artikels, in Zweifel 
gezogen. F 
Die zweyte Kammer hat hierauf den Artikel und 
die Vorſchlaͤge des Ausſchuſſes in der Art angenommen, 
daß die Befreyung ruͤckſichtlich des Brandweins nicht, 
und hinſichtlich des Weins und Fleiſches nur dann Statt 
finden ſolle, wenn das Verzapfen des Weins nicht fort— 
waͤhrend, und das Viehſchlachten gleichfalls nur perio— 
diſch geſchieht; auch iſt beſchloſſen worden, daß eine Bes 
freyung von Mehl und Gruͤtze Statt finden ſolle, wenn 
dergleichen aus ſelbſt gezogenen Fruͤchten nur periodiſch 
erzeugt werden. 

Referent ift auf die ſaͤmmtlichen Beſchluͤſſe der zwey—⸗ 
ten Kammer einverſtanden, denn es fehlt an haltbaren 
Grundſaͤtzen, um entſcheidende Einwendungen gegen die, 
in dieſem Artikel befindlichen Ausnahmen zu machen, 
um fo mehr, als der Begriff des Gewerbes und der Ge- 
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werbsthaͤtigkeit ſchon fuͤr ſich betrachtet, vorzuͤglich aber 
in einem Lande, das zum Theile zunftlos iſt, fehr ſchwan— 
kend erſcheint, und inſonderheit die Grenze zwiſchen dem 
Erwerbe durch Gewerbe und dem durch die Perfonal- 
ftener betroffenen Produkte der allgemeinen Thätigfeit 
nur bie und da ſichtbar wird. 

—Es moͤge alfo genügen, daß die Ausnahmen, Theile 
als über dem Gewerbe. jtehend, Theils als der allgemei- 
nen Thätigkeit zugehörig, einigen Schein für fich haben, 
denn der: vielfach mögliche Einwand koͤnnte body nur 
zweydeutig feyn. 

Unter den von ber zweyten Kammer beliebten Be 
freyungen fiheint die, rüdfichtlich des Weins Statt fin: 
dende, am einleuchtendften zu. ſeyn, denn wer feinen 
felbft gezogenen Wein periodifch verzapft, ift dem Lands» 
manne gleich, der feine Früchte im Kleinen verfauft. 
Die übrigen Ausnahmen, ruͤckſichtlich des Eſſigs, Mehle, - 
der Grüße und des Fleifches haben nur für fich, daß 
der Berfauf dabey nicht gewerbmäßig getrieben wird. 

Zu $. 15, 16 und 17. legantur, 

Diefe Beitimmungen find von der zwepten Kammer 
einftimmig angenommen worden, und Deferent findet 
nichts dabey zu bemerfen. 

Zu $. 18. legatur, 

Der Ausſchuß bat folgendes zugefeßt: 

(legatur. ) 

Die Kammer nahm, im Einverftändniffe mit bem 
Herrn Regierungscommiffär, den Zuſatz fo wie den Ar- 
tikel ſelbſt an. 

Referent iſt hierauf einverſtanden. 

Zu $. 19. legatur. 

Die zweyte Kammer hat beſchloſſen, daß jene, wel: 
che ihr erited Gewerbe in der eriten Hälfte des Jahre 
anfangen, eine, der Gewerbfteuer und Verhältnifie der 
Zeit 'gleichfommende Stempelgebühr entrichten follen. 
Die für diefen Befchluß in der Berathung vorgebrachten 
Hauptgruͤnde find: 

1) daß jeder fein Gewerbe nicht zu Anfang bes 
Fahre, fondern, um fteuerfrey zu feyn, etwas fpäter 
anfangen werde; 

2) daß in diefer Einrichtung eine ungleiche Beſteue— 
rung liege. Gegen den Befchluß fpricht der Umſtand, 
daß der Artikel 17 von der zweyten Kammer angenpm«- 
men wurde, nad) welchem, ebenfalls aus Rüdfichten der 

* 
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Verwaltung, bey Niederlegung des Gefchäftes im Jah⸗ 
resverlaufe fein Nachlaß an der Sahrfteuer Statt findet, 
und der Herr Regierungscommiffär hat ausdrudlid auf 
die genaue Verbindung, welche zwiſchen diefen Artikeln 
Statt findet, aufmerfjam gemacht. 

Referent glaubt jedoch, daß dem Beſchluſſe der zwey⸗ 
ten Kammer beyzutreten fey, da eines Theils durch den- 
felben die Steuerverwaltung nicht alterirt wird, indem 
die Abgabe durdy Stempel erhoben wird, andern Theile 
aber man wohl in den meiften Fällen annehmen fann, 
daß der, weldyer das Gewerbe niederlegt, entweder es 
noch bis zum Jahresſchluſſe fortfegen fönnte, wenn er 
wollte; oder durch irgend eine eigene Schuld daran ver: 
hindert wird. Sin beyden Fällen verdient er feine be- 
fondere Rüdfiht. Jedenfalls aber hat dagegen ein ſol— 
cher, bevor er fein Gewerbe niederlegt, fo wie jeder 
- Gewerbsmann, aus obigem Beſchluſſe den Vortheil, dag 
fein ſteuerfreyer Nebenbuhler ihm fchädlich wird. 

| Zu $. 20. legatur. 

Der Ausfchuß zweyter Kammer hat vorgefchlagen, . 
nach den Worten „ſo bezahlt er’, noch „außer der in 
Artifel 26 beftimmten Strafe’ einzufchalten. 

Die Kammer nahm den Artifel in diefer Weiſe an, 
und fügte nad den Worten ‚‚bisherige Gewerbe‘’ noch 
hinzu : „ohne Anzeige bey der Behörde‘. 

Referent findet nichts dabey zu erinnern. Der letz⸗ 
tere Zufaß ift von dem Herrn Regierungscommiffär in 
Antrag gebracht, und bezweckt die Wiederkehr zu einem 
Gewerbe, ohne ftrafbar zu werden. Wegen der Anſich⸗ 
ten verfchiedener Abgeordneten über diefen Artikel beziehe - 
ich mich auf die Acten, und bemerfe nur, daß fie bey 
der Abftimmung feinen Einfluß Außerten, indem einftim- 
mig entfchieden wurde. 

Zu $. 21. legatur. 
“ Die zweyte Kammer befchließt den Reclamanten auch 
alsdaun von den Koften zu befreyen, wenn feine Recla- 
mation ungegründet ift. Wenn bey ber Perfonalftener 
eine frivole NReclamation wenigftend die Koftenzahlun 
nad) fich ziehen Fann, fo würde diefe Beſtimmung au 
bier eintreten muͤſſen. Referent ift daher mit diefem Bes 
ſchluſſe der zweyten Kammer nicht völlig einverftanden. 
Die Worte: „ohne daß hierdurch die Beytreibung ber 
angefegten Steuer gehemmt wird‘, find dem Referenz: 
ten in Verbindung mit dem Vorhergehenden nicht. ganz 
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deutlich, und ſcheinen eine große Haͤrte enthalten zu 
koͤnnen. | 
Zu $. 22 und 23. legantur. 

Diefe beyden Artifel find von der anderen Sammer 
angenommen. 

Bey ber Berathung zu Artikel 23 wurde in Ermwäs 
ung gezogen, daß hiernach ohne Staatöbürgerrecht und 
Indigenat ein bürgerliches Gewerbe getrieben werden 
könne. Die hieraus entfiehenden Nachtheile find bey der 

eographifchen Lage des Landes und dem beftehenden 

yſteme der indirecten Abgaben fo wichtig, daß Nefe- 
rent darauf anträgt, den 23ten Artifel aus dem Gefege 
hinwegzulaſſen, wornad denn auch der Eingang des 
folgenden 2uten Artifeld eine andere Faſſung erfordern 
würde. Cine Lüde in dem Gefeße ſcheint durch Hinmweg- 
laſſung bes Artifeld nicht zu entitehen; denn auf einen 
Gemwerböbetrieb, der dem Ausländer nicht en 
verftattet ift, Fann er feinen Anfpruch machen. Wi 
man aber den Artifel lieber abändern als entfernen, fo 
wäre e8 vielleicht fchon hinreichend, nur das Wort 
„wollen“ hinwegzulaſſen, weil alsdann der Artifel eine 
Berechtigung des Ausländers nicht mehr ausdruͤckt, be- 
fonders wenn „duͤrfen“ dafür fubftituirt wird. 
| 3u $. 24. legatur, 

Der Ausschuß bemerft hierbey: 
(legatur. ) 

‚ Die Kammer nahm ben Artifel in diefer Art, im 
Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungscommiffär 
und unter der DVorausfegung an, daß unter Märkten. 
nur Sahrmärfte zu verſtehen feyen. | 

Referent hält diefen Befhluß für empfehlenswerth; 
obwohl bey der Berathung mehrere nicht unerhebliche 
Einwendungen gegen die Freylaflung der Ausländer auf 
Märkten und Dieften, wie auch der Mufterreiter gemacht 
wurden. . 

| Zu $. 25. legatur. 

Diefer Artifel ift einiger. über die Klaffeneintheilung 
und die Dauer der Patente in dem Berathungsprotofolle 
erfihtliher Einwendungen ungeachtet, einftimmig von 
der en Kammer angenommen worden; und bie 
Anftände, welche Refereut dabey findet, find nicht ers 
beblich genug, um die Weitkäufigfeit der Sache noch zu 
vermehren. 
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Zu $. 26. legatur, | 

Die zweyte Kanımer hat ftatt der Strafe des Drey- 
fachen nur die des Doppelten befchloffen, und haupt: 
fachlich, weil foldye Contraventionen leicht entdedt und 
von den Gewerbsgenofjen felbjt controfirt würden. 

Neferent findet hiergegen nichts zu erinnern. 

Zu $. 27. legatur, 

Der Ausſchuß Andert den Eingang des Artifeld da- 
bin ab: „Alle, mit gegenwärtigem Gefege im Widers 
ſpruche ftehenden früheren Gefeße 2. Bey. der Beras 
thung bält der Herr Negierungscommiffär diefen Zufag 
für nöthig, fobald die Verordnungen K:er Aufhebung 
des Zunftdiftrietbannes und die Beſteuerung der Reifen 
den ausmwärtiger Handelshaͤuſer aufrecht bleiben folle: 
Es wird zugleich vorgefhlagen, die beftehen bleibende 
Gefege namentlich aufzuführen. 

Hiernah, und nad dem Antrage des Ausfchuffes, 
bat die zweyte Kammer ihren Befchluß gefaßt, wobey 
wohl fein Anftand obwalten Fann. 

Zu $. 98 und 29 legantur., 
Die zweyte Kammer hat diefe beyden Artifel ein- 
jtimmig angenommen. 

Referent hat gleichfall8 nichtd dagegen einzumens 
ben und wird es fich wohl von felbft verftehen, daß die 
Erlaubniß zu pos.2 des Artifeld 28 nicht von den Pro: 
pinizialbehörden dieſſeits Rheins, fondern von den Lands 
raͤthen ertheilt werde. 

In Betreff der Slaffification hat der Ausfchuß zwey⸗ 
ter Kammer außer den zu Artikel 14 gemachten Bemer—⸗ 
fungen noch folgende Borfchläge gemacht: 

leg. von pos. 3 bis 7. 

Die zweyte Kammer hat diefe Vorfchläge durch Bes 
ſchluß gebilligt und Referent bemerft nur zu pos. 6 bies 
fer Vorfchläge, daß ihm die Beftimmung des Entwurfes 
ben Vorzug zu verdienen ſcheint; denn ein. Stuhl be- 
zeichnet dad Gewerbe in feiner nothdärftigften Befchräns 
fung, daher bier die niedere Klaffe pafjend iſt; zwey 
Stuͤhle, fo wie mehrere, haben ſchon den Character eis 
nes — Gewerbes und koͤnnen fuͤglicher in eine 
hoͤhere Klaſſe zuſammen gefaßt werden, zumalen der 
Unterſchied in der Zahl der Stuͤhle durch eine verhaͤlt— 
un Zahl der Gehülfen zum Theile auggegli- 

en wird. 
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Die Berathung uͤber den Tarif hat nd zunächft aus« 
führlich, jedoch ohne beftimmten Erfolg, über die Frage 
verbreitet, wie ein Großhändler von einem Kleinhänd- 
fer ſich unterfcheide; fodann hat fich diefelbe ber viele 
einzelne Poften der Klaflification verbreitet, und die 
Kammer bat befchloffen, die deffallfigen Anträge und 
Bemerkungen der Staatsregierung zur möglichiten Be: 
rüdfihtigung bey der definitiven Nedaction des Tarife 
zu empfehlen. 

Nach diefer Lage der Sache koͤnnen alle diefe von Ein- 
zelnen gemachten Bemerfungen Fein Gegenftand der Beguts 
achtung des Ausſchuſſes, fondern Lediglich nur Stoff zu 
einer gleichmäßigen Berathung darbieten. Sie. füllen die 
6te Sechsterne des Berathungsprotocolld und duͤrften, 
wenn nicht dermalen die Vorlefung derfelben: von ber 
hoben Kammer verlangt wird, nur bey der Berathung 
zu erponiren feyn. | | 

Auf den Befchluß der zweyten Kammer felbft iſt 
Referent einverftanden, und es fcheint räthlich zu feyn, 
auch die in diefer Kammer, über die Poften der Klaffi- 
fication erft bey der Berathung vorfommenden Bemer- 
tungen ber Landesregierung in gleicher Weife anbeim zu 
ftellen , damit dieſes Material, bevor es benußt wird, 
einer nochmaligen Prüfung unterliege; denn es 
fid) überall Zweifel, fo wie e8 überhaupt ſchwer ift, in 
dem ganzen Umfange diefes Gewerbſteuerweſens irgend: 
wo feften Fuß zu falten. 

Die andern Mitglieder ded Ausfchuffes wollen das, 
* fie zu bemerken finden, für die Berathung vorbe- 

alten. | 


vn muy 
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Vortrag Namens des erften Ausfchuffes der eriten 
- Kammer über die IV, Hauptabtheilung des Vor: 
anſchlags der Staatsausgaben, betreffend : Die 
Bedürfniffe ded Großherzoglihen Haufes und 
Hofftaated; erftattet von dem Herrn Prälaten 
Schmidt. 


Außer der auf 591,604 fl. firirten Givillifte, und 
der ſchon früher vermwilligten Summe von 219,523 fl. 
für Apanagen und Deputate, Cüber welche von des 
Herrn Finanzminifters Ercellenz die geei nete Aufklärung 
gegeben ift), erfcheint hier eine Me tforderung von 
24,000 fl., von welcher 

10,000 fl. ald Beytrag zu einer Reife, welche des 
Prinzen Ludwigs Hoheit zu Shrer Ausbildung durch 
verfchiedene Länder Europas machen werden, und 
14,000 fl., zur Apanage für des Prinzen Karls H0s 
beit, Hoͤchſtwelche in Ihr 18te8 Jahr und in aus: 
wärtige Kriegsdienfte eingetreten find, 
vorgefehen werden. Ä 

Die erfiere Summe ift übrigens nur für die drey 
naͤchſten Jahre in Ausſicht genommen. 

Die zweyte Kammer hat die gefammte Summe im 
DBetrage von 835,127 fl. bewilligt, und es wird daher 
in diefer Hinficht der Annahme des Finanzgefeßes von 
Seiten der erfien Kammer nichts entgegen ſtehen. 


ums 
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Bericht ded dritten Ausfchuffes der erften Kammer, 
den Antrag ded Abgeordneten Herrn von Bibra, 
die Ausführung der Forfifhugorganifation be; 
‚treffend; erftattet von des Herrn Grafen zu 
Solms-Roͤdelheim Erlaudt. | 





Der Antrag, über welchen ich die Ehre haben foll 
der hohen Kammer, im Namen ihres dritten Ausſchuſſes, 
zu berichten, bezweckt die baldigſte Beendigung und Aus⸗ 
führung der beabfichtigten Forftfhugorganifation und 
lautet wie folgt: 

! (legatur den Antrag.) 

Die Motive, welche den Herrn Antragfteller bewo⸗ 
en haben, den fraglichen Gegenftand in Anregung zu 
ringen, fo wie beffen Wichtigfeit überhaupt, find bis- 

ber ſchon in ihrem ganzen Umfange von der hödhften 
Staatsbehörde erfannt, und ihrer unausgefegten ‚Auf 
merffamfeit gewurdigt worden. 

Es haben fich indeffen bisher der Ausführbarfeit der 
fraglichen Drganifation fo vielfältige und verfchiedenars 
tige erhebliche Hinderniffe entgegengeftellt, daß alle feit- 
herige Bemühungen zu feinem genügenden Refultate ges 
führt haben, und auch wohl fo bald, wie ed der Herr 
Antragfteller wünfcht, noch nicht führen dürften, wie 
diefes der Herr Berichtserftatter der zweyten Kammer 
in feinem ausführlichen Berichte näher entwidelt hat, 
ben ſich Referent, um nicht wiederholen zu müflen, der 
hohen Kammer zu verlefen erlaubt. | 

(legatur den Ausfchußbericht.) 

Referent ift mit dem, was in dem fo eben verlejes 
nen Berichte wegen der Hinderniffe, welche der beabſich⸗ 
tigten neuen Forftifchugorganifation entgegenftehen, fo 
wie wegen der Weitläuftigfeiten und NReclamationen, 
welche deren Ausführung zur Folge haben wird, gefagt 
ift, ganz und gar einverftanden, und glaubt hiernach 
um fo mehr, daß es unter den vorliegenden Umftänden 
nicht räthlich feyn dürfte, die Ausführung der beabfich- 
tigten Organiſation fo fehr zu befchleunigen, wie e8 der 
Herr Antragfteller zu wünfchen fcheint, vielmehr es der 
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Weisheit der Staatsregierung vertrauensvoll zu über- 
laffen, vorher die geeigneten Mittel aufzufinden, um die 
in dem verfefenen Berichte erwähnten verjchiedenen Ins 
tereflen ohne Rechtsverletzung zu vereinigen. 

Der Wunſch, oder vielmehr die Nothwendigfeit ei— 
ner folchen Vereinigung rechtfertiget fih, auch abgefehen 
von allen übrigen, bierbey zur Sprade kommenden 
weiteren Nüdfichten, wohl fchon durc den einzigen Um— 
ftand, daß nach der in Borfchlag gebrachten neuen Or— 
ganifation die Beyträge der Gemeinden und Privaten, 
welche biöher nur 13,196 fl. betrugen, für die Zukunft 
26,814 fl., alfo mehr wie das Doppelte, betragen wers 
den, eine Vermehrung, die dem Referenten, bey den 
obnehin ſchon fo hoch geftiegenen Gemeindebedürfniffen, 
fehr bedenklich erfcheinen muß. 

In der Discuflion der zweyten Kammer ift der Ge- 
genftand des Antrags hbauptfählih nur von der rechts 
lichen Seite betrachtet worden, und die darin gemachten 
Bemerfungen bezweden beynahe augjchließlich nur Die 
Wahrung der in dem Ausfchußberichte erwähnten Rechte 
ber Privaten und Gemeinden. 

Nach feiner oben ausgefprochenen Anficht der Sache, 
glaubt Referent hierüber weiter nicht bemerfen zu müs« 
jen, und nur darauf antragen zu dürfen, daß es der 
hoben Kammer gefällig feyn möge, in Uebereinftimmung 
mit der zweyten Kammer, die Motion der Staatsregies 
rung zur geeigneten Berüdfichtigung zu empfehlen. 


mn 


CII. 


Vortrag Namens des dritten Ausſchuſſes, uͤber den 
Antrag des Abg. Herrn Zimmer, betreffend: die 
Einführung derCommunalſchulen und Verhinde⸗ 
rung der Schulverſaͤumniſſe in Rheinheſſen; 
erftattet von dem Herrn Prälaten Schmidt. 


Es find zwey Anträge, welche bier verbunden find. 
Der erjte it: 
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die Staatsregierung zu erſuchen, die Einführung 

von Sommunalfchulen, befonders in Aheinheffen , zu 

befördern 

Diefer Gegenftand fam bereits auf dem vorigen Land» 
tage vor. Es fällt in die Augen, daß dur die Ein- 
führung der Communalfchulen die Möglichkeit, beffere 
Gehalte zu verabreichen, und dadurch brauchbarere Leh— 
rer zu befommen, berbeygeführt wird. Indeſſen fand 
fi) doch damals die hohe erite Kammer durch die von 
einem anderen Referenten in dem Ausfchußberichte vor: 
getragenen Gründe zu dem Befchluffe beftimmt, dem An⸗ 
trage feine Folge zu geben. Die betreffende Stelle jenes . 
Ausfchußberichtes  ift folgende: Ä * 

(zu verleſen.) 

Die damalige zweyte Kammer beſchloß hierauf, die 
Sache auf ſich beruhen zu laſſen. Die jetzige hat dage— 
gen den Beſchluß gefaßt: der Staatsregierung den ins 
nigften Danf für dasjenige, was bereitd zur Befoͤrde— 
rung der Sommunalfchulen geſchehen ift, mit der Bitte 

Darzubringen, die deßfallfigen Bemühungen fortzufegen. 
| Da jedoch feine neuen Gründe vorgebracht worden 
find, fo möchte ed wohl vorzuziehen ſeyn, bey dem vori- 
gen Beſchluſſe ftehen zu bleiben. 

Der zweyte Antrag ift: 

die Staatsregierung zu erfuchen, die geeigneten Maaßs 

regeln zu ergreifen, um den in der Provinz Rhein: 

heſſen Statt findenden Schulverfäumniffen entgegen 
zu wirfen. 

Im Ausfchußberichte der zweyten Kammer ift bier- 
über angeführt, daß der. Neferent die Minifterialacten 
eingefehen habe, und daß in der Kürze eine, alle bis: 
herigen Anftände befeitigende Schulorbnung emaniren wer: 
de, und daß darum der Ausfchuß des Dafuͤrhaltens fey, 
diejen Antrag auf fich beruhen zu laſſen. 

Die zweyte Kammervhat jedoch mit einer Mehrheit 
von 22 gegen 20 Stimmen befchloffeen, dem Antrage 
Folge zu geben. Der diefleitige Ausfhuß glaubt indeſſen 
aus den angeführten Gründen dem jenfeitigen beytreten 
zu müffen. 


„mamma 
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Vortrag Namens des dritten Ausſchuſſes, uͤber den 
Antrag des Abgeordneten Herrn Hellmann, bes 
treffend : den zerrütteten Zuftand des Beerfelver 
Kirchenvermögend und die traurige Rage der 
dortigen Geiftlichen; erftattet von dem Herrn 
Prälaten Schmidt. 





Ueber dieſen Gegenftand ift in der zweyten Kammer 

ber nachfolgende Bericht erftattet worden : 
(zu verlefen.) 

Da bey der Berathbung in ber zweyten Kammer 
feine Erinnerung erfolgt ift, und die Kammer hierauf 
beſchloſſen hat, dem Antrage feine Folge zu geben, fo 
glaubt der dieffeitige Ausfhuß, ohne weiteres, auf Zur 
ſtimmung zu diefem Befchluffe antragen zu dürfen. 


mamma 


CIV. 


Vortrag Namens des dritten Ausfchuffes, uber den 
Antrag des Abgeoroneten Herrn Andre, ber 
treffend : die ftaatsbürgerliche Verbefferung des 
Zuſtandes ver Juden; erftattet von dem Herrn 

Praͤlaten Schmidt. 


Der Herr Proponent hat drey Mittel in Vorſchlag 
gebracht, um die ſtaatsbuͤrgerliche Verbeſſerung des Zu⸗ 
ſtandes der Juden zu befoͤrdern. 

Das erſte iſt die Verlegung des Sabbaths auf den 
Sonntag. Hierdurch würden allerdings für das buͤrger⸗ 
liche Leben die Juden den Chriften weit mehr angenäbert. 
Da aber die Sabbathefeyer mit der mofaifchen Schöp- 
fungsgefchichte in fo engem Zufammenhange fteht, fo 
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würde die Mehrheit der Juden eine Verlegung der Sab⸗ 
bathsfeyer ald einen Angriff auf ihren religiöfen Glau— 
ben anſehen. 

Das zweyte Mittel fol in der Berfchiebung der Be- 
fchneidung auf eine fpätere Zeit beſtehen. Es haben fich 
jedoch ſchon ſowohl chriftliche, wie israelitifche Aerzte 
dafür ausgefproden, daß die Beſchneidung der Gefund- 
beit der Knaben nicht nachtheilig jey. 

ALS das’ dritte Mittel wird die Geftattung der Ehe 
zwifchen Chriften und Juden angegeben. Die nähere 
Prüfung dieſes Vorſchlags würde aber zu der tiefer 
liegenden Frage führen, ob es überhaupt im Intereſſe 
des Staats fey, die Ehe zu einer bloß bürgerlichen Ver: 
bindung berabzufegen. Cine Frage, über melde ſich 
leichter ein Buch, als ein kurzer Vortrag jchreiben ließe. 

Da die zweyte Kammer bejchloffen hat, dem Antrage 
feine Folge zu geben, und die bey dieſer Gelegenheit ger 
machten Bemerkungen ohnehin zur Kenntniß der Staats: 
regierung gelangen, jo möchte fein Grund vorhanden 
feyn, dieſem Beichluffe die Zuftimmung zu verfagen. 


IXLA— 


CV. 


Vortrag Namens des erſten Ausſchuſſes, uͤber den 
Antrag des Abgeordneten Herrn Schuͤtz, betref⸗ 
fend; die Verunterpfaͤndung der Grundrenten 
und die Vertheilung der mit ſolchen belaſteten 


Guͤter; erſtattet von dem Herrn Praͤlaten 
Schmidt. 


— 





Der Antrag iſt folgender: 
(zu verleſen.) 
Es hat die Geſetzgebung bey dieſem Gegenſtande 
eine zweyfache Ruͤckſicht zu nehmen: Die eine, daß das 
Grundeigenthum nicht zu ſehr belaſtet werde; die andere, 


up feine Beeinträchtigung der Zinsberechtigten Statt 
nde. 
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In dem Ausfchußberichte der zweyten Kammer iſt 
ausfuͤhrlich und gruͤndlich gezeigt, daß die beſtehende 
Geſetzgebung in beyden Hinſichten als genuͤgend betrach— 
tet werden darf, und die zweyte Kammer hat daher den 
Beſchluß gefaßt, dem Antrage keine Folge zu geben. 

Der dieſſeitige Ausſchuß haͤlt dafuͤr, daß dieſem Be— 
ſchluſſe beyzutreten ſey. 


ws... nv 


CVI. 


Vortrag Namens des erſten Ausſchuſſes, uͤber den 
Antrag des Abgeordneten Herrn Schwarz, be— 
treffend: den Abkauf ver fiscaliſchen Grundzin— 
ſen in den beyden dieſſeitigen Provinzen; er— 
ſtattet von dem Herrn Praͤlaten Schmidt. 





Es iſt anerkannt in ſtaatswirthſchaftlicher Hinſicht 
und zur Erleichterung der Domanialverwaltung wuͤn⸗ 
ſchenswerth, daß die Ablöfung der fiscaliſchen Grund- 
zinfen erleichtert werde. Die für diefen Zweck erlaffene 
Geſetze haben indeflen den beabfichtigten Erfolg noch nicht 
gehabt. In manchen Rentamtsbezirken hat bis jekt noch 
nicht ein einziges Beyfpiel einer Ablöfung Statt gefun— 
den. Der Grund hiervon fcheint hauptfächlich Theile 
in tem gefunfenen Preiſe der Naturalien, Theils in der 
hoch gegriffenen Abfaufsfumme zu liegen. Es ift ver- 
dienftlich, daß der Abgeordnete Kerr Schwarz diefen 
Gegenitand zur Sprache gebradt hat. Da jedody der 
ausführliche Ausfchußbericht der zmweyten Kammer bereits 
gedrudt vorliegt, fo glaubt Neferent, um unnöthige 
Wiederholungen zu vermeiden, in Dem gegenwärtigen 
Berichte bloß die von der zweyten Kammer gefaßten 
Beichlüffe in's Auge faffen zu müffen. 

Um die Ablöfung der in Frage ftehenden Grund— 
zinfen zu befördern, hatte der Ausfchuß der zweyten 
Kammer drey Wege vorgefchlagen. Der erfte befteht, 
dem Mefentlichen” nach, darin, daß außer dem Zing 
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jährlich nody eine Quote weiterserhoben und zur Abloͤ— 
fung beitimmt wird. Wird 3. B. jene Quote auf ein 
Bierfbeil des Grundzinjes geſetzt, jo wird dadurch in 
34 Jahren der Grundzins getilgt. | 

Der zweyte Weg iſt, daß, während eines feftgefeg- 
ten Zeitraumes, den einzelnen Zinspflichtigen die Ab- 
loͤſung für eine berabgefeste Summe, den zinspflichtigen 
Communen aber für eine nod) mehr ermäßigte Summe 
geftattet, Dabey aber, um der Sache mehr Antrieb zu 
verſchaffen, hiermit das Prajudiz verbunden wird, daß 
nad Ablauf jenes Zeitraumes dem Staate die Befugniß 
zufieht, die ganze Maffe der Grundzinfen einer Gemar- 
fung an jeden ſich Anmeldenden dergeftalt zu verfaufen, 
daß dem Käufer feine Verbindlichkeit auferlegt werde , 
fpäterbin einzelnen Pflichtigen die Abldfung um einen 
gewiflen Preis gegen feinen Willen zu geftatten. 

Der dritte Weg beftehbt darin, daß die Abloͤſung 
während eines bejtimmten Zeitraumes: auf diefelbe Weife 
gejtattet, aber hieran das Präjudiz angefnüpft wird, 
daß die, während diefes Zeitraums nicht abgelößten Grund- 
zinfen nad) Verlauf dejjelben auf dem erjten Wege be- 
handelt werden. | 

Der erjie und. dritte Weg bat der zweyten Kammer 
die Rechte der Pflichtigen zu beeinträchtigen gefchienen. 
Der Gebraud des einen oder des andern fann auch ei- 
nem Zeitpunfte nicht zufagen, in welchem die Stlage 
über Geldmangel fo oft wiederholt wird. 

Dagegen hat die zweyte Kammer, binfichtlich des 
zweyten Weges, den einftimmigen Beichluß gefaßt: 

„bie Großherzogliche Staatsregierung zu’ erfuchen und 

zu ermäcdhtigen, den Abfauf der fiscalifchen Renten, 

Theils durch einfacheren Gefchäftsgang, Theile da- 

durch zu befördern, daß 

1) elne Abloͤſungen mit 15, hoͤchſten 16 für 1 
un 

2) Ablöfungen aus ganzen Gemarfungen mit 13, 
böchitens 14 für 1 gejtattet werden, — daß zu— 

- gleich aber 

3) eine Frift von etwa drey Jahren beſtimmt werde, 
innerhalb welcher nur von dieſer Abldfungsweife 

Gebrauch gemacht werden fann, und nad deren 

Ablauf dem Staate die Befugniß zuftehen foll, die 

ganze Mafle der Grundzinfen einer Gemarkung 

mit 13, hoͤchſtens 14 für 1 jedem fich darum An— 
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meldenden zu verkaufen, und zwar ohne daß dem 
Käufer eine Verbindlichkeit auferlegt wird, fpäter- 
hin einzelnen Pflichtigen die Abloͤſung um einen 
gewiflen Preiß gegen "einen Willen zu geitatten. /* 

Da die hohe erftie Kammer, indem fie auf dem er- 
ften und resp. zweyten Sandtage, dem Gefeße wegen 
Ablöfung der fiscalifchen Grundzinfen ihre Zuftimmung 
gegeben, dagegen aber den Gefeßesentwurf wegen Ab— 
löjfung der den Communen, geifilihen Fonds und der- 
gleichen zugehörigen Grundzinfen ftandhaft abgelehnt, 
auch einer auf den leßteren Zweck bezüglichen Motion ihre 
Zuftimmung verfagt hat, fo darf Neferent vorausfeßen, 
daß fie die Abldjung der fiscalifhen Grundzinfer 
als vortheilhaft anerfannt, und daher dem vorliegenden 
Beichluffe der verehrten zweyten Kammer, in fo fern 
er Hg Ablöfung bezwedt, ihre Zuftimmung ertheilen 
dürfte. 
Es möchte daher nur die Frage feyn, ob dem Be 
ſchluſſe der zweyten Kammer binfichtlich der Abloͤſungs— 
ſummen beyzutreten ſey. Der Ausſchuß der zweyten 
Kammer hatte für einzelne Abloͤſungen 16 für 1 und 
für Ablöfungen ganzer Gemarfungen 14 für 1 in Bor: 
fhlag gebradt. Die zweyte Kammer hat aber ftatt je- 
ner 84 15 hoͤchſtens 16, ſtatt dieſer 13 hoͤchſtens 14 
geſetzt. Der dieſſeitige Referent moͤchte aus den, in dem 
jenſeitigen Ausſchußberichte angefuͤhrten Gruͤnden jenem 
Vorſchlage beytreten, indem er zwar nicht verkennt, daß 
die bisherige Abkaufsſumme einer Ermaͤßigung beduͤrftig 
ſey, aber auch die Ruͤckſicht ins Auge —* daß die 
fraglichen Grundzinſen zu einem Drittheile zur Hypotheke 
der Staatsglaͤubiger, und zu zwey Drittheilen zum Fa— 
miliengute des Großherzoglichen Hauſes gehoͤren. In 
Bezug auf die hier vorkommende Unterſcheidung zwiſchen 
einzelnen Abloͤſungen und Abloͤſungen aus ganzen Ges 
marfungen muß fi) Referent übrigens noch eine Bemer- 
fung erlauben: 

Der Ausdrud: ‚‚einzelne Abloͤſungen“ geftattet eine 
zweyfache Deutung. Es fann erftens der Fall feyn, daß 
in einer Gemarfung alle oder doch die meiften Grund 
ftücke mit Zinfen belaftet find. Auf diefen Fall paßt 
die Beftimmung, daß bey der einzelnen Ablöfung etwas 
mehr bezahlt werden muß, als gefordert werden würde, 
wenn alle Zinspflichtigen der ganzen Gemarkung ablöfen 
wollten. Es kann aber auch zweytens der Fall feyn, 
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daß in einer Gemarkung fich nur einzelnchelaftete Grund» 
ftücfe finden. Die auf denfelben rubende Zinfen find 
gewoͤhnlich fehr unbedeutend; fie beſtehen oft nur in eis 
nigen Hahnen, Eyern und dergleichen. “Allein gerabe 
hierdurch wird die Verwaltung verhältnigmäßig fehr er- 
fchwert. Der Abkauf diefer Zinfen follte daher moͤglichſt 
befördert werden, und Referent ift um deßwillen der 
Meinung, daß, die Ablöfung folher Zinfen nicht unter 
die Kathegorie der einzelnen Abldfungen aufzunehmen, 
vielmehr auf die günftigite Weife zu behandeln fey. — 
Außer der allgemeinen Bene über die Grundzinfen 
überhaupt muß bier noch die Frage über die in Naturalien 
zu leiftende Grundzinfen insbefondere in Betracht kom— 
men. Dur die Verordnung vom 11. Juny 1821 find 
Abloͤſungs ſummen für diefelben feitgefest. Diefe Sum: 
- men find aber hoch gegriffen, obgleich der Abfauf diefer 
Zinſen erleichtert werden follte, weil diefelben gewoͤhn⸗ 
fih die Verwaltung mehr als Geldzinfen erfchweren. 
Der Ausfhuß der zweyten Kammer bat daber in feinem 
Berihte Seite 24—26 andere Summen vorgeſchlagen, 
und die zweyte Kammer bat ebenfalld einftimmig bes 
ſchloſſen: 
bie Staatsregierung zu erſuchen und zu ermächtie 
gen, die Preife der Naturalien auf die von dem 
usſchuſſe angetragene Weife herabzuſetzen.“ 
Der bieffeitige Referent findet feinen Anſtand, diefen 
Beſchluß zur Annahme zu empfehlen. 
Die Übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes behalten 
fi vor, ihre, zum Theile abweichende Anfichten bey 
der Discuffion vorzutragen. 


Berh. d. erſt. Kamm. Beyl. Heft IV. 1827. 4 
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Bortrag des dritten Ausfchuffes der erſten Kammer, 
den Antrag des Abgeordneten Herrn Hellmann 
auf Revifion der Kirchenrechnungen durd die 
Rechnungsfamnier betreffend ; erftattet von dem 
Herrn Geheimen Staatdratdp_ von Wreden. 


Der Abgeordnete Herr Hellmann trug. bey der zwey⸗ 
ten Kammer der Stände darauf an, das Nechnungswe 
fen der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen der 
Rechnungskammer zu überweifen 5; -» . 

Cich werde den Antrag vorlefen) | 
amd die zweyte Kammer beſchloß, die Großherzoglide 
Staatsregierung zu erfuchen,, die Reviſion und Yuftife 
cation ber befagten Rechnungen, jedoch nur in den 
Provinzen Starfenburg und DOberbheffen an 
die Großherzogliche Nechnungsfammer zu. verweifen. 

Der Antrag des Abg. Hellmann ift Theile von dem 
Herrn Proponenten felbit, Theild von dem Herrn Nefe 
renten bey der zweyten Kammer -fo genuͤgend begründet, 
Theils ‚bey den Statt gefundenen Berathungen fo viel 
feitig beleuchtet worden, daß es nicht nöthig feyn wird, 
ihn bier ausführlicher zu entwickeln. | 

Auch ift dieſer Gegenftand der Aufmerffamteit der 
Staatsregierung bisher nicht entgangen. Schon feit 
dem Anfange des Jahres 1825 befchäftiget ſich das Mir 
nifterium des Innern mit demſelben, und wuͤrde feinen 
Zweck bereitd erreicht haben, wenn nicht die Erledigung 
des ruͤckſtaͤndigen Staatsrechnungsmefend, welches auf 
die Thätigfeit der Rechnungsfammer die eriten Anfprüce 
hat, hindernd — getreten waͤre. Die Rechnungs⸗ 
kammer konnte naͤmlich bis jetzt die Aufarbeitung des 
ruͤckſtaͤndigen Staatsrechnungsweſens, ſelbſt mit Zuzie⸗ 
hung eines zahlreichen Huͤlfsperſonals, nicht zu Stande 
bringen, fie würde alfo nicht im Stande geweſen ſeyn, 
eine fo bedeutende Arbeitövermehrung, ohne Vernach⸗ 
kg ihrer eigentlichen Berufsarbeiten, zu über 
nehmen. | 

So fehr übrigens der Referent den Antrage über 
haupt huldiget, fo wenig vermag er fich mit der Idee 


— — 
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zu vereinigen, diefe fo mwohlthätige Einrichtung bloß 
auf die Provinzen Starfensurg nnd Dberheffen zu be— 
ſchraͤnken, und die Provinz Rheinheſſen von diefer Wopf- 
that auszufchließen. 2 | BEHTT ., 
Iſt die angetragene Einrichtung nicht zweckgemaß 
fo paßt fie auch nicht auf die Diefjeitigen Are HR 
pinzen, iſt fie aber fo zweckgemaͤß, wie fie mit Recht 
gefhildert wird, fo iſt es ſchwer einzufeher, warum fie 
nicht auch dahin verpflanzt werden folle, wo fie vielleicht 
am nötbigiten ſeyn dürfte. Warum ſollte das Syſtem 
einer voͤlligen Gleichſtellung aller Landestheile hier eine 
Ausnahme erleiden? | 
Bey dem Gange der Beratbungen wurde, zwar in 
der ‚verehrten, zweyten Kammer. bemerkt, daß in Rhein 
heſſen bereits gefeßliche Beltimmungen deßhalb vorban- 
den ſeyen; allein ‚entweder find dieſe nicht. genügend, 
oder ſie bleiben unbefolgt. _Neferent darf. dieſes um ſo 
zuverfichtlicher jagen, als er aus ſeinen Dienſtverhaͤlt⸗ 
niffen mit den häufigen Befchwerden nur zu fehr bekannt 
iſt, die gegen die -Verwaltung der, geiftlichen Fonds in 
Öbeinbelen ‚geführt wurden und noch täglich, geführt 
werben. ‚Er würde durch Hererzäblung aller. einzelnen 
Alle, ermüden, und erwähnt daher nur zweyer der bes 
Deutenderen Rechnungen, deren Abbör eine Reihe von 
Jahren rüktändig blieb; jene des Mainzer Univerfitäts- 
fonds und jene des Gymnaſialfonds in Worms, deren 
Abhör ſeit dem Jahre 1804 zuruͤckſtund. 


2. Der Referent des Ausfchuffes dieſer hohen Kammer 
kann daher nur den Wunſch ausiprechen, daß der fo 
wohlthätige Antrag des Abgeordneten Herrn Hellmann 
auch in Rheinheffen Anwendung finden möge. 


Was bey den Berathungen der zweyten Kammer 
über die Ausführung des befagten Antrags bemerkt würde, 
übergeht Referent, weil es hier bloß auf Wirrdigung 
eines Grundſatzes anfömmt, die Ausführung aber vers 
trauensvoll der höchften Staatsregierung überlaffen mer; 
den mag; nur eine Bemerfung erlaubt fich derfelbe: 


Man bat verfchtedentlich fich geäußert, daß die Rech— 
nungsfammer einen folchen Zuwachs von Gefchäften wohl 
ertragen fönne, ohne daß deren Perfonal eines Zuwach— 
fes bedürfe, daß mithin ein Geldgufhuß von Seiten des 
Staates nicht nöthig feyn werde. 

u* 
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Diefe ** duͤrfte jedoch nur unter Beſchraͤn⸗ 
kungen als richtig anzunehmen ſeyn. Sie widerſpricht 
nicht nur, der officiellen Erklaͤrung des Finanzminiſte— 
riums, welches die Ueberweiſung des kirchlichen Re 
nungsweſens an die Rechnungskammer nur in dem Falle 
für ausführbar hält, wenn das ganze hierzu beſtimmte 
Perfonal vom Rathe an abwärts neu angeftellt, und 
nur unter den Director ber Nechnungsfammer geftellt 
werde, — fondern es liegt auch jchon in der Natur der 
Sache, daß diefes vielbefchäftigte Golleg eine fo bedeus 
tende Vermehrung ber Arbeit, als das Kirchen - und 
Stiftungsrehnungswefen, nebft deſſen Rüdftänden 
liefern wird, zu übernehmen nicht im Stande ſey. 

Zwar wird ein Theil des, bey den Kirchenrathe- 
collegien angeftelten Rechnungsperſonals zu dem Ende 
verwendet, und an die Nechnungsfanmer überwiefer 
werden fünnen, allein genügend wird diefes Perfonak 
bey weitem nicht feyn, und es mird eine ergiebigere 
Aushuͤlfe als nöthig erfcheinen , die einen weiteren, obs 
gleich nicht fehr bedeutenden Koftenaufwand erfordern 
wird, der von den oft fehr unvermögenden Kirchen nicht 
zu erbringen feyn dürfte. Indeſſen dürfen wir biefen 
geringen Koftenaufwand nicht feheuen, ber ſich voraus 
sichtlich reichlich erfegen wird. Der unbeftreitbare Sag, 
. daß der, jo ben Zweck will, auch die Mittel zum Zmede 

wolle, wird fih auch bier bewähren. * 

Der Ausſchuß dieſer hohen Kammer traͤgt daher 
darauf an, daß es derſelben gefallen möge, die Staates 
regierung zu erfuchen, die Nevifion und Juſtificirung 
der Kirchen⸗ und milden Stiftungsfonds⸗Rechnungen 
ſaͤmmtlicher drey Provinzen an bie Großherzog⸗ 
liche Rechnungskammer zu verweiſen. 

Mehrere verehrliche Mitglieder des Ausſchuſſes ha⸗ 
ben es ſich vorbehalten, bey der Discuſſion ihre Anſich 
ten naͤher zu entwickeln. 
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Bericht des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
über die Anträge der Abgeordneten Herrn El; 
wert, Mahlerwein und Zimmer , betreffend: 

a) die Vorlegung eines Gefeßedentwurfs über 
die Verwaltung und Auslieferung des Ver⸗ 
mögend Abmwefender ; 

b) auf. verbefjerte gefetliche Beftimmungen über 
das Hypotheken- und Pupillarwefen in 
Rheinhefien, und 

c) die Competenz der Landgerichte in. Eher 
ſcheidungsſachen zu befchränfen , und diefelben 
den Hofgerichten zu überweifen; | 

-erfiattet von dem Herrn Kanzler Arens, 


Die zweyte Kammer ber Tanditände bat auf eine, 
den Anträgen ihres Ausfchuffes entfprechende Weife in 
Beziehung auf die rubricirten Anträge beſchloſſen, fie 
auf fich beruhen zu laſſen. 

Der Ausfchuß diefer Kammer hält diefen Beſchluß 
zur Genuͤge motivirt, und bad zwar aus folgenden 
Gründen: ‘ 

1) Das Großherzogthum fieht befanntlich einer neuen 
bürgerlichen Gefeßgebung entgegen, und wenn der Mo: 
ment des Erfcheinens derfelden auch nicht fo nahe ſeyn 
bürfte, ald mehrere Mitglieder der verehrlichen zweyten 
Kammer glauben, fo fcheint ed doch auf jeden Fall räth- 
lich, diefer Gefeßgebung nicht vorzugreifen, und über 
einzelne Punfte geſetzliche Beſtimmungen zu veranlaffen, 
welche zu dem Spfteme ber fünftigen Gefeßgebung vielleicht 
nicht paſſen, und daher entweder auf diefe einen ſchaͤd⸗ 
lichen und zu era be führenden Einfluß aͤuſſern, 
oder doch bie Gefahr begründen, in furzer Zeit wieder 
aufgehoben zu werden. | | = 

b) Eine Ausnahme hiervon wird fih nur dann 
rechtfertigen laſſen, wenn die bisher beftandenen ’ geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen von der Art ſind, daß ſie eine Ab⸗ 
aͤnderung dringend nothwendig fordern, oder einen 


* 
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ſelbſtſtaͤndig fuͤr ſich beſtehenden, und in das Syſtem der 
Geſetzgebung wenig oder gar nicht eingreifenden Gegen- 
jtand betreffen. Dieje Vorausfegungen treten aber bey 
den hier borliegenden Anträgen Feineswegs ein, Soviel 
namlich: .- LE 
4) ber auf Vorlegung eined Geſetzesentwurfs über 
die. Verwaltung und Auslieferung des ‚Vermögens Ab» 
wejender betrerfenben Antrag des Abgeordneten Herrn 
Elwert betrifft, jo greift biefer Theils in die’ Lehre von 
der Verwaltung fremden Vermoͤgens uͤberhaupt ein, 
Theils aber entbehrt er auf jeden. Fallı Die. Anforderung 
eines dringend nothrwendigen Gefeßes fo fehr, daß, wenn 
man dieſe Auforderung in ihm anerfennen wollte, man 
fie noch mit, weit größerem Nechte für viele hundert ans 
dere, den vorliegenden an Wichtigkeit und‘ Bedettenheit 
bes weiten aiberlegenen ' Fällen gleichfalls anerkennen, 
und auch fie zum Gegenftande eines Ahnlichen, den Lands 
tag auf, eine unverantwortliche Weife verlängernden Ans 
trage machen müßte. | R 
>) Ganz daffelbe gilt-aber auch von dem Antrage 
des Abgeordneten Herr Mahlerwein, fo weit fi) diefer 
‚ auf die Berbefferung des Pupillarweſens in Rheinheſſen 
bezieht: In fo weit derfelbe nämlich auch die: Einfühs 
rung einer neuen Hypothekenordnung zum  Gegenftande 
bat, läßt fich zwar daffelbe nicht behaupten, indem es 
vielmehr recht fehr beflagt werden muß, daß es der Res 
terung nicht möglidy gewefen ift, den Ständen auf dies 
* Landtage den Entwurf einer, für den Credit fo 
dringendnothwendigen neuen Hypothekenordnung vors 
zulegen, und ber Ausfchuß würde daher unbedenklich 
darauf antragen, daß diefem Theile des Antrags Folge 
gegeben. werden möge, wenn. ihn nicht der Umftand von 
biefem Antrage zuruchielt, daß die Stände fihon auf - 
dem vorigen Yandtage die Großherzogliche Staatsregies 
rung um Vorlegung eined Entwurfs zu einer neuen 
Hpypothefenordnung dringend erfucht hätten, und wenn 
ſich nicht mit voller Zuverficht erwarten ließe, daß bie 
Großherzogliche Staatsregierung dieſem vorzugsweiſe 
dringenden, und durch die Verhandluugen dieſes Land— 
tags aufs Neue in Erinnerung gebrachten Geſuche auf 
dem naͤchſten Landtage entſprechen werde. 
Eben ſo wird man auch 
3) von dem Antrage des Herrn Abgeordneten Zim⸗ 
mer auf jeden Fall nicht behaupten Finnen, daß er einer 
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Abhülfe dringend bebürfe. Es fehlt aber auch keineswegs 
an Gründen; welche die Raͤthlichkeit feiner Realifirung 
als fehr zweifelhaft darjtellen. Den Untergerichten iſt 
nämlich noch eine große Anzahl anderer Rechtsſachen zur 
Entfcheidung uͤberlaſſen, welche den Ehefcheidungsfachen 
an Wichtigkeit. gewiß nicht nachfteben, und es wuͤrde 
fiber mit den größten Inconvenienzien verknüpft ſeyn, 
wenn man alle dieſe Sachen der Eognition der Unter— 
gerichte entziehen, und fie dem ausschließlich n Entſchei⸗ 
dungsrechte der höheren Gerichte unterwerfen "wollte. 
Dabey findet ja aud gegen die Urtheile der Unterge— 
richte in Angelegenheiten diefer. Art die Appellation an 
die höheren Gerichte Etatt, wodurd dann allenfallfige 
Verſtoͤße gegen’ das materielle Recht in den mehrften Fäls 
fen werben verbeffert werden fünnen. | 

Der Ausschuß — demnach, den uͤber dieſe Mo— 
tionen von der zweyten Kammer gefaßten Beſchluß, der 
hohen erſten Kammer zum Beptritte empfehlen zu dürfen 
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Bericht des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 

+ Aber den Antrag des Abgeordneten Herrn von 
Schent zu Wälvershaufen, Die zu große Vers 
minderung der fogenannten Lefeholztage betr.; 
erſtattet von des Herrn Grafen zu Solms; 
Rödelheim Erlaudit. 





Der Abgeordnete Herr von Schenk zu Waͤlders⸗ 
hauſen hat über den, in rubro genannten Gegenftand, 
folgenden Antrag. an die zweyte Kammer gelangen laffen, 
welchen: ich mir der hohen Kammer zu verlefen erlaube. 

Clegatur der Antrag.) 
Es ergibt fi) aus dem fo eben verlefenen Antrag, daß 
derfelbe einen doppelten Zweck hat, oder eigentlich in 
zwey Theile zerfällt, wovon ber erfte beabfichtiget den 
Unterthanen eine Erleichterung zu verfchaffen,, oder viel⸗ 
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mehr benfelben eine bisher genofjene zu erhalten, und 
der andere die Rechte der Privaten, weldhe dem Herrn 
Proponenten, durch Einfchreitungen ber Forſtbehoͤrden 
gefährdet erfcheinen , gegen Eingriffe zu ſicher. 
Was den erften Theil des Antrags anbelangt, ſo 
bat der Herr Berichterjtatter der zweyten Kammer dieſen 
ſehr ausführlich begutachtet, und die ihm. zur Seite 
ftehenden Billigkeitsgruͤnde, fo wie alle weitere: dabey 
zur Sprache fommende Rüdfichten, auseinander geſetzt 
und erwogen, und fein — geht dahin, dieſen Theil 
der Motion der Kammer zur Unterſtuͤtzung bey der hoͤch⸗ 
ften Staatsbehoͤrde zu. empfehlen. Der oben. angeführte 
Bericht wird der hohen Kammer in ber Anlage vorges 
legt, deßhalb glaubt Referent fich erlauben. zu bürfew,. 
auf denfelben zu verweifen und nur kurz feine Anſicht 
ber Sache hierbey zu bemerfen, | 
Neferent ift mit dem Herrn Antragfteller, fo mie 
mit dem Ausfchuffe zweyter Kammer vollfommen darüber 
einverftanden, baß es fir die Unterthanen, befonbers 
für die ärmere Klaffe derfelben, in vieler Hinficht hoͤchſt 
münfchenswertb und mwohlthätig ſeyn dürfte, und es 
vielleicht auch an manchen Orten zur Verminderung ber 
in der neueren Zeit fo ungeheuer über Hand. genommes 
nen Forfifrevel fehr viel beytragen Eönnte, wenn den⸗ 
felben die Benußung des Leſeholzes nach Möglichkeit ges 
ftattet, mithin die Zahl der fogenannten Xefeholztage 
nicht zu fehr vermindert wird. | 
Indeſſen auch bey dem Iebhafteften Wunfche, den 
ärmeren Unterthanen diefen an und für fich geringen 
Bortheil zugewendet zu ſehen, kann Referent, in fo: 
weit bier nur von Domanialwaldungen bie Rebe ift, 
die Bemerkung nicht unterdrüden, daß ihm der in Frage 
ftebende Gegenftand lediglich Sache der Verwaltung zu 
ſeyn fcheint, alfo nur von der Beitimmung der Staats⸗ 
regierung, oder ber verwaltenden Behdrde abhängig feyn 
kann, indem die Befchränfung der fogenannten Leſeholz⸗ 
tage nur aus forftwirtbfchaftlichen Nädfichten, zum 
Beiten der Domanialmaldungen, Statt finden. fol, im 
fo fern feine NRechtsgründe von Seiten der Unterthanen 
ir ſtehen. 
ent nun auch aus dem Geſagten, nad der Ans 
fiht des Referenten, fo viel hervorgehet, daß Rechts⸗ 
gründe dem J—— Antrage in Betreff der Domanial⸗ 
waldungen im Allgemeinen, ſtreng genommen, nicht zur 
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Seite fteben; ſo fann er ſich jedoch ‚Cwie fchon ‚bemerft) 
nicht mit der, in einem, von dem Großherzogl. Herrn 
Regierungseommiffär, dem Herrn Referenten ‚der. zwey⸗ 
ten Kammer: mitgetheilten Promemoria des Herrn Ober: 
forſtdirectors Klipſtein, ausgeſprochenen Anficht einver- 
ſtanden erklaͤren, daß durch zu große Beſchraͤnkung der 
ſogenannten Leſeholztage —— vermindert wer⸗ 
den, glaubt vielmehr, daß gerade dadurch, ſo wie es 
ber Herr Antragſteller und der Herr Referent der zwey⸗ 
ten Kammer in feinem Berichte näher ausgeführt «bat, 
aus Noth manche Frevel veranlaßt werden dürften. 

Referent iſt ans diefem Grunde, und aus Rüdficht, 
für Die drüdende: Lage, im welcher fich ein großer Theil 
der ärmeren Landbewohner, durch die bisherigen, für 
die Landleute, befonders für die Landwirthe, fo ungüns 
ftigen Zeitverhältniffe befindet, der Meinung, daß diefer 
hei des Antrags zur Unterſtuͤtzung bey der höchiten 
Staatsbehörde zu empfehlen feyn dürfte, 

Den zweyten Theil des Antrags anlangend, daß 
nemlich die, bie beftehendem Leſeholztage bejchränfende 
Maasregel auch auf Privatwaldungen von der Oberforft- 
direction ausgedehnt werden, und ſich daher um Zuruͤck⸗ 
nahme diefer Verordnung, bey der hoͤchſten Staatsre- 
gierung zu verwenden ſeyn möchte, fo erachtet Neferent 
diefeu, in Uebereinftimmung mit dem Ausfchuffe zweyter 
Kammer, durch die in dem bereitd erwähnten Promes 
moria des Herrn Oberforftdirector Klipftein gegebene 
Erflärung als erledigt, indem in derfelben ausdruͤcklich 
Folgendes gefagt wird (was ich mir der hohen Kammer - 
aus dem Ausfehufberichte zweyter Kammer zu verlefen 
erlaube. ) 

Referent ift um fo mehr der oben angegebenen Mei- 
nung, da nach feiner Anſicht dierin der Motion anges 
gebenen Schritte der Forftbehörde nur auf einem: Miß- 
verftändnifle beruhen koͤnnen, indem das Gegentheil eine 
Beſchraͤnkung und Beeinträchtigung des Privateigenthums 
vorausjeßen würde, die nicht in dem Willen der hoͤchſten 
Borfibehörde liegt, und Liegen kann. 

‚Bey der Berathung der zweyten Rammer haben ſich 
im Wefentlichen die Anfichten mit der. des Augfchuffes 
einverſtanden ausgefprochen, und die Kammer bat dar 
rauf einftimmig beſchloſſen, dem erften Theile des Anz 
trages Folge zu geben, und die Großherzogliche Staats⸗ 
regierung zu erfuchen,, die früher beftandenen Lefeholzs 
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tage wieder berzuftellen, dagegen den zweyten Theil 
deifelben als N auf ſich beruhen zu laſſen. 
Meferent "glaubt hiernach, da es ſich hauptfächlich 
nur von’ einer Verwendung: bey der hoͤchſten Staatsre⸗ 
gierung zum Vortheile der ärmeren Unterthanen Handelt, 
und daã es ihm auf der anderen Seite nicht unbillig ers 
fcheint/ bey der ‚Strenge, welche bey: Beftrafung der Forft 
frevel "beobachtet wird, und für die Zukunft noch mehr 
bevbächtet werden fol, den Fall, wo Noth und nice 
böfer Wille zum Frevel Veranlaffung gibt, in fo weit 
. e8 ohne Nachtheil für die Verwaltung’ der Domanial 
walbungen gefiheben kann, zu berüdjichtigen, bey der 
hoben Kammer darauf antragen zu dirfen, dem Bes 
fchluffe der zweyten Kammer ihre Zuftimmung zu’ertheilen. 


Bericht des erften Ausfchuffes der .erften. Kammer, 
ven Antrag des Abgeordneten Herrn Schenk 
von Kelfterbach , die Unterftügung ver Ge— 
meinde Ginsheim bey der jet nöthigen Damm: 
anlegung betreffend; erftattet von dem Herrn 
Freyherrn Riedefel. : 


+ Die Summe weldye die Sicherung dieſes Ortes koſtet 
befteht in 17,176 fl.; die Gemeinde hat ſich auch ſchon 
an das Minifterinm der . Finanzen mit bderfelben Bitte 
ewendet, welche auch von der Oberbandirection in der 
rt unterflüßt wurde, daß die Gemeinde mehrere Koften 
ſelbſt tragen müfje, nemlich die Ländentfchädigung und 
das Verjegen von Gebäuden, welches ohngefähr die 
Summe -von 5609 fl. beträgt. | 
| Der Ausfchuß — Kammer traͤgt darauf an, 
daß, da dieſe Gemeinde Ruͤckſicht verdiene, und haupt⸗ 
Pal durch die Negulirung des Rheine oberhalb 
nheim in diefe Tage verfegt werde, die Kammer 
möchte die Staatsregierung erfuchen,, ber Gemeinde Gins⸗ 
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heim aus den zu Fluß» und Dammban bewilligten Sum⸗ 
men die ihr fachgemäße Unterſtuͤtzung angedeihen zu laffem: - 

Dieſem Antrage bat die zweyte Kammer durch Ber 
fchluß Folge gegeben, und der Ausſchuß diefer Kammer 
trägt um ſo mehr auf die Annahme diefes Beſchluſſes 
an, als diefe Gemeinde gar feinen Fleck in dem Drte 
ſelbſt al8 auch in der Gemarfung' bat, der nicht der 
Ueberſchwemmung ausgefegt ift, und ‚bisher auch immer 
zu den erhöhten Slußbaugeldern beygetragen hat. 


rm. 


E 
| CXI. J 
Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
den Antrag des Abgeordneten Herrn Knorr, 
auf Unterſtuͤtzung der beduͤrftigſten Mitglieder 
der franzoͤſiſchen Ehrenlegion in der Provinz 
Rheinheſſen betreffend; erſtattet won dem Herrn 
Freyherrn Riedeſel. — t 


„ ‚Der Antrag bed Abgeordneten, Herrn Knorr geht 
babin, den. bedürftigften Ehrenlegionaͤrs eine Gnaden⸗ 
penfion zuzumenden. 

. - (leg. der. Antrag.) en 

Nach dem Berichte des Augfchuffes zweyter Kam⸗ 
mer, trägt berfelbe darauf an, den Antrag auf fi be— 
ruben zu laſſen, weil die, Stände bey , Bewilligungen 
ſich nur ‚auf das Nothwendige bey Dem Staatdbudget 
zu befchränfen hätten, und weil die Unterſtuͤtzung Notbs 
leidender dem Ermeflen der Staatsregierung im: Allge- 
meinen, ohne fpecielle Einwirkung : der Stände, übers 
laſſen feye, und die Staatsregierung in dem Unterſtuͤtz⸗ 
ungsfonds, und dem Fonds zu Gnadenpenſionen hierzut 
bie Mittel habe. Die zweyte Kammer iſt aber dem Ans 
trage ihres Ausſchuſſes nicht beygetreten, ſondern bat 
beſchloſſen, bie Unterftügung bebürfenden Legionaͤrs der 
Großherzoglihen Staatsregierung zur: moͤglichſten Bes 
rücfichtiguug zu ‚empfehlen. T re ya 
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Der. dieffeitige Ausſchuß empfiehlt dieſen Beſchluß 
der Kammer zur Annahme, weil dadurd die Staates 
regierung wohl veranlaßt wird, ſich nach den ſpeciellen 
Berhältniffen diefer Männer zu erkundigen, und da wo 
es nöthig erfcheint, dann gewiß die erforderlichen Vor⸗ 
Sehrungen trifft. Ä | 

Einige verfchiedene Meinungen behalten fich bie 
Mitglieder des Ausfchufles vor, in der Discuflion zu 


äußern. | 


nun 
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Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
die Propofition ver Großherzoglichen Staats⸗ 
regierung und den Antrag des Abgeordneten 
Herrn Kertell, die Errichtung eines Juſtizge⸗ 
baͤudes in Mainz und die Einrichtung der Ge⸗ 
faͤngniſſe daſelbſt betreffend; erſtattet von dem 
Herrn Freyherrn Riedeſel. 


Der Abgeordnete Herr Kertell hat den Antrag ges 
macht, da die Einrichtung eines neuen Juſtizgebaͤudes 
zu Mainz unerläßlich fey, die Stände möchten zu dem 
Ende 14,000 fl. verwilligen, indem bie Stadt Mainz 
erbötig fey, den Dalberger Hof und 16,000 fl. zu die 
fem Zwede berzugeben; für die Einrichtung der Gefäng- 
niffe fey aber eine Summe von 21,000 fl. nöthig, und 
fomit befland fein —— auf die Verwilligung von 

Su dem Ausſchußberichte, in der Discuſſion und 
Abftimmung wurde dem letzten Theile des Antrags Feine 
Bolge gegeben, indem bemerkt wurde, biefe Ausgabe 
koͤnne füglich noch verfchoben werben. 

Den eriten Theil des Antrags betreffend, erflärten 
die Großherzoglichen Regierungsftommiffarien dem Be 
richtserſtatter der zweyten Kammer, daß diefer Poften 
nur um deßwillen nicht in den Hauptvoranfchlag mit 
aufgenommen worben ſey, weil bey Aufftelung deſſelben die 
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Stadt Mainz ihre frühere Propofition wegen bes Dal 
berger Hofs und dem Zufhufle von 16,000 fl. zuruͤck⸗ 
genommen habe. 
Bey Eröffnung der Discuffion hielt der Großherzl. 
Regierungscommiflarins folgenden Vortrag: | 
| (legatur) 
und die Kammer verwilligte hierauf, indem Diefer Bau 
von allen Seiten für unerläßlic erfannt wurde, bie 
eforderte Summe von 14,000 fl., brachte jedoch 475 fl. 
n. Abzug, weil die Miethe für mehrere, von den vers 
ſchiedenen Behörden benugten Locale für das Jahr 1829 
wegfallen wird, welches auch von dem Großherzogl, Res 
gierungscommiffarius als richtig — wurde. 
Der Ausſchuß dieſer Kammer traͤgt daher auf die 
Zuſtimmung zu den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer an. 


u 





CXII. 


Bericht des erften Ausſchuſſes ver erften Kammer, die 
Einnahmsrubrifen I. und II. des Hauptvors 
anſchlags, Domänen und Regalien betreffend ; 
erftattet von dem Herren Sreyheren Riedeſel. 





In Anſehung der Einnahme and Domänen trug 
der Ausfchuß der zweyten Kammer darauf an, die ans 
enommen Preife der Früchte um etwas in die Höhe zu 
Een, welches im Budget eine Mebreinnahme von 
35,169 fl. gemacht haben wuͤrde. ! 

Decr Beſchluß der zweyten Kammer wich aber um 
deßwillen von dem Antrage bed Ausfchuffes ab, weil 
in der Discuffion dur die Großherzogl. Regierungs⸗ 
commiflarien nachgegeben wurde, daß für die Zufunft 
bie Durchſchnittspreiſe der letzten drey Sabre, die Bud⸗ 
getpreife für Getraide und Holz abgeben follten, and 
es wurbe demnach, nach dem — der Großherzogl. 
iron a Einnahme aus Sameralsund Forfidor 
mänen auf die Summe von 1,440,487 fl. feſtgeſetzt. Die 
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Erhoͤhung von 1000 fl. entitand daher, daß für die 
tünftige — nur 1000 fl. ftatt 2000 Fl., zur 
Auffindung nüglicher Foffilien bewilligt‘ wurden, und 
dieſe 1000 fl. der im Budget vorgefchenen Summe wies 
ber zugehen, welches gerade die Differenz ausmarht."" 

In einem ferneren' Befchluffe der zweyten Kammer, 
ber fich auf den Antrag des Ausfchuffes erfter Kammer 
in der gemeinfchaftlichen Situng gründet, wird die Groß 
berzogliche Staatsregierung erſucht, das Kupferbergwerf 
zu Silberg und Breidenbach für diefe Finanzperiode nicht 
eingehen zu laffen, indem dadurch die Holzprodukte in 
der Herrjchaft Itter beffer verwertbet werden: 

Die Einnahme von Negalten wurde yon der zwey—⸗ 
ten Kammer ganz nad dem Vorfchlage der Großherzog. 
lichen Staatsregierung auf 43,219 fl. feſtgeſetzt. 


‘ Sämmtliche Beſchluͤſſe empftehbt der Ausfchuß der 


Kammer zur Annahme. 


mn VwV 


cCXIV. 


Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
uͤber den Entwurf des Finanzgeſetzes für Die 
Finanzperiode von 1827 bis 1829; erſtattet 

von dem Herrn Freyherrn von Breiden— 
—A——— * er 


\ 


: + Die zweyte Kammer hat ihre Verhandlungen. uͤber 
bie voranfchlägigen Ddirecten: und indirecten Steuern 
cAbth. III. und IV. des Voranfchlage) beendet, und es 
kommt jeßt darauf an, durch eine kurz gefaßte Ueberſicht 
ber ftarfen Acten die Beratbung und Beſchlußnahme der 
hohen Kammer über die Beiteucrung zu erleichteren. 
In diefer Abfiht wird Referent den Inhalt Der 
Acten nur in fo weit berüdfichtigen, als derſelbe auf 
bie Abftimmungen der zweyten Kammer Einfluß gehabt 
bat oder für die Beurtheilung des Finanzgefeges befon- 
ders erheblich feyn Fönnte, = te 
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Der Finanzausſchuß zweyter Kammer hat uͤber den 
—— Geſetzesentwurf drey Berichte erſtattet. Der 
erſte betrifft die. indirecten Auflagen, der zweyte den 
12ten $en des Entwurfs, der dritte die directen Steuern, 
oder die erfte Abtheilung des Finanzgefeßes. 
Referent fafet das Ganze in, dieſen Bericht. zuſam⸗ 
men, und zwar nad) ber Reihenfolge der $$. des Ent- 
wurfs. Ein ähnliches ‚Berfahren in der anderen Kam⸗ 
mer, nämlich eine, der Berathung über bie. indirecten 
Steuern vorangehende Beſchlußnahme über den. Betrag 
der directem Abgaben, wäre wohl, ausführbar geweſen 
und hätte den guten Erfolg gehabt, daß die ‚fo natur 
liche Neigung zur Steuerverminderung, ſich zuerft, und 
darum mit Wirkung bey der Grunditeuer geäußert has 
ben wuͤrde, bie indirecten und weniger druͤckenden Ab— 
gaben hingegen feinen jo bedeutenden Anjtänden ausgefegt 
geweſen wären, als diefes, Zeuge der Berhandlungen, 
wirklich der Fall. war. | 
Vielleicht findet es die zweyte Kammer auf dem naͤch⸗ 
ften Landtage angemeffen, ſich mit den directen Abgaben 
zuerft zu. bejchäftigen , weil es nur auf diefe Weiſe eud« 
lich gelingen wird, einen paffenden firen Ausfchlag der 
directen Abgaben zu erlangen. 
Die ganze Steuerfumme, welche das Land nad) dem 
Voranſchlage zu zahlen bat, beiteht in 4,348,026 fl, 
und nach den Befchlüffen. der zweyten Kammer in einem 
Minderbetrage von 18,684 fl., jontit in 4,329,342 fl. 
. Die, ganze Steuerverwilligung bes erften Landtags 
Ferrug an directen Steuern, jodann an Tranfz, Sal 
un, Schlachtfteuer, wie auch an Schießpaͤſſen, Collate⸗ 
ralgeldern, Zöllen, Judenſchutz, Golonialmaaren und 
Abgabe von Hunden 2,989,911 fl., folglich 619,836 fl. 
weniger als die jegige, weldhe nah dem Boranfchlage 
an directer Steuer, fodann an Trank, Salz, Schlacht⸗, 
Verbrauch⸗ und Hundeſteuer nebit den Schießpäffen und 
Gollateralgeldern 3,609,747 fl, ausmadt. Dagegen bes - 
ftand die übrige Einnahme von Domänen, Regalien ꝛc. 
damals in 2,700,441 fl. und dermalen beträgt fie nur 
2,268,894 fl., ſomit weniger ‚431,547 fe Wenn man 
auch dieſen Minderbetrag von „jenem ‚Mehrbetrage der 
Steuern abzieht, weil freylich das, was an andern Eins 
nahmen abgeht, durch Steuern erbracht werden muß, 
fo, zeigt fi) doch immer noch dermahlen eine höhere Ber 
ftenerung von: 188,289 fl. | 
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Dagegen ift der Wohlftand des Landes, wenigfteng 
jener des Grundbefißers, und fomit feine Zahlun örähige 
feit zu Directen und imdirecten Abgaben ohngefähr in - 
demfelben Verhältniffe gefunfen, in welchem die Doma- 
nialeinfünfte Causfchließlich der Forfte) in diefen beyden 
Finanzperioden fi vermindert haben, und man muß 
ſich wahrhaft glücdlich fchagen, daß die großen Gteuer- 
laften dur die Ausbildung und Erweiteruug des indi- 
recten Steuerſyſtems wenigitens fo repartirt find, daß 
fie ſchon beylaufig zur Hälfte auf indirectem Wege ers 
bracht werden und nicht mehr wie worber, hauptfächlich 
dem Grundbefige und Gewerbe obliegen. 

Für das Gewerbe hat die hohe Regierung, wie aus 
dem Gefetesentwurfe darüber und infonderheit aus deſſen 
Motiven befannt ift, befondere Sorge getragen, und 
daffelbe wird fih, wenn die Abgabe nicht höher aus- 
fällt als fie veranfchlagt iſt, erleichtert fühlen. Dagegen 
wird für die Grundſteuer auf diefem Landtage kaft nicht 

efchehen, da der ohnehin Feine Ueberfchuß, welchen die 
— zur Minderung der Grundabgaben uͤbrig 
laſſen koͤnnte, durch die, in der zweyten Kammer Ötatt 
gehabte Herabſetzung der indirecten Auflagen noch mehr 
geſchmaͤhlert wird. 

Die zweyte Kammer hat naͤmlich die im Voran—⸗ 
fchlage befindliche Summe der indirecten Abgaben von 
9,264,418 fl. auf 2,215,502 fl. berabgefegt, fomit um 
48,916 fl. vermindert, und dadurd wurde ed nad) Maß- 
gabe der vermilligten Ausgaben erforberlih, die, auf 
2,083,608 veranfchlagten directen Abgaben um 30,340 fl. 
u erhöhen. Aehnliche Erfolge werden immer eintreten, 
5 lange die Staatsausgaben nicht bedeutend fich ver: 
mindern, und bie Berwilligung der indirecten Abgaben 
jener der Directen vorangeht. | 

Wie fich die einzelnen VBermwilligungen geftaltet has 
ben, ergibt fich bey den einzelnen SS. des — 
entwurfs, zu welchen wir nun uͤbergehen. | 

3u $. 1 und 2. leg. 


Der Ausſchuß zweyter Kammer hat, im Einvers 
ftändniffe mit dem Herrn Regierungscommiffär und dem 
Ausfchuffe erfter Kammer, darauf angetragen, daß der 
Anfangspunft der in diefen SS. beftimmten Steuererber 
bung auf ben 1. Januar 1828 verfchoben werde, und 
die zweyte Kammer hat biefed in dem A16ten Prototoll 
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einſtimmig beſchloſſen, weil, nad den Erklärungen des 
Herrn Regierungscommiffärd, die gejtatteten : weiteren 
Reclamationen gegen die Kataftrirung bie zum 1. July 
nicht erledigt ſeyn fönnen, und die Perfonale und ‚Ger 
werbfteuergefeße eine neue Redaction und noch viele Borz 
bereitungen erfordern. | — 

Die hohe Kammer moͤge dieſem Beſchluſſe, der durch 
die Verzoͤgerung der ſtaͤndiſchen Geſchaͤfte eine gewiſſe 
— erlangt bat, ihre Zuſtimmung nicht ver— 
agen. * 
Sodann wurde ſtatt der in F.2 benannten Summe; 
in welcher , mit Ausſchluß der ftändigen Steuer des 
Amtes Kürnbad zu 108 fl., die, im Voranſchlage be— 
nannten erhöheten Flußbaugelder begriffen: ſind, eine 
Dermilligung von 2,113,840 fl., excl. der Kuͤrnbacher 
Steuer, ald wirkliche Repartitionsfumme vermillige. | 

Wenn ſich bey der —— ganzen Finanz⸗ 
geſetzes kein genuͤgender Anlaß zu Verwerfung deſſelben 
vorfindet, jo wird auch gegen obige Verwilligung kein 
Anftand erhoben werden fünnen. * 

‚Bug 3. leg. 9 'ırt 

Dieſer $. ift von der zwepten Kammer angenommen 
worden. Die Gründe dafür find in dem Ausſchußbe⸗ 
richte Cpag. 8 und 9) enthalten. Cleg.) wen 

Der Ausfhuß diefer Kammer hatte keinen erheblichen 
Grund, von diefer Anficht abzumweichen. * 

Zu F. I, leg. ’ 

Es find hier nur einige, von dem Ausſchuſſe zwey⸗ 
ter Kammer ——— Aenderungen des Trankſteuer⸗ 
geſetzes vom 6. März 1824, und die, in einem beſon—⸗ 
deren Rachtrage enthaltene Abänderungen einzelner Artikel 
‚ befjelben Geſetzes, nebji denen von der zweyten Kammer 

gefaßten Befchlüffen, mit Bepfeitfegung vieler befondee 
rer. Anfichten , zu begutachten. | 
. Der Ausſchuß der. zweyten Kammer bat vorerft, 
im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungscommiffäar 
und gegen die zum Theile dawider erhobenen Bedenk— 
licyfeiten des Ausfchuffes diefer Kammer, auf folgende 
Aenderungen des Zrankfteuergefeged angetragen. . leg. 
Cpag. 5 und 6 bed Berichts von pos. 1 bi8_ 7.) 
Bey der Berathung wurbe von dem Herren Refes 
renten des Ausfchuffes zu pos. 5 felbft bemerkt, daß die 
Worte ‚‚oder Ausland’ als irrig hinwegfallen müßten. 


Berh.d. erſt. Kamm. Beyl. Heft IV. 1897. 5 
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Sodann Aufferte der Herr Abgeorbnnete Schenk zu ber 
Iten und Aten Pofition: „man möge ‘feine freye Eins 
lage des Weins, mithin feine Freyfeller geftatten, fons 
dern die Abgabe bey jedem Verkaufe entrichten laſſen, 
mit Ausnahme des. Verkaufs in’s Ausland, welcher vom 
Producenten felbft, oder von dem. Weinhändler unmit 
telbar aus des Pröducenten Keller erfolge.’ 

Die zweyte Kammer bat hierauf beſchloſſen die, 
vom Ausfchuffe vorgefchlagenen fieben Abänderungen des 
Trankſteuergeſetzes, jedoch zu 3 und 4 in der von dem 
Herrn Abgeordneten Schenf angetragenen Weife, und 
zu 5, mit Hinweglaffung der Worte „oder Ausland‘ 
zu genehmigen. | | € 
„ur Bey dem: Zufammentritte beyder Ausfchäffe brachte 
der dieffeitige zur Erwägung; daß fchon auf dem vori- 
gen Landtage zu Gunften Rheinheſſens, die in den an— 
dern Provinzen eigentlich in 4 fl. per Ohm beftandene 
Abgabe auf 2 fl. firirt worden fey, und nun biefer 
Theil der Tranffteuerabgabe abermals über die Hälfte 
herabſinken werde, ohne einen ‚erheblichen Zweck dadurch 
zu erreichen, indem die Verminderung kaum 1 A auf 
den Schöppen Wein betrage, fomit für ben Verkauf und 
die Confumtion unbedeutend erfcheine. Man achtete es 
daher für räthlih, im Falle eine Aenderung des Gefeßed 
eintreten folle, die Abgabe mwenigitend von 50 fr. auf 
40 Er. zu feßen. | j 

Durch den Befchluß der zweyten Kammer, welcher 
in diefer Hinficht dem Berichte ihres Ausfchuffes conform 
ift, finft die veranſchlagte Trankftener von 83,000 fl. 
auf 37,300 fl. herab, fo daß der ganze Boranfchlag der 
Tranfiteuer und Zapfgebühr von 468,520 fl. anf 422,820 fl. 
fi) vermindert und ein Ausfall von 45,700 fl. entfteht. 

Es ift hierbey die Einlage der Weinfäufer, nebſt 
412 Bewegung auf 84,000 Ohm, alfo eine Einnahme 
von 42,000 fl. angenommen worden, wie dieſes aus - 
der Berechnung Anlage A. zu dem Ausfchußberichte 
zweyter Kammer über die direkten Steuern erfichtlich ift. 

Wenn man indeflen die Berechnung in ganz ein- 
facher Form folgendermaßen aufftellt: 

Voranſchlag des Ganzen. . x _. . 468,520 fl. 
Abzug der Tranfftener vom Weine mit. 83,000 fl. 


* | 385,520 fl. 
dazu die neue Verwilligung dey Wein ae 
- Latus . 385,520 fl. 
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* 1 — Transport . 385,520 fl. 
tranffteuer mit » = 2 ie ee 43,000 fill 
u Summe . 427,520 fl 

Hiernach feheint alfo die von zweyter 

Kammer in Anfchlag gebrachte Hauptfumme 
von en er ee 422,820 fl. 
zu gering zu fegn um . : wa on. 4,700 fl. 
- Menn bierin fein Irrthum obwaltet, fo wird bie 
Berwilligung ‚der directen Steuern um 4700 fl. fich ver 
mindern, — | 
Uebrigens wuͤnſcht der Ausſchuß nach der Lage der 
Sache, daß die hohe Kaminer in dem vorgedachten Bes 
fchluffe feinen Anlaß zu Verwerfung des Finanzgeſetzes 
finden möge, ba, auſſer ber Herabjegung der Abgabe, 
die Anträge des Ausſchuſſes und der Borfchlag des Herrn 
Abgeordneten Schenck, welche die Abſchaffung der Frey 
feller mit fich führt, fehr fachgemäß erfcheinen. 
Mas den Nachtrag zum Gefege vom 6. März 1824 
anbelangt ſo ift die ausgedruͤckte Hauptabficht deſſelben 
auf. beffere Controle und einige genauere Bellimmungen 
gerichtet. Ei — | | 
Bu $. 1 bed Nachtrags. | 
Hierin wird das in Art. 3 des Trankſteuergeſetzes 
nicht unterfagte Hauſiren mit denen, der Trauklſteuer 

unterworfenen Getränfen verboten. 


Ä u $. 2. Se. 

Der im Tranfftenergefege Art. 7. 3. b. den Brannts 
weinbrennern, gegen Verfteuerung von 5 Ohm, verftate 
tete — wird auf eine Quantitaͤt unter 5 Maas 
und bloß zur Conſumtion der Kaͤufer beſchraͤnkt. Bey 
dem Kleinverkaufe von 5 Maas und daruͤber ſoll der 
Empfänger die Trankſteuer entrichten. Auf ben gut— 
aͤchtlichen Antrag ihres Ausſchuſſes hat die zweyte Kam⸗ 
mer diefe beyden $. $. angenommen. — 

u 


$.-3. 

Hiernach follen die zur unverſteuerten Einlage be 
rechtigten Wein: und Branntweinhändler, welche nach 
Art. 9 des Trankſteuergeſetzes ihren Haustrank nach 
eigener Declaration verſteuerten, auf ein Fixum zur 
Verſteuerung geſetzt werden, welches beym Weine in 5 
Dhm und bey dem Branntweine in 1 Ohm befteht, bie 
Fälle ausgenommen, wo ein größeres Quantum beelas 
rirt und verfteuert werden muß. | 


5* 


70 Beylage CXIV. 


Dieſe Beſtimmungen treffen den Weinhaͤndler nicht 
mehr, da er, wie oben vorkam, feine unverſteuerte Eins 
lage mehr, haben wird, und in Anfehung des Brannt- 
weinhändlers hat. die zweyte Kammer, nad dem An 
trage ihres Ausfchuffes, jenes Minimum des Haustranfe 
auf Z Ohm, mit Zuftimmung ded Herrn Regierungs— 
commifjärs, feſtgeſetzt. | 


n$. 4. 

Sp wie nad Art. 10 sub ec, des Trankſteuergeſetzes 
der zu Eſſig verwendete Wein abgabefrey ift, fo foll es 
biernady auch der Branntwein feyn. Die zweyte Kams 
mer bat diefen $. angenommen. 

3u $. 5. leg. der Ausfchußbericht zweyter Kammer 
(pag. 8 und 9.) 

Die zweyte Kammer bat dem $. fowohl, als dem 
weiteren Borfchlage des Ausfchufles, ihre Zuftimmung 
ertheilt, und diefer Befchluß ift den Anfichten des Herrn 
Regierungscommiſſaͤrs nicht enigegen. Ä : 

$. 6 


u $. 6. 
Freyfeller und freye Niederlagen, welche den Kellern 
der Kleinverfäufer nahe liegen, follen, gleich diefen, 
ber beftändigen Auffiht der Verwaltung unterworfen 
feygn. Der Ausfchuß zweyter Kammer hält dieſes für eine 
zu weit eingreifende, und die Privatrechte befchränfende 
Maßregel und fchlägt, Statt derfelben, für ſolche Des 
fraudationgfälle doppelte Strafe mit Verluft der Keller: 
frepheit vor. Die Kammer hat weder den $. felbft, 
noch jenen Borfchlag angenommen. Der Ausſchuß dies 
fer Kanımer war mit jenem ber zweyten Kammer eins 
veritanden , jo wie auch der Herr Regierungscommiffär 
bey der Berathung bdemfelben beyftimmte Warum die 
Kammer den Antrag ihres Ausfchuffes nicht angenoms 
men, geht aus der Berathung nicht hervor. Sehr zweck⸗ 
mäßig ift derfelbe, ohne mit einer rechtswidrigen Härte 
verbunden zu feyn, daher er wohl Beruͤckſichtigung ver: 
dient hätte. 
Zu $ 7. leg. der Ausfchußbericht zweyter Kammer 
(pag. 10 und 11.) | 
Die Kammer hat befchloffen, den $., wie er ift, \ 
nicht anzunehmen, eine Vorauszahlung der Zapfgebühr / 
ferner nicht eintreten zu laffen, und, riückfichtlich der 
Eontrole der Branntweinbrenner, diefem $. beyzutreten, 
zugleich aber, nad Befund der Staatsregierung, die 
Zapfgebuhr nur von dem wirklich verzapften Brannt- 
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meine zahlen zu laſſen. Dieſe Beſchluͤſſe find faſt gaͤnz⸗ 
lich den/ bey der Berathung geaͤuſſerten Anſichten des 
Herrn Regierungscommiſſaͤrs gemaͤß, indem er inſon⸗ 
derheit der Nachtheile, welche durch die mittelſt der Vor⸗ 
auszahlung der Zapfgebuͤhr erkaufte Befreyung von den 
regelmaͤßigen Viſitationen bewirkt haben, gedenkt, und 
die Abgabe von dem was wirklich an Branntwein vers 
zapft wird, um beßwillen paflend findet, weil über die 
Berftenerung der fünf Ohm ohnehin viele Klage geführt 
worben fey. 
Der Ausſchuß diefer Kammer findet bey allen diefen, 
über den Nachtrag zum Tranfftenergefeße gefaßten Be- 
fchlüffen Theils feinen, Theils feinen genügenden Grund 
um von dem 67ten $. der Verfaffungsurfunde Gebraud . 
machen zu koͤnnen. 
Auf den F. 4 des Finauzgeſetzes beziehen fi) auch 
noch die Anträge der Herrn Abgeordneten Gail, Brauns 
wart, Walther und Fritz. Die beyden erften, wovon 
der eine auf Aufhebung der Abgaben von Wein und 
Branntwein,. der andere aber auf Abfchaffung der Zapf- 
ebühr gerichtet war, find durch die worgefommenen 
Befchfiäffe bereits erledigt. Der dritte zielt auf eine ans 
dere Feſtſetzung des Haustranks der Bierbrauer, wonach 
jedem, nicht wie bisher, 5 pEt. des Gebrauten, fondern 
fo viel als er nach feinen Umftänden wirklich bedarf, zuges 
billigt werden fol. Die zweyte Kammer hat diefem Ans 
trage feine Folge gegeben, und wenn eines Theile nicht 
zu laͤugnen ift, daß derfelbe, der Natur der Sache nad), 
ſehr zweckmaͤßig ift, indem das Bebürfniß ded Haus- 
tranks von ber Quantität des gebrauten Bierd gar nicht 
abhängt; fo ift doch auch anderer Seits nicht zu ver: 
fennen, daß die Ausmittelung des Bediirfniffes die Ver: 
waltung erfchwert und zu manchen andern Ungleichbei- 
ten Anlaß gibt. 

Der vierte Antrag bezwect die Abänderung des 
$. 6 sub c.-der Berordnung vom 17. Mär; 1824, 
worin bejtimmt ift, daß Alles, was der Braufefjel fallen 
fann, nach Abzug von 20 pG&t., verfteuert werden muß. 

Der Herr Proponent glaubt, daß, wenn ohne Nach— 
theil der Brauer, gutes Bier probucirt werden folle, 
m verfteuert werben dürfe, was wirffich gebraut 
werde, 

"Der Herr Negierungscommiffär erffärte ſich bey der 
Berathung gegen diefen Antrag, weil er zu einer Vers 
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minderung "der Trankftener führe, ohne einen guten 

Zweck zu erreichen, denn man werde dadurch nicht bes 

an Bier erhalten, vielmehr den Bortheil nur den 
rauern zuwenden. 

Der Ausſchuß hatte fih auf aͤhnliche Weife ausge- 
fprodyen , und die Kammer gab dem Autrage feine Folge. 

Referent ift gleicher Meinung, denn ein ftarfer und 
fchneller Abſatz nebſt einem angemeffenen Preife it die 
natürliche und vollfommen hinreichende : Ermunterung 
für den Bierbrauer, -fo daß, wenn diefe nicht wirft, 
and) gewiß der Vorſchlag des Herrn Proponenten ohne 
gute Wirkung blei.en würde, 
3u $. 5. leg. 

Die Schlachtitener wurde durch das Finanzgefeß 
des erften Landtages eingeführt. Sie beftand nur für 
die Provinzen Starfenburg und Oberheffen und war 
zu 60,000 fl. veranfchlagt. Sie follte von dem zum 
Berfaufe gefchlachteten Vieh 2 A per Pfd. betragen, 
und hiernach die Steuer für die verfchiedenen Sorten 
Schlahtvieb auf das Stud durch Reglement beftimmt 
werden. Diefed gefchah durch die Berordnung vom 28. 
Juny 1821 wonach für einen Ochfen . . 5 fl. i 
für ein Rind oder Kuh. » 2 2 2 23 u kr. 
für ein Schwein - . 2» 2 2 2 — „40, 
und für ein Kalb, Hammel oder Schaf . — „ 19 vr 
feftgefeßt wurde. < 
Das Schlachten zur häuslichen Confumtion follte 
frey ſeyn. lei 

Diefer Grundfaß wurde in dem Finanzgefeße für 
die ziveyte Periode abermals ausgeſprochen, die Steuer 
felbit aber auf die Provinz Rheinheſſen ausgedehnt, 
und in dem Voranfchlage mit 111,798 fl. in Rechnung 
gebracht. Die Art der Beſteuerung wurde dahin abge 
ändert, daß | | 

1.) die Dehfen unter 450 fl. den Rindern und Küs 
ben auf 3 fl. 20 Er. gleich gefekt wurden, fodann - 

2.) infonderheit für Faffelochfen , wie. auch fir Rin⸗ 
der, Kühe unter 250 Kfund, ein befonderer Anfaß von 
1 fl. 40 fr. Statt fand. Deßgleihen * 

3.) Stoppelfälber zu 150 Pfund. mit einer befon- 
deren erhöheten Abgabe von 1 fl. belegt wurden und 
‚,„ 4) von Kälbern und Schafvieh unter 30 Pfund 
nicht mehr 19 kr., fondern nur 10 fr. gezahlt, auch 

‚.5.) feine Abgabe mehr von geſchlachtetem verun⸗ 
gluͤcktem Vieh Statt finden follte. 1 
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gefeges iſt an dem vorigem Zuftande folgendes geändert: 
4.) daß bie Ausnahme von ber Abgabe ruͤckſichtlich des 
zur eigenen Eonfumtion gefchlachteten Viehes aufhören foll; 
2.2) daß die Abgabe von den Schmeinen, Statt auf 
40 Fr., zur Begunftigung der Landleute, auf 30 fr. bes 
ſtimmt worden iſt; 5 | Da: | 
33 daß ber Unterfchied der Abgabe von 19 und 10 kr. 
bey: Säugtäfbern und Schafpvieh aufhören, und, ohne 
Unterſchied des; Gewichts, zu Erleichterung der. Gontrole 
und Verwaltung, auf 15 fr. gefegt werden foll. 

Bey der zweyten Kammer hat der Abgeordnete Herr 
Gail, auf bie Abihaffung der Schlachtſteuer, jedoch 
ohne Beyfall zu erhalten, angetvagen. 

+ Rad) einem andern Antrage des Abgeordneten Herrn 
Fritz folldie Abgabe von 5 fl. nur: bey Ochfen, über 
550 Pfund ſchwer, eintreten, und bey einem Gewichte 
von 450 Mund: nur 4 fl. gezahlt werden. Desgleichen 
wären «Kühe und Stiere, im. Gewichte von 350 bie 
450 Pfund, mit einer Abgabe von 3 fl. und folche, Die 
nur 250 bis 350 Pfund wiegen, mit 2 fl. zu belegen, 
Auch wänfcht Herr Proponent, daß dag, befonders 
im» Sommer haͤufig nuglofe Gelünge nicht mehr auf 30, - 
fondern nur auf 45 Pfund angefhlagen, bie Beine aber 
gar. nicht in: Betracht gezogen werden möchten, 
Durch Diefen Antrag veranlaßt, bat der Ausfchuß 
zweyter Kammer folgende 4 Llaffen für die Abgabe vom 
Rindvieh in Borfchlag gebracht: | 
4496500 Pfund und darüber . . 5 fl. 

TFT, 2) 250 bis 500 . oo 0 2 ur + 3 „ 20. fr. 

33 150° — 30 ::. / 0% 0. 1 7) 40 7) 
4.) bis zu 150 ee a Se — 1 A —_—n 

: Sn der Berathung ber zweyten Summen ift beſon⸗ 
ders die Abgabefrepheit eines Schweines für jeden Haus⸗ 
halt in Borfchlag gebracht, und zu Gunften der aͤrme⸗ 
ren Klaffe fehr in Schuß genommen worden, wogegen 
anderer Seits die daraus ——— Ungleichheit der 
Beſteuerung, der entſtehende Ausfall der Einnahme, 
‚und die, durch bie fortdauernd noͤthig werdende Erthei⸗ 
lung der Freyſcheine, erfchwerte Verwaltung und Con⸗ 
trole, in Erwaͤgung kamen. 

Sodann fand man die erſte der, von dem Aus⸗ 
ſchuſſe fuͤr die Beftenerung des Rindviehes vorgefchlage: 
unen 4 Elaſſen zu miedrig , die Ate zu hoch; und: achtete 
daher den Antrag des Herrn Abgeordneten Fritz fuͤr 
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angemeflener. "Der Herr Regierungscommiſſaͤr erflärte 
sign eher mit dem Ausſchuſſe einwerftanden, da 
effen Antrag im finanziellen Erfolge mit dem Vorſchlage 
des Geſetzesentwurfs ziemlich übereinftimnen werde, iu; 
- Die. Kammer befchloß hierauf der. von ihrem Auss 
ffe vorgefchlagenen Glaffification beyzutreten, übrigens 
aber dem Antrage ded Herrn m. Fritz Calfo 
ruͤckſichtlich des Gelings und ber Beine) Folge zu geben, 
und, mit Beybehaltung ver bisherigen Abgabe von Schweis 
nen, jedem ein felbjt gemäftetes Schwein zur Confumtion 
frey zu laſſen. | rd 
Referent findet den Einwand, welder gegen bie 
erfte und legte der 4 vom Ausſchuſſe vorgefchlagenen 
Claſſen gemacht worden ift, nicht ungegrundet. Denn 
wenn man annimmt, daß, da 2 A von dem Pfd. die 
Bafis der Beftenerung ift, das mittlere Gewicht der 
erften Klafle 650 bis 700 Pfd. ſeyn möchte; fo ergäbe 
[9 hieraus ein billiger Anſatz von etwa 5 fl. 30 fr; 
n der letten wäre eine. Aenderung weniger wünfchends 
werth geweſen, da die Zahl des leichten Rindviehes, 
welches unter 150 Pfd. gefchlachtet wird, wohl nur fehr 
gering ift, und in dem Anfage von 1 fl. ohnehin nur 
120 Pfd. verftenert werden. Gegen bas was die Kam⸗ 
mer, wegen des Antrags des Herrn Abgeordneten Fritz 
befchlofien bat, wird nichts einzuwenden feyn; dagegen 
erregt die Abgabefreyheit eines Schweines wohl einige 
Bedenklichfeit. Die dagegen vorgebradhten Gründe find 
fehr erheblich, und hier entfcheidender als bie an fi 
fehr actbare und wohlmollende Gefühle, aus welchen 
der Bejchluß der zweyten Kammer entfprungen ift. Denn 
wenn von Steuergeſetzen und gleicher Beiteuerung die 
Rede ift, muß die Anficht des firengen Rechtes vorherr⸗ 
ſchen und milde Rücfichten dürfen alsdann am wenigs 
fien eintreten, wenn fie ben Hauptgeſichtspunkt vers 
rüden, und zugleich die Erleichterung der Einen durch 
Belaftung der Andern herbeyführen. Beydes iſt hier ber 
de Wir verlieren ben Gejichtspunct der Allgemein 
eit dieſer Conſumtionsſteuer, und der für -die Verwal⸗ 
tung und die Einnahme daraus entftehenden Erfolge, 
wenn wir uns eine Befchränfung diefer Steuer im Sinne 
ber zwepten Kammer denfen, und eben fo finden wir; 
daß in’ dieſer Beſchraͤnkung feine. allgemein : gleiche Be- 
ünftigung liege; denn wer ein: Schwein ſchlachtet ift 
vey, wer aber 4 .fchlachter, bat Feind derfelben frey, 
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denn er muß 3 mal 40 fr., alſo eben fo viel zahlen, 
als er nach dem Gefeßesentwurfe für 4 zu zahlen jchul- 
dig wäre: Dieſe Ungleichheit tritt bey jeder. Zahl ge— 
ihlachteter Schweine, nur in größerem oder Fleinerem 
aße eim, und zeigt, daß die Nacıtheile der Befreyung 
nicht etwa nur der Gefammtheit, ſondern zum Theile 
den Gontribuenten diefer Conſumtionsſteuer injonderbeit 
zur Laſt fällt. 6 
‚+... Der: Betrag dieſer Steuer, im Voranſchlag zu 
214,400 fl., ſinkt nach der, von der zweyten Kammer 
angenommenen Berechnung auf 192,949 fl, fomit um 
21,45% fl. und würde fich noch) etwa um weitere 10,000 fl. 
vermindert haben, wenn nicht die von der Staatsregier 
rung proponirte Tare der 30 fr., auf 40 Er. durch den 
Beichluß zweyter Kammer erhöht worden wäre 1... 
Sollten obige Anfichten als richtig erfcheinen, fo würbe 
darum doc) die hohe Kammer nicht Erbeblichfeit genug 
darin finden, um den $ 67 der Verfaflungsurfunde ‚in 
Ausübung zu bringen, fondern fich vielleiht nur bewo- 
gen finden, mit Annahme der Befchlüffe, ihre Beurthei⸗ 
lung des Gegenftandes der zweyten Kammer zur belie— 
bigen Ruͤckſicht anheim zu geben, da es allerdings ſehr 
wuͤnſchenswerth waͤre, wenn es ruͤckſichtlich der Abgabe 
von den Schweinen bey dem Vorſchlag der Staatsre— 
gieruug verbleiben , und in Betreff der erſten Elafle die 
are von 5-fl., wie oben vorfam, auf 5 fl. 30 fr, er⸗ 
böbt werden fünnte. | 
3u $. 6. leg: Ä 
Es haben über diefe Beftenerung fehr entgegengefeßte 
Anfichten und ausführliche Verhandlungen Statt efun- 
den, bie aber größten Theils durch die Beſchluͤſſe der 
zweyten Kammer in fo weit erledigt find, daß ihr Eins 
fluß auf diefen Bericht nicht bedeutend ift. ie Adrrl 
Ein Antrag des Abgeordneten Herrn Gail auf 
gänzliche Abfchaffung der Salzregie, und Erfaß derfel- 
ben durch Erhöhung der Perfonalftener machte den An- 
fang, er wurde von der Minderzahl des Ausfchufles 
aus ftaatswirthfchaftlichen und Rechts⸗Gruͤnden unterſtuͤtzt, 
uud biermit-befchäftigte fich Die, ‚über ‚diefen $:. gepflo- 
ene Berathung 9— den erſten 26 Bogen, fait aus 
chließlich. u 
Die, Kammer bat dem Antrage: feine Folge gegeben.“ 
+ Wie mannichfach auch die Einwendungen gegen die 
Salzregie waren und feyn können; fo redueiren ſie ſich 


e 
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ch zuletzt auf eine Gehaͤſſigkeit dieſer Abgabe, als 
ſteuer betrachtet, und auf den Grundſatz, daß die 
Fi durchaus auf: die Beytragsfaͤhigkeit baſirt 

n e. #7 7 * rt ) . \ — 
Meferent koͤnnte einer Kopfſteuer, durch welche ein 
kleiner Theil der Staatsbeduͤrfniſſe gedeckt wuͤrde, ohne⸗ 
Hin nicht entgegen ſeyn, denn der allgemein gleiche Vor⸗ 
theil der Staatsanftalten ift einem gewiſſen Betrage, 
einer allgemein gleichen: Befteuerung ähnlich, und wenn 
Teßtere, wie diefes bey der Salzregie der Fall ift, mehr 
nicht als etwa den zwölften Theil ſaͤmmtlicher Abgaben 
ausmacht, fo ift fie gewiß weit geringer, als der allges 
mein gleihe Genuß der -Staatsanftalten, an welchen 
die Perſonen felbft,- ohne Rüdfiht auf ihr Eigenthumds 
verhältniß, fehr vielen Antheil nehmen. Auflerdem aber 
ift auch die Salzregie dem Begriffe einer Kopffteiter nicht 
fehr nah verwandt, denn der Viehſtand ift unter den 
Confumenten begriffen, und fchon hierin Tiegt eine Vers 
anlaffung, daß der Reichere mehr ald der Aermere con- 
tribuirt, fo wie denn auch jeder feine Conſumtion des 
Salzes, und eben darum -auch feinen Steuerbeytrag, 
ganz nad der Natur einer indirecten Abgabe, bis auf 
einen gewiffen Grat, freywillig befchränfen kann. Go: 
dann fcheint auch der Grundfuß, daß die Steuerpflicht 
auf die relative Beytragsfähigkeit gegründet feyn müffe, - 
wenigſtens in fo Tange feinen ausgedehnten yractifchen 
Werth erlangen zu fönnen, ald noch die Grundftener, 
bie von jener Bentragsfähigfeit Feine Notiz nimmt, nicht 
in eine wirffiche Vermögensftener verwandelt wird. 

Da bie Salzſteuer wirflid auf folideren. Gründen, 
als manche der andern Abgaben, ‚beruht; ſo wäre ihr 
für vie Folge mehr Benfal und unangefochtene Stabi⸗ 
litaͤt zu wuͤnſchen, und es iſt in dieſer Hinſicht zu be⸗ 
klagen, daß die Verhaͤltniſſe der Provinz Oberheſſen eine 
ganz gleichfoͤrmige Behandlung mit den übrigen Pro: 
vinzen ben dieſer Beftenerung: nicht Zu laſſen. Die Art 
und Weiſe wie Oberheflen in diefer Ruͤckſicht zu beban- 
dein fey, iſt nun der nächfte Gegenftand, fiber welchen 
in Karin Kammer mehrfache Befchlüffe gefaßt worden 


Nach der, in diefem $. ausgedruͤckten Abficht der 
Staatsregierung follte die’ Negie in Oberheſſen fortbes 
fiehen, aber Cwöranf ein befonderer, den Ständen vor- 
gelegter Geſetzesentwurf hindeutet) "durch "Einführung 


. 
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des Kopffalzes ereentirt werden. In biefem Entwurfe 
find.10 Pfd; per Kopf, ohne Beruͤckſichtigung des Vieh⸗ 
fiandes, angenommen, und was den Gontribuent weiti- 
ger bezieht, ‚muß er mit 2 fr. per Pfd. der. Negie ver⸗ 
guͤten „ohne deßhalb zur Salzeinfuhr berechtigt zu wers 
den. Diefe-foharfe Maßregel würde durch ‚den ſtarken 
Ausfall, welcher, bey diejer ‚Einnahme großen. Theils 
wohl durch Defraudation entitanden iſt ‚als gerechtfers 
tigt erfcheinen,. wenn. ſich nicht „die Feſtſetzung einer 
Averfionalfumme für Oberheſſen ale milderes Ausfunfts- 
mittel dargeboten hätte. Der Ertrag.der Regie in Dber- 
heſſen war für die Periode von 1824 bis 1820 auf jähr- 
liche 109,000 fl. veranschlagt. Aber ſchon bey Vorlegung 
des Finanzgeſetzes, alſo fait. drey Monate vor dem 
Jahrsſchluſſe, konnte der Herr Finanzminifter einen, 
feit dem Anfange der Finanzperiode entftandenen Aus— 
fall von 139,647 fl. declariren, dennoch hatte die Staatö- 
‚ regierung, geitligt auf jene Zwangsmaßregeln, für die 
VPeriode von 1827 bis 1829 den NRegieertrag in Ober⸗ 
heilen mit jährlichen 103,000 fl. in Boranfchlag gebracht, 
umd es ift nicht zu laͤugnen, daß diefe Summe, durch 
jene Maßregeln wohl benläuftg angefchafft werden fönnte. 
Allen die Gehaͤſſigkeit diefes Zwangs, und der fait all 
feitige Wunſch der oberhefliichen Deputirten, freyen 
Salzbandel zu haben, wie auch einige Ruͤckſichten auf 
die, zit Gunften Rheinheſſens und eines Theils von 
Starfenburg Statt gehabte Veränderung der Trankſteuer, 
fodann die unzweifelhafte Wahrheit, daß bey einer regus 
[ären, dem andern Provinzen gleichen Behandlung vorn 
Sberheſſen auch die ſtrengſte Aufficht unzureichend ſeyn 
würde, um einen erheblichen , dem Voranſchlage ſich ans 
näbernden Ertrag der Regie berbey zu führen, hat die 
zweyte Kammer bewogen, mit Zuftimmung des Herrn 
Regierungscommiffärs, die Aufhebung der Regie in 
Dperheffen, gegen eine dafür zu zahlende Averſional— 
fumme von 70,000 fl. in der Art zu beſchließen, daß 
die Reyartition diefer Summe, nach bem Verhaͤltniſſe 
der wahrfcheinlichen Gonfumtion, der Staatsregierung 
überlaffen bleibe. Hiernach alſo wirde die Regie zwar 
aufbören, die Salzfteuer aber ihrer: wahren Natur nach 
fortbeſtehen, fomit bey dieſer Abgabe feine wefentliche 
Verſchiedenheit in. der Beſteuerung der. einzelnen Landes⸗ 
theife entſtehen. Vielmehr entipricht diefe Einrichtung 
der Eigenfchaftiden, im den anderen Provinzen beſtehen⸗ 
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den Regie beſſer, als die Einfuͤhrung des Kopfſalzes 
nach dem Geſetzesentwurfe ihr entſprechen wuͤrde, da bey 
der Repartition wohl ohne Zweifel Ruͤckſicht auf den 
Viehſtand, alſo auf die ganze wahrſcheinliche Conſumtion 
genommen werden wird, das Kopfſalz aber, ohne Ruͤck⸗ 
ficht des Viehftandes eingeführt werden follte, | 

Schließlich kann bierbey nicht unbemerft bleiben, 
daß in zweyter Kammer auch der Borfchlag gemacht 
wurde, die Hälfte der Averfionalfumme der Repartitions— 
ftener beyzufchlagen, fomit die Salzabgabe von Ober- 
beffen in einer zweyfachen Geftalt, nämlich halb als 
en: und halb als Confumtionsahgabe erfchernen zu 
affen. 
Ein fernerer Gegenftand ‚der Erwägung zweyter 
Kammer war die Herabfekung der ganzen alzabgabe 
von 4 auf 3fr. per Pfund, und diefe Anficht hat manches 
für fih. Die Salzabgabe hat bey einem, feit dem erſten 
Landtage beftandenen firen Negiepreife von 4 fr. per 
Pfund, zwey fonderbare, allen andern Conſumtions— 
fteuern widerjireitende Eigenheiten, naͤmlich daß fie ge 
rade alsdann und in demfelben Verhältniffe größer iſt, 
als der Werth des beftenerten Products im Preije ſinkt, 
und daß fie an fich höher ift, als der Werth des Salzes. 

Allein die zweyte Kammer bat von diefer Vermin— 
derung ber Abgabe, ohne Befchlußnahme, abftrabirt, 
weil daburch bey fortdauernd gleich großen Verwaltungs— 
koſten ein fchwer zu deckender Ausfall von 123,815 fl. 
entjtanden feyn würde. 

Ferner bat die Aufhebung der Negie in Oberbeffen 
und der hieraus entftehende freye Salzhandel diefer Pros 
vinz gegründete Beforgniffe für die inlaͤndiſchen Salis 
nen, bejonders für Ludewigshall erregt. Der Herr Res 
—— und viele Abgeordnete, fanden es da⸗ 

er angemeffen, die Einfuhr des ausländifchen Salzes 

mit einer Abgabe von 25 fr. per Etnr. zu belegen, um 
dadurch eine Preisconcurrenz des Inlandes mit dem Aus⸗ 
lande möglich zu machen. | 

Bey diefer Einrichtung würde die Induſtrie der in- 
laͤndiſchen Salinen und die Staatsfaffe gewinnen, die 
lei Oberheffen aber verlieren; da unleugbar ihr 

eyer Handel dadurch erfchwert, und die Abgabe der 
25 kr., zum Theile wenigftend , nicht fowohl dem Aus» 
lande, als ihr ſelbſt zur Laft fallen wird. | 
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uͤtzen zu muͤſſen, und-fie h 
hiernach beſchloſſen, daß die Einfuhr dieſes Salzes auf 


die Erhaltung der inlaͤndiſchen Werke eine ſolch 


Man kann wohl die Ueberzeugung hegen, daß dieſe 


Nothfalle vollſtreckt werden wird, zumalen auch dieſelben, 
gegen bie Saline Nauheim angewendet, bey den bekann— 
ten Berhältniffen, wenig günftigen Erfolg haben dürfte, 

Es wurde in zweyter Kammter, wie oben vorfam, 
babin — daß der Betrag der Eingangsgebuͤhr 
von 50 kr. der er zu gut fommen fol. 
Ruͤckſichtlich der Auflage von 25 fr. ift Diefes nicht, 
wenigſtens nicht ausdruͤcklich befchloffen worden, und 
Referent: hält: diefes Ießtere für angemefjen, daher er 
auch bey der Abgabe von 50Ffr. einen gleichen Beſchluß ges 
wänfcht hätte; denn wenn einmal eine ſolche Auflage 
beftehen fol, fo gehört fie dem Staate und nicht der 
— wie dieſes in der Natur der Sache zu liegen 

eint. 

Sodann will die zweyte Kammer, in Ruͤckſicht der 
ſo noͤthigen Salzverwendung fuͤr das Vieh, und daß 
dieſer Zweck durch das wohlfeilere ſogenannte Viehſalz 
beſſer erreicht werde, die Staatsregierung um Anſchaf— 
fung dieſes Viehſalzes für die Regie, in der Unterftel- 
lung erfuchen, daß hierdurch der Ertrag ber Salzftener 
nicht werde geſchmaͤhlert werben. | 

Diefer Beſchluß ift gewiß zweckmaͤßig, allein die 
Staatsregierung wird die obige Unterftellung nicht wohl 
berücdfichtigen Finnen, da der mögliche Verluſt für die 
Regie hauptſaͤchlich davon abhängt, welche Quantitäten 
—* Viehſalzes werden verbraucht werden, ob der ge 
ringere Gewinn für die. Regie per Pfund durch die groͤ— 
Bere Confumtion wieder eingebradjt wird, und um wie 
viel der Verbrauch des anderenSalzes fi) dadurch ver- 
mindert, Diefe Umftände werden fich erft, went bie 
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Einrichtung: getroffen if; und einige Zeit "Beftanden hat, 
ja vieleicht erft am Schluffe der Finanzperiode Far at 
den Tag legen, und ed wäre zu bedauern, wenn fich die 
Regierung: dadurch abgeneigt fände, den Beſchluß voll 
ziehen: zu laſſen. 
Alle über den $. 6. gefaßten Beſchluͤſſe werden kei⸗ 
nen Anlaß geben, Yon dem verfaffungsmäßigen Rechte 
der erften Kammer Gebrauch zu machen. 
j ; ° Zu $. 7. log. 
Die hier aufgefuͤhrte Befreyung hat auch alsbald 
in zweyter Kammer Neigung er mehrere Befreyungen 
erregt, indeſſen ift bey der Abjtimmung der $. pure ans 
genommen worden. ' * 
Referent hätte die in dieſem $. enthaltene Befreyung 
hinweg gewuͤnſcht, denn dergleichen Dungfuhren benugen 
und verderben die Straßen jo gut ald andere, und dies 
fes ift wohl der Sefichtspunft für die Entrichtung des 
Shauffeegeldes ; dent ühnliche Fuhren zu guten Zwecken 
gibt es in Menge und, wenn man alle darnach gleich 
günftig behandeln wollte, würde ſich der Ertrag diefer 
Sinnahme fehr mindern. | | 
Der Ausfchuß zweyter Kammer hatte den billigen 
Borfhlag gemacht, die Gemeinden, durch deren Gemars 
fingen Ghauffeen ziehen, zu Bau und Reparatur ders 
jelben mit einigem Beytrag zuzuzieben, weil fie die Vor 
theife derfelben unentgeldfich genießen und einen Theil 
des Picinalwegbaued erfparen. 
Die Kammer, hat diefen Borfchlag nur ın Betreff 
- der Neubauten, nicht aber rüdkfichtlich der Reparatur 
genehmigt. | Ma 
Die Gemeinden haben fein begrindetes Recht, die 
durch ihre Gemarkungen Faufenden Chauffeen unentgeld- 
lich zu benugen, und wenn ihnen die Befreyung vom 
Chauſſeegelde entzogen wärbe, fo wäre biefes freylich 
eine große Laft für fie, aber feine rechtswidrige Härte: 
Unbillig ift e8 vielmehr anderer Seite, daß Gemeinden, 
die vielleicht nie einte Chauffee zu fehen befommen, und 
ihre Vicinalwege aus eigenen Mitten bauen muͤſſen, 
eben fo viel als jene an den Shanffeen gelegenen Drt- 
fhaften zum Baue und der Reparatur berfelben beyzu⸗ 
tragen haben. Der Borfchlag des Ansfchuffes. hätte diefe 
Ungleichheit in etwas gemindert, der Befchluß ‚der Kam⸗ 
mer hingegen leiftef eine zu unbedeutende Abhuͤlfe und 
veranlaßt zugleich eine neue Ungleichheit zwiſchen beit 
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alten: and. neuen Chauſſeen. Auch forechen ja dieſelben 
Gründe fuͤr die Concurrenz zur Reparatur ,: welche, den 
Beytrag zum Nenbaue motiviren. ee, 
>, ‚Referent kann ſich Daher mit ben zu dieſem ð. gefaß⸗ 

ten: Beſchluͤſſen nicht einverſtanden erklaͤren, und ‚bes 
merkt nur noch, daß der Voranſchlag dieſer Einnahme 
138,000 fl, alſo 40,000 fl. mehr ‚beträgt,- als jener. von 
den Jahren 1824 bis 1826, nämlich Starfenburg fol 
4538 fl. und Rheinhefjen 13,800 fl. mehr, Oberbefien 
aber: 8913.fl. weniger ald bisher ertragen, woraus man 
über die. Veränderung in der Frequenz der Straßen das 
Noͤthige abftrahiren kann. 2 

pi Zu $. 8. leg. 

In dem Ausfchußberichte ift wegen ber Lagerhäufer 
Folgendes bemerft: leg. Cpag. 28.) | | 

Die Kammer hat, vorbehältlich der Beſchluͤſſe über den 
Tarif, dieſen 8., mit Zuftimmung des Herrn Regie— 
rungscommiffärs, unter denen vom Ausſchuſſe vorgefchla- 
genen Modiftcationen angenommen, | 

Der von der Staatsregierung proponirte Nachtrag 
zum Berbratchiteuertarife, fo wie die von der zweyten 
Kammer beliebten Erhöhungen einzelner Artikei, find. 
durch gemeinfchaftliche Befchlüffe beyder Kammern, we— 
gen ber gewänfchten früheren Befchlußnahme darüber, 
bereits erledigt, und damit hat zugleich eine, an dieſe 
erſte Kammer gerichtete Vorſtellung der Tabaksfabrikan— 
ten Bernhard und Krafft zu Offenbach gegen Erhöhung 
der Abgabe vom Tabaf, ohne Rücvergitung für den 
Abſatz ind Ausland, eine theilweiſe Befriedigung gefun— 
den, fie wird alfo lediglich zu reponiren feyn. | 

Einige in. dem Nactrage zum Tarife enthaltenen 
Verminderungen, zu welder die Staatsregierung. ohne: 
bin. ermächtigt ift, bedürfen bier Feiner befonderen Er: 
örterung; wohl aber finden ſich in den Befchliffen ‚der 
zweyten Kammer nocd manche Aenberungen des Tarifg, 
welche, > fie feine Erhöhungen find, noch. nicht vor: 
famen, fondern dermalen noch zu beurtheilen find. 

1) Rah Nro. 14 des Tarifs fehlt der Braunftein, 
war alfo, eben dadurch, nad der allgemeinen Beftim- 
mung des Tarifs mit 50 fr. per Ctnur. befteuert. Nach 
bem Borfchlage bed Ausfchuffes, weil er als ein, 
zur Papierfabrication nöthiged, im Lande nicht befind- 
liches rohes Material zu betrachten fey, ift er von der 
zweyten Kammer Abgabefrey erklärt worben. 
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M Bey Nro. 43 hat die zweyte Kammer bas alte 
Eifer, gleich dem-rohen, von der Abgabe frey zu laſſen 
beichloffen. 

3) Nach befchloffener Erhöhung des Staabeiſens 
von 25 fr. auf 1 fl. 40 kr., will die zweyte Kammer 
zugleich die Staatsregierung erfuchen, die. Erhöhung 
wieder zu ermäßigen, wenn bas inländifhe Eifen nicht 
Die Güte und einen Ähnlichen Preis wie das ausländis 
ſche haben ſollte. | 

Da die Staatsregierung ohnehin zu einer ſolchen 
Verminderung ermächtigt ift, fo hätte wohl diefe Peti- 
tion unterbleiben Finnen, zumalen man fonjt eine Maffe 
ähnlicher Defiderien, andy bey den anderen Poften des 
Tarifs, aufitellen fönnte. Ä | 

1) Bey Niro. 42 will die zweyte Kammer nach dem 
Antrage des Ausfhuffes, wie die alten Fäffer fo auch 
die Stübich und Kübel ausdruͤcklich für frey erflären. 

5) Die in Nro.5 des Nachtrags zum Tarife ausge 
fprochene Befreyung bed royen Flachfes bat nicht die 

uftimmung der zweyten Kammer erhalten. Ä 

6) Statt der im Nachtrage für die Kleye angefeß- 
‘ten Abgabe von 25 kr., bat die Kammer deren völlige 
Befreyung befchlofien. ! 

Eben dieſes auch 

bey denen, im Tarife nicht befindlichen Minerals 
wafferfrügen. ° 

8) Nro. 138 des Tarifs follen die Dehlfuchen fre 
ſeyn, welche bisher mit 50 Er. belegt waren. Ausdruͤck⸗ 
liche Gründe für diefe Abänderung findet fi) weder in 
dem Berichte ded Ausfchuffes noch ‚in der Berathung. 
Dagegen finden fich in einer sub praes, den 20. April 
bey der erften Kammer eingereichten Vorftelung dreyer 
Dehlmüller von Mainz ftarfe Einwendungen gegen dieſe 
Befreyung. Schon im Auguft 1823 batten fich, wie aus 
der lUinteranlage hervorgeht, 41 Debfmüller aus Rheins 
hefien an das Staatsminifterium gewendet, ihre Ver⸗ 
bältniffe gefchildert, und fowohi um Beitenerung der 
Kohlausfuhr als der Einfuhr von Dehlfuchen gebeten. 
Der Snhalt ber, an dieſe Kammer gerichteten Voritellung 


ift folgender: 
(legatur.) 


In einer Gegend, worin fo viel Kohl a jen und 
Dehl gefchlagen wird, muß audy) eine folche ſſe von 
Dehlfuchen vorhanden feyn, daß ein Grund zur Erſchwe⸗ 


. 
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rung- der ausländifchen Concurrenz nicht ermangelt, 


auch iſt wohl nicht zu bezweifeln, daß die Oehlmuͤhlen 
für die Oehlkuchen, als Nebenproducte ihrer. Fabrica— 
tion, einigen Schuß gegen das Ausland in Anfpruch 
nehmen koͤnnen. Referent glanbt daher, daß es in Ans 
fehung der Dehlfuchen bey dem bisherigen zu befaffen, 
und die zweyte Kammer, unter Mittheilung der Vor: 
ſtellung, zu einer ähnlichen Beichlußnahme einzuladen 
feyn dürfte. | 

9) Altes Zinn und zerbrochene Zinnwaaren, welche 
nicht in dem Tarife enthalten, alfo mit 50 fr, belegt 
war, fol, gleich dem rohen Zinn, frey ſeyn. 

10) Unter Bäumen zum Berpflanzen, mit‘ einer Ab- 
gabe von 2 fr. per Stud, follen nur veredelte Obſt— 

aͤume verfianden, und dies im Tarife ausgedruͤckt wer- 

dei. * N 
41) Rrv. 58 läßt die Einfuhr eigenthämlicher, vom 
Wohnorte aus ſelbſt in eigenen Gründen gebauter 
Früchte, im Halme und zur Kelter,, abgabefreg. Diefe 
Beſtimmung fol auf ſolche Gründe befchränft werden, 


‚welche in einer, den Wohnort des Eigenthuͤmers begrän- 


jenden Gemarkung Tiegeit. 

12) Die Staatsregierung fol erfucht werden, dem 
Grenzbewohner zu verftatten, daß er einen Laib Brod 
unverſteuert einbringen fönne, wie auch andere noth- 
wendige Lebensbedürfniffe, jedoch nur in Onantitäten 
nicht über 2 Pfund und nur alsdann, wenn fie weder 
in dem Wohnorte noch in einer nabe gelegenen inländis 
fchen DOrtfchaft zu haben find. 

13) Die Kammer will der Staatsregierung den 
Wunſch ausdruͤcken, daß das, in einigen Städten befte- 
bende Detroi von Wein, Brantwein und Fleifh, nad 
den Beftimmungen der Zranfiteuer und dem, bei ‘der 


Sleifhaccife beitehenden Gewichtsverhäftniffe, regulirt 


werden möge. 

Diefer Befchluß it befonders bey dem Schlachtviehe 
von Wichtigkeit. Das Octroi liegt nicht auf dem Ge- 
wicht, fondern auf dem Stuͤck, daher und befonders in 
Mainz das auslaͤndiſche ſchwerere Vieh mehr, als das 
inländifche leichtere gefchlachtet wird. 

414) Der Ausfchuß diefer Kammer hat bey der Zus 
fammenfunft mit dem Ausſchuſſe der zweyten Kammer 
den Antrag gemacht, die Staatsregierimg zu Erhöhung 
der Tarifſaͤtze, aus erheblichen, durch die Befchaffenheit 

Verh.d. erſt. Kamm. Beyl. Heft IV. 1827. 6 


Im 
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und Veränderung der Umftände herbeygeführten Grün- 
ben, eben fo zu ermächtigen, als fie zur Verminderung 
berfelben ermächtigt worden if. Die zweyte Kammer 
bat aber diefen Vorſchlag nicht angenommen, auch bey 
der Berathung nichts darüber geäußert. 

15) Die zweyte Kammer bejchließt, des Großherzogs 
Königliche Hoheit unterthänigft zu bitten, daß er für 
die Givildienerfhaft eine Amtsfleidung anordnen. und 
verfügen möge, daß hierzu und zu Uniformen nur ins 
laͤndiſches Tuch genommen werde. Ä 

Ferner will | r . 

16) die zweyte Kammer die Staatsregierung ermaͤch—⸗ 
tigt fehen, eine Controle für die Ausfuhr, ohne bedeu— 
tenden Aufwand und auf Staatsfoften anzuordnen. . 

Die Abficht hiervon ift, eine richtige Anficht von 
den Activ- nnd Paflivverhältniffen des Landes zu er- 
langen, und der Zweck foll dadurd erreicht werden, daß 
bie Burgermeifter, welchen die Ausfuhr bey Strafe ans 
zueigen ift, ſolche gegen Fleine Gebühr notiren. 

17) Die Staatsregierung foll um Herabfegung oder 
Aufhebung der Stemyelgebühren, in Fällen, im welchen 
fie zu der Ein» und Durchgangsabgabe allzu unverhälts 
nißmaͤßig ift, erfucht werden. 

Diefe Gebühren beftehen in 4 fr. und 2 fr. für den 
Schein, fie koͤnnen alfo die Ein und Durchgangsabgabe, 

wenn diefe unbedeutend ift, oft ums Doppelte und Drey- 
fache übertreffen, welches allerdings nicht paflend er: 
fcheinen fann. | 

Diefe 17 Befchlüffe der zweyten Kammer, welche 
zum Theile aus dem Bermwilligungsrechte nnd zum andern 
heile aus dem einfachen Petitiongrechte hervorgehen, 
koͤnnen zwar manchen Anſtand erregen, allein die gegen 
viele derſelben obwaltenden Bedenklichkeiten ſind Theils 
nicht erheblich genug, um abweichende Beſchluͤſſe darnach 
zu proponiren, Theils aber ſind ſie von der Art, daß 
en Recommunication fchwerlic von Wirkfamfeit feyn 

uͤrfte. | 
‚ Referent begnügt fic) daher, nur zu pos. 8. einen 
beftimmten Antrag zu machen und im übrigen. lediglich 
die Berathung ver hohen Kammer, durd Furzen Bezug 
auf die Gegenftände F Verhandlung, vorzubereiten. 
u $. 10. leg. 

Die zweyte Kammer hat diefen Artifel mit folgen- 

dem Zufage angenommen : 
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„bie Verfügung des Gefeged vom 9, März 1824 
im $ 6, binfihtlid der zu bebenden Regijtrirger 
bühren von Acten, auf welche ſich in neuen: öffent; 
lichen Urkunden bezogen wird, ſoll in Zukunft auch 
auf die Erhebung der Stempelgebühren: von diefen 
Acten angewendet werden. | 

Der $. 6 des beſagten Geſetzes beftimmt, daß die, 
bis dahin nicht erlaubte Anführung einer früher nicht 
einregiftrirten Urfunde in einer fpäteren zu geftatten fey, 
und erftere mit leßterer zugleic) einregiftrirt werden fönne. 
Nun follen, nad) der Aeußerung eines Abgeordneten, 
die Behörden Anftand genommen haben, diefe Beſtim— 
mung auch auf den Stempel anzuwenden, und um die: 
jem Anftande zu begegnen, ift unter Zuftimmung des 
Herrn NRegierungscommiffärs jener Befhluß gefaßt wor- 
den. 

3u $. 11. leg. 

Der Ausfchuß der zweyten Kammer hat rüdfichtlich 
der Collateralgelder als Erläuterung vorgefchlagen, daß 
fie auch bey Erbichaften zu zahlen Euch ‚ bie an Ascens 
denten und Gejchwifter deferirt, von letzteren aber, zu 
Gunſten der Erjteren, repudiirt werden. 

Die Kammer bat den $. mit diefem erläuternden 
Zufaße des Ausſchuſſes angenommen, wodurd allerdings 
die Umgehung des Gejeges in vielen Fällen verhüthet . 


wird. 

Ruͤckſichtlich der Hundefteuer fol, nah einem Be 
fhluffe der Kammer, die Staatsregierung erfucht wer: 
den, nicht alljährlich Declarationen zu erfordern, fon- 
bern die Steuer auf das alte Regiſter erheben zu Taffen, 
und das Ab» und Zufchreiben:der Sorgfalt der Einzel- 
nen heimzuftellen. ı% | 

Diefe Methode ift weit einfacher, als die bisherige. 

Zu $. 12. leg. | 

Nach ber vereinigten Anficht beyder Finanzausſchuͤſſe 

bat die zweyte Kammer folgende Beichlüffe gefaßt: 
(leg. die Abftimmung.) 

Der Herr NRegierungscommiffär erflärte fi) auf den - 
Beihluß über das Betriebscapital zu 1,000,000 fl. und 
ben Refervefonds zu 100,000 fl. einverftanden, nicht 
aber auf die Hinweglaffung der, in dem $. zu Anfan 
vorfommenden Worte: „im Ganzen‘, weil bierdur 
die nothwenbige Befugniß der Staatsregierung, erfor 

6? 
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derlichen Falls Verwendungen von einer Rubrik in die 
andere zu machen, ausgedruͤckt werde. 


Referent bezieht ſich wegen dieſes, allerdings nicht 
unwichtigen Punktes, auf den Ausfchußbericht zweyter 
Kammer, wie auch auf die Discuffion, und erlaubt 
f ih nur Folgendes zu bemerken: 


"Es fcheint hier nicht eine gänzliche Berfchiedenheit 
ber Anfichten, fondern zum Theile wohl auch einiges 
Mißverſtaͤndniß obzuwalten. 


Die Staatsregierung hat das unbeſtrittene Recht, 
die Verwilligungen im Nothfalle zu überjihreiten. Cine 
Veberfchreitung nach Gutduͤnken wird ſie nicht in An— 
ſpruch nehmen wollen, weil hiermit der Begriff eines 
Verwilligungsrechtes unvertraͤglich iſt. 


Waͤre kein Reſervefonds vorhanden, ſo wuͤrde eine 

noͤthige Ueberſchreitung, welche ſich allemal bey einzel— 
nen Rubriken oder gar bey einzelnen Poſten darſtellt, 
aus etwaigen Erſparniſſen oder Ueberſchuͤſſen anderer 
einzelner Rubriken oder Poſten entnommen werden, ohne 
daß dabey ein Anſtand obwalten koͤnnte. 


Bey dem Vorhandenſeyn eines Reſervefonds hinge⸗ 
gen, it die Staatsregierung, in verfaſſungsmaͤßiger 
Art, für jede unvorbergefehene Ausgabe gedeft, und zu 
biefen unvorbergefebenen Ausgaben gehören vorzüglich 
jene, welche entjteben, wenn eine fpecielle Berwilligung 
ohne Schuld der Minifterien, ald unzureichend zu ihrem 
befannten und bey der Berwilligung ausgedruͤckten Zwede 
erfcheint. Es ıft alſo fein Grund vorhanden ‚ warum 
folche unvorhergefehene Ausgaben auf, einem befonderen 
und weniger gebahnten Wege, nämlich durch) Cumula— 
tion mehrerer Berwilligungen , beftritten werden follten. 
Der mehrfach gemachte Bezug der Bermilligungen auf 
die Daupt= oder Tpecielle Rubriken fcheint überhaupt 
nicht zur Sache zu paffen, und die Flare Anficht derfel- 
ben nur zu verdunkeln; denn es ift die Pflicht der 
Stände, und vorzüglich "der zweyten Kammer, die, in 
Art. 68 der Berfaffungsurfunde ihnen zugeficherte voll- 
ftändige Ueberfiht und Nachweifung der Staatsbedürf- 
nifje auf angemeffene Weife zu benugen, naͤmlich die 
Gegenjtände der Berwilligung in allen ihren Einzelhei— 
ten jo genau als möglich zu betrachten, und hiernach 
die erforderte Summe zu berechnen und zu verwilligen. 
Bey dieſer unvermeidlichen, und darum auch. bisher üb 


⁊ 
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lichen Methode erfheint ber verwilligte Betrag. einer 
Mubrik nur ald die. Summe; : welche. aus. der Addition 
einzelner Verwilligungspoften enffteht, und es ergibt 
fih hieraus, daß die Berwilligung für eine Rubrik, 
welche aus Unterabtheilungen beiteht, feine reelle Bedeus 
tung habe. Anders verhält es fih, wenn von einer 
Averfionalfumme die Rede iſt; gefchieht eine Verwilli— 
gung diefer Art, fo wird fie. ausdruͤcklich fo bezeichnet, 
aber die Berwilligungsbeyträge der Rubriken, von denen 
hier gehandelt wird, ;find a unleugbar feine Averfio- 
Ralſummen, dürften alfo auch nicht wie diefe behandelt 
und verwendet werben. | | | 


. , Wären überall, wo es möglich ift, für die Staats— 
ausgaben die erwünfchten feſten Etatd vorhanden, fo 
würde freylicy die vorliegende Frage weit ımwichtiger 
feyn und das Bermwilligungsgefchäft ſtets zu größerer Zus 
friedenheit der hohen Regierung, und mit mehrerer Bes 
ruhigung der Stände, vollbracht werden koͤnnen. So wie 
aber die Sache vorliegt, wird ‘der Umitand-, daß der 
Reſervefonds die nöthigen ‚unvorbergefehenen Ausgaben 
det, und in diefer Vorausſetzung der Inhalt dieſes 
A2ten Sen feinen andern Erfolg, als die Fortbildung 
des Betriebscapitald und Nefervefonds aus allen einzel 
nen Ueberſchuͤſſen haben fann, die "Anficht zur  Gertige 
rechtfertigen, welche in dem Befchlufle der zweyten Kam 
mer ausgedrädt iſt. Denn wenn dur die Hinweglas— 
fing der Worte: „im Ganzen’ auch nur eine Zwey⸗ 
Deutigfeit, die das - Verwilligungsrecht zum Theile ih 
Zweifel zieht, befeitigt wuͤrde, fo waͤre dieſes einem ho- 
heit! Intereffe der. Gefammtheit entfprechend; weil nicht 
die bloße Eriftenz einer Nepräfentation, ſondern ihre 
ungeſchwaͤchte verfaſſungsmaͤßige Wirkſamkeit dem Staate 
die Vortheile fichert,; welche das Repraͤſentativſyſtem de 
Ye fan, und welche man ſich von ihm verſprechen 
| fe, Re . DI 9 R + +4] 
Did BESTE 2 6 he de 2 A 
Sn Hiermit endigen. ſich der Entwirrf. des Finanzgefehes 
und die. Verhandlungen der zweyten Kammer darıh 
Die Beſchluͤſſe derfeiben, wenn fie. aud). nicht —— 
Beyfall der erſten Kammer erhälten ſollten, fing 
Be von der Art, daß der Ausſchuß darauf. antragen 
Ar: i ) 3 | 7 N 
„;* Die hohe Kammer moͤge den, nach- jenen Beſchluͤſſen 
modificirten Entwurf des Finanzgefeßes im Gauzen 
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annehmen, und auf die, in dieſem Berichte enthal⸗ 
tenen beſonderen Antraͤge die geeignete Ruͤckſicht 
‚nehmen. 7 | ee er 


— 


— — 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
uͤber den Antrag des Abgeordneten Herrn Rh; 
nig, den Hoͤchſter Kloſterfonds betr.; erſtattet 
von dem Herrn Geheimen Staatsrathe von 
Wreden. | Da 


.: Der. Abgeordnete Herr König hat bey ber zweyten 
Kammer der Landſtaͤnde vorgetragen, daß der Hoͤchſter 
Kloſterfonds ſchon ſeit geraumer Zeit feiner ſtiftungs— 
maͤſſigen Beſtimmung nicht mehr genuͤge, weil ihm fremd⸗ 
artige Ausgaben aufgebuͤrdet wuͤrden; wodurch eine 
große Bedruͤckung der betreffenden Gemeinden entſtehe 
indem dieſe nunmehr aus eigenen Mitteln beſtreiten muͤ 
ten, was bey ftiftungsmäßiger Verwendung bed befag- 
ten Fonds ans diefem hätte beftritten werden koͤnnen. 
Er. trug daher darauf an, die Staatsregierung zu -ers 
ſuchen, bie, Verwaltung, diefes Fonds einer ftrengen Re 
viſion zu unterwerfen, und alle fremdartige, ihm aufs 
gebürbete Laſten auszufcheiden, damit er feine ſtiftungs⸗ 
maͤßigen Obliegenpeiten erfüllen koͤnne. RT 
Der hieruͤber erftattete Vortrag des Ausfchuffes. der 
zweyten Kammer zerfällt in zwey Theile. 
Der erſte Theil enthalt das Gefchichtliche des frag, 
lichen Fonds bis zum Jahre 1820, der zweyte beginnt 
mit dem im Jahr 1820 abgefchloffenen Vertrage, durch 
welchen bag, bisher unbeſtimmte, durch feinen tiftungs⸗ 
brief geregelte Verhaͤltniß des fraglichen Fonds zuerſt 
feſtgeſetzt wurde, und ſchließt mit der Bemerkung, daß, 
obgleich ein Zuwiderhandeln gegen dieſen Vertrag nicht 
_ Nachgeiviefen werde, dennoch die Möglichkeit vorhanden 
fey, daß in einzelnen Fällen befagter Convention nicht 
RR gemäß gehandelt worden fey, daß daher, bey der: 
oben Wichtigkeit der Sache felbft, es fich wohl recht⸗ 
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fertigen Yaffe, wenn die hohe Staatsregierung erfucht 
werbe, von dem ihr vorbehaltenen Rechte der Rechnungs» 
vorlage und: der Vornahme einer Superrevifion, da 
felbige bis jetzt noch nicht geſchehen, Gebrauch zu machen, 
und diefelbe durch die geeignete Behörde vornehmen zu 
. Taffen. Bey der Berathbung wurde von dem: Proponen« 
ten zur Begründung feines Antrages angeführt: 

a.) daß aus dem Fonds des befagten Kloſters 1000 fl. 
an Penfionen ins Ausland bezahlt würden; 
by daß die Gemeinden Zehnten und Grundzinfen 
an denſelben entrichteten, und dennoc) diejenigen Yaften, 
die fruͤherhin von dem Fonds hätten getragen werben 
muͤſſen, auf fie gewälzt wuͤrden; F 

eHh daß die Rechnungsreviſion und Abhoͤr ſeit dem 
Sabre 1818 zuruͤckſtehe. 

Die verehrliche zweyte Kammer beichloß der Motion 
in der Weife, wie von ihrem Ausichuffe angetragen 
worden, Folge zu geben. | 

Um zu beurtheilen, ob diefe hohe Kammer ſich vers 
anlaßt finden fönne, dieſem Befchluffe beyzutreten, ſey 
es dem Ausfchuffe erlaubt, den Antrag fowohl als die 
dafür angeführten Gründe näher zu beleuchten. 


A, Sn dem Antrage des Herrn Proponenten felbft, 


. findet der Ausschuß feinen Grund, der für denſelben 
auch nur entferiit ſpraͤche. Denn 
1.) wäre es, wenn e8 erweisbar oder auch nur 
wahrſcheinlich wäre, daß der mehrbefagte Fonds eine, 
feiner Beftimmung zuwider laufende Behandlung von 
Seiten der hoben ftandesherrlichen Haͤuſer dermalen noch 
erfahre, der verfaffungsmäßige Weg gewefen, vorerſt 
eine Anzeige davon bey der Staatsregierung zu machen ; 
9) bat der Herr Proponent es nicht für gut ges 


finden, auch nur eine einzige Thatfache zur Begruͤn- 


dung feines Antrags anzuführen ; 
35 fprüht zwar derfelbe von der ftiftungsmäßigen 
Beftimmung des Fonds, Indeſſen iſt eine Stiftungs— 
urfunde nicht vorhanden; es laͤßt ſich daher auch nicht 
fagen, welche Verwendung ftiftungsgemäß ſey oder nicht. 
Mir werden unten auf diefen Gegenftand zurüd- 
fommen. 
8. Eben fo wenig Gruͤnde enthält der Ausſchuß— 
. bericht der zweyten Kammer. Den erften bloß bijtori- 
ſchen Theil deffelden Fünnten wir ganz umgehen, ba er 
zur Beurtheilung der Sache gar nichts beyträgt, und 


4 
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die jegigen ‚Standesherrn und ihre. Behörden für das, 
was in den aͤlteſten und aͤlteren Zeiten, etwa, „gejcheben 


PELTT 


den muß. oo: voii 
Da indeſſen der Unfundige gar leicht von. der. Ber- 
— duͤrfte, ſo er⸗ 


Einkuͤnften, Kirchen und Schulen emporbluͤheten, Eu) 
fich wit der. ſteigenden Bevoͤlkerung, und. dem Beduͤrf⸗ 


/ 
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der Bewohner vermehrten. Die im Jahr 1562 
Pfarrey zu Hoͤchſt, die Pfarreyen zu Vielbrunn 
Sedmauern,: und die erft im vorigen Jahrhundert 
—— zu Rimhorn find hiervon die redend⸗ 







Beweiſe. Auf gleiche Weiſe verhaͤlt es ſich mit den 
hr nt eren wir ſtatt der urfprünglichen vieren 
7 ben; Herechtigkeit erfordert es, — 
die —————— eben. 

Wie übrigens aus dieſer hiſtoriſchen Darfelung 
—J ar des: Herrn Propanenten etwas iabgelei- 

könne, ‚vermögen. wir nicht dabzuſehen. "Die 

—— Rechisverhaͤltuiſſe muͤſſen einzig nach dem 
— von dahre 41820. beurtheilt· werden, welcher 
das wankende in- den. bisherigen. Grundſaͤtzen be⸗ 
ftimmte, und fuͤr die Verwendung weht beſagter Crfiße 
feſte Normen aufſtellte. u 
ng ¶( Ich werde biefen Berteng werlefen: ) ern. 
8 54 fra fi vun, wurde. fertdem von den. bey 
standesherrfchaften dieſenn Vertrage entgegen 

— ‚Der, Herr Berichtserſtatter ber zweyten 

r bat hierüber nichts angeführt; und — ſeinen 
Au 9-bloß dadurch begründet, daß es immer möglich 
eibe, daß der oben -angeführten: Sonpention vom Sabre 
4829. in einzelnen: Fallen. nicht: ganz ‚gemäß gehandelt 
worden ſey. Der dieſſeitige Ausſchuß vermag es nicht 
einzufehen „wie ein, von der bloßen: Moͤglichkeit her 
‚genommener ‚Grund seinen Antrag voraulaſſen Fonnte, 
Seh ‚De dem: minder) ‚Unterrichtetensnoc: immer einen 
eögegen die: betreffenden Stanbeöherrn übrig: läßt, 
7 ‚erlaubt ſich daher nur folgende weitere Bemerkungen, 
rd) Ergibt ſich aus dem Geſagten, daß die ‚hohen 
Condominien in der, Verwendung: ber fraglichen - Eins 
kuͤnfte keine andere Befchränfungen- kennen, ald diejeni- 
An Pre ‚der im Sabre: 1820 abgefehfoifene ‚Vertrag 
enthalt; 

2) daß, nad. dem. ‚Art, 4 deſſelben, die Herrſchaft 
Breuberg nicht, wie es behauptet werden will, ein. aus⸗ 
ſchließliches Recht auf beſagten Fonds hat; 
syn 3.) daß bie Angabe, ald wuͤrden die ‚Gemeinden der 

Herrſchaft Breuberg, durch - die haͤufigen fremdartigen 
Verwendungen der Kloftergefälle ‚in. die: Nothwendigkeit 
fest, dasjenige zu leiften, was der Klpiterfonds bei 
reiten follte, durchaus unrichtig iſt. Die Standesheren 
ſind durch dem ofterwaͤhnten Vertrag mur verpflichtetz 
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bie anf den Einkuͤnften des Fonds’; verfaffungenkipig 
ruhenden Laſten und Abgaben zu entrichten, alle andere 
Verwendungen find ihrer eigenen Beſtimmung überlaffen; 
nur dürfen fie nicht anders als zu mohlthätigen Zwecker 
gefcheben. Niemand. bat daher ein Recht Tre) 
daß gerade diefe oder jene Verwendung Statt finde. 
Nichts was als eine wohlthätige Verwendung anerkannt 
werden muß, fann daher mit dem: gehäffigen Namen 
einer. fremdartigen: belegt werben. | 
ie 4) Hätte die Standesherrfchaft die Rechnungsein⸗ 
ſicht und Reviſion je geweigert, fo möchte wohl. ein 
‚gegen fie gefaßter Verdacht ald gerechtfertigt erfcheinen. 
Allein. dieß ift der Fall nicht. Nie verweigerte fie der 
hoͤchſten Staatsregierung — und nur diefer ift fie es 
ſchuldig — die Nechnungsvorlage, vielmehr ergibt es 
fih aus den firchenräthlichen Acten, daß fi) das Gons 
fiitorium ı zu König noch unterm 20, May 1826 dazu 
erboten. bat. Es enthält daher der Antrag eigentlich 
einen indirecten Borwurf gegen die Staatsregierung‘, 
ihr Auffichtsrecht nicht zum Beften des Fonds geltend 
gemacht zu haben. TER 
5.) Nichts wird ‘aber den Vorwurf frembartiger 
Verwendung mehr: entfräften, als die Thatfache, da 
die Gräflih Erbachiſche Hauptkaſſe wegen Unzulaͤnglich⸗ 
feit des Höchfter Klofterfonde in den letzten vier Jahren 
bemfelben eine Borlage von 574 fl. 30 Fr. gemacht Hat. 
Eine Borlage, die wohl nicht fo bald wieder erfeßt wer⸗ 
ben dürfte, und den augenfcheinlichiten Beweis Tieferf, 
daß die hohen Coridomini, der milden ind chriftfichen 


ar 
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zufließen laſſen, fo. ift. die Berechtigung zu diefer: Ver⸗ 
wendung nicht nur fo alt, ald der Höchiter Kloſterfonds, 
fondern fogar durch den mehrerwähnten. Vertrag: aner- 
kannt und. beftätigt. Nicht diefe Verwendung: an und 
für ſich kann daher als eine fremdartige gefehildert. wer- 
den, ſondern es hätte: dargethan ‚werben muͤſſen, daß 
fie die in beſagtem Vertrage beſtimmten Grenzen: übers 
ſchreite, welches aber nicht zum: Uber. er 
2 Wird angeführt, bie Gemeinden müßten Zehn- 
ten und: Grunbzinfen an den Fonds entrichten, und 
boch wuͤrden gerade ſolche Laften, die früher won dem 
Fonds haͤtten getragen werben müffen, auf fie gewaͤlzt. 
Was die zu ientrichtenden Zehnten und Grundzinfen be 
trifft, fo beruhen ſolche auf privatrechtlichen Verpflich⸗ 
tungen 5 von ihnen kann daher Feine Rede ſeyn; went 
aber den Gemeinden Laften zumuchfen, bie voerbin der 
Fonds. trug, ſo liegt der Grund hiervon, wie duch“ bes 
reits der Herr Berichtserftatter der zweyten Kammer 
bey den daſelbſt gepflogenen Berathungen bemerkt hat, 
in der geſchehenen Trennung des Hoͤchſter Kirchen- und 
Kloſterfonds. Manche Laſt, die vorher auf dem ver: 
einten Kirchen» und Klofterfonds ruhte, mußte demnach 
nad vollgogener Trennung auf jenen übergehen. Es 
würde eine eigene Art von Theilung gewefen ſeyn, 
wenn die Commoda auf ben Sirihentonde übergegaft> 
— die Laſten aber bey dem Kloſterfonds geblieben 
w ren. Fun ’ 5 art) 
Aber auch dieſe Uebermeifung ver Laften gefchah nur 
unter Genehmigung ber Landes-Collegien, und. unter 
dem Schutze der Gefeße. "Wenn demnach die Steuern 
von den Befoldungsgätern der Pfarreyen auf die dazu 
flichtigen Gemeinden überwiefen wurden, fo wurbe der 
* mit keinen fremdartigen Ausgaben beſchwert, 
ondern vielmehr davon gereiniget. BL Urs, 
33) Wird angeführt, die Rechnungen des Fonds 
feyen von 18148 an nicht vewidirt und abgehoͤrt. Refe— 
rent. des dieffeitigen Ausſchuſſes vermuthet hier einen 
Irrthum ober lapsum calami, indem foldhe- bis‘ zum 
Sahre 1824, einfchließlich, vevwidirt find. Wenn. dem- 
nad) auch nicht ein einziger Fall nachgemwiefen worden 
iſt, in welchen bie beyben hohen Standesherrn der ab⸗ 
geihlofenen Eonvention, welche die einzige Norm ihres 
erfahrens iſt, zuwider gehandelt haben, wenn die 
während der Berathung angeführten wenigen Dhatſachen 


ur 
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auf irrthuͤmlichen Ihtfichten beruhen, wenn demnach es 
unverdiente Kraͤnkung ſeyn wuͤrde, wenn dasırfeit Jahr 
hunderten; fortdauernde Beſtreben beyder Standesherru 
Gutes zu thun, und die von ihnen großmuͤthig darge— 


brachten: Opfer mißkannt, oder der Staatsregierung der. 


Vorwurf, ihr ‚Oberanffichtsrecht nicht  zumsBeiten. de 
Fonds: gektend gemacht zu haben, gemacht. werden follte, 
wenn endlich der Grand, daß ber. Fonds dermalen wer 
niger leitet, mehr in: der Steuerlaft und den bisherigen 
niederen, Fruchtpreifen, als. in mangelhafter: Berwaltung 
Tiegt , wenn die beyden Standesherrn ſich der Oberrevi⸗ 
ſion nie zu entziehen ‚gefucht. haben, vielmehr: derfelbet 
mit dem fchönen Bewußtſeyn entgegen fehen koͤnnen/ den 

onds durch. die, aus eigenen Mitteln geleiteten. Bor 
fchüffe ‚erleichtert. zu haben, wenn endlich auf eine bloße 
Möglichkeit: fein Antrag gebaut werden: kann; ſo fan 
der "Ausschuß dieſer hohen Kammer feinen Grund finden, 
Dem. Befchluffe der verehrten zwegten Kammer beyzutreten. 


4* J 
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pe — ah hr DU WER 

Bericht des zweyten Ausſchuſſes der erften Kamme 

der Landfiande, über den, auf Vorlegung eines 
Gefegesentwurfd über die Beftrafung der Ders 
gehen gegen die indtreeten Auflagegefete gerich— 
teten Antrag des Abgeoroneten Herrn Mayıt, 
erftattet von dem Herrn Kanzler Arens. 


} 


Schon auf dem vorigen Landtage wurde, wie dieſes 
aus den: Landtagsverhandlungen zur Gemügei bekannt if, 
der Gegenſtand, worauf ſich der Antrag des Abg. Herrn 
Mayer. bezieht, in. den beyden Kammern zur Sprache ger 
bradt. Der ierfte Ausſchuß der zweyten Kammer eritat 
tete: nämlich, ohne ‚hierzu durch ‚einen Geſetzesentwurf 
oder durch einen in: der Kammer geftellten Antrag auf 
gefordert gar ſeyn, ganz unerwartet einen. Bericht ‚über 
die Grundſaͤtze, wovon, nad den von dem Großherz. 
Regierungscommiffarius dem Ausfchuffe. gemachten Er 
nungen Die, Staatsregierung, bey den von ihr regle 
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mentariſch — ———————— Strafen gegen Uebertretung 
der Auflagegeſetze auszugehen gedenke, indem er beinerfte, 
daß die Sträfbeffimmungen auf der einen Seite ein Act 
Der Geſetzgebung feyen, und darum der ftändifchen Mit 
wirkung nicht entzogen werden könnten, daß: aber auch 
anf der anderen Geite die fpeciellen Beſtimmungen uͤber 
bie Strafen von den Neglements. abhängig feyen, welche 
die Staatsregierung ber die Volziehung der Auflage 
gefege, nach dem Art. 73 der Verfaffungsurfunde, ohne 
ftändifhe’Mitwirkung® zu erlaffen befugt fey. 
Behy der hierüber in der zwepyten Kammer Statt ge 
fundenen Berathung,. wurde a KETET 
NH die von dem Großherzgl. Negierungscommiffarins 
widerſprochene Behauptung aufgeſtellt, daß nicht. bloß 
die allgemeinen Strafgrundſaͤtze, ſondern auch Die 
einzelnen Strafbeftimmungen ein Net der an die ftäns 
bifche mer Abit verfaffungsmäßig gefmüpften Gefeg- 
‚ebung fey; Fark 

e ae wurde behau tet, daß der Inbegriff der für die 
Ausführung des Auflagegefeges zu erlaflenden Strafbes 
fiimmungen einen integrirenden Theil des Finanzgeſetzes 
bilde, und’ daß daher auf denfelben fo gut wie auf Das 
Finanzgefeß felbit, die eigenthümlichen Anordnungen der 
Berfafjungsurfunde Anwendung finden müßten, 
Dieſe Behauptungen erhielten auch bey der. fpäter 
erfolgten Abftimmung die Billigung der zweyten Kammer 
in der Art, daß fich diefelbe, wegen des nahen Landtags» 
ſchluſſes, zwar bequemte, über die allgemeinen Straf 
grundſaͤtze Abzuftimmen, dieſe Abftimmung aber mit ber 
Verwahrung begleitete: daß die Kammer fich für andere 
Falle nicht nur ihre Befugniffe, hinſichtlich der gefeglichen 
Form, in welcher alle Geſetzesentwuͤrfe ihr vorzulegen 
feyen, fondern auch das Recht, die Vorlage des ſpeci— 
ellen Strafgefeßes zu verlangen, ausdruͤcklich reſervire. 
Als diefe Beichlüffe an die hohe erfte Kammer ges 
langten, war der Schluß des Landtags fehr nahe,. und 
fie hatte daher nur die Wahl, entweder den auf verfas— 
fungswidrige Weife entftandenen Befchlüffen der zweyten 
Kammer ihre Zuftimmung zu verfagen und zu verlangen, 
daß den Ständen auf verfaffungsmäßigem Wege ein Ge: 
feßesentwurf vorgelegt werde, oder die auf anomalem 
Wege entitandene, und darum ungüftigen Befchlüfle durch 
ihren Begtritt zu. heilen, und ſich dabey gegen ähnliche. 
Erjcheinungen für die Zufünft nachorudlichft zu verwahren. 
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1. Die, Kammer, ſtets gewohnt, ſo lange als wur immer 
möglich, ihre individnellen Intereffen den: Rüdfichten für 
das allgemeine Befte nachzufegen, wählte ben letzten Meg; 
fie ertheilte,. wohl einfehend, wie wichtig und natfioenbt 
bier die Aufftellung allgemeiner Strafnormen und Straf 
raͤnzen fey, und mie fehr durch ‘den Umſturz der ger 
aßten Beſchluͤſſe der Landtag werde verlängert werten, 
ben gedachten Beſchluͤſſen, unter Beyfuͤgung einiger Mo— 
dificationen, ihre Zuſtimmung, fie verwahrte ſich aber 
auch zugleich nachdruͤcklichſt ſowohl gegen die zweyte 
Kammer, als auch gegen die Großherzogliche Staatsre⸗ 
— nicht nur wider die Form des eingeſchlagenen 
erfahrens, ſondern auch wider den Beſchluß der zweyten 
Kammer: daß das für Vergehen gegen indirecte Auflage 
efege zu erlafiende Strafgeſetz als ein: ‚integrirender 
eil des Finanzgefeßes zu betrachten fey. Jar 
Diefer Verwahrung ungeachtet hat Die zweyte Kain- 
mer ihren früheren Berhfuf jest erneuert, fie verlangt, 
in Webereinftimmung mit dem Antrage ihres Ausſchuſſes, 
daß den Ständen auf dem naͤchſten Yandtage ein Straf 
geſetz für Vergehen gegen die indirecten Auflagegefeße 
vorgelegt werde, und geht dabey, wie es in der Abs 
ftiimmung beißt, von der Vorausſetzung aus, daß Die 
Staatsregierung die Erlafjung der in der abgelaufenen 
Finanzperiode in Wirffamfeit getretenen Strafbeſtim⸗ 
mungen, und deren Abänderung für die jetzt begonnene 
Finanzperiode nur in Folge der ihr auf dem vorigen 
Landtage ertheilten depfallfigen Ermächtigung der Stände, 
(die fidy übrigens in der, an des Großherzogs Königliche 
Hoheit eingereichten Adreffe nirgends ausgedruͤckt findet) 
- vorgenommen habe und vornehmen werde. ni 
Sp Lange die zweyte Kammer von der irrigen, bie 
Rechte der erfien Kammer gefährdenden Anficht ausgeht, 
daß das, für Vergehen, gegen die indirecte Auflagegefeße 
zu erlaffende Strafgefeß einen integrirenden Theil des 
Finanzgeſetzes bilde, und fo lange fie diefe Anficht in 
ihre Befchlüffe aufnimmt, fo lange hat auch die erfte 
Kammer die dringendfte Aufforderung nicht nur an biefen 
Befchlüffen feinen Theil zu nehmen, fondern ihnen fogar 
auf das Nachpdrücdlichite zu widerfprechen, und jede Bes 
ratbung und Befchlußnahme über den weiteren Inhalt 
einer Motion zu verweigern, welche auf der einen Geite 
die Tendenz hat, ein Recht der Stände gegen die Groß- 
herzogliche Staatsregierung geltend zu machen, auf der 
andertt Seite aber auch zugleich mit darauf gerichtet iſt, 


* | — — Rechte der erſten Kammer zu 
maͤlern. | . Le 
— Geht mon, was indeſſen noch ſehr großen Zweifeln 
ausgefegt zu ſeyn fcheint, von ber Vorausſetzung aus, 
daß die Stände wirklich befugt erfheinen, von ber Große. 
herzoglichen Staatsregierung die Vorlegung eines Tpecis 
ellen. Strafgefeßes: für: Bergeben gegen die Auflagegefege 
zu verlangen, fo kann dafjelbe doch unmöglich. als ein _ 
integrirender Theil des Finanzgeſetzes betrad)- 
tet werden. 

Schon auf dem vorigen Landtage find die Gruͤnde 
für die Wahrheit diefer Behauptung in der erften Kam⸗ 
mer entwickelt worden, und Referent erlaubt ſich daher, 
diefelbe bier fo Furz als möglich zu wiederholen. 

1) Das Finanzgefeg hat, feinem Begriffe nach, bloß 
die Aufgabe, die Art und Weife zu beftimmen, 'wie die 
zur Dedung und Beftreitung der Staatsausgaben binnen 
einer gewifken Periode nöthigen Einnahmen aufgebracht 
werden follen, das in Beziehung auf das Finanzgefeg zu 
erlaffende Strafgefeg dagegen, bezieht fih einzig und 
akein auf die Ausführung jenes Geſetzes, und hat 
bloß den Zweck, die Mittel gefeglich zu beftimmen, wo— 
durch die Befolgung des Finanzgefebes gefichert, und na> 
mentlich Contraventionen gegen daffelde möglichft verhit- 
tet werden follen. Wollte man die gefeglichen Vorſchrif— 
ten über diefe Siherungsmittel als einen Theil 
des Finanzgefeßed betrachten, jo würde man auch die 
unzählig vielen fonftigen Anordnungen, welde den 
Zwed der Sicherung bed Finanzgefeßed mit den 
Strafbeftimmungen gemein haben, in den Kreis Diefes 
Gefeges ziehen — man würde ganz confequent verlangen 
müffen, daß auch diefe in das Finanzgefe aufgenommen, 
und der Mitwirfung der Stände unterworfen würden. 
Man würde aber auch \ 

2) wollte. man alle8 dasjenige, was mit dem Gefeße 
über die Staatseinnahme in einer näheren oder entferns 
teren Verbindung ſteht, als einen integrirenden Theil 
des ee Ag betrachten, mit demfelben Rechte die 
Gefete, welche zum Schuße der Großherzoglichen Forften, 
als eined bedeutenden Fonds der Staatseinnahme, zu 
erlaflen find, als einen Theil ded Finanzgeſetzes betrach- 
ten müffen, und man wuͤrde mit derfelben Gonfequenz 
bie gefeglichen Strafbeflimmungen gegen untreue öffent- 
liche Gaflenverwalter und nod) viele andere in das Ges 
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biet des Finanzgeſetzes ziehen muͤſſen. Diezur Sicherung: 
dieſes Gefeßes zu erlafienden Strafbeftimmungen fönnen, 
in fo fern fie. die Merkmale. wirklicher Gefege an ſich 
tragen, nur ale ein Theil, als ein Kapitel einer ums 
fafjenden allgemeinen Strafgefeßgebung betrachtet werden, 
und berechtigen baher die erfte Kammer verfaffungsmäßig 
zu einer, mit der zwegten Kammer: vollfommen gleichen 
Mitwirkung. ——— Sa | u re BE 
Der Ausschuß. kann daher : nur darauf  antragen, 
daß die hohe erfte Kammer eine Beichlußnahme ber: die 
Motion des Abg. Heren Mayer fo lange ablehnen möge, 
als nicht aus den, von der zweyten Kammer über diefe 
Motion gefaßten Beichlüffen der Theil, welcher die Tens 
denz hat, die verfaffungsmäfigen Nechte der erften. Kam⸗ 
mer zu ſchmaͤlern, gänzlic) entfernt feyn wird, Ä 


EUER ELFEL TUI 
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Vortrag des erften Ausfchuffes, betreffend die Pro; 
pofition der Großherzoglichen Staatsregierung, 
wegen Erbauung einer Wohnung für. den 
Grofherzogl. Landrath zu. Butzbach; erftattet 

— von dem. Herrn Prälaten Schmidt. 


Referent hält es für angemeffen, fowohl die Propo— 
fition der Großherzgl. Staatsregierung als den Bericht, 
der von dem Ausſchuſſe der zweyten Kammer in-rubris 
eirtem Betreffe erftattet worden, zu verlefen. — 

Der Ausſchuß dieſer hohen Kammer verkennt nicht 
die Vortheile die daraus reſultiren, daß ein Landrath 
eine eigene Amtswohnung hat, beſonders in Hinſicht auf 
die Bewahrung der Acten. Da jedoch das Beduͤrfniß 
einer ſolchen in manchen anderen Diſtrikten noch ſtaͤrker 
hervorgehen dürfte, wie in dem von Butzbach — da fer- 
ner binfichtlich der Landrichter daſſelbe Verhältniß ein— 
tritt, und bier die fichere Bewahrung der Acten wohl 
noch. ein ftärkeres Motiv darbietet — folglich eine folche 
Verwilligung, wie die proponirte, nicht ohne die Nick 
fihbt auf das, was. ſich confegquent hieran anfnüpfen 
koͤnnte, Statt finden kann, — überdies die zweyte Kams 


Beylage CXVIH, 99 


mer,. ohne daß fich bey der Beratdung nur eine einzige 
Stimme dagegen geäußert hätte, die Propofition abgelehnt 
bat — fo trägt: der Ausfhuß diefer hohen Kammer dar- 
auf an, jenem Befchluffe zuguftimmen. | | 


CXV II. 
Vortrag des dritten Ausfchuffes über den Antrag 


des Abg. Herrn Kertell, die Errihtung meh: 
rerer Freypläge in dem Seminar zu Mainz 


‚ betreffend; erflattet von dem Herrn Prälaten. 


Schmidt. 


Für das Seminar in Mainz waren ımter ber fai- 
ſerlich franzöfifchen Negierung 6400 Franks ausgefest. 
Die vorliegende Motion gehet dahin, daß auch jetzo wie— 
der diefelbe Summe zu diefer Beftimmung, und zwar zu 
Erridtung von Freypläßen, verwendet werde, indem 
dermalen nur 96 fl. hierzu in Ausficht genommen find. 

Da aber das fragliche Seminar ehedem für das 
ganze Departement des Donnersbergs beftimmt war, 


aber nur ein Drittheil dieſes Departements an das - 


Großherzogthum übergegangen ift, jo kann auch von je; 
ner Summe der diefjeitigen Staatsfaffe nur ein Drittheil, 
alfo 2077 Franke, oder 963 fl. 52 kr., zur Laft fallen. 
Das Ausführlichere findet fih in dem Ansfchußberichte 
der zweyten Kammer. Derfelbe Ausfhuß hat daher anz 
getragen für eine höhere Verwilligung, wenigſtens für 
die nächfte Finanzperiode, nicht zu ftimmen, aber die 
Motion der Staatdregierung mit der Bitte vorzulegen, 
fie, nah Befund, bey Verwendung der Dotation für 
den noch erledigten bifchöfflichen Stuhl, in fo fern folche 
nicht ganz zur Wiederherſtellung der Domkirche erfor: 
derlich ſeyn follte, gefälligft zu berucjichtigen. Bey der 
Berathung bat Feine Erinnerung Statt gefunden, und 
die zweyte Kammer ift diefem Befchluffe beygetreten. 

Es ift allgemein befannt daß die Klagen über Man- 
gel an brauchbaren Fatholifchen Geiftlichen fortwährend 
zunehmen, und daß diejenigen Subjecte, welche ſich dem 
geijtlichen Stande widmen, meift arm, und ber Unter- 

Berb.d, erſt. Kamm, Beyl. Heft IV. 1817, 7 
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fihgung bedürftig find. Der Gegenftand verdient daher 
in fo fern der Etaatöregierung empfohlen zu werben, 
und der Ausfchuß findet demnach nichts gegen den Be— 
fchluß der zweyten Kammer zu erinnern, 


— 


CXIX. 


Vortrag Namens des dritten Ausſchuſſes der erſten 
Kammer, uͤber den Antrag des Abgeordneten 
Herrn Braunwart, betreffend den Ankauf der 
zum Wegbaue erforderlichen Steine aus herr— 
ſchaftlichen Steinbruͤchen von Seiten der Ge— 


meinden; erſtattet von dem Herrn Praͤlaten 
Schmidt. | n 


Es iſt der Antrag geſtellt worden, die Staatsre— 
gierung zu erſuchen, daß denjenigen Gemeinden, welche 
die zum Wegbaue erforderlichen Steine aus herrſchaft— 
lichen Steinbruͤchen beziehen muſſen, die Steine um einen 
billigeren, und namentlich denjenigen Preis verabfolgt 
werden, um welchen fie die Herrichaft im Durchfchnitte 
aus Kommunal: Steinbrüchen bezieht. 

Der Ausfchuß der zweyten Kammer hat diefen An— 
trag dahin mobdiftcirt, daß die Steine lediglich um den 
Brecherlohn, und hoͤchſtens mit Beyfchlagung eines ges 
ringen Taxes verabfolgt werden möchten, Sn. dem Ber 
fchluffe der zwegten Kammer, find dagegen die Aus: 
drüce gewählt: um den Brecherlohn und gegen eine billige 
Entſchaͤdigung für das Gelände, 
| Als Motiv ift angeführt, daß unter andern in dem 
Steinbruche, genannt bey der Thomashütte im Diftricte 
Sporneichen unweit Eppertshaufen, die Klafter Steine 
um den hoben Preis von o fl. nebft Beyfchlagung des 
Brecherlohns verfauft werde. Der Ausſchuß der zwey⸗ 
ten Kammer bemerkt jedoch, daß eine defßfallfige Bes 
fhmwerde, wenn fie an die einfchlägige Staatsbehoͤrde 
gebracht worden wäre, befriedigende Erledigung gefun— 
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den haben würde. Bey der Berathung in der zweyten 
Kammer hat ein Mitglied geänffert: ihm ſeyen Fälle 
befannt, wo von Gemeinden an ben Staat in dieſer 
Hinfiht fo überfpannte Forderungen gemacht worden 
jeyen, daß die Verwaltung Befchwerde dagegen erhoben 
babe, und in fo fern koͤnne man es dem Staate nicht 
verdenken, wenn aud) er fein Eigenthbum um einen guten 
Preis anzubringen ſuche. 

Es fallt in die Augen, daß hierbey bag meifte auf 
die Localverhältniffe anfommt, indem an manchen Orten 
Ueberfluß, an andern Mangel an Steinen Statt findet. 
So wenig gefordert werden fann, daß der Fiscus auf 
den Ertrag der ihm angehörigen Steinbruͤche Verzicht 
feifte, fo. ſehr ift auch zu wünfchen, daß nicht aus Ruͤck— 
fiht auf die Vortheile des Fiscus, Diefe oder jene Ge 
meinde gebrüdt, oder wohl feldft dem Wegbaue ein Hin- 
derniß verurfadht werde. 

Es möchte daher am angemefjenften erfcheinen, Fein 
beftimmted Erſuchen an die Staatsregierung -zu ftellen, 
fondern ihr nur im Allgemeinen den Gegenftand zur 
Berucdfihtigung zu empfehlen. _ 


an..a.a.vssan 


CXX. 


Antrag Sr. Erlaucht des Herrn Grafen zu Solms; 
Laubach, die Gleichftelluug der Unterthanen 
in den ſtandes- und patrimonialgerichtsherr: 
lihen Bezirfen mit den Untertbanen in ven 
Domaniallanden , Linfichtli ver Frohndver— 
hältniffe betr. | 


Auf eine von dem Herrn Abgeordneten Goldmann 
im der anderen Sammer gemachte. Motion auf Gleich 
ftelung der frohndpflichtigen Unterthanen in den ſtan— 
des- und patrimonialgerichtöherrlichen Bezirfen mit ben 
Frohndpflichtigen in den Domanialbezirfen, it von beyden 
Kammern der Befchluß gefaßt worden, der Motion Folge 
zu gebet, und dem gemäß eine allerunterthänigfte Abreſſe 
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an Se. Königliche Hoheit den Großherzog erlaffen wor; 
den. Da nun die Frohndpflichtigen in den genannten 
Bezirken allgemein die fichere Erwartung begen, auf 
diefem Landtage ben Frohndpflichtigen der Domanial- 
bezirfe gleich geitellt zu werden, und ihre abermals, ge- 
täufchte Hoffnung einen fehr üblen Eindruck auf Diefel- 
ben machen würde, fo erlaube ih mir um ſo mehr, ale 
(wie in.der Discuffion ausgeführt worden) vieles für 
eine baldige Erleichterung genannter Frohndpflichtigen 
fpricht, Darauf anzutragen, es wolle diefe hohe Kammer, ge: 
meinfchaftlich mit der zweyten Kammer, nad) vorangegange- 
ner Communication mit derfelben, die Großherzogl. Staats 
regierung erjuchen, auf die in den Motiven zur Auf—⸗ 
hebung der Sagdfrohnden (Verhandl. des vorigen Land- 
tages der zweyten Kammer Heft VII. Beyl. pag. 102) 
angegebenen Weife, wenigftend die DBezirfe, mo bie 
nach dem Gefete vom 8. April 1819 verbleibenden guts- 
herrlichen Frohnden ausgefhieden und beftimmt. find, 
mit den Domanialdezirfen gleichzuftellen, damit den 
Diftricten und Orten, wo dad Ausfcheidungsgefchäft 
vollendet ift, nicht länger die von der Regierung und 
den Ständen zugedachte Wohlthat durch die, meiſtens 
aus Schuld der irre geleiteten Frohndpflichtigen,, vers 
zögerte Ausfcheidung in anderen Diftricten, vorenthal- 
ten werde. 

Da nicht davon die Rede ift, etwas Neues zu be- 
fchliegen, fondern nur wegen bed nahen Schluffes des 
Landtages etwas Befchloffenes zu erinnern, fo erlaube 
id mir ferner darauf anzutragen, daß, um Zeit zu er- 
fparen, wenn bie hohe Kammer auf meinen. Borfchlag 
einzugehen belieben follte, niht nur das an bie zweyte 
Kammer bepfalld zu erlaffende Communicat, fondern 
auch der Entwurf bed an die Staatöregierung zu er- 
laſſenden ehrfurchtsvollen Erinnerunggfchreibeng , berfel- 
ben mit der Aufforderung zugefertigt werde, daſſelbe, 
falls fie einerleg Meinung mit der erfien Kammer fey , 
erpebiren zu laſſen. 
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Bericht des erſten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
den Geſetzesentwurf die Steuern und Gemein— 
deabgaben von den Pfarr- und Schulbeſol— 
dungsguͤtern betreffend; erſtattet von dem Herrn 
Freyherrn Riedeſel. 


Es iſt der hohen Kammer bekannt, daß auf dieſem 
Landtage derſelbe Gegenſtand ſchon einmal zur Sprache 
gekommen iſt, indem die Staatsregierung den Staͤnden 
die Befreyung ber Pfarr⸗ und Schulbefoldungsgäter von 
Steuern und Gemeindeabgaben durch einen Geſetzesent⸗ 
wurf proponirte. 

Die zweyte Kammer lehnte indeſſen diefen Gefeßes- 
entwurf ab, und ſprach den Wunſch aus, daſſelbe möge 
nur in der Form auszuführen feyn, daß die Steuern 
von den Pfarr» und Schul: Befoldungs- Gütern aus 
der Staatsfaffe, die Gemeindeabgaben aber von den bes 
treffenden Gemeinden für die Zufunft getragen märben. 
+ (leg. der Befchluß der zwenten Kammer.) 

Die erfte Kammer nahm zwar in ihrer Abftimmung 
ben Gefegedentwurf, wie er von ber Staatsregierung 
vorgelegt war, an, erflärte fi aber in einem ferneren 
Beichluffe dahin mit der zweyten Kammer einverftanden, 
daß bie Befreyung auch im der, von der gweyten Kam⸗ 
mer gewählten Form Statt finden koͤnne. 

Die Staatsregierung ließ nad diefen. Befchküffen 
den Ständen einen Geſetzesentwurf vorlegen, welcher 
ganz genau nad den Befchläffen der Kammern im feinen 
zwey erften Artikeln gefaßt ift 

(leg. Artikel 1 und 2.) 

Der dritte Artifel | 
| (legatur) 
iſt aus dem früheren Gefegesentwurfe entnommen, und 

betrifft die Beytragspflicht der Geifilihen und Scul- 
lehrer zu den Perfonals und aufferorbdentlichen Steuern. 

Der Ausſchuß glaubt, da der Gefeßedentwürf ganz 
mit den früheren Befchlüflen der Kammern im Einflange 
fteht, auch bereits von der zweyten Kammer angenont- 
men ift, nur darauf antragen zu Tonnen, daß dieſe 
hohe Kammer ihre Zuftimmung gebe. 
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In der Berathung hat berfelbe von einigen Abge— 
ordneten nur in fo fern Widerjpruch gefunden, alg fie 
auch auf Ablehnung: dieſes Geſetzes antrugen, und ihre 
Meinung dahin aͤuſſerten, man möge e8 bey der jegigen 
Einrichtung belaſſen. — | Ä 


CXXII. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 


über Den Antrag des Abgeordneten Herrn von 


Bibra, auf Deportation der Hauptverbreder; 
‚erftattet von dem Herrn Geheimen Staats⸗ 
rath von Wrepden, 


— 





Der Abgeordnete Herr von Bibra hat bey ber zwey⸗ 
ten Kammer der Stände darauf angetragen, die Staats 


regierung zu erfuchen, im Einverftändniffe mit den Nach⸗ 


barftaaten, die Einleitung zu treffen, daß gegen Haupt 
verbrecher die Strafe der Deportation verhängt werde, 
Sch werde den in einem fehr menfchenfreundlichen 
Sinne abgefaßten Antrag zu verlefen die Ehre haben. 
Der Herr Berihtserftatter der zweyten Kammer hat 
die fchöne Seite diefes Antrags hervorgehoben , zugleid) 
aber auch die Hinderniffe berührt, welche demfelben von 
ver rechtlichen ſowohl als praftifchen Geite ent 
gegen ftehen, und darauf angetragen, die, möglicher 
MWeife in ihren Folgen heilfame Motion der Staatsre— 
gierung, mit dem Wunfche zu verfuchender Einleitung 
zur Nealifirung des Vorfchlags, vorzulegen. 
Die zweyte Kammer befchloß, dem Antrage in ber 
Weiſe, wie der Ausſchuß angetragen hat, Folge zu geben. 
Der Ausſchuß diefer. hohen Kammer hat, in Er 
wägung, daß eine Deportativn ohne vorherige Crimi— 
nalgefeggebung nicht Statt finden koͤnne, der vorliegende 
Antrag aber bey dereinftiger Entwerfung eines Criminal 
Goder als ein ſchaͤtzbares Material betrachtet und ge 
braucht werden Fünne, feinen Anftand genommen, ſich 
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in biefer Hinſicht mit dem Befchluffe der verehrlichen 
zweyten Kammer zu vereinigen. Ä 


vn uw 


CXXII 


Vortrag ded dritten Ausfchuffes der erften Kammer, 
über den Antrag des Abgeordneten Herrn Rös 
nig, die MWalvfhügen in den Communalmwals 
dungen betr. ; erflattet von dem Herrn Präs 
laten Schmidt. 


Der Antrag ift folgender 4 
Ä Cu lefek) 
Sm Ausfhußberichte zweyter Kammer ift angeführt, daß 
fon auf dem vorigen Lasidtage ein ähnlicher Antrag. 
vorgefommen fey, und daß die zweyte Kammer, in Bes 
zug auf Art. 19 der Ggmeindeordnung, eine einfeitige 
Adreffe an die Staatsregierung zu Guniten des Antrags 
gerichtet habe. Nicht angeführt ift jedoch, daß damals 
die erſte Kammer ihren Beytritt verweigert hatte, weil 
fie von der Ueberzeugung ausging, daß der angezogene 
Artikel nicht auf die Diener der Forſtpolizey bezogen 
werben fü *., 
RL (Verhandl. Heft IIl, Seite 174.) 
Die zweyte Kammer hat diesmal auf den Antrag ihres 
Ausſchuſſes befchloffen,, dem Antrage feine Folge zu ges 
ben, gagegen aber den Befchfuß gefaßt: 
‚bie Staatsregierung zu erfuchen, dba, wo es ohne 
Nachtheil gefchehen kann, zu geftatten, daß bey Com⸗ 
>“ munals und Privatwaldungen der Waldfehug niit dem 
Feldſchutze verbinden werde.’ 
Dies. hat feinen Grund .in folgender Aeußerung eines 
Mitgliedes der zweyten Selnzen: | 
Ä = Cau. Tefen. ) u 
Der bieffeitige Referent findef hiergegen nichts zu 
erinnern, Falls der Gegenftand bedeutend genug erfcheint, 
um fich zu einer drei zu eignen. | 
- Der Ausfhuß ift dem Wefentlichen nad) diefer Ans 
fiht .beygetreten. 


vn 
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Bericht des dritten Ausfchuffes der erften Kammer, 
dad Geſuch der Einwohner von Trais-Muͤn— 
zenberg, die Faͤllung der Bäume auf dem Ufer 
der Wetter betreffend ; erftattet von des Herrn 

Grafen zu Solmsd: Rödelheim Erlaudıt. 


. Der Gemeinde Trais-Münzenberg ift (wie vielen 
anderen Gemeinden, welche an den Ufern der Wetter 
und der Nidda wohnen) aus wafjerpolizeylichen Ruͤck— 
fichten, von dem Großherzoglichen Landrathe des Land» 
rathsbezirks Hunger aufgegeben worden, die auf den 
Ufern der Wetter. befindlichen Bäume umzuhauen und 
wegzuräumen, und zwar, wie e8 fcheint, ohne alle Aus— 
nahme. — Die Gemeinde erachtet die Ausführung diefer 
Maasregel, ſowohl für die Gefammtheit derfelben, wie 
für die einzelnen Einwohner höchft nadhtheilig und fchäd- 
lich, und bat ſich deshalb mit der Bitte an dad Geheime 
Staatsminijterium gewendet, ihr die Beybehaltung der 
fraglihen Bäume zu geftatten, ift aber von dieſer hoͤch— 
ſten Staatsbehoͤrde abſchlaͤglich bedeutet worden. 

Hierdurch haben ſich die Einwohner der rubricirten 
Gemeinde veranlaßt gefunden, ein wiederholtes Geſuch 
au die Stände ergeben zu laſſen, und um deren Ber 
wendung bey der hoͤchſten Staatsbehörde zu bitten. 

Diefes Geſuch Tautet wie folgt : 

= (legatur die EN 

Da aus dem fo eben verlefenen Gefuche hervorgeht, 
daß die Wegnahme der fraglichen Bäume allerdings Nach⸗ 
theile für die Gemeinde haben kann, fo hat der Herr 
Referent, zweyter Kammer die einfchlagenden Acten eins 
gefehen, um die Gründe, welche in bemfelben, befon- 
ders in dem Berichte des Herrn Landraths Scheuermann 
für die, Wegnahme der. Bäume angeführt find, näher 
fenuen zu lernen und zu prüfen, und bat diefe in fei- 
nem Berichte aufgeführt; Cich erlaube mir, um nicht 
— zu muͤſſen, dieſe der hohen Kammer zu ver⸗ 
efen.) 

Den erfien Grund, binfichtli des oͤconomiſchen 
Schadens, welchen die Bäume durch allzugroße Beſchat⸗ 


% \ 
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tung der Wiefen, Gärten ꝛc. vernrfachen follen , hetref- 
fend, fo erachtet der Ausfhuß zweyter Kammer diefen, 
unter den vorliegenden Umitänden, nicht ganz als ent- 
ſchieden und überwiegend, da ihm die Frage zweifelhaft 
erfcheint, ob ’in einer holzarmen Gegend der Holzertrag 
der fraglichen Bäume nicht von größerem Werthe, wie 
der verurfachte Schaden ſeyn koͤnne. 

Den andern Grund anlangend, daß diefe Bäume 
mehr zum Berderben, ald zur Befeftigung und Erhal- 
tung der Bachufer dienen, fo gehet die Anficht des Aus» 
fchuffes zweyter Kammer dahin, daß dieſes in der All 

emeinheit, wie es in dem landraͤthlichen Berichte ger 
heben, wohl nicht anzunehmen ſeyn möchte, ſondern 
nur in ſolchen Fällen, wo Bäume fo nahe an den Bir 
chen ftehen, daß deren Wurzeln im das Bett eindringen 
oder die Bäume felbft hinein verſinken koͤnnen, indem 
es eine durch Erfahrung bewährte Sache ift, daß gehoͤ— 
rig gepflanzte Bäunte fehr zur Befeftigung der Ufer bey— 
tragen. | 

Bey diefer, hier im Allgemeinen angegebenen Anz 
sicht ift der Ausschuß zweyter Kammer des Dafürhaltens, 
daß in dem vorliegenden Falle um fo weniger die Wegs 
nahme fämmtlicher Bäume erforderlich feyn dürfte, in: 
dem es fich von einer neuen allgemeinen Regulirung und 
Erweiterung des Bettes der Wetter nicht handele, alſo 
nicht alle, fondern nur die oben näher bezeichneten Bäume 
— polizeylicher Hinſicht hinderlich und nachtheilig ſeyn 

nnen. 

Der Antrag des Ausſchuſſes gehet daher dahin, die 
Staatsregierung zu erſuchen, durch Sachverſtaͤndige die 
in wafferpolizeylicher Ruͤckſicht hinderliche Bäume auf 
den Ufern der Wetter, in der Gemarfung Trais-Muͤn— 
zenberg, zur Fällung und Wegräumung bezeichnen zu 
laffen, die Abrigen aber den Eigenthümern zur beliebigen 
Benutung zu belaffen. 

Bey der Berathung der zweyten Kammer ift der 
Antrag des Ausfchuffes unterftüßt worden, und die Kam— 
mer hat einftimmig befchloffen, dem Gefuche in der Art, 
wie der Ausſchuß angetragen, Folge zu geben. 

Der Referent diejer hoben Kammer muß um fo mehr 
die Ansichten des Ausfchuffes der zweyten Kammer theiz 
fen, da ihm die in Frage ftehende Gegend befannt it, 
und er es beftätigen kann, daß diefelbe feinen Ueberfluß 
an Holz hat, vielmehr, wie die meiften Gegenden der 


— 
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Metteran, eber Mangel daran leidet, es alſo den Ein 
wohnern nur vortheilbaft feyn kann, wenn denfelben, 
durch die Erhaltung der fraglichen Bäume, ‚ein Mittel 
gegeben wird, das Holzbedürfniß auf erlaubte, Weife 
leichter zu befriedigen. Auch abgefehen hiervon fcheint 
dem Neferenten der in dem Iandräthlichen Berichte, au 
geführte Grund wegen ‚des Schadens, welcher durch) die 
Bäume. an den Wiefen, Gärten ꝛc. verurfacht wird, 
irrelevant, indem, ſtreuge genommen, deſſen Beurthei— 
fung doch nur den Eigenthuͤmern zu uberfaflen ſeyn 
duͤrfte, da durch polizeyliche Einſchreitungen in bier 
Hinficht ſehr Leicht eine zu ausgedehnte Belchränfung in 
der freyen Benußung des Eigenthums berbeygeführt wer: 
den könnte. Ueberhaupt glaubt Neferent , daß es. wins 
ſchenswerth und räthlich feyn möchte, bey Ausführung 
der Mansregeln, welche auf die Negulirung der Baͤche 
und Flüffe Bezug haben, ‚die Localverhaͤltniſſe und. bie 
hieraus oft bervorgehbenden befonderen Wuͤnſche der be 
treffenden Gemeinden und Grundeigenthümer, thunlichſt 
zu berüdfichtigen, damit all zu große Opfer, welche ehr 
haufig in Folge diefer Maasregeln gebracht werden müffen, 
und bereitS gebracht worden ſind, verhüthet werden. 

Bon diefen Anfichten ausgehend, glaubt Referent 
bey der hohen Kammer darauf antragen zu Dürfen, auch 
von ihrer Seite dem Befchluffe der verehrlichen zweyten 
Kammer ihre Zuftimmung zu ertheilen. 


aan wma 
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Weiterer Bericht des zweyten Ausſchuſſes erſter Kam— 
mer uͤber den Geſetzesentwurf: den Abkauf der 
Leibeigenſchaftsgefaͤlle betreffend; erſtattet von 
dem Herrn Freyherrn von Breidentein 





—ñ— — 


Ueber den, wegen des Abkaufs der Leibeigenſchafts⸗ 


gefälle vorgelegten Gefegesentwurfe beftanden zwiſchen 


eyden Kammern mehrere abweichende. Anfichten, welche 
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aber nun, wie aus der Mittheilung der zweyten Kams 
mer vom 25. April hervorgeht, fait ſaͤmmtlich ‚befeitigt 
find.“ Nur in einem Punkte, bey welchem es wohl am 
wenigften zu erwarten: war, iſt die zweyte Kammer den 
dieffeitigen Befchlüffen nicht beygetreten, nämlich zu $.1 
sub £.. der Abftimmung. Die erſte Kammer hatte nn 
Lich. befchloffen , die Staatsregierung zu erſuchen, daß 
bey Mugmittelung der Ab faufshummen nicht mehr ferner- 
bin, wie bisher, den Leibherrn das in Abzug gebracht 
werde, was fie den Leibeigenen, bisher gefchenft und er- 
Taffen haben. Die zweyte Kammer bat diefem Bejchluffe 
ihre Zuftimmung verfagt, aber die Verhandlungen nicht 
mitgetheilt, aus welchen fich ihre Gründe fünnten ent- 
nehmen laſſen. Es wird nicht erforderlib und auch 
wahrfcheintich ohne Nutzen ſeyn, die — dieſer 
Verhandlungen annoch zu erbitten. Denn, da der Ber 
ſchluß dieſer Kammer auf der einfachen. und klaren Vor—⸗ 
ausfeßung beruht, daß Niemand darum, weil er. eine 
Wohlthat geuͤbt, oder ein Gefchenf gegeben, verbunden 
ſeyn kann, jene oder diefes zu wiederholen, fo iſt nicht 
zu bezweifelt, daß die Staatsregierung, veranlaßt durch) 
eine einfeitige Adreffe, das Rechtswidrige im dem Ders 
fahren der unteren Behörden im Wege der Imftruction 
wohl befeitigen werde. | Ä 

Die anderen Mitglieder des Ausfchuffes find hier— 
auf einverftanden. 


CXXVI. 
Bericht des erften Ausfchuffes erſter Kammer über 
den Gefeßesentwurf: den Steuerfuß bey aufjer’ 
ordentlichen Steuerausfchlägen und Gemeinde 


umlagen betreffend; erftättet von dem Herrn 
Freyherrn von Breidenftein. 


Der Gefeßesentwurf, auf deſſen Beurtheilung es 
bier ankommt, ift folgender: | 
. (Clegatur ) 
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Die zweyte Kammer hat den $. 1 dieſes Entwurfs 
unbedingt, die $. $. 2 und 3 aber nur unter der Be: 
dingung angenommen, wenn in bdenfelben die Worte: 
„der Drtsbürger ‘/ hinweggelaffen werben. 


Der Hare Sinn diefes Befchluffes befteht darin, daß 
fammtliche Perfonalfteuerpflichtige zu den Gommunal- 
laften der zweyten und resp. dritten Claſſe beytragen, 
die Nichtortöbürger demnach eben fo gut, als die Orts— 
bürger zugezogen werben follen. | 

Die Gründe, welche für den Gefekesentiwurf aus 
den Acten ſprechen, find Fürzlich folgende : 

Der $. 1 hebt durch feine Beftimmung die Verord- 
nungen vom 17. Februar und 30. May 1814 ſtillſchwei⸗ 
gend auf. Nach diefen Verordnungen mußten noch neuer- 
dings die Schalte nad einem gewiſſen Steuercapitale 
des Ertraftenerfußes zu den Provinzialfriegsfoften, al. 
Ertrajtenern betrachtet, contribuiren. 

Da nun die Perfonalftenercapitalien für die Be 
ſteuerung der Gehalte vorhanden find, fo muß jener Er- 
traftenerfuß hinwegfallen; es ift alfo gegen diefen Sen 
nichts zu erinnern und aud in zweyter Kammer nichts 
- erinnert worden. 

Die in den Verhandlungen liegenden Grände für eine 
unveränderte Annahme der $.$. 2 und 3, und nament- 
lich für die Freylaffung der Nichtortsbürger von ben 
Conmmunalabgaben zweyter und dritter Claſſe, find wer 
jentlicy folgende: 

1) Es fey die Abficht der Staatsregierung nicht ge 
wejen, in diefer Beziehung an dem Beftehenden etwas 
zu ändern. | 

2) Die Nichtortsbürger hätten Feine Einwirkung 
auf die Befchlüffe des Gemeindevorftandes über die Ums 
lagen, feyen alſo nicht in der Lage, worin fich jeder 
Andere befinde und man gehe, nad) dem inneren Staats⸗ 
rechte, von dem Grundfage aus, daß nur der, welder 
zu der Steuerumlage nur irgend mitwirfen fönne, auch 
zu derfelben beytragen muͤſſe. Diefe Mitwirkung finde 
befonders bey denen, durch den Entwurf befreyten öffent- 
lichen Beamten nicht Statt, denn allen übrigen fey durch die 
Repräfentation, durch die Theilnahme an den Gemeinde: 
berathungen, oder wenigftend durch ein Neclamations- 
recht gegen die Communalausfchläge, jene Mitwirkung 
eigen. 
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3) Die Umlagen zweyter Claſſe fenen bloß polizey⸗ 
licher Natur und müßten, ohne Rüdfiht auf die Exi⸗ 
ftenz der Nichtortsbürger, dennoch Statt finden, fo wie 
denn auch Fein Fremder dazu beytrage, mit welchem der 
Nichtortsbürger zu vergleichen fep. 

4) Die. bisherige Befreyung dieſer Nichtortsbürger 
berube auf.dem Art. 10. der Verordnung vom 30. May 
= und ed laͤgen feine Gründe vor, dieſes Gefeg zu 

ndern. 

5) Manche Umlagen würden wohl in Natur ver: 
theilt und es. werde unfchiclich feyn, wenn Pfarrer und 
Schullehrer zu folchen Arbeiten concurriren follten. Auch 
werde es dergleichen Nichtortsbürger in ihrer amtlichen 
Thätigfeit fiören, wenn fie zu folchen Laſten durch ihr 
Gefinde concurriren müßten. # 

6) Es fey nicht die Abficht, auch jene Nichtortds 
bürger freyzulaffen, welche nur durch gewiffe Verhält- 
niffe abgehalten würden, Ortöbürger zu feyn, aber die. 
Ausnahme müffe fi) auf alle beziehen, welche vermoͤge 
ihred Amtes gezwungen feyen, an einem Orte zu woh— 
nen und die ben Gemeinden ohnehin vielen Vortheil 
brächten. 

7) Die Beftimmungen der Gemeindeordnung feyen 
nicht entgegen, denn fie litten Feine Anwendung auf 
fpäter entitandene Steuergeſetze. | 

8) Die Sommunalbeyträge follten ſich nach der Nuß- 
ung richten; nun habe aber ein öffentlicher Beamter an 
denen, vorher gemachten Schulden einer Gemeinde kei— 
nen Nutzen und feine Lage verfchlimmere fih, wenn er 
in eine arme Gemeinde verfegt werde. 

Gegen die Freylaffung der Nichtortsbürger, alſo 
gegen die betreffende Stellen in den $.$. 2 und 3, fpres 
chen folgende Gründe : 

(leg. der Bericht des Ausſchuſſes zweyter Kammer 

\ von pos. 1 bis 6 und bis zu Ende.) 

Die Gründe gegen den Vorfchlag der Staatsregie- 
rung find noch in der Berathbung durch folgende ver- 
mehrt worden: | 

1) Die Perfonalftener fey eine Art von ——— 
Gewerbſteuer und der Beytrag der Beſoldeten ſey kein 
Extraſteuerausſchlag mehr im fruͤheren Sinne. 

2) Beytragspflichtige zur zweyten Claſſe ſeyen zum 
Theile auch nicht repräfentirt, es fey alfo auch Feine 
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er ie für die Perſonalſteuerpflichtigen erfor- 
derlich. 

3) Es ſey nicht unſchicklich, Diener. zu den, in Nas 
tur vertheilten Gemeindelaſten concurriren zu laſſen, 
ſonſt werde man auch die Standes- und Gerichtsherrn 
und ſonſtige angeſehene Gutsbeſitzer ausnehmen muͤſſen. 

4) Der Beytrag zu den Communallaſten richte ſich 
nach der jetzt beſtehenden, nicht aber nach den vor der 
Gemeindeordnung beſtandenen Steuercapitalien, ſonſt 
koͤnnten auch die neuen Gewerbſteuercapitalien nicht mehr 
beygezogen werben, und wenn man biefe auch als eine 
Fortſetzung der alten betrachten wolle, fo feyen biefe 
Doch einer. fehr zahlreichen Claſſe Cdem Bauernitande) 
ganz abgenommen, der Nepartitionsfuß werde alfo noch 
weit ungleicher werden, wenn. man nach dem Gefeßes- 
entwurfe verfahren wolle. | | 

5) Wolle man nach dem eventuellen, von dem Herrn 
Regierungscommiſſaͤr nachgegebenen Antrage des Aus- 
fchufles verfahren, fo würden die Staatsdiener frey 
. bleiben, ihre Wittwen und Waiſen mit ihrem geringeren 

Einfommen zugezogen werden. | Ä 

Referent mag die vorgetragenen Gründe und Gegen- 
gründe auch noch fo forgfältig gegen einander abwägen, 
doch immer bleibt daS Uebergewicht- bey jenen, die für 
ben Befchluß der zweyten Kammer fprechen, und Diejes 
wird in fo lange der Fall ſeyn, als die Art. 84 und 87 
der proviforifchen Gemeindenrdnung noch factifch fort - 
befteben, fo lange naͤmlich es noch Regel bleibt, die 
Umlagen zweyter und dritter Claſſe nuf fammtliche Orts 
einwohner und resp, Korenfen wach ihrer gefammten 
Steuerpflichtigfeit zu repartiren. . Berfchwindet eine di— 
recte Steuer, fo verfchwinden aud mit ihrem Gapitafe 
- die Beytragspflicht zu den Umlagen, und wie fich bie 
directen Steuercapitalien ändern, fo ändert fih auch 
jene Beytragspflicht. Wenn diefed nicht zu bezweifeln 
ift, fo kann, ans gleichem Grunde, nicht bezweifelt 
werden, daß. neu entftehende directe Stenercapitalien 
nad) jener Regel zu den Umlagen concurriren müffen. 
Denn wenn 3. B. die, durch das Perfonalfteuergefeh 
— neue Gewerbſteuer verſchwundenen baͤuerlichen 
Gewerbſteuercapitalien wie auch jene der Tagloͤhner mun 
ferner nicht mehr zu. den Umlagen beytragen muͤſſen, fo 
folgt daraus mit firenger Gonfequien; ‚ daß die dafur, 
und überhaupt neu entitandenen Perfonaljtenercapitalien 
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dazu zu concurrirem verpflichtet find, ſonſt würde der 
Art. 84. der proviforifchen Gemeindeordnung mit fich 
ferbft im Widerfpruche ftehen. 

68 fommt alfo in $. 2 und 3 des vorliegenden 
Entwurfs darauf an, für die Nichtortsbärger ein Pri— 
vilegium rücfichtlih ihrer Perfonalftenercapitalien zu 
fegaiifiren und hiermit find auch die Schwierigfeiten be— 
zeichnet, welche mit diefem Gefegesvorfchlage verbunden 
in | 


d. 

Sch fage: ein Privilegium für die Nichtortsbuͤrger, 
denn wenn auch der Herr Regierungscommiffär in der 
Berathung der andern Kammer ſich dahin dußerte, daß 
eigentlich nr eine Ausnahme der öffentlichen Beamten 
bezweckt werde, fo darf ich doch hierauf Feine Rücficht 
nehmen, da der Entwurf, fo wie er vorliegt, zu beur- 
theilen und, im Falle feiner Annahme, zu promulgiren 
und zu vollziehen ift; man müßte denn die Abficht ha- 
ben, den Entwurf nach dem eventuellen Antrage des 
Ausfchuffes zweyter Kammer und nach der Aeußerung 
des Herrn Negierungscommiflärd abgeändert zu fehen. 
Die zweyte Kammer hat eine folhe Abänderung nicht 
. befchloffen und e8 feheinen auch feine genügende Grunde 
dazu vorhanden zır ſeyn; denn der oben-angeführte Haupt 
rund gegen die Exemtion fämmtlicher Nichtortsbärger 
richt gleich ftarf gegen die befondere Ausnahme der 
Öffentlichen Beamten ; ja man kann wohl fagen, daß 
eine fohhe Ausnahme, je fpecieller fie ift, je mehr fie 
alfo einen Stand, vor allen andern bervorhebt, deſto 
lebhafter, aber feineswegs angenehmer, in die Augen 
fallt. Es ift für die Ausnahme der öffentlichen Beam—⸗ 

ten angeführt worden, daß ihnen fein Einfluß auf die 
Feſtſetzung der Communalumlagen zuftehe; allein fie wer- 
den ja, fobald fie beytragen, den nämlichen Einfluß 
enießen, der allen übrigen Nichtortsbürgern vergoͤnnt 
iſt, nämlich die Einficht der Voranfchläge und Rechnun— 
gen nebft den Reclamationsrechten und wen diefer Eins 
fluß ferner, wie bisher, ohne Effect und Bedeutung blei— 
ben follte, fo würden fie wenigftens in der gleichen Mit: 
feidenheit aller andern Nichtortsbürger einigen Troſt 
finden für den Schmerz, einen beliebigen Theil ihrer 
en der Weisheit der Gemeinderäthe anheimgeftellt 
zu feben. Pa: 

Eben fo wenig wird man die Ausnahme der Hffent- 
lichen Beamten dadurch begründen koͤnnen, daß fie der. 


114 Beylage CXXVL 


Gemeinde, in welcher fie wohnen, VBortheil bringen, 
aber von den früher contrabirten Schulden derfelben 
feinen Nußen haben, und durch Verſetzung in arme Ge- 
meinden Nachtheil erfahren Fönnen. 

Es iftwohl wahr, daß die Öffentliche Beamten durch 
die Ausgabe der Gehalte den Gemeinden, in welchen fie 
wohnen, Bortheil bringen. Allein man muß bierbey 
nit den Gefichtspunft einzelner Gemeinden und Beam⸗ 
ten, fondern den ded ganzen Landes und fammtlicher 
Dienerfchaft in's Auge faffen und alsdann fieht man, 
daß die Gehalte überhaupt dahin zurücdfließen, woher 
fie gefommen find. Auch wird nicht zu mißfennen feyn, 
daß in diefer Hinficht andere Nichtortsbürger den Ges 
meinden weit größere Vortheile gewähren, ohne darum 
von den Umlagen befreyt zu jeyn. Sodann genießt der 
öffentliche Beamte die Anftalten der Gemeinde und diefe 
Nutzung kann er, weder nach der Natur der Sache, 
nod nad) dem, hiermit harmoniſchen Art. 78 der pro— 
viforifchen Gemeindeordnung in unentgeldlichen Anfpruc) 
nehmen wollen. Muß er aber zu Umlagen concurriren, 
von welchen er feinen Nutzen bat, fo liegt diefes in den 
Mängeln der Gemeindeordnung und er wird auch im 
diefer Hinficht wohl einftweilen das Geſchick vieler ans 
dern Nichtortsbürger theilen können. 

Mas den $.10 der Verordnung vom 30. May 1814 
anbelangt, fo ift freylich in demfelben die ertraordinäre 
Goncurrenz der Gehalte zu den Communalbedürfniffen 
aufgehoben worden, allein von einer folchen Goncurrenz 
der Gehalte ift auch dermalen feine Frage, fondern von 
einem regulären Beytrage nad) dem Perfonalfteuercapi- 
tale, welches auf die Gehalte und ihre Größe gar nicht 
fihtbar berechnet ift, denn wer mit großem Gehalte und 
feiner Familie ein geringes Quartier bewohnt, hat ein 
fleineres Steuerfapital, als jener, der fi) in umgefehr- 
ten Verhältniffen befindet. Ohnehin wirkt ja zu diefen 
Nerfonalfteuercapitalien jedes andere Einfommen mit, 
und wenn man diefe Gapitalien der öffentlichen Beam— 
ten, weil die Gehalte darin verborgen find, nad) $. 10 
der Verordnung vom 30. May 1814 freylaffen wollte, 
fo würden überhaupt feine Perfonalfteuercapitalen zu 
den Communalumlagen concurriren fönnen, bein in 
eben diefem F. 10 find auch die Gapitaliften und das 
Mobilarvermögen eben fo gut, als die Gehalte von den 
Sommunalbedürfniffen freygefprochen, und das Capital: 
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und Mobilarvermögen macht unjtreitig bey einem jeden 
einzelnen Perjonaliteuercapitale einen gewiflen größeren 
oder Fleineren Theil aus. 

Wenn nun nach dem Gefagten und nach denen be« 
reitd in zweyter Kammer vorgefommenen Gründen der 
eventuelle Antrag des Ausfchujles feinen Beyfall finden 
fann, die Befreyung der öffentlichen Beamten alfo nicht 
eintreten dürfte, jo verfchwindet hiermit das eigentliche 
Sintereffe, weldes bey dem Entwurfe der $.$. 2 und 3 
obgewaltet haben mag, und es wird nicht nöthig ſeyn, 
nun noch weiter auf die Gründe aufmerkffam zu machen, 
die der Eremtion der übrigen Nichtortsbürger, alſo eben: 
fall8 dem Buchſtaben jener beyden $.$. entgegenftehen. 
Vielmehr tragt Referent darauf an, dem: Bejchluffe der 
zweyten Kammer beyzutreten. he 

Da indeſſen die befagten beyden $.$. im uͤbrigen ge— 
rabe mit jenen Beltimmungen der Gemeindeordnung, 
welche. bisher am meiſten beanftandet worden find, im 
Einflange ſtehen und diefelben eigentlich betätigen , fo 
dürfte es raͤthlich ſeyn, die beyden $.$. nicht bloß in 
der, von. der zweyten Kammer befchloffenen Weife be— 
dinge anzunehmen, fondern auch die Zuftimmung dazu, 
in dem Sinne, wie 08 bey der Gemeindeordnung ge 
ſchehen, nur proviforifch zu ertheilen. 

Die übrigen Diitglieder des Ausfchuffes behalten die 
Aenperungen ihrer Infichten für die Beratbung bevor. 


mn. mv 


CXXVIL 


Weiterer Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erjten 
Kammer über den Antrag ded Herrn Freyherrn 
von Breidenftein, das Edict vom 12. April 
1820 oder die fogenannte Dienftpragmatif be: 
treffend; erftattet von dem Herrn Kanzler 
Arens. 


— —⸗ 


Die verehrliche zweyte Kammer der Landſtaͤnde hat, 
auf den Wunſch der erſten Kammer ſich nunmehr uͤber 


Verh. d. erſt. Ramm. Beyl. Heft IV. 1877. 8 \ 
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die einzelnen Antraͤge des Herrn Proponenten beſtimmt 
dahin ausgeſprochen: daß 

1) der Staatsdiener, welcher 40 Jahre dem Staate 
gedient, oder das 70te Lebensjahr zurückgelegt hat, die 
ihm in dem Art.9 der Dienftpragmatif zugeficherte Pens 
fion behalten folle, daß fodann 

2) die von dem Herrn Proponenten in Antrag ges 
brachte Herabfeßung der Pciſionsquoten dann eintreten 
folle, wenn, aufler dem Falle des Art. 9,, ein Diener auf 
Nahfuhen in Ruheſtand verfegt werde, daß dagegen 

3) in den Fällen, in welchen ein Diener wider 
feinen Willen in Ruheſtand verfegt werde, die in 
dem Berichte des Ausfchuffes zweyter Kammer gemad)- 
ten, und der hohen Kammer aus dem früheren Vortrage 
bereits befannten Unterfcheidungen eintreten, und daß 
namentlich in dem Falle, in welchem Jemand nicht aus 
Gründen der Verwaltung, fondern aus Gründen des 
Unvermögens quiescirt werde, die in dem Ausfchufbe- 
richte vorgefchlagenen ſchuͤtzenden Formen zur Anwendung 
gebracht werben follen. 

Der Ausfchuß hat ſchon früher die Gründe entwi— 
delt, welche dieſer Umnterfcheidung und namentlich den 
in Antrag gebrachten fogenannten ſchuͤtzenden Formen 
enticheidend entgegen ftehen, und er muß fich daher auf 
diefe Gründe um fo mehr wiederholt bezieben, als er 
weder in dem neueren Berichte des Ausfchuffes zweyter 
Kammer, noch in der, über diefen Gegenitand Statt 
gehabten neueren Discuffion irgend etwas aufzufinden 
vermag, wodurch fich diefelben als entkräftet darftellen. 

‚ Die erjte Kammer wird ſich daher über diefen Punkt 
. mit der zweyten, um fo gewiffer niemals vereinigen Köıts 
nen, als die befchloffene Unterfcheidungen und fſchuͤtzen⸗ 
den Formen auf der einen Seite offenbar zu einer Ins 
confequenz führen, oder fich doch als unpractifch darz 
ftellen, auf der anderen Seite aber wohl nie die Geneh- 
migung Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs erhal- 
ten werden. 

Sneonfequent und unpractifch find fie darum, weil 

‚1) der Fall, in. welchem ein Staatsdiener felbft um 
Duiescirung bittet, yon nun am, entweder gar nicht 
mehr, oder doc nur hoͤchſt felten vorkommen wird. Bon 
biefer Bitte wird der Staatsdiener namlich durch den 
Gedanken ‚an eine ihn erwartende, nicht unbedeutende 
Berminderung feines bisherigen Einkommens, fo lange 
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als nur immer möglich, abgehalten werden — er wird, 
feiner dem Staatödienfte nachtheiligen geiftigen oder phy— 
fifchen Gebrechen ungeachtet, es forgfältig vermeiden, 
um feine Quiescirung zu bitten, weil der Neig zur dies 
ſem intereffanten Zuftande hochbezahlter Ruhe ſich um 
viele Procente —— hat, und es wird der Staats— 
regierung daher am Ende nichts anderes uͤbrig bleiben, 
als den Mann aus eigenem Antriebe von einem 
Amte zu entfernen, was er vielleicht ſchon zu lange zum 
Nachtheile ſeiner Amtsuntergebenen und der Geſammtheit 
verwaltet bat. DR 
9) Indem der Befhluß der zweyten Kammer auch 
die Fälle, in welchen der Staatsdiener aus Gruͤnden 
der Berwaltung quieseirt wird, von dem Bedürfniffe 
der fogenannten fihügenden Formen entbindet, wird er 
das Merkmal der Sneonfequenz fchwerlich von ſich ent- 
fernt halten Finnen. Sit nämlich das Mißtrauen gegen 
den Negenten und deſſen erjte Raͤthe (was den in An— 
trag gebrachten ſchuͤtzenden Formen doc einzig und allein 
zum Grunde liegt) wirflich verdient und begründet, laßt 
fich in einem conjtitutionellen Staate, wie der unfrige, 
wirklich mit Necht befürchten : der Regent werde ferne 
Staatsdiener nach Laune und Willkuͤhr quiesciren, dann 
wird ſich demſelben gerade in den Faͤllen, in welchen die 
Ausuͤbung des Quiescirungsrechtes nicht ar dieſe ſchuͤ 
tzende Formen gebunden ſeyn fol, ein weites Feld zu 
Umgehung der, den eigenen freyen Entſchluß befchrän- 
fenden Formen eröffnen. Es wird, um die dem Regen— 
ten und deffen Miniftern unangenehme Staatsdiener von 
ihrem Poſten zu entfernen, weiter nichts als der Vor— 
nahme neuer Organifationen und Veränderungen in: der 
Verwaltung bedürfen, e8 wird weiter nichts nothwendig 
ſeyn, als die Chefürchteten) Aeufferungen der Laune und 
der Willkühr durch das erfonnene Bedürfniß einer Ver— 
\ Anderung in der Verwaltung zu verſchleyern, um das 
zu erreichen, was durch die ſchuͤtzenden Formen verhin— 
dert werden fol. Es Teuchtet daher wohl von felbit ein, 
daß durch die von der zweyten Kammer in Antrag ges 
brachte Unterfcheidung zwifchen der Penfionirung, Die 
in neuen Einrichtungen und Etatsbeftimmungen, und 
derjenigen, welche in dem Unvermögen des Staatsdie— 
ters ihren Grund hat, der beabfichtigte Zweck nicht er— 
reicht, daß vielmehr durch fie gerade umgefehrt eine hohe 
Gefahr begründet werden würde, das Gegentheil von 
8 * 
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dem herbeyzuführen, was nach der Abficht ber hohen er⸗ 
ften Kammer durch die Derabjegung der Penfionsquoten 
bewirkt werden fol. 

Es würde nämlich, fobald man, mit der zweyten 
Kammer, das in den Negenten und feine Minifter ge 
fegte Mißtrauen für begründet halten wollte, mit vollem 
Rechte zu befürchten feyn: die Staatsregierung werbe 
in neuen Einrichtungen und Drganifationen das Foft- 
fpielige Mittel zur Befriedigung der Laune und Wilk 
führ zu ergreifen wiflen, und bierdurd die Staatskaſſe 
in einem viel höheren Grade belaften, als fie durch die 
befchloffene SHerabfegung der Penfionsquote erleichtert 
werben würde, 

Läge in allem dieſem aber auch nicht fihon allein ein 
genügender Grund zur Ablehnung der von der hohen 
zweyten Kammer gefaßten Befchlüffe, jo würde diefe Ab- 
lehnung doch hinreichend durch die Ruͤckſicht gerechtfertigt 
erſcheinen, daß des Großherzogs Koͤnigliche Hoheit in 
die, Allerhoͤchſtdenſelben durch die zweyte Kammer an— 
geſonnene Beſchraͤnkung ihrer verfaſſungsmaͤßigen Rechte 
wohl nie einwilligen werden. Der Preis, fuͤr welchen 
bie zweyte Kammer die bloß das Intereſſe der ſteuer— 
pflichtigen Staatsangehdrigen bezwecdende Herabſetzung 
der Penfionsquoten dem Negenten anträgt, it nach der. 
Anficht des Ausfchufles viel zu hoch gegriffen, als daß 
ſich auch nur mit einiger MWahrfcheinlichfeit erwarten 
ließe, die Staatsregierung werde ſich auf dieſen Kauf 
einlaffen. Der Bericht des Ausfchuffes zweyter Kammer 
ift zwar der Meynung, daß die Einführung der mehr- 
edachten fchügenden Formen gar feine Rechtsentaͤus— 
— fuͤr den Regenten enthalte, daß ferner ein, von 
dem Intereſſe der Geſammtheit des Staates verſchiedenes 
Intereſſe des Regenten gar nicht denkbar ſey, und daß 
daher auch von einem Erkaufen der geringeren Penſions⸗ 
uoten durch Aufopferung eines ſehr wichtigen verfas- 
ee Negentenrechtes gar nicht die Rede ſeyn 

nne, 

‚ Wenn inbeflen, wie wohl Niemand beftreiten ‚wird, 
die Nechtsentäufferung fich, ihrem mefentlichen Merkmale 
nad), durch den Berluft eines, einem Gubjecte bisher 
zuftändig gewefenen Rechtes Ceiner Befugniß) characte— 
rifirt, fo vermag der Ausfchuß in ber That nicht einzu- 
jehen, warum nicht auch der Verluft des dem Regen: 
ten bisher zuftindig gewefenen Rechtes: nah eigener 
/ 
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freger Entfhließung einen. Staatödiener zu penſio—⸗ 
niren, unter den Begriff der Rechtsentäufferung fallen 
fol, fobald man nicht etwa jedes Recht des Regenten 
anz allgemein für ein rein precäres, und binfichtlich 
Feiner Dauer durd die Wohlfahrt des Staates bedingtes 
erflären will. Der Herr Berichtserftatter des Ausfchuffes 
zweyter Kammer fcheint indeſſen felbft fein Anhänger einer 
folhen Lehre zu feyn, indem er die allerhöchfte Zuſtim⸗ 
mung zu der Aufhebung dieſes Rechts Feineswegs für 
Abertlüffig erklärt, und bloß der Meinung tft, daß fein > 
Grund aufzufinden fey, welcher ben Regenten von Er- 
theilung derfelben abhalten werde. Allein auch hierin 
kann der Ausfhuß die Meinung des Herrn Berichtserjtatters 
nicht theilen, theild darum weil er nicht einfiebt, wie 
in dem vorliegenden Falle die Wohlfahrt des Staates 
von dem Negenten eine Schmälerung feiner verfaffungs- 
mäfligen ‚Rechte fordern koͤnne, theild und noch mehr 
aber deßwegen, weil er e8 überhaupt für hoͤchſt mißlich 
und nachtheilig erachtet, daß aus den, ein gefchlofjenes 
Ganze bildenden verfaffungsmäßigen Rechten des Regen⸗ 
ten auch nur ein einziges getrennt und losgeriſſen werde, 
und weil er uͤberzeugt ift, daB das Princip, welches den 
Anfichten des Herrn Berichtserftatters zum Grunde liegt, 
and) eben fo gut zur Begründung des Antrages: daß der 
Regent, aus Nüdfichten des oͤffentlichen Wohle, den 
—35 und wichtigſten Theil ſeiner verfaſſungsmaͤßigen 

echte an die Stände übertragen möge, benutzt und an— 
gewendet werden fönnte. 

Der Ausfhuß kann daher nur darauf antragen, 
daß die hohe erfte Kammer den Antrag des Herrn Pro— 
ponenten in dem Falle, wenn die verehrliche zweyte 
Kammer auf den von ihr in Antrag gebrachten Unters 
fheidungen und ſchuͤtzenden Formen noch ferner beharren 
follte, auf fi) beruhen Laffen möge. Sie wird ed dann 
zwar bedauern müffen, daß in einer Zeit, in welcher 
man, nicht mit Unrecht, eber fo fehr über die enorme 
Groͤße des Penſionsetats, als über den Drud der hohen 
Staatsabgaben Befchwerde führt, ihre wohlmeinenden 
Abfichten nicht haben realifirt werden koͤnnen, fie wird 
fih aber auch zugleich mit der Ueberzeugung tröften 
koͤnnen, daß die Gründe hiervon nicht in ihr felbit, 
fondern in Hinderniffen gelegen haben, welde fie zu 
überwinden nicht vermochte. 


RR 
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Schreiben des Großherzoglichen Geheimen Staats: 
miniſteriums, die Form der einſeitigen Mit— 
theilungen einer Kammer an die Großherzogliche 
Staatsregierung betreffend. 


In den Aeußerungen, welche die erſte Kammer der 
Staͤnde des Großherzogthums in den gefaͤlligen Erlaß 
vom 9. Maͤrz 1821 niedergelegt hat, und auf welche 
ſich der neuere gefaͤllige Erlaß vom 21. März d. J. be 
zieht, haben wir den getreuen Abdruck der hochadhtbaren 
Gefinnungen erfannt, welche die erite Kammer der 
Stände jtets für Aufrechthaltung der Nechte des Throns 
und des wahren Sinnes der Beſtimmungen der Verfas— 
fungsurfunde befebt haben, und welche ganz dem hohen 
Standpuncte entfprechen, auf welchen diefe Behörde in 
dem Staatsorganismus geftellt ift. * 

Wenn dieſen Aeußerungen in dem Jahre 1821 
nicht die gebührende Erwiederung zu Theil wurde, fo 
gefchah diefes bloß darum, weil fie erft gegen das Ende 
des Landtages an ung gelangten, wo die Gefchäfte unges 
mein drängten, und daher manches, wider unferen Wil- 
fen, nicht alsbald die gewünjchte Erledigung erhalten 
fonnte. Bey dem folgenden Landtage ift aber diefe Er- 
wiederung überfehen worden, weil die Sache nicht wie 
der zur Sprache gebracht worden ift. 

Unterdeffen wird die erſte Kammer der Stände des 
Großherzogthums aus der Erfahrung bereits entnommen 
baben, daß die Verfchiedenheit, welde in Form und 
Courtoiſie zwifchen den an die Staatsregierung mitge- 
theilten einfeitigen Petitionen der erften und zweyten 
Kammer bisher Statt gefunden hat, der Staatsregie- 
rung nicht zu einer —— Behandlung ders 
felben Veranlaffung geworden ift, was allerdings mit 
dem Sinne und Geijte der Berfaffung durchaus nicht 
zu vereinigen ſeyn wuͤrde. 

Alle einfeitigen Petitionen werden von der Staats 
regierung nur al eine Mittheilung von renseignements 
betrachtet, welchen diejenige Behandlung zu Theil wird, 
welche die Natur des Gegenjtandes, a welchen fie fich 
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beziehen, erfordert. Auf feine derfelben wird, was alg 
das Wefentliche erfcheint, eine Entſchließung Sr. König: 
lichen Hpheit in dem Landtagsabichiede gegeben, und eg 
“erfolgt darauf überhaupt Feine Entfchließung an bie 
mittheilende Kammer, welcher vielmehr überlaflen bleibt, 
aus demjenigen, was in Anſehung bes Gegenftandes 
ber Mittheilung gefchieht, Die Folge zu entnehmen , 
welche der gemachten Mittheilung gegeben worden if. 

Hierdurch. erfcheint wohl alles dasjenige vollkommen 
gewahrt, was die Verfaflung erfordern dürfte, und da, 
unter diefer Borausfeßung, die Form der Mittheilung 
wohl die Bedeutung nicht haben dürfte, welche ihr in 
dem geehrten Erlafle vom 9. März als eine mögliche 
zugefchrieben wurde, fo glauben wir, es ganz dem Er: 
meffen der erfien Kammer anheimſtellen zu koͤnnen, ob 
Sie einfeitige Mittheilungen ferner in der bisher belieb- 
ten oder in der von der zweyten Kammer vorgezogenen 
Form zu machen für gut halten wird. 

Darmftadt den 14. May 1827. | | 
Großherzoglih Heflifches Geheimes Staatsminifterfum. 

v. Grolman. 
vt. Hoppe. 


vn 


CXXIX. 


“ Beriht, Namens des dritten Ausfchufjes, über ven 
Antrag des Abgeordneten Herrn Helmrich, die 
Regulirung der Gemeindenugungen, befonders 
des Loosholzes betreffend; erftattet von dem 
Herrn Prälaten Schmidt. 


Referent theilt zuerft den Antrag felbft, den Aus- 
fchußbericht der zweyten Kammer, und einige Stellen 
aus den Verhandlungen mit. u 

Des Referenten Anfiht von der Sache ift einfad) 
folgende: - 
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Jeder, welcher gemaͤß der Gemeindeordnung das 
Ortsbuͤrgerrecht erlangt hat, hat eben hierdurch Anſpruͤ⸗ 
he auf die hiervon abhängigen Vortheile. Hierzu koͤn⸗ 
nen aber nicht gerechnet werden diejenigen Nubungen, 
die vor Emanation der Gemeindeordnung zwar den Ges 
meindegliedern zu Theil wurden, bey denen aber die 
Bermehrung der Zahl der Participanten eine- Schmäle - 
rung der Antheile zur Folge haben müßte. Es würde 
außerdem die Gemeindeordnung der Vorwurf treffen, 
dag fie durch Erleicyterung der NReceptionen die Ausficht 
auf Beeinträchtigung wohl erworbener Rechte der frü- 
heren Gemeindeglieder zugelaffen habe. Die Gemeindes 
ordnung hat aber auch in diefer Beziehung den Begriff 
einer engeren Gemeinde aufgeftelit, und in den 
Artikeln 93 und 94 Beltimmungen gegeben, durch welche 
die Sicherung der erwähnten Rechte bezweckt wird. Durch 
richtige Anwendung. dieſer Beftimmungen dürfte, nad 
Referentens Anfiht, den Mißbräuchen, welche die frags 
lihe Motion veranlaßt haben, begegnet werben. 

Da der Genuß des Loosholzes aus Communalwal- 
dungen übrigens hier befonders ind Auge gefaßt wors 
den, fo erlaubt ficy Referent hierüber noch einige Ber 
merfungen. 

Im Allgemeinen müffen auch hier die angeführten 
Beftimmungen der Gemeindeordnung Anwendung finden. 
Diefe Anwendung kann aber Mopdiftcationen durch die 
Ertragefähigfeit des Waldes erfahren, indem die Quan⸗ 
tität des zu fchlagenden Holzes die ihr hierdurch vorge— 
ſteckte Grenze nicht überfchreiten darf. Die durch Ab- 
gang der bisherigen Mitglieder offen werdenden Loos— 
theile, werden nicht nach Vorfchrift des Art. 93 behan⸗ 
beit werden koͤnnen, wenn die. Erhaltung des Waldes 
eine Verminderung ber Zahl der Loostheile gebietet. So— 
dann koͤnnen auch bey manchen Waldungen eigene Stas 
tuten Statt finden, indem 3.8. die Theilnahme an dem 
Bezuge des Loosholzes vielleicht noch befonders titulo 
oneroso erworben werden muß. 

Wenn auch die Gefammtheit der an einem folchen 
Walde Berechtigten ehedem mit der Ortdgemeinde coin- 
cidirte, fo ftellt fich diefelbe, bey näherer Beleuchtung, 
doch vielmehr ald eine Marfgenoffenfhaft dar, auf 
deren Berhältniffe dann die Gemeindeordnung nicht eins 
wirfen kann. Hierauf wird bey der Frage über Die 
Vertheilung des Loosholzes ebenfalld zu achten feyn. 
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Keferent glaubt demnach, baß dem Befchluffe der 
zweyten Kammer beyzutreten fey. 

Die uͤbrigen Mitglieder des Ausſchuſſes werden ſich 
bey der Berathung uͤber dieſen Gegenſtand aͤußern. 


wu vw 





CXXX. 


Fernerer Bericht, Namens des dritten Ausſchuſſes, 
uͤber die Motion der Herren Abgeordneten aus der 
Provinz Rheinheſſen in Bezug auf den daſigen 
Kirchen- und Schulfonds; erſtattet von Dem 
Herrn Praͤlaten Schmidt. | 


Die hohe erfte Kammer konnte bein, in Betreff Dies 
ſes Gegenftandes von der zweyten Kammer gefaßten Bes 
fchluffe darum nicht beytreten, weil fie die Sache noch 
zu wenig vorbereitet fand. Der Herr Berichtiteller der 
zweyten Kammer hat fich hierauf bemüht, das Defides 
rirte, fo weit es die ihm zugänglichen Huͤlfsmittel ges 
ftatteten, nachzubolen, worauf denn auch die zweyte 
Kammer bey ihrem Befchluffe ftehen geblieben ift. 

Obgleich der dieffeitige Referent noch nicht völlig 
ibn in die Sache fieht, ‘ muß er doch folgendes ans 
ren: 


a) Dadurch, daß von den 185 Gemeinden, aus 
denen Rheinheſſen beftehet, fchon wenigftens 142, Theils 
zu Neubauten und Theils zu Reparaturen unterſtuͤtzt ges 
worden find, fiheint das Beduͤrfniß, dem ber fragliche 
Berbefferungsfonde das Dafeyn verdankt, ſchon eine bes 
trächtliche Abhülfe erfahren zır haben. Referent erlaubt 
ſich's, eine hierauf bezügliche Stelle aus dem jenfeitigen 
Ausfchußberichte zu verlefen. 

b) Da ber fragliche Fonds bereit im Jahre 1825 
einen Rapitalftod von 240,632 fl. 52 fr. befeffern bat, 
fo laͤßt fi) glauben, daß derfelbe auch in dem Falle 
einer Verminderung feiner Revenuͤen dennoch feiner Bes 
flimmung in der Zufunft werde entfprechen Eönnen. 


/ 
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>) Es feheint, daß allerdings manche Gemeinden 
überlajtet feyen. 

Da nun die zweyte Kammer einen befonderen Werth 
anf diefen Gegenftand legt, da zugleich der fragliche 
Fonds unter dem Schuße des Art. 44 der Verfaffungs- 
urfunde fteht, fo glaubt der dieffeitige Referent, bey der 
bezeichneten Lage der Sache, um dem Befchluffe der 
zmweyten Kammer möglichit nahe zu bleiben, feinen Ans 
trag dahin ftellen zu müffen : 

„den Gegenftand der Staatsregierung zur Prüfung 

mit dem Erfuchen zu empfehlen, daß fie, Falls fich 

eine Prägravation einzelner Gemeinden ergibt, die 
geeignete Remedur eintreten laſſe. 
Der Ausschuß ift dieſer Anficht beygetreten. 


— 


CXXXI. 


Dieſe Beylage iſt gleichlautend mit ber außer⸗ 
ordentlichen Beylage XLVIII. in den Verhandlun⸗ 
gen der zweyten Kammer der Landſtaͤnde. 


namens 
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Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
der Staͤnde, die Form der einſeitigen Adreſſen 
betreffend; erſtattet von dem Herrn Geheimen 
Staatsrath von Wreden. 


Auf allen vorhergehenden Landtagen trug die zweyte 
Kammer der Stände ihre einſeitigen Wuͤnſche Sr. Koͤ—⸗ 
niglichen Hobeit dem Großherzoge in einer unmittelbar 
an Allerhöchftdiefelben gerichteten Adreffe vor, während 
die erſte Kammer fich darauf befchränfte, die ihrigen 
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an das Großherzogliche Staatsminiſterium gelangen zu 
laſſen, in der Ueberzeugung, daß nur dieſer der durch 
die Verfaſſung vorgeſchriebene Weg ſey, auf welchem 
allein ein ſeitige Beſchluͤſſe einer oder der andern Kam⸗ 
mer zur amtlichen Kenntniß der Staatsregierung gebracht 
werden fünnen. 

| Diefe Ungleichheit des Verfahrens erzeugte bey Dies 
fer hohen Kammer den gewiß billigen Wunſch, daß von 
Seiten beyder Kammern ein gleichförmiger Gefchäftss 
gang eingehalten werbeu möge, und veranlaßte ein Bes 
nehmen derfelben mit der zweyten Kammer. Allein es 
blieb diefes ohne allen Erfolg, weßwegen bie erfte Kam⸗ 
mer es für Pflicht hielt, das Geheime Staatsminifterium 
auf die, ihrer Anficht nach, verfaffungswidrige Form, 
in welche die zweyte Kammer ihre einfeitigen Petitionen 
einfleidete, aufmerkffam zu machen, und als auch diefe 
Anzeige, die jedoch erft gegen Ende des erften Lands 
tages an die hoͤchſte Staatsbehörde gelangte, unbeant- 
wortet blieb, fand fie fi) aufgefordert, dieſen Gegen 
ftand auf dem noch fortwährenden Landtage aufs neue 
zur Sprade zu bringen, und die Anfrage damit zu 
verbinden, ob die Großherzogliche Staatsregierung auf 
dergleichen einfeitige Petitionen in dem Landtagsabſchiede 
oder in irgend einer anderen Form Nefolutionen ertheis 
len werde. 

Die Antwort, welche hierauf erfolgte, werde ich 
zu verlejen die Ehre haben. 

Es fpricht fich hierin die hoͤchſte Staatsbehoͤrde da⸗ 
hin aus, daß, wie cd auch die Erfahrung Iehre, die 
Berfchiedenheit, welche in Form und Eourtoifie zwifchen 
den an die Staatsregierung mitgetheilten einfeitigen Pes 
titionen der erften und zweyten Kammer bisher Statt 
gefunden hat, der Staatsregierung feine Veranlaffung 
zu einer verfchiedenartigen Behandlung derfelben gemor- 
ben jey, daß alle einfeitige Petitionen nur als renseig- 
nements betrachtet würden, welchen diejenige Behand 
lung zu Theil werde, welche die Natur des Gegenftans 
des, auf den fie fich beziehen, erfordert; daß auf Feine 
berfjelben eine Entfchließung, weder in dem Landtags- 
abjchiede, noch auf fonftige Weife ertheilt werde, und 
es dDiefer hoben Kammer anbeim geftellt bleibe, ob fie 
einfeitige Mittheilungen ferner in der bisher belichten 
oder. in ber von ber zweyten Kammer -vorgezogenent 
Weife zu machen für gut finde. Hierdurch ift nun alles 
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gewahrt, was die Verfaſſung erforbert, und jede etwa 
mögliche Beforgnig entfernt, und ed fcheint ziemlich 
gleichgültig, ob diefe hohe Kammer ben bisher betretes 
nen Weg ee oder einen andern wählen wolle; 
wünfchenswerth ift ed jedoch immer, daß in Gegenftäns 
den gemeinfchaftlicher Berathung auch Feine Verfchieden- 
beit der Form und Einfleidung herrſche. 

Es ftellt daher der Ausfchuß biefer hohen Rammer 
deren weifen Beftimmung anheim, ob es nicht derfelben 
gefälig feyn wolle, den von der zweyten Kammer bes 
liebte! Modus, von dem diefelbe abzugeben, nicht ges 
neigt ſeyn dürfte, auch zu dem Sprigen zu machen, ins 
dem ein, auch an nnd für fich folgenlofer Unterfchied 
der Form in einzelnen Fällen von Wichtigfeit werben, 
und über die Stellung beyder Kammern gegen das aller; 
hoͤchſte Staatsoberhaupt irrige, mit dem Geifte der Ver- 
faffung nicht zu vereinigende Ideen, wenigftens in fpd- 
teren Zeiten, erzeugen dürfte. 
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Vortrag des zweyten Ausſchuſſes erſter Kammer 
uͤber den, die Beytreibung der Ausſtaͤnde der 
Domanialverwaltung in der Provinz Rhein; 
heſſen betreffenden ©efeßesentwurf, erftattet 
von dem Herrn Kanzler Arens. 


% 


Leber den vorliegenden, bier vorzulefenden Gefehes- 
entwurf ift, in Gemäßheit des Artifeld 15 der Gefchäfte- 
ordnung, in einer gemeinfchaftlihen Sitzung der ver- 
einigten Ausfchüffe beyder Kammer berathen worden‘, 
das Reſultat diefer Berathbung beehrt ſich Referent der 
hohen Kammer in Folgendem darzulegen. | 

In Beziehung auf ven Inhalt des Geſetzesentwurfs 
überhaupt, hat man einftimmig die großen Wohlthaten 
anerfannt, welche aus demfelben, fowohl für den Fiss 
cus als Gläubiger, als für. die dem Fiscus verhafteten 
Schuldner hervorgehen werden. 
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Zu dieſem Anerfenntniße haben noch insbeſondere 
die merfwürdigen, durch Driginalacten belegten Fälle 
beygetragen, welche von den, der Sitzung beygewohnt 
habenden Großherzogl. Negierungscommiffarien den Mit: 
gliedern -der Ausjchüffe vorgelegt worden. find, indem 
aus denjelben Elar hervorgeht, daß die, durch die ge 
richtliche Beytreibung einiger Gulden entftandenen Koften 
in Rheinheſſen den Betrag der Forderung auf eine wahr: 
haft unglaubliche Weiſe überfteigen, und namentlich den 
Werth der. gepfändeten Sachen fehr häufig nicht nur 
ganz verfhlingen, fondern aud die Staatskaſſe noch) 
zu einem baaren Zufchuffe nöthigen. Gegen die Annahme 
des Gefeßes im Allgemeinen ift Daher um ſo weni: 
ger etwas ‚erinnert mworben, als. die Großherzoglichen 
Regierungscommiffarien bemerft haben, daß fowohl Die 
Rubrik des Geſetzesentwurfs, ald auch die. Eingangs: 
worte des: Art: 1 den Gegenftand, welcher durd das 
Geſetz geregelt werden folle, nicht vollfiändig und er- 
fchöpfend- bezeichneten, indem es die Abficht fey, Daß auch 
folhe Forderungen des Fiscus, welche, wie: zum Bey: 
jpiel Strafs und Eollateralgelder, nicht Ausftände ber 
Domanialverwaltung feyen, unter die Beftimmung des 
Geſetzes gezogen werden follten, und e8 daher vielleicht 
angemeflener erfcheine, die gebrauchten Worte: „Aus— 
ſtaͤnde oder Einnahmen der Domanialverwal 
tung’/,sgegen die, die Sache erfchöpfender bezeichneten 
Worte die von den Großherzogl. Rentämtern 
zw erhbebenden Ausftände‘, oder ähnliche zu. ver: 
taufchen. . | en 

Der Ausschuß a wohl vorausfegen, Daß die hohe 
Kammer bey .diefer Abänderung um fo weniger irgend 
etwas zu erinnern finden wird, als fie eine offenbare 
Berbeflerung des Entwurfs bezwedt, und als zugleich 
aus den Bemerkungen der Großherzogl. Regierungscom- 
miffarien hervorgeht, daß ber Geſetzesentwurf mit auf 
Forderungen gerichtet ift, welche entweder ſchon umter 
die Beſtimmungen der, auch in Rheinheflen geltenden 
Steuererecntionsorbnung fallen, oder doch eine größere 
Begänftigung, wie bloße Domanialgefälle, für fih in 
Anſpruch nehmen. 

‚ „Der Herr Referent des Ausſchuſſes zweyter Kammer hat 
indeſſen zu den einzelnen Artikeln mehrere Abaͤnderun⸗ 
gen und Zufäge in Vorfchlag gebracht, welche zum Theile 
die einſtimmige Billigung der Großherzogl. Regierungs- 
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commiffarien und der fantmtlichen Mitglieder. der ver- 
einigten Ausjchäffe erhalten haben, - zum Theile ‘aber 
auch einftimmig nicht genehmigt worden find. | 
Zu den letztern gehört | 
1) der Antrag, den Gefeßesentwurf nur auf fo 
lange Zeit anzunehmen, bis die großen Koften Des 
Erecutionsverfahrens in Nheinhefien durch ein zw ers 
warten ftehendes Gefet bedeutend vermindert feyn würden. 
„Gegen diefen Antrag wurde naͤmlich bemerft, daß 
e8 an und für fi) unpaſſend fey, dieſes Geſetz mit je- 
nem Gefege in Verbindung zu ſetzen, ind daß das Fort: 
beftehen dieſes Geſetzes, der etwa eintretenden Vermin— 
derung der Erecutiongfoften ungeachtet, aus vielen ans 
deren, in der Berwaltung gelegenen Gründen ſich immer 
noch als fehr wohlthätig und wuͤnſchenswerth darftelfe. 
2)'Der weitere Antrag, auf die in das Gefes auf 
zunehmende - Beflimmung , daß der von dem Nentbeamten 
anszufertigende Mahnzektel jederzeit zuvor. dem einfchlä- 
gigen Richter vorzulegen, und von diefem für erecuto- 
rifch erffärt werden folle, wurde auf den Grund bafırt, 
daß nach dem Art. 102 der Verfaffungsurfunde der Fis— 
cus in allen privatrechtlichen Verhältniffen vor den Ge— 
richten ſtehen, ud daß nach Dem Art. 32 das Materielle 
ver Suftizertheilung und das gerichtliche Verfahren vor 
dem Einfluße der Regierung unabhängig ſey, daß man 
demnach die Erecution, zur Realifirung einer fiscaliſchen 
Forderung‘, um fo weniger dem richterlichen Wirfungs- 
freife entziehen koͤnne, ald man fonft ; zu Gunſten des 
hier nur al8 Privatus ‚auftretenden Fiscus, ein, mit 
dem Geifte der Verfaſſungsurkunde unverträgliches Pri— 
pilegium einführen, und einen richterlichen Act ben 
Berwaltungsbehörden überweifen werde" 
Dieſe Gründe fanden indeffen in den Bemerkungen 
ihre Widerlegung, daß a Ze u Fe 
a.) aus den Art: 32 und 102 der Verfaſſungsur⸗ 
Funde für die Anficht des Herrn Referentenwohldariin Fein 
Argument ‚abgeleitet werden könne, weil beyde nur auf 
ein gerichtliche Verfahren nnd die Entfiheidung 
fireitiger Redtsverhältniffe bezogen werben koͤnnten, 
wovon bier gar nicht die Rede ſey. Sobald nämlich 
der als Schuloner bezeichnete, der Forderung wider: 
fpreche, und durch Einlegung der Oppofition den Ge 
genftand der Forderung ftreitig mache, trete, nach der 
Beſtimmung des Geſetzes, für Die Steuerbehoͤrde  fofort 
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bie Verpflichtung yet ſich aller weiteren Vorfchritte. in 
der Sache zu enthalten, und die Sache bey dem compes 
tenten Gerichte: anhängig zu machen, wodurch felbft die 
Möglichkeit einer Nechtsfränfung für den Privaten 
entfernt gehalten werde. | 
b.) Das was biefer Gefegesentwurf für Rhein— 
heffen bezwecke, beftehe, wenigftend der Hauptfache nach, 
fhon lange in den beyden dieffeitigen Provinzen, in— 
bem ſchon die höchfte Verordnung vom 27. December: 1813 
die Beytreibung der fiscalifchen Ausftände den. Hoheits⸗ 
und Nentbeamten übertrage. Diefe.- Verordnung habe 
fich aber im diefen beyden Provinzen als Sehr wohlthaͤ⸗ 
tig bewährt, und zu feiner Beſchwerde Beranlaffung 
gegeben, es werde daher auch für Rheinheſſen nur Gutes 
daraus hervorgehen Fünnen. Br 
: c) Der Gefeßesentwurf werde, fobald er zur Aus— 
führung. fomme, allerdings in fo weit ein im Rhein— 
heſſen bisher nicht beftandenes Privileginm fir bie fis— 
califchen Forderungen zur Folge haben, als darin and 
von bloßen Domanialeinkünften die Rebe ſey. Die Eine 
führung dieſes Privilegiums Fönne aber um fo —— 
einem Anſtande unterliegen, als es durch das Beduͤrf— 
niß einer raſchen und prompten Beytreibung ber Staats⸗ 
einnahmen zur Genuͤge ——— erſcheine, und da 
auch ſchon jetzt hinſichtlich der Domanialrevenuͤen we⸗ 
nigſtens das, Feiner ſonſtigen Privatforderung zukom— 
mende Privilegium beſtehe, daß jede von dem Rentbe⸗ 
amten dem Gerichte uͤbergeben werdende Forderung von 
diefem fofort für executoriſch erflärt werden muͤſſe. 
d.) Die angetragene Abfendung- des Mahnzettels 
an die Gerichtsbehoͤrde, um von dieſer zuvor für erecu- 
torifch erklärt zu werden, werde nicht nur eine fehr un- 
nüße und zeitraubende Weitläufigkeit, fondern auch. die 
auffallendfte Snconfequenz zur Folge haben. Der von 
dem Gerichte ertheilte Erecutionsbefehl werde namlich 
entiveder zu einer leeren Formalität herabfinfen, oder 
ben wohlthätigen Zwed des Gefetes ganz und gar ver: 
nichten, fobald die Abficht des Antragftellers, wie es 
heine, etwa darauf gerichtet fey, die Erecution, unter 
der Aufficht des Gerichts, durch die theueren Huiſſiers, 
bewirken zu Iaffen. Das Gefeß beabfichtige nämlich 
hauptfächlich eine Verminderung ber bisher Statt ge 
habten übermäßigen Koften, und verordne eben darum 
die Beptreibung ber Forderungen durch die Nentamtds 
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boten, die ohnehin der Gewalt bed Gerichts nicht unter- 
geordnet feyen, und darum auch Feine Werkzeuge zur 
Bolftrefung einer, von dem Gerichte befohlenen Erecu: 
tion werben fünnten. 

3.) Der weitere Antrag, die Beytreibung der Fors 
derungen wenigftens in dem Falle den Gerichten zu be— 
laffen, wenn das Gericht nach Art. 4 des Gefekesent- 
wurfs wirflih in der Sache rectsfräftig entfchieden 
babe, und es ſich daher bloß von der Volljitrefung dies 
jes Urtheils handle. Die Vollitrefungen der Urtheile 
fiehe befanntlich den Gerichten zu, und ftelle fih als 
ein Ausfluß der richterlichen Gewalt dar, zu deren Be 
ſchraͤnkung daher auch in concreto gar fein Grund vors 
liege. | 

: Diefer Antrag wurde indeffen durch die Bemerfuns 
gen vollitindig widerlegt,- daß die Vollftrefung der Urs 
theile — bloß ein Ausfluß des imperii (der Ne 

ierungsgewalt) ſey, welche nicht nothwendig in ber 
Richtergemalt begründet, fondern bloß zufällig mit 
berfelben verbunden fey, und daher auch ohne Anftand 
wieder von berjelben getrennt werden koͤnne. Diefe Tren⸗ 
nung werde aber für den vorliegenden Fall um fo wes 
niger Anftand haben, als Folgerichtigfeit dringend hier- 
zu einlade, inden ja das ausgefprochene richterliche 
Urtheil bloß die Hinderniſſe entferne und wegräume, 
welche fich als Folge der Oppofition den weiteren. Vor; 
N des Rentbeamten hemmend in den Weg geftellt 
hätten, und als mithin nad ausgefprochenem rechts 
fräftigem Erfenntniffe ganz derfelbe Zuftand wieder ber: 
gefiellt werde, wie er vor der eingelegten Oppoſition 
beitanden babe. 

Die ſaͤmmtlichen Mitglieder der vereinigten Aus— 
fchüffe waren daher der einftimmigen Meinung, daß 
diefen Anträgen des Herrn Berichterftatters Feine Folge 
zu geben fey. 

Zu den erfteren, nämlich folchen, welche die ein- 
ſtimmige Billigung der Großherzoglidhen Regierungs— 
re und der Ausfchüffe erhalten haben, dagegen 

ebört: m — 

1) der Antrag auf die Beſtimmung, daß die Ge 
bühren für den Mahnzettel nicht, wie ber $. 22 ber 
Steyererecutionsordnung vorfchreibe, von dem GSteuer- 
boten ſelbſt einzuziehen, fondern daß diefelben vielmehr 
von, ben Rentbeamten zu erheben feyen. F 
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9) daß’ außer den in dem $. 33 der Steuerexecu— 
tionsordnung verzeichneten, und von der Pfändungs- 
möglichfeit eriminirten Gegenftände ferner auch noch die: 
jenigen Sachen für pfaͤndungsfrey zu erflären feyen, 
welche die in der Provinz Rheinheſſen beitehenden Gefege 
als folche bezeichneten, und daß daher aud namentlich, 
in Gemäßbeit- diefer Gefege, die Früchte auf dem Halme 
nicht früber als 6 Wochen vor der Aerndte einen Pfaͤn—⸗ 
dungsgegenftand bilden koͤnnten. | 

5) ausdruͤcklich auszufprehen, daß es binfichtlich 
aller derjenigen Sachen, welche in der Steuerereeutiong- 
ordnung als Erecutionsobject nicht namentlich benannt 
ſeyen, bey den gefeglichen Bejtimmungen und Formen, 
welche bis jegt in Rheinheffen beftänden, zu belaffen fey: 

mM bie Schlufworte des $. 46 der Steuererecutiong- 
ordnung in der Art abzuändern, daß dem Schuldner in 
dem Falle, wenn er in dem Befige der gepfaͤn— 
deten Sachen bleibt, nicht, bloß auf Verlangen 
eine Abfchrift des Pfändungsprotofolls zu ertheilen jey, 
fondern daß ihm diefelbe vielmehr auch ohne fein Be 
gehren zu feiner Legitimation ausgefertigt und zugeftellt 
werden folle, und endlich 

5) in einem befonderen Zufaßartifel die Beftimmung 
beyzufügen: daß in allen Fällen, in welden, in Bezie- 
bung auf den Act der Pfändung oder deſſen Gegenftand, 
Rechte dritter Perfonen zur Sprade fommen, und in 
welchen namentlich über den rechtlichen Vorzug mebrerer 
Pfandrechte unter ſich Streit entfteht, oder in welchen 
eine Forderung, welche dem fiscalifchen Schuldner gegen 
dritte Perſonen zufteht, zum Mittel der Beytreibung ge- 
macht werden fol, alle Vorfchritte den Rentbeamten 
ausdrücdlich zu unterfagen, und der rechtlichen Verhand— 
lung; vor Gericht der freye Lauf zu laſſen ſey. 

Gegen alle diefe Anträge findet der Ausſchuß dieſer 
hoben Kammer nichts erhebliches zu erinnern. Soviel 
nämlich den erſten betrifft, jo empfichlt fich diefer da— 
durch zur Annahme, daß es unpaffend ift, und mögli- 
her Weife felbjt zu Unregelmäßigfeiten führen kann, 
daß der Nentamtsbote ſelbſt feine Gebühren eincaflirt. 

Der zweyte empfiehlt fich offenbar durch die Ruͤck— 
ſicht der Billigfeit, die ihm zum Grunde liegt, fo wie 
dadurch, daß durch feine Annahme den möglichen Nach— 
theilen vorgebeugt werden wird, welche aus einer grös 
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feren Begünftigung des Fiseus in dieſer Hinficht, dent, 
barer Weife hervorgehen koͤnne. 

Der dritte Antrag kann eigentlich nur die Ent- 
fernung eines, wenn auch nicht wahrfcheinlichen, Doc) 
denkbaren Zweifeld bezweden, und feine Annahme wird 
daher um fo unbedenflicher gefchehen koͤnnen, als er ei- 
gentlich nur darauf gerichtet ift, das ausdruͤcklich aug- 
zuſprechen, was ſchon von felbft in der Steuerexecutions⸗ 
ordnung liegt. 

Der vierte Antrag bezwedt bloß die Abwendung 
der Gollifionen zwifchen den Pfändungen der Steuerboten 
und der Huiffiers, und der nachtheiligen Folgen, welche 
daraus, vorzüglich in Beziehung auf die Koften, ber: 
vorgehen koͤnnen. Es fol nämlich dem Schuldner in 
der Abfchrift des Pfandungsprotofols ein Document zum 
Schutze gegen weitere mögliche Pfandungen der Huiffiers 
eingehäandigt werden, wogegen wohl nichts zu erinnern 
feyn dürfte, | 

. Der fünfte Antrag endlich entfpricht bloß einer 
Anforderung der Gerechtigkeit, und es wird daher aud) 
feine Annahme-um fo weniger beanftandet werden koͤn— 
nen, als es ſich gewiffermaßen von felbft verfieht, daß 
alles das, worüber die Steuererecutionsorbnung feine, 
von den allgemeinen Nechtsnormen abweichende Beftim- 
mungen enthält, nach dem in Rheinheſſen geltenden ger 
meinen Rechte behundelt und beurtheilt werden müffe. 
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Vortrag des dritten Audfchuffes über die Motion 
ded Abg. Herrn König, in Betreff des, von 
den Einwohnern zu Rimhorn bey Güterver- 
außerungen zu entrichtenden zehnten Pfennigs ; 
erftattet von dem Herrn Prälaten Schmidt. 


Ueber diefen Gegenjtand kam bereits auf dem vori⸗ 
gen Landtage eine Petition vor, der aber beyde Kam⸗ 
mern feine Folge gaben. 
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„Die, bermalen vorliegende Motion it folgende: 
(zu verlejen.) 
In dem Ausfchußberichte der zweyten Kammer ift 
die Sache bereits erfchöpfend behandelt, 
(zu verlefen.) 
Die zweyte Kammer hat gleichwohl den Befchluß 
f: 


die Staatöregierung zu erfuchen, unterfischen oder 

ergründen zu laflen, ob die fragliche Abgabe ein . 

Surrogat für früher fchuldige Frohnden fey, und 

bejahenden Falls dann dasjenige darauf anzumens 

den, was rücfichtlich der Erleichterung in der Frohnds 
pflicht beftimmt werben wird. 

Der dieffeitige Ausfchuß trägt aus den, im jenfeiti- 
gen Ausfchußberichte entwicelten Gründen darauf an, 
dem Befchlufle der zweyten Kammer nicht beyzutreten, 
fondern die Motion auf fich beruhen zu laffen. 
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Vortrag des dritten Ausſchuſſes uͤber die Beſchwerde⸗ 
ſchrift von Seiten Conrad Mohrs und 45 
Conſorten in Oſtheim, Landrathsbezirks Butz—⸗ 
bach, betreffend: die Ausgleichung ver Kriegs: 
lieferungen in den Jahren 1813 und 1814; er; 
ſtattet von dem Herrn Praͤlaten Schmidt. 


Sechs und vierzig Einwohner des Orts Oſtheim im 
Landrathsbezirke Butzbach, die ſich bey einer Ausgleichung 
wegen Kriegskoſten praͤgravirt erachten, haben ſich, nach⸗ 
dem fie auf ihre Reclamationen zuerſt von der Provinzial- 
regierung und dann von dem Geheimen Staatsminiftes 
rium —— bedeutet worden, nunmehr an die Staͤnde 
des Großherzogthums gewendet und gebeten, ihr Geſuch 
der hohen Staatsregierung zur gerechten und billigen 
Beruͤckſichtigung zu empfehlen. Referent hat ſich die, 
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den Gegenitand betreffenden Minifterialacten mittheilen 
laffen, und erftattet nunmehr feinen Bericht. 

E8 handelt fi hier von einer Fourage- und Ges 
traidelieferung an die alliirten Armeen, die in den Jah— 
ren 1813 und 1814 Statt gehabt hat. Die Befchwerde 
der Petenten ift eine zweyfache. Nämlich erftens beflas 
gen fie fih, daß die zur Ausgleichung erforderliche Um— 
lage, melche erft im Jahre 1823 zu Stande gefommen, 
nac) dem Steuerfuße des eben, genannten Jahres, und 
nicht nad) dem der, Jahre 1813-und 1814 gemacht wor: 
den. Zweytens halten fie e8 für unrecht, daß die Ent- 
fhäbdigungen nach den Preifen der Jahre 1813 und 1814 
geleiftet werden follen, und glauben, daß Diejenigen, 
welche damals zu viel geliefert, zufrieden feyn müßten, 
wenn ihnen die Naturalien in gleicher Qualität und 
Duantität zurücdgegeben, oder nach laufenden Preifen 
vergütet werden. Ä | 
| Die erftere Befchwerde zu unterftigen, wird folgens 

des angeführt: 

Erſtens, die Lieferungen in den Sahren 1813 und 
1814 feyen nicht mehr als eine Laſt der Gemeinde, fons 
dern nur als eine Verbindlichfeit der damaligen Steuer: 
pflichtigen zu betrachten, indem ſolche vor der Lieferung 
auf die einzelnen Gemeindeglieder ausgefchlagen worden. 
Die Gemeinde fey darum nicht jchuldig, den Einzelnen 
die getragenen Kriegsfoften wieder zu erfeßen, weil durch 
ben Ausihlag und die Keiftung der Lieferung auf den 
—— die Verbindlichkeit der Gemeinde aufgehoͤrt 

abe. 

Zweytens, die Steuercapitalien haͤtten ſich ſeitdem 
geaͤndert, namentlich ſey zu beruͤckſichtigen, daß nicht 
bloß Guͤter, ſondern auch Gewerbe verſteuert wuͤrden, 
und manche Gewerbſteuerpflichtige ſeitdem abgegangen, 
andere —— hinzugekommen ſeyen. 

Die Großherzogliche Regierung zu Gieſen hat ſich 
in einem Berichte vom 3. April d. J. uͤber dieſen Ge— 
genſtand auf folgende Weiſe geaͤußert: | 

„In den Jahren 1813 und 1814. wurde der Bedarf 
an Fourage für die alliirten Truppen in der Gemeinde 
Dfiheim auf folgende Weife herbeygefchafft und geliefert, 
daß diejenigen Einwohner, welche Vorräthe davon be 
faffen, fo viel fie nur entbehren konnten, abgaben, und 
der fehlende Reſt von Lieferanten aufgefauft wurde. Ein 
Verzeichniß ift freylich darüber aufgeftellt worden, wie 
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viel jeder Einwohner ‚geliefert hatte, aber eine Erhebung 
nad) dem Steuerſtocke kann ſolches unmoͤglich genannt 
werden, da ein guter Theil der Einwohner zur Natus 
rallieferung ‚unvermögend war, und die Einwohner, 
welche Vorräthe hatten , im Drange der Umitinde alles 
Entbehrliche hergeben mußten. Es iſt allgemein befanut, 
daß, wenn eine Gemeindeſchuld, die hier allerdings und 
zwar als Gemeindekriegsſchuld vorliegt, durch Umlage 
auf den Steuerſtock aufgebracht, werden ſoll, der zur 
Zeit. der Umlage gegenwärtige. Steuerfuß zur Reparti— 
tionsnorm angenommen werden muß, indem eine folche 
Schuld nicht auf den Perfonen, fondern auf den ſteuer— 
baren Objecten laſtet. E8 Laßt. ſich nicht anders machen, 
fonft würden ficher alle Schulden der Art gar nichtmehr 
berichtigt werden fönnen, ‚indem alsdann leicht von, den 
ur Zeit der, entitandenen Schuld ſteuerpflichtigen Pers 
al: Niemand mehr am Leben, und die jtenerbaren Ob—⸗ 
jecte in der dritten, vierten Hand feyn koͤnnten, folg- 
Lich Niemand als zahlungspflichtig vorhanden ſeyn würde.’ 
‚Die Behauptung der. Petenten, daß zur. Zeit, der 
Lieferung ſchon ein Ausschlag nach dem Steuerfuße Statt 
gehabt, wird ‚auch durch dasjenige, was fie felbft aus 
führen, wanfend gemacht. Es beißt in ihrer, au die 
Regierung in Gieſen gerichteten Vorſtellung: 

ichtig iſt es nun zwar, daß in dem Drange der 

Umftände ein folcher Ausschlag richt ganz richtig gemacht 
werden. fonnte, es läßt ſich auch nicht bezweifeln, daß 
die ärmere Klaffe damals nicht. im Stande war, ihre 
Beyträge gehörig zu entrichten," und darum bie: reichere 
Klaffe der Drtsbürger prägravirt worden iſt.“ 

In der an das Geheime Staatsminifterium  gerich- 
teten Borftellung it gefagt: „Richtig iſt es, daß die 
Fruchtbefiger durch die Lieferungen prägravirt worden 
find, weil die Forenfen und diejenigen, welde nicht 
hatten, gar nichts zu den Lieferungen beygetragen haben.’ 

Dagegen ift nichts beygebracht, wodurcd jene Bes 
hauptung unterftüßt werden fönnte. 

Die zweyte Befchwerde zu motiviren, haben fid) Die 
Petenten tn ihrer, bey dem Geheimen Staatsminiftertim 
eingereichten Vorftellung auf folgende Weife geäußert: 

„Waͤre kein Krieg gewefen, und Feine Einquartis 
rung gefommen, fo wäre vielleicht fchon im Sabre 1814 
der Werth der Fruͤchte fo gering gewefen, wie er jeßt 
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it, — es. hätten alfo die Sruchtbefiger ihre ——— 
vielleicht gar nicht, oder nur um einen hoͤchſt n a 
Preis los werden koͤnnen. Die hohen Fruchtpreife mr 
ren Folgen des Kriegs, mithin durfte auch) Ak „or 
Preis der Kriegstoftenausglei ichung nicht zu Grund ge 
legt werden, denn wenn jeßt. — ruhen der an⸗ 
geſetzte hohe" Preis bezahlt wird ihnen das 
jenige, was fie allenfals zur Aus li bei —5 
mußten, doppelt verguͤtet, — ſie hätten demnach dur 
ben Krieg feinen Schaden erlitten, vielmehr fr gemon 
nen. Die reichen Gutsbefiger würden ſich alſo auf 80 
ften der aͤrmeren Kaffe bereichern.’ 

In Bezug hierauf ift aber in dem bereite ‚engel 
ten Berichte der Negierung bemerkt: ,,E8 | 
Recht und Billigkeit der Behauptung der Ann. 
entgegen. Der größere Gutsbefiger, welcher damale 
Fourage entbehren, und ſolche um den damaligen hohen 
Preis verfilbern konnte, ift Doch wohl nicht ſchuldig, bie 
für andere Einwohner hingegebenen Naturalien in dem 
jeßigen weit geringeren Dreite vergiitet anzunehmen, zu⸗ 
mal derfelbe außerdem ſchon 13 bis 14 Jahre die Sinfen 
von dem Kapitalwerthe hat entbehren *** el 

Sp wenig es fi) verfennen läßt, daß die Lage der 
Petenten drüdend ift, befonders wenn, wie fie anführen, 
der Ausſchlag auf einen Gulden Drtsftenerfapital in 
23 Kreuzern beftehbt, fo möchten doch, nad, dem Ange 
führten, keine hinreichende Gründe ‚vorliegen, durd 
welche die hohe Kammer beftimmt werden koͤnnte/ det 
Petition Folge zu geben. 

Einige Mitglieder des Ausſchuſſes behalten m von 
fi) bey der Discuffion zu JOnDerN t 
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Vortrag, Namens ded dritten Ausſchuſſes uͤber die 
Motion des Abgeordneten Herrn Zimmer in 
Betreff der Sicherung und Erweiterung des 
Einfluſſes des Schullehrerſeminars in. Fried: 
berg auf. Verbeſſerung des Schulweſens; er: 
Rattet: som: dem a Schmidt. 


Sur 


E83 fann nicht — als rei fenfe" Aber die, 
fei dem 2ten November 1817 in Friedberg beſtehende 
Schullehrerſeminar ein fo vortheilhaftes Zeugniß zu vers 
nehmen, wie es der Herr Proponent ausgefprochen hat, 
und dem diefjeitigen Referenten wird es vergönnt feyn, 
am diefer Freude Antheil zu nehmen, da er nicht bloß 
Mitglied der Commiffion gewefen ift, durch welche jene 
Anſtalt ins Leben eingefuͤhrt worden, ſondern auch noch 
jetzt dem Collegium angehoͤrt, welchem die Aufſicht uͤber 
daſſelbe aufgetragen iſt. 

Der Herr Proponent geht von folgendem Geſichts⸗ 
punkte aus: 


„Das Seminar ſtehe noch allzu iſolirt und ohne 
nähere organifche Verbindung mit den Schulen und ben 
fie beauffichtigenden Behörden da. Obgleich bereits eine 
hinreichende Anzahl tüchtiger Lehrer aus demſelben her- 
vorgegangen fey, fo würden doch fortdauernd- in. den 
beyden älteren Provinzen, namentlich bey Präfentationd- 
ftellen, noch fehr viele Candidaten angefiellt, die außer 
dem Seminar nur eine ſehr mangelhafte Bildung: erhbal- 
ten hätten. Es fehle an einer allgemeinen Beftimmung 
deſſen, was von einem tüchtigen Schulmanne überhaupt 
gefordert werde, und worüber fich die Prüfung verbreis 
ten müffe. Der — des Directors hoͤre mit ber 
Entlaffung der Zöglinge aus dem Scminar auf, fo daß 
berfelbe über ihre Fortbildung, ‚ihr Fünftiges amtliches 
Wirfen, und die Refultate feiner Anfirengungen ganz 
in Ungewißheit bleibe.“ 

Hierdurch iſt der Herr Proponent zu nachfolgenden 
Antraͤgen veranlaßt worden: 

1) daß bey neuen Beſetzungen von Sqhniſtellen, bey 


\ 
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leicher Befähigung, : vornehmlich auf mohlbeftandene 
Söglinge des Seminars Nücficht genommen werde. 
Der Herr Berichtiteller der zweyten Kammer hat 
fi) hierüber auf folgende Weije geäußert: ! 
| „Es ift Diefes eine fo. gerechte Forderung, daß fie 
nicht. wird beanftandet. werben koͤnnen. Gleichwohl find 
doch bisher Fälle vom Gegentheile vorgefommen. . Aber 
Referent muß bier auch zur Steuer der Wahrheit bes 
merken, daß, wenn Fälle der Art auch in feinem Kreife, 
und zwar ganz gegen feine Wünfche: vorgefommen find, 
der Grund davon allein darin gelegen hat, daß die zu 
befeßenden Schuljtellen in Rücdficht ihrer Befoldung fo 
fchlecht ‚befchaffen waren, daß er einen, im Geminarium 
in, Friedberg gebildeten Schulcandidaten dafür nicht, zu 
gewinnen vermochte. .. , * 
Wenn alſo Faͤlle der Art kuͤnftig nicht mehr vor; 
fommen follen, fo muß vor allen Dingen dafür geforgt 
werben, daß die Schulitellen fo viel. eintragen, daß auch 
ein gewefener Seminarift fi) darum bewerben und fie 
annehmen koͤnne. Denn fo lange ed noch Schulftellen 
gibt — und deren gibt ed wirklich noch, — welche jähr- 
lih 30, 40 bis 50 fl. eintragen, wie ift es wohl zu er 
warten, daß eine foldye der Gegenftand der Bewerbung 
für einen, im Seminarium gebildeten Sandidaten feyn 
werde ? ’/ AUG 
Sp weit der Herr Berichtfteller der zweyten Sams 
mer. Es ergibt fich hieraus, daß die Beruͤckſichtigung 
der Seminariften nur bey befferen Stellen eintreten kann. 
Hier bieten fich aber zwey Fälle dar, entweder die Ger 
minariften conenrriren mit anderen Candidaten, die fich 
auf andere Weife ihre Bildung erworben ‚haben, oder 
fie concurriren mit älteren Schullehrert. Im Falle der 
Concurrenz mit andern gleich befähigten Gandidaten ges 
bührt, nach Referentens Anfiht, unftreitig den Semi- 
nariften der Vorzug. Eines der wichtigfien Motive, 
welches aber bey der dermaligen Berathung noch ganz 
unberührt geblieben ift, will Referent um deswillen bier 
andenten. Es ift das, daß man bey einem Zöglinge 
des Seminars über den Character und die Denfungsart 
ſicherer ſeyn kann, wie bey einem anderen. Was den 
Fall der Concurrenz zwifchen Seminariften und älteren 
Schullehrern anbetrifft, fo muß Referent diejenige Anz 
fiht, die er Schon oft officiell hat ausfprechen muͤſſen, 
bier wiederholen. Das Großberzogthum hat. eine 
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große rat Schulſtellen. Unter den Schul⸗ 
lehrern, die dieſelben bekleiden, findet ſich gleichwohl 
eine Anzahl von Männern, die ihrer. Beſtimmung ent 
ſprechen, die ihre Pflichten treu und redlich erfuͤllen. 
Ein ſolcher Mann ſteht vielleicht zwanzig, dreißig Jahre 
auf einer Stelle, die ihn und die Seinen hoͤchſt kuͤmmer⸗ 
Lich ernaͤhrt. Nur die Hoffnung, daß ihm dereinſt eine 
etwas beſſere Stelle zu Theil werde, haͤlt ſeinen Muth 
noch aufrecht,idaß er unter der Laſt des muͤhevollen Am⸗ 
tes, und ben druͤckenden Nahrungsſorgen nicht erliegt 
Es würde hart ſeyn, wenn man ſolchen Maͤnnern dieſe 
Hoffnung entziehen, und die beſſeren Stellen allein den 
Seminariſten vorbehalten wollte! ur :: .. wiieneir 

Im Antrage iſt von gleicher Befähigung die 
Rede, Esifrägt ſich aber , nach welchem Maßſtabe die 
gleiche oder ungleiche Befähigung gemeſſen werden fol, 
5 Die Amtsführung kann nicht Mapitab: ſeyn, wenn 
Sem im Amte vielleicht ergrauten Lehrer ein. jo eben aus 
dem Seminar entlaffener Juͤngling gegenuͤber ſteht. Alfo 
die Kenntniſſel Es iſt nun: nicht zu laͤugnen, daß Die 
Zoͤglinge des Seminars — demſelben manche Kennt⸗ 
niſſe erwerben, die den, älteren. Schullehrern, wie fie 
Referent gegenwaͤrtig im Auge hat, abgehen, — wie 
z. B. Kenntniſſe aus der teutſchen Geſchichte, der, Ma⸗ 
thematik u. ſ. fi Es find dies Keuntniſſe, die theils 
nuͤtzen, theils zieren. Allein Referent glaubt, daß die 
Beſtimmung des Schullehrers darin zu ſuchen ſey, daß 
er gute Bürger und Unterthauen bilde. Wenn ‘daher 
‚ein Schulfehrer daß Zeugniß, dieſer Beftimmung ent 
forochen zu haben, für fick: hat, ſo glaubt: Referent dar 
rum, daß diefer Vorzug nicht: durch den Ganz iemer 
Kenntniffe überwogen werde, ob er gleich⸗den Werth 
dieſer Kenntniſſe nicht verkennt, vielmehr dieſelben moͤg⸗ 
lichſt allgemein. verbreitet wuͤnſcht. Insbeſondere muß 
Referent nun noch daran erinnern, daß die Schulſtellen 

entweder Präfentationgftellen findz oder folche Stellen, 
bey welchen eine freye. Concurrenz Statt findet: 
2. Bey Präfentationgftellen muß: derjenige, ; welcher 
präfentirt: ift, angenommen werden, fo bald er hinlaͤng⸗ 
lich befähigt befunden wird, wenn es auch der. Fall if, 
Daß andere, weit. ‚beffer Befähigte vorhanden find, welche 
die Stelle annehmen wuͤrden. Hier könnte nur durch 
ein Geſetz, welches die Freyheit der Präfentatoren bes 
ſchraͤnkte, eine Aenderung zu Gunften ‚der Seminariften 
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herbeygeführt: werben... Da. fein Antrag auf ein ſolches 
Gefeg. dermalen vorliegt, jo verweilt Referent hierbey 
nicht länger. : Befondere Beruͤckſichtigung verdient aber 
die Beſetzung derjenigen Schulſtellen, Abey welchen eine - 
freye Concurrenz Statt findet. Schon auf dem vorigen 
Landtage fprach fich ein: Mitglied ber. erfien Kammer , 
darüber aus, daß in’ ‚der zweyten Kammer geaͤußert 
worden: 3 
“daß ans unseinent Abſichten, aus gekraͤnktem Stolze 
und aus beleidigter Eigenliebe oͤflers Seminariſten 
zuruͤckgeſetzt worden ſeyen · 
und fand hierin eine, die Regierung offenbar: verun⸗ 
glimpfende DER 
c Heft: IHR: 8:29.) 3) 
Auch diesmal ii folgende Aenferäng, im der zweyten 
—— vorgekommen: 
gr Hhabe gehört, daß junge Beute); vie nicht im 
Seminarium gebildet worden, vorzugsweiſe vor den 
Seminariſten, obgleich jene nicht) ſo viele Fähigfei- 
+. ten befeflen haͤtten/ — worden. Worin dies 
liege, koͤnne er ſich nicht denken/ und hier ſey nicht 
der Ort, feine Gedanken daruͤber zu veröfftten, ben 
8 wuͤrde in Perfönlichkeiten Abergehem 
— muß Daher etwas näher in die Sache ein⸗ 
ach In den beyden dieffeitigen Provinzen (denn von 
Diefen iſt nur die Rede) beftehet folgende Einrichtung. 
Wenn eine. Stelle, welche nicht Praͤſentationsſtelle iſt, 
befegt werden fol, ſo hat der Kirhenz und Schulrath 
der Provinz hierüber Bericht an das Geheime Staats⸗ 
minifterium zu erſtatten. In einem ſolchen Berichte wer- 
den. alle und jede aufgeführt, welche um. die Stelle nach⸗ 
gefucht haben. Bon jedem wird angeführt, was über 
feinen Lebenswandel, über feine Kenntniffe, und, falls 
er ſchon angeftellt war, über feine Amtsfuͤhrung bekannt 
ift. Die erforderlichen Belege werden beygefügte. Na— 
mentlich wird über die Kenntniffe: nicht etwa bloß im 
Allgemeinen abgeurtheilt, fondern es wird das Proto- 
fol über die vorgenommene Prüfung angefihloffen. Da 
jeder Bericht einen Antrag enthalten muß, fo werden 
einige der Competenten, gewöhnlich drey, in Vorſchlag 
gebracht. Durch diefen Vorſchlag iſt aber. die höchfte 
Etantsbehörde fo wenig gebunden, daß nicht felten Bey— 
ſpiele vorfommen, wo einem andern, der nicht mit vors 
geichlagen war, der Vorzug gegeben wird, 
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Soll daher eine Zuruͤckſetzung det’ Seminariften ge⸗ 
dacht werden, ſo kann dies nur unter einer zwiefachen 
Vorausſetzung geſchehen; nämlich erſtens, daß dieſelben 
in den Berichten ungunftig geſtellt, und nicht mit in 
Borfihlag gebracht werden, und zwehtens, daß: die 
Berichte im Geheimen Stantsminifterium nicht vollftän- 
dig gelefen werden. 1 IS Reden, ee 
Reeferent will fih nur die Bemerkung erlauben, daß 
es ihm ganz unangemeſſen erfiheint, Aeußerungen und 
Andeutungen dieſer Art laut werden zu laſſen, wenn 
man nicht Die, facta, auf welche‘ fie” ſich beziehen‘, be⸗ 
ſtimmt angebet Fann oder will. m 
- Ueber mehrere der folgenden Anträge muß Referent, 
um nicht zu Wiederholungen genoͤthigt zu werden/ vini⸗ 
ges im Allgemeinen fagen: Ed’ find dieſe Antraͤge 
offenbar auf die perfönlichen Vorzüge des jetzigen Dider⸗ 
tdr8 des Friedberger Seminars berechnet. Referent 
kennt und achtet dieſe Vorzuͤge fo fehr, wie Jemand; 
vr wuͤnſcht lebhaft, daß diefefbet in einem moͤglichſt 
ausgedehnten —— zum Vortheile des Staates 
benutzt werden. Allein es iſt auch ſeine feſte Ueberzeu⸗ 
u „daß dieſer vortreffliche Manır ſchon mit ſo vielen 

haften belaͤſtet iſt, daß eine Vermehrung derſelben 
ihn entweder ‚erdrüden, oder den Geſchaͤften —* nach⸗ 
theilig werden müßte. Anſtalten und Einrichtungen wie 
die, welche hier zur Sprache kommen, duͤrfen, weil ſie 
für die Dauer bejtimmt find, nicht an die perſoͤnlichen 
Vorzüge einzelner -Gndividuen geknuͤpft werden ;: weil 
fonft eine Krankheit, ein Todesfall Yeicht das Ganze 
zerrüttet. | wirt aa LEERE er ie 
Referent kann bey dieſer Gelegenheit das Geſtaͤnd⸗ 
niß nicht unterdruͤcken, daß, nad) feiner Anſicht, ſchon 
jest das Seminar zu fehr an die Perfönfichkeit des der⸗ 
maligen Directors gefnüpft if: uae⸗ 
* Referent wendet ſich nunmehr zu den einzelnen Anz 
raͤgen. | | hate 
AI. Daß diejenigen Schuleandidaten, welde nicht 
ih Seminar gebildet worden, zu Feiner ferneren Pruͤ— 
fung zugelaffen werden, bevor fie nicht in dem Semi: 
ar, namentlich auch in der Methode, im practifchen 
Schulhalten, Orgelfpielen 2c. geprüft worden, und dar⸗ 
über befriedigende Zeugniffe vorgelegt haben. — 

Daß diefer Antrag vieles für fich babe, fällt in, die 
Augen. Namentlich wird er dadurch empfohlen, daß hier⸗ 
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nach alle Subjeete nach einem‘ und demſelben Mapitabe 
gemeſſen werden, waͤhrend, wenn jede Provinz ihre eis 
gene Prüfungsbehörde ‚bat, Teicht von der einen firengere, 
von der anderen gelindere Forderungen gemacht werden 
— es auch moͤglich bleibt, daß ein, für andere Gefchäfte 
ſehr brauchhares Mitglied eines Kirchen- und Schul—⸗ 
rathscollegiums durch die beſtehende Einrichtung Antheil 
am den Pruͤfungen erhaͤlt, ohne ſich gerade zu dieſem 
Geſchaͤfte zu 63 liegt es auch nicht im 
Beer eines ‚vorzüglichen. Lehrers, daß er ein vorzüg« 
licher ARE tr un 
Ohne zu wiederholen; was ſchon in der zweyten 


nen. Schon aus diefem Grunde betrachtet Neferent den 


#i 


% 


dem Anmelden abgefchredt werden. , .. 
+“ Referent wuͤnſcht angelegentlih, daß diefer Vor— 
fchlag ausgeführt werden koͤnne. Es ift ihm immer fehr 
ſchmerzhaft geweſen, manchen, ſich anmeldenden Subjec- 
ten erklären zu muͤſſen, daß ihre Kenntniffe unzureichend 
feyen, und ihnen daher Feine Hoffnung zu einer An 
fielung übrig bleibe. - Diefer Fall würde feltener vors 
kommen, wenn dem Antrage Folge gegeben werden könnte, 
Feider fiebt aber Referent ‚bey der jeßigen Lage ber Sache 
die Ausführbarfeit nicht ein. Bey einer Stelle, welche 
mit einem Gehalte von. 500 fl. verknuͤpft it, koͤnnen 
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und müffen andere Anforderungen gemacht werben, als 
bey-einer Stelle, die kaum vierzig oder fünfzig. Gulden 
erträgt, 'wo überdies wohl jelbit Feine Wohnung für den 
Lehrer vorhanden iſt, und die Wahl um deswillen auf 
die Einwohner des Dorfs befchränft werden muß... So 
viel iſt hieraus wohl ohne weiteres Elar, daß ein Plan, 
der für alle und jede Schullehrer beitimmt wäre, ganz 
unreichend ſeyn würde, Es würde alfo nach den Klaſſen 


der Befoldungen, auch Abfinfungen in den Kenntniſſen 


und Gefchieflichkeiten: zugelaffen werden müffen, und dies 
würde wieder in's Unbeitimmte binführen. 

IV. Daß die bereits angejtellten älteren Schullehrer, 
wenn fie fih um Beförderung bewerben, einer nochma— 
figen Prüfung nach dem vorzuzeichnenden Plane unter; 
worfen werden. | 

Da Referent diefen Gegenftand fchon oben berührt 
hat, fo begnuͤgt er ſich, die betreffende Stelle aus dem 
Ausfhußberichte der zwegten Kammer mitzutheilen. 

— (zu verleſen.) 

Er bemerkt noch, daß die zweyte Kammer dieſer 
Anficht beygetreten iſt. 

V. Daß der Director, von dem doch die Idee eines 
verbeſſerten Schulunterrichts mit ausgeben ſoll, in den Or; 
ganismus des geſammten vaterländifchen Schulmefens als 
ein wefentliches Glied mit aufgenommen, und ihm in 
demfelben «eine folche Stellung gegeben werde, daß er 
über die Befolgung oder Nichtbefolgung der im dem ns 
ftitute entwickelten Erziehun: —— gehoͤrt, und ihm 
auf die Verbeſſerung der Schulen ein unmittelbarer Ein— 
fluß geſichert werde. 

Auch hier beſchraͤnkt ſich Referent auf die Mitthei— 
lung deſſen, was im Ausſchußberichte der zweyten Kam— 
mer geſagt worden, indem die zweyte Kammer dieſem 
Antrage feine Folge gegeben bat. | 
— (zu verleſen.) Era 

Referent glaubt übrigens den wohlmeinenden. Abs 
fihten des Herrn Proponenten hier nody eine allgemeine 
Bemerkung fchuldig zu ſeyn. Wenn derfelbe von der 
Borausfegung ausgegangen ift, daß das vaterländifche 
Schulweſen noch nicht genugfam organisch vereint ſey — 
und dieſem Mangel durch den Vorfchlag, möglichit viel 
an die Perfönlichkeit Eines Individuums anzufnüpfen , 
abzuhelfen gefucht hat, fo hat er zwar ein Mittel vor- 
gefchlagen, welches nicht als angemeflen betrachtet wer: 
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den kann. Es laͤßt ſich jedoch dagegen ein anderes Mittel 
angeben, durch welches jener Zweck ſicherer erreicht wer⸗ 
den koͤnnte. In den beyden dieſſeitigen Provinzen ſind 
Kirchen- und Schulrathscollegien in Darmſtadt und 
Gieſen; in Rheinheſſen gehört das Schulweſen zum Ge— 
ſchaͤftskreiſe der Großherzoglichen Regierung. Es liegt 
aber in der Natur der Sache, daß hieraus Berfchieden- 
beiten hervorgehen. Alle diefe Behörden haben uͤberdies 
noch Gefchäfte von ganz anderer Art zu beſorgen, und 
ed fann dies dem Schulmwefen einen Theil der ihm ge: 
bührenden Aufmerkfamfeit entziehen. Den Abſichten des 
Herrn Proponenten würde daher durch Errichtung einer, 
das gefammte Großherzogthbum befaffenden, bloß dem 
Schulweſen gewidmeten oberen Behörde: am entfchieden- 
fien entfprochen werden. * 
VI. Daß die ſaͤmmtlichen, in Friedberg beſtehenden 
Buͤrgerſchulen mit einander verbunden oder organiſch 
vereinigt, mit den beſten, im Seminar gebildeten Leh⸗ 
rern befegt, und ald eine practifche Bildungsanftalt für 
die Seminariften. benußt werden, (indem die mit dem 
Seminar fohon jest verbundene Schule nur eine Knaben 
ſchule fey,) wodurch man denn noch ben Vortheil ge 
wönne, die Lehrer zugleich als Hülfslehrer am Semi—⸗ 
nar zu gebrauchen. TRUE, 
Die Stadt Friedberg hat zwey Schulen, eine für 
Knaben, und eine für Mädchen. Jede ift fo zahlreich 
befegt, daß ein Lehrer volle Beichäftigung bat, und. das 
ber nicht noch am Seminar Aushülfe leiſten kann. Da 
der Stadt Friedberg nicht zugemuthet werben fann, ihre 
Jugend einer ganzen Schaar junger Seminariften, die 
ſelbſt noch in ihrer Ausbildung begriffen find, zur Ue— 
bung hinzugeben, fo würde nur reiferen GSeminariften 
geftattet werden koͤnnen, bisweilen, unter Aufficht ‘der 
Lehrer, Unterricht zu ertheilen. Dies würde aber aller- 
dings vorausſetzen, daß die Xehrer felbft im Seminar 
gebildet, und an diefelbe Lehrmethode gewöhnt feyen. 
Referent kann nicht zweifeln, daß die Staatsregierung 
bon felbit geneigt feyn wird, bey Erledigung dieſer Lehr⸗ 
ftellen auf Seminariften vorzuͤgliche Nücficht zu nehmen, 
hält darum einen hierauf bezüglichen Antrag für 
unnötbig. ' 
Vo. Daß eine Unterrichtsanftalt für Taubſtumme 
mit dem Seminar verbunden werde. 
Sm Ausfchußberichte der zweyten Kammer find die 
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Schwierigfeiten, mit welchen die. Ausführung dieſes An⸗ 
trags zu kämpfen hat, genau auseinauder gefeßt. Da 
die zweyte Kammer dieſem Antrage. feine Folge, gegeben 
bat, fo Hält Referent es nicht für. noͤthig, hierbey zu 
verweilen. , — —— | Ä 





"Die zweyte Kammer hat beſchloſſen diejenigen An⸗ 
traͤge, hinſichtlich deren Referent nicht das Gegentheil 
Ar ‚ der Staatsregierung ‚zu empfehlen. - | 
Naͤmli 


LL. daß bey Beſetzungen, bey gleicher Befaͤhigung, auf 
wohl beftandene Seminariſten vorzuͤglich Ruͤckſicht ge— 
nommen werde; | nn 
UI. daß die nicht im Seminar gebildeten Schulcan- 
didaten zuerft-einer Prüfung im: Seminar unterworfen 
werden; -- Ä | Ä ee 
IT. daß ein- Plan befannt gemacht werde, aus wel 
chem zu erfehen, welche Kenntniffe und Gefchicklichkeiten 
von einem Schullehrer erfordert werden; | F 
IV. daß die Schulen in Friedberg ſo beſetzt werden, 
daß ſie in engere Verbindung mit dem Seminar gebracht 
werden koͤnnen. ® 
Referent kann aus den von ihm angeführten Grit: 
den es nichtwagen, darauf anzutragen, daß die erite 
Kammer an diefen Befchlüffen Theil nehme. _ 
- -- Die Übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes werden fich 
bey der Discuffion über diefen Gegenſtand Auffern. . 


“ mırv 
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Bericht ded zweyten Ausfchuffes erfter Kammer über 
mehrere in der zweyten Kammer geftellte An; 
träge zu Abänderung. einzelner Artifel der Ge: 
meindeordnüung; erftattet von dem Herrn Frey: 
berin von Breidenftein, 





‚Die Herren Abgeordneten Knorr, König, Gerich, 
Gail und Hellmann haben in ausführlichen Anträgen 
viele Artikel der Gemeindeordnung beleuchtet, und dag, 
Gemeindewefen, wie es dermalen beftehet, auf mehreren 
Schwachen Seiten angegriffen. 
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Die zweyte Kammer hat: nur einigen: diefer Anträge 
dahin Folge ‚gegeben, daß rüdfichtlidy des Berfahrens 
bey den Gemeindeporanfchlägen die Staatsregierung ein 
fchnellere8 und gleichförmiges Verfahren eintreten laſſen, 
und in Betreff des Berweigerungsrehts der Ortsbor— 
ftände bey der Ortsbuͤrgeraufnahme nähere Beftimmung 
tree Me 7 re ee | 

Einem anderen Antrag auf Erläuterungen und Zu— 
fäße zu einzelnen Artifelm, wurde in- der Unterftellung, 
daß die Verhandlungen ohnehin durch den Drud zur 
Kenntnis der Staatsregierung gelangen, feine Folge 
gegeben, und eben fo einigen anderen‘ Anträgen, jedoch) 
ohne jene Vorausſetzung. Diefer Beihluß vom 22ten 
Februar war alfo früher gefaßt, als der gemeinfante 
Befchluß der Ständer die Staatsregierung um eine Re— 
vifion der Gemeindeordnung bis zum nächften Landtage 
zu erfuchen, feine Vollftändigfeit erlangte. 

In Gemaͤßheit diefes fpäteren Bejchluffes, werden 
jene Anträge für. jest auf ſich beruhen; denn in der 
Bitte um Reviſion liegt es, daß die Staatsregierung 
ruͤckſichtlich der Abaͤnderungen der Gemeindeordnung die 
Sinitiative zu nehmen habe, daß man alfo, nebit jener 
Bitte, nicht wohl nod) befondere Petitionen auf Ver— 
befferung der Gemeindeordnung an diefelbe koͤnne gelan- 
gen lafjen. — 

Der in dieſen Antraͤgen liegende Stoff iſt darum 
keineswegs verloren; er kann in den Berathungen des 
r 'chiten Landtags wieder aufleben, auch mittler Weile 

der Staatsregierung in dem Maaße berüdfichtigt 

den, wie fie durch. den Drud,der Verhandlungen, 
nach der ausgedrücdten  Anficht: der zweyten Kammer, 
Notiz davon erhält. hi 

Ich trage demnach darauf an, befagte Anträge einft, 
weilen beruhen zu laffen. 

Die anderen Mitglieder des Ausſchuſſes find hier— 
mit einverjlanden. - 


—— 


— 





— — 


Drey und ſechzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. | 


Darmjtadt am 28ten May 1827. 


vimina says an v 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Präs 
fidenten. 


Anwefend : 


Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaudt. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er: 
laut. Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach 
Erlaudht. Der Herr Freyherr Riedefel. . Der 
Herr Geheime Staatsratb von Wreden. Der 
Herr Praͤlat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens, 
Der Herr wirfliche Geheime Rath Freyhberr von 
MWiefenhbätten. Der Herr Freyherr von Brei 
denjtein. 


Nach gefchehener Borlefung und Genehmigung bes 
Protokolls der vorigen Sigung legt 

1. das Präfidium der Kammer ald neue Eingaben 

4) mehrere Schreiben der zweyten Kammer vor. 

Sie betreffen — 

a) den Nachtrag zu dem Geſetze uͤber die Tilgung 
der Staatsſchuld, insbeſondere die Dotation der Staats» 
—— betreffend. *) | | 
; Die Kammer verweift diefe, Eingabe an ben erften 
Ausſchuß. 


*) Siehe die Verhandi. der zweyten Kammer. 
Heft V. d. Verhandl. d. erft. Kamm. 1827. _ A 


2 Heft V. 


1) den Antrag ‚der Abgeordneten Herrn Sail, Ger 
rich und Schuͤtz, das Geſetz der Brandfafle in einigen 
Punkten zu Ändern. *) 

c) den Antrag des Abg. Herrn Grafen Lehrbach, 
auf Erlaffung eines, das Recht der Appellation in 
Straifachen erweiternden Gefeßes. **) 

d) den Antrag des Abg Herrn Glaß, das Verfah⸗ 
ren bey Richtigftellung der Ruͤckſtaͤnde von Staats-, Pros 
vinzial= und Communalſteuern betreffend. ***) 

e) den Gefetesentwurf, die Beytreibung der Aus— 
ftände der Domanialverwaltnng in Rheinheſſen betr. 7) 

Die vier legten Eingaben werden an den zweyten 
Ausschuß verwieſen. 

f) den Antrag des Abg. Herrn von Kuder, auf Er» 
laffung eines —* gegen die uͤbermaͤßigen Makelge— 
buͤhren bey Kapitalaufnahmen, und auf Errichtung ei— 
ner Landeskreditanſtalt. TI) | 

Die Kammer verweift diefe Eingabe an den dritten 
Ausschuß. | 

2) einen Erlaß des Geheimen Staatsminifteriums , 
die Wiedereröffnung der Discuflion. über den Entwurf 
einer Foritftrafordnung betreffend. 

Die Kammer befihließt hierauf einſtimmig, die Dis— 
cuffion über den Entwurf der Forjiftrafordnung wieder 
zu eröffnen. 

UI. Es wird von dem Herru Kanzler Arens, im 
Namen des zweyten Ausfchufles, Bericht erftattet , über 
den Gejegedentwurf, die Einführung der Orb 
nung des gewöhnlihen Verfahrens bey den 
Stadt» und Landgerichten in bürgerliden 
Rechtsſtreiten betreffend. Fir) 

Das Präfidium vertagt die Discuffion über diefen 
Gegenftand auf die gefegliche Zeit, und veranlaßt, der 
Tagesordnung gemäß, 

‘ IH. die Abjtimmung 

1) über den Antrag des Abg. Herrn Parcus, auf 

Ausdehnung der Berordnung der vormaligen 


— — 





— — 


*) Siehe die Verhandlungen der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. 

*x**) Deßgleichen. 

T) Deßgleichen. 

Tr) Deßsgleichen. 

Trr) Siehe Beylage CXXXVIII. 
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kak. oͤſtreichiſchen und koͤniglich baieriſchen 
Landesadminiſtration zu Kreuznach d. d. 21. 
September 1815, die Ausuͤbung der Jagd be— 
treffend, auf die Gemeinden — Caſtel 
und Koſtheim in der Provinz Rheinheſſen. 
Die von dem Praͤſidium geſtellte Frage: | 
Wil die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten? | 
wird einftimmig:mit Sa beantwortet. 

2) über den Antrag ded Abg. Herrn Gerich, die 
ee der Communalausſchlaͤge bes 
treffend. 

Das Präfivium ftellt folgende Fragen: 

a) Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam« 
mer bey? ; | 

Diefe Frage wird einftimmig verneint. 

b) Zritt die Kammer dem Beichluffe ‘der zweyten Ram: 
mer alddann bey, wenn, zur Vermeidung möglicher 
Mißverſtaͤndniſſe, sub c. ded Schlußantrags des 
Ausfchuffes zweyter Kammer, die Worte ‚und 
resp. deren Stellvertreter‘ hinweggelaffen 
werben ? | 

Die Kammer bejaht biefe Frage einftimmig und das 
Prajidium erflärt die Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 


J 


Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


— 





Vier und ſechzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 29ten May 1827. 


— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 


Anweſend: 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaudht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Rödelheim Erlaudt. 
Des Herrn Grafen zn Solms-Laubach Erlaudıt. 
Der Herr Freyherr Riedeſel. Der Herr Geheime 
Etaatsratb von Wreden. ' Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
wirfliche Geheime Rath Freyhberr von Wiefen 
bütten. Der Herr Freyherr von Breidenftein. 


I. Das Protofoll der vorigen Sigung, fo wie zwey, 
auf die Befchlüffe der vorigen Sigung fich beziehende 
Communicate an die zweyte Kammer werden vorgelefen 
und genehmigt. | 

lj. Das Präfidium legt der Kammer, als neue 
Eingabe, ein, den Gefeßedentwurf wegen Einführung 
einer gleichförmigen Gewerbſteuer betreffended Schreiben 
der zweyten Kammer vor *) 

Die Kammer verweift diefe Eingabe an den erften 
Ausſchuß. 


*) Siehe bie Verhandi. der zweyten Kammer der Landſtände. 


| Protokoll LAIV. vom 29ten May 1827. 5 


11, Es werden mehrere Vorträge erftattet. 

Es referirt 

1) des Herrn Grafen zu Solms-NRödelheim Erlaucht, 
im Namen des dritten Ausfchuffes, bloß mündlich, über 
die Vorftellung der Specereyhändler zu Gießen, 
die aus dem erſten Semefter 1819-an fie ge 
forderte Kaffee» und Tabafsaccife betreffend. 
+ Derfelbe entwidelt fehr vollftändig den Inhalt der 
Petition, fo wie der über dieſelbe bis dahin gepflogenen 
Verhandlungen, und trägt, mit befonderer Beziehung 
auf die in dem Ausfchußberichte zweyter Kammer ent» 
baltenen Motive, darauf an, in Uebereinftimmung mit 
dem Beſchluſſe dDiefer Kammer, dem Gefuche der Petenten 
feine Folge zu geben, bemerft jedoch, daß einige Mit- 
glieder des Ausichuffes es fich vorbehalten hätten, ihre, 
von der feinigen abweichende Anficht bey der Berathung 
zu Außern. Ä z 

9) der Herr Geheime Staatsrath von Wreden, im 
Namen des dritten Ausſchuſſes, über die Anträge ber 
Abgeordneten Herrn Schenf und Braunwart, bie Ver 
gütung des Wildfhadens an Waldungen be 
treffend*) 

3) des Herrn Grafen zu Solms »Faubah Erlaucht, 
Namens des eriten Ausfchuffes, ber die Propofition der 
Großberzogl. Staatsregierung, die Gleichftellung 
der Untertbanen in den ſtandes- und pyatrı- 
monialgerihtsherrfihen Bezirken mit den 
Untertbanen der Domaniallande in Bezie 
bung auf die Frohndverhaͤltniſſe betreffend.**) 

4) der Herr Kanzler Arens referirt, im Namen des 
zweyten Ausfchuffes, bloß mündlich, über den Gefeted- 
entwurf, die Aufhebung ber geſetzlichen Beftims 
mungen weldhe für die Klagen anf. Zinfen 
aus Gelddarlehen eine kuͤrzere Verjaͤhrungs— 
frifi, als die gemeinrechtliche vorfchreiben, 
betreffend, indem er bemerft : 

—Zugleich mit dem vorliegenden, bie Aufhebung der 
hbauptfählih in den Fürftenthümern Solms - Lich und 
Dfenburg beftehenden Fürzeren Berjährunggzeit der Zinfen 
bezwedenden Gefeßedentwurfe, fey in der zweyten Kam⸗ 
mer eine, auf den nämlichen Gegenftand- gerichtete Motion 


*) Siehe Beylage CXXXIX. 
**) Siehe Beylage CXL. 
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des Abgeordneten Herrn Zimmer. eingereicht worben. 
Die zweyte Kammer habe diefe beyden Gegenftinde ges 
meinfam behandelt, und endlich, nad) dem Antrage ihres 
Ausschufles, den Beſchluß gefaßt, dem, von der eritew 
Kammer in Beziehung auf den, Gefegedentwurf gefaßten 
Befchluffe nicht beyzutreten, - vielmehr. die Staatgregies 
rung zu erfuchen, fie möge die in Rheinheſſen ; geltende 
fünfjäbrige VBerjährungszeit auch auf die Dieffeitigen beys 
den Provinzen uͤbertragen. , —J 

Dieſen Beſchluß koͤnne er indeſſen zur Beyſtimmung 
nicht empfehlen. Es liege naͤmlich 

1.) auſſer Zweifel, daß die Staatsregierung ‚bey: 
Propofition des vorliegenden Geſetzes lediglich Entfer— 
nung der in den. verfchiedenen Theilen der. diefjeitigem: 
beyden Provinzen binfichtlich der. Berjährunggzeit der. 
Zinfen beſtehenden Ungleichheiten, Feineswegs aber; eine. 
enerelle Norm zur Regulirung dieſer Berjährunggzeit 
im Allgemeinen beabjichtiget habe. Der Beſchluß der 
zweyten Kammer enthalte daher: die Einmifchung eines 
fremdartigen Stoffes in das von der Gtaatsregierung 
vorgelegte Material, und. habe daher auch fchon, die, 
übrigens bier nicht weiter zu erdrternde Frage zur. Sprache 
gebracht: ob in diefer Einmifchung eine Ueberfchreitung 
der verfaffungsmäfliger Nechte der Landftände nicht aus 
dem Grunde enthalten ſey, weil durd fie die Snitiative - 
der Gefetsgebung, welche verfaffungsmäflig nur. der Staates: 
regierung auftehe, in die Hände ber Stände übergeben 
werde. 

Man könnte zwar 

2.) biergegen vielleicht einwenden, daß die zweyte 
Kammer in der benfelben Gegenftand betreffenden. Mops 
tion ded Abgeordneten Herrn Zimmer eine gemügende 
Veranlaſſung zu der befragten Cinmifchung erhalten 
babe, indem in diefer Motion überhaupt die zu kurze 
Verjährunggfrift zur Sprache gebracht worden fey; — 
allein bier" Einwand verfchwinde vollfommen, wenn 
man berudfichtige, daß der Herr Proponent bey der 
Discuſſion ausdruͤcklich erflärt habe, daß er durch 
feine Motion weiter nichts, als eine Aufhebung der 
particularen Berordnung, und dadurch die Gleichitel> 
lung ber Bezirfe, worin die Verordnung bisher ge 
golten babe, mit den übrigen XTheilen der Provinz 
bezwede, es fcheine daher 

3.) für die von der zweyten Kammer befchloffene 
Ueberfchreitung des Zweckes des Gefegesentwurfes und 
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der Motion um fo weniger ein genügender Grund’ vor⸗ 
zuliegen als | | —— 
4.) die beyden Kammern bey mehreren Gelegenhei⸗ 
ten den Grundfag ausgeſprochen hätten, daß der bevor: 
fiehenden, allgemeinen Gefeßgebung da, wo nicht Drins 


genheit eine Ausnahme vechtfertige,. nicht vorgegriffen 
— en 
Es werde, nun aber Niemand beſtreiten, daß die 
Verjaͤhrungsfriſt fuͤr Zinſen in das, Syſtem der Berjähr 
rung, was überhaupt feine eigene Schwierigkeit babe, 
tief: eingreife, „und Referent vermöge daher aus allen 
diefen Nuücfichten nicht, der hohen Kammer den Bey— 


tritt, zu dem Beſchluſſe der zweyten Kammer zu empfebs 
fen „ex, müffe vielmehr daranf antragen, daß die hohe 
erfte Kammer: bey ihrem früher gefaßten Beſchluſſe bes 
harren moͤge. 

Es referirt hierauf ferner 
35 der Herr Kanzler Arens über den die Bey— 
treibung ber Austtände der Domanialver- 

waltung in Rheinheffen betreffenden Geſetzesent⸗ 
wurf, indem er bemerkt: F * 

> Die verehrliche zweyte Kammer habe, nach ber eins 
gelangten Commanication, dem Geſetzesentwurfe und 
dert von der erſten Kammer dazu beſchloſſenen Amende— 
ments gleichfalls ihre Zuftimmung ertheilt, diefelbe babe 
aber :noch weiter befchloffen, daß. der Großherzoglichen 
Staatsregierung der Wunſch ausgeſprochen werben möge, 
dei zu erecntorifchen Beytreibungen bisher verwendeten 
Boten diefes Gefchäft, fo weit es ohne Nachtheil ges 
ſchehen koͤnne, aud ferner zu übertragen. Der Zußims 
mung. zu dieſem, von ber Großherzoglichen Regierungs⸗ 
commiflion bereits genehmigten Wunfche werde wohl am 
fo weniger ein Grund entgegenftchen, als er durch die 
Worte: „fo weit es ohne Nachtheil gefhehen 
kann‘ fimitirt werde , indem er daher darauf antrage, 
erfanbe er fich. ven weiteren Antrag, daß zur Abkürzung 
der Sache über diefen an ſich geringfügigen Gegenftand, 
fofort berathen und adgeftimmt werden möge. 

Die Kammer erklärt ſich mit der Anficht des Herrn 
Referenten einverftanden, und beantwortet die von dem 
Prafidium fofort entworfene und vorgelegte Frage: | 

Will die Kammer dem über den Gefegesentwurf, wegen 

Beytreibung der Ausftände ber Domanialverwal- 
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tung in Rheinheffen gefaßten weiteren Befchluffe der 

zweyten Kammer ihre Zujtimmung ertheilen? 
einftimmig mit Ga. Be 
Das Praͤſidium eröffnet fodann | 

IV. die Berathung | 

1.) über den Antrag ded Abgeordneten Herrn Koͤ⸗ 
nig, die von den Einwohnern zu Rimborn, 
bey Beräufferung liegender Guͤter zu entrich— 
tende Abgabe unter dem Namen bes zehnten 
Pfennig betreffend. 

Es bemerft 

der Herr Praͤlat Schmidt: Die vorliegende Mo— 
tion beruhe auf der Hypothefe, daß die Abgabe des 
zehenten Pfennigs von den Einwohnern zu Rimhorn 
als Surrogat einer früheren Frohndpflichtigfeit geleiftet 
werde. Indeſſen trage diefe Hypotheſe nicht einmal den 
Character der Wahrfcheinlichfeit, die fragliche Abgabe 
fey vielmehr von mehreren Mitglieder der zweyten Kam⸗ 
mer fo, wie fie der Herr Proponent befchrieben habe, 
fogleih als ein gewoͤhnliches, auf das Colonatrecht 
fi) gründendes laudemium, fogenannten Herrenwein- 
fauf ıc. erfannt worden, Wenn man aber der Stante- 
regierung die Prüfung von bloßen, noc daneben un: 
wahrfcheinlichen Hypotheſen übertragen wolle, fo werde 
dieß, abgefehen von allen anderen dagegen fprechenden 
NRücfichten, insbefondere dazu dienen, den Werth und 
das Gewicht des ftändifchen Petitionsrechtes herunterzus 


een. 

Er trage deßhalb, ald Referent des Ausfchuffes der 
hohen Kammer, wiederholt darauf an, in Uebereinftim« 
mung mit der Anficht- des jenfeitigen Ausfchußberichtes, 
und, abweichend von dem Befchlufle der zweyten Kam⸗ 
N Antrage des Herrn Proponenten feine Folge: 
zu geben. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt 
das Präfidium diefe Discuffion und eröffnet | 

2.) die Berathung über den Antrag ded Abgeord- 
neten Herrn Zimmer, auf Erweiterung bes Ein 
jentjee bes Schullehrerfemihariums zu Fried 
erg. 

Der ald Redner eingefchriebene Herr Geheime Staats» 
rath von Wreden hält hierauf folgenden Vortrag: 
Unm zu der gründlichen Darftellung ded Herrn Bes 
richterftatterd noch einige Belege zu geben, erlaube ich 
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mir, der hohen Kammer nachfolgende ſtatiſtiſche Nach⸗ 
richten vorzulegen. 
Das Großherzogthum zählt. dermalen, die israeli— 
tiſchen Schulen nicht mitgerechnet, 1211 dotirte ſtaͤndige 
Schulen, und zwar in der Provinz Starkenburg 357% 
in Oberbeffen: 545, und in Rheinheſſen 309. « Bon dies 
fen. gewähren 2 
23 einen. Ertrag von 600 fl: oder daruͤber 


33 — 500 vᷣis 600 fl. 
75 — — — 400 — 500 
170 — — — 300 — 400 yr 
116 — — — 2350 — 300 » 


und 174 — — 200 — 250 
Nimmt man mithin. 200 fl. als das Minimum eines 
Schulgebaltes an, fo haben wir 591 zureichend dotirte 
Schulftellen. Dagegen zählen wir 380, fo zwifchen:100 fl. 
und 200, fl., und 164, jo. zwiſchen 50 fl. und 100 fl., 
endlich 76, fo unter 50 fl. ſtehen, mithin 620 duͤrftig, 
zum Theile; jehr dürftig dotirte Schulftellen. . Wollte man 
jede biefer nur mit 50 fl. verbeffern,. bey welcher Ders 
befferung manche noch nicht einmal 100 fl. erhalten wuͤr⸗ 
den, fo. erforderte folches die Summe von. 31,000 fl. 

Man wird hieraus erfehen, daß eine BVerbefferung 
fammtlicher Schulgehalte keine fo leichte Aufgabe iſt. 
Zwar ift ed der Staatsregierung, bereitd gelungen, meb- 
rere Schulen der Dürftigfeit zu entreiffen, allein ein 
Plan, der von fo manden Umftänden abhängig it, 
fann nicht fchnell zur Reife fommen. Die Mittel, welche 
die Staatsregierung bisher in Anwendung brachte, find 
auffer der von den Ständen verwilligten Summe:: . 

a.) Beyträge vermögender Kirchenfaften; 1 ap 

b.) Beyträge wohldenfender Gemeinden, deren Zahl — 
zu u Ruhme fey es gefagt — ſich mit jebem Tage 
mehrt; | | 

c.) Bereinigung mehrerer, bärftig botirter nahe ges 
legener Schulen; | 

d.) bie Provinzialfhulfonds und 

e.) Bermächtniffe edler Sugendfreunde. — 

Auch dieſe find nicht ſelten, und zum Theile, wie 
die Maiiſche Stiftung von großer Bedeutenheit. 

Nachdem ich dieſes Bild, wiewohl nur fluͤchtig, 
entworfen habe, darf ich wohl fragen, ob ſich ein, in 
einem Seminar gebildeter Schulcandidat zur Annahme 
einer Stelle verſtehen werde, die ihm dasjenige nicht 
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einmal gewährt) was ein Tagloͤhner ſich durch Hand⸗ 
arbeit verdienen kann. Ohnehin lehrt die Erfahrung, 
daß mit der ‚größeren‘ geiſtigen Bildung auch Die Be— 
duͤrfniſſe des Lebens und die Anſpruͤche auf deren Be— 
friedigung ſteigen. Aber auch die befferen Schülſtellen 
ſollten nicht ausſchließlich an Semingariſten vergeben wer⸗ 
den. Daß ſolches eine Einſchraͤnkung der Praͤſentatibns⸗ 
rechte" feym würde, hat bereits der Bericht! des Aus— 
ſchuſſes bemerkt, aber ich ſetze noch hinzu, daß es auch 
eine unverdiente Kraͤnkung fuͤr jene armen und Aniprud)- 
loſe, im Lehramte ergrauten Männer ſeyn wuͤrde, die 
in dem Bewußtſeyn treu erfuͤllter Pflicht ein halbes 
Menſchenalter hindurch Noth und Hunger gelitten haben, 
und bey jeder eroͤffneten beſſeren Stelle ſich einem, eben 
aus der Schule gekommenen Kandidaten nachgeſetzt ſehen 
würdetiisinlietz af 005 Tot dis! HNO. -HIRTHINDT 
tut dem Allen kommt daß die Zahl Ser ‚Vin jedem 
Jahr das Seminar verlaffenden Kaud baten wicht” groß 
genug iſt, um alle, in dieſem Zeitraume erledigt wer⸗ 
dende Schülſtellen mit ſolchen zu: beſetzeun. 
Endlich iſt es oberfter Grundſatz, dem man ſelbſt 
bey gelehtten Schulen huldiget a en Männer zu’ 
erhalten wo ſolche “gebildet woörden, iſt weniger er; 
heblich ja’ es dürfte wohl oftmalen gut ſeyn/ Fremde 
Methode auf den vaterlaͤndiſchen Boden zu verpflanzen, 
um Rontine und Schlendrian zu verdrängen 
Die Pruͤfung der Aspiranten zum Schulamte aus- 
ſchließlich den Directoren in die Haͤnde zu geben, halte 
ich fuͤr einen wahren Nachtheil. In den Haͤnde Bi 
dermaligeit'werdienten Vorſteher dieſer Anftaälten möchte 
es unſchaͤdlich ſeyn, allein Einrichtungen der Art duͤrfen 
nicht auf Perſonen berechnet werden, Es laſſen ſich 
Fälle zeigen, in welchen manchem tuͤchtigen Schulmanne 
eine Zuruͤckſetzung bevorſtund, weil er nach. alter guter 
Sitte buchſtabirte, im Syllabiren aber Feine Fertigkeit 
befaß. Freylich dürften auch die Prüfungen, wie fie 
dermalen find, einer Reform bedürfen‘, allein dieſer und 
noch mancher andere Wunfc wird durch eine allgemeine 
Landesſchulordnung, welche dermalen in: Bearbeitung 
ſteht, befriedigt werden. | | 
Es bemerkt hierauf ' 
des Herrn Grafen zu Solms-Faubadh Erlaudt: 
Der Ausfhußbericht führe am, daß die zweyte Kammer 
dem, auf Errichtung einer mit dem Seminarium vers 
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bundenen Zaubftummenanftalt gerichtete fiebenten An—⸗ 
trage.ded Herrn Proponenten Feine Folge gegeben habe. 
Indeſſen fey diefem Antrage durch die Genehmigung des 
Dorfchlags des Ausfchuffes zweyter Kammer, welcher 
denfelben der Staatsregierung zur Prüfung entpfohlen 
wiflen wolle, in ſo weit allerdings Folge gegeben. ++ 
+ Der Herr Prima Schmidt: Die Unausführbar- 
feit der Realifirund des fraglichen Antrages gehe aus 
ben’ Berhandlungen der beyden vorigen Landtage zum 
Genüge hervor. Eine bloße Empfehlung: des Antrages 
am die. Stantsregierung werde daher zu feinem anderen 
Refultate führen, als daß fuͤr den Gegenftand deſſelben 
hinfort das Mämliche geſchehe, was. bisher dafuͤr ge⸗ 
ſchehen ſey. Sn fo fern koͤnne man den ſiebenten Ans 
trag des Herrn Proponenten, nach dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer, als eine abgethane Sache anſehen. 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Wenn auch bey den für die Unterſtuͤtzung armer Taubs 
ftummen ; bisher. verwilligten Mitteln, die Errichtung 
einer felbftftiändigen Anftalt zu dieſem Zwecke unausfuͤhr⸗ 
bar erfcheine, fo werde doch vielleicht , wie Diefes in der 
zweyten Kammer geäuffert worden ſey, mit einem. Zus 
ſchuſſe von etwa 1000 fl. eine, dem Sinne ded Herrn 
Proponenten angemefjene, und gewiß fehr wohlthätige 
Einrichtung getroffen werden können. - Art?! 
Der Herr Geheime Staatsrat von Wreden: Ein 
Zufhuß von 1000 fl. werde um fo weniger binreichen‘k 
als für ein Taubftummeninftitut nicht ein, fondern wes 
nigftens vier Lehrer erforderlich ſeyen, als ferner nicht 
_ jeder Seminarift,, fondern nur ein Individuum won bes 
fonderer Fähigfeit und Neigung, für den Unterricht der 
TZaubftummen geeignet erfcheine. Endlich koͤnne man 
ein Gefchäft, welches wenigſtens 4 Stunden täglih er- 
fordere, am wenigſten Semtnariften übertragen, welchen 
die zu ihrer eigenen Ausbildung nöthige Zeit fo Aufferit 
farg zugemefjen fey. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Die hohe Kammer 
habe aus biefen und ähnlichen Gründen den, die Er 
rihtung eines Taubftummeninftituts bezwedenden Bes 
ſchluͤſſen zweyter Kammer niemals Folge gegeben. / 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Die Bemerkung, daß den Friedberger Seminas 
riften die zu ihrer Ausbildung nothmendige Zeit zu karg 
zugemeſſen fey, müffe er beftätigen. Nicht felten fehle 
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ihnen deßhalb bey ihrem Austritte aus dem Seminarium, 
bie Ausbildung, welche man, ihrer Beftimmung gemäß, 
son ihnen erwarten dürfe. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudht: 
Depwegen koͤnne er auch der Idee, daß Seminariften 
bey ihrer Goncurrenz mit anderw Schulcandidaten im 
Zweifel der Vorzug zu geben fey, nicht ganz beyftimmen. 
Wieviel die Kenntniſſe der erfteren bisweilen zu wuͤn— 
fchen übrig Tiefen, habe er felbft fich zu überzeugen Ge- 
legenheit gehabt. % 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Der. Aus⸗ 
fchußbericht enthalte einen Punkt, welcher ihm bey Ans 
ftellnng von Schullehrer eine ganz befondere Berudfich- 
tigung zu verdienen feheine, Nicht allein die größere 
Gelehrfamfeit fey e8 nämlich, welche einem Lehrer die 
größere Fähigfeit zu feinem Amte verleihe, fondern mehr 
nody das aufrichtige Beftreben dem Staate gute und. 
ruhige Bürger zu erziehen. Diefe nicht genug zu be> 
achtende Wahrheit fey in den neueften Zeiten jo oft 
hintangeſetzt, und die Folge ihrer Hintanfegung leider 
fchon jo fühlbar geworden, daß er fi nur in der Sn 
tention fammtlicher Mitglieder der Hohen Kammer aus- 
zufprechen glaube, wenn er biefelbe bey Gelegenheit der 
vorliegenden Motion, und in Beziehung auf dad Ges 
minarium zu Friedberg auf's Neue hervorhebe. 

Da keine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuffion, und eröffnet 

305 die Berathung über die Befchwerbefchrift des 
Konrad Mohr und 45 Conſorten in DOftheim, 
Landrathsbezirks Butzbach, die Ausgleihung 
Der kieferungen-in den Sahren 1813 und 1814 
betreffend. 

E83 bemerft 

ber Herr Freyhberr von Breidenftein: Die 
Frage, ob die vorliegende Petition ald ungegründet er- 
fcheine, liege bey einer genaueren Durchficht der Acten 
feineswegs auffer allem Zweifel. Der Umftand nämlich, 
auf welchen es hauptfächlih anfomme, ob die, Schuld 
aus den Kriegslieferungen der Sahre 1813 und 1814 
eine Gemeindeichuld geworden fey, oder nicht, ergebe 
fi mit Sicherheit weder aus der Borftellung der bes 
fchwerdeführenden Gemeinde, noch aus dem Berichte der 
Regierung zu Gießen an das Großherzogliche Geheime 
Staatsminifterium. Die Gemeinde behaupte, daß bie 
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fraglide Schuld nicht als Gemeindefchuld erfcheinen 
fönne, indem die Kriegslieferungen nad) dem Steuer: 
fapitale der Keiftungspflichtigen ausgefchlagen worden 
feyen, und in dem Falle der Nichtigfeit diefer Angabe 
ftelle fich die Befchwerbeführung allerdings als vollfom- 
men gegründet dar. Die Regierung zu Gieffen dagegen 
betrachte die erwähnte Schuld als Gemeindeihuld, und 
führe als Beweis für ihre Meinung an, daß ein jeder 
Ortsbärger in den Kriegsjahren 1813 und 1814 fammt- 
liche, ihm entbehrliche Früchte, ohne Ruͤckſicht auf die 
Größe feines Steuerfapitald, habe abliefern müffen, 
woraus denn freylich die Natur der Schuld als Gemein- 
defchuld fich ergeben würde. Indeſſen fcheine die Regie— 
rung zu Gießen ihre Annahme aus Feiner genügenden 
Duelle gefhöpft zu haben. Sie berufe fih zum Theile 
auf die. eigenen,.in der Borftellung derfelben gebrauchten 
Worte. der Petenten, und fo erfcheine der Wunfch, daß 
die hohe Staatsregierung dem Gegenftande der vorlie- 
genden Beſchwerde wenigſtens eine genaue Unterfuchung 
zu Theil Iaffen werden möge, bey der Höhe der von 
der Regierung zu Gießen feitgefesten Gemeindeumlage 
von 23 Kreuzern, ohne Zweifel gerechtfertigt. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Auch er theile die Zweifel und die Anficht des Herrn 
Freyherrn von Breidenftein. Cine Empfehlung der Per ° 
tition an die Staatsregierung fcheine ihm um fo paflen- 
der, als der Befchluß der Regierung zu Gießen, viel- 
leicht auf einer Angabe des Ortsvorftandes von Oftheim 
berube, und die Ortsvorftände, ald die reichiten. und 
mithin in der Regel zu entfchädigenden Gemeindeglieder, 
bey einer Herftellung der Gleichheit auf dem Wege des 
Gemeindeausſchlages intereflirt ſeyn Fünnten. 

Ergebe fi) nun aber auch als Nefultat einer, von 
ver Staatsregierung angeftellten Unterfuchung,, daß die 
fragliche Schuld wirflih als Gemeindefhuld betrachtet 
werden muͤſſe, fo erfcheine doch immer die Nepartition 
der depfallfigen Umlagen auf eine längere Reihe von 
Jahren, als dieß die Provinzialregierung zu Gießen 
beichloffen habe, fehr wünfchenswerth. In der Provinz 
Oberheſſen fen zu Ausgleihung der. Kriegsforderungen 
ein Kreuzer vom Gulden Ortsiteuerfapital auf 17 Sabre 
umgelegt worden. Eine Umlage von 23 Kreuzern auf 
den Gulden, werde aber die ganze jährliche Einnahme 
eines Landmannes abforbiren. 
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Der Herr wirkliche Geheimerath Freyherr von Wie— 
fenhütten: Er ferne die Gemeinde Oftheim als fehr arm. 
Unter ihren fämmtlichen Gliedern verdiene eine einzige 
Wittwe wohlhabend genannt zu werden. 

Der Herr Prälat Schmidt: - Mit dem Wunſche, 
daß die Ausgleichung der Yieferungen aus den Kriegs: 
jahren 1813 und 1814 auf eine längere Reihe von 
Sahren repartirt werden möge, erkläre auch er fich 
um fo mehr einverjtanden, als Nachforderungen in 
einer Zeit, in welcher der Werth der Grundjtüde und 
der Preis der Früchte fo fehr gefunfen jen, auch bey 
der Richtigkeit der Vorausſetzung, daß die Schulden aus 
den fraglichen Lieferungen als Gemeindefchulden befrach- 
tet werden müßten, ohne Zweifel eine große Härte ent— 

alte. | 
l Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 
laucht: Diefe Härte fey fo groß, daß felbft einzelne Ge— 
meinden um Niederfchlagung der, and den Kriegsliefe— 
rungen ber Sabre 1513 und 4814 zu leiftenden Nach— 
zahlungen gebeten hätten. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Das von ber 
Staatsregierung vorgefchriebene Verfahren, nach wel- 
chem die Kriegslieferungen zuerft von den Drtfchaften 
in fih, dann von den Drtfchaften mit den Aemtern , 
und zulegt mit den Memtern in der ganzen Provinz aus— 
geglichen werden follen, babe die Ansgleichung im Alls 
gemeinen natürlich bedeutend verzögern muͤſſen. Die 
Erfahrung habe num augenfcheinlicy gelehrt, wie weit 
die fofortige baare Bezahlung der SKriegslieferungen der 
Pariftcation derfelben vorzuziehen ſey. 

Des Herrn Grafen zu Solms R aubach Erlaucht: 
Die Nachtheile des Parificationsverfahrens und die da— 
raus hervorgehenden Ungleichheiten ſeyen um ſo bedeu— 
tender, je laͤnger die Ausgleichung der Kriegslieferun— 
gen verſchoben worden ſey. Gar manche Individuen 
haͤtten ſeit den Jahren 1813 und 1814 einen großen 
Theil ihres Grundeigenthumes veräuffert, würden def: 
halb von fehr geringen Gemeindeumlagen für die Aus— 
gleihung der Kriegslieferungen Er und erhielten 
dennoch, als Entſchaͤdigung früherer Leiftungen, eine 
Summe, melde fie eben fo gut als in der Lotterie ge— 
wonnen, betrachten koͤnnten. 

Da keine weitere Bemerkung erfolgt, ſo ſchließt das 
Praͤſidium dieſe Discuſſion und eroͤffnet 
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4.) die Berathung über die Anträge. der Abgeord> 
neten Herren. Knorr, Koͤnig, Gerih, Gail und Hell 
mann, auf Reviſion der Gemeindeordnung, 
und als. hieruͤber keine Bemerkung erfolgt 

5.).hber.ben Antrag. des Abgeordneten Herrn Brund, 
die —— der Normalgemarkungen be 
treffend: En —1 

Es bemerkt Er "alle 

der Hexrr Geheime Staatsratb von Wreden: Der 
Grund, weßhalb die hohe Kammer dem, auf Abänderung 
ded F. 18 der, Bonitirungsinftruction gerichteten Be— 
Schluffe der zweyten Kammer nicht. beygeftimmt babe, 
liege in der, in der erſten Discuſſion über den vorlies 

enden Gegenftaud gemachten, Bemerkung des Herrn 
N egberin Niedefel, daß die Rheinprovinz um fo weni— 
ger Urfache habe fich über den fraglichen Sen zu beſchwe— 
ren, als derfelbe aus der fanzofifchen Bonitirungsin- 
ſtruction gefchöpft fey. 

Der Herr Kanzler Arens: Ein ferneres Motiv 
liege in der Bemerkung, daß eine Abänderung des $. 18 
eine Unbrauchbarfeit des Bonitirungsgefchäftes in Rheins 
heſſen, foweit dafjelbe bis dahin vollendet ſey, nad) fich 
ziehen muͤſſe. 

Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden: 
Wenn eine Bonitirungsinftructon noch zu entwerfen 
wäre, würde allerdings der Gegenftand des Befchluffes 
der zweyten Kammer zur Annahme empfohlen werden 
koͤnnen. 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Dieſer Gegenſtand 
ſey nicht ſo bedeutend, als er es vielleicht zu ſeyn ſcheine. 
Das Holz babe in Rheinheſſen einen jo hohen Werth, 
daß ein Weinbergseigenthiumer bey einer Compenſation 
‚ der Koften der Befchneidung, mit dem Werthe des ge- 
wonnenen Holzes, wohl nur einen jehr geringen Ver— 
luſt erleiden koͤnne. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
In dem Umſtande, daß der Herr Regierungscommiſſaͤr 
den fraglichen Beſchluß der zweyten Kammer gewiſſer— 
maßen nachgegeben habe, liege ein indirecter Beweiß, 
daß aus demfelben eine Verzögerung des Bonitirungs- 
gejchäftes in Rheinheſſen nicht zu erwarten ftche. 

Der Herr Prälat Schmidt: Der Gegenftand der 
Berathung fey durchaus reglementärer Natur, feine Ber 
rücfichtigung bleibe alfo in jedem Falle, dem Ermeffen 
der hohen Staatsregierung anheim geftellt. 
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Da Feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fchließt 
das Praͤſidium die Discuffion, und veranlafßt 

V. die Abftimmung über den Gefegesentwurf, den 
Steuerfuß bey — Steueraus— 
fhlägen und Gemeindeumlagen betreffend. 

Das Präfidium ftelt folgende Fragen: 

a.) Will die Kammer den Artifel 1 des Gefebesent- 
wurfes annehmen? - 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

b.) Ertheilt die Kammer den Artikeln 2 und 3 fo, 
wie I von der Staatsregierung vorgelegt find, 
ihre Zuftimmung? 

Die Kammer beantwortet dieſe Frage mit 6 gegen 5 
Stimmen bejabend, und dad Praͤſidium erklärt Die 
Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


— 
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Fürnfund fehzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landftände: | 


- Darmfladt am 30ten May 1827. 


nummmmnv j | N i 
Unter dem Borfige des Herrn zweyten od 
| fidenten 


Anwefend: 


Des Groß- und Erbprinzen von Heffen Hoheit. 
Des Herrn Grafen zu Erbah>Schönberg Er- 

- Jancht. Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdel— 

"heim Erlaudht. Des Herrn Grafen zu Solms: 

Laubach Erlaudt. Der Herr Geheime Staatsrath 
von Wreden: Der Herr Prälat Schmidt. Der 
-Herr Kanzler Arend Der Herr wirkliche Geheime 

Rath Freyherr von Wiefenhütten. Der Herr 
Freyherr von Breidenftein. 


Nach gefchehener Vorlefung. und Genehmigung dee 
Protofolles der Situng vom Züten März und zweyer, 
auf die Gefegedentwürfe wegen Beytreibung der Aus— 
ftände der Domanialverwaltung in Rheinheſſen, und 
wegen des Steuerfußes bey aufferordenrlichen Steuer: 
ausfchlägen und Gemeindenmlagen, fich beziehende Com⸗ 
municate an die zweyte Kammer, werden 

I. die ‘auf der Tagesordnung verzeichnete Vorträge 
eriiattet. 

Es referirt demnach: | 

1) des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht, 
im Namen des erften Ausſchuſſes, über den Nachtrag 
Deft V. d. Verhandl. d. erfi. Kamm. 1827. N 
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zum Gefeße wegen Der Staatsfhuldentit- 
gung, insbefondere die Dotation der Staats 
fhuldentilgungsfaffe betreffend. *) 


9) der Herr Geheime Staatsrath von Wreden, im 
Namen des zweyten Ausfchuffes, über die Anträge der 
Abgeordneten Herren Schüß, Gerih_-und Gail, das 
Gefeg der Brandfaffe in einigen Punften 
‚zu ändern. *) 

3) der Herr Freyherr von Breidenftein, Namens 
des eriten Ausſchuſſes, über den Gefegesentwurf wegen 
Einführung einer gleihförmigen Gewerb- 
fteuer. ***) 

Da bey der, Uber diefen Gegenftand fofort-eröffite- 
ten Discuſſion Feine Bemerkung erfolgt, fo veranlaßt, 
das Präfidium die Abftimmung durch Borlegung folgen 
der Fragen: | 

a) Entfpricht es der Anficht der Kammer, daß ihr 
sub b, der Abjtimmung gefaßter Befchluß in Die 
gemeinfchaftliche Adreffe an des Großherzogs Königs 
liche Hoheit aufgenommen werde? 

Eine Stimme bejaht, 9 Stimmen dagegen vernei- 

nen diefe Frage. | | 

b) Will die Kammer dem, . ihre, sub c. und sub & 
gefaßten Befchlüffe betreffenden Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes beytreten? 

Eine Stimme verneint, 9 Stimmen dagegen be- 
jaben diefe Frage. - — 

6) Tritt die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes, dem Befchluffe der zweyten Kammer zu 
Artifel 20 bey ? 

Diefe Frage wird einjtimmig mit Sa beantwortet. 

d) Beichliegt die Kammer, daß die befonderen, in 
beyden Kammern rüdfihtlih der Sompofition der 

Klaffe 1. b. gemachten Vorſchlaͤge aus der gemein- 

fchaftfichen Adreffe zu entfernen feyen, fonacd die 

ganze, fich darauf bezieherde Stelle von den Wor- 
ten ‚‚geruben werden‘ an, weggelaffen werden 

möge? . 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 


*) Eiche Beylage XLL 
**) Siehe Beylage XL. 
**x) Giche Beylage XLIII. 
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e) Sft die Kammer der Anficht, daß auch alles weiter . 
in_der Adreffe Vorfommende, in fo fern es nicht 
auf bejtimmten Bejchlüffen beyder Kammern beruht, 
aus der Adreffe weggelaffen werde? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig 
mit Ga. | | 

Das Prafidium vertagt hierauf die Discuffion über 
die übrigen, in diefer Sitzung erftatteten Vorträge auf 
die gefegliche Zeit, und eröffnet | 

Il. die Berathung | 

1) über die Propofition der Staatsregierung, die 
Gleihftellung der Unterthbanen in den ftans 
Des» und patrimonialgerihtsherrlihen Be 
zirfen mit den Untertbanen der Domanial- 
lande, binfihtlih der Frohndverhältniffe 
betreffend. — 

Es bemerkt 

des Herrn Grafen zu Solms-Rödelheim Er: 
laucht: Indem er fi) mit dem Antrage des Ausfchuß- 
berichte vollfommen einverftanden erfläre, bemerfe er 
nur, daß die Feltfegung beftimmter Grundfäge fiir die 
Art und Weife der Ausmittelung der Frohndgerechtfame 
mwünfchenswerth erfcheine. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Es fey bey der 
vorliegenden Propofition nicht von noch auszumittelnden 
Frohnden die Rede ,. fondern diefelbe fönne nur da Ans 
wendung finden, wo ber Betrag der Frohnden durch 
Uebereinfunft mit den Berechtigten bereits ausgemittelt 
fey. Hier folle nämlich ein Theil der von den Frohnd— 
pflichtigen zu Teiftenden Präftationen von der Staatsfaffe 
übernommen werden. — Tine ſolche, bloß tbeilweife Ue— 
bernahme aber laſſe fih um fo mehr rechtfertigen, als 
von den ehemaligen Frohndpflichtigen der Domantallande, 
ja auch nod) ein gewiſſes Geld nad) aufgehobener Frohnd— 
pfliht fortentrichtet werde, —— 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Die Propoſition der Staatsregierung beziehe ſich ledig— 
lich auf die Gutsfrohnden, koͤnne alſo nur da eintre— 
ten, wo die Ausſcheidung derſelben bereits vollendet ſey. 
Das von der Staatsregierung beabſichtigte Verfahren 
ſey einfach folgendes: Es werde nach dem Betrage und 
dem Werthe der Frohnden ein Maximum feſtgeſetzt, ſo 
daß die Frohnden bis zu dieſem Maximum den Berechs 
tigten fortgeleiftet würden. Den Werth derfelben, fos 

32 | 
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weit er das Marimum überfteige, übernehme der Staat, 
und es. werde aljo im diefer Beziehung einer befonderen 
Inſtruction der Behörden nicht bedürfen. — Uebrigens 
fey der von der Staatsregierung beabfichtigte Ausweg 
der einzige, auf dem eine Erleichterung der Srohndpflich- 
tigen möglich erfcheine, denn, daß der gegenwärtige Zeitz 
punkt ſich nicht eigne, um den Gutsherrn den Geſammt— 
betrag ihrer Rechte von etwa 78,000 fl. auf einmal zu 
erfegen, bedürfe wohl feines Beweiſes. * 
Da keine weitere Bemerkung erfolgt, ſo ſchließt das 

Praͤſidium dieſe Discuſſion, und eroͤffnet 

D 9) die Berathung über die Anträge der, Abgeordne— 
ten Herrn Schend und Braunmwart, die Vergütung 
desWildſchadens an Waldungen betreffend, und, 
als darüber feine Bemerkung erfolgt, 


3) über das Gefuh der Specereyhaͤndler 
zu Biejen, Die aus dem erften Scmefter 1819 
an fie geforderte Kaffee- und Tabafsaccife 
betreffend. — 

Es bemerkt: | 

der Herr Kanzler Areng: Da der Gegenftand der 
Petition auf rechtlihem Wege verhandelt und entfchieden 
ſey, jo werde die hohe Kammer darin eine Beranlaffung 
finden, dem. Bejchlufje der zweyten Kammer beyzutreten. 
Die Staatsregierung habe nicht mehr thun fonnen, als 
dem Nechtswege jeinen Lauf zu laflen, und fih dann 
noc) zu Bergleichsunterbandlungen zu erbieten, welde von 
den Petenten befanntlich verworfen worden feyen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Auch er erfläre fi) mit dem Antrage des Herrn Refe— 
renten einverjtanden. Aber er muͤſſe nach genommene 
Acteneinficht befennen, daß ihm das formelle Recht ma- 
tericlles Unrecht zu ſeyn fiheine. 


Wenigſtens fey es fehr hart, daß die Petenten für 
ein halbes Jahr Accife bezahlen follten,, für welches Die 
vorgefekte Behörde die Accife überhaupt durd ein Ge- 
nerafe aufgehoben habe.- Die Folge dieſes Generale’ 
fey die gewefen, daß die früher verftenerten Waaren in 
Maſſe importirt, und die Bittfteller dadurch genoͤthigt 
worden feyen, von dem bisherigen Auffchlage auf ihren 
Handelsartifeln abzuftehen, und ebenfalls zu den lau— 
fenden Preifen zu verkaufen. Sie würden alfo die von 
der Staatsregierung an fie gemachte Forderung rein 
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aus ihrem Vermögen, ohne den mindeften Erfat, bezah— 
len müffen. . | | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Dazu 
fomme der Schaden, welchen die Specereyhändler dadurch 
erlitten hätten, daß fie die fchon veracciften Waaren in 
Folge des fraglichen Generale's wohlfeiler zu verkaufen 
genöthigt geweſen feyen.. Auch er fey deßhalb der. Meis 
nung, daß die an. die Petenten gemachte Forderung eine 
große Härte enthalte, ob diefelbe gleich durch das for: 
melle Necht unterftüßt werde. "Wolle man deßhalb bey 
der" Staatsregierung eine Verwendung eintreten laſſen, 
fo finde man für einen folchen Befchluß einen "Grund 
mehr in der neuerdings überreichten einfeitigen Adreſſe, 
in Beziehung auf die Schuld des Gaſtwirths Kern vom 
Ankaufe des alten Kanzlepgebändes zu Darmitadt. Im 
letzteren Falle feyg wenigitens Unvorfichtigfeit vorhanden 
gemwefen , bey dem vorliegenden Gefuche aber treffe die 
Bittfteller nicht der mindefte Vorwurf. ”, Ä 

Des Herrn Grafen. zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Das Oberappellationggericht habe in feiner Entfcheidung 
den Specereyhändfern zwar den Regreß gegen die Mits 
glieder der ehemaligen Hofkammer Ar @refen vorbehal⸗ 
ten, ob aber dieſer Vorbehalt zu einem, fin fie guͤnſti— 
gen Nefultate führen könne, fey wohl in jeder Bezie- 
bung zweifelhaft. Br 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Das 
Dberappellationggericht fünne feinen Regreß vorbehalten, 
zu welchem die Befugniß nicht auch ſchon im. dem. Gefeße 
gegeben wäre. ER 

Der Herr Kanzler Arens: Leber das: Erfenntniß 
‚des. böchften Tribunals ſeleſt koͤnne er fich um deßwillen 
nicht ausfprechen, weil er vielleicht an dem Erfenntniffe 
des. Hofgerüchts ‚zu Giefen, welches von demſelben in 
höherer Inftanz. beurtheilt worden ſey, Antheil genom⸗ 
men babe. Der Inhalt des Erfenntnifjes möge aber 
feyn, welcher er wolle, fo fcheine es ihm auf feinen Fall 
angemeffen zu ſeyn, wenn die Stände die Erfenutniffe 
des hoͤchſten Tribunals einer Revifton unterwerfen, und 
über diefes höchfte Gericht eine Art von Gaflationshof 
bilden wollten. Zugleich fey zu. befürchten, daß wenn 
fi) die Stände auf Petitionen diefer Art einlaffen woll 
ten, fie mit Gefuchen diefer Art überhänft werden würden. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fchließt das 
Praͤſidium diefe Discuſſion, und eröffnet 
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4) die Berathung über den Geſetzesentwurf die 
Aufhebung der gefeglihen Befimmungen, 
welche eine fürzere Berjährungsfrift für die 
Zinfen aus Gelddarlehen, als die gemein 
rechtliche vorfchreiben, betreffend. 

Es bemerft 

der Herr Kanzler Arens: Zu den im Ausichußs- 
berichte entwidelten, für die Annahme. des Gefeges fpres 

‚chenden Gründen, müfje er noch folgenden hinzufügen; 

“ Der Befchluß der zweyten Kammer über. den vorliegenz 
den Entwurf fpreche, übereinftimmend mit diefem fowohl, 
als mit der, auf denfelben Gegenftand gerichteten Motion 
bes Abg. Herrn Zimmer, eigentlich die Anjicht aus, daß 
die zweyjährige Verjährungszeit der Zinfen aus Geld- 
darlehen aufgehoben werben fol. Nur gehe der Beichluß 
der zweyten Kammer noc einen Schritt weiter, indem 
er den Wunfch enthalte, daß an bie Stelle der gemein— 
rechtlich gelfenden 30jährigen Verjährung eine fünfjährige 
gefegt werden möge, ein Wunfch, auf welchen die hohe 
erftie Kammer um deßwillen nicht habe eingeben fünnen, 
weil für denfelben weder in dem vorliegenden Gejeße 
nod in der Motion des Herrn Zimmer die entferntefte 
Beranlaflung enthalten fey. 

Berudfichtige die verehrliche zweyte Kammer dieſes 
von ihm fo eben bervorgehobene Moment, zugleich mit 
den in dem Ausfchußberichte erfter Kammer entwidelten 
runden, fo werte fie wohl um fo weniger Bedenken 
tragen, dem Gefetesentwurfe ihre Zuftimmung zu ers 
theilen, als berfelbe in der Abftimmung dieſer hohen 
Kammer einftimmig genehmigt worden fey. 

Da Feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fchließt das 
Prafidium diefe Discuſſion und es verlieſt | 

III. der Secretär der Kammer ein, von ihm fofort 
entworfenes, auf den Gefekesentwurf wegen Einführung 
einer gleichförmigen Gewerbſteuer fich begiehendes- Com; 
municat an die zweyte Kammer. | ! 

Daffelbe erhält die Genehmigung der Kammer und 
das Präfidium erflärt die Sitzung für aufgehoben. 


— Beglaubigt: 


Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Sechs und fehzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
— Landſtaͤnde. | 


Darmfladt am 1ten Juny 1827. 


RAN mann ww... 


Enter dem Borfiße bes Herrn awenten pra 
ſident en. 


Anwefend: 


Des Groß: und Erbprinzen von Heffen Kobeit. 
Des Herrn Grafen zu Erbahb-Schönberg Er 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms— % ödel- 
beim Erlaucht. Des Herrn Grafen zu Solms: 
Laubach Erlaudt. Der Herr Geheime Staats⸗ 
von Wreden. Der Herr Praͤlat Schmidt. Der 
Herr Kanzler Arend. Der Herr wirkliche Geheime 

‚Rath Freyberr von Wiefenhütten. Der Herr 
Freyherr von Breidenftein. Der Herr Geheime: 
ratb Knapp ‚ als Großherzoglicher —— 
commiſſarius. 


Nach geſchehener Vorleſung und EN des 
Protofolle ber Sitzung vom 2Y9ten May legt 
+ 1, das Präfidium der Kammer, ald neue Eingaben; 
— Schreiben der zweyten Kammer vor 
ie betreffen / 
4) den Gefesedgentwurf, -Die Beytreibun der Aus⸗ 
ſtaͤnde der Domanialverwaltung in Nheinbeften. ) j 


— 





7) Siehe bie Verhandl. der sorgten Kammer ber gandfände. 
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‚2) den Entwurf der, den Voranſchlag fämmtlicher 
Staatsausgaben und Staatseinnahmen für die Finanz- 
periode von 1827 bis 1829 ‚betreffenden Adreffe an des 
Großherzogs Königliche Hoheit. 

Die Kammer refolvirt diefe beyden Eingaben ad acta. 

II. Es werden mehrere Borträge eritattet. 

Es referirt 

1) der Herr Kanzler Arens, im Namen des zweyten 
Ausfchufles, über den Geſetzesentwurf, die aufferors- 
dentlichen Verfahren in bürgerlichen Rechts— 
fahen bey den Untergerihten in den Prowvin— 
zen Starfenburg und Dberheffen betreffend. *) 

2) der Herr Freyherr von Breidenftein, im Namen 
deffelten Ausfchufles, über den Gefeßesentwurf, den 
MWegbau betreffend. **) nn | 

3) der Herr Freyherr von Breidenftein, Namens 
des dritten Ausfchuffes, bloß mündlich, Uber den Antrag 
des Abg. Herrn Schwarz, mit der polytehnifchen 
Schule zu Darmftadt einen Unterridht für 
Bauhbandwerfer vom Lande zu verbinden. " 

Derſelbe referirt fehr vollftändig: den. Inhalt des 
Antrages, und der, darüber in der zweyten Kammer 
gepflogenen Verhandlungen, und bemerft, daß er fih 
mit der Anficht des Ausfchußberichtes und dem Befchluffe 
zweyter Kammer, dem Antrage Feine Folge zu geben, 
um fo mehr einverftanden erflären müffe, als es zwei— 
felhaft erfcheine, ob die GSefchicklichfeit der Maurer und 
Zimmerleute auf dem Lande, welche allerdings. manches 
zu winfchen übrig laſſe, durch einen bloß theoretifchen 
Unterricht vergrößert werden fünne, Auch. bringe es 
das eigene Intereſſe eines jeden Bauherrn, mit ſich, das 
für zu forgen, daß feine Feueranftalten zweckmaͤßig eins 
gerichtet, und feine Bauten von geſchickten Zimmerleuten 
— mit der moͤglichſten Holzerſparung aufgeführt wuͤr⸗ 

en. 
24) der Naͤmliche, im Namen deſſelben Ausſchuſſes, 
bloß muͤndlich, uͤber die Propoſition der Großherzogl. 
Staatsregierung, die Hebung ber Landwirth— 
ſchaft betreffend. | = 

Derfelbe beinerft, daß die zweyte Kammer die zu 
dem fraglichen Zwecke von ihr votirten 5000 fl. bereits 








*) Siehe Beylage CXLIV. 
**) Siehe Beylage CXLV. 
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in die Zahl der, zu Beſtreitung der Staatsansgaben 
gemeinfam: verwilligten. Summen; aufgenommen habe, 
und e8 deßhalb.ıwohl am beiten ſeyn werde, ‚Das wor: 
liegende; Communicat dieſer Kammer lediglich zu den 
Acten zu nehmen, a — 
Das Praͤſidium vertagt die Discuſſion uͤber dieſe 
Gegenſtaͤnde auf die geſetzliche Zeit, und eroͤffnet 
Al. die Berathung über den, von. der Großherzog⸗ 
lichen Staatsregierung vorgelegten Entwurf, einer 
Forfifirafordnung. — en 
Es bemerkt — ER EN 
ber Herr Geheimerath Knapp: Er erlaube ſich der 
hohen Kammer zu Anfang der Disenfion die Gründe 
zu entwiceln, welche das Geheime Staatsminiſterium zu 
dem Wunfche einer Wiederaufnahme‘ der Berathung über 
den vorliegenden. Gegenſtaud veranlaßt hätten. Das 
Staatsminifterium babe aus den früheren Berathungen 
diefer hoben Kammer entnommen, daß befonders zwey 
Beltimmungen des Gefeßesentwurfes von mehreren Mit: 
gliedern derjelben beanitandet worden feyen. Die erfte 
fey die Form, in welder das Gefeg feine Strafbeitim- 
mungen ausdruͤcke, der Spielraum, welcher dem richter- 
Yihen Ermeffen innerhalb der Gränzen eines Maximums 
und Minimums der Strafen verftattet ſey. Man babe 
befürchtet, daß diefe Eigenthümlichkeit des Geſetzes zu 
Kefultaten führen möge, welche die Staatsregierung 
ſelbſt keineswegs beabfichtigt habe. Er wolle bier nicht 
wiederholen, was er für das Beftehen eines richterlichen 
Ermefjens früher ausgeführt habe, jondern nur bemer- 
fen; daß das Gicheime Staatsminifterium die Beſorgniſſe 
jener Mitglieder der hoben Kammer noch immer nicht 
für gegruͤndet halten koͤnne. Es ehre indeffen zu jehr 
die Einficht und die Gefinnungen der hoben Kammer, 
um nicht überall, wo dief mit dem Wefen der Sache 
vereinbar erfcheine, bereit zur ſeyn, die Beſorgniſſe derz 
felben zu befeitigen. Die bloße Form der Strafen ges 
höre aber auf feinen Fall zum Wefen des Geſetzes, und 
ein etwaiger Befchluß der hohen Kammer auf Nenderung 
“diefer Form werde alfo eine Zuruͤcknahme des Geſetzes 
durch die Staatsregierung um jo weniger zur. Folge 
haben, je mehr die letstere von der dringenden Nothwen— 
digkeit der Einführung einer allgemeinen Forſtſtraford— 
nung überzeugt fey. Es enthalte nun aber die Verhand— 
lung über diefen Gegenfiand zwar bey vielen einzelnen 
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Artikeln Borfchläge zu firen Strafanfägen, bey manchen 
anderen. dagegen, namentlid bey den Nauptartifeln , 
fehle es an folchen Borfchlägen gänzlich. 

Eine, dem Spfteme der unbeftimmten Strafen etwa 
unginftige Abftimmung auf die früheren Protofolle würde 
daher nur ganz allgemein haben ausfallen können. In 
diefer Beziehung habe das Geheime Staatsminifterium 
die Wiederaufnahme der Discuſſion gewünfdht, um den 
Mitglieder der Kammer, welche mit ber Anfiht bes 
Entwurfes nicht übereinftimmten, Gelegenheit zu geben, 
bey den Artifeln des Gefetzes, bey welchen es noch nicht 
gefchehen fey, fire Strafen, an die Stelle ber, im Ent» 
wurfe proponirten, in Borfchlag zu bringen. 

Ein zweyter Anftand, welchen der Ceſetzesentwurf 
veranlaßt habe, Tiege in dem Verhältniffe der von ihm 
feftgefeßten Strafen der verfchiedenen Holzentwendungen, 
namentlich in fo fern fie an, grünem, forftimäßig nicht 
hbaubarem Holze, oder an bereitd gehauenem Holze ver- 
ubt worden feyen. Aber auch in dDiefer Beziehung fehle 
es bis jegt an einem bejtimmten, den. Borfchlägen des 
Entwurfes zu fubftitwirenden Antrage, und das Mini— 
fterium babe alfo auch bier, um für eine, von dem In— 
halte des vorliegenden Geſetzes abweichende Befchlußnahme 
eine feite Bafis zu gewinnen, eine Wiedereröffnung der 
Discuſſion für nöthig erachtet. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die 
durch den Erlaß der Staatsregierung und. durch die 
eben gegebene Erflärung des Herrn Regierungscommis— 
fürs gewordene Möglichkeit, zu den Artifeln, bey web 
chen e8 bis jeßt nicht gefchehen fen, fire Strafbeitims 
mungen in Borfchlag zu bringen, koͤnne nur den Wüns 
fchen der hohen Kammer entfprechen. Er habe ſich als 
Referent des Ausſchuſſes bemüht, überall, wo dieß möge 
lich gemwejen fey, feſte Strafnormen wenigftend bemerf- 
lich zu maden, und fo fänden fich folche Anfichten bes 
reits bey vielen einzelnen Artifeln des Entwurfes. Bey 
ben. Hauptbeftimmungen des Entwurfes habe diefes nicht 
geſchehen Finnen, weil die Grundanfichten fo verfchieden 
geweſen feyen, daß man durch. entgegengefeßte beſtimmte 
- Anträge gefürchtet habe, die Initiative zu verlegen, Die 

der Staatsregierung bey Gegenftänden der Gefeßgebung 
eigen fey. Dieß ſey namentlich bey den Strafen ber 
Holzentwendungen der Fall geweſen. 
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» Der Herr Präfident: Da e8 bier bauptfächlich 
auf die Beftimmungen fefter, in der früheren Discuflion 
über: den vorliegenden: Geſetzesentwurf noch nicht vorge 
fchlagener Strafanfäge anfomme, fo könne man bie. Ber 
rathbung wohl am beiten fofort, mit Uebergehung des 
— Theiles des Entwurfes, auf 6. 13 deſſelben 
eiten. 2% 
Der Herr Kanzler. Arens: Man dürfe die 12 er- 
ften $$. um fo eher übergehen, als mar die im allge 
meinen Theile nothwendigen Mopiftcationen, fo bald die 
benfelben zu Grunde liegenden Principien einmal aner- 
fannt, und die Anwendung ber. legteren. auf die, einzel- 
nen Forfifrevel normirt fey, dem. Ermefjen der Staats- 
zegierung wohl vollfommen anheim ftellen koͤnne. J 

Bey der hierauf über $. 13 eröffneten Discuſſion 
bemerft - J 
der Herr Freyherr von Breidenſtein: Der Holz— 
werth in den Faͤllen dieſes Sen ſey ſehr gering und da⸗ 
mit auch ſchon die Strafe. Rebſt dem ſey das Vergehen 
leichter zu begehen als zu entdecken. Daher ſcheine ein 
wenigſtens dreyfacher Holzwerth als fire Strafe. ange 
— Was von dem $. 21 gefagt ſey, wuͤrde weg⸗ 
allen. | | | — 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Da die Frevel, von welchen der’ $.13 handle, dem Walde 
nicht weiter fcehadeten, ihm vielmehr unter gewiffen Um— 
ſtaͤnden fogar von Nutzen feyn koͤnnten, fo erfcheine es 
pielleicht angemefjen, diefelben mit einer geringeren, als 
ber von dem Herrn Referenten vorgefchlagenen. Strafe, 
alfo etwa mit der Strafe des zweyfachen Holzwertheg, 
5 belegen. Man fünne dieß um fo eher, als durch die 
eftfegung eines Minimums der Strafen einer zu.großen 
— derſelben im concreten Falle vorgebeugt 
werde. 
Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Er habe 
gegen das Zweyfache des entwendeten Holzwerthes, als 
Strafe der Entwendungen des $. 13. sub 1., an ſich 
nichts einzuwenden. Nur bemerke er, daß Die positio 1. 
mit der pos. 2. ‚des vorliegenden ‚Sen in Verbindung 
ſtehe, und daß aus Gründen, welche er fich fpater zu 
entwideln vorbehalte, das Zweyfache des Holzwerthes 
als Strafe auch für die Faͤlle der letztgenannten Pofition, 
für welche vielleicht nur die Strafe des dreyfachen Holz— 
werthes angemefjen erfcheine, werde. angewandt werden 


L 
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müffen. Ferner: frage es fih, ob eit Strafminimum 
von 10 Kreuzern, für Frevel deren Werth oft nur höchft 
unbedeutend fey, bey einer Strafe des Doppelte der 
Entwendung nicht zu ftarf wirken werde, indem ber eis 
gentliche Strafanfag des Doppelten der Entwendung, 
zu häufig ein folches Minimum nicht erreichen, und alfo 
einer Erhöhung bedürfen werde, tr 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaudht: 
Ein Strafminimum von 10 Kreuzern fey fo unbedeus 
tend, daß daffelbe, auch wenn e8 zu der regelmäßigen 
Strafe des doppelten Werthes der Holgentwendung für 
die Fälle des $. 13 in. feinem ganz genauen Berhältniffe 
fteben follte, doc immer als Strafe der bloßen Ueber- 
tretung des gejeglichen Berbotes, um die Strafen im- ein- 
zelnen Falle nicht zu einer wirkungsloſen Geringfügig- 
feit herabfinfen zu laffen, recht gut werde beybehalten 
werben Fünuen; "2.0 2 at SU ATR te 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Zu $.13 
sub 2 fönne er für eine höhere Strafe, als ben drey— 
fachen: Holzwertb nicht ftimmen. Größer, und zwar 
nad. einem natürlichen. allmaͤhligen Verhaͤltniß größer, 
werbe: bie Strafe bier ohnehin, ald sub 1, ba man eis 
nen höheren Holzwerth verdoppele. Diefe in dem Ent: 
wurfe bier sub 1 und 2 vorkommende 'Srabation fe 
nicht wohl begründet. - Er habe fehon in feinem Gut 
ten des Ausfchußberichtes hierauf aufmerkffan gemacht 
und muͤſſe es in dieſer Berathbung nochmals thun. Diefe 
Gradation werfe, genau betrachtet, die ganze Conſequenz 
des Geſetzes um, und‘ babe die fonderbarften Folgen. 
Sie vertrage fich nicht mit denen, von dem Ausſchuſſe, 
in einem früheren Berichte über den Maaßſtab der Strafe 
aufgeftellten Grundfägen, und man werde bey den naͤch— 
ften SS. finden, daß man nach einer,. diefer Gradativn 
gerade entgegengefeßten Methode verfahren müfle, um 
angemefjfene Strafen zu firiren. Er huldige der Anſicht: 
daß Frevel, die ihrem Objecte nad), größer: feyen, auch 
höher bejtraft werden müßten. Nun fey aber bey den 
Freveln, von denen er bier rede, die Größe des Objecz 
te8 durch feinen Werth bezeichnet, fie würden alfo nach 
einem richtigen Verbältniffe höher beftraft, wenn die 
Strafe nach diefem Werthe berechnet würde. Man habe 
z. B. Die Abficht den, der 2 fl. entwendet habe, doppelt 
fo hart zu ftrafen, als den, der einen Gulden entwende, 
und dieſes fey eine, obwohl firenge, doch confequente, 


Er 
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überall gleich paffende Steigerung der Strafe, wornach 
alfo jener für den entwendeten Gulden mit 3 fl. und 
der Festere für die entwendeten 2 fl. mit 6 fl. beitraft 
werden koͤnne. Sey demnach ein Holzwerth von 1 fl. 
und resp. 2 fl. vorhanden, wornach die Strafen von 3 
und 6 fl., nach dreyfachem Holzwerthe berechnet, ein 
treten, fo fey ja eine ftarfe, für jede Größe des Holz 
werthes gleichförmig paffende — * der Strafe vor⸗ 
handen. Aber für eine weitere Oradation, wie fie der 
Uebergang von pos. 1 zu pos.2 in $.13 mit fich führe, 


koͤnnten feine Gründe vorliegen, die mit dem Maafftabe 


der Strafen vereinbarlich feyen und denft arfen Abfprung 
rechtfertigen, der in der Beſtrafung dadurch entitehe, 
Wer für 58 fr. Holz entwende, folle nach dem Entwurfe 
den zweyfachen Holzwerth, nämlich 116 fr. zahlen, wer 


aber für 62fr. desgleichen entwende, folle mit dem drey- 


fachen Holzwerthe, als mit 186 fr. beftraft werden. 
Eine große Differenz, da doch der Unterſchied in dem 
Werthe des Entwendeten nur 4 fr. betrage. Dagegen 
folle bey einem entwendeten Holzwerthe von 5 fr. und 
resp. 50 fr., als bey einer Differenz von 45 fr., den: 
no die gleiche Strafe des zweyfachen Holzwerthes eins 
treten, und eben fo würde nad) dem Entwurfe den, der 


fuͤr 15 fl. Holz entwende, die nämliche Strafe des drey- 


fachen Holzwerthes treffen, die auf einer Entwendung 
von? fl. bafte, fomit bier bey einer Differenz von 13 fl. 
feine Gradation Statt finden, da doc) eine ſolche bey der 
obigen Differenz von 4 fr. eintrete, 

Wenn aber hiernac) die befagte Gradation nicht 
beyzubehalten feyn dürfte, fo gewinne Die Faſſung des 
$. 13 ganz jene einlenchtende Klarheit und Kürze, die 
nur aus einfad) richtigen Principien hervorzugehen pflege. 
Tg würde die Faſſung Diefes Sen folgende feyn 

nnen : 

„Wer ıc. entwendet, wird mit dem Dreyfachen des 


oͤrtlichen Holzwerthes beftraft. Betraͤgt die, aus dem 


dreyfachen Holzwerthe ausgemittelte Geldſtrafe, nebſt 
ihren Schärfungen, 40 fl. oder mehr, fo tritt Gorrec- 
tionshausitrafe, bi8 zu einer Dauer von 2 Sahren ein. 
Jeder Tag diefer Strafe wird zu 40 Er. angeſchlagen.“ 
‚Er müffe bey diefer Faſſung noch Folgendes er- 
innern: 

1) E8 fey darin Feine Nede von den 10 fr. gewe— 
fen, von weldjen der Entwurf fpreche, weil er glaube, 
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daß die geringſte Strafe, welche der Richter bey allen 
Holzfreveln ausſprechen ſolle, auch für ſaͤmmtliche Holz— 
frevel gemeinſam, alſo durch einen beſonderen Fen, der 
ſpaͤter folge, beſtimmt werden muͤſſe. Der Zweck einer 
ſolchen Beſtimmung ſey nur der, daß der Richterſpruch 
keine allzugroße Unbedeutenheit ausdruͤcke, und ſie recht— 
fertige ſich beſonders noch dadurch, daß jeder doloſe 
Frevel, wohin alle Holzentwendungen gehoͤrten, ſchon 
an ſich, als geſetzwidrige Handlung betrachtet, einiger 
Strafe wuͤrdig ſey. 

9) E8 heiße in der Faſſung dieſes Sen: „nebſt ih— 
ren Schärfungen. Die Gründe bierfür gingen! aus 
jenem Ausfchußberichte, in welchem die allgemeinen Grund= 
eines Forſtſtrafgeſetzes aufgeftellt worden feyen, 

ervor. 

3) Es heiße „40 fl. oder mehr.’ Hierdurch fey 
der Betrag der Strafe für den Uebergang zur Gorrec- 
tionshausftrafe angenommen worden, während nad) dem 
Entwurfe diefer Uebergang durch die Größe des Holz— 
werthes bewirft werden folle. Die Gründe, welche für 
den Entwurf forechen fünnten, fielen nun, da von firen 
Strafen die Rede jey, hinweg, und es fey der Natur 
der Sache, fo wie einer einfachen Beftimmtheit ange- 
mefjen, nicht nach dem Holzwerthe, fondern nach der 
fid) daraus ergebenden Strafe, jenen Uebergang feftzir- 
fegen; denn der Holzwerth allein gebe gar feine Vor— 
ftellung von der ©trafbarfeit des Frevels, worauf es 
bierbey anfomme, er bezeichne die Schärfungen und die 
Schädlichfeit des Frevels nicht, und beydes gehöre Doch 
zum Maapftabe der Strafe, 

4). Es fey für den Tag Gorrectionshaus 40 fr. vor- 
geichlagen, weil ed bisher fo gehalten worden fey. Nach 
dem Entwurfe fehienen jedoch 30 fr. dem Berhältniffe zu 
Grunde zu liegen, und Referent würde auch weit lieber 
für 30 fr. ſtimmen, damit fein Reit zum Gorrectiongd- 
baufe entftehe; denn 40 fr. und Bekoͤſtigung fey viel 
mehr, al& der fleißigſte Arbeiter zu verdienen pflege. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Was die Correctionshausftrafe betreffe, fo winz 
jche er, daß Diefelbe erft mit einem Strafanfage von 
60 fl. eintreten möge, damit nicht bey einer zu häufigen 
Anwendung, Theil die Scheu vor derfelben und das 
Ehrgefühl der Frevler vermindert, Theils aber auch das 
Sntereffe der Waldeigenthiimer gefährdet werde, fo weit 
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fie bey ber Zuerfennung von Geldftrafen und der Moͤg— 
lichfeit, die Strafen im Falle der. Zahlungsunfähigfeit 
der Frevler abarbeiten zu laſſen, betheiliget feyen. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Mit 
einer folchen Erhöhung der Strafjumme, bey deren Vor: 
banvdenfeyn Gorrectionshausjtrafe eintreten folle, erfläre 
er ſich vollfommen einverjtanden. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Sn Beziehung 
auf die Nedaction des $. 13 erlaube er fich folgende Be— 
merfung: Es handle ſich in diefem Sen von duͤrre ftehen- 
dem Holze, ungerodetem Stodholze, Spänen, überhaupt 
von folchem Holze, deſſen Entwendung dem Eigenthuͤ— 
mer, außer dem Berluite des Entwendeten, feinen be— 
fonderen Schaden verurfache, und welches von ihm felbft 
uͤberhaupt nur wenig benußt werde, Für Entwendungen 
dieſer Art fchlage der Entwurf eine Gradation in den 
Strafen vor, weil e8 in der Natur der Sache liege, 
daß der, welcher von den genannten Gegenjtänden nur 
fehr wenig entwende, von einer geringeren Strafe, als 
der bedeutendere Frevler getroffen werden müffe, und 
weil es dem Intereſſe der Waldeigenthümer entfpreche, 
wenn die Frevel durch die Art der, Strafgradation mehr 
auf die wertblojeren Gegenftände des Forſteigenthums 

efenft würden. In Beziehung auf das, was der Herr 

reyherr von Breidenftein gegen die in dem Entwurfe 
‚vorgefchlagene Abjtufung der Strafen angeführt habe, 
wolle er feine, in ber früheren Discuſſion enthaltenen 
Erörterungen nicht wiederholen, fondern nur bemerken, 
daß diefe Abjtufung, ganz nad Analogie des Grimisal- 
rechtes, auf die vorauszufesende Erhöhung des böfen 
Vorſatzes des Frevlerd gegründet fey. Wenn defhalb 
die Kammer eine Abänderung des $. 13 für nöthig er 
achte, fo wuͤnſche er wenigitend, daß für die in der 
positio 4 behandelten Entwendungen von weniger ale 
einem Gulden Holzwerthe ein gelinderer Strafmaaßitab, 
a für die höheren Entwendungen beichloffen werden 
möge. 

Ferner fer ed in jedem Falle nothwendig, daß die 
im $. 14 aufgeführten Entwendungen, namentlich die 
Entwendungen des grünen Holzes, bey welchem der Ei- 
genthümer außer dem DBerlufte ded Holzwerthes noch 
einen befonderen Schaden erleide, firenger als die Fälle 
des $. 13 beftraft würden. Er erlaube fich die hohe 
Kammer auf das Wefentliche der Beybehaltung diefer 
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Strafgradation aufmerffam zu machen, da ihm die zu 
dem $. 14 etwa zu erwartenden Vorfchläge noch unbe— 
kannt feyen. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er werde 
es für yafjender halten auch auf die Frevel sub 2 nur 
die Strafe des doppelten Holzwerthes zu feßen, als die 
Gradation beyzubebalten, denn dieſe führe, wie er 
numerifch dargelegt babe, zu enormen Ungleichheiten , 
und die Größe des Dolus fowohl, ald der Entwendung 
felbft, werde ja durch das Duplirem eines höheren Holzes 
werthes ſchon eo ipso verhältnißmäßig härter beitraft. 

Zu $. 14 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Er fcheide 
von diefem Sen die Frevel am ftehenden Holze aus, weil 
fie von anderer Bejchaffenheit feyen, und: daher in einem 
folgenden , einzufchaltenden Sen eine befondere Behand 
lung verdienten. 

Das Entwenden gefällten und ypräparirten Holzes 
alfo, wovon in diefem $. 14 noch zu handeln wäre, 
unterjcheide fic) von denen in $. 13 benannten Freveln, 
nach feiner Anficht, characteriftifch dadurch, daß e8 nicht 
nur in das frenide MWaldeigenthbum eingreife, fondern 
nebft dem noch den Eigenthümer in der wirflichen Aus— 
übung feiner Eigenthumsrechte ſtoͤre, ja die Ausübung 
vereitele. „Wer nah $. 13 eine Laſt Leſeholz frevele, 
befinde fich im erfigedachten Falle und entwende vielleicht 
nur das, woran der Eigenthümer feine Rechte nie gel- 
tend gemacht haben würde, Im Ietteren Falle aber be> 
finde fic) der Entwender eines gefüllten Holzes, denn 
‚bier ſey der Eigenthuͤmer in der wirflichen Ausübung 
. feines Rechtes begriffen gewefen, und hätte er diefe Aus— 
übung auc) bereits vollendet, durch Tradition des Hol— 
zes an einen Käufer, fo würde man diefen Fall in 
einem Forftfirafgefege doch nie unterftellen, fondern ihn 
anzlich iguoriren müflen, denn c8 wäre alsdann uͤber— 
— kein Forſt- und Holzfrevel, ſondern ein, ganz 
ohne Bezug auf das Waldeigenthum, an einem Dritten 
begangener Diebſtahl. 

dach obiger Anſicht alſo erſchienen dieſe Holzfrevel 
viel ſtrafbarer als jene im F. 13, und es ſcheine ihm 
nad) allerhand Vergleichungen, als ob fie mit dem Fünf: 
fachen des Holzwerthes eine angemefjene Strafe erleiden 
würden. Freylich träten hierbey auch Fälle ein, in 
welchen diefe Strafe nicht genügend zu feyn ſcheine, 
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nämfih wo ber. Holzwerth gering ſey und man nach 
dem Maapftabe der Strafe gerne den 6 bis 8 fachen 
Holzwerth gewählt hätte 3.8. bey der Entwendung eines 
Kilafterfcheides, einer präparirten Are, Nabe, Deichfel ıc. 
allein diefes ſey nicht möglich, ohne ganz von dem Plane 
bes Gefeßesentwurfes abzugehen, auch fey es nicht fehr 
erheblich, wenn nur der Eigenthümer over Empfänger 
da, wo der Anreig zum Frevel durch die Strafe des 
fuͤnffachen Holzwerthes nicht genug geftillt fey, etwas 
fchärfere Auffiht und größere Behutfamfeit anwende. 
Uebrigens gelte bey diefem Sen alles das, was 
zu $. 13:über die Gradafion, und von dem Uebergange 
der Geld» in Gorrectionshausftrafe gefagt worden fey, 
nur daß hier die Gradation noch in größerem : Maaße 
unverhäftnißmäßig wirfen würde, | h 
Die Faflung koͤnnte folgende ſeyn: 
„Wer gerodetes Stodholz ꝛc. entwendet, wird mit 
dem Fünffachen des örtlichen Werthes beftraft. Beträgt 
aber das Fuͤnffache diefes Werthes, mit Hinzurechnung 
der Schärfungen, 40 fl. oder mehr, fo: tritt Correc— 
tionshangfira e, nad der, im $. 13 benannten Weife 
ein. 
Es ſey in diefer Faffung nur Werth nicht Holzwerth 
angeführt worden, weil Holzwerth, dem Anfcheine nach, 
- die Bearbeitungsfoften nicht im fich ſchließe, welche doch 
ebenfalld in Betrachtung Famen. Sodann fey von Zucht: 
haus nichts gefagt worden, weil wohl der Beſchluß 
zweyter Kammer, nur Gorreitionshausftrafe eintreten 
zu laſſen, Beyfall finden dürfte, | Sa RT UN, 
Der Herr Geheimerathb Knapp: Wenn man nad 
“ dem Borfchlage des Herrn Referenten, fobald die Strafe 
einer Holzentwendung die Summe von 40 fl. Aberfteige, 
jederzeit Gorrectionshausftrafe eintreten laſſen wolle, 
ohne Rücficht, ob jene Strafe durch concurrirende Schärf- 
ungsgründe, oder ſchon durd die einfache Entwendung 
herbeygeführt fey,, fo koͤnne fchon die Entwendung eines 
Holzwerthes von 2 fl. bey mehreren zufammentreffendert 
Schärfungsgränden möglicherweife der: Correctionshaus- 
ftrafe unterwerfen.: Der’ Entwurf beftimme, daß auch 
bey dem Vorhandenſeyn mehrerer Schärfungsgründe das 
Marimum der gefeglichen Strafe nicht überfchritten wers 
‚ben folle. Auf den Fall aber, daß das Syftem der uns - 
beftimmten Strafen die ‚Genehmigung der hohen Kam— 
mer wicht erhalte, fihlage er wenigftens vor, daß man 
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die, bey einem befiimmten Vergehen concurrirenden 
Schärfungsgründe, bey Berechnung der Gumme von 
40 fl. Strafe, welche nach der Anficht des Herrn Refe— 
renten die Gränze der Geldftrafen bilden folle, nicht in 
Anfchlag bringen möge, um die Gerrectionshausftrafe 
nad dem oben Bemerkften nicht zu häufig eintreten zu 
laſſen. Eine zu große Gelindigkeit der Strafe koͤnne 
man aus dieſem Borfchlage um fo weniger ‚befürchten, 
als nach der, von dem Herrn Referenten proponirten 
Strafe des fünffachen Holzwerthes, in den Fällen des 
$. 14, fobaldrdie Entwendung den Werth von 8 fl. 
überfteige, alfo noch immer Häufig genug die Eorrectiong- 
hausfirafe werde angewendet werden. | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: In fo 
fern eine zu häufige — —— der Correctionshaus⸗ 
ſtrafe durch Weglaſſung der Schaͤrfungsgruͤnde vermieden 
werde, erklaͤre auch er ſich mit derſelben einverſtanden. 
Da übrigens bey dieſem 1Aten Sen feine Gradation ein— 
trete, fo werde fie auch ſchon um deßwillen nicht zu 
$. 13 eintreten koͤnnen. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Gegen den Bes 
ſchluß der zweyten Kammer, daß in den Fallen des 
$. 14 nur Gorrectiong= aber Feine Zuchthausſtrafe ein— 
treten möge, ein Befchluß auf welchen auch der Herr 
Referent in feiner früheren Bemerfung zu dem vorlies 
genden Fen eingegangen fey, babe er nichts Wefentliches 
einzuwenden. 

Des Herrn Grafen zu Solms:Rödelheim Er- 
laucht: Auch er müffe ſich mit dieſem Befchluffe einver- 
ftanden erflären. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Zwifchen 
diefem 14ten und dem 15ten Sen fey nun eine weitere Straf- 
beftiimmung über die Frevel am grünen ſtehenden Holze 
erforderlich, die er bier, um die Zahl der SS. vor der 
Hand nicht zu Ändern, mit $. 14 b. bezeichnen wolle. 
Die nähere Veranlaſſung zu ber gefonderten Behand 
lung diefer Frevel liege in der eigenen Qualification, 
daß nicht bloß der Holzwerth entwendet, fondern auch 
dem Walde Schaden zugefügt werde, ein Schaden, ber 
ben Holzwerth oft vielfach überfteige. Diefes fey bey 
allem grün ftehenden Holze nebft feinen Spitzen und 
Heften der Sal, mit Ausnahme jenes Holzes, welches 
forſtwirthſchaftlich haubar oder überftändig fey, und 
nit von dem Eigenthümer, wegen nachhaltiger Behol- 
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zigung oder zum Schuße junger Schläge ſtehen gelaffen 
werde. Man fönne alfo, diefe Falle ausgenommen ,„ ans 
nehmen, daß alle ſolche Frevel einen größeren oder klei— 
- neren Schaden des Waldeigenthuͤmers mit fich führten. 

| Da es bey diefen Freveln, wenigitens zum Theile, 
vorzüglich auf den Grad ihrer Schaͤdlichkeit, alfo weni— 
ger darauf anfomme, den Eigennuß, durch einen Gegen: 
reiß, ber in einer Strafe nach vielfachem Holzwerthe 
befiehe, zu befiegenz; fo habe der Holzwerth hier nur 
einen geringen Einfluß auf das Strafmaß und es werde 
fi) ergeben‘, daß er, je fleiner er fey, deſto vielfacher 
genommen werden müffe, um dem Mapftabe der Strafe 
zu genügen. 

Der hiernach vorzufchlagende Zufagartifel, wiirde, 

nach feiner Anficht, folgender jeyn: - 

„J. Wer grünes ftehendes Holz entwendet, welches 
forftmäßig-haubar ift, oder doch nad) dem Willen des 
en weggenommen werden follte, wird -be 

raft: | 5; 

a.) wenn das Holz wenigitend einen Fuß im uns 
— Durchmeſſer hat, mit dem Zweyfachen des Holz- 
wertheg. 


-4) Ein Fuß und darüber, das 3 fache des Holzwerthes 
2.) 9° — — — fie — — — 
3387 — — — afache — — 
4.) 7 — — — 45fache — 
5.) 6° — — — sfache — — 
6535 — — — 6fache — — 
73 4° — — — 73fache — 
8.) 3° — — — 10fıhe — — 
9.) 2“ — — — 485 fache — — 

10) 1° — — — Nfadhe — — 
11) bis “ — — — 30fahe — — 
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Gepflanztes Holz das 20 fache, 

Aeſte die Laſt das 5 fache. | 

Ein einräderiger Karren wird für zwey, ein zwey⸗ 
räberiger für 8, und ein vierräderiger Wagen für 
16 Laſten gerechnet. 

Iſt das entwendete Holz unterdriüct gewefen, fo 
findet nur die Hälfte der Strafe Ctatt. 

Beträgt bey einem diefer Frevel die anzufeßende 
Strafe 40 fl., oder mehr, jo tritt Gorrectionshaus- 
firafe nach der Beſtimmung des $. 13 ein.’ 

Er muͤſſe diefen vorgefchlagenen Sen durch folgende 

Bemerkungen erläutern: 


a.) Es fey Fein Unterfchied zwifchen den yerfchicde- 
nen Holzarten gemacht, weil diefer Unterfchied in dem 
Tarife des Holzwerthed ausgedrüdt werde und auf dieſe 
Weiſe feinen Einfluß auf die Strafe Aäuffere. 

b.) Die vorgefchlagenen Strafen unter a — c könn: 
ten gering, befonders jene sub a. allzugering zu ſeyn 
fcheinen. Allein, da bier von einer durchaus unfchäad- 
lichen Faͤllung und zugleich von einem ſchon bedeutenden 
Holzpreiſe die Rede fey, auch der Umftand in Erwägung 
fomme, daß der Neiß zu folchen Freveln, weil fie leicht 
zu entdecen feyen, nicht groß fen, fo habe er die vor 
geichlagenen Strafen nicht unangemeffen gefunden. Et- 
was mehrfacher mäfle ver Holzwerth sub b. und c. ges 
nommen werden, Theils weil er an ſich geringer fen, 
alfo auch eine Fleinere Strafe bilden würde, Theils weil, 
je leichter die Fallung und der Transport des Holzes, 
defto leichter auch die unentdeckte Veruͤbung des Frevelg, 
fomit der Reis zum Vergehen fey. 


c.) Der zweyte Abfag diefes vorfchläglichen F. uns 
terfcheide fich fehr mwefentlich von den sub a. — c. ats 
geführten Strafbeftimmungen, und man würde die, von 
41 bis 11 20. angetragenen Strafen leicht zu gering fin 
den, wenn nicht einige Ruͤckſicht auf die, bierbey ein 
tretende Leiftung des Schadenserſatzes zu nehmen wäre, 
weil fie den Reitz zum Frevel vermindere, aljo auch eine 
gelindere Strafe möglich mache. 

Uebrigens fünne man bey diefen Freveln natürlich 
nicht annehyien, daß, je Heiner der Holzwerth, vdefto 
Eleiner auch der zugefügte Schaden fey; denn mit dieſem 
Schaden ftehe der Holzwerth in einer fo zufälligen Ber- 
bindung, daß oft gerade umgekehrt die Entwendung bes 
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werthvollſten Holzes, nämlich jenes, welches feiner Haus 
barfeit am naͤchſten ſey, den geringften Schaden zufiige, 
ein Umftand der hier, mo der Maapftab der Schädlicys 
feit einen fo bedeutenden Einfluß auf die Größe der 
Strafe habe, auf die gemachten Borfchläge fehr einwirke. 
Deßhalb, und aud aus derten zu a. bid c. angeführten 
Gründen, habe der Holzmerthb zum Behufe der Strafe 
immer ‚mehrfacher genommen werden müffern, je geringer 
er ſich bargeftellt habe und wenn dennoch bey weitem 
nicht überall ein paffendes Verhaͤltniß der Strafe zur 
Strafbarfeit hervorgehe, jo habe er doch den gemachten 
Borfhlag, als den beften mehrerer, von ihm deßhalb 
angeftellter Berfuche, der hohen Kammer anbeim geben 


ollen. 

d.) Unverhäftnißmäßig gering werde vielleicht bie 
Strafe in pos. 1 erjcheinen, allein bier fey der Holzs 
werth fihon bedeutend, die Veruͤbung des Frevels ſchwer 
und. feine Entdedung leiht, auch der Schaden in ber 
Pegel fo erheblich nicht. 

e.) Die von 1 bis 11 vorgefchlagenen Strafen über- 
träfen Theils jene der Älteren Straforbnungen, Theile 
blieben fie hinter denfelben und man fey überhaupt nicht 
im Stande die Beftrafung des einzelnen Freveld ganz 
fo zu treffen, wie fie eigentlich feyn follte, weil man 
überall den Holzwerth nur in einem gewiffen Umfange 
vor Augen habe, und weil er häufig eine zu bedeutende 
Größe ſey, um durch ein Mehrfaches beffelben die rich- 
tige Strafe zu componiren. Er habe fih in erfterer 
Hinficht bier dadurch ziemlich geholfen, daß er jenen 
Umfang des Holzwerthes bis auf Zolle reducirt habe 
und in legterer Hinficht dur die Annahme halber Holz— 
werthe da, wo diefe ganz genommen, zu groß erfchienen 
fegen und er glaube nicht, daß man dieſe Huͤlfsmittel 
entbehren Eönne, ohne von dem richtigen Strafmaaße all: 
zu entfernt zu bleiben. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Der Herr Refes 
rent unterfcheide bey der Beltrafung des grünen ſtehen— 
den Holzes zwifchen dem forſtmaͤßig haubaren und forit 
mäßig nicht hbanbaren Hole. Die Idee, von welder 
der Herr Referent bey diefer Unterfcheidung ausgeganz 
gen ſey, fey Klar und vielleicht empfehlenswerth. Nur 
wiffe er nicht, ob der Augdrud „forſtmaͤßig haubar“ 
ein fo genau bezeichnender genannt werben dürfe, um 
ihn einer eigenen Klaffe von Holzentwendungen zu Grunde 
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zu legen. Er minfche deßhalb, daß ed bey einer etwaigen 
Annahme des fraglichen Vorſchlags der Staatsregierung 
frey geftellt bleibe, jenen Ausdrud zu gebrauchen, oder 
einen anderen, fchärfer bezeichnenden, an feine Stelle 
zu feßen. “ Ä 

Der Herr Präfident: Ob ein Stamm forfimäßig 
haubar fey, oder nicht, wiſſe in feinem Reviere ein jeder 
Waldſchuͤtze. Indeflen Eönne die Refervation des Herrn 
Regierungscommiffars, als ganz unfhadlih, von der 
hohen Kammer wohl nicht beanitandet werden. 

Der Herr Geheimeratb Knapp : Eine andere Bes 
merfung, welche er fich zu der Faflung des von dem 
Herrn Referenten vorgefhlagenen $.14b. erlauben müffe, 
fey die, daß nad) derfelben ein grüner Baum von 1 Fuß 
Dice mit dem Zweyfachen des Holzwerthes, nad $. 13 
aber das duͤrre Holz, defien Entwendung die am wenig- 
—* ſchaͤdliche ſey, mit dem Dreyfachen beſtraft werben 
olle. 


Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Das 
Zweyfache des Holzwerthes eines gruͤn ſtehenden Baumes 
von 1 Fuß Dicke und mehr, betrage 5, 6, 10 ıc. fl., 
während daß Dreyfache des Werthes des duͤrren Holzes 
meift nur wenige Kreuzer ausmache. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Dieß würde rich 
tig feyn, wenn unter dem Ausdrude ‚„„vürres Holz’ 
bloß Leſeholz, und nicht auch ftehendes dürres Holz von 

einer oft bedeutenden Dice begriffen wäre. Bey der 
Entwendung eines dirren Stammes von 1 Fuß Dide 
aber fcheine ihm eine ftrengere Beftrafung, als bey der 
Entwendung eines grünen Baumes von demfelben Ums 
fange unangemeffen. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Das 
— der beyden Strafen gleiche ſich aus, 
wenn, nach dem Vorſchlage des Herrn Grafen zu Solms— 
Laubach zu $. 13, anftatt des dreyfachen Holzwerthes als 
Strafe, der zweyfache Holzwerth angenommen werde. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: In diefem Falle 
finde noch immer für die Entwendungen des dürren Hol 
zes eine eben fo harte Strafe, als für die Entwendun— 

en bed grünen Holzes Statt, während die größere 
Schädlichfeit der letzteren ohnzweifelhaft eine härtere 
Strafe nach ſich ziehen müffe. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Das 

grüne Holz, für welches er die Strafe des Zweyfachen 
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in Vorſchlag gebracht habe, ſey das forſtmaͤßig haubare, 
alfo dasjenige, durch deſſen Entwendung dem Eigen— 
thuͤmer, außer dem Verluſte des Holzwerthes, fein bes 
fonderer Schaden zugefügt werde. Diefes Holz ftehe 
alſo dem dürren Holze beynahe gleich, und die naͤmliche 
Strafe für die Entwendungen in beyden Fällen, Eönne 
in fo fern ganz wohl gerechtfertigt werden, 

Des Herrn Örafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Er glaube, daß bier die Unterfcheidung zwifchen haus 
barem und nicht haubarem Holze zwar theoretifch, aber 
. nicht ‚practifch anwendbar fey. Denn nicht bloß die Ent- 
wendung des forftmäßig haubaren, fondern auch die 
Entwendung des unterdrüdten Holzes, welches haupt: 
fachlich und vorzugsweife gefrevelt werde, bringe dem 
Waldeigenthuͤmer feinen anderen Schaden, ald den Vers 
Iuft des Holzwerthes, und in fo fern müfle das unters 
drücte Holz jederzeit in die Kategorie des haubaren ges 
feßt werden, 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Bey der 
Entwendung von unterbrücdtem Holze laſſe fi) die Uns 
terfcheidung, ob es haubar, d. h. vom Waldeigenthämer 
zur Wegnahme beftimmt gewefen-fey, oder niht, eben 
fo wohl ald bey der Entwendung des präbominirenden 
Holzes anwenden, und man könne ed nicht allgemein 
in die Kategorie des haubaren Holzes fegen, weil feine 
Hinwegnahme dem Schluffe des Waldes oft fehr nach: 
theilig fey. | 
| Der Herr Präfident: Durch die Entwendung 

bes unterdrüdten Holzes verliere auch der Waldeigen> 
thuͤmer feineswegs immer bloß allein den Werth veffel- 
ben, fondern ed fönne fich bey ftarfem Schnee leicht ein 
ganzes junges Stangenholz umlegen, wenn das dazwi⸗ 
fchen ftehende unterdrädte Holz weggenommen werde. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Eine ſolche Wirfung könne man wohl von einem forft- 
mäßigen Aushanen des unterdrüdten Holzes, aber nicht 
von Freveln an diefen Holze erwarten, bey welchen in 
der Regel nur hie und da einzelne unterbrüdte Stämme 
weggenommen zu werben pflegten. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Die Erflärung 
des Herrn Freyherrn von Breidenftein, daß das Holz 
haubar ſey, was nach der Beltimmung des Waldeigens 
thuͤmers weggenommen werden folle, koͤnne allerdings 
befriedigend genannt werden, nur bedürfe es eines Aupßes 
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ren Merkmahls, aus welchem auf eine ſolche Abſicht des 
Waldbeſitzers geſchloſſen werden koͤnne. | 

Der Herr Präfident: Man fönne in diefer Be— 
ziehung etwa verlangen, daß ein Stamm, wenn er als 
baubar betrachtet werden folle, in einem. Diftrifte fich 
befinde, auf welchen der, Dieb gelegt worden ſey. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Er bemerfe ferner, 
daß ihm die von dem Herrn Referenten im $.14b. vor= 
gefchlagenen Etrafgradationen für die Entwendung des 
nicht haubaren Holzes zu zahlreich gegriffen zu ſeyn 
fohienen. Eine Steigerung des Strafmaaßſtabes um je- 
den Zoll, um welchen die Dicke des entwendeten Stams 
mes zunehme, werde dem Forfifchügen in jedem Falle die 
Nothwendigkeit einer mühfamen und zeitraubenden Aus— 
meffung auflegen. Es ſey defhalb vielleicht befjer, die 
Strafgradationen nad) der Dicke des gefrevelten Holzes, 
welche man bieher gebraucht habe, auch ferner in der 
Art beyzubehalten, daß man die einzelnen, von dem 
Herrn Referenten vorgefchlagenen, zablreicheren Zwiſchen— 
gradasionen wegfallen laſſe, und etwa die Forfifchügen, 
zur Erleichterung ihres Gefchäftes, inftruire, auf welche 
MWeife, die bisher für den verfchiedenen Umfang der 
Stämme gebrauchten Bezeichnungen, als arendid, naben= 
die, bindraiteldid , deichſeldick, geiſeldick ꝛc. mit der 
neuen Bezeichnung nach Zollen übereinftimmten. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
* Diefer Borfchlag des Herrn Regierungscommiffärs fcheine 
auch ihm, practifch betrachtet, empfehlenswerth. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Was die Höhe 
ber im $. 14 des Entwurfes proponirten Strafen ber 
Entwendungen des grünen ftehenden Holzes betreffe, fo 
koͤnne er verfichern, daß diefelben in der Provinz Stars 
fenburg, in welcher der Holzwerth bedeutender fey, als 
in Oberheffen, mehr als bisher, in der letztgenannten 
Provinz aber etwas weniger betragen würden. 

Wie fich dagegen die Vorfchläge des Herrn Referens 
ten in dem $. 14 b. zu den beftehenden Strafen verbiel- 
ten, fen er bis jegt nicht genügend. zu beurtheilen im 
Stande, muͤſſe alfo der Staatsregierung auf den Fall, 
daß diefe vorgefchlagenen Strafen, ‚bey ihrer etwaigen 
Annahme fih als zu niedrig darftellten, die Möglichkeit 
einer verhältnißmäßigen Erhöhung vorbehalten. 

Der Herr Freyherr von Breidenfiein: Für die 
$$. 15, 14 und 14b. würde nun noch die Beſtimmung 
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1 niedrigften Strafe fir Holzfrevel nöthig ſeyn. Naͤm⸗ 
lich: | a Zn 3 


u $. 14 c. 
„Eine geringere Strafe ale 10 fr. kann für Holz⸗ 
frevel nicht .erfannt: werden.’ 2* 

Die Gründe für dieſe Faſſung ſeyen ſchon oben ber 
rührt worben. — 

Der Herr Geheimerath Knapp: Ob man das Mi⸗ 
nimum der Strafen der Holzentwendungen bey jedem 
einzelnen Artikel anfuͤhre, oder es in einem beſonderen 
Sen feſtſetze, ſey für das Weſen der Sache vollkommen 
gleichgültig. — IT 
Des Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Gegen. die von dem Herrn Referenten vorgefchlagene 
Feitfekung eines allgemeinen Strafminimums von 10 
Kreuzern für die Fälle ver SS. 13 und 14 des: Entwur⸗ 
fe8 müffe er: einwenden, daß die Strafbarieit der, in 
diefen SS. enthaktenen Fälle, eine verfchiedene, alfo ein 
Minimum, was für die, im $.13 behandelten Entwen; 
dungen hinreichend. erfcheine, nicht auch für die’ Ent— 
wendungen von gerodetem Stockholze, abſichtlich gefäll 
tem Holge, und noch weniger grünem ftehendem Holze 
genügend ſey. Ä Be 
. Der Herr Freyherr von Breidenftein: Die Feſt— 
fegung eines Minimums der Strafen habe uͤberhaupt 
die Tendenz zu verhüten, daß der Foritrichter. ein zu 
geringes, den Zweck aller Strafen compromittirendes 
Strafübel. ausfpreche. Habe man ein beftimmtes- Straf: 
minimum einmal als fir. diefe Tendenz genügenb er- 
fannt, fo müffe man ihm in allen Entwenbungsfällen 
auch die nämliche Wirfung zufchreiben. Die Feitfegung 
eines Strafininimums fey überhaupt nur ein nothmen- 
diges Uebel, um eines fremdartigen Zweckes willen mit 
dem Gefeße verbunden, und: ftehe alfo mit der Straf: 
barfeit des einzelnen Frevels, bey welchem e8 feine Wir- 
äußere, in. gar feinem notbwendigen Zufamments 
ange. Ä | | 
Des Herin Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Er erfenne die Richtigfeit diefer Anficht im Allgemeinen 
an, indeflen glaube er bemerken zu müflen, daß, da 
die Strafbarfeit der, im $. 13 des Entwurfes aufger 
zählten Entwendungen geringer, als die der Entwen⸗ 
dungen des F. 14, und alfo die Strafe in beyben Fällen 
jederzeit nach einem verfchiedenen: Maaßftabe auszuſpre⸗ 
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shen fen, bey dem Beſtehen bes nämlichen Strafmini, 
mums für beyde 88. die Gonfequenz in der Beftrafung 
in einzelnen Fällen fehr Leicht geftört werben koͤnne. 
:: ° Der Herr Freyherr von Breidenftein: Durd 
ar Feſtſetzung firer Strafen werde diefe Beſorgniß er 
edigt. un 

Zu $. 15 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Hier min 
den nun die Worte: „ſo wird Der Werth aller 
einzelnen Entwendungen 20.’ bis zu Ende bei 
Abſatzes, hinwegzulaſſen, und dafür zu ſetzen fen: 
„and betragen die einzelnen darauf gefegten 
Strafen, mitibren Shärfungen, zufammen 
erechnet eine Summe'von 40 fl. und darüber, 
o tritt Correctionshausſtrafe nad. der dr 
ffimmwng des $. 13 ein.“ — Ar 

Er beziehe fi) hierbey auf das, was zu $. 13 sub} 
gefagt worden ſey. In dem Nachſatze des Sen mirde 
noch von dem F. 14b. (der nachher $. 15 heißen wirde) 
und vor $: 25 Erwähnung gefchehen muͤſſen, weil ſich 


— — — — 


die Eumulatidn auch anf diefe beziehe. Wenn indeſen 


fein Borfchlag zu dem erften Abfake genehmigt würde, 
fo fönnte der zweyte Abfat ganz mwegbleiben, denn es 
fey alsdann gleichviel, aus welchen Holz-, Kohlens oder 
Baumrinden-Entwendungen die Strafe von 40 fl. com 
ponirt werde. ur | 
Der Herr Präfident: Es werde wohl am beiten 
ſeyn, es dem Ermeſſen der Staatsregierung anheim zu 
ſtellen, ob die Strafen ber verſchiedenartigen, won dem 
felben Frevyler begangenen  Entwendungen , oder bloß die 
€ trafen der Entwentungen von gleichartigen Gegar 
ftänden zu Berechnung der Summe von 40 fl. cumulirt 
werten follten. 
Zu 8. 16 erfolgt Feine Bemerfung. 
Zu $: 17 bemerft 
der ‚Herr Freyherr von Breidenfein: Rad 
Maaßgabe des Bisherigen, und in Bezug auf fein Gut 
achten in dem Ausjchußberichte fchlage er für diefen en 
folgende Faflung vor; 
„Wer wegen siner Holzentwendung zur Gorrectiond 
bh usſtrafe verurtheilt wurde und im erſten darauf 
folgenden Jahre einer neuen Entwendung ſich ſchul⸗ 
dig macht, wird mit dem zweyfachen Betrage det 
auf. diefe Entwendung feftgefegten Strafe belegt,“ 
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Der Herr Geheimerath Knapp: Er wolle bie Bes 
urtheilung, ob die von dem Herrn Neferenten vorges 
ſchlagene Strafichärfung, welche in manden Fällen ge- 
finder, in anderen Fallen höher. ald die von dem Ent— 
wurfe proponivte, erjcheine, nicht eines Zufages beduͤr⸗ 
8 werde, dem Ermeſſen der hohen Kammer anheim 

ellen. | Ä 
3u $. 18 erfolgt feine Bemerfung. 

Zu $.19 bemerkt : A | 

der Herr Freyherr von Breidenftein: In Bezug 
anf das Bisherige und fein Votum in dem Ausſchußbe— 
richte würde biefer-$. in folgender Faſſung zur Annahme 
zu empfehlen feyn : Er 

„Wenn Pe 

1) die Holjentwendung mittelit einer Säge voll 
- bracht wurde, oder wenn | Re 

2) der Frevler auf einem ber beyben zunaͤchſt vor: 

hergegangenen Forftigerichte wegen Holgentwendung 
eine Geldſtrafe erlitten hat, wird die Strafe um bie 
Hälfte geſchaͤrft.“ Ä Su 

Der Ausdrud „Geldſtrafe“ werde noͤthig ſeyn, 
weil, wenn Gorrectionshausftrafe Statt gefunden habe, 
nad $. 17 bereits Scharfung bie auf’d Doppelte ein: 
trete. | 

Ob Übrigens nicht, wie bisher, die Säge mit ber 
doppelten Strafe zu ahnden fey, gebe er anheim. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erz 
laucht: Er ftimme dafür, die mit Hälfe der Säge be> 
gangene Holzentwendung mit - dem Doppelten der ger 
wöhnlichen Strafe zu belegen, weil fie Außerft ſchwer 
zu entdeden ſey. | | | 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Die verboppelte 
Strafe für einen, mit der Säge begangenen Frevel, ſey, 
feiner Anficht nach, zu hoch. Bey übermäßigen Strafen 
werde ber Zwed eben: jo wohl, als bey: zu gelinden 
Strafen verfehlt. | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Gobald 
man überhaupt Schärfungen auf dad Doppelte der ges 
wöhnlichen Strafe als zuläflig betrachte, werde man 
eine ſolche Schärfung auch für die Frevel mittelft der 
Sage eintreten laſſen müffen, indem der Gebrauch der 
Säge und die Verübung zur Nachtzeit wohl zu den be- 
deutendftien Schärfungsgründen zu. rechnen feyen. 


4 


- Der Herr Präfident: Der Herr Referent habe 
in feinem Vorſchlage zu $. 19 die pos..3 des Entwur— 
fes übergangen. Indeſſen glaube er, daß mar de, in 
diefer Pofition erwähnten Fall als Schaͤrfungsgrund 
beybehalten folle, weil ein Frevler, welcher Holz zu Be 
treibung feine Gewerbes entwende, in der Regel das 
fhönfte und befte Holz mitnehme, und zugleich aus rein 
gewinnfüchtigen Abfichten handle. DR 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Man 
fönne dann die pos. 3 des $. 19 vielleicht fo faflen: 
„Wenn der Frevler das Holz entwendet hat, um 
es für dad Gewerbe, welches er betreibt, zu ge 
brauchen.’ - 
Der Herr Geheimeratb Knapp: Auf die Abficht 
Heines Frevlerd, das von ihm entwendete Hol; gerade 
für den Betrieb feines Gewerbes zu entwenden, koͤnne 
aus der Art des gefrenelten Holzes. mit Wahrfcheinlics 
feit gefchloffen werden. Ä | 
Sobald. über die höhere Strafbarkeit des, in der 
os, 3 des $. 19 berührten Falles überhaupt feine Ver: 
Fhiedenpeit der Anfichten mehr herrfche, werde es am 
beften ſeyn, die Faſſung der fraglichen Pofition der 
Staatsregierung anheim zu geben. ; 
3u $. 20 bemerft 
der Herr Freyherr von Breidenftein: Es wuͤrde 
in diefem Sen nach den Worten „verkauft worden 
ift zu fegen ſeyn: „welches erſtere in allen 
möglichen Fällen, wenn es der Befhädigte 
verlangt, gefhehen muß.” 
Zu $. 21 bemerft _ 
der Herr Freyherr von Breidenftein: In Bau 
auf den Ausfchußbericht, würde für diefen Sen folgende 
Faſſung vorzufchlagen feyn : 

„Bey den in S$. 14b. (15.) sub IL ange 
führten Fällen, bat der Frevler, auffer 
dem Erfaße des Holzmwerthes, auch nad 
jenen Schaden zu vergüten, welcher bey 
diefen Bergehben, dem Walde zugefuͤgt zu 
werden pflegt. Welcher Erfak für diefen 
Schaden, in den einzelnen Fällen von ben 

Forſtrichtern auszufprechen ſey, wird it 
einem, den oͤrtlichen Verhältniffen ange 
meffenen Entfhädigungstarife, als An 


— — —— 


* 
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bang zu dbiefem Gefeße, feflgefeßt wer⸗ 
— J ee 


Des Herrn. Grafen zu Solms-Rödelherm Er— 
laucht: Der Zwed der früher bey dem $. 21, fo wie er 
in dem Giefeßesentwurfe enthalten jey, erhobenen An— 
ſtaͤnde, fey der gewefen,, die Willführ der Taratoren 
bey Ausmittelung des befonderen Schadens zu befeitigen, 
und bieß hauptſaͤchlich am der Frevler willen, denn dem 


Intereſſe der Waldeigenthiimer eutſpreche die Taration 


im concereten Falle durchaus. za 

Sp bald alfo den ſchuͤtzenden Forftbedienten für die 
Ausmittelung des befonderen Schadens, genaue und feite 
Regeln vorgefchrieben ſeyen, Fönne die Annahme des 
$. 21, feiner Anfiht nach, feinem Anftande unterliegen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubadh. Erlaudt: 

Wenn die, von dem Herrit Referenten vorgefchlagene 
Faſſung des F. 14b. die Genehmigung der Kammer. er- 
halte, fo werde eine Taration des beſonderen Schadens, 
in den Fällen, diefes Sen , unnoͤthig; denn Theils feyen 
die in ihm beſtimmten Strafen Schon nach der befon- 
deren Schäbdlichfeit der Entwendungen angefest, Theile 
fönne nach demfelben Maapftabe, welchen man bey der 
erhöheten Beftrafung einer Entwendung von geringerem 
Holzwerthe zu Grunde gelegt habe, auch dem Eigenthuͤ— 
mer der, ihm für befonderen Schaden zu leiſtende Erſatz 
zugefprochen werden. — Der $. 21 fo, wie er in dem 
Entwurfe enthalten fey, werde alfo nur noch auf die 
befonderen Befchädigungen durch Huthfrevel Anwendung 
finden koͤnnen. Sn 

Der Herr Geheimerath Knapp: Der 6. 21. des 
Entwurfes habe zwey Falle im Auge: 

1) dent zufälligen, bey der Entwendung nicht 
beabfichtigten befonderen Schaden; t | 

2) den befonderen Schaden, welcher von der Ent- 
wendung felbjt nicht getrennt gedacht werden koͤnne. 

Die Dberforftdirection habe fich ſchon längere Zeit 
mit der Aufftelung der Grundſaͤtze befchäftigt, nach wel- 
cher, um jede Willkühr zu befeitigen, die Tararionen 
in concreten Fällen der Iebteren Art erfolgen ſollten. 
Wolle man ‚aber die, für ſolche Entwendungen feſtzu— 
fegenden Strafen ſchon mit Berüdfichtigung diefes Scha— 
dens beftimmen, fo werde man nicht nöthig haben , den 
$. 21 neu zu rebigiren, jondern nur den Theil, Diefes 
Sen.weglaffen muͤſſen, welcher auf die Strafbeſtimmun⸗ 


ee nV, 


- gen Einfluß äußern folle, d. h. den ganzen dritten Ab- 
faß deflelben von den Worten an „in dDiefem Falle‘ 
bis zu den Worten ‚„„betragen foll.“ 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Chen 
fo. würde der zweyte Abfaß des $. 21 zu entfernen ſeyn, 
indem der. Tarif die Schaͤtzung der Forſtbedienten ent- 
behrlich male. j | | 

-, Der Herr Kanzler Arens: Etatt diefer Weglas— 
fung brauche man nur hinzuzufügen: ,‚in fo fern der 
Manpftab nicht von jelbjt im Tarife gege- 
Key tr ... 0, En —— — 
Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Der Herr 
Regierungscommiſſaͤr habe den, in der Entwendung ſelbſt 
nicht unmittelbar enthaltenen Schaden zufällig genannt, 
und angenommen, daß der Frevler nur zum Erſatze 
deffelben , nicht. aber zu einer befonderen Strafe zu ver- 
pflichten fey. Indeſſen ſey bey den befonderen Beſchaͤ— 
Digungen doc) jederzeit culpa vorhanden, und in fo fern 
fönne man dieſelben, wenn auch nicht in Beziehung auf 
die Etrafe, doch hinfichtlich der Ausmittelung der Ent— 
Schädigung, recht. gut unter- die Beftimmungen des 9.55 
fubfumiren, und zwar nach, den allgemeinen Worten 
Diefes Sen „oder auf joufige Weife befhädigt.‘ 

Des Herrn, Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Allerdings koͤnne, wie auch der Herr Negierungscom- 
miffär fehr richtig angenommen habe, in dem Falle einer 
befonderen Befchädigung, wegen der mangelnden doloſen 
Abficht des Frevlers nur von Schabenserfag, nicht von 
Strafe, die Rede feyn. > 2... 202.0. ö 
Der Herr Gcheimeratb Knapp :. Cr habe gegen 
die von dem Herrn Referenten gewuͤnſchte Subfumtion 
der befonderen Befhädigungen, unter die Beftimmungen 
des $. 55. und einen fich hierauf beziehenden Zufas zu 
$. 21 nichts einzuwenden.  . | 

Zu $. 22 und 23 erfolgt feine Bemerfung. 

Zu $. 94 bemerkt - 

der Kerr Freyherr von Breidenftein: Hier 
fonne das Achtfache als fire Strafe gelten, wenn ‚man 
nicht, wie er glaube, bey Baumpfählen einen weit bd- 
bereg, etwa den 30fachen Holzwerth zur Etrafe nehmen 
wolle, weil folche Pfaͤhle wenig Werth hätten, ihre Hins 
wegnahme aber den jungen Baͤumchen ſehr ſchaͤdlich fey. 

Zu $ 25 bemerkt 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Zu dieſem 


} 
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Sen erlaube er ſich In Bezug auf fein Votum im — 
ſchußberichte, folgenden zum 


F. 7 

„Wer Kohlen und TEN die —— 

abgefhält find, oder von Frevlern. am 

liegenden Holze abgefhält werden, ent— 
wendet, wird mit demFuͤnffachen des Wer, 
thes beftraft, auch fommen die Beſtimmun— 
en der $$. 15, 17, 19 sub 2, 20 und 3 

Ss im Anwendung.” 

& 5b, (oder $. 26 

„Wer Lohrinden ſtehe nden — ab: 

fhält, wird nah S. 55 beftraft, und hat 

die im $. 21 ia Entfhädigung zu 
leiften; auch treten bier bie Beftimmun- 

gen ber, $$. 15, 17, 19 sub_2, 20 und 23 

ein.’ fi 
| ne Gruͤnde dieſer vorſchlaͤglichen Aenderungen 
eyen, da 
4) die Entwendung geſchaͤlter Lohrinde, ober das 

Schaͤlen derſelben an — Holze, in die Kategorie 

des F. 14, das Schaͤlen derſelben am ſtehenden Holze 
aber zu $. 14h. oder hauptſaͤchlich zu $. 55 gehöre; 

2) daß der, : im. Entwurfe benannte 8. 56. feinen 
Bezug hierher habe; 

3) daß bie im Entwurfe angeführten SS. 18 und 19 
sub 3 vorſchlaͤglich hinmwegfallen, und 

4) der im Entwurfe angezogene; $, 19; weber auf 
Kohlen, noch auf Lohrinde anwendbar- jey. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: — die 66. 13 
und 14 abgeaͤndert werden ſollten, ſo koͤnne auch die 
Faſſung des $.25 nicht beybehalten werden. In fo fern 
babe er alfo gegen den Vorſchlag des Herrn Referenten 

nichts einzumenden. 
| Zu $. 26 bemerft Ä 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Es würde 
ad 1 diefes Sen ‚ da ber darin erwähnte Frevel fehr us 
bedeutend fey, eine Strafe von 30 fr., ad 2 aber . eine 
Strafe von 1 fl. 30 fr. angemeſſen ſeyn. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 
laucht: Auffer der Strafe werde hier noch insbefondere 
der Erſatz des Schadens zu leiften feyn. 

Zu $. 27 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Zu $. 07a, 


>». 24.. Heft Ve | 


wäre zuzuſetzen „wenn Quetfhung entfianden 
if”, fodann würde fih die Schärfung nicht auf Die 
Hälfte befehränfen dürfen, Theild wegen dem Nachtheile 
folder Quetſchungen, Theils - weil diefelben dadurch im 
offenen: Walde mit einer- leichteren Schaͤrfung geahndet 
würden, als in eingehegten Diſtricten, da doch der 
Schaden in beyden Faͤllen der naͤmliche, ja am älteren 
Holze der offenen Waldungen oft groͤßer ſey, da bey 
ihm die Reproductionskraft weniger kraͤftig und thaͤtig 
wirfe, um folche Schäden auszuheilen. Es koͤnne daher 
fiatt „der Halfte‘, ‚1 fl.’ gefegt werden. 
»‘ ad:b, dürfe- das Zweyfache der, im $.26 benannten 
Strafe wohl hinreichen, da befonders in offenen Wal- 
dungen das Kehren wenig ſchade. 
Zu $. 28 bemerkt ZZ Ä 
der: Herr Freyherr von Breidenflein: Hier 
dürfte eine fire Strafe auf den Korb mit 5 fl. anges 
ineffen feyn, wenn man nicht, worauf. er vorzüglich an— 
trage, zwiſchen veredeltem und wildem Obſte unterfcheiz 
den und nur erfteres mit 5-fl., letzteres aber mit 1 fl. 
beitraft fehen wolle. —— Ph a 

Der Herr Gebeimerathb Knapp: Bey firen Etrafs 
beftimmungen fey die von dem Herrn Neferenten vorges 
fchlagene Unterfcheidung allerdings nothwendig. 

Zu $. 29 bemerkt — * 
“der Herr Freyherr von Breidenſtein: Hier 

uͤrde die bey $. 20 vorgeſchlagene Einſchaltung eben⸗ 

Aus Statt finden. a — | . 

Zu $. 30 bis 33 bemerft 9 

der Herr Freyherr von Breidenſtein: Die Be— 
ſtrafung der Weidefrevel fey ſowohl in Anfehung einer 
geſetzlichen Beſtimmung darüber, ald in Betreff deren 
Anwendung für die einzelnen Falle, vieler Ungleichheit 
und Unficyerbeit unterworfen, Theile‘, weil der größere 
oder Fleinere Schaden, den die verfchiedenen Viehgat- 
tungen, im Verhältniffe zu dem Dünger, den fie dem 
Walde braten, verurfachten, ſchwer, und faft nur auf 
gerathewohl zu beftimmen fey, Theild weil der Kaupt- 
moment, nämlich die Dauer des Huͤthens, faft immer 
unbekannt bleibe, auch" dolus und culpa oft nicht zu 
unterfcheiden ſeyen. In diefer Hinficht verliere eine ges 
naue Unterfcheidung zwifchen den verfchiedenen Viehgat— 
tungen, weldye fchon an fich fehr fchwer ſey, in Bezug 
auf die Feſtſetzung angemefjener Strafen, faft allen 
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Werth, und je genauer man hierin, bey der Unficher: 
heit obiger Grundlagen, unterjcheide, deſto vielfacher 
fönnten die Mißgriffe feyn, die zu begehen man Gefahr 
laufe. Nur rudfihtlich der Ziegen fcheine bey Behu- 
thung der Heegen eine größere Strafe nöthig zu ſeyn. 

Der: Unterfchied zwifchen Heerden und einzelnem 
Vieh werde bepbehalten werden muͤſſen, da der Nirte 
einer fremden Heerde, wegen geringerem Anreige zum 
Frevel und wegen leichterer Entdefung defjelben, mit 
feiner fo hohen Strafe bedroht zu werden brauche, ale 
der, welcher etliche Stuͤcke eigenes Vieh weide. 

Nur wuͤrde bey Heerden, wegen ihrer verſchiedenen 
Größe, die gelindere Strafe auf jedes Stuͤck zu ſetzen 
feyn und man:werde unter Heerde wohl am füglichiten 
eine Anzahl Vieh, gleichviel wie groß, verftehen, welche 
durch einen befannten, hierzu. ausfchließlich falarirten 
Hirten geweidet werde. 

Die Strafen in $.30 koͤnnten gering gegriffen wer: 
den, ba dieſe Frevel hauptfächlich nur um der Ordnung 
willen, und wegen des geringen Schadens, den die Weis 
deberechtigten dadurch erleiden Fönnten, ftrafbar feyen. 

Die Schärfungen in F. 31 aber müßten deſto bebeu- 
tender ſeyn, weil hier, und befonders: sub 2,- möglicher 
MWeife fehr große Nachtheile für den Wald entitehen 
fönnten. 

Unter dieſen VBorausfesungen möchte er für beyde 
S$. folgende Faffung vorjchlagen: j 
ö | \y 30. 

„Wer ıc. büthet, wird, ohne Unterfchied 

ber Viehgattung, mit 15 fr. für jedes 

Stüd befiraft. Wird diefer Frevel von 

einem Hirten, der in diefer Eigenſchaft 

angeftellt und falarirt ift, mit feiner 

Heerde begangen, fo zahlt er von. jedem 

Stüde 10 fr.” I 

$. 31. 


— in F. 30 beſtimmten Strafen werden. 
er t 
1) auf das Doppelte, wenn in einer al 
ten Deege, oder zur Maftzeit mit Schwer 
- nen gehüthet worden ift; | 
9) auf das Vierfahe, wennder Frevel 
im ‚einer jungen Heege, in einem Beſa— 
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mungs«, Licht- und Abtriebsſchlag ber 

gangen wuͤrde.“ 

Der F. 32 würde ſomit uͤberfluͤſſig, im anderen Falle 
muͤßte ſonſt wenigſtens beſtimmt werden, wie bey Heer— 
den, die ſtaͤrker als 20 Stuͤck ſind, geſtraft werden ſolle. 

Sm erſten Abſatze des $. 33 würden die Worte „j e— 
doch ftets im geringiten Betrage“ binwegfallen, 
auch die Worte „mit einzelnem Vieh’ hinweg zu 
laſſen ſeyn. | 

Sm Nachfage würde „vbem Anfheine nad‘ vor 

die Worte „ohne Schuld‘ zu fjegen feyn, wobey er 
fi) auf fein Gutachten im Ausfchußberichte beziehe. 
: Der Herr Präfident: Der Herr Referent babe 
den mit einer Heerde Vieh begangenen Huth- oder Weiz 
defrevel bloß für den Fall hervorgehoben, wenn Die 
Heerde von einem falarirten Hirten gehüthet worden jey. 
Es Eönne indefien eben fo wohl vorkommen, daß die 
Heerde von dem — ſelbſt gehuͤthet werde, und 
bier ſehe er feinen Grund, weßhalb die für einen ſolchen 
Frevel überhaupt geltenden Beltimmungen nicht eben- 
fall8 eintreten follten. . 

Der Herr Freyberr von Breidenftein: Für den 
Eigenthuͤmer babe das Huͤthen an unerlaubten Orten 
einen befonderen Neiß und Gewinn, während der ſala— 
rirte Hirte bey einem mit feiner Heerde begangenen rer 
vel fi) in der Regel nur in culpa befinde. Aus. diefen 
os wünfche ex den leßteren etwas leichter befträft 
u ſehen. | 
Der Herr Geheimeratb Knapp: Er zweifle, ob es 
angemeſſen ſeyn werde, die Frevel mit allen verfchiede- 
nen Bichgattungen nach demfelben Maapftabe zu beitra- 
fen. Wenigftens fey in den ihm befannten Forſtſtraf— 
ordnungen auf die in dem Entwurfe angenommene Weife 
zwifchen den einzeltien Biehgattungen unterſchieden. 

Der Herr Praͤſident: Befonders fehädlich fey das 
Huͤthen mit Ziegen. 

Der Herr Geheimerath nr, Die Schweine 

. flünden den Ziegen vielleicht in der Schaͤdlichkeit Bes 

Der Herr Präfident: Die beſondere Schaͤdlich— 

feit ver Schweine befchränfe fich fait bloß auf die alten 
Heegen. Die Pflanzen, welche fie in jungen Heegen 
aufmühlten, pflegten in der; Regel wieder nachzumachfen. 

Der Herr“Geheimeratb Knapp: Wenn man an 
nehme, daß das Werden mit einer ganzen Heerde ver: 


> m ws — — 
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haͤltnißmaͤßig geringer, als das Weiden mit einzelnen 
Stuͤcken Vieh, zu bejtrafen jey, fo komme e8 nicht darauf 
an, ob ein jalarirter Hirte, oder der Sgenthuͤmer felbit, 
die Heerde gehuͤthet babe. Denn die verhältnigmäßtg 
geringere Echäblichfeit des Frevels fey in beyden Fällen 
die naͤmliche. Auch ſcheine es noͤthig, daß die Zahl der 
Stuͤcke Vieh, welche zum Begriffe einer Heerde erfordert 
wuͤrden, genau beſtimmt werde. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Die in 
abstracto ſehr ſchwierige Angabe der Zahl der Stüde, 
welche zu dem Begriffe einer Heerde erforderlich feyn 
folle, fey nach feinem, zu dem vorliegenden Sen gemach- 
ten Vorſchlage überflüfig, indem die gelindere Beftra- 
fung des begangenen Frevels hiernach bloß von der Per- 
fon des Hirten abhängen werde. Wohne Jemand auf 
einem einfamen Hofe, könne alfo fein Vieh nicht durch 
einen Gemeindehirten meiden laflen, fo vertrete der Wei- 
dejunge bey ihm die Stelle des Hirten. 1 | 

Der Herr Geheimerathb Knapp: Wenn man nicht, 
wie der Entwurf es vorfchlage, allgemein eine gewiffe 
Anzahl Vieh als Heerde betrachten, und die damit be> 
angenen Frevel verhältnigmäßig geringer beftrafen wolle, 
o müßten die Strafen der Huthfrevel ſich häuftg fo hoch 
belaufen, daß Zahlungsunfähigfeit der Frevler, oder 
Umgebungen des Gefeges, die nothwendige Folge feyn 
würden. | F 
Der Herr Praͤſident: Die Unterſcheidung des . 
Gefeßesentwurfes zmifchen einer Heerde und einzelnen 
Stüͤcken Vieh halte auch er für empfehlenswertb. Man 
Fönne bey Rindvieh und Ziegen etwa 20 GStüd, und 
bey Schaafen 80 Stuͤck als Heerde gelten laffen. 

Der Herr BE von Breidenftein: Wenn 
man den Begriff einer Heerde fo beftimmen wolle, fo 
würden die höheren Strafen der Frevel mit einzelnen 
Stüden Vieh, 3. B. für etliche und 70 Stuͤck Schaafe 
eine enorme Höbe erreichen. Sein früherer Borfchlag 
ſcheine ihm noch immer der angemeſſenſte, namentlich, 
wenn man die Strafe für den Frevel mit einzelnen 
Stuͤcken Vieh, d. h. mit Vieh, welches nad) feiner Anz 
ficht feine Heerde ausmache, etwa anf 10 Kreuzer, und 
von dem Stuͤcke Vieh in der Heerde auf 5 Kreuzer ber> 
9 da die Strafen durch die Schaͤrfungen doch ſehr 

iegen. | 

Der Herr Kanzler Arens: Er erfläre fich mit die— 

| DdD2 - 
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fer Anficht ded Heren Referenten um fo mehr einver- 
ftanden, als bey einem bedeutenden Huth» oder Weide- 
frevel der Schadenserfaß neben der Strafe ſich jehr hoch 
belaufen koͤnne. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Er zweifle ob der 
zu $. 31 vorgefchlagene Ausdruf „alte und junge 
Heege’ fo genau bezeichnend fey, daß er an die Stelle 
des im Entwurfe ald unterfcheidend angenommenen ſechs⸗ 
jährigen Alters einer Heege gefeßt zu werden verdiene. 

Der Herr Präafident: Der Begriff einer alten 
und jungen Heege fey durchaus Iocal, fünne aber von 
jedem Förfter in jeinem Reviere volllommen genau an— 
gegeben werden. | 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Ganz außer Zweifel liege die Frage: ob eine beftimmte 
Heege eine alte oder junge fey, doch wohl nicht 
in allen Fällen, und man werde daher an die Gtelle 
diefes Begriffes vielleicht beſſer eine bejtimmte Zeit feßen, 
innerhalb deren der Frevel in einer Heege einer firenges 
ren Strafe unterliegen folle. Ä 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Eine 
Heege werde nad) allgemeinen Grundfägen, alt genannt, 
fobald ihr Holz dem Vieh entwachfen fey. Hiernach er: 
fiheine der Begriff einer alten und jungen Heege als 
durchaus Iocal, 'aber nicht als unbeftimmt, und könne 
daher im Gefese recht wohl zum Maafftabe dienen. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Ben der Verfchie- 
denheit der Localitäten würden die genaueren Beftim- 
mungen über den fraglichen Begriff wohl am Beften dem 
reglementären Wege vorzubehalten feyn. 

Den von dem Herrn Referenten zu $. 33 vorgefchlages 
nen und allerdings empfehlenswertben Zufag der Worte 
„dem Anfcheine nach‘ ftelle er dem Ermeſſen ber 
hohen Kammer anheim. Uebrigens verftehe es fich von 
felbft, daß wenn die Strafen für das Huͤthen oder Weis 

den mit eingelnem Vieh, in den $. $. 30 und 31 herab» 
gefeßt würden, auch in dem vorliegenden Sen eine gleiche 
Verringerung Statt finden müffe. Der Entwurf habe 
überhaupt angenommen, daß die Strafe Feines Frevels 
weniger ald 10 Kreifzer betragen folle, und ſo ſey 
auch bie geringfte Strafe für das unbefugte Weiden 
mit einzelnem Vieh auf 10 Kreuzer beftimmt wor: 
den. Die Strafe des unerlaubten Weidens mit einer 
ganzen Deerde habe man aber nicht nach der Zabl 
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des Viehes auf 10 Kreuzer per Stüd beftimmen können, 
weil dieſelbe ohne eine Ermäßigung fih im einzelnen 
Falle, leicht zu hoch befaufen würde. 

Zu den Sen 34 — 36 erfolgt feine Bemerkung. 

Zu $. 37 bemerft | | 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Hier koͤnn— 
ten 10 Kreuzer als fire Strafe angenommen werben, 

Zu $. 38 bemerft Er 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Mehr, 
als ı fl. fire Strafe per Stud, koͤnne hier nicht wohl 
Statt finden, und auch diefe Strafe fcheine ihm noch 
fehr hoch, da doch eigentlih nur ein Frevel vorliege, 
der nach $. 30 mit 15 fr. und resp. 10 fr. zu ftrafen, 
wäre. Die etwas fchwerere Entdedung werde alfo bier . 
fehr hart geftraft. 

Zu $. 39 erfolgt Feine Bemerfung. 

Zu $. 40 bemerft 
| der Herr Freyherr von Breidenflein: Nad 
„beſonderen Schadens’ würde in Diefem Sen zu 
ſetzen ſeyn „nah Anleitung des im $.21 ers 
wähnten Tarifes“ und der zweyte Abfat falle ald- 
dann hinweg. . 
Zu $. 41 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Hier Finn 
tert die firen Strafen ad1, auf 20 fr, ad2, auf 40 kr., 
ad 3, auf ı fl. 20 Er. und ad 4, auf 2 fl. 40 fr. ges 
ſetzt werben. a 
Der Herr Präfident: Man könne im vorliegen: 
den Sen ad 4, Statt der von dem Herrn Referenten 
vorgefhlagenen firen Strafe von 2 fl. 40 fr., vielleicht, 
mit Rirckficht auf die in manchen Gegenden beftehenden 
Nreife, 3 fl. fegen. | — | 
30 $ 42 bemarft | 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Es wäre 
bier nur ber Ausdruck „junge und alte Heege“ 
zu wählen. Re ——— | 


Zu den 6. F. 43 — 45 erfolgt feine Bemerkung. 
Zu S. 46 bemerft | 

der Herr Freyhberr von Breidenflein: Er er 
Taube fich bier ald fire Strafen vorzuſchlagen ad 1, 
15 ge, ad 2, 30 kr., ad 3,1 fl., ad 4,2 fl,, wo⸗ 
nach er ſeine, in dem Gutachten des Ausſchußberichtes 
rückfichtlich der Iten und Aten Pofition gedufferte Anz 
ficht in etwas modiftcire. 


5 | Heft V. 


Zu $. 47 bemerkt i . 
der Herr Freyherr von Breidenftein: Hier wuͤr— 
de ad 1, Statt „um die Hälfte” und ad 2, Statt 
„auf das Zweyfadhe‘ ohne Unterfhied „auf das 
Dreyfache“ zu fegen feyn, denn den Stangenbößern 
fey diefer, an fich fo ſchaͤdliche Frevel oft „gefährlicher , 
als den jungen Beſtaͤnden. 
Zu $. 48 bemerft 
. der Herr Freyberr von Breidenftein; Hier dürf- 
ten die firen Strafen ad-r, auf 10 fr.„.ad 2, auf 20 Fr., 
ad 3, auf 10 fr., und ad 4, auf 1. fl. 20. Er. zu ſetzen 
ſeyn. 
Zu $. 49 bemerkt 2 
der Herr Freyherr von Breidenitein: Hier 
würde nur wieder der Ausdruf ‚junge und alte 
Heege‘ zu wählen, und sub 3, Etatt „treten dies 
felben Strafen’ zu ſetzen ſeyn „tritt daffelbe 
Schärfungsverhättniß‘ damit nit aus Mißver- 
ftändniß die Schärfungsftrafen des Graſeus hier ange— 
wendet würden. es ern 
Zu $..50 erfolgt Feine Bemerkung. . 
Zu $. 51 bemarft == | 
der Herr Freyherr von Breidenflein: Zwifchen 
„vorhandenen“ und „Gruben“, wäre hier ein 
zufchieben „„oder aus eigenmäctig eröffneten’. 
Der Grund hierzu werde: bey $. 57 angeführt. Die firen 
Strafen würden hier wohl fo, wie zu $. 48 zu fegen ſeyn. 
Zu ben $.$. 52,. 53 und, 54 erfolgt. feine. Bemers 
fung. ” a a ee ae 
Zu S6. 55 bemerk Er de | 
der Herr Freyherr von Breidenftein: Es ſchei— 
ne, daß bier nur Erfab des Holzwerthes aber. nicht des 
Schadens geleiftet werben folle, und nad) .diefer Anficht 
finde er die angedrohte. Strafe, nicht zu hart, nehme 
vielmehr das zurüd, was ex in dem Gutachten des Aus- 
fchußberichtes defhalb gefagt habe. Doch wuͤnſche er, 
daß nur.die Hälfte der Strafe für den Fall eintreten 
möge, wenn die Verlegung durch Unvorfichtigfeit ges 
fchehen, fey. : Uebrigens bemerfe er, daß im der Entgipfel- 
ung auch die Entwendung eines Pflugrehs Tiege, weß⸗ 
halb diefe Teßtere im $. 14 B. nicht angeführt: jey. 
Zu $. 56 bemerkt - | ni 
_, ber Herr Freyherr von Breidenftein: Er beziehe 
fi hier auf das, was er in dem früheren Voto hier— 
über proponirt habe. 
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3u $. 57 bemerft 

der Derr Freyherr von Breidenftein: Da das 
Eröffnen der in dieſem gen. angeführten Gruben nicht 
geheim geſchehen Eönne, fo fiheine eine fire Strafe von 
3 fl., nebſt dem Zuwerfen und Schabenserfag, völlig _ 
hinreichend zu feyn,, ſobald nur das was aus: folchen 
Gruben binweggebradht werde, nach dem zu $. 51 vors | 
A Zufage, noch befondere Strafe leiden. müffe. 
Und diejes fey der Natur der Sache gemäß; denn wer 
nur für die Eröffnung der Grube, wenn aud) hart, be— 
ftraft würde, nachher aber ungeftraft abfahren koͤnne, 
fo viel er wolle, würde fich für die Strafe reiylid) zu ent> 
jchädigen im Stande fern. 

In dem Nachfage diefes Sen möchte wohl eine Strafe 
von 1 fl. genügen. | 

Zu $. 58 bemerft 
der Here Freyherr von Breidenftein: Wenn— 
biefer $. nicht ſchon in $. 55 mitbegriffen fey, fo fiheine 
eine fire Strafe von 1 fl. pafjend zu ſeyn. 

Zu $. 59 erfolgt feine Bemerfung, 

Zu den $.$. 60 und 61 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein? Zug. 60 
scheine ihm eine fire Strafe von 10 fl. und 5 fl. für den 
Fall angemeffen zu feyn, wenn die Ueberzeugung‘ vor: 
liege, daß die That nur culpos gewefen fey. 
Zu $. 61 habe er in dem Voto des Ausſchußberich⸗ 
te8 eine fire Strafe von 5 fl. in Vorfchlag gebracht, 
gebe, aber anheim, ob diefe Strafe nicht all zu fehr ge 
gen jene in $. 24 contraftire, und winfche deßhalb, 
daß fie nur auf 3 fl., oder, wenn die Befchädigung er- 
weißlich nicht abfichtlich gefcheben fey, auf 1 fl. geſetzt 
werde. 
Zu $. 62 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Hier möchte 
eine fire Strafe von 2 fl. angemeffen erfcheinen. 
' Zu den $.$. 63 und 64 bemerft | 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Eine fire 
Etrafe von 3 fl. möchte zu $. 63, nad) feinem früheren 
Gutachten, worduf er fi auch zu F. 64 beziehe, anges 
meflen feyn. 

Zu $. 65 erfolgt feine Bemerkung. 

Zu $. 66 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Die bier 
vorfommenden Vergehen, feyen fehr verjchiedenartige, 
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ließen ſich aber auf etliche ——— zum Behufe feg 

Strafen reduciren. Er glaube daher, daß der F. in 

— Faſſung anzunehmen ſeyn duͤrfte: 
Holzhauer und Holzempfaͤnger werden für 
jede Unordnung und Unfolgfamfeit beym 
Fallen, Aufmaden und Abfahren des Hol— 

zes beftraft wie Der 

1) bey bloßer Ra )läffigkeit ‚mit 30 fr; 

2.) bey dem Begehen unterſagter Hand— 
lungen mit.1 fl.; 

3) wenn mit 'dieſen Handlungen betruͤ— 

geriſche Abſichten verknuͤpft find, mit. 2fl.“ 
Wenn man bedenke, daß die Holzmachereyen täglich uͤber⸗ 
wacht, obige Vergeben leicht und bald entdeckt würden, 
aber auch eben fo oft und einförmig wiederfehrten, fo 
werde man obige Faflung wohl gemigend finden. 

j Der Herr Geheimeratb Knapp: Man könne, falls 
ber Vorſchlag ded Herrn Referenten genchmigt werben 
follte, die Faſſun des $. 66 im Entwurfe beybehalten , 
und nur am Ende im Allgemeinen bey dem Strafanfaße un 
terfcheiden,, ob der Fehler aus Nachlaͤſſigkeit oder bößlicher 
Abficht begangen worden fey. 

Der Herr Freyberr von Breidenftein: Man 
werde dan nur dem Xerte des $. 66, um ihn genereller 
zu fiellen, noch ein ‚‚u. ſ. w.“ anhängen müflen. 
Der Herr Geheimeratb Knapp: Ein folder Zuſatz 
ſey nicht durchaus nothwendig, weil man es den Wald— 
eigenthuͤmern überlaffen könne, ſich durch Sonventional⸗ 
ſtrafen zu ſichern. 

Zu 6. 67 und 68 bemerkt 
der Herr Freyherr von Breibenfein: Er bes 
ziehe fich bier auf fein früheres Gutachten, nur falle zu 
- $. 68 das hinweg, was er wegen des Schadenserſatzes 
gejagt habe. 

Zu $. 69 erfolgt Feine Bemerkung. 


Zu den $.$. 70 — 91 bemerft 

der: Herr Freyherr von Breidenfiein: Was er 
bey diefen $.$. zu bemerken finde, ſey bereits in feinem 
früberen Gutachten enthalten, fo wie auch die firen 
Strafen bereits fat ſaͤmmtlich darin vorgefchlagen feyen. 
Er bemerfe nur noch zu $. 77 daß bier eine fire Strafe 
von 30 fr. angemefjen erfcheine, und zu $. 80, daß die 
von ihm vorgefchlagenen Strafen etwas gemindert wers 
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den müßten, wenn in -S. 19 die Schärfüng wegen der 
Säge in der halben, und nicht in der ganzen Strafe 
beftehen: ſollhe. mit rn [Ku 
Bey dem von: der zweyten Kamnter beliebten Zufäß- 
artikel zu $. 91 falle nun felbft der, von dem Herrn 
Referenten zweyter Kammer: in der Discuffion angeführte 
Grund, daß er durh das Marimim und Minimum dazu 
vewogen worden, hinweg. - Ueberhaupt ſey hierbey nur 
von einer Dienftfache und Befoldungsmethode die Rede, 
welche nicht in das Geſetz gehöre, fonbern dem Fiscus, 
ſo wie andern Waldeigenthumern anheim zu ftellen fey. 
Der Herr Gecheimeratb Knapp: Die Fälle des 
$. 50 würden, als bloße Conate eines Freveld, viel ges 
ringer, ald ber. wirfliche Frevel, alfo etwa mit 20 bie 
. 25 Kreuzer zu beftrafen ſeyn. Der $.80 habe die Tens 
denz, ſchon der bloßen Möglichkeit der Begehung eines 
Frevels entgegen zu arbeiten... en 
.. Der Herr Freyherr von Breidenftein: Wer mit 
Inſtrumenten, die zur Verübung von Forfifreveln dien- 
ich feyen, in. den Wald gehe, habe auch die Abficht, 
wirklich zu freveln, und mit Art und Säge würden 
feine Fleine Frevel begangen. - Sonach halte er in den 
Fällen. des. $. 80 ‚eine Strafe, von wenigftens 1 fl. für 
angemeflen. Könne der präfumtive Frevler einen genuͤ⸗ 
genden Entjchuldigungsgrund angeben, weshalb er mit 
giner. Art, oder .‚einer Säge 2c. in den. Wald gefommen 
fey, fo müffe verfelbe, feiner Anfiht nach, ganz firaf- 
frey gelaffen werden. 
Der Herr Geheimerath Knapp: Er müffe füh zum 
Schluffe der Discuffion noch die allgemeine. Bemerkung 
erlauben, daß er in Beziehung auf die einzelnen, zu den 
fimmtlichen 8. des. vorliegenden Geſetzesentwurfes ges 
machten Vorfchläge mit feiner Inſtruction verfehen fey, 
weil folche nicht befannt geweſen, und jet noch In— 
ftruction einzuholen, der nahe Schluß des Landtages 
nicht. geſtatten duͤrfte. — Es dürfe indeffen die hohe 
Kammer fich verfichert halten, daß die StaAtsregierung 
ihre Wünfche nach Möglichfeit beruͤckſichtigen werde, eine 
Erklärung, durch welche natürlich die Befugniß, das 
etwaige Mißverhältniß einzelner vorgefchlagener Strafen 
gegen einander, unbefchadet des Syſtemes, auszugleichen, 
die verſchiedenen gefeglichen Beltimmungen auf: :diefe 
Weife in den möglichften Einklang zu bringen, und die 


so... Ye 


Nedaction biernach abzuändern, für die Staatsregierung 
nicht. ausgeſchloſſen ſey. 
Da keine weitere Bemerkung erfolgt, ſo ſchließt das 

udn dium die Diescuflion, und veranlagt 
AV. die Abjtimmung | 
1495) über die Befhwerdeführung. des Conrad 
Mohr und 45 Conſorten zu Oſtheim, die 
Kriegslieferungen aus den Sahren 1813 uud 
1814 betreffend. 
Das Praͤſidium ftellt folgende Fragen: 
a) Iſt die Kammer der. Meinung, daß die Petition 

auf ſich beruhen möge? 

Diefe Frage wird mit 9 Stimmen gegen eine Stimme 

verneint. 

b) Will die Kammer die Staatsregierung erſuchen, 
dieſe Sache, mit Ruͤckſicht auf das in der Bera— 
thung daruͤber Geaͤußerte, einer nochmaligen Pruͤ⸗ 
fung zu unterwerfen? 

Eine Stimme verneint, 9 Stimmen dagegen be- 
jahen diefe Frage. ö 

9) über den Antrag des Abg. Herrn Brund, Die 
Abſchaͤtzung derNormalgemarfungen betreffend. 
Ä Die von dem Präfidium geftellte Frage: | 

Will die Kammer bey ihrem früheren Befchluffe, daß 
der zweyte Abjaß de8-$.18 der Bonitirungsinftrucs 
tion unverändert bleiben möge, ſtehen bleiben, und 
die in diefer Diecuflion ferner ——— Gruͤnde 
der zweyten Kammer mittheilen? 

wird mit 8 gegen 2 Stimmen bejahend beantwortet. 
3) über die Anträge. der Abgeordneten Herrn Knorr, 
König, Gerih, Gail und Hellmann, auf Revifion 
ber Gemeindeordnung. 
Das Praͤſidium ftellt die Frage: 

Iſt die Kammer der Meinung ihres Ausſchuſſes, die 
Anträge ber Herren Proponenten auf fi beruhen 
zu laſſen? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit Ta. 
4) über den Antrag’ des Abg. Herrn Zimmer , auf 

Erweiterung des Einfluffes des Schullehrer- 
feminariumg zu Friedberg. 
Die ven dem Praͤſidium geftellte Frage: 

Soll dem Antrage im Allgemeinen Folge gegeben wer: 

den ? 
wird einftimmig mit Nein beantwortet. 
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5.) über ben Antrag: des Abgeordneten Herrn Ko⸗ 
nig, die von den Einwohnern zu Rimborn um 
ter dem Namen des zehenten Pisunigs zu ent⸗ 
wihtende Abgabe betreffend, 

1, Das Präfidium: ftellt folgende Fragen: RT; 

a) Bill die Kammer. bem Antrage des Herrn; Pro⸗ 
ponenten Folge geben? 

* e Frage. wird. einſtimmig mit Rein beantwortet; 

I, Will-die Kammer dem ferneren Beſchluſſe der zwey⸗ 

ten ‚Kammer beytreten, nämlich Die Staatsregierung 
- = im. erſuchen, ausmitteln : zu laſſen, ob in dieſem 
I Zehentenpfennigsgelde ein — fuͤr früher ſchul⸗ 
dige Frohnden enthalten ſey? 
Eine Stimme bejaht, 9 Stimmen dagegen vernei— 
nen dieſe Frage. J 

6.) uͤber die Propoſition ber Großherzogl. Staats: 
regierung „die Öleichitellung;der SRohuDp Knie 
tigen der ftandes- und patrimonialgeri 
herrlichen Bezirfe mit den Frohndpflichtigen 
der Domaniallande betreffend. 

Die von dem Präfidium geftellte Frage: 

Nimmt die Kammer die Propofition der Staatsregie- 
rung an, und eröffnet derfelben einen Credit von 
30,000 fl. auf die Sahre 1828 und 1829 zur Er: 
leichterung der Frohndpflichtigen in den ſtandes— 
und patrimonialgerichtöherrlichen Bezirken? 

wird einflimmig mit Ja beantwortet. 

7.) über die Vorftelung der Specereyhändler 
zu Gießen, die aus dem erften Semefter 1519 
an fie geforderte Kaffee: und Tabaksacciſe 
betreffend. 

Das Praͤſidium ftellt die Frage: 

Zritt die Kammer dem Befkhlufte der zweyten Kam— 
mer, das Seſuch der Petenten auf ſich beruhen zu 
laſſen bey? 

Vier Stimmen verneinen, 6 Stimmen dagegen be— 
jahen dieſe Frage. 

8.) uͤber den Geſetzesentwurf, die Aufhebung 
der geſetzlichen Beſtimmungen, welche fuͤr die 
Klagen auf Zinſen aus Selddarleben eine 
fürzere Verjährungszeit,als die gemeinredt- 
Tide, vorfhreiben, betreffend. 

Die von dem Präfidium gefteilte Frage: 

"Will die Kammer bey ihrem früheren Befchluffe, das 
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Geſetz fo, wie ed von der Staatsregierung vorges 
legt worden ift, anzunehmen, beharren ? | 
wird einftimmig bejaht. 
| 9.) über die Anträge der en Herrn Schen? 
und Braunwart, die Entfhädigung des Wild- 
fhadens an Waldungen betreffend. | 
Das Präfidium ftellt die Frage: 

Beharrt die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus—⸗ 
fchuffes, bey ihrem früheren Befchluffe, den Ans 
trägen der Herrn Proponenten feine Folge zu geben? 

Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig be— 
jabend, und das Präfidium erklärt die Sitzung für 
aufgehoben. 


| Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden, 


vun 
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Sieben und fehzigfte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der erften. Kammer der 
Landſtaͤnde. | 


Darmftadt am 7ten Juny 1827. 


IX EXXXEXX 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten Praͤ— 
| fidenten. ® 


Anwefenb: | 


Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zn Erbach⸗-Schoͤnberg Erlaudt. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaudıt. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden. 
Der Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler 
Arens Der Herr wirflide Geheime Rath Frey: 
herr von Wiefenhütten. Der Herr Freyherr 
von Breidenfiein. Der Herr Geheimerath 
Knapp und der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber, 
als Großherzogliche Regierungs-Commiſſarien. 


I. Das Präfidium fordert zu Erftattung der, auf 
ber Tagesordnung verzeichneten Vorträge auf. 

Es referirt demnach 

4) der Herr Geheime Staatsrath von Wreden, im 
Namen des dritten Ausſchuſſes, über den Antrag bes Ab- 
eordnieten Herrn von Kuder, auf Erlafjung eined Ge- 
— gegen die uͤbermaͤßigen. Makelgebuͤhren 
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bey Capitalaufnahmen und auf Errichtung 
einer Landescreditaänſtalt.ꝰ) 

2) der Herr Kanzler Arens, im Namen des zwey— 
ten Ausfchuffes, über den Gefeßedentwurf, das Ver— 
fahren bey den Mittel» und DObergeridten 
in bürgerlihen Redtsftreitigfeiten betr. *9 

Das Prafidium vertagt die Discuffion über dieſe 
Gegenftände auf die gefeßliche Zeit und eröffnet 

1I. die Berathung über den Gefeßesentwurf, Die 
Einführung der Ordnung des gewöhnlichen 
Derfahrens bey den Stadt» und Yandgerich 
ten. :in.bürgerdihen Rechtsſtreitigkeiten . be 
treffend. | en 

Es bemerft — 

der Herr Geheimerath Knapp: Bey der vollkom— 
men richtigen Wuͤrdigung, welche die vorliegende Lands 
gerichtSordnung, in dem mit großer Sachkenntniß ver- 
faßten Ausfchußberichte der hohen Kammer gefunden 

abe, und bey dem unbegrenzten Bertrauen, welches das 
Seheime Staatdminifterium in. die Einjichten der hohen 
Kammer felbft zu ſetzen berechtigt fey, würde Die oberfte 
Staatsbehörde die Berathung über den: vorliegenden Ge— 
fegesentwurf der hohen Kammer ohne Anjtand, und mit 
voller Beruhigung allein haben überlaffen fönnen , wenn 
fie-nicht hätte beforgen müffen, ein Nichterfcheinen der 
Regierungs-Commiſſarien auf die an fie ergangene Ein— 
fadung möchte als ein Verftoß gegen die hohe Achtung 
angefehen werden, welche das Großherzogliche Staats: 
minifterium dieſer hochanſehnlichen Berfammlung ftets 
gewidmet habe, und ftetd widmen werde. Dieſes fey 
der Gefihtspunft, aus welchem die Großherzoglide Re— 
gierungs-Commiſſion ihre Gegenwart bey der heutigen 
Berathbung vorzugsweife betrachtet zu fehen wuͤnſche. 

Der Herr Kanzler Arens: Ehe zu der Disceuffion 
über die einzelnen Artikel _de8 Entwurfes übergegangen 
werde, erlaube er fich eine Bemerfung über die Frage, 
ob die Annahme deffelben im Allgemeinen wünfchenswerth 
erfcheine. . Als Referent des Ausfchuffes habe er ſich in 
diefer Dinficht in feinem Berichte auf die, .in ‚den Vers 
bandlungen. der zweyten. Kammer enthaltenen Gründe 
bezogen, und glaube auch jegt noch, ſich lediglih auf 

* Siehe Beylage CXLVI.: | 
**) Eiche Beylage CXLVII. 
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diefelben beziehen "zu könnten, weil er fortwährend vie 
Ueberzeugung bege, daß bey einer forgfältigen Verglei⸗ 
hung der Gründe und Gegengründe wohl, fein haltbaͤres 
Motiv für eine Nichtannahme des Gefeges übrig bleiben 
werde. 
Er wolle defhalb bier nur kurz die Gründe zuſam— 
menftellen, durch welche man in der zweyten Kammer 
die beſchloſſene Suspenfion der Einführung des Gefegeg 
für Rheinheflen zu rechtfertigen verfucht habe. — 

Der erſte Grund, welchen man etwa mit dem Na— 
men bed Grundes der Incompatibilität bezeichnen Fönne, 
ſey, daß die Einführung einer neuen Untergerichtsord: 
nung mit ben jetzt beftehenden übrigen xheinheffifchen 
Inſtitutionen unverträglich erfcheine. Diefe Anficht. habe 
namentlich der Abgeordnete Herr Parcus mit mehreren 
Gründen und. Deyipieien zu vertheidigen gefucht, welche 
aber in den Vorträgen des Ausfchuffes zweyter Kammer 
ſaͤmmtlich eine durchaus gründliche Widerlegung gefun- 
ben hätten. Gegen diefe Widerlegung habe der Abger 
ordnete Herr Pareus zwar angeführt, daß er von der 
Unrichtigfeit feiner bisherigen Meinung nicht überzeugt 
fey, Gründe aber, weshalb er nicht überzeugt fey, ent: 
balte weder feine in dieſer [nn Hehaltene Rede, 
noch feine übrigen Bemerkungen. Vielmehr lege bie 
Antwort der Großherzoglichen Regierungs⸗-Commiſſion ee 
fehr überzeugend dar, daß Herr Parcus Berfchiedenheir 
ten des jegigen und des, in „Folge des Gefeßedentwurz- 
fes eintretenden Verfahrens mit Unverträglichfeiten ver: 
wechſelt habe, daß alfo die Beforgniß der Incompati- 
bilität_ wenigftens fein Motiv. für eine Nichtannahme 
des Gefeges abgeben koͤnne. | ne 

Zweytens habe man für die Nichtannahme des Ger 
feßed im Allgemeinen bemerkt, daß es bedenklich zu feyn 
fhheine, einen Theil eines Ganzen anzunehmen, ohne 
zu wiffen, worin die übrigen Theile deffelben beftehen 
würden. Diefer Anftand würde allerdings von Gewicht 
feyn, wenn die lUntergerichtsordnung als ein, in der 
Ausführung nicht felbftjtändiger Theil eines Ganzen be- 
trachtet werben koͤnnte. Indeſſen werde dafür ein Be: 
weis wohl fchwerlich zu erbringen möglich ſeyn. 

Der fragliche Anſtand würde ferner Beruͤckſichtigung 
verdienen, wenn man in dem Entwurfe der Unterge— 
richtsordnung Gründe auffinden koͤnnte, welche mit ei: 
nem zwecdmäßigen gerichtlichen Verfahren im Widerfpruche 
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finden. Man würde dann vielleicht Tagen Finnen, daß 
die noch zu erwartende vollftändige Prozeßgeſetzgebung, 
wenn fie auf eine fehlerhafte Grundlage bafirt fey, Un— 
zweckmaͤßigkeiten und Fehler unvermeidlich enthalten muffe. 
Aber folche Zwedwidrigfeiten feyen eines Theil im Ent 
wurfe nirgends nachgewiefen, und andern Theil werde 
die Furcht vor der Möglichkeit, daß bey Abfaffung der, 
das ganze gerichtliche Berfahren umfaffenden Prozeßge— 
fege dem Zwede des gerichtlichen Verfahrens -widerftreis 
tende Grundfäge aufgeftelt werben Fönnten,: durch das 
Recht der Stände befeitigt, einem ihren Anfichten und 
Erwartungen nicht entfprechenden Gefeße die Mögliche 
feit der Einführung zu entziehen. | 

Auf der anderen Seite entfpreche die theilweife Eins 
führung eines, das ganze gerichtliche Verfahren neu 
regulirenden Gefeges, feiner Anficht nach, fo fehr dem 
Dege, auf welchem eine immfaffende Gefesgebung diejer 
Art ohne Störung ins Leben gerufen werden koͤnne, 
daß, wenn die Staatsregierung die Borlage einer voll- 
ftändigen Prozeßgeſetzgebung befchlofien hätte, er abwei- 
chend von der Anficht derfelben, nur für eine fucceffive 
Einführung ihrer einzelnen Theile geftimmt haben würde. 
Er dürfe feine Anficht hierüber wohl um fo unbedenflicher 
ausfprechen, als ihn eine langjährige, theoretifche und 
praftifche Befchäftigung mit allen — des gericht⸗ 
lichen Verfahrens zu dem Anſpruche auf eine genaue 
Kenntniß deſſelben, und zu einem nicht ganz incompe— 
tenten Urtheile uͤber den Vorzug der gleichzeitigen oder 
ſucceſſiven Einfuͤhrung der Geſetze berechtige. 

Wer die bey den meiſten Gerichten vorkommende 
Geſchaͤftsuͤberhaͤufung kenne, werde einſehen, daß die 
Einfuͤhrung einer vollſtaͤndigen neuen Gerichtsordnung 
und die damit für den Richter verbundene Nothwendig— 
feit ihres Studiums, entweder eine richtige und ihrem 
Geifte entfprechende Anwendung unmoͤglich machen, oder 
eine, böchft nachtheilige Stodung in den Gefchäften ver: 
anlaffen werde. Grfolge diefe Einführung aber nur 
theilweife, werde den Dbergerichten Zeit, und fomit Die 
Möglichkeit gegeben, die Untergerichte in der Anwen: 
dung des neuen Gefeßes fortwährend zu controliren, 
und fich felbft die Principien deffelben genau und voll- 
ftändig zu eigen zu machen, fo werde dDaburch die außer— 
dem unvermeidlich entjtehende Stockung und Verwirrung 
der Geſchaͤfte verhuͤthet werden koͤnnen. | 
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Außerdem hätten die Stände der Staatsregierung 
bey verfchiedenen Gelegenheiten ſchon früher den Wunſch 
ausgefproden, fie möge einzelne Stuͤcke aus der zu er- 
wartenden vollitändigen Givilgefeggebung, wie 3.Bd. das 
Hypotheken- und VBormundfchaftsrecht, herausreißen und 
denfelben mit ftändifcher Genehmigung ſchon jeßt die 
gefeglihe Sanction ertheilen. Wollten die Stände bey 
dem vorliegenden Entwurfe von ihrem einmal geäufßer- 
ten Grundfage abgehen, und fogar die Annahme eines, 
in fih ald Ganzes gefchlofjenen Theiles der Gefetgebung 
verweigern, fo würden fie im Widerfpruche mit fich felbit 
fich einer offenbaren Inconſequenz fchuldig machen. 

3) Habe man in ber Berathbung zweyter Sammer 
für die Suspenſion des Gefeßes für Nheinheffen ange: 
führt, es fey hart, einem Bolfe Snftitutionen zu ent— 
reißen, welche ihm durch Zeitverlauf und Gewohnheit 
theuer geworden feyen. Diefer Grund, abgefehen davon, 
daß er bloß aus dem Gemüthe gefchönft fen, paſſe aber 
toch wohl eben fo gut auf die Bewohner der diefleitigen 
Provinzen, bey welchen man eine gleich große Anhäng- 
ale an ihre beftehende Einrichtungen vorausſetzen 
müfje. | 

Wolle man nun die in den verfchiedenen Provinzen 
beftehenden verschiedenen Inſtitutionen unangetajtet laſſen, 
fo werde der Artifel 103 der VBerfaffungsurfunde nie in 
Bollzug gefegt werden, und hiervon werde dann eine 
Perpetuirung des bisher beftandenen Iſolirungsſyſtem's, 
mit allen feinen hoͤchſt nachtheiligen Einwirkungen, die 
fehr betrübende Folge ſeyn. | 

4) Der vierte und leßte, für den Befchluß der zwey— 
ten Kammer angeführte Grund werde darin gefeßt, daß 
aud eine vollftändige Annahme der proponirten Unter: 
gerichtsordnung,, doch nicht zu einer, für die drey Pro: 
vinzen gemeinfamen Gefeggebung führen werde, indem 
durch Amendements und durch urfprüngliche Beftimmuns 
gen des Entwurfes felbft, für Rheinheſſen fehr viele 

ingularitäten de8 Verfahrens angeordnet feyen. 

Aber auch diefer Grund widerlege fid) dadurch fehr 
leicht, daß Alles, was für Hheinbeften Eigenthuͤmliches 
habe verordnet werden muͤſſen, lediglich in der, noch 
zur Zeit im Rheinheſſen beſtehenden eigenthuͤmlichen Ge⸗ 
ſetzgebung und Gerichtsverfaſſung ſeinen Grund habe, 
und daß daher dieſe, für die Provinz Rheinheſſen noch 
zur Zeit unentbehrliche Singularitaͤten mit der zu ers 
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wartenden vollſtaͤndigen Prozeßgeſetzgebung von ſelbſt ganz 
verſchwinden wuͤrden. & 

Aus allen diefen Gründen trage er. wiederholt dar: 
auf an:.die hohe Kammer möge dem Befchluffe der zwey— 
ten Kammer , welche die Suspenfion des Entwurfes für 
Kheinheffen fogar zur Bedingung feiner Annahme ge: 
macht babe, nicht beytreten, vielmehr der Staatsregie- 
rung die Hand bieten, wenn dieſelle eine gemeinfame, 
alle drey Provinzen umfaffende Gefeßgebung herbeyzu— 
führen trachte. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Der Herr 
Referent habe in feinem Berichte und in feiner fo eben 
gemachten Bemerkung fehr treffend nachgewiefen, was 
das Schieffal des Artifel8 103 der Berfaffungsurfunde 
feyn würde, wenn eine Provinz es verweigern wolle, 
fi) von ihren bejtehenden Inſtitutionen loszufagen. 

Seiner UÜeberzeugung gemäß, koͤnne die Abficht der 
Staatsregierung, den Artikel 103 der Berfaffungsurfunde 
in. Erfüllung zu bringen, und durch einen Act der Ge- 
feßgebung die Bewohner der jenjeitigen Provinz aus 
FSranzofen in Mitglieder des Staates, welchem fie nun: 
mehr angehörten, umzufchmelzen, bey näherer Beleuch— 
tung nur erfreulich, und der Wunfch der eriten Kam— 
mer‘, durch eine folche Sucorporation in den überrheini- 
fhen Bewohnern wahre Landsleute zu erbliden, den 
jenfeitigen Deputirten nur angenehm ſeyn. 

Eine Weigerung, dieſem Wunſche zu entiprecen, 
fey empfindlich und er wünfche, daß der allgemeine Theil 
des Ausfchußberichtes diefer hohen Kammer von der 
zweyten Kammer auch von diefer Seite angefehen werden 
möge, indem er nod) die Hoffnung befige, daß auf mög 
lichſt guͤtlichem Wege eine Communication mit der lette 
ben Sieg der Wahrheit und des Guten berbeyführen 

une. 

Zu Artifel 1 des Entwurfes bemerft 

der Herr Kanzler Arens: Was den Befchluß der 
zweyten Kammer zu diefen Artikel betreffe, daß wenn 
der Streitgegenitand 50 fl. oder mehr betrage, der un 
terliegende Theil auch die Koften tragen folle, welde 
der Sieger durch die Zuziehung eines öffentlichen An— 
waltes gehabt habe; fo ericheine es ald unmöglich, einen 
vollfommen — Grund anzufuͤhren, weshalb hier 
gerade die Summe von 50 fl. als Minimum gewaͤhlt 
ſey. Indeſſen trete der naͤmliche Fall uͤberall ein, wo 
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eine gewiſſe Größe, ein gewifles Maas, nummerifch nor⸗ 
mirt werden ſolle. Der beſte Grund für eine beftimmte 
Annahme’ ſey bier immer nur der, daß für die Wahl 
einer anderen Größe, ald der einmal angenommenen-, 
fein befjerer Grund vorhanden. feyn werde.” Nur für 
die Bejtimmung einer folchen Summe, wie fie das erſte 
Amendement der zweyten Kammer. enthalte, liege im All 
gemeinen ein jehr triftiger Grund, und zwar darin, 
daß die, durch die Zuziehung eines Anwaltes vergrö- 
ßerten Koften des Prozefles den Befiegten, ohne das 
Beftehen einer-Normalfumme, oft zu einem, mit dem 
Objecte des EStreites in feinem Verhaͤltniſſe ftehenden 
Erfage derfelben verpflichten würden. | 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudıt: 
Er mufje zu dem sub a. des. SIusfchußberichtes angefuhr- 
ten Amendement ber zweyten Kammer bemerfen, daß es 
Streitgegenftände gebe, bey welchen ein Anfchlag im 
Gelde ganz unmöglich erfcheine. Mad dem Entwurfe 
finde allgemein ein Erfaß ber Koften des Anmwaltes nicht 
Etatt, die zweyte Kammer habe denfelben aber bey 
Etreitobjecten von 50 und mehr Gulden befchloffen, und 
fomit erfcheine es confequent, den Streitobjecten von 
50 fl. auch diejenigen gleichzuftellen, bey welchen eine 
Schaͤtzung zwar nicht moͤglich fey, bey welchen fie aber 
doch, wenn fie ausführbar wäre, fih auf 50 und mehr: 
Gulden belaufen würde 

Der Herr Kanzler Arens: Ciner ausdrädlichen 
Erwähnung diefer Gleichſtellung im Gefete ‘werde es 
nicht bedürfen ‚ weil diefelbe nach der Praris und nad) 
den, in den bdieffeitigen beyden Provinzen bejtehenden 
Geſetzen, bereits unbezweifelt Statt finde. — 

Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Die Be— 
ftimmung, welche Se. Erlaucht der Herr Graf zu Solms: 
Laubach im erftien Amendement der zweyten Kammer ver: 
miſſe, fey, wenn auch nicht ausdruͤcklich, doch durch eine 
fehr nahe liegende Analogie, in der That bereits gege- 
ben. Es werde nämlich die Berechnung der fraglichen 
50 fl. ohne Zweifel nach den Principien der Berechnung. 
der Appellationsjumme in Artifel 51 zu machen ſeyn, 
und hoͤchſtens, um Zweifeln zuvorzufommen, würde es 
etwa nüßlich werden fönnen, die Anwendbarkeit diefer 
Analogie ausdrudlich auszufprechen. Uebrigens würde, 
in Folge diefer Analogie, und wenn zugleich auch das 
zum Artikel 51 gemachte Amendement wegen Jnjuriens 
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fachen angenommen würde, die unbedingte Zulaffung von 
Anwälten in allen Snjurienfahen, als in Gelde uns 
fhätbar, beginftigt werden, welches, bey der Würdi- 
gung fowohl diefes, als jenes Amendements, mit zu 
berücfichtigen feyn möchte. 

Des Herrn Örafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
E8 finde zwar, wie der Herr Regierungscommiſſaͤr be— 
merkt habe, allerdings eine Analogie zwijchen dem frag- 
lichen Amendement zu Artifel1 und dem Artifel51 Statt. 
Indeſſen fey dieſelbe fchon nad) der, von der zweyten 
Kammer zu $. 51 befchloffenen Herabſetzung der Appel- 
lationsfumme von 50 fl. auf 25 fl. nicht fo ganz Klar, 
um einen erläuternden Zufaß zum Amendement der zwey⸗ 
ten Kammer zu Artifel 4 überflüffig zu machen. 

Der Herr Kanzler Arens: Geiner Anficht nach, 
fönne eine Gfeichftellung der unſchaͤtzbaren Streitobjecte 
mit den Objecten von 50 fl. an Werth, in Beziehung 
auf das erfte Amiendement der zweyten Kammer, um fo 
weniger einem Anftande unterliegen, als bey Berechnung 
der Appellationsfumme für alle unſchaͤtzbaren Gegenftande 
ein unbedingter Appellationgzug Statt finde. 

Der Herr Geheimerath Knapp: Er balte zwar 
‚allerdings die Anficht des Herrn Kanzlers für die voll 
fommen richtige, indeflen koͤnne eine befondere, in der 
Abftimmung der hohen Kanımer ald Wunſch ausgedrückte 
Erflärung, daß der Artifel 51 des Geſetzes für die Be— 
rechnung der 50 fl., welche das GStreitobject betragen 
müffe, wenn der Sieger auf Erſatz der Kojten feines 
Anwaltes Anfprüche zu machen berechtigt feyn folle, den 
Maaßſtab abgebe, nicht nur alle möglichen Zweifel hin— 
fihtlich der unſchaͤtbbaren Streitgegenitände entfernen, 
fondern auch bey der Berechnung des Kapitalbetrages 
jährlicher Renten als Norm dienen, 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Eine feruere Bemerfung, welche er fich zu Artifeli1 ev 
laube, fey die, Daß derfelbe eine Härte gegen die abwe— 
fenden Partheyen zu enthalten fcheine. Kine abwefende 
Parthey, melde alfo einen Anwalt beyzuziehen ge— 
noͤthigt ſey, koͤnne, fobald das Streitobject nicht 50 fl. 
betrage, feinen Erſatz für die Koſten ihres Gtellvertre- 
ters in Anfpruch nehmen, und alfo, wenn die Koften 
fich höher, als das objectum litis felbft beliefen, auf 
dieſe Weiſe völlig rechtlos werden. Es fey daher viels 
leicht empfehlenswertb, den Nichterfag der Koften des 


> 


! 


Protofoll LXVIL vom 7ten Juny 1827. 69 


Anwaltes der fiegenden Parthey bey einem Streitobjecte _ 
unter 50 fl. auf den Fall zu befchränfen, went der 
Sieger am Gerichtsorte anmefend fey, und dem eriten 
Amendement der zweyten Sammer zu Artikel 1 folgenden 
Zufag zu geben: „Wohnt die fiegende Parthey nicht am 
Gerichtsorte, fo bat der Linterliegende die Koften des 
— Anwaltes auch dann zu erſetzen, wenn das 
treitobject weniger als 50 fl. betragen ſollte.“ 

Eine ſolche Beftimmung werde auch auf den Krebit 
der geringeren Klafien einen fehr Wohlthätigen Einfluß 
aͤußern. Es feyen 3. B. auf dem Lande viele Krämer, 
welchen: von den größeren Kaufleiten Waaren anf Kre 
bit geliefert wärden. Wuͤßten diefe Ieteren, daß fie, 
im Falle der Klage, ſelbſt reifen, oder cinen Anwalt bes 
zahlen müßten, fo würden fie fich hüten, inskuͤnftige 
— Kreditverwilligungen ſich einem ſolchen Falle aus: 
zuſetzen. | | 

‚ Der Herr Freyherr von Breidenfteim:, Das 
Beftreben der moͤglichſten Befchränfung des Gebrauchs 
der Anwälte fey, feiner Anſicht nach, einer der. größten 
Vorzuͤge des vorliegenden Geſetzes. Denn darin finde 
er ein befonders wirffames Mittel, Prozeffe und Pro- 
zeßfoften zu erfparen. Außer Zweifel liege aber wohl, daß 
es ‚für einen ſolchen Zweck nicht wenig beytrage, wenn 
man den. Bartheyen die Ausficht benehme, die aus dem 
Gebrauche eines Anwaltes ihr erwachfenden Koften von 
dem Gegner erfeßt zu erhalten. Schon das erfte Amenz 
bement der zweyten Kammer habe dieje wohlthätige Tens 
den; des Geſetzes bedeutend befchränft, roch mehr: aber 
bezwecke dieß der Borfchlag Sr. Erlaucht ded Herrn Gra— 
fen zu Solms-Laubach, auf welchen er deßhalo folgen- 
des bemerfe: f | 

Im erſten Abſatze des Artifeld 1 fey es verftattet, 
durch jeden gewöhnlichen: Bevollmächtigten vor Gericht 
zu handeln. Eine Parthey habe aber felten bey dem 
nämlichen Landgerichte nur einen Prozeß, fie lerne nad) 
und nad an dem Gerichtsorte Menfchen Tennen, und 
finde Leicht ein Smdividuum, welches als Mandatar für 
eine, hinter den Advofatentaren weit zuruͤckbleibende 
Bergütung ſeine progeflualifchen Angelegenheiten beſor— 
gen könne. Auf diefe Weife werde die Beforgniß, als 
mifle ein, vom Gerichtsorte Abwefender zur Annahme 
eines Advokaten gezwungen ſeyn, wohl ziemlich volltäns 
dig erledigt werden. \ 
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Dagegen ſcheine ihm aber eine andere Beſtimmung 
des Artikels 1 eine große Härte zu enthalten, nämlich 
die, daß einem Bevollmächtigten, welcher freyfich feinen 
Anspruch auf die Advokatentare haben dürfe, auch felbft 
die gewöhnliche actio mandati contraria entzogen. ſeyn 
ſolle. Die aufferordentlichen Rechtsmittel der Avokaten, 
mit welchen auch nicht verfprochene Gebühren eingefor— 
dert werden koͤnnten, müßten natürlich im ihre rechtli⸗ 
chen Gränzen eingefchränft bieiben, aber dem bloßen 
Mandatar auch bey. einer verfprochenen Belohnung die 
Klage zu verweigern, fcheine ihm Theils durch feine 
entfcheidenden Gruͤnde gerechtfertigt, Theils aber zu der 
übelen Folge binzuführen, daß derfelbe fich zur Stellver— 
tretung ſchwieriger verftehen, der. Gebrandy der Advo⸗— 
faten alfo wieder häufiger eintreten werde,  ' | 
Was die Amendements der zweyten Kammer zu bem 
vorliegenden Artifel betreffe, jo bemerfe er zu dem erften 
derfelben, daß die Verhaͤltniſſe der Partheyen ungleidy 
geſtellt ſeyen, wenn nur eine Parthey einen Anwalt 
waͤhle, daß alſo eben dadurch auch die andere Parthey 
in der Regel zur Beyziehung eines Anwaltes genoͤthigt 
ſeyn werde. Thue ſie dieß aber, um nicht in offenbaren 
Nachtheil zu kommen, ſo ergebe ſich als Reſultat, bey 
der großen Anzahl von Prozeſſen, deren Streitobject 
50 fl. oder mehr betrage, nur ein Fortbeſtehen des jetzi— 
gen Zuftandes, ja ein noch bedeutenderer Kofteraufwand, 
weil in der Regel mündlich verfahren und ein Anwalt, 
welcher ſich nicht gerade am Gerichtsorte befinde,’ zu Reis 
fen am denfelben genöthigt werde. Er koͤnne defhalb für 
das fragliche Amendement der zweyten Kammer nicht 
ſtimmen. Solle daflelbe aber dennoch ftehen bleiben, fo 
müfle ed. wenigftend auf den Fall befchränft werden , 
wenn aud der unterliegende Theil einen oͤf— 
fentlihen Anwalt gehabt habe. Denn ohne dies 
ſes ſey e8 leicht möglich, daß der Linterliegende durch 
die gefchiefteren Wendungen des gegnerifchen Rechtsbey— 
ftandes, und nicht durch materielles Unrecht, den Prozeß 
verlieren fünne und dadurch zu Zahlung der fraglichen 
Koften genoͤthigt fey. Ä 
Hinfichtlich des zweyten Amendements der zweyten 
Kammer müfle er befennen, daß ihm der Sinu befjelben 
nicht ganz deutlich fey, obgleidh der Herr Berichtseritat- 
ter ſich ausdruͤcklich darüber geäußert habe, denn, wenn 
der Richter im Geifte der Unterfichungsmarime einen 
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Prozeß inftrniren folle, fo dürfe die, im fraglichen Amen⸗ 
dement scheinbar ausgefprochene Limitation nicht eintres 
ten, indem es nicht möglich fey, zu inſtruiren, ohne 
zugleich dasjenige, mas dem Nechte einer Parthey ent: 
ipreche, zu berückhjichtigen. | 

Der Aufſchub diefer Beruͤckſichtigung, alfo 
bis nach vollbrachter genügender Erörterung werde, feis 
ner Anficht nach, nicht wohl ausführbar ſeyn. — Er 
ftimme deßhalb auch bey dem zweyten Amendement zu 
Artikel 1 dafür, diefen Artikel Tediglich fo, wie er von 
der Staatsregierung vorgelegt ſey, anzunehmen. J 

Der Herr Geheimerath Knapp; Was den Vor; 
fchlag Sr. Erlaucht des Herrn Grafen. zu Solms Lanz 
bach betreffe, die unterliegende Parthey zu. Zahlung ber 
Koiten des gegnerifchen Anwaltes auch dann zu ver⸗ 
pflichten, wenn der Sieger am Gerichtsorte nicht domi— 
ciliire, fo werde derfelbe, Theils durch die Bemerkung 
des Herrn Freyherrn von Breidenftein erledigt, daß 
man bey einer nothwendigen Stellvertretung auc einen 
gewöhnlichen Stellvertreter wählen koͤnne, Theile aber, 
und insbefondere durch das Gefeß Aber das. außerordent- 
liche Verfahren in bürgerlichen Nechtsfahen, nad) wel 
chem der Kläger bey liquid jcheinenden Forderungen das 
Gericht auch ſchriftlich um Ausfertigung eines Mahn: 
zettels erfuchen Fünne. Zum Zwede des Rechtsſchutzes 
Nbwefender noch weiter zu geben, als die Gefeßgebung 
bereits gegangen fey, fcheine ihm nur ein ‚neues Uebel, 
eine Elndirung der. Abficht . des Gejeges und eine Der: 
5 des Gebrauches der Anwälte herbeyfuͤhren zu 
muͤſſen. | 
Auf die Bemerkung des Herrn Freyherrn von Brei 
denftein, daß es beffer feyn werde, einem gewöhnlichen 
Bevollmaͤchtigten im Prozeffe die actio mandati contraria 
zu belaffen, erwiebere er, daß die vorliegende Faſſung 
des Geſetzes auf Verminderung ber Winfeladvofaten be— 
rechnet ſey, und in Diefer Beziehung durchaus nothwen⸗ 
dig erſcheine. 
Was das erſte Amendement der zweyten Kammer zu 
Artikel 1 betreffe, fo babe er ſich über daſſelbe in den 
früheren Verhandlungen bereits im Allgemeinen geäußert, 
und ftelle die Entfcheidung nunmehr Lediglich dem Erz 
meffen der hoben Kammer anheim. 

Bey’m zweyten Amendement muͤſſe auch er gefteben, 
daß er den Sinn deffelben niemals ganz Har habe auf 
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faffen koͤnnen. Habe es Die Bedeutung, welche ihm der 
Herr: Freyherr von Breidenſtein beygelegt habe, fo er- 
fcheine es allerdings vollfommen zwecklos. ES: fcheine 
ihm aber aus einer andern Rüdjicht entſtanden zu ſeyn, 
namlich aus der unrichtigen Unterjtellung, als jolle der 
- Richter gleich bey Anbringung der. Klage dag genus ac- 
tionis wählen und benennen, Ein folches Erforberniß 
finde aber nach dem. Geſetze auf Feine Weife Statt, und 
er. könne alfo auch, wenn feine Muthmaßung die richtige 
— ei ‚ das fragliche Amendement zur Annahme nicht 
empfebleit, | 
” Der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Ihm fcheine | 
da8 Amendement zum, dritten Abfate des erften Artikels 
nichts anders heißen zu jollen, als daß Das nobile ofh- 
cium des Richters nicht cher eintreten folle, als bey der 
Entfcheidung. Dieß veritehe ſich aber eben fo von felbft, 
wie daß der Richter nur quae desunt in puncto juris 
zu fuppliren babe, und nicht faftifche Momente, Das 
Ganze fey nur eben wieder aus dem Mißverſtande her— 
vorgegangen, die Kandgerichtsordnung muthe dem Nich- 
fer zu, facta und Nechtsmittel zu fuppliren, und das 
genus actionis zu wählen, und als heiße „ein Proto- 
foll inſtruiren“ ſoviel wie ‚‚eine Unterfuchung füb- 
ren“, weil im Code dinstruction das Wort Inſtrui— 
ren mit Unterfichen gleichbedeutend fey. | 
Der Herr Kanzler Arens:. Der Einn des frag- 
lichen Amendements. fey, wie er glaube, folgender: Die 
Landleute erzählten die facta ihrer Nechtsftreitigkeiten in 
der Negel fehr breit, mit vielen, Theils unerheblichen, 
Theits foldyen Umftänden, welche, wenigfteng ihrer Ab- 
fiht nah, bey Beurtheilung des Nechtsitreites Feinen 
Einfluß außern follten. Ein vernünftiger Richter werde 
folche Umftände natürlich nicht beruͤckſichtigen. Es koͤnne 
für ihn aber doch zuweilen von Wichtigket feyn, über . 
die wirfliche Abficht einer Parthey bey dem Vorbringen 
von, Thatfachen in’s Klare zu kommen, und eben fo aud) 
einer Parthey fehr viel daran Tiegen, zu wiſſen, ob ber. 
Gegner ein beftimmtes Factım nur beyläufig, oder in 
der Abficht, Rechte darauf zu gründen, dem Nichter mits 
getheilt habe, | 
Um diefe Ruͤckſicht aufrecht zu halten, und nament- 
lich die Nechte der Partheyen, welchen ja gegen das 
jcheinbar irrelevante Vorbringen des Gegners Schußre 
den zur Seite fiehen koͤnnten, zu fichern, babe die zweyte 
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Kammer, wie er glaube, dad Amendement zum dritten 
Abſatze des Artifeld 1 vorgefihlagen, und er-fünne. das 
her daffelbe feineswegs für ganz zwecdlos halten, wenn 
er gleich zugebe, daß daffelbe der in dem Berichte des 
Ausſchuſſes und in der Discuſſion der zweyten Kammer 
entwidelten Anficht nicht ganz entfprechend abgefaßt zu 
ſeyn, und in,fo fern. einer Verbeiferung nnd Berichti- 
gung zu bedürfen fcheine. | en Ä 
Der: Herr. Freyherr von ‚Breidenftein: - Daß 
ein Verfahren, wie Das von dem Herrn Kanzler fo eben 
bejchriebene, den richterlichen Pflichten vollfommen ent- 
fpreche,, ſey wohl nicht in Abrede zu fielen; Aber Die 
Pflicht des Richters, fich uͤber die vorgebrachten fakti— 
ſchen Thatſachen, und namentlich über- die Abficht, im 
der fie vorgebracht. ſeyen, vollſtaͤndige Aufklärung: zu 
verichaffen, ſey ſchon in der Faſſung des Artifels 3 zur 
Genuͤge ausgeſprochen. Dagegen muüffe er befennen, daß 
er in den Worten des Amendements der zweyten Kam— 
mer einen’ Beweis für die Abficht, dieſe Prlicht noch 
mehr hervorzuheben , a feine Weife entdeden koͤnne. 
Des Herrn Grafen gt Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Auf feinen. Vorfchlag, der fiegenden Parthey das Necht 
auf Erfaß ber Koften ihres Anwaltes, dann unbedingt 
äuzugeftehen, wenn fie nicht am Gerichtsorte felbft wohne, 
wolle er zwar feinen befonderen Werth legen:-Er glaube 
aber doch zu. Unterftügung deffelben noch: folgendes bes 
merken zu müffen: Das Wohlthätige und. Zwerfgemäße 
des Princips, durch Aufhebung der Verpflichtung, zum 
Erfaße der, durch den Anwalt der fiegenden Parthey 
perurfachten Koften , die Zuziehung der Advokaten mög. 
lichſt zu befchränfen, koͤnne wohl in feinem unpartheyi⸗ 
fchen Urtheile im Allgemeinen verfannt werden. Da 
aber die. Zuläffigfeit. von. Ausnahmen von demſelben 
durdy das Amendement der zweyten Kammer bereits ans 
erkannt fey, fo. halte er es mindeftend für ‚confequent, 
eine Befchränfung da nicht. zu vermeiden, wo fie durch 
weit gewichtvollere Gründe, als im andern Falle, uns 
terftüßt werde... Seine Anficht gehe fogar nod) ‚weiter, 
nämlich dahin, dem. obengedachten Principe eine größere 
Ausdehnung zu verfchaffen, als e8 die zweyte Kammer 
beſchloſſen habe, indem man das Amendement berfelben 
ganz aufhebe, und ftatt deffen der unterliegenden Par? 
they eine — der Koſten des gegneriſchen An— 
waltes nur dann, aber dann auch ganz allgemein zur 
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Pflicht mache, wenn der Sieger am Gerichtsorte nicht 
domiliciirt fey. 

Mas die weitere, gegen Die Zweckmaͤßigkeit feines 
Borfchlags gemachte Bemerfung betreffe, daß ein Ab» 
wefender fich durch einen gewöhnlichen Bevollmächtigten 
mit geringeren Koften al3 durd einen Anwalt vertreten 
faflen könne, fo hänge dieß davon ab, ob die abweſende 
Parthey am Gerichtsorte mit zuverläfftgen und bereit- 
willigen Menfchen befannt- fey, ein Einwurf, der durch 
die Bemerfung, daß ein abmwefender Kläger bey dem 
nämlichen Gerichte in der Regel mehrere Prozeffe führen, 
und ſchon deßwegen am Gerichtsorte Bekanntſchaften 
haben werde, wohl nicht genügend beantwortet fep. 
Denn ein Prozeß könne bey dem nämlichen Gerichte eben 
fo häufig allein, al mit mehreren andern zufammen. ge 
führt werden, und auch eine mehrfache Prozefführung 
fey noch fein Grund, welcher auf fo genaue Befannt- 
ſchaften fchließen laffe, als eine unentgeldliche Stellver- 
tretung fie vorausſetze. | 

Endlich müffe die Beftimmung, daß eine Parthey, 
auch wenn ‚fie zur Annahme eines Nechtsbeyitandes & 
nötbigt erfcheine, dennoch im Falle des Sieges die Kor 
ften des Anmaltes nicht in Anfpruch nehmen koͤnne, bey 
geringeren Streitobjecten der Chicane Thor und Thür 
oͤffnen, indem ein auswärtiger Kreditor bey Einflagung 
einer Schuld leicht nicht nur nichts erbalten, fondern 
fogar noch zu einem - Zufchuffe zu dem Betrage feiner 
Forderung gezwungen: feyn koͤnne. Es fey allerdings 
nicht zu lAugnen, daß ein großer Theil der angeführten 
Uebelitände durch das Geſetz über Das aufferordentlice 
Verfahren in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten erledigt 
werde, aber ein Chicaneur wifle dennocd immer Einre 
den aufzufinden, um die in Artifel 1 des Geſetzes über 
die auferordentlichen Verfahren, befchriebene einfache 
Procedur zu vereiteln, und den Kläger zu zwingen, 
feine Forderung auf dem gewöhnlichen Wege einer forms 
lichen: Berbandlung in Anfprudy zu nehmen. 

Der Herr Freyberr von Breidenftein: Go wie 
ihm die unbedingte- Annahme des Artifel 1 ohne alles 
Amendement überhaupt am angemefjenften erfcheine, fo 
fönne er indbefondere feinen, ihm genügenden Grund 
auffinden, weßhalb eine abwefende Parthey ausnahms— 
weiſe zu Einforderung der Koften ihres Anwaltes von 
dem befiegten Gegner berechtigt werden follte. Die Ent: 
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formng vom Gerichtsorte muͤſſe als bloßer Zufall bes 
trächtet werden, und dürfe um jo weniger dazu dienen; 
eine allgemein als zwecmäßig anerkannte Norm zu vers 
ruͤcken, als die Grenze, wie weit Abwefenbeit das Selbſt⸗ 
erfcheinen einer Parthey im Gerichte entſchuldigen fönne, 
offenbar. fehr ſchwer zu beftimmen fey. Auch: hätten die 
Landgerichtsbezirke oft: einen fehr bedeutenden Umfang; 
und ‘, würden: die Partheyen, wenn fie am Gerichts; 
orte feine Anwälte befommen koͤnnten, schon jet nicht 
ſelten genoͤthigt, viele Stunden weit zu gehen, um ſi ch 
perſoͤnlich in den Terminen einzufinden 

Des Herrn Graͤfen zu Sol ms⸗sLaubach Erlaucht 
Wenn ſein Vorſchlag die Genehmigung der hoben Kam—⸗ 
mer nicht erhalte, fo erheiſche es wenigſtens die Conſe— 
quenz, and) dem erſten Amendement der zweyten RE 
mer die Zuftimmung zu verfagen: 

Des Herrn Grafen zu SormsRödelheim Gr; 
fafıcht:: Abgeſehen davon, daß eine Vermehrung der 
Anwälte, wie ſie das Amendement der zweyten Kammer 
herbeyfuͤhren muͤſſe, überhaupt nicht wuͤnſchenswerth er⸗ 
ſcheine, jo würde ſich auch die Beſtimmung, daß der 
unterliegende Theil bey einem Streitgegenſtande un ter 
50 fl. in Diejenigen Koften verurtheilt werden koͤnne, 
welche. der obfiegende durch die Zuziehung eines oͤffent⸗ 
lichen Anwaltes gehabt babe, feiner Anficyt nach, noch 
eher , als der Befchluß der zweyten Kammer / rechtferti- 
gen laſſen. Denn gerade * kleineren Summen ſtellten 
ſich die oft unvermeidlichen Koſten der Zuziehung eines 
oͤffentlichen Anwaltes für den Sieger als beſonders druͤ— 
ckend und unverhaͤltnißmaͤßig dar und koͤnnten nicht 
ſelten zu wahrer Rechtloſigkeit Führen, während bey 
größeren Streitobjecten dieſes Unverhaͤltnißmaͤßige mit 
dem ſteigenden Werthe des — ſich immer mehr 
vermindere. 

Er trage deßhalb kein Bedenken, gegen das erſte 
— der zweyten Kammer fit dem vorliegenden 
Artikel zu ftimmen, koͤnne fich aber, uͤbereinſtimmend 
mit der Anficht des Herrn Freyherrn von Breidehitein, 
eben fo wenig mit dem Vorfchlage des Herrn‘ Grafen 
zu Solms-Laubach auf eine - Ausnahme der, am Ge 
richtsorte nicht wohnenden Partheyen von der allgenei⸗ 
nen Regel des Geſetzes einverſtanden erklaͤren. 

Der Herr Praͤſident: Auch er ſtimme nicht Ar 
eine Ausnahme der vom Orte des Berichtes entfernt 


wohnenden Partheyen, weil diefelbe das Advokatenweſen, 
auf deſſen Beſchraͤnkung man binarbeite, theilmeife zu— 
ruͤckfuͤhren werde. | 

‚ Der Herr Kanzler Arens: DieAnficht, von welcher 
er bey Beurtheilung des Artifeld 1 und der ſich darauf 
begiehenden Befchlüffe der zweyten Kammer ausgegangen 
ſey, beſtehe kuͤrzlich in Folgendem: — 
In den Faͤllen, in welchen das Streitobject weni— 
ger als 50 fl. betrage, werde der Gebrauch eines Anz 
waltes durch Zuziehung von gewöhnlichen Mandataren, 
und befonders durch die Anwendung der, in dem Ge 
feßesentwurfe über die aufferordentlichen Verfahren vor- 
geichriebenen -Procedur uͤberfluͤſſig gemacht. Bey bedeu- 
tenderen Gegenftänden : aber, bey ‚welchen auch häuftg 
ein verwidelteres Nechtsverhältniß zur Sprade fomme, 
erfcheine der Gebrauch gewoͤhnlicher rechtsunfundiger 
Mandatare bedenklicher. In folden Fällen werde felbft 
bey der Anweſenheit der Partheyen am. Gerichtsorte der 
Deyftand- von üffentlichen Anmälten oft unentbehrlich, 
and font die Beftimmung einigermaßen. gerechtfertigt‘, 
daß der Gegner, im alle des Unterliegens, die durch 
den Gebrauch eines Anmaltes erwachienen Koften zu 
tragen habe. Er wolle nicht in Abrede ftellen, daß aud) 
Die entgegengefeßte Anficht von gewichtvollen Gruͤnden 
unterftüßt werde. Indeſſen fcheine ihm. doch die in Die: 
fer Beziehung von der zweyten Kammer. befchloffene Un- 
terjcheidung zwifchen der Summe von: 50 fl. und ven 
geringeren Streitobjecten fo lange fich zur Annahme zu 
empfehlen, als nicht die competentefte Richterin, die Err 
fahrung, den Vorzug eines unbedingten Nichterfaßes der, 
in Frage ſtehenden Koften -ausgefprochen habe. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Auf 
bie, Bemerfung des Herrn Kanzlerd, daß bey bedeutens 
deren und in der Negel verwicelteren Nechtefällen die 
Zuziehung eines. Öffentlichen Anwaltes nothwendig wer: 
den koͤnne, müfle er erwiebern , daß das durd den Ge 
feßesentwurf vorgefchriebene offhicium ‚des Richters , ſich 
durd) ‚felbitftandige ragen: eine klare Anficht von den 
faftifchen Verhältniffen, auf welche-e8 anfomme, zu ent 
wideln, Die -Zuziehbung von Anwälten bloß zum Zwede 
faftifcher und rechtlicher Darftellungen entbehrlich made; 
Nochwendig -erfcheine der Gebrauch. von Nechtsbeyftänden 
nur ‚da, wo die. Verhandlungsmarime beftehe. Gelte 
aber ein mehr inquifitorifches Verfahren, fo koͤnnten bie 
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_ Darftellungen der Advocaten. nur etwa den Nachtheil 
haben, daß der trägere Nichter, mit Vernachlaͤſſigung 
feiner eigenen Pflichten‘, lediglich die Ausführungen der 
Anwälte bey der Entjcheidung zu Grunde lege. Er ftim- 
me. deßhalb wiederholt für eine Nichtannahme des erften 
von der zweyten Kammer zu Artifel 1 befchloffenen Amen: 
dements. = 

Zu Artikel 2 des Entwurfes bemerkt 
der Herr Freyherr von Breidenftein: Er fönne 

fich mit dem, von der zweyten Kammer ‘zu diefem Arti- 
fel befchlofienen Zufage nicht völlig einverftanden erflä- 
. ren, nämlich in fo weit nicht, als fich derfelbe auf die 
Klagen und Beweisantretungen beziehe. In Anfehung 
der Klagen würden durch den Zufat der zweyten Kam— 
mer .die Artifel 3 — 10 des Entwurfes nicht zur Aus: 
führung fommen fönnen, weil fie die Anmwefenheit des 
Klägers-voraugfegten; denn der Nichter fey nur bey 
der Anmwefenheit des Klägers, oder deſſen Stellvertreterg, 
im Stande fi) durch zwedgemäfle Fragen eine flare An- 
ficht won den faftifchen Verhältniffen, und dem Gefuche 
zur verfchaffen, und werde daher in allen Fällen, in wel: 
chen er bey einem mündlichen Bortrage fofort abweifen 
fönnte, bey ber fchriftlihen Klage erft eine Citation 
des Klägers, auf Koften der für feine Amtsgefchäfte er: 
forderlichen Zeit, eintreten laffen muͤſſen. Eben fo wis 
derftreite eine fchriftliche Beweisantretung dem Art. 36 
des Entwurfes. Denn wie fey e8 möglich, daß, wenn 
Producent feinen Vortrag fehriftlich einreihe, der Bes 
weis und der Gegenbeweis in dem nämlichen Termine 
angetreten werden könnten ? 

Was die übrigen, in dem Zuſatze der zweyten Kam⸗ 
mer erwähnten Eingaben .betreffe, fo fcheine bey ihnen 
die Möglichkeit einer fchriftlichen  Ueberreichung auch 
ihm fehr zweckgemaͤß, und er muͤſſe ſich daher in fo weit 
ei dem Wunfche der zweyten Kammer einverftanden ers 

laͤren. 

Der Herr Kanzler Arens: Er finde bey der Moͤg— 
lichkeit, auch die Klagen und Beweisantretungen ſchrift— 
lich einzureichen, keinen Anſtand, denn die moͤgliche 
Dunkelheit in faktiſcher Hinſicht welche die Klageſchrift 
etwa enthalte, koͤnne der Richter, wie. ſchon im Aus— 
fchußberichte bemerkt, bey dem naͤchſten Erfcheinen der 
Partheyen durch zwedgemäße Fragen zum Protofolle 
vollftändig aufklären. 
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Eben fo wenig als bey der Klagefchrift koͤnne er 
bey Beweisantretungen einen Grund erfennen, aus wel- 
chem fich eine fchriftliche Einreidiung derjelben als durch 
aus unanwendbar daritelle, und warum namentlid bey 
einer folchen der Beweis und der Gegenbeweis in dem 
nämlichen Termine nicht folle angetreten werden können. 
Die :Beweisantretung ſey ja nur eine einfache Anzeige 
an den Nichter, welche Beweismittel eine Parthey ges 
brauchen wolle, und Eönne von einem Berhandeln der 
Partheyen über den Werth der ‚Beweismittel und den 
wirklichen Gebrauch derfelben,, recht wohl getrennt gedacht 
‚werben. 
Der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Daß bie 
im Amendement der zweyten Kammer vorfommende bey- 
fpielsweife Erwähnung der Beweisantretung eliminirt 
werten müffe, fey um deßwillen nicht zweifelhaft, weil 
auf Beweisantretungen der Grund des Amendements 
„auf welche der andere Theil nicht, oder erft 
demnädhft gehört zu werden braucht“ nicht paſſe, 
indem, nach den Artikeln 36, 39, 43, 44 und 45 Des 
Entwurfes, der Gegner des Beweisfuͤhrers allerdings 
gleich über die Beweisantretung gehört, und feineswegs 
auf diefe Tegtern allemal erft ein anderer Termin zu 
Bernehmung des Produften anberaumt werden folle, 
vielmehr gerade zum Zwede der alsbaldigen Bernehmung 
bed Gegentheild über die Beweisantretung verordnet 
fey, daß der Beweistermin in Form einer Tagefahrt 
und nicht einer Frift präftgirt werben folle. 

Die Miterwähnung der Bemweisantretung 
müffe alfo aus den angeführten Gründen allerdings aus 
dem Amendement jedenfalls eliminirt werden. Wenn aber 
der Herr Freyherr von Breidenftein ein Gleiches aus 
den nämlichen Gründen auch von der Klagefcrift be 
haupten wolle, fo fcheine ihm’ diefer Vorwurf, wenig: 
ftens in fo fern er auf die erwähnten gleichen Gründe 
gejtüßt fey, nicht gerecht, indem auf die Klage nie eine 
alsbaldige Bernehmung des "Beflagten, fonvern immer 
erft nur auf eine Vorladung erfolge; den einzigen Fall 
des Artifeld 18 ausgenommen, welcher nicht hierher ges 


re. 
Ueber das Amendement im Ganzen müfle er uͤbri— 

ens bier die Bemerfung niederlegen, daß es fich jeden- 
—* wohl von ſelbſt verſtehen muͤſſe, daß der Richter 
alle, in dem Amendement der zweyten Kammer bezeich— 
neten, ſchriftlichen Aufſaͤtze, eben ſo gut wie die im ſie— 
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benten Abfate des Geſetzes felbft erwähnten, wegen Un- 
klarheit zu verwerfen haben werde. | 

Allemal bleibe indeffen zu bedauern, daß durch 
folhe Zulaffung fchriftlicher Ueberfendungen von Klagen 
und anderer ähnlicher Vorträge, die Ausübung des fo 
wohlthätigen richterlichen Fragerechtes paralifirt werde, 
fo daß der Richter in gewiß nicht wenigen Fällen ſich 
doc; wieder genoͤthigt ſehen werde, des vorhin erwähnz 
ten DVerwerfungsrechtes ſich bedienend, auf mündlichen 
Vorbringen zu Protofolle zu bejtehen, oder wenigſtens 
beym Anfange des demnächftigen VBerhandlungsterming 
das Fragrecht nachträglicd zu üben, und fo die, auf 
das ungeſchickte Erhibitum eingeleitete Verhandlung erft 
noch gehörig zu inftruiren. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Der 
Richter fee fich bey dem mündlichen Anbringen einer.. 
Klage in den Stand, zu beurtheilen, ob er competent 
erfiheine, die Partheyen zur Sache legitimirt ſeyen, ob 
der Kläger persona standi in judicio habe c. Es werde 
hierüber ein Protofoll aufgenommen, und zugleich fönne 
die Klage a limine abgewiefen werden. Werde aber die 
Klage fchriftlich eingereicht, fo müfje dem Richter Manz 
ches dunkel bleiben, was er bey mündlicher‘ Verhand— 
lung durd Fragen zu eruiren im Stande gewefen wäre, 
Weiſe nun der Richter die Klage ab, fo frage es fidh, 
ob er nad Artikel 4 — 7 ein Protokoll über die der 
Klage zum Grunde gelegten Thatjachen und die Gefuche 
aufzunehmen babe, was an ſich durd die bloße Ein: 
reichung der fchriftlichen aus nicht erfegt werde / und 
ob er verpflichtet fey, ein Verwerfungsdecret mit Anz 
- führung der Gründe zum Zwecke der Appellation fürm- 
lich auszufertigen. Um in beyden Beziehungen über die 
Abficht des Klägers auſſer Zweifel zu fommen, fcheine 
die rn deffelben ein nothwendiges Erforderniß 
zu feyn. 

Er glaube demnah, daß aud fur die Klagen 
die Möglichkeit einer ſchriftlichen Einreichung mit. den 
übrigen Beſtimmungen des Entwurfes ſich nicht wohl 
vereinigen laſſe. 

Der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Die von 
dem Herren Freyherrn von Breidenftein fo eben geäuffer- 
ten Zweifel: würden, feiner Anfiht nad, nicht ſchwer 
zu befeitigen feyn. Was die Frage betreffe, ob der Rich— 
ter bey Abweifung einer fchriftlichen Klage a limine ein 
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Protofoll aufzunehmen habe, fo verftehe es fich von ſelbſt, 
daf ein folches nur bey mündlichen Klagen vorfom: 
men könne, Bey fchriftlichen Klagen werde eine Ein 
tragung im Erhibitenbuch, und etwa eine Bemerkung 
der darauf erfolgten Nefolution in dem Sitzungsproto— 
folle genügen, um die Einreichung ber Klage und den 
Tag der Einreichung derfelben zu conjtatiren. Ein De 
cret aber müffe auf die fchriftliche Klage in allen Fällen 
erfolgen, denn die Abſicht des Klägers, ein foldes zu 
erhalten, fey in der Einreichung der ſchriftlichen Klage 
ausgefprochen und ihm darım nöthig, weil er ja doch 
erfahren müffe, was auf fein Erhibitum erfolge. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Die befonderen 
Beftimmungen der Untergerichtsordnung für den Fall, 
daß auf eine Klage die Cinleitung des Prozefjes ver— 
weigert werden müffe, fielen natürlih weg, wenn bie 
Klage fehriftlich eingereicht werde. Es Fünne dann eben 
ſo wenig von einer befonderen protofollarifchen Berhand- 


lung, ald von einer Belehrung ded Klägers zu Ders 


befferung feines Vorbringend die Rede feyn. Indeſſen 
babe ja der Kläger zwifchen beyden Arten des Vortrags 
freye Wahl, er müfje die Zwedmäßigfeit des Gebrauches 
einer jeden im Voraus berechnen, und die Folgen, wel- 


che eine beftimmte Wahl etwa für ihn haben koͤnne, ſich 


felber zufchreiben. Er glaube deshalb ebenfalls nicht, 
daß die Unmöglichkeit ein Protofoll über die der Klage 
zu Grunde liegenden Thatfachen aufzunehmen, dem Amenz 
dement der zweyten Kammer, fo weit es fich auf bie 
ſchriftliche Einreichung der Klagen beziehe, hindernd ent: 
gegen fiehen könne. Das Verfahren, welches der Rich— 
ter alsdann zu beobachten habe, bejtimme fid ganz nad) 
der Vorſchrift des Artifeld 55. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Es fey 
befannt, wie viel in einem Prozeſſe oft durch die erite 
Einleitung deffelben verdorben werde. Könnten die Kla— 
gen, nach dem Amendement der zwegten Kammer, ſchrift⸗ 
lich eingereicht werden, auch da, wo nur ein muͤndli⸗ 
ches Verfahren Statt finden ſolle, ſo wuͤrden die der 
Klage zu Grunde liegenden Entwickelungen, wenn ſie 
ihrem Zwecke nur halb entſpraͤchen, protokollariſch nicht 
mehr verbefjert werden koͤnnen. 


Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Nicht felten 
werde yon den Landgerichten ſchon jetzt eine Klage an— 
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genommen, wenn fie auch nicht ganz Far und logiſch 
abgefaßt feyn follte. Auf eine foldhe Klage koͤnne man 
auch Fünftig ein Verfahren einleiten und die urſpruͤng— 
liche Duntelheit oder unvollftändige Faſſung derfelben 
demnächft in dem zur Verhandlung anberaumt werden 
den Termine nachträglich verbeflern, welche Emendation 
nur da unzuläflig fey, wo dieſelbe in eine unerlaubte 
mautatio libelli ausarte. Könne freylich, ohne eine eigent- 
fiche mutatio libelli die faftifche Darftellung der Klage 
in feinen völlig juriftifh concludenten Zufammenhang 
gebracht werben; fo müffe dann der Richter gem nad 
allgemeinen Grundfägen verfahren, und den Kläger an: 
gebrachtermaßen abweifen. 

Der Herr Kanzler Arens: Nach einer Verglei- 
chung des bisher über dieſen Gegenftand Entwicelten , 
in Verbindung mit dem, was die Artifel 36 und 37 des 
Entwurfes verordneten, halte er e8 jeßt ſelbſt für beſſer, 
das Wort „Beweisantretungen‘ aus dem Amen: 
dement zu entfernen; denn, wenn gleich die fchriftliche 
Einreihung der Beweisantretung nicht gerade ald uns 
möglich angefehen werden könne; fo werde fie doch das 
Beweisverfahren auf jeden Fall um wenigftend 8 Tage 
verzögern, indem die Anfeßung eines Termins zur Ver: 
handlung über die Beweisantretungen nicht werde um: 
gangen werben koͤnnen. Er flimme daher, weil die Ein- 
reihung einer fchriftlichen Beweisantretung auf jeden 
Fall fi) als zwecklos und zeitraubend darftelle, für den 


Antrag des Herrn Freyherrn von Breidenitein, fo weit 


diefer fih auf die Bemweisantretungen beziehe. 

Der Herr Geheimerath Knapp: Der Ausſchußbe— 
ridht der hohen Kammer trage, in Uebereinftimmung mit 
dem Befchluffe der zweyten Kammer, darauf an, den 
fünften Abfaß des zweyten Artikels, nad welchem die 
Partheyen das. Protofol nach gefcyehener Vorleſung un— 
terzeichnen follten, abzulehnen. Da e8 nun aber wohl 
nicht Abficht des Ausfchußberichtes und der zwegten Kam⸗ 
mer feyn fönne, neben der Unterzeichnung des Proto⸗ 
kolls durch die Partheyen auch die unzweifelhaft wefent- 
liche Vorlefung deffelben für die Zukunft wegfallen zu 
Iafien, fo erlaube er fich ben eigentlihen Sinn des ers 
ften Befchluffes der zweyten Kammer hervorzuheben ;- das 
mit er von der Staatsregierung bey Nedaction bed Ges 
ur um fo ungweifelhafter zu Grunde gelegt. werden 

r ‚N “ n | 
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Zu Artilfel 3 bemerft 

der Herr Geheimerathb Knapp: Wenn das Amen: 
dement.der zweyten Kammer zu Artikel 2, daß bey Kla- 
gen eine fchriftliche Einreichung möglich ſeyn folle, die 
Genehmigung der hohen Kammer erhalte, fo werbe auch 
Art, 3 dem gemäß einer Aenderung bedürfen. 

Zu Artifel 4 — 9 bemerft 

der Herr, Freyherr von Breidenflein: Der Aus 
fehußbericht der hohen Kammer habe die Zmedwidrigfeit 
des Befchluffes der zweyten Kammer zu den vorliegen: 
den $$. fo überzeugend dargethban, daß man wohl mit 
Recht annehmen dürfe, der Befchluß der zweyten Kam— 
mer beruhe auf einem bloßen Mißverftändniffe. Wenig- 
ſtens werde der Erfolg defielben, fo wie er jet dajtehe, 
nur ber feyn, unnoͤthige Koften und Verhandlungen zu 
veranlaffen, deren mögliches Nefultat man vor ihrem 
Anfang eben fo gut, als nad) ihrer Beendigung angeben 
könne. Er hoffe deßhalb von der Intelligenz der zwey⸗ 
ten Kammer, daß fie bey einer Communication der Ber- 
bandlungen diefer hohen Kammer eine Zuruͤcknahme ihres 
fraglichen Befchluffes nicht beanftanden werde, 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Es fey um fo 
mehr zu wundern, daß das Gefet bey den vorliegenden 
Artikeln Anftand gefunden babe, als die Beftimmungen 
biefer Artikel in Rheinheſſen geltendes Recht feyen, und 
dafelbft täglich angewandt würden. Der Unterſchied des 
rbeinheflifchen Verfahrens und des Berfahrens in den 
dieffeitigen Provinzen fey allein der, daß bey jenen ber 
Prozeß erft mit der Citation des Beklagten anfange, 
und daß, wenn ber Beklagte auf die erſte Vorladung 
nicht erfcheine, der Richter die Fortfegung des Prozeſſes 
nur dann geftatten folle, wenn die von dem Kläger vor: 
gebrachten Thatfachen nad) dem Vorbringen felbit justes 
et verificds feyen. 

Der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Ja es laſſe 
ſich ſogar behaupten, daß auch noch in andern Faͤllen, 
als gerade in dem des Artikels 150 des code de pro- 
cedure Aehnliches felbft in Franfreih und Rheinheſſen 
vorfommen könne. Wenn nämlich ein Kläger feinen Bes 
Hagten vor Gericht geladen habe, und num beyde Theile 
wirflic) in der Audienz des Gerichtes erfchienen, und 
ber Kläger feine Klage dem Richter vorgetragen habe, 
nach dieſem eigenen Vortrage des Klägers aber die Klage 
inept, inconchudent erfcheine, oder wenn 3. B. die dem 
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Friedengrichter vorgetragene Klage eine Eheſcheidungs— 
Elage ſey, vder eine Appellation und dergleichen, fo 
bindere Nichts den Richter, daß er gleich auf diefen 
Klagevortrag, und aljo ohne den miterfchienenen Be— 
flagten auch nur mit feinen Einwendungen gehört zu 
baben, alsbald ausfpreche: In Erwägung, daß aus 
dem eigenen VBortrage des Klägers hervorgeht, daß ıc. 
aus diefen Gründen wird die Klage verworfen. 

Es fey dieß zwar in feinem, franzöfifchen Geſetze 
pofitiv beftimmt, da ed aber ewig vernunftrechtlidh ſey 
und bleiben werde, daß der Richter, welcher hinreichende 
Gründe der gänzlichen Unftatthaftigfeit der Klage ſchon 
in der Klage felbft finde, ſolche Gründe nicht erjt von 
dem Beflagten zu vernehmen brauche, fo koͤnne Nichte 
‚ihn hindern, zu thun, was die ewige Bernunft ihm ’zu 
thun gebiete, fo lange diefes Gebot durch Fein y _tives 
Gefeß, und namentlich auch nicht durch Artifel 13 des 
Code de procedure aufgehoben ſey. 

Wie arg unfere Seretgebung aber in Widerfprüche 
mit fich felbit verfallen würde, went man im Artikel 7 
der Untergerichtsordnung den Vernunftfag von der Ab- 
weifung a limine wegen Inconeludenz der Klage aufhe— 
ben wollte, fey unter andern auch daraus zu überfchauen, 
wenn man bedenfe, daß diefer Grundſatz alsdann, neben 
diefer Aufhebung, doch fortwährend nicht allein, Cim- 

licite und mutatis mutandis) in dem, den Inhalt des 
Öfrtifels 150 de8 Code de procedure wiedergebenden Ar⸗ 
titel 21 der Untergerichtsordnung, für die Friedens - 
und Landgerichte fortbeftehen würde, ferner nicht allein 
eben fo vermöge des Artifels 150 für die rheinhefjifchen 
Obergerichte, fondern fortwährend auch bey den Dieffei- 
tigen Obergerichten, welche ſich durch die, im Artikel 7 
der Untergerihtsordnung beabfichtigte Aufhebung des 
Vernunftprincips gewiß nicht würden abhalten laffen , 
ihrer Seits daffelbe fortwährend zu, befolgen, wodurch 
alfo gewiß eine hoͤchſt vernunftwidrige Disparität ent- 
fteben müffe. Ja, ein noch ärgerer Widerfpruch der 
Gefeßgebung mit fich felbft würde ferner daraus hervor: 
gehen, daß der passus des Gefegesentwurfes über 
Das aufferordentlihe Verfahren in Starfen 
burg und Oberheffen, welcher dem Landrichter zur 
Pflicht mache, einen Mahnzettel nur dann zu bewilligen, 
wenn die Nequifite auch des Artikels 7 der Landgerichts— 
ordnung vorhanden feyen, vermöge nice ber Ab— 
/ * 


fiimmung der zweyten Kammer zu Artikel 2 jenes Ge 
fees, fteheit bleiben folle. Denn es ſey jedenfalls doch 
etwas fehr Sonderbares, daß bey einer förmlichen Klage 
dasjenige nicht einmal gefordert werden jolle, was man 
doch bey einem bloßen Mahnzettel fordern wolle, von. 
welchem anerfanntermaßen die Nequifite eines Klageli- 
belles nicht einmal verlangt würden. Solche ziemlich 
evidente Widerfpriüche in der Gejeßgebung mit ſich felbit 
- möchten doc wohl nicht enipfehlenswerth ſeyn. 

Hebenbeybemerft ſey es auch zu verwundern, Daß 
dem Befchluffe der zweyten Kammer nach, auch der Ar: 
tifel 10 der Untergerichtsordnung, in fo fern er die 
Einleitung des Verfahrens von der Concludenz der Klage 
auch nach Artikel 7 abhängig mache, unverändert ſtehen 
bleiben ſolle, was doch mit der beabfichtigten Maxime 
ebenfalls in directem Widerfpruche ftehe. 

3u Artifel 10 bemerkt | 

der Herr Hofgerihtsratb Dr. Weber: Er beziehe 
En auf Das fo eben über diefen Artikel von ihm Ge- 
ufferte. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Eine Frift von 10 bis 20 Tagen bis zum Er: 
fcheinen de8 Beklagten, fey, feiner Anficht nach, zu 
lange, da bey den Untergerichten gegenwärtig nur Fri 
ften von 8 Tagen verftattet würden. y 

Der Herr Kanzler Arens: Die Friften, welche 
der Entwurf verftatte, feyen ſaͤmmtlich peremtoriſch, 
während bey den jetzt üblichen Friftbeftimmungen eine 
folhe Wirkung erft bey der dritten Ladung eintreten 
könne. Man dürfe alfo mit Necht behaupten, daß ber 
Entwurf, die bisher von einer Verhandlung bis zur 
folgenden erforderliche Zeit auf etwa die Hälfte herum 
* werde. 

Zu Artikel 11 bemerkt X 

des Herrn Grafen zn Solms-Roͤdelheim Er 
laucht: Bon dem erften Amendement der zweyten Kam 
mer zu dieſem Artifel fey wohl der Fall auszunehmen, 
wenn der Beklagte feinen Vornamen befige, oder ders 
jelbe dein Gerichte nicht befannt fey. 

Der Herr Hofgerichtsrathb Dr. Weber: Was das 
Amendement wegen des ftatt „Landrichter“ zu feßenden 
Wortes „Richter“ angehe, fo hätte dieſes wohl ſchon 
früher zu Artikel 3 und auch fonft noch an mehreren 
andern Stellen angebracht werden koͤnnen. ad 
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finem articuli 2, wo von „‚Titeln’ die Rebe fey, wel⸗ 
he doch im vorgelegten Gefege gar nirgend vorfämen. 
Es verftünden ſich aber a Dinge von felbft, 
und würden, fo fern fie. nöthig. erfchienen, bey der dems 
naͤchſtigen definitiven Redaction des Geſetzes fchon ohnes 
‘bin beruͤckſichtigt werben. — 

Zu Artikel 12 bemerkt TER 

ber Herr Geheimeratb' Knapp: Er Tönne das 
Amendement: der zweyten Kammer zu dem vorliegenden 
Artikel der hohen Kammer um fo weniger zur Annahme 
empfehlen , als das für den Kläger hinfichtlidy der Ver- 
tretung geltende Recht nothwendigerweiſe auch für den 
Beklagten, eintreten muͤſſe. 

Der Herr Kanzler Arens: Daß eine ſolche Rechts- 

leichheit eintreten müffe, habe er als Referent des Aus- 
—34 in ſeinem Gutachten vorausgeſetzt. 

Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Nebſt dem, 
daß, wenn das fragliche Amendement zu vermeiden be- 
abfichtige, daß der Kläger den Beklagten nicht durch) 
feinerfettige Rechtsvertretung durch einen rechtsgelehrten 
Anwalt jolle überrafchen können, es alsdann, conſe— 
‚quenterweife, und der beliebten NRechtsgleichheit gemäß, 
auch dem: Beflagten eben fo zur en gemacht werden 
müffe, wenn er fich durch einen Rechtsanwalt verthei- 
digen zu laffen gedenke, den Kläger im Voraus davon 
zu benachrichtigen, (was mit Schwierigfeit und Um- 
ftändlichfeit verfnüpft feyn würde, indem e8 einen eige- 
nen Schritt, eine förmliche und urfundliche Anzeige an 
den Beklagten unmittelbar, — oder aber eine vorläufige 
eigene Anzeige ded Beklagten an das Landgericht, und 
von diefem eine Notificatior an den Kläger erfordern 
würde), — fo möchte an dem Amendement auch noch 
dieſes auszuftellen ſeyn, daß es fich auch nicht einmal 

‚eonfequent durchführen Taffe, indem es den Bellagten 
doch nicht vor der, gleich großen Ueberraſchung fichere, 
daß der Kläger fi im Verhandlungstermine durch einen 
Rechtögelehrten, der nur nicht ‚„‚NRechtsanwalt ” fey, als 
Mandatar vertreten laffe, oder daß er auch felbit von 
‚einem förmlichen Rechtsanwalte als Nechtsbeyftand 
begleitet, im Berhandlungstermine erfcheine. 

Nach feinem Dafürhaften möchte e8 wohl am gera- 
thenften feyn, won diefem Amendement ganz abzuftehen, 
indem e8, bey der, der ganzen Landgerichtdordnung zu 
Grunde liegenden Marime, rechtlichen Beyſtand durch 
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Anwälte entbehrlich und aufferwefentlich zu machen, ohne 
bedeutendes Intereſſe ſey. * 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Auch er ſtimme dafür, das fragliche Amendement der 
zweyten Kammer, welches ohnehin nur als bloßer Wunſch 
ausgeſprochen ſey, ganz wegzulaſſen, denn wenn man das 
Princip einer ſtrengen Rechtsgleichheit durchführen wolle, 
werde man verlangen muͤſſen, daß eine Parthey, der 
andern nicht bloß die Abſicht, ſich vertreten zu laſſen, 
ſondern auch die Perſon des Stellvertreters, auf welche 
ja doch ſehr viel ankommen koͤnne, bekannt mache, was 
in vielen Faͤllen offenbar unausfuͤhrbar ſeyn werde. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Auch 
nach feiner Anſicht koͤnne man dem Amendement der 
zweyten Kammer um ſo eher die Zuſtimmung verſagen, 
—als eine Vertretung durch Anwälte von geringer Wich⸗ 

. tigkeit fey, ſobald der Richter die Befugniß und die 
Pflicht habe, durch felbfiftändige Fragen fich über Das 
factum des ‚Rechteftreites Klarheit zu verfchaffen. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Er müffe gegen 
das fragliche Amendement noch insbefondere bemerken, 
daß die Nechtsgleichheit, welche nad feiner früheren 
Aeufferung als nothwendige Bedingung der Annahme 
defielben erfcheine, faft unausführbar fey. Denn dem 
Beflagten koͤnne man allerdings die Abficht des Klägers, 
ſich vertreten zu laſſen, mit der Ladung befannt machen. 
Auf welche Weife aber folle umgekehrt der Wille des 
Beklagten ftatt feiner, einen Mandatar im Termine ers 
fheinen zu laſſen, dem Kläger notificirt werden ? 

Die Anwendung des bier oft allein möglichen We— 
ges, daß der Beklagte feine Abficht dem Gerichte ans 
„zeige, und dieſes fie dem Kläger weiter mittheile, unters 
Tiege ohne Zweifel großen Schwierigkeiten. Endlich 

runde fi auch das ganze Amendement auf die ohne 
weifel falſche Suppofition der Möglichkeit einer nach- 
theiligen Ueberrafchung des Beflagten. 

- Der Herr Kanzler Arens: Er habe ald Referent 
des Ausschußberichtes das fragliche Amendement der ho— 
ben Kammer nur in fo weit empfohlen, als es unfchäd- 
lich ſey. Unterliege die Ausführung deffelben den min 
beften Schwierigkeiten, fo trage er fein Bedenken, fich 
ei bei bisher geäufferten Anfichten einverftanden zu 
erklären. | 
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Zu Artifel 13 bis 15 bemerkt 

der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Er wolle 
fich zu Artikel 15 eine, zugleich auch fir mehrere fol- 
gende Artifel geltende Bemerkung erlauben. 

Schon in dem vorgefhlagenen Einführungsgefege 
habe die Staatsregierung den Willen geäußert, den Ar- 
tifel 52 für Rheinheſſen einftweilen zu fuspendiren. Nebfts 
dem ſey im Ausfchuffe der zweyten Kammer der Vor: 
Schlag gemacht worden, auch die Artikel 15 bis 17 Cin 
Betreff der Infinuation für Auswärtige) einftweilen für 
Rheinheſſen zu fuspendiren, und in Bote der erwaͤhn⸗ 
‘ten zwey "Suspenfionen, hätten demnädft auch die Sußs 
yenfion noch mehrerer anderer correfpondirenden Ber: 
fügungen anderer Artikel (3. B. der Artifel 19, 36 und 
45) im Ausfchuffe nöthig gefchienen, welche auch von 
der Staatsregierung zugegeben worden feyen. Ueber 
diefe fammtlichen ſpeciellen Suspenfionen habe nun aber 
die zweyte Kammer darum gar nicht abgeftimmt, weil 
fie die generelle Suspenfion der ganzen Landgerichtsords 
nung fuͤr Rheinheſſen befchloffen habe, wodurd die Fragen 
über die fpeciellen Suspenfionen der zwepten Kammer 
ihr Intereſſe dort verloren zu haben gefchienen. Falls 
nun aber die Suspenfion der ganzen Landgerichtsordnnung 
für Rheinheſſen etwa nicht durchgehen folfte, fo würde 
die Frage von jenen fpeciellen Suspenfin 
. nen dann wieder als intereffant erfdheinen. 
Ja es fey fogar möglich, daß die Staatsregierung 
mehrere diefer fpeciellen Suspenfionen, welche fie bereits 
zugegeben habe, auch felbft wuͤnſchenswerth finde. 
Wenn aber die beyden Kammern fi) über die, auf die 
erwähnten fpeciellen Suspenfionen gehenden  Antende- 
‚ments gar nicht ausgefprochen hätten, fo würde dann 
‘die Staatsregierung Anftand nehmen müffen, im alle 
ber Einführung der Kandgerichtsordnung auch in Rhein- 
heſſen in dem Einführungsgefeße die befraglichen Sus⸗ 
penſionen auszuſprechen, wodurch vielleicht Inconvenien⸗ 
zen entſtehen koͤnnten. — Aus dieſen Gruͤnden wolle er 
der hohen erſten Kammer anheim geben, ob ſie es nicht 
fuͤr geeignet halte, ihrer Seits auch uͤber die verſchiede— 
nen ſpeciellen Suspenſionen bezweckende Amendements der 
zweyten Kammer und resp. deren Ausſchuſſes, zu deli— 
beriren und abzuftimmen, wie fie e8 über die, im Ein- 
führungsgefetze felbft vorgefchlagene Suspenfion des Ar- 
tifeld 52 ohne Zweifel ohnehin thun werde. 
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Was nun insbeſondere den Artikel 15 angehe, ſo 
ſey derſelbe einer derjenigen, welcher erwaͤhntermaßen 
fuͤr Rheinheſſen ſuspendirt werden ſollten, und es gelte 
demnach das Geſagte in specie auch von dieſem Artikel. 

Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Die In— 
ſinuationsmethode ſey ein auſſerweſentlicher Punkt, und 
es koͤnne daher die Suspenſion der Artikel 15 bis 17 
fuͤr Rheinheſſen um ſo weniger einem Anſtande unter⸗ 
liegen, als die rheinheſſiſche Inſinuationsweiſe allerdings 
für die Partheyen vortheilhaft ſcheine. 

Der Herr Kanzler Arens: Auch er ſtimme dafuͤr, 
die fraglichen Artikel zwar anzunehmen, ſie aber fuͤr 
Rhein heſſen zu ſuspendiren. 

Zu Artikel 16 bemerkt 

der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Auch von 
diefem Artifel gelte, was er zu Artikel 15 in Anfehung 
der Suspenfion für Rheinheſſen bemerft habe, 

3u Artifel 17 bemerft 

der Herr Hofgeridhtsrathb Dr. Weber: Ceine Be 
merfung zu Artikel 15 müfle er auch bier wiederholen. 

Zu Artifel 18 bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Was die 
von der zweyten Kammer zu diefem Artikel befchloffene 
Einfchaltung betreffe, fo ftimme er mit der Anficht des 
Herrn Referenten über diefelbe vollfommen überein. 

Was Dagegen bie Faflung des vorliegenden Artifelg 
ſelbſt betreffe, fo bebe die freymillige Erfcheinung des 
Beklagten bey Anftellung der Klage, inc Anfiht nady, 
nur jene Verfügungen in den Artikeln 4 bis 17 auf, 
welche durch das Erfcheinen deffelben wirklich entbehrliay 
gemacht würden. Diefes fey aber der Fall nicht, wenn 
3. B. nad) Artifel 5 die persona standi in judicio, oder 
nad) Artifel 6 alle Legitimation zur Sache, ſowohl die 
active als die paflive, mangle. Denn in diefen Fallen 
werde der Richter die Einleitung des Prozeſſes verwei— 
gern, und den Kläger a limine abweifen müffen. Er 
glaube daher, daß die im Artifel 18 vorfommende Bes 
ziehung auf Artifel 4 bis 17, welche fich ohnehin zum 
Theile von felbft verfiehe, wegzulaffen, und der Ein 
gang des Artikels etwa fo zu faflen fey: „Wenn ber 
Beklagte freywillig mit dem Kläger vor bem Gerichte 
erfcheint, fo werden bie Fehler ıc. geheilt.” 

‚ Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Die Vers 
fügung des proosmii des Artikels 18 laſſe ſich gegen 
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die eben gemachte. Einwendung, wie er glaube, ganz 
gut rech — In den Fällen. der Artikel 4 bis 7 
3. B. im Falle einer inepten,-. rechtlich nicht. concluden⸗ 
ten Klage, müffe ber Richter die Einleitung, einer cons 
tradictorifhen Verhandlung vernünftigerwerfe verſagen. 


Der Grund zu foldher Verſagung müffe aber natuͤrlich 


‚von felbft wegfallen, wenn: der Beklagte freywillig und 


unvorgeladen Calfo verfchieden von dem oben zu 


‚Artikel 4 bis 9 fingirten Falle) zugleih mit dem K 


ger vor dem Richter erfcheine, und dadurch zu erkennen 
gebe, daß er, einftimmig mit dem Kläger, die. Einlei« 


tung eines contradiftorifchen Verfahrens wuͤnſche. Da⸗ 


‚rum ſey e8 alfo ganz folgerecht, und resp. den Grund» 
fügen vom Conventionalprozeſſe angemeffen, daß -ber 


Artikel 18 beftimmt verordne, es :folle in diefem Falle 
die Verfügung der Artikel 4 bis 7 wegfallen Cdenn Die 
übrigen Artikel 8 bis 17 ftelen von felbft weg) und der 


Richter folle ein contradiftgrifches Erfenntniß ertheilen. 


Der Herr Frepyherr von Breidenftein: Ein 
Conventionalprozeß ſey nur für ſolche Verhältniffe an- 
wendbar, welche der Dispofition der Partheyen unter: 
worfen feyen, bey welchen alfo eine Verzicht vorfommen 
koͤnne. Dieß fey aber nicht bey den Berhältniffen der 
Fall, welche der Richter unter allen Umftänden ex of- 
fieio berücfichtigen müffe, wie 3. 3. die aftive und paffive 
Legitimation. Kehle an diefen Requifiten etwas, fo fey 
die Einleitung eines prozeſſualiſchen Verfahrens über- 
haupt fo zwed= und erfolglos, wie dieß der Herr Re— 
gierungscommiffäar zu den Artikeln 4 bis 9 bereits frü- 
ber felbft bemerft habe. Der Eingang des Artifeld 18 
fcheine ihm deßhalb auf jeden Fall nur fo weit er fich 
nicht auf die Verhältniffe beziehe, welche er eben gefchil- 
dert habe, beyzubehalten. 

: Der Herr Kanzler Arens: Ein Prälocut, welches 
der Richter in dem Falle erlaffe, wenn ber Prozeßein⸗ 
leitung wefentliche , durch Feine Privatwillführ zu hei— 
lende ge im Wege ftünden, koͤnne dem Beklagten 
auf Feine. Weife ein Recht gegen den Kläger verleihen. 
Es könne dem Beklagten aber dennoch von Intereſſe feyn, 
gerade über die Unmsglichfeit der. Geltendmachung be> 
ftimmter Anfprüche, fo wie über die, mit einer..Wiederz 
klage zu verfolgenden Anfprüche gegen ven Kläger eine 
res judicata zu befigen, und in fo fern laſſe e8 fich. recht 


‚wohl denfen, daß die allgemeine Beftimmung des 8.18, 
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eben weil das bloße Praͤlocut fuͤr den Beklagten die 
Kraft einer res judicata entbehre, von Wichtigkeit ſeyn, 
und darum fuͤr ihn zum Beſtimmungsgrunde werden 
koͤnne, ſich freywillig auf eine Klage zu erklaͤren, die 
an und fuͤr ſich zur Einleitung eines Prozeſſes gegen 
ihm nicht geeignet erſcheine. 

Er glaube daher, daß die Eingangsworte des 18ten 
Artikels ohne Inconfequenz beybehalten werden fönnten. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Auch werde wes 
nigftend die mangelnde Kompetenz des Richters zuweilen 
durch die Einlaflung des Beklagten geheilt, und bie 
jJurisdictio eine prorogata. 

. Der Herr Freyherr von Breidenflein: Durch 
das Gefagte werde feine Behauptung nicht widerlegt und 
"infonderbeit auch, habe der Beflagte wohl vielleicht oft 
ein Sntereffe aber keineswegs einen, in dem Prozeß ges 
gründeten Anſpruch auf eine folche Verhandlung 

Der Herr Hofgerichtsratd Dr. Weber: Die Be 
fliimmungen der Artifel 4 bis 17 feyen aus zwey Bes 
ftandtheilen zufammengefest. Sie feyen nämlich Theile 
bloß pofitiver Natur, Theils berubten fie auf ewigen 
und unveränderlichen Vernunftprincipien, welche, als 
folche, auch dann beftehen würden, wenn die diefelben fan- 
cirenden Artikel 4 bis 17 der a re gar 
nicht eriftirten. So fey es z. B. bloß pofitivrechtliche 
Vorſchrift, daß nad Artifel 4 und 5 auf Verlangen 
des Klägers ein Verwerfungsdecret mit Entſcheidungs— 
gründen ausgefertigt werden folle, — daß über die a li. 
mine zurücdgemwiefenen Klagen nad Artikel 9 eine Ta- 
belle geführt werden folle und dgl. Diefe Borfchriften 
eriftirten nur durch die pofitive Borfchrift der betreffen- 
den Artifel, — dabingegen fey e8 den ewigen Bernunfts 
principien angemeflen, daß der Richter, Kobalb er eine 
Klage an fich felbft verwerflich finde, (wie 3. B. nas 
mentlich wenn eine Klage vor ihn gebracht werde, rüd- 
fichtlich welcher er abfolut incompetent fey) er Diefelbe 
verwerfe, ohne erft noch Gründe für deren Verwerflich— 
feit vom Beklagten vernehmen zu muflen; und biefes 
Präcept der Vernunft würde eriftiren, auch wenn es 
nicht in den befagten Artikeln gefchrteben wäre. 

Wenn nun der Artifel 18 für ben Fall, mo Kläger 
und Beflagter fich N vor dem Richter präs 
fentirten, um ein Erfenntniß von ihm zu begehren, die 
Artikel 4 bis 17 aufbebe, fo fey dadurch nur das je— 
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nige aufgehoben, was in dieſen Artikeln bloß poſitiv 
J ſey, und was zum Theile auch der Natur 
der Sache nach gar nicht auf ſolchen Fall paſſen wuͤrde, 
wie z. B. eine Vorladung der Beklagten, und dgl. 
Keineswegs aber fey dadurd auch dasjenige aufgehoben, 
was, auch wenn jene Artikel. gar nicht gefhrieben wä- 
ren, dennoch vernunftrechtfich durch ſich ſelbſt gelten 
‚würde und müßte. Kurz, der Artikel 18 fage feineg- 
wegs, daß in dem darin gefeßten Falle der Richter das— 
jenige thun folle, was die Bernunft ihm verbiete. 
Wenn daher z. B. Mann und Frau gemeinfchaft- 
lich vor dem’ Friedensrichter wegen Ehefcheidung erfchie: 
nen, jo werde derfelbe, troß der im Artifel 18 verord- 
neten Aufhebung der Artifel 4 bis 17, diefe Klage doc) 
nicht vor fich verhandeln laſſen dürfen, fondern fie ſo— 
fort abweifen müffen, und demnach fcheine alfo die Be- 
forgniß des Herrn Freyherrn von Breidenftein unges 
gründet. | 

Der Artikel 48 ſage eigentlich nichts weiter, als 
daß, wenn der Beklagte gleich mit dem Kläger ohne 
Borladung bereits erfhienen fey, der Richter 
auf die in den Artikeln 4 bis 17 enthaltenen Regeln 
und Borfchriften über die Frage: ob und wie er den 
Beklagten zum Erfheinen vorzuladen babe, 
uatürlichermweife nicht mehr zu reflectiren habe. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Wenn 
nach diefer Erläuterung des. Herrn Negierungscommiss 
ſaͤrs in allen ähnlichen Fällen verfahren werde, fo 
ſtimme ein folcher dem Artifel 18 innewohnender Sinn 
‚mit feiner Anſicht volfommen überein. Er wünfche deß- 
halb nur, daß die auf diefen Sinn ſich beziehenden Be— 
merkungen, zu. Entfernung eines jeden Mißverftänd- 
‚niffes im Protofolle niedergelegt würden. 

Der Herr _Hofgerichtsratb Dr, Weber: Was das 
‚allerdings dunkel ausgedrückte Amendement der zweyten 
‚Kammer zu dem vorliegenden Artifel angehe, fo glaube 
er zur Erklärung deffelben Folgendes bemerfen zu muͤſſen. 
Sn Rheinheſſen werde. der Lauf. ver Verjährung durch 
jede, wenn auch gleich fehlerhafte, und felbft von einem 
incompetenten Richter gefchehene Vorladung unterbro- 
hen. Nur aber freylich dann nicht, wenn die Yadung 
nichtig, alfo nicht wirklich als eine Ladung zu betradh- 
ten fey. Wenn alfo. z. B. A im Befige des Landgutes 


a 


des B, im Begriffe fiehe, das Eigenthum deffelben am 
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morgenden Tage durch Ablauf der Verjährumgszeit zu 
‚erwerben und B, um heute noch die Verjährungszeit zu 
unterbrechen, ihm eine Yabung infinuiren lafje, diefe 
Ladung aber nichtig fey, fo erfcheine die Verjährung 
als nicht unterbrochen, und A werde morgen Cigen- 
thuͤmer des Gutes. De nr ee 
Demſelben muͤſſe nun, der Natur der Sache nach, 
allerdings die Wahl freyſtehen, ob er, dba er zwar ge- 
laden, aber nichtig gelapen ſey, für gut finde, die Yas 
dung simpliciter unbefolgt zu laffen, und alfo im Ter— 
mine gar nicht zu erfcheinen , ‚oder ob er, wozu allers 
dings, triftige Momente vorliegen Könnten, im Termine 
ericheinen wolle, um die Nichtigkeit der Las 
dung nahzumeifen und geltend zu machen. Für 
diefen letzten Fall nun habe man in der zweyten Kam 
mer, (wie ihm fcheine, freylich ganz ohne Grund) be— 


fuͤrchtet, es möge nach der Wortjtellung des Artikels 18° 


C,‚da8 einzige, was der Erſcheinende aus 
denfelben für ſich abzuleiten. vermag’) mus 
folhem gewilfermaßen freymwilligen Erfcheinen des Be- 
klagten gefolgert werben wollen, als fey dadurch Die 
Nichtigkeit der Ladung in der Maßen gededt und fanirt, 
daß derfelbe nun auch feiner Einrede der Ta a 
und ar des Dbjectes derfelben felbft verluſtig ſey. In 
dieſem Sinne erklaͤrten ſich dann die etwas dunkeln 
Worte des Amendements, daß die Nichtigkeiten der Ladung 
nur in ſo fern fuͤr gedeckt gelten ſollten, als aus dieſen 
Nichtigkeiten nicht bereits Rechtsanſpruͤche au fond (durch 
Hequifitivverjährung ıc.) erworben feyen, oder mit ans 
dern Worten, daß die Ladung zwar in, jo fern, als. fie 
Citation zum Erfcheinen und Handeln fey, convalidirt 
ſeyn folle, nicht aber in fo fern, als fie beftimmt ge 
weſen, als Interruption der Verjährung, als a 
in malam fidem zu gelten, fur; daß der beflagte A 
ger, welcher einer nichtigen Ladung ungehindert, de 
Acquifitivverjährung wirklich gluͤcklich vollendet habe, 
fein dadurch erworbenes unmwiderufliches Eigenthumsrecht 
nicht dadurch wieder verlieren folle, daß er die Ladung, 
in fo fern fie bloß Ladung fey, befolgend, im Termine 
erfcheine, und dadurch die Ladung als Ladung validire, 
welche, wäre fie gleich urfprünglich eine valide Ladun 
gemwefen, die Vollbringung der Verjährung‘ gehindert 
aben würde. Diefes ſey, was er aus demjenigen, 
was von den Verhandlungen der ziwegten Kammer über 
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das Amendement zu dem vorliegenden Artifel ihm im 
Gedaͤchtniß geblieben, als biftorifche Auskunft über die 
Entftehung dieſes Amendements, zur möglichften Erläus 
terung feines Sinnes hier anmerfen koͤnne. | 

Der Herr Kanzler Arens: Das, was der Herr 
Regierungscommiffär fo eben über die Entftehungsge: 
fchichte des Amendements der zweyten Kammer zu Artis 
kel 18 entwidelt habe, fey vollfommen gegründet. In— 
deffen rechtfertige dieß den Zufag der zweyten Kammer 
um defwillen nicht, weil die Nichtigkeit einer Ladung 
nur dann geheilt werden Ffönne, wenn ber, im Termine 
erfchienene - Beklagte auch wirkfli handle. - Proteftire 
derfelbe bloß_gegen die Wirfungen des Decreted, fo fey 

te Unterbrihung der Verjährung; nad einer, - feiner 
ausdruͤcklichen Erflärung mwiderftreitenden Interpretation 
feines Erfcheines, rechtlich undenkbar... E8 werde alfo 
des Zufaßes zu Artifel 18, welcher diefe Folge verhäten 
Tolle, nicht bedürfen. 

Der Herr -Hofgerichtsrath Dr. Weber: Aller 
dings koͤnne das Amendement der zweyten Kammer hödj- 
ftens zu Erläuterung des Artifeld 18 und zu Ent— 
fernung vielleicht möglicher, und wie er bereits er- 
wähnt, freylich ungegründeter: Zweifel: dienen. : Denn 
ein vernünftiger Richter werde auf feinen Fall aus der 
Faflung des Artikels eine Unterbrehung ber Acquifitiv- 
verjährung vom Erfcheinen des Beklagten auf eine nich— 
tige Ladung unbedingt herleiten. 

Da zu biefem Artifel.feine. weitere Bemerfung er; 
folgt, fo vertagt das Präfidium die Fortfegung der Dies _ 
cuflion über den Entwurf der Stadt= und Landgerichts— 
ordnung auf die folgende Sigung und bemerft: 

IIl. die zweyte Kammer habe in der, in Beziehung 
auf den Voranſchlag der Staatsausgaben und 
Staatdeinnahmen für die Finanzperiode von 1827 
bis 1829 entworfenen gemeinfchaftlihen Adreffe an 
des Großherzogs Königliche Hoheit, die bisher auf das 
Minijterium des Innern und der Juſtiz angemwiefene 
Befoldung eines Staatsdienerd auf das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten einfeitig übertragen. Ob: 

leich die zweyte Kammer, ohne Zujtimmung diefer ho— 
en Kammer und der Staatsregierung, zu Diefer Ueber— 
tragung nicht befugt gewefen fey, fo jtimme er. doch da> 
für, um die Einreichung der Adreffe wegen des Boran- 
ſchlags der Staatsansgaben nicht Länger aufzuhalten, 
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feinen von der Anficht der zweyten Kammer abweichen- 
den Befchluß zu faſſen, fondern diefer Kammer nur auf 
dem Wege der Communication bemerklich zu machen, 
daß die hope erfie Kammer die Stände zu ber Ueber— 
tragung einer Befoldung auf einen anderen Zweig der 
Staatsverwaltung, ohne Genehmigung der Stantsregie- 
rung , feineswegs befugt halte, 

Der Herr Kanzler Arens: Er trete der Bemer- 
fung des Herrn Präfidenten um fo mehr bey, als man 
der Staatsregierung die Anficht diefer hohen Kammer 
auf dem Wege einer einfeitigen- Adreſſe, welde in Bes 
ziehung auf das Budget ohnehin entworfen werden müffe, 
mitzutheilen Gelegenheit habe. 

Die Kammer erklärt ſich hiermit einftimmig ein 
verftanden. 

.. Der Secretär berfelben entwirft fofort 

IV, das Communicat an die zweyte Kammer. | 

Daflelbe erhält die Genehmigung der Kammer und 
das Präfidium erklärt die Sitzung für aufgehoben. 


. Beglaubigt: 
Graf Yſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Acht und ſechzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale ver erſten Kammer der ” 
| Landftände. | 


Darmfladt am Sten. Juny 1827. 


vw 


identen. 


Unter dem Vorſitze des Herrn zweyten Praͤ—⸗ 


Anwefend:) 


Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des: Herrn 
- Grafen zu Erbach⸗-Schoͤnberg Erlaucht. Des 
Herrn Grafen zu Solm8-Rödelheim Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Geheime Staatsratb von Wreden. Der 
Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. 
Der Herr wirflihe GeheimesRath Freyherr von 
Wiefenhäütten. Der Herr Freyherr von Brei: 
denftein. Der Herr Geheimeratb Knapp und 
der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber ald Groß- 
berzogliche Regierungs » CEommiffarien. > 


Der Tagesordnung gemäß erflärt dad Präfidium 
die in der legten Sitzung abgebrochene Discuffion über 
ben, daS gerichtliche Berfahren bey den Stadt- 
und Landgerichten betreffenden Gefegedentwurf wies 
der für eröffnet, worauf bemerft wird —— 

zu dem 19ten Artikel we 

von dem Herrn Hofgerichtsratb Dr. Weber: Er 
mäffe bier die Bemerkung wieberhofen, daß die zweyte 
Kammer über das, von der Großherzoglichen Regierungs- 
Commiffion anerfannte Beduͤrfniß, den Inhalt. der’ Ars 
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tifel 15 — 17 für die Provinz Nheinheffen zu fuspen- 
diren, nicht abgeftimmt habe. Diefe Abjtimmung werde 
in der erften Kammer in dem Falle, wenn diefelbe dem 
Befchluffe der zweyten Kammer: die Wirffamfeit des 
Geſetzes noch einftweilen für Rheinheſſen zu fuspendiren, 
nicht beyftimmen follte, nicht vermieden werden Finnen. 
Da nun ber 19te Artikel Abfchnitt 2. fi) auf den 15ten 
Artikel beziehe, fo werde auch folgeweife Aber die Sus— 
penſion dieſes Artifelö, ſo weit er auf den A5ten Ars 
tifel Bezug nehme,‘ abgeftimmt werden müffen. - 

Bon dem Herrn Freyherrn von Breidenftein: 
Er erachte e8 für räathlich, daß auch die erfte Frifter; 
firedung nicht ohne einige Befcheinigung über das Das 
feyn eines phyſiſchen oder moralifchen Hinderniffes ber 
willigt werde, weil nach der Beſtimmung des Artikels 
der Richter felten, oder gar nicht eine gebetene Frifter- 
ftredung werde verfagen koͤnnen, was 'offenbar zur Ber: 
zögerung der Prozefje führen werde. Auf jeden Fall 
werde aber beftimmt werden müflen, daß der die Frift 
erfirefungen Erwirfende, auch die dadurch entſtehenden 
Koften tragen müfle. >: + 

Es bemerft darauf‘ .. | 
der Herr Kanzler Arens: Einer befonderen Beftim- 
mung über. die Koften werde e8 darum nicht bedürfen, 
‚weil dad, was ber Herr Freyherr von Breidenftein hier: 
über beftimmt wünfche, ſchon gemeinxechtlich fey, und 
zugleidy auch der Praxis der Gerichte entipreche. 

"Der Herr Geheimeratb Knapp: Er glaube nicht, 
daß Durch die, in dem. Artikel enthaltene Beftimmung 
über die erfte Frifterftredung eine Verzögerung der Pro— 
zeffe werde herbeygeführt werden, er fey vielmehr über: 
zeugt, daß die angetragene Anforderung einiger Befchei- 
nigung eine Verzögerung veranlaſſen werde. Er beziehe 
FE zu dem Ende auf die im Drucke erfchienenen Motive, 
- ‚bie der Beftimmung des Artifeld zum Grunde lägen. 

Der Herr ae A von Breidenftein: Diefe Mo- 
tive ſeyen doch nicht. völlig überzeugend, Es werde faft 
in allen Sachen zu einer eifterftrefung fonmen, weil 
ed dem Richter an Gründen fehlen werde, das Geſuch 
des Beklagten abfchlagen zu Finnen. 

Zu dem 20ten Artifel bemerft | 

ber Herr Freyherr von Breidenftein: Da er 
überzeugt fey, Daß der in dem Termine um Frift bittende 
Beklagte, dem Kläger die durch fein Erfcheinen verur- 
fachten Koften unbedingt erfegen müffe; fo müffe er auf 
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Weglaffung des, hierüber Zweifel. erregenden Wortes 
„vorlaͤufig“ aus dem Artifel antragen. sr. 
Der Herr Kanzler Arens: Er. habe das Wort 


„porläaufig‘ fo verftanden, daß dadurch die Verbind- _ 


lichfeit des Beklagten, diefe Koften gleihbald zu er- 
ftatten, ausgeſprochen werden folle, Der Sinn fcheine 
ihm: der zu. jeyn: Dem Beklagten fol nicht eher eine 
Frifterfiredung bewilligt, werden ,. bis er dem Kläger die 
Koften des Erfcheinens (vorläufig); vergütet haben werde. 
Finde man Anfiand bey dem. Worte, jo werde e8 durch 
die weniger zweifelhaften ‚„„alsbald‘ oder „zuvor 
erfeßt ‚werden. fönnen. Ä F 
In Beziehung auf das von der zweyten Kammer 

zu dieſem Artikel beſchloſſene Amendement bemerkt 
„der Herr Hofgerichtsrath Dr, Weber: Wenn der 
Artifel bloß von den Bedingungen, unter welchen der 
Beflagte eine Frifterfirefung folle verlangen koͤnnen, 
- rede, fo liege der Grund hiervon wohl nur darin, daß 
der Artifel überhaupt nur von dem. Beflagten und nicht 
auch von dem Kläger handle. Er glaube aber, daß auch 
ohne ausdrüdliche Beftimmung, ganz daffelbe für. deu 
Kläger gelten müfje, fobald diefer um eine Frift bitte, 
und dadurch dem Beklagten Koften verurfache. Wolle 
man übrigens das Amendement zu diefem Artikel, was 
fich auf einen, feiner Anficht nad, ganz von felbft vers 
ftehenden Gegenftand beziehe, und darum wohl entbehrs 
lich ſeyn dürfte, dennoch befchlieflien, fo werde es con— 
fequenter Weife, auch für den 19ten Artikel befchloffen 
werden müffen, weil bier ein ganz gleiches Verhaͤltniß 

eintrete. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er glaube 
‚nicht, daß in diefem Falle ein ganz gleiches Berhältniß 
eintrete. Der Kläger verfchiebe durch Friſtgeſuche nur 
den Vollzug feines eigenen Rechtes, der Beklagte aber 
verzögere die Anfprüche des Klägers. Diefer ſey in der 
Kegel bey dem langfamen und jener bey dem fchnellen 
Gange der Prozefle intereflirt. 

3u dem 2iften Artifel bemerkt 

der Herr Kanzler Arens: Die zu biefem Artikel 
befchlofjene Modification bezwecke eigentlich eine bloße 
Koftenerfparung, indem fie dem Kläger geftatte, fich 
Statt einer ganz neuen Klage auf die bereits früher zu 
Protokoll gegebene Klage beziehen zu dürfen. | 

Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: Er finde 
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ſich veranlaßt, fowohl in Beziehung auf dieſen Artifel, 
als auf andere ähnliche, bier die Bemerkung niederzu- 
legen, daß ‘ 

1.) in Anfehung der verfihiedenen Zuruͤckweiſungen 
auf die Artikel, welche für Rheinheſſen fuspendirt werz 
den follten, Cund alfo auch in Beziehung auf die am 
Schluffe dieſes Artifeld vorkommende Ruͤckweiſung auf 
den 17ten Artifel) das Entſprechende bey der definitiven 
Redaction nöthigenfalls werde in dem Einfuͤhrungsge— 
feße gewahrt werden muͤſſen, und daß 

2.) bey Diefer Redaetion auch diejenige Abaͤnderun— 
gen des Ausdruds würden vorgenommen werben müffen, 
welche das, fich auf die fchriftliche Einreichung von Klag- 
fchriften, Friftbitten 2g. beziehende Amendement, Falle 
diefes auch won der hoben erften Kammer befchloffen wer: 
den follte, in anderen Artikeln nothwendig made, 

Mit diefem Amendement würden 3. B. die in dieſem 
Artikel vorfommenden Wortftellungen: „Erſcheint der 
Kläger nicht“ — „Erfdheint der Beflagte 
nicht’ nicht mehr unbedingt vereinbar erfcheinen, und 
es werde daher zur Verhütung möglicher Mißdeutungen, 
das Nöthige bey der definitiven Nedaction des Geſetzes— 
entwurfes gewahrt werden müffen. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Es fey überhaupt 
zu wunfchen,, daß von Geiten der Stände der Großher— 
zoglichen Staatsregierung der Wunſch ausgefprocen 
werden möge, auf die von ihnen befchloffenen Amendes | 
ments bey der Redaction aller einzelnen Artifel, auf 
deren Inhalt fie Einfluß Aufferten, die ‚geeignete Ruͤck— 
fiht zu nehmen. Ohne diefes werde die Einheit in dem 
Geſetze verloren gehen und zu vielen Mißverftändniffen 
und Mißdeutungen Veranlaffung gegeben werde. 

Zu dem 22ten Artifel bemerft 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Zu die 
fem Artikel habe er noch einen Fleinen Anftand zu be— 
merken. Er finde ed nicht räthlic und zwedmäßig, bie 
Wiedereinfeßung in den vorigen Stand ganz an biefel- 
ben Bedingungen zu Fnüpfen, an welche die Frifterftreck- 
ungen geknüpft ſeyen. Zwiſchen beyden trete doch offen 
bar die zu große Verfchiedenheit ein, daß der um Refti- 
tution Bittende mit dem Rechte zu handeln, durch den 
Richter bereitd wirklich ausgefchloffen fey, er daher ein 
fhon wirklich verlornes Recht wieder zu erlangen fuche, 
was bey dem um Frifterfirefung Bittenden nicht der 
Hall fey. Er glaube daher auch daß in feinem Falle 
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die Reſtitution, ohne Befcheinigung eines wirklich vein- 
getretenen Hinderniſſes, ertheilt werden. follte. Ohne 
diefe Vorfchrift werde die Reftitution ein Mittel zur Ver; 
fchleifung der Procefje werben, ie; ; 

-Der Herr Hofgerichtsrath Dr. Weber: 8: zeige 

ſich doch hier die nicht unbedeutende Differenz, daß der 
Reftitution Erwirkende in allen Fällen die durch feine 
Präckufion .entfiehenden Koften zu tragen habe, daß alfo 
in dieſen Koften: ſchon ein bedeutender Beftimmungsgrund 
für ihn liegen werde, den Termin nicht ohne Noth zu 
fruſtriren, und’ es ſtehe eben daher auch nicht. zu erwarten, 
daß die Reflitution als Verfchleifungsmittel der Prozeffe 
werde mißbraucht werden. In Rheinheſſen befteheim Grunde 

‘ganz bafjelbe in noch weit höherem Grade, indem jedes 
Contumacialurtheil durch bloße Oppofition, auch ohne 
alle entfchuldigende Gaufalien, außer Wirffamfeit gefegt 
werden koͤnne. | u 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er be 
zweifle fehr, ob die Berbindlichfeit des Reſtituenden, 
die Koften zu bezahlen, gegen die abfichtliche Verzoͤge— 
rung zur Genüge fichern werde. 

Der Herr Kanzler Arens: Der Anftand des Herrn 
Freyherrn von Breidenftein fcheine um ſo mehr gegrims 
det zur feyn, als die beyden Kammern bey.dem, Die ge- 
meinheitliche Theilungen in Nheinheffen betreffenden Ge- 
feße ganz von denfelben Anfichten. ausgegangen feyen, 
indem auch in dieſem der Grundſatz ausgejprochen wor; 
den fey, dag gegen ein ergangenes Gontumacialerfennt- 
niß, nur in dem Falle eines befheinigten phyfifchen oder 
moralifchen Hinderniffes, Neftitution ertheilt werden folle. 

Zu den Artifeln 23 und 24 wird nidts Ers 

bebliches bemerft. ! 

Zu dem Artikel 25 dagegen duffert 

der Herr Kanzler Arens: Der Bericht des Aus— 
fchuffes enthalte feinen beftimmten Antrag darüber, in 
welchen Fällen mit den dilatorifchen und dent prozeßhin- 
dernden Einreden die Einlaffung auf die Klage eventuell 
zu verbinden fey, er glaube aber jebt nach genauerer 
Erwägung der Sache, feinen Antrag beftimmt darauf 
richten zu koͤnnen, daß der Beklagte in allen Fallen, in 
welchen er dergleichen Einreden vorzuſchuͤtzen verpflichtet 
werden möge, fich zugleich eventuell auf die Rlage eins 
zulaffen,, den einzigen Fall, in welchem er die Incom⸗ 
petenz des Richters behaupte, allein ausgenommen. Zur 
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Begründung diefes Antrages beziehe er ſich hauptſaͤchlich 
auf dasjenige, was er in dem Vortrage über das Der 
fahren bey den Mittel und Obergerichten über: diefen 
Gegenftand an- und ausgeführt habe, und erlaube fich, 
aufferdem noch weiter dafür anzuführen: 

1I Wolle man in allen den Fallen, in welchen der 
Gefeesentwurf oder der Beſchluß der zweyten Kammer 
diefes ausfpreche, den Beklagten von der Einlafjung auf 
die Klage befreyen , fo werde man ihm dadurc ein Mit⸗ 
tel in die Hand geben, den Kläger von. ber Geltend- 
macung. feines Nechtes auf längere Zeit‘ zu. entfernen, 
indem es hierzu weiter nichts, als der Erdichtung einiger 
folher Einreden bedürfe. Am auffallendften -werde fich 
diefe Berfihleifung des Prozeffes bey dem ſchriftlichen 
Verfahren berausitellen, in welchem der Richter erft nady 
den fuccefjiv eingelangten Schriftfäßen über die vorge 
ſchuͤtzten Einreden werde entfcheiden koͤnnen. 

2) Es ließen fich nur zwey Fälle ald möglich den— 
fen: entweder die vorgefchügten.Einreden feyen gegruͤn— 
bet, oder erbichtet. Sey das Erftere der Fall; fo wer- 
de für den Beklagten aus der eventuellen Einlaſſung auf 
‚die Klage weiter Fein Nachtheil hervorgehen koͤnnen, als 
hoͤchſtens der, dem Richter einige überflüffige Worte vor— 
getragen zu haben. Trete aber der zweyte Fall ein, fo 
gehe Daraus immer der große Nachtheil für den Kläger 
hervor, daß er auf längere Zeit von der Verfolgung ſei— 
ned Rechts abgehalten werde, ein Nachtheil, der unter 
Umftänden fehr groß ſeyn Eönne, 

3.) Die Confequenz fcheine e8 zu verlangen, auch 
ber Einrede des entfagten oder verjährten Nechtsitreites 
diefelben Wirkungen beyzulegen, welche nad) dem Bes 
ſchlaſſe der zweyten Kammer die exceptio rei judicatae, 
transactionis et juris jurandi beygelegt werden follten, 
ed laſſe ſich wenigftend Fein genügender Grund auffinden 
diefen Einreden, die fich gleichfalls auf einen beenbigten 
Nechtsftreit bezögen, die, jenen beygelegten, Wirkungen 
zu verjageh. 

4.) Sn den mehrften Fällen werde ber von der ex- 
ceptio litis finitae Gebrauch machende Beklagte ſich zum 
Beweiſe feiner Einrede in dem Befite eines Documents 
befinden, was ihm die Möglichkeit geftatte, auf ſchnellem 
Wege den Beweis feiner Einrede zu führen, und da— 
durch alsbald dem weiteren Verfahren in der Hauptfache 
ein Ende zu machen, und er werde daher nicht zu be— 
fürdten baben, über den Gegenjtand des beendigten 
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Rechtsſtreites aufs Neue in einen. weitläufigen Prozeß 
verwickelt zu werbeıt. 

5.) Was insbefondere die Einrede der zu leiftenden 
Sicherheit betreffe, fo fcheine diefe auf feinen Fall ers 
beblih genug, um bloß. ihretwegen das Verfahren in 
der Hauptſache zu ſuspendiren. Diefe Einrede habe’ auch 
fchon bisher in den bdieffeitigen beyden Provinzen eine 
DBefreyung von der Einlaffung Feineswegs zur Folge ges 
habt, und er halte es daher fir das Zweckgemaͤßere, es 
in diefer Hinficht bey dem Beftehenden zu belaffen. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: So fehr 
er auch dafür ftimme, der Shicane, fo viel als möglich, 
in den Weg zu treten, und die Verfchleifungen der Pros 
zefle zu verhindern; fo ſcheine es ihm doch’ hart zu feyn, 
den Beklagten, dem eine exceptio litis finitae zur Seite 
ſtehe, zu einer Einlaffung auf die Klage zu nöthigen, 
und ihn dadurch wieder in einen neuen Nechteftreit. zu 
verwideln. Es fey bier vielleicht das Beſte, dem vers 
nuͤnftigen Ermefjen des Richters in diefer Beziehung ı 
einigen Spielraum zu geftatten und ihn zu autorifiren, 
‚in den Fällen, wo es an aller Befcheinigung fehle, und 
es ſich darum als wahrfcheinlich darſtelle, daß die Eins 
rede bloß aus Chicane vorgefhügt werde, dem Beflag- 
ten die eventuelle Einlaffung auf die Klage aufzugeben. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: Su ber Einrede 
des geendigten Nechtöftreites, fo wie in ber, der zu 
Yeiftenden Sicherheit, ftelle ſich im Berhältniffe zu der 
Hauptfache ein wahrer Präjudicialpunft dar, und es 
fönne zu fehr großen Härten führen, wenn ber Beflagte 
gensthiget werden follte, ſich über den Gegenftand eines 
vielleicht Faum beendigten Prozefles fogleich wieder in einen 
neuen foftfpieligen Prozeß einzulaffen, oder große Koften 
aufzuwenden, auf.deren Erftattung.er nach des Klägers 
individueller Lage, wenig, oder gar feine Hoffnung habe. 
Er halte daher die Befreyung von der Einlaflung in 
den, von der zweyten Kammer befchloffenen Fällen, um 
fo mehr gerechtfertiget, als fich die gleichzeitigen Ver—⸗ 
hbandlungen in der Hauptfache in fehr vielen Fallen als 
ganz unnuͤtz darſtellen würden. Auf den Borfchlag des 
Herrn Freyhetra- von Breidenjtein werde man indeffen 
ehr eingehen können, weil diefer der richterlichen Will- 
füßr einen zu großen Spielraum geftatten werde. 

Zu dem Artitel 26 erfolgt feine Bemerkung. 

Zu dem 27ten Artikel bemerkt 

der Herr Freyherr von Breidenjlein: In Bezies 
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bung. auf das von ber zweyten Kammer zu diefem Arti- 
fel befchloffene Amendement müffe er ſich die Bemerkung 
erlauben, daß er es für billig halte, die wegen nicht 
gehoͤriger Inftruction um einen andern Termin bittende 
und darum den Termin fruftrirende Parthey in Die Ko— 
ſten des fruftrirten Termins zu verurtheilen. 

Der Herr Geheimeratb Knapp: ES werde Das 
unter limftänden fehr hart werden, indem fehr häufig, 
3. DB. bey einem Erben, der Fall eintreten koͤnne, daß 
ed der Parthey gar nicht möglich fey, ſogleich auf das 
neue faftifche Vorbringen des Gegners, zu antworten. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Geiner 
Ueberzeugung nach, werde dieſes Amendement zum Vers 
fchleifen von Prozeſſen fehr mißbraudt werden, fobald 
es nicht von der Vorfchrift: der aus angeblichem Mans 
gel an Inftruction um einen andern Termin Bittende, 
muß in der Regel die Koften des fruftrirten Termins 
tragen, begleitet, und hierdurch gegen Mißbrauch ge- 
fihert werde. h 

Der Herr Hofgerihtsratb Dr. Weber: Das von 
ber zweyten Kammer genehmigte Amendement ihres zwey- 
ten Ausfchuffes feheine, den legten Zeilen des erften Abs 
ſatzes des Ausjchußberichtes und dem folgenden Abſatze 
nach, zu urtheilen, nur auf den Fall mangelnder ‚Ins 
ſtruction“ eines „Bevollmädhtigten‘ zu geben 
und demnach nicht auch auf den Fall, wo eine felbiter- 
fihienene Parthey fih auf ein, von dem Gegner vorges 
tragenes factum alienum nicht: zu erflären vermoͤge. Da 
es indeffen nicht folgerecht feyn würde, nur jenes, und 
nicht in gleichen Maaße diefes zu ftatuiren, fo würde 
das Amendement jedenfalld entweder in dem erwähnten, 
ausgedehnteren Sinne verftanden, oder aber verworfen 
werden muͤſſen, meil e8 nur in dem ausgebehnteren 
Sinne von der Großherzoglichen Staatsregierung nad 
gegeben worden feyn koͤnne. 

— den Artikeln 28 und 29 wird nichts be— 
merkt. | 

Zu dem 30ten Artifel bemerkt 
‚ber Herr Hofgerihtsrath Dr. Webſer: In dem Ber 
richte des Ausſchuſſes zweyter Kammer ſeyen zu dem 
Artikel 30 drey verfciedene Modificationen gewuͤnſcht 
worden : 

Cine ad pos.2. Ueber diefe habe die zweyte Kam— 
mer gar nicht abgefiimmt, vielleicht von der Anficht aus- 
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gehend, daß, da die Staatsregierung das vom Aus— 
ſchuſſe Vermißte, bloß für einen Irrthum der Nedaction 
erklärt, e8 eines eigentlichen Amendements defhalb und 
eine Abftimmung darüber nicht beduͤrfe. Ob die hohe 
erite Kammer eine ſolche bierüber für nöthig erachte, 
muͤſſe er lediglich ihrer Eutſchließung anheim geben. 

Eine zweyte Modification habe der Ausfhuß ad 

os. 3 und 4 gewuͤnſcht, (naͤmlich die Unterfchrift der 

adjverftändigen.) Nach dem Wortlaute der Abftims 
mung der zweyten Kammer foll aber nur „der Dritte 
Satz“ nad) dem Antrage des Ausfchuffes berichtigt wer> 
den. Da diefes aber nicht folgegleih feyn würde , und 
er felbft wohl glaube, die zweyte Kammer möge aller- 
dings die Abficht gehabt haben, das Amendement nicht 
bloß für pos. 3, fondern dem Ausfchußberichte conform, 
auch für pos. 4 gelten zu laſſen, fo glaube er, daß 
auch die hohe erjte Kammer das Amendement in diefem 
Sinne werde auffaflen und würdigen können, welches 
dann auch in dem alle definitiver Annahme nicht an- 
ders, ald nach pos. 6 werde placirt werden fünnen. 

Die dritte, von dem Ausfchuffe der zweyten Kam: 
mer gewänfchte Modiftcation zu dem Schluffe diefes Ar; 
tifels fey von der zweyten Kammer bey der Abftimmung 
beftimmt genug ‚bezeichnet worden, und habe er darüber 
hier weiter nichts anzumerken. 

Der Herr Kanzler Arens: Was der Herr Hof 
gerichtörathb Weber hier bemerfe, jey ihm bey der Ver- 
gleichung des Ausfchußberichtes zweyter Kammer mit der 
Abftimmung Feineswegs entgangen. Er habe aber darım 
hiervon nichts erwähnt, weil er. gleichfalls von der Vor- 
ausſetzung ausgegangen ſey, daß e8 in dem erften Falle 
des ausdrudlichen Befchluffes eines Amendements gar 
nicht bedürfe, und daß der zweyte Fall bloß in einer 
aus Irrthum gefchehenen. Auslaffung oder in einem 
Schreibfehler feinen Grund habe. 

Zu dem 31, 32, 33, 34 und 35ten Artifel 
wird nichts von Erheblichfeit bemerft. 
or Beziehung auf den 36ten Artifel bes 
merft | 

der Herr Hofgerihtsratb Dr. Weber: Er molle 
in Betreff des zweyten und leiten Abfatzes dieſes Arti— 
feld an das ad Artikel 15 wegen der Suspenfion für 
Rheinheſſen Gefagte erinnern. 

Zu dem 37ten Artikel erfolgt feine Bemerfung. 
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Zu dem 38ten Artifel bemerkt 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Es fey vielleicht zur Abfürzung des Verfahrens räth- 
lih, zu diefem Artifel weiter zu verordnen, daß der, 
Aa Beweis Antretende, die Beweiszengen jofort mit 
ringe. 

Der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber : Diefes 
werde nicht wohl thunlich ſeyn, wegen der Einreden, 
welche gegen die Glaubwürdigkeit und Beweisfähigkfeit 
der Zeugen vorgebracht werben koͤnnten, und jehr häufig 
vorgebradyt würden. Ein gleichbaldiges Mitbringen der 
Zeugen fey nur auf dem Wege des Conventionalpros 
zeffes möglich. | 

— den Artikeln 39 bis 44 wird nichts be— 
merkt. 

Zu dem 45ten Artikel bemerkt: | 

der Herr Dofgerichtsrathb Dr. Weber: Auch hier 
wolle er, in Beziehung auf den Schlußfat diefes Ar- 
tikels, in Erinnerung bringen, mad er ad Artifel 15 
wegen der Suspenfion für Rheinheſſen gefagt. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Das 
Amendenent,. daß fünftig die Gewiffensvertretung durch 
Beweis wegfallen folle, halte ex für fehr zweckgemaͤß, 
er glaube. aber, daß man dabey nicht ftehen bleiben folle, 
fondern daß aud) der Beweis pro evitando perjurio , 
der gleichfalls als Mittel zur Chicane und zur Vers 
fchleifung der Prozeffe mißbraucht werde, abzufchaffen ſey. 

Der Herr Kanzler Arens: Diefer Beweis finde 
nad) der Vrozefordnung von 4724 in dem Falle eines 
deferirten oder referirten Eides in der Art Statt, daß 
die. Ableiftung eines folchen Eides dann unterbleiben 
ſolle, wenn die den Eid deferirende oder referirende Par» 
they erkläre, durch neu aufgefundene Zeugen oder Do— 
cumente darthun zu wollen, daß der zum Schwoͤren be— 
reite Gegner manifesto einen Meineid begeben werde. 
Es laſſe fih allerdings nicht verfennen, daß die Zus 
laffung dieſes Beweiſes fehr leicht zur Verzögerung der 
Sadje, und zur Chicanirung des zur Eidesleiftung be= 
reiten Gegners mißbraucht werden koͤnne, und. er ftelle 
es tem Ermefjen der hohen Kammer anheim, ob fie audy 
auf die Abfchaffung dieſes Beweiſes bey ber Staatsre— 
gierung antragen wolle, 
ge den Artifeln 46 bis 50 wird nichts be— 
merkt. 


» 
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Zu dem 5iten Artifel bemerft: | 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt; 
Ihm fcheine es angemefjener, die Appellgtionsfumme 
nicht auf 25 Gulden berabzufegen, fondern es vielmehr 
bey der Beflimmung des Gefetesentwurfes zu belaffen; 
durch die befchloffene Herabſetzung werde der, leider! 
zu großen Prozeßſucht auf dem Lande großer Vorſchub 
geleiftet werben. | 

Der Herr Präfident: Er fey nicht diefer Mei- 
nung. Die Summe von 25 Gulden fey für einen gros 
Ben Theil der Landleute fchon ein bedeutender Betrag. 
Dabey dürfe man nicht außer Acht laſſen, daß feit der 
Zeit, wo ber Gefeßesentwurf verfaßt worden, der Preis 
aller Sachen fehr heruntergefommen fey. 

Der Herr Kanzler Arens: Zu den Gründen, mit 
welchen er die unbedingte Zulaffung der Berufung gegen 
ein, aus dem Grunde der Incompetenz gefälltes, ab» 
weifendes Erfenntniß beftritten babe, erlaube er fich 
noch den Grund. hier nachträglich zu bemerfen, daß die 
Abweifung der Klage aus dem Grunde der richterlichen 
Incompetenz ja weit weniger als die Definitipe Ab- 
weifung des Klaͤgers ypräjudicire, es werde alfo 
auch um fo weniger ein Grund vorhanden feyn, um in 


| dieſem Falle von den Erforderniß der Appellationsfumme 


zu abftrabiren. Es fcheine faft, als ob dem Befchluffe 
der zweyten Kammer eine Verwechſelung diefes Falles 
mit dem Falle zum Grunde liege, in welchem von meh- 
reren Richtern, der eine ben andern für competent 
halte, die Parthey daher bey Feinem Recht finden koͤnne 
und darum für ihre Rechtsſache im Grunde gar feinen 
Kichter habe. Für Diefen Fall müffe freylih der ab⸗ 
gewiefenen Parthey das Necht der Befchwerdeführung an 
den höheren Richter unbedingt zuftehen, um durd). 
die Entfcheidung des höheren Richters einen Richter zu 
erhalten, den fie von dem Staate unbedingt zu verlans 
gen berechtigt fey. 
Zu dem Artifel 52 bemerft: 
der Herr Hofgerichtsratb Dr. Weber: Wenn der 
Ausſchuß der zweyten Kammer wünfche, daß in dem 
zweyten Abſatze des Artikels ausgedrüdt werde: Das 
decendium laufe bey allen Urtheilen von dem Publi— 
cationstermine an, mithin von dem Tage der 
mündlihen Eröffnung, fo werde es Theild pleo- 
naftifch feyn, das Geſetz diefen Worten gemäß zu re- 
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digiren, Theile auch, firenge genommen, nicht einmal 
richtig, leßteres nämlich in allen den Fällen, wo das 
Urtheil einer, zur. Publication Causdrüdlic) oder nad 
Artikel 34 ftilfchweigend) geladenen, aber ausbleiben- 
den Parthey nicht wirklich mündlich eröffnet, fon- 
bern fiir eröffnet gehalten werde, fo wie auch in dem 
Falle des Artifeld 21 und resp. 17. 

Ueberhaupt fey die Marime, daß das decendium 
bey allen Urtheilen von dem Publications» oder Inſi—⸗ 
nuationstage zu laufen anfange, in der Allgemeinheit, ° 
wie fie, dem Antrage des Ausfchufles nach, von allen 
Urtheilen ausgefprochen werden folle, Feineswegs zu 
rechtfertigen; namentlich nicht bey allen Gontumacial: 
urtheilen, bey welden ja, dem Antrage des Ausfchuß- 
berichtes zu eben dieſem Artifel zufolge, da8 decendium 
erſt 8 Tage nad) der Eröffnung. oder jonftigen Befannt- 
machung zu laufen anfangen folle. — Wenn übrigens Die 
Landgerichtsordnung etwa auch für Rheinheſſen jeßt einges 
führt werden, und es bey der, in dem Einführungsge 
feße ausgefprochenen Suspenſion des Artikels 52 für 
Rheinheſſen verbleiben, übrigens das Amendement von 
der Ncteneinfendung als Zufaß zu dem Artifel 52 
ausgefprochen werben follte, fo würde, in Gefolge der 
Suspenfion des ganzen Artifeld 52, dans auch der Zur 
faß wegen ber Nctenfendung für Rheinheſſen fuspens 
Dirt erfcheinen, wo dann die Frage unbeantwortet blei- 
ben würde, wie, und auf welchem Wege, die Berhand- 
fungen erfter Inſtanz in Rheinheſſen an den Richter 
zweyter Inſtanz gebracht werden follen? ob durch Eins 
fendung der Driginalacten? oder durch die Vorträge der 
Partheyen,. gegründet auf diejenigen Abfchriften aus den 
Boracten, welche fie, zur Begründung oder Widerlegung 
der Befchwerden , fich zu verfchaffen für nöthig fanden. 
(Die anftandelofe Ausführbarfeit des erfteren Weges 
auch für Rheinheſſen habe er fchon in den Discuffionen 
der zweyten Kammer nachgewiefen, und es fey wenig 
ftend zweifelhaft, ob die Grofherzogliche Staatsregie 
rung geneigt feyn werde, auch bierin eine Berfchieden- 
heit zwifchen Dies» und Senfeitd eintreten zu laſſen.) 
Aus diefen Gründen, und damit die oben erwähnte Frage 
nicht unbeantwortet bleibe, möchte e8 nüßlich feyn, wenn 
die hohe erfte Kammer dahin abftimmen wolle, daß es ber 
Staatsregierung anheim geftellt bleiben folle, dag Amen: 
dement von der, durch eine Anzeige von der gefchehenen 
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pourvoi en appel zu veranlaffenden Acteneinfendung auch 
für Rheinheſſen gelten zu laffen, und demnach biefes 
zu dem 52ten Artifel gemachte Amendement von der, im 
Einführungsgefege enthaltenen Suspenfion des Artikels 
52 felbit, zu erimiren. or 
Nebenbey wolle er in Beziehung auf ben Abfab 2 
in fine anmerfen, daß die Verfügung von der Fatalien— 
belebrung zum Theile fruchtlos bleiben werde, wenn 
das Amendement, daß fein Urtheil anders, als auf Bes 
treiben eirier Parthey Ausgefertigt werden follte, ange: 
nommen werden follte, indem dann die im Publicationg- 
termine ausbleibende Parthey in den mehrften Fällen die 
Fatalienbelehrung erft bey der, vielleicht viele Monate 
nad eingetretener Rechtskraft an jie gefchehenden Zus 
ftelung der, von dem Gegentheile gehobenen Urtheilg- 
erpedition erhalten werbe, 


ALS Nebactiong- Bemerkung erlaube er fich zugleich 
darauf aufmerffam zu machen, daß Das hier in * 
ſtehende Amendement von Nichtausfertigung der Urtheile 
nicht zum 52ten, ſondern etwa fuͤglicher zu dem 35ten 
Artikel werde eingeſchaltet werden koͤnnen. 


Der Herr Kanzler Arens: Was die erſte Be— 
merkung des Herrn Hofgerichtsraths Weber betreffe, ſo 
faſſe das von dem Ausſchuſſe zweyter Kammer vorges 
ſchiagene Amendement nur die Regel in's Auge, wie 
dieſes wohl am ſicherſten aus der, in dem Ausfchußbe: 
richte zu Artifel 52 bemerkten Ausnahme bervorgehe. 
Dabey fcheine das Amendement nicht ganz richtig aufr 
gefaßt zu feyn, wenn vorausgefegt werde, daß ein Er- 
kenntniß nody als ftillfchweigend yublicirt angenommen 
werben koͤnne. Erfcheine nämlich die zur Anhörung des 
Urtheils geladene Parthey in dem Termine nicht, fo ver: 
lange der Ausfchußberiht in pos. 3 ad Artikel 52 die 
Infinuation des Urtheild an die ausgebliebene Parthey, 
und verlaufe dann in Beziehung auf diefe Parthey das 
decendium erft a die factae insinuationis. Der Sal, 
wo die Infinuation durch einen Anfchlag an die Gerichts% 
thüre gefchehe, gehöre an und für fich zu den feltenen 
Ausnahmen, und es verftehe fih dabey ohnehin wohl 
von felbft, daß bier der Tag des Anfchlages auch als 
ber dies publicationis zu betrachten fey. Bey diefen 
. Erläuterungen werde e8 daun die hohe Kammer ber 
Großherzogl. Staatsregierung lediglich überlaffen können, 
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dem Amendement der Stände eine, ihrer nicht zweifel— 
haften Intention entfprechende Faflung zu geben. 

In Beziehung auf die zweyte Bemerfung werde 
ed allerdings gut feyn, wenn ſich die hohe Kammer, 
zur Entfernung eines fonft vielleicht möglichen Zweifelg, 
über den von der zweyten Kammer befchlofjenen Zufat 
zu diefem Artikel, und namentlich über deſſen Anmend- 
barkeit für Rheinheſſen ausdruͤcklich erkläre. 

Der dritten Bemerkung endlic) fcheine wieder das 
Mißverſtaͤndniß zum Grunde zu liegen, als ob e8 in 
der Abficht des Amendements liege, daß die Inſinuation 
des Urtheild an die nicht erfcheinende Parthey blos auf 
Betreiben einer Parthey gefcheben folle. Diefes fey nad) 
dem Inhalte des Ausfchußberichtes der zwepten Kammer 
zu Artifel 52 nicht der Fall, indem es daſelbſt aus: 
drüdlich heiße: daß das Urtheil dem Gegentheile, mel: 
cher in dem Puklicationstermine nicht erfchienen , infi: 
nuirt werben müffe. 

Zu dem 5iten und 54ten Artifel wird nichte 
bemerft. 

Sn Beziehung auf den 55ten Artifel be 
merkt: 

der Herr Kanzler Arens: In dem heute bier ein: 
getroffenen Großherzoglich Badifchen NRegierungsblatte 
ftehe eine Verordnung, welche unter anderem die Frage 
entfcheide: in welchen Fällen der Nichter befugt feyn 
folle, den Kläger, ohne Einleitung eines prozeffualifchen 
Verfahrens, fofort mit feiner Klage abzumeifen. Da 
diefe Verordnung theilweife von den Beftimmungen ab» 
weiche, welche der Gefeßesentwurf in diefem, fo wie in 
dem Aten bis ten Artikel enthalte, fo wolle er fich er: 
Iauben , diefe Berordnung, fo weit fie hierher gehoͤre, 
der hohen Kammer vorzulefen. Ihr Inhalt ſey indeſſen 
nicht im Stande, ihn von der Anficht, welche er in dem 
Ausfchußberichte über den befragten Gegenftand ausge: 
fprodhen habe, in irgend einem Punkte abzubringen, 
weil er auch noch jeßt zu begreifen nicht vermöge, wie 
man den Richter verpflichten koͤnne, auf eine, von einem 
Unmiündigen, einem Berrädten ꝛc. angeftellte Klage, 
oder auf eine fich felbft widerfprechende, oder aus irgend 
einem anderen Grunde ſich nad) des Klägers eigenem 
faftifchen Anführen, als gänzlich unbegründet darftellende 
Klage ein prozefinalifches Verfahren einzuleiten, und 
ihm in dem nämlichen Augenblice zu erlauben, wegen 
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jedes äußeren Formfehlers des Klaglibelles (der ſich in 
ben mehrſten Fällen fo leicht werde heben laſſen) oder 
wegen ber unrichtig gewählten Prozeßart fofort mit ſei⸗ 
ner Klage abzuweiſen. | 

3u den Artfifeln 56 bis 61 wird nichts be⸗ 
merkt. 

Hinſichtlich des 62ten Artikels bemerkt: 

der Herr Freyherr von Breidenſtein : Mit 
dem, was der Bericht des Ausſchuſſes in Beziehung auf 
die, von dem Richter den Partheyen vorzulegende sta- 
tus causae bemerke, ſey er vollkommen einverſtanden, 
weil der Geſetzesentwurf den Richter ausdruͤcklich vers 
pflichte, auch die faktiſchen Entſcheidungsgruͤnde in das 
Urtheil aufzunehmen; die Aufſtellung und Vorlegung 
eines beſonderen status causae ſich daher als zeitraubend 
und uͤberfluͤſſig darſtelle, und daher dem Richter nicht 
zugemuthet werden koͤnne; und das zwar um fo weni- 
ger, ald er weder Gonfulent noch Referent der:Par- 
theyen ſey. 

Zu dem 63ten bis 74ten Artikel, fo wie zu 
dem weiteren Inhalte des Ausfchußberichtes. und der 
darin geſtellten Anträge, wird von: feiner Seite ‚etwas 
bemerft. ar 

‚Das Prafidbium erklärt daher die Discuſſion über 
‚ben . Öejegesentwurf für gefchloffen, und eröffnet der 
Tagesordnung gemäß, = a 

2) die Berathung. uber .den, das außerordent: 
liche Berfahren bey den Stadt- und Landge⸗ 
richten betreffenden Geſetzesentwurf. 

Es erfolgt indeſſen hierzu keine Bemerkung und das 
Präfidium erflärt daher die Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Sraf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Neun und fechzigfte Sitzung 


in nem Sitzungsſaale ver erften Kammer ber 
Landftände, 


Darmftadt am 11ten Juny 1827. 


navi, 


Unter dem Borfise des Herrn erſten Praͤ⸗ 
ſidenten. 


Anweſend: — | 

Des Groß- und Erbprinzen von Heffen Hobeit. 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des Herin 
Grafen zu Erbah- Schönberg Erlaudt. Dei 
Herrn Grafen zu Solms— Rödelheim Erlandt. 
Des Herrn Grafen zu Solms-taubad Erlaudt. 
Der Herr Freyherr Niedefel. Der Herr Geheime 
Staatsrath von Wredem Der Herr Praͤlat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Aren s. Der Hert 
wirkliche Geheime Rath Freyherr von Wiefenhit 
- ten. Der Herr Staatsmtnifter Freyherr du Thil. 

‚Der Herr Freyherr von Breidenflein. 





I. Die Protokolle der Sitzungen vom 2ten April 
und vom Aten und Sten Juny werben vorgelefen und 
von der Kammer genehmigt. 

II. Das Präfidium legt der Kammer mehrere neue 
Eingaben vor, ſie beſtehen 
der zweyten Kammer und ketreffen: 

1.) die Motion des Abgeordneten Herrn Schwarz, 
den Abkauf der fiscalifhen Grundzinfen betreffend.*) 


*) Siehe die Verhandl. der ziwepten Kammer der Landftände. 


fämmtlih in Communicaten 


— 


% 
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2.) die Motion der. 10 rheinheffifchen Herrn. Deyu- 
tirten, die Aufhebung der Prelevements betreffend, *) 

3.) den Antrag des Herrn Freyherrn von Breiden- 
ftein das Edift vom 12ten April 1820 betreffend. **) 

Die Kammer refolvirt diefe Eingaben ad acta, 

4) das Geſuch des Erbleihmüllers Ruͤhl von Hom⸗ 
berg, Entfchädigung für ben ‚anfgehobenen Mühlenbann 
betreffend. ***) - — 

5.) das Geſuch des Handelsmanns Georg Dael zu 
Mainz um Zinſenzahlung und definitive Hebernahme eines 
Victor⸗Stiftiſchen Capitals. © 

6.) die Vorſtellung des Pfarrers Baur zu Meſſel, 

deſſen Dienfiverfeßung und Befoldung betreffend. +) 

+ 7.) bie Petition der Deputirten der Mebgerzunft 
zu Gießen, die Entrichtung der Fleifchpfennige ꝛc. be— 
- treffend. 1FD- J | 

Ä Die Kammer verweiſet diefe Eingaben an den drit— 
ten Ausfhuß. J | 
8) den. Gefetedentwurf, die Iwan 
in der Provinz Rheinheſſen betreffend. Frrr 

Die Kammer fordert barüber den Bericht des zwey— 
ten Ausfchuffes. ' we 

IH. Das Praͤſidium veranlaßt hierauf die. Abftim- 
mung über den Entwurf der Forfifirafordnung 
durch Borlegung folgender. Fragen : ' | 

1.) Nimmt die Kammer den Gefetesentwurf, wie er 

vorliegt, an? Ä ir J 
= Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit 

ein. Ä | 


2) Nimmt: die Kammer den Geſetzesentwurf yanter 


Vorbehalt. der Abjtimmung. ber die einzelnen SS. 
unter ber Bedingung an, daß fire Strafen auf die 
einzelnen Forſtvergehen gefegt werden? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

> — die Kammer die 88. 1 bis 5 des Entwur⸗ 

es an | —— 


*) Siehe die Verhandlungen der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. | 

FR), Doßgleichen. 

T). Deßgleichen. 

Tr): Deßgleichen. 

Trr) Dep ieichen. 

iTtr) Deßgleichen. 


——— gen 
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8 Stimmen bejahen, 5 Stimmen verneinen Diefe 
rage. Dil, ee 
s * Wuͤnſcht die Kammer, daß in $. 5 nach den Wor⸗ 
ten „24 Stunden’ noch „und vor ſeiner 
Entbeckung“ und nad den Worten „polize y— 
fihen Ortsbehörde‘ noch „unter ber Ver— 
bindlichfeit. für diefelbe alsbald die ges 
eignete Forftbehörde oder ben Eigent huͤ— 
merdavon in Kenntniß zu ſetzen“ beygefuͤgt 
werden möge? 
Bon 9 Stimmen wird dieſe Frage bejaht, von 4 Stim— 
men verneint. 

5.) Nimmt die Kammer den $. 6 nach den:in der Dis- 
euſſion vorgefommenen Erläuterungen, fo wie er 
vorliegt, an? | 

Diefe Frage wird von 8 gegen 5 Stimmen: bejaht. 

6.) Genehmigt die Kammer. die von der zwegten Kam— 
mer beliebte Aenderungen des $. 7? 

10 Stimmen beantworten diefe Frage mit, Ja, 3 Stims 
men mit Nein. 

7) Befchließt: die Kammer zum zweyten Abſatze des 
$. 7 eine unbedingte Bürgfchaft für. das Gefinde? 

Die Kammer verneint diefe Frage mit 9 ‚gegen A 
Stimmen. Tr 

8,) Befchließt die Kammer: ferner zu 8. 7, daß in 

Abweſenheit folcher Dienftherrichaften, die feinem 
Bürgermeifter unterworfen find, die Anzeige an ihre 
Angehörigen von dem Denuncianten zu machen und 
diefes in die Faflung des $., aufzunehmen fey ? 

9.) Beſchließt die Kammer zu $. 8 die in dem Berichte 
des Ausfchuffes vorgefchlagenen beftimmten Straf— 
fhärfungen? _ — 

— und die vorhergehende Frage werden einſtimmig 

ejaht. 

10.) .Befchließt die Kammer, zu $. 8 pos. 1, daß Statt 
Sonnen-Auf- und Untergang‘, „Tages— 
anbruh und Eintritt der Nacht“ geſetzt 
werden möge? 

- Auf diefe Frage antworten 9 Stimmen mit Sa, 4 Stim- 
men mit Nein. 

11.) Nimmt die Kammer die pos. 3 bed $. 8 in ber 
Faffung an, welche von dem Herrn Regierungscons 
miffär bey der Berathung vorgefchlagen wurde? 

Sämmtliche Stimmen bejahen diefe Frage. 
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42) Befchließt die Kammer" zu $. 8 pos. 3, daß Statt 
‚1000 Schritte,“ ‚1000 Fuß oder 500 
Schritte’ zu feßen feygen? - | 

Diefe Frage wird von 11 Stimmen bejaht von 2 Stim⸗ 

men verneint. Ä 

13.) Rimmt die Kammer den $. 9 des Geſetzesentwurfs 
an? 

8 Stimmen bejahen, 5 Stimmen verneinen biefe 

Frage. 

14.) Verbindet indeffen die Kammer mit der Annahme . 
diefes Artifeld bloß die Abficht, daß von dem Rich— 
ter, in dem Falle einer Concurrenz mehrerer Schärs 
fungsgründe, nicht bloß auf einen diefer Gründe, 
fondern auf alle zufammen bey der Strafbeftimmung 
Ruͤckſicht genommen werde? | 

. Einftimmig wird diefe Frage bejaht. 

15.) Ertheilt die Kammer dem $. 10, wie er vorliegt, 
ihre Zuftimmung ? Ä 
Don ſaͤmmtlichen Stimmen wird diefe Frage verneint. 
16.) Nimmt die Kammer den $. 10 an, wenn ad a. 
Statt seines Jahrs“ — Jahre“ ge 
ſetzt und die Worte „aus Schuld der oͤffent— 

lichen Behoͤrden“ hinweggelaſſen werden? 

Einſtimmig wird dieſe Frage bejaht. 

17) Beichließt die Kammer zu F. 10, daß Statt der 

. Worte „vom Tage der Veruͤbung“ die Worte 
— Tage der Entdeckung“ geſetzt werden 

Dieſe Frage wird von 10 Stimmen bejahend, von 3 

Stimmen verneinend beantwortet. 

18.) Nimmt die Kammer den F. 11-an? 

Bon 11 gegen 2 Stimmen wird diefe Frage verneint. 

419) Nimmt die Sammer den $. 11 mit der von ber 
zweyten Kammer befchloffenen Abänderung an? 

Dieſe Frage wird von 11 gegen 2 Stimmen bejaht. 

20.) Ertheilt die Kammer dem $. 12 ihre Zuftimmung ? 

Sämmtlihe Stimmen bejahen diefe Frage. 

21) Befchließt die Kammer zu $. 13, daß die hierin 
benannten Frevel mit einer Strafe zu belegen feyen, 
- Dreyfachen des örtlichen Holzwerthes gleich 
i 


2 Stimmen verneinen, 2 Stimmen bejahen dieſe 
trage. F ' = 
22.) Befchließt die Kammer, daß Statt des ın vori⸗ 
Heft V. d. Verhandl. d. erft. Kamm. 1827. 
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ger Frage benannten Dreyfachen bed Holzwerths 

das Zweyfache defjelben die Strafe bilden folle? 
Diefe Frage wird von 7 Stimmen bejaht von 6 Stim⸗ 
men dagegen verneint. 

23.) Befchließt die Kammer zu $. 13, daß, wenn die, 
aus den Mehrfachen des Holzwerthes bereihneten 
Strafen 60 fl. oder mehr betragen, Correftionshaug- 
— bis zu der Dauer von 2 Jahren eintreten 
ſolle 

Einſtimmig wird dieſe Frage bejaht. 

2u.) Beſchließt die Kammer, daß bey der Summe von 
60 fl. auch die Straffchärfungen in Anſchlag zu 
bringen jeyen? 

Auf diefe Frage antworten 11 Stimmen mit Nein, 2 
Stimmen mit Ja. 

25.) Beichließt die Kammer, daß der Tag Correctiond- 
hausftrafe täglich zu 40 fr. anzufchlagen fey? 

Bon 6 Stimmen wird diefe Frage bejaht, von 7 Stim— 
men verneint. 

96.) Befchließt die Kammer, daß die Correctionshaus— 
ftrafe zu 30 Er. täglih anzufchlagen fey? 

27) Sol das, was in $. 13 von den 10 fr. gejagt 
ift, als die geringite Geldbufe bey Holzfreveln über 
haupt betrachtet und als folche im einem befondern 
$. beftimmt werden? 

28.) Beichließt die Kammer, daß die Entwendung des 
in $. 14 benannten Holzes, unter Ausſchluß des 
grünen ftehenden, mit dem Fünffachen des Srtlichen 
Werthes zu beftrafen ſey? 

29.) Befchließt die Kammer, daß rüdfichtlich der Cor: 
rectionshausftrafe und den Gtrafichärfungen bey 
denen, in voriger Frage benannten Dolzentwendun- 

en eben das eintrete, was deßhalb zu $. 13 bes 
9 hfoffen worben ijt? 
Diefe vier Fragen (26 bis 29) werben einfiimmig be- 


jabt. 

30.) Befchließt die Kammer in Betreff des grünen 
ftehenden Holzes jene Vorfchläge, unter Vorbehalt 
ber nachfolgenden Befchlüffe, zu genehmigen, welche 
der Referent des Ausſchuſſes bey der Berathung vom 
aten Juny deshalb gemacht hat? 

12 Stimmen verneinen, 1 Stimme bejaht diefe Frage. 

31.) Beſchließt die Kammer, daß die, in den befagten 

Vorſchlaͤgen worfommende vielfache Unterfcheidung 
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der Holzmaſſe hinwegfalle und die Staͤrke des ents 
wendeten Holzes, auf aͤhnliche Weiſe, wie in den 
bisherigen Strafordnungen nach dem Vorſchlage des 
Herrn Regierungscommiſſaͤrs bezeichnet werde? 
32.) Beſchließt die Kammer, falls die, in jenen Vor— 
ſcchlaͤgen enthaltenen Strafen, bey der Redaction 
des Geſetzes ſich als zu gering darftellen follten , 
daß ber Staatsregierung eine angemeffene Erhoͤh— 
ung derſelben überlaffen bleibe? | 
Sämmtlihe Stimmen bejahen diefe beyden Fragen. 

33.) Befchließt die Kammer, daß das ſaͤmmtliche grüne 
unterdrücdte Holz nicht fo, wie in jenen Borfchlä- ' 
gen gejagt -ift, fondern als abfömmliches haubares 
Holz beftraft werde? 

Diefe Frage wird von 8 Stimmen bejaht und von 5 
Stimmen verneint. 

34I Befchließt die Kammer auch rücfichtlich diefer Holz- 
entwendungen was in Betreff der Eorrectionshauss 
firafe und der Straffhärfungen zu $. 13 befchloffen 
worden it? | | 

Diefe Frage wird von 12 gegen eine Stimme bejaht. 

. 35) Nimmt die Kammer den .$. 15 an, wenn Gtatt 

der Worte „fo wird der Werth 20. bie zu bem 

. Ende des 1ten Abfated, gefeßt wird „und betra-> 

en Die einzelnen darauf geſetzten Stra— 

De (mit ihren Schärfungen) zufammen 

genommen eine Summe von 60 fl. oder 

2. mehr, fo tritt Eorrectionshausftrafe nady 
—den Beftimmungen des $. 13 ein.’’? | 

36.) Will die Kammer die Nedaction des 2ten Abfates 

in S. 15 lediglich der Staatsregierung überlaffen? 

37) Nimmt die Kammer den $. 16 an? 

38.) Nimmt die Kammer den $. 17 in der, bey ber 

Berathung vorgefchlagenen Faflung an? 

39,) Nimmt die Kammer den $. 18 bis zu den Wor- 
ten „verurtheilt werden‘ und mit Hinweg— 

laſſung des Wortes „h oͤchſter“ vor Strafe an? 

40.) Sol der $. 19, mit der fich von felbft ergeben- 
ben Umänderung bdeffelben in der Art angenommen 
werben, daß ad 1, das Sägen mit dem Zweyfachen, 
die Fälle sub 2 und 3 aber mit bem 1% fadjen ber 

Strafe zu ao. feyen ? 

M.) Nimmt die Kammer den $. 20, mit dem Zufage 
nah ‚„verfauft worden iſt“ „weldesin ab 

| 2 
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fen moͤglichen Fällen, wenn es der Be; 
fhädigte verlangt, gefbehen muß,’ an? 

42) Sun die Kammer den erſten Abſatz des $. 21 
an? 

Diefe Fragen (35 bid 42) werden alle einftimmig bejaht. 

43.I Befchlieft die Kammer, daß der Betrag des, im 
eriten Abfase des F. 21 benannten Schadenserfates 
für die einzelnen Falle, in einem, den örtlichen Ber: 
hältniffen angemefjenen Entjhädigungstarife, als 
Anhang zu diefem Geſetze, beſtimmt werde ? 

Diefe Frage wird von 8 gegen 5 Stimmen mit Nein 
beantwortet. | m. it ia 

44) Nimmt dann die Kammer den ten Abfag des 
$. 21 an, wenn die Taratoren mittelft Suftruction 
genaue Anmweifung zu ihren Schägungen erhalten? 

711 Stimmen bejaben, 2 Stimmen verneinen dieſe 
Frage. TE 

45 Soll bey Fefifetsung der Entfchädigung nur auf 
den gegenwärtigen Verluft, aber nicht auf den Ber: 
luſt Tünftiger Hoffnungen, Rüdficht genommen wer: 

Ä den < 1 | 
Auf diefe Frage antworten 10 Stimmen mit. Nein, 
3 Stimmen mit Ta. ...: 

46.) Nimmt die Kanımer die SS. 22 und 23 an? 

47.) Nimmt die Kammer zu $. 24 den 8 fachen Werth 
des Entwendeten als fire Strafe, infonderheit aber 
den 30 fachen bey den Baunmpfählen an? — 

18.) Genehmigt die Kammer die zu $. 25 von dem 

Referenten in der Discuſſion gemachten Borfchläge, 
jedoch mit der Abänderung, daß die Beſtimmung 
$. 19 sub c. ebenfaliß ihren Bezug auf dieſen 25ten 
$. beybehält ? | BT. 

49.) Genehmigt die Kanmer die zu $. 96, 27 und 28 
in der Discufion vorgefchlagenen firen Strafen und 
Strafſchaͤrfungen? | 

Diefe vier Fragen (46 bis 49) bejahen ſaͤmmtliche 
Etimmen. | - 

50.) Beſchließt die Kammer aus dem $. 26 die Hafel- 
nuͤſſe binwegzulaffen ? | 

51.) Befchließt die Kammer in $. 28 zu fegen, „mit 
Ausnahme der Waldbeeren‘’? | 

Diefe, fo wie die vorhergehende Frage beantworten 12 
Stimmen mit Ja, eine Etimme mit Nein. 
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52.) Sol der zu $. 20 befchloffene Zufaß auch in den 
$. 29 eingejchaltet werden? | 

53.) Nimmt die Kammer den $. 30 an, wenn die firen 
Strafen ſowohl bey Heerden als bey einzelnem Vieh 
auf das Stud gefest wird? 

‚Diefe beyden Fragen werden einftimmig bejaht. 

54 Befchließt die Kammer, daß das Stuͤck in der 
Heerde mit 5 fr., das einzelne Stuͤck aber mit 10 fr,, 
ohne Unterfchied der Viehgattung, beftraft werde? 

41 Stimmen verneinen, 2 Stimmen bejaben dieſe 

Frage. | 
55) Soll e8 der Staatsregierung überlaflen bleiben 

einen dem obigen Strafen angemeffenen Unterfihied 
zwifchen den Viehgattungen zu treffen? | 

Einftimmig wird diefe Frage mit Sa beantwortet. 

56.) Soll e8 der Staatsregierung uberlaffen feyn den 

- Begriff einer Heerde, mit Rüdficht auf das in der 
Berhandlung Borgebracdhte, in dem Geſetze zu bes 
fiimmen und biernach den $. 32 beyzubehalten oder 
abzuändern ? 8 

Von 12 Stimmen wird dieſe Frage bejaht, von einer 

Stimme verneint. 

57.) Nimmt die Kammer den $. 31 an? 

Sänmtliche Stimmen verneinen dieſe Frage. 

58.) Nimmt die Kammer den $. 31 in der, bey der 
Discuffion vorgefchlagenen Faſſung an? 

Diefe Frage wird von 8 gegen ‘5 Stimmen verneint. 

59.) Berhliegt die Kammer zu $. 31, daß Statt „über 

and unter 6 Sahr alten Shonungen” 

bier, und wo diefer Ausdrud noch weiter in dem 

Entwurfe vorkommt, „alte und junge Heegen“ 
gefeßst werde? 

60.) Tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten 
Kammer zu $: 33 bey? 

61.) Ertheilt die Kammer, übrigens dem $. 33 ihre 
Zuftimmung, wenn die Worte „jedoch ſtets im 
geringften Betrage’ daraus entfernt.werden ? 

6%.) Nimmt die Kammer die SS. 34 bis 40 mit denen, 
zu $. 37 und 38 in der Disruffion vorgeſchlagenen 
firen Strafen und unter Vorbehalt der folgenden 
Fragen an? 

Auf dieſe vier Fragen C59 bis 62) antworten 12 Stim—⸗ 
men mit Sa eine Stimme mit Wein. 

63.) Tritt die Kammer dem von der zwegten Kammer 





148 Heft V. 


zu $. 37 beliebten Zufate „info fern eg nicht 
von der Forſtbehoͤrde erlaubt worden iſt“ 
bey ? 
12 Stimmen verneinen, 1 Stimme bejaht biefe 
rage. 
ö 64 Tritt die Kammer jenem Zufaße bey, wenn nad) 
Forſthehoͤrde „und resp. Eigenthuͤmer“ geſetzt 


wird? 
65.) Beſchließt die Kammer den Nachſatz in $. 40 hin⸗ 
wegzulaflen und nad den Worten „befondeien 
Schadens” „nah Maßgabe der zu $. 21 
gefaßten Befhluffe‘ zu feren ? 
Diefe beyden Fragen werden einftimmig bejaht. 
66.) Genehmigt die Kammer die von dem Referenten 
in der Discuffion zu dem $. 41 vorgefchlagenen 
- firen Strafen? 
Don 11 Stimmen wird diefe Frage bejaht, von 2 
Stimmen verneint. 
67.) Nimmt die Kammer die SS. 43, 44 und 45 an? 
63.) Genehmigt die Kammer die von dem Referenten 
in der Discuffion zu $. 46, 47 und 48 vorgeſchla— 
genen fixen Strafen und Straffhärfungen? | 
— die vorhergehende Frage werden einſtimmig 
ejaht. 
69.) Beſchließt die Kammer zu $. 47 sub 2b. für 
„geſtohlen“ „entwendet’ zu fegen? 
Diefe 5 beantworten 10 Stimmen gegen 3 mit Ja. 


70.) Beſchließt die Kammer zu F. 49 sub 3 Statt 
„treten dieſelben Strafen’ „tritt das— 
felbe Schärfungsverhältniß” zu feßen? 

Einftimmig wird diefe Frage bejaht. 

719 Befchließt die Kammer zu $. 51 nach dem Worte 
„vorhandenen‘ „oder aus eigenmädhtig 
eröffneten’ noch einzufchalten? 

Bon 9 Stimmen wird diefe Frage verneint, von 4 

Stimmen bejaht. 


72.) Genehmigt die Kammer die in der Discuffion zu 

$. 51 vorgefchlagene fire Beftrafung ? 

73.) Nimmt_die Kammer die SS. 52, 55 und 54 an? 
an beyden Fragen beantworten fämmtlidhe Stimmen 
mit Sa. Ä 

74.) Genehmigt die Kammer die in dem Ausfchußbes 

richte zu $. 63, 64, 67, 68 und in der Discuflion 
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zu $. 57, 58, 60, 61, 62, 66 vorgeſchlagenen 
Strafen? sig 
. Stimmen bejahen, 2 Stimmen verneinen biefe 
vage. 

75.) Nimmt die Kammer den $. 55 an? 

Diefe Frage wird von 11 Stimmen vermeint, von 
2 Stimmen bejaht. | | 

76.) Nimmt die Kammer den $. 55 an, wenn nur bie 
Hälfte der Strafe für den Fall eintritt, daß nad 
vorliegender Ueberzeugung die Beihädigung aus 
Unvorfichtigfeit gefchah ? 

Diefe Frage wird von 12 Stimmen bejaht, von einer 
Stimme verneint. | | 

77) Nimmt die Kammer den $. 56 an und überläßt 
fie in diefem Falle der Stautsregierung die Feſtſetz⸗ 
ung der firen Strafen ? 

Diefe Frage wird von 11 Stimmen gegen 2 bejahenb 
beantwortet. 

78.) Nimmt die Kammer den $. 59 an? 

Sämmtlihe Stimmen bejahen diefe Frage. 

79.) Befchließt die Kammer rüdfichtlid des $. 60 ber 
von der zweyten Kammer angenommenen Mobdiftcas 
tion beyzutreten ? i 

Bon 8 Stimmen wird biefe Frage bejaht, von 5 Stims 
men verneint. | 

80.) Soll es in Anfehung des F. 64, nad der von 
dem Herrn Negierungscommiffär in der erften Bes 
rathung gegebenen Erläuterung der Staatsregierung 
Überlaffen werden, auf das Schleifen noch eine 
befondere härtere fire Strafe zu feßen? 

81.) Soll am Schluffe diefes $. nach dem Worte „For ſt⸗ 
behbörde‘ ‚und resp Eigenthümer‘ einges 
fchaltet werben? | 

Diefe beyden Fragen werden einftimmig bejaht. 

82.) Nimmt die Kammer den $. 65 an? €‘ 

Einftimmig wird diefe Frage verneint. 

83.) Tritt die Kammer dem von der zweyten Kammer 
zu diefem $. gefaßten Beichluffe bey? 

Auf diefe Frage antworten 11 Stimmen mit 3a, 2.Stims 
men mit Nein. 

84.) Tritt die Kammer zu $. 67 dem Befchluffe ber 
zweyten Kammer darin bey, daß Statt dem Worte 
nfrifhe Meilerftätte” „unangewiefene‘ 
zu fegen fen? £ 





85.1 Senehmiget. die Kammer zu $..68 die in Dem Aus- 
ſchußberichte proponirte Einfhaltung der Worte 
—„oder ſolchen vor der Entdedung und je- 
denfalls binnen den erſten 24 Stunden 
zur Anzeige bringt‘? 
.. 86.) Nimmt die Kammer den $. 69 des Entwurfs an? 
Diefe Fragen (84, 85, 86) werden von. fünmtlichen 
Stimmen bejaht, 

87.) Genehmiget die Kammer die, in bem Ausfchuß- 
berichte zu $. 70, 71,:72, 73, 74, 75, 76, 78 
und in der Berathung zu $. 77 vorgefchlagenen firen 
Strafen? | 

12 Stimmen bejahen, eine Stimme verneint biefe 
Frage? Ä 

88.) Beichließt die Kammer zu $. 80 nach dem Bor: 
fchlage de8 Herrn Regierungscommiffärs eine fire 

‚ Strafe von 20 oder 235 fr. ? 

Diefe Frage wird von 12 gegen 1 Stimme verneint, 

89.) Genehmigt die Kanımer die andere in der Be 
rathung zu $. 80 vorgefchlagene Strafe von 1 fl.? 

Don 12 Stimmen wird diefe Frage bejaht, vhn einer 

Stimme verneint, | 

90.) Genehmigt die Kammer die andern Anträge des 
Ausſchußberichtes zu $. 70,72, 77, 78, 80 und 
81$ 


91.3 Nimmt die Kammer die $$. 79 und 82 an? 
92.) Nimmt die Kammer den $. 83 an? 
Fe drey Fragen (90, 91, 92) werden einftinmig be 
jaht 


jaht. 
93.) Genehmiget die Kammer. die, in dem Berichte 
des Ausfchuffes zu $. 84 und 85 vorgefchlagenen 
fixen Strafen und zu $. 85 angetragene Einſchal⸗ 
tung der Worte „mit Erfolg“? 
Diefe Frage wird von 11 gegen 2 Stimmen bejaht. 
94.) Nimmt die Kammer die $$. 86, 87. und 88 an? 
95.) Befchließt die Kammer, daß in $. 87 nad). dem 
Worte „zu verbüßen‘ noch zugefügt werde „und 
zwar in der Art, daß feine Arbeiten bey 
Berehnung der Beyträge zu den Gemein— 
beumlagen 3ter Klaffe den beytragspflid- 
tigen Befchädigten in Abrehnung ge: 
bracht werden‘? 

96.) Nimmt die Kammer die $$. 89 und 90, mit der 
zu $. 89 von der zweyten Kammer befchloffenen Ab» 
Anderung an? 





u 
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97.) Beſchließt die Kammer die Staatsregierung zu 
erfuchen, daß bey Abbuͤßung der Gefängnißitrafe 
eine größere Strenge, als bisher, angeordnet wer: 
den möge ? 

Auf diefe Fragen (94 bis 97) antworten fänmtliche 
Stimmen mit Ta. 

98.) Nimmt die Kammer den $. 91 unverändert an? 
12 gegen 4 Stimme verneinen diefe Frage. 

99.) Nimmt die Kammer dieſen $. in der Art an, 
wie in dem Berichte des Ausſchuſſes vworgefchlagen 
worden ift? 

Ginftimmig wird diefe Frage bejaht. 

100.) Nimmt die Kammer den von der zweyten Kam⸗ 
mer zu $. 91 votirten Zufaßartifel nebft der hinzu: 
gefügten Erklärung des Herrn Negierungscommiss 
färs an? 

Auf diefe Frage antworten 12 Stimmen mit Nein, 
eine Stimme mit Sa. 

101.) Befchließt die Kammer, daß,: neben den erhöbe- 
ten Pfandgebühren, den Waldfchügen Z der Strafe 
in den Fällen, wo die Strafe mehr als 3 fl. be 
trägt, zu belaflen fey? 

Diefe Frage wird von 11 Stimmen mit Nein, von 2 
Stimmen mit Ja beantwortet. 
102.) Will die Kammer die zu den einzelnen Artifeln 
befchloffenen Amendements und Zufage der Groß 
bergogl, Staatsregierung als bloße Wuͤnſche vors 
tragen | 
Die Kammer beantwortet diefe Frage einftimmig mit Sa. 

IV. Das Präfidium legt hierauf den Nachtrag zu 
bem die Tilgung der Staatsfchuld betreffenden 
Gefeßesentwurfe zur Berathung vor, und veranlaft, 
als hierüber nichts bemerft wird, fofort die Abftimmung 
durch Borlegung der Frage: | 

Wil die Kammer den Befchlüffen der zweyten Kammer 
beytreten ? 

Diefe Frage wird einftimmig bejahet, und die Sitzung 
für aufgehoben erflärt. 


» Beglaubigt: > 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


— 
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Siebenziafte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erften Kammer der 
Lanpftände, 


Darmftadt am 12ten Juny 1827. 


— — 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Prä— 
ſidenten. 


Anweſend: 

Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Herrn 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht. 
Der Herr Freyherr Riedeſel. Der Herr Ge— 
heime Staatsrath von Wreden. Der Herr Praͤ— 
lat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der 
Herr Staatsminiſter Freyherr du Thil. Der Herr 
Freyherr von Breidenſtein. 


I. Das Protokoll der Sitzung vom 7ten Juny, fo 
wie ein, auf den Nachtrag zu dem Gefege wegen Til 
gung der Staatsfchuld, insbefondere die Dotation ber 

taatsfchuldentilgungsfaffe betreffend, . ſich beziehendes 
Eommunicat an die zweyte Kammer werden vorgelefen 
und genehmigt. 
II. Das Prafidium veranlaßt, der Tagesordnung 
gemäß, die Abjtimmung : 

4) über den Gefeßedentwurf, die Ordnung bes 
gewöhnlihen Berfahrend bey den Stadt» und 


> 


Protofoll LXX. vom 12ten Juny 1827. 193 


Landgerichten in bürgerlichen Rechtsſtreitig— 
feiten betreffend. 
Das Prafidbium ftelt folgende Fragen: | 

a) Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus- 
fchufles, den Gefeßesentwurf im Ganzen an 
nehmen? | 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

b) Befchließt die Kammer, daß der Geſetzesentwurf 
in Bezug auf die Provinz Rheinheffen bis zur Ein- 
führung einer vollftändigen Givilprogeßordnung außer - 
Wirffamfeit bleibe? 

Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. Ä 

c) Nimmt die Kammer den Artifel 1 des Gefeßesent- 
wurfes an? . 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

dI Soll nad) dem Antrage des Ausfchußberichtes, und 
übereinftimmend mit dem Befchluffe der zweyten 
Kammer, dem Artikel zugefeßt werden : 

„Daß in dem Falle, wenn der Gegenftand des 
Streites 50 fl. und mehr betrage, der unterlies 
gende Theil auch in diejenigen Koften verurtheilt 
werben koͤnne, welche der Obſiegende durch die 
Zuziehung eines Öffentlichen Anmwaltes gehabt 
babe?’ 

Fuinf Stimmen verneinen, 6 Stimmen dagegen be 
jahen diefe Frage. | 

e) Will die Kammer zu diefem Amendement, der Groß- 
herzoglichen Staatsregierung noch weiter den Wunſch 
ausfprechen, daß eine Erftattung der Anmwaltsfoften 
in allen den Fällen, in welchen eine unſchaͤtzbare 
Sache, oder Renten, den Gegenftand des Rechts— 
fireites bilden, und die leßteren, zu Kapitalwerth 
angefchlagen , die Zinfen von 50 fl. Kapital errei- 
chen oder überfteigen, gefeglich ausgefprocen wers 
bes möge ? 

Bier Stimmen verneinen, 7 Stimmen dagegen be 
jahen biefe Frage. 

f) Soll diefes Amendement nod weiter einen Zufas 
Des Inhaltes erhalten: 

„Wohnt die fiegende Parthey nicht am Gerichts» 
orte, fo hat der Unterliegende die Koften des 
gegnerifchen Anwaltes auch dann zu erfegen, wenn 
das GStreitobject weniger als 50 fl. betragen 
follte 2 | 
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Eine Stimme bejaht, 10 Stimmen bagegen vernei- 
nen dieſe Frage. 

5) Sol ferner das, von der zweyten Kammer be 
ſchloſſene Amendement auf den Fall befchränft blei— 
ben, in welchem auch der unterkiegende Theil füch 
eined öffentlichen Anwaltes bedient hat? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

h) Befchließt die Kammer, daß jedem Benollmächtig- 
ten, welder, ohne öffentlicher Anwalt zu feyn, für 
einen Andern im Gerichte handle, eine Klage auf 
Einforderung der ihm verfprochenen Gebühren ges 
ftattet werben möge? | 

Diefe Frage wird mit 6 gegen 5 Stimmen verneint. 

i) Erflärt fi) die Kammer mit dem, von der zweyten 
Kammer zu dem dritten Saße des eriten Artifelg 
befchloffenen Amendement einverjtanden ? 

Die Kammer verneint diefe Frage einftimmig. 

k) Beſchließt dann bie Kammer, daß daffelbe auf eine 
Weiſe redigirt werden möge, welde dem, in dem 
Berichte des Ausfchuffes erfter Kammer, und in 
der Discuffion der zweyten Kammer entwickelten 
Sinne mehr entfpreche? 

Zwey Stimmen.verneinen, 9 Stimmen dagegen ber 
jaben biefe ‚Frage. 

) Nimmt die Kammer die 4 erften Säte des Artikels 
2 des Entwurfes an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. - 

m) Tritt die Kammer dem, in Beziehung auf. den 
5ten Satz dieſes Artifeld von der zweyten Kammer 
gefaßten Befchluffe in der Art bey, daß aus diefem 
Abfate nicht auch das entfernt werde, mas fich auf 
die Borlefung des Protofolles bezieht? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

n) Nimmt die Kammer den 6ten Sat des Artifels 
mit der, von ber zweyten Kammer befchloffenen, 
und von der Öroßberzoglichen Negierungscommiffion 
bereits genehmigten Abänderung an? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

0) Nimmt die Kammer den 7ten Sag des zweyten 

Artifels an? i 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

p) Erflärt fi) die Kanımer mit dem , zu dem zweyten 

Artikel von der zweyten Kammer befchloffenen Zus 


En 
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ſatze dann einverſtanden, wenn aus demſelben das 
Dort: „Beweisantretungen‘ weggelaffen 
wird? 
Zwey Stimmen verneinen, 9 Stimmen Dagegen bes 
Jahen diefe Frage. 
g) Sol auch das Wort: „Klagen“ aus dem Amen⸗ 
dement entfernt werden? 
Dieſe Frage wird. mit 6 gegen 5 Stimmen verneint. 
s) Will die Kammer dem dritten Artifel des — 
entwurfes ihre Zuſtimmung ertheilen? 
Die Kammer bejaht dieſe Frage — 
5) Bil die Kammer die Artikel 4, 5, 6, 7 „8 und 
9 des Gefegesentwurfes annehmen? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. er: 
t) Erflärt fih die Kammer mit denjenigen Modifica> 
tionen. einverfianden, welche von dem Ausfchuffe 
zwepter Kammer zu dem Artifel 6 vorgefchlagen, 
und von der —— Regierungscommiſſion 
genehmigt worden ſind 
Die Kammer verneint dieſe Frage mit 8 gegen 3 
Stimmen. 


u) Ertheilt die. Kammer, nach dem Anträge ihres 
Ausſchuſſes, dem von dem Ausſchuſſe zweyter Kam- 
mer zu dem ten Artifel vorgefchlagenen,, und von 
A Großherzoglichen Regierungscommiſſion nach— 
egebenen Amendement ihre Zuftimmung?® 
Diefe rage wird einſtimmig bejaht. - | 
y) Nimmt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus⸗ 
ſchuſſes, den Artikel 10, mit den von der zweyten 
Kammer befchlofienen, und der Großherzoglichen 
Regierungscommiffion genehmigten Amendements an? 
Zwey Stimmen verneinen, 9 Stimmen dagegen bes 
jahen dieſe Frage. 
w) Will die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes, den Artikel 11 des Gefeges mit dem dazu 
. von der zweyten Kammer votirten, und der Groß- 
herzoglichen Rgierungsconmiſſion gebilligten Amen⸗ 
dement annehmen? 
Dieſe Frage wird mit 9 gegen 2 Stimmen be jahend 
beantwortet. 
x) Befchließt die Kammer, den Artikel 12 des Ge⸗ 
ſetzesentwurfes in der, von der Großherzoglichen 
Regierungscommiſſion nachgegebenen Faſſung, und 
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unter Hinweglaſſung der Worte: „oder Geſin— 
de“ anzunehmen? 
Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 

y). Soll in dem Artikel 12 die Verpflichtung des Ge— 
richtsboten ausgeſprochen werden, in der Beſchei— 
nigung das Datum der Inſinuation mit Buchſtaben 
und nicht mit Zahlen aufzunehmen? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

2) Soll, uͤbereinſtimmend mit dem Beſchluſſe der zwey— 
ten Kammer, dem Klaͤger, welcher ſich durch einen 
Anwalt in dem —* vertreten laſſen will, die 

Verpflichtung auferlegt werden, bey der Anſtellung 
der Klage fein Borbaben anzuzeigen, und foll der 
Beflagte von dieſem feinem Vorhaben in der Ladung 
in Kenntniß gefetst werden, und fol ferner beftimmt 
werden, daß der Kläger dann, wenn er diefe Ans 
zeige unterläßt, und dieſe Unterlaſſung die Anfeßung 

—eines andern Termine zur Folge hat, die Koften 
des fruftrirten Termind zu tragen habe? 

Eine Stimme bejaht ,,. 10 Stimmen dagegen verneis 

nen diefe Frage. | 

aa) Nimmt die: Kammer, nach dem Autrage ihres 
Ausſchuſſes, die Artifel 13 und 14 des Entwurfes, 
mit den dazu von der zweyten Kammer votirten , 

‚und der Großherzoglichen Regierungscommiffion ge- 
nehmigten Amendements .an? | 

Die Kammer bejaht diefe Trage einftimmig. 
bb) Erflärt fid) die Kammer, nad) dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, mit dem Artifel 15 des Gefeges, fo wie 
mit den, von der zweyten Kammer dazu befchIoffe- 
nen und won. der Großherzoglichen Regierungscom- 
miſſion genehmigten Amendements einverftanden ? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 

cc) Nimmt die Kammer, nah dem Antrage ihres 
Auoſchuſſes ‚ ben Artikel 16 des Geſetzesentwurfes 
an? | Ä 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

dd) Befchlieft die Kammer, nad) dem Antrage ihres 
Ausfchufles, den Artifel 17, mit der dazu unter 
Genehmigung der Großherzoglichen Regierungscom— 
mifjion Yon der zweyten Kammer befchlofienen Aus⸗ 

dehnung, anzunehmen ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einjtimmig. 
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ee) Sollen, nach dem Antrage des Ausſchuſſes, die 
Artikel 15 und 17 fo, wie der Artikel 16, foweit 
fid) derfelbe auf das Ausland bezieht, nad dem 

Wunſche der Großherzoglichen Staatsregierung für 
en Rheinheffen noch zur Zeit fuspendirt 

eiben & ER ——— 
Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 
. FI) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus— 
ſchuſſes, den Artikel 18 des Gefegegentwurfeg an? 
Fuͤnf Stimmen. bejahen, 6 Stimmen dagegen. ver 
neinen diefe Fraggg. R 

83) Beſchließt dann die Kammer, den. Artifer nur jo 
anzunehmen, daß die Eingangsworte: „Die Ber: 
fügungen’” bis „Anwendung’ aus demfelben 
weggelaffen werben, und der Eingang des Artikels 
etwa die Faffung erhält: 9 

/Wenn der Beklagte freywillig mit dem Klaͤger 
rn Gerichte erfcheint, fo werden die Fehler ꝛc. 
geheilt? " = 

Bier Stimmen verneinen, 7 Stimmen dagegen. be 
jaben diefe Frage. i —8 

hh). Verſagt die Kammer, nach dem Anträge ihres 

Ausſchuſſes, dem zu dieſem Artikel von der zwehten 
Kammer befchloffenen Zufate ihre Zuftimmung? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 

ii) Nimmt die Kammer den Artifel 19 in der Art an, 
daß flat: „„eine gebetene zweyte Erfire 
ckung“ geſetzt werde: „eine gebetene weitere 

Erſtreckung“? lern 

Die Kammer befaht diefe Frage einſtimmig. 

- kk) Befchließt die Kammer, daß der Inhalt des Ar: 
tifel8 pos. 2, foweit ſich derfelbe auf den 
41 5ten Artikel bezieht, gleich diefem Artifel, 
für die Provinz Rheinheſſen noch zur Zeit fuspen- 
dirt bleibe? | * —— 

Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

11) Iſt die Kammer der Anſicht, daß auch eine erſte 
Friſterſtreckung nicht ohne einige Beſcheinigung uͤber 
das Daſeyn eines phyſiſchen oder moraliſchen Hin— 
derniſſes zu bewilligen ſey? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 

mm) Will die Kammer den Artifel 20 des Entwurfes 
mit dem Dazu von ber zweyten Kammer befihloffenen 
Amendement annehmen? 

Diefe Frage wird einflimmig bejabt. 
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0) St die Kammer der Meinung, daß das in -die- 
fem Artikel vorkommende Wort: „vorlaͤufig“ 
zur Vermeidung eines ſonſt moͤglichen — 
niſſes, gegen das Wort „alsbald“ oder „z u⸗ 
vor“ vertauſcht werden moͤge? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 

00) Nimmt die Kammer, nad dem Antrage ihres 
-Ansfchuffes , den. Artikel 21, mit der. dazu in Vor⸗ 
ſchla gebrachten, und von der zweyten Kammer 
“genehmigten Modification, fo wie mit, dem dazu 
beſchloſſenen Zuſatze an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 
pp) Soll. die, Staatsregierung erſucht werden, Die 
FE iekfamteit des fich auf. den Artifel 17 beziehenden 
Schlußſatzes diefes Artikels, „gleich dem. Artifel 17 
felbft, für die Provinz Rheinheifen ne eingſweilen 
au ſuspendiren? | 
Dieſe Frage wird einftimmig bei abt. * 

49) Sol der Großherzoglichen Staatsregierung der 
Wunſch ausgeſprochen werden, daß bey der defin i⸗ 
tiven Redaction des Artikels diejenige Berichtigung 
vorgenommen werden moͤge, welche das, ſich auf 
die ſchriftliche Einreichung der Klagen ꝛc. beziehende, 
und zu dem zweyten Artikel beſchloſſ enen —— 
ment nothwendig mache? Tat 

Die Kammer be jwht biefe: Frage einftiminig.‘ 

er) Wil die Kammer der Großherzoglichen Staats- 
regierung überhaupt den Wunſch ausfprehen, auf 
die von den Ständen befchloffenen Amendements bey 
der Nedaction aller einzelnen Artikel, auf deren 
Inhalt fie von Einfluß find, zur Bermeidung mögs 
Bart Mißverſtaͤn dniſſe und Widerſpruͤche, die ge⸗ 

| eign nete Rüdficht zu nehmen? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. __ 
ss) Nimmt die Kammer den Artifel 22 des Geſetzes— 
entwurfes, unter dem Borbehalte der Pape etwa zu 
befchließenden Modificationen, an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

tt) Soll der Staatsregierung der Wunſch ausgefpro- 
hen werden, den Artikel dahin abzuändern, daß 
die gegen ein Contumacialerfenntniß nachzufuchende 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand, nur auf 
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gehoͤrige Beſcheinigung eines ‚vorhanden gemwefenen 
pafiien oder moralifchen Hinderniſſes zu ertheilen 


ey | — 
Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 
uu) Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus— 
ſchuſſes, den Artifel 25 des Entmwurfes mit dem 
Dazu von der zweyten Kammer befchloflenen Zufaß: 
artikel annehmen? | 
Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 
vv) Nimmt die Kammer den Artikel 24 an? 
Diefe Frage wird einfiimmig bejaht. 
ww) Will die Kammer den Artifel 25 mit den, von 
der zweyten Kammer befchloffenen, und von der 
Großherzoglichen Staatsregierung bereits genchmig- 
ten Modificationen und Zufägen ‚annehmen ? 
Bier Stimmen bejahen, 7 Stimmen dagegen verneis 
nen dieſe Frage. | | 
xx) Bil dann die Kammer den: Artikel in der Art 
“annehmen, daß der Beklagte in allen Fällen, den 
Fall der bloß den Gerichtsitand ablehnenden Ein- 
rede ausgenommen, angemwiefen werde, mit feinen 
fogenannten dilatorifchen oder progeßbindernden Ein 
reden jederzeit die eventuelle Einlaſſung auf die 
Klage zu verbinden ? 
Vier Stimmen verneinen, 7 Stimmen dagegen be 
jahen diefe Frage. j 
yy) Nimmt die Kammer, nad) dem Antrage ihres Nuss 
fchuffes, den 26ten Artikel, mit dem, von der zwey— 
ter Kammer dazu vpotirten Amendement, an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
zz) Will die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus- 
fchuffes, den Artikel 27 des Entwurfed, mit der 
von ber zweyten Kammer dazu befchloffenenr Modi— 
ftcation annehmen? 
Die Kammer bejaht diefe Frage einflimmig. 
aaa) Will die Kammer zu diefem Artifel weiter be- 
fehliegen, daß in denfelben die Beftimmung: „die 
wegen mangelnder Inftruction um Anfe 
Bung eines anderen Termins bittende 
Partbey muß in der Regel die Koften des 
‘fruftrirten Terming tragen’, aufgenommen 
werden möge ? 
Eine. Stimme verneint, 10 Stimmen dagegen bejas 
ben diefe Frage. 
Heft V. d. Verhandl. d. erft. Kamm. 1897. J 
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bbh) Erflärt fih die Kammer. mit dem Inhalte der 
Artifel 28 und 29 einverftanden ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

cc) Wil die Kammer, nad) dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes , den Artifel 30 des Entwurfes mit dem von 
der zweyten Kammer dazu votirten Amendement in 
der Vorausfegung annehmen, daß der in der pos.2 
des Artifels enthaltene, und von der Großherzogl. 
Negierungscommiffion bereits zugeflandene Redac— 
tionsfehler verbeflert, und das Amendement auch 
auf die pos. 4 des Artifeld bezogen werde? 

Diefe Frage wird einjtimmig bejaht. 

. ddd). Will die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus: 
fchuffes, die Artifel 31 bis 34 gleichfall8 annehmen? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einjtimmig. 

eee) Erflärt fi die Kammer, nach dem Antrage ih- 
res Ausfchuffes, mit dem Snhalte der Artifel 35, 
36, 37, 38 und 39, fo wie mit den, zu den Ar 
tifeln 35 und 38 von der zweyten Kammer votirten 
Amendements einverftanden ? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

ff) Hält die Kammer die weitere Anordnung zu dem 
38ten Artifel für räthlich, daß die den Beweis an- 
tr.tende Parthey die Beweiszeugen fofort mitzu> 
bringen habe? 

Die Kammer verneint dieſe Frage einftimmig. 

sgg) Ertheilt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausfchuffes, dem Artikel 40 ihre Zuftinmung, wenn 
die darin ausgefprochene Verpflichtung der Partheyen 
zur Unterfchrift des Protofolles weggelaſſen, und 
der Nichter darin verpflichtet wird, fich vor ber 
Vereidigung der Zeugen über ihre individuellen Ver 
hältniffe zu verläffigen ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. | 
hbh) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausfchufles, die Artifel 1, 42, 43 und 44, auf 
fchtießlich der, in dem Ausfchußberichte zweyter 
Kammer bezeichneten. Stelle des 44ten Artikels an? 
Diefe Frage wird einjtimmig bejaht. 

iii) DBefchließt die Kammer, daß auch der, in der 
dieffeitigen Geſetzgebung zuläffige Beweis zur Ber 
minderung eines Meinerdes abgefchafft werden möge? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 


) 
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kkk) Will die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus— 
fchuffes, den Artifel 45 des Entwurfes in der, von 
der Großberzoglichen Regierungscommiffion anges 
tragenen Faſſung, jo wie mit dem, von dem Aus- 
fchuffe dazu vorgefchlagenen Zufage annehmen ? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einjtimmig. 

1) Nimmt die Kammer die Artikel 46, 47, 48, 49 

und 50 unverändert an? rt 
Diefe örage wird einftimmig bejaht. 

mmm) Will die Kammer den Artikel 51 des Entwur: 
fe8 mit der von dem Ausſchuſſe vorgefchlagenen, 
und von der Großherzoglichen Regierungscommiſſion 
nachgegebenen Ermäfligung der Appellationsfumme 
auf 25 Gulden Hauptforderung ohne Zinſen und- 
Koften annehmen ? | 

Bier Stimmen verneinen, 7 Stimmen. dagegen be> 
jaben dieſe Frage. 

nnn) Befchlieft die Kammer, uͤbereinſtimmend mit 
dem Befchluffe der zwepyten Kammer, daß in Inju— 
rienfachen, wenn nicht Aftimatorifch geklagt wird, 
die Appellation ohne den, feither in Starfenburg 
und Oberheſſen gewöhnlichen Eid geftattet werde? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

000) Iſt die Kammer der Meinung, daß. gegen ein, 
ans dem Grunde der Incompeten, gefälltes, ab— 
weifendes Erfenntniß, ohne Rüdficht auf die Ap— 

ellationsfumme, die Berufung an den höheren 
ichter zu geftatten ſey? ——— 
Die Kammer verneint dieſe Frage einſtimmig. 
ppp) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
| gi Sfchuffes, den Artifel 52 mit der, von dem Aus: 
ſchuſſe zweyter Kammer vorgefchlagenen, und von 
der Großherzoglichen Regierungscommiſſion nachge- 
gebenen Abänderung an 
Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

qgd Soll in einem Zufage zu dem Artifef 52 ver 
ordnet werden, daß das Untergeriht, im alle 
einer Berufungsanzeige, nach Ablauf von drey Wo⸗ 
chen, die Driginalaften an das höhere Gericht mit 
einem Begleitungsberichte bey Strafe dann einfen- 
den folle, wenn innerhalb diefer Frift der Appellant 
nicht erklärt, daß er die Berufung nicht fortfegen 

wolle? — 
Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 
| 2 


. 





433 Heft 9% 


rrr). Coll dieſe Beſtimmung auch fuͤr die Provinz 
Rheinheſſen, fuͤr welche der Artikel 52 nach dem 
Einfuͤhrungsgeſetze ſuspendirt erſcheint, in Wirk 
famfeit_treten 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

sss) Befchlieft die Kammer, nach dem. Antrage ihres 
Ausfchuffes, den Sat 8 des Artifeld 2: de: — 
entwurfes anzunehmen? 

Diefe Frage wird einſtimmig bejaht. 

ter) Will. die Kammer, nach dem Anträge Ihres Aus: 
ſchuſſes, dem Artifel 53 des Gefegesentwurfes ihre 
Zuftimmung ertbeilen? 

Die Kammer bejaht diefe Frage mit. 10 gegen eine 
Stimme, " 

unu) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, die Artifel 54,55, 56, 57, 58 und 
59 an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

vv) Erflärt fih die Kammer ‚. nad) dem Antrage ih⸗ 
res Ausſchuſſes, mit dem Artikel 60, ſo wie mit 
dem, von der zweyten Kammer dazu votirten, und 
von der Großherzoglichen erugecommiſſion ge⸗ 
nehmigten Zuſatze einverſtanden? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 


www) Nimmt die Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, „die Artifel 61 und 62 und zwar ben 
letsteren in der Art an, daß darın von der vorge 
fchriebenen Aufftellung und Vorlegung eines beſon⸗ 
deren status causae abſtrahirt werde? 
Diefe Frage wird einjtimmig bejaht. | 
xxx) Will die Kammer, nad) dem Antrage ihfee s Aus⸗ 
ſchuſſes, die Artikel 63, A 65, 60, 6A, 8, 69 
und 70 gleichfalls annehmen? | 
‚Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 


yyy) Srtheilt die Kammer, nah dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes, dem Artikel 71, mit. dem. dazu von ber 
zweyten Kammer befchloffenen Amendement, fodann 
deu Yrtifeln 72, 73 und 74 ihre Zujtimmung ? 
Diefe, Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 
222) Nimmt die Kammer Die Artikel 1 und 2 des 
Geſetzesentwurfes über Die Einführung. der Stadt 
und Yandgeridtsordnung an? 
Diefe drage wird einftimmig bejaht. 


— na a +72 
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aaaa) Sol, uͤbereinſtimmend mit dem Befchiuffe der 
zweyten Kammer, die Großberzogliche Staatsregie- 
tung erfucht werden, durch eine tranfitorifche Ver: 
fügung die Forrbehandlung der bereits gerichtlich 
anhängigen Rectsfachen, nach den Beſtimmungen 
des neuen Gefeßes, mit dem eintretenden Zeitpunkte 
deffen gefetlicher Wirffamfeit, zu verordnen? 


Die Kammerbejaht diefe Frage einftimmig, u >, 
6 es a "eh einzelnen 

Artikeln des Geſetzesentwurfes beſchloſſenen Amens 

dements als bloße Wuͤuſche vorzutragen ohne von 

deren —————— des Geſetzes ſelbſt 

—— —— — 

Dieſe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

9) — en Geſetzesentwurf, die A ———— 
lichen Verfahren ‚in, buͤrgerlichen Rechtsſa— 
chen bey den Untergerichten in den Provin— 
zen Starfenburg und Oberheſſen betreffend. 

Das Praͤſidium ſtellt folgende Fragen: 

a) Nimmt die Kammer den. Artikel 1: des Gefeßes- 
entwurfes mit dem dazu von der zweyten Kammer 
beſchloſſenen Zuſatze an ? d 
Dieſe Frage wird einſtimmig mit, Ja beantwortet. 
eb) Nimmt die Kammer den zweyten Artikel in der 
non dem Ausſchuſſe zweyter Kammer — 
il Song: jedoch mit Nücficht auf, den Autrag 
vo Hihres Ausihufesrn am di.) his 
Diefe Frage wird einftiimmig bej aht. 
c) Will die Kammer den Artikel 3, in der, von dem 

Ausſchuſſe, im Eimverftändniffe mit Großberzogli- 

cher Negierungscommiflion , vorgeſchlagenen, ver: 
aͤnderten Faſſung, ſo wie auch. die Artifel 4 und 
Be SE Soli = SU. ARTE TEE RN ee FA 
Die Kammer bejaht diefe Frage einjtiimmig. 

‚IU. Der Secretär der Kammer verlieft das, von 
ibm fofort entworfene, auf die Befchlüffe diefer Sitzung 
fich beziehbende Communicat an Die zweyte Kammer 

Daffelbe erhäft die Genebmigung der Kammer und 
das Praͤſidium erflärt die Sitzung für aufgehoben. 

a Beglaubigt:.. ’- .. Wit. 


L Fa 2a at Er 5 
Graf Yfenburg. Riedeſel. rend. v. Wreven. 
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Ein unß fiesengiäfte Sisung 


in dem Sitzungsſaale der erſten —— der 
| Landſtande. | 


Daruſtadi am asien. Suny isrn 


Unter dem Borfige be Herrn! erfen dns 
| Feten * 


Anweſend: | J 
Des Herrn — erbagee — Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht. 
Der Herr Freyherr Rie deſel. Der Herr Geheime 
Staateratb von Wreden. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Ares. Der Hear 
wirkliche Geheime⸗ Rath Freyherr von Wiefen— 
‚hätten, „Der Herr ee von Breibenfeit, 


Nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des 
Protokolls der vorigen Sitzung legt 
I. das. Praͤſidium der Kammer die neuen Eingaben 
vor, Sie beftehen 
19 in einem, den Schluß des Landtags betreffen⸗ 
den Erlaſſe des Geheimen Staatsminiſteriums. 
Die Kammer refolvirt diefe Eingabe ad acta. 
2.) in mehreren — der zweyten Kammer. 
Dieſelben betreffen 
a.) bie Anſchaffung der ſtaͤndiſchen Verhandlungen 
fuͤr die kandes⸗ und Provinzialkollegien ꝛ⁊c. ) 


*) Siehe die Verhandt. der zweyten Kammer ver Landſtände. 
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b.5) den: Antrag des Abgenrbneten Herrn: König, 
ven Höchiter Klofterfond betrefend.”). | 
Die Kammer reſolvirt dieje beyden Eingaben ad acta. 
u 26) den Antrag der Abgeordneten Herren König und 
Beder um Verwendung für die Bezirfe Breuberg und 
Gladenbach, wegen erlittenen Schadens durch. Ueber: 
ſchwemmung und Magelfchlag.*) ee 

Der Herr Freyherr von Breibenftein bemerft, 
daß eine Verhandlung der hoben. Kammer über dieſe, 
won: der zweyten Kammer nicht genehmigte Motion, 
auch: wen fie. für -die Anficht ‘der Herrn Proponenten 
günftig ausfallen ſollte, doch für dieſesmal zu feinem 
Reſultate führen koͤnne, da die Zahlider Geſchaͤfte, wel: 
che bis zu: dem, in dem oben ‚vorgelegten. Miniiterialer: 
laſſe beftimmten Schluffe des Landtages noch zu erledigen 
Fey, eine Recommunication mit: der zweyten Kammer, 
und eine weitere Berhandlung dieſer letzteren durchaus 
unmoͤglich mache. F ar AT 
Die Kammer erklärt fih mit" dieſer Anficht- einver⸗ 
fanden, und beſchließt demgemäß, die Motion der Ab: 
geordneten Herren Beder und Koͤnig  Tedigkich zu "den 
Acten zu nehmen. «© .} 3 4, 41 wald 

d.) einen Erlaß der Großherzogl. Staatsregierung 
in Bezug auf. den Antrag des Afgeorbneten Herrn El- 
wert, Die Vebernahme der Unterhaltung von 
biRKheindammſchleuſſen auf die Staatsfaffe 
betreffend, *99. a \ 3 AL E | — 

Das Praͤſidium eröffnet hierauf, mit der Bemer- 

fung, daß das sub 1.der Eingaben vegiftrirte Schreiben 
des Geheimen Staatsminifteriums eine genuͤgende Ber: 
anlafung enthalte, Aberall, wo dieß ohne Nachtheil für 
die Behandlung der Gefchäfte ſelbſt gefchehen koͤnne, von 
der gevoͤhnlichen Gefchäftsorbnung abzumeichen, die Dies 
cuſſion Aber die vorliegende Eingabe und ed bemerft 

ber Herr Freyherr Riedeſel: Er-erlaube fih, ala 
früherer Referent des Ausſchuſſes, über den Antrag des 
Abgeordneten Herrn Elwert, die Erläuterung zu geben, 
daß Die, in dem vorliegenden Erlaffe des Geheimen 
Staatsminiſteriums enthaltene Forderung nur ald eine 
nothwendige Folge der, in Beziehung auf die Motion 


*) Siehe die Verhandl. der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. 
**5) Deßgleichen. 
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des Herrn Abg. Elwert uͤberreichten, und von der Staats⸗ 
regierung genehmigten, gemeinſchaftlichen Petition er⸗ 
ſcheine, daß alſo der. Beytritt zu :deri, von der zweyten 
Kammer. für die Erhaltung der 8 Rheindammſchleuſſen 
votirten Bewilligung wohl keinem gegruͤndeten Anſtande 
unterliegen koͤme. — ——— 
Da keine weitere Bemerkung erfolgt, ſo ſtellt das 
Praͤſidium ſofort die Frage: ey : 
Bewilligt die Kammer, in Lebereinftimmung mit dem 
Befchluffe-der. zwepten. Kammer, für: vie Erhaltung 
von 8 Rheindammfchleuffen. in dem Landrathsbezirke 
Dornberg die Summe von 7000 Gulden? ir 
welche die Rammer einſtimmig mit Ga beantwortet: :..- 
„1 14,8 werden mehrere. Vortraͤge erſtattet. oc 
Es referirt er Da wnrler.. » u 9] 
4) der, Heer: Kanzler: Arens, im Namen des zwey⸗ 
ten. Ausſchuſſes, bloß, mündlich, ber Den. Geſetzesent⸗ 


mwurf, daS aufjerordentlidhe Berfahren inden 
zur. Competenzder Friedensgerichte in Rhein 
beffen verwiefenen,. nein perfönliden und 
Mobiliarſachen, welche auf. feiner erecutorir 
[den Urfusde beruhen, betreffend, indem er. be 
1112. 4 | 3 ES Tr a fl 467, J 

Der Geſetzesentwurf wegen des auſſerordentlichen 
Verfahrens in (bürgerlichen Rechtsſachen habe nach der 
Eigenthuͤmlichkeit der rheinheſſiſchen Gerichtsverfaſſumg 
und Executionsweiſe fuͤr dieſe Provinz; nur mit Moiw 
fientionen Anwendung finden koͤnnen. Der vorliegexde 
Gejegesentwurf, welcher in gleicher Tendenz mit jevem 
lediglich die Normirung der ‚für Rheinheflen : nothwendi⸗ 
gen Abänderungen zum Zwecke habe, fen in der Berath⸗ 
ung der. zweyten Kammer nicht. nur nicht beanftondet, 
fondern. von den rheinheſſiſchen Deputirten fogar durch 
den Wunfch‘ unterſtuͤtzt worden, derſelbe moͤge, wenn 
auch die uͤbrigen, das Verfahren bey den Untergerichten 
betreffenden Geſetzesentwuͤrfe ſuspendirt blieben dennoch 
fuͤr die rheinheſſiſchen Gerichte Guͤltigkeit erlangen. Auch 
der Ausſchuß dieſer hoben Kammer habe in dem Geſetze 
feinen Punkt auffinden koͤnnen, welcher eine Nichtan—⸗ 
nabme oder Abänderung deſſelben wuͤnſchenswerth made, 
und koͤnne deßhalb, in Uebereinftimmung mit dem Ber 
ſchluſſe der zweyten Kammer, nur darauf antragen, dem 
Entwurfe, jo, wie er von der Staatsregierung vorges 
legt fey, die Zuſtimmung zu ertheilen. - 
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Das Praͤſidium eröffitet hierauf, mit Beziehung auf 
feine yızw den Erlaſſe der Großberzogl. Staatsregierung 
in Bezug auf den Antrag des Abgeordneten Herrnu El— 
wert gegebene Erklärung die Discuſſion Kber dem Gegen⸗ 
ſtand des fo eben erftatteten Vortrags, und ſtellt, ad 

feine Bemerkung verfolgt, jofort die Frage: 7 U 

Ertheilt die Kammer z_naly! den’ Antrage’ des Aus⸗ 

ſchuſſes, dem Geſetzekennwutfe, das aufſerordentliche 
Verfahren in den zur Competenz der Friedensgerichte 
Ain Rheinheſſen verwieſenen, rein perſoͤnlichen und 
Mobiliarſachen, welche auf keiner executoriſchen Ur⸗ 
kunde beruhen betreffend’) ihre Zuſtimmung? vn») 
Die Kammer beantwortet dieſe Frage einſtiuumig mit Bas, 
Es referirt hierauf ferner nd „ann ) nadnarhrzu! 
FINDER Herrn Grafen zu Erbady - Schönberg Er⸗ 
laucht, im Namen des dritten Ausfchirfes, blohß muͤnd⸗ 
lich⸗ das Geſuch des Haͤndels maͤnns Georg 
Dael zu Mainz, um Zinſenzahlung und defi⸗ 
nit ive Uebernahme eines victorſtiftiſchen 
Ka dran 00 Omen nun ꝛo fr 

Derſelbe entwicelt ſehr wollftäindig denn Inhalt des 
Gefuchesy und der daruͤber in der zweyten  Kommmer ge⸗ 
pflogenen Verhandlungen, und bemerkt, daß der — 
der zweyten Kammer, welcher den Gegeuſtaud der Peti⸗ 
tion! der bisher vollklommen vorwurfsfreyen Chaͤtigkeit 
der) Staatsregierung” empfohlen wiſſen wolle ebon deß⸗ 
halb auf die enehmigung der hohen Kammer wohl keint 
Anſpruͤche zu machen haben werde. m Aa 

Bey der hierauf eroͤffneten Discuſſion! bemerkt 

des Herrn Grafen zu Soͤlms⸗La ua ch Erlaucht: 
Eine Empfehlung an die Staatsregierung im Fällen, in 
welchen Die” Thaͤtigkeit derſelben bis dahin nichts zu win 
ſchen uͤbrig gelaſſen habe, enthalte, wenn Auch‘ Feine 
Schmeicheley oder einen” unbegruͤndeten Vorwurf, doc) 
utzens⸗ etwas Ueberfluͤſſiges, und Töne alſo in fo 
ferne nur dazu dienen den Werth des ſtaͤndiſchen Pers 
tionsrechtes herabzuſetzen. ao 

Daoa kteine weitere Bemerkuug erfolgt, "ferftellt das 
Praͤſidium ſofort die Fragen: DD md men 

a.) Wil die Kammer "den! Geſuche des Petenten Folge 
EV ‚geben ?ii< ar Ant; MG Id Pnnnumdis 19 
Die Kammer beantwortet dieſe Frage Leinſtimmige mit 
Reiter 4 

"BY Tritt dann die Kammer dem Beſchluſſe der zwey⸗ 
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ten: Kammer bey, die Staatsregiernng: zu. erfuchen, 

in ihren thätigen Bemühungen zur Beendigung ber 

fraglichen Angelegenheit fortzufahren ?. 
Die Kammer verneint diefe Frage einſtimmig. 

Es xeferirt hierauf: 

3.) der Herr Praͤlat Schmidt, Namens des deitfen 
Ausſchuſſes, bloß muͤndlich uͤber die Beſchwerde 
des Pfarrers: Aauman le Mieshuerfeb- 
ung betreffend, . 

Derfelbe referirt fehr. Solftändig den Inhalt der 
über bie fragliche Beſchwerde bis dahin: gefammelten Ac- 
ten, und ‚trägt, mit Beziehung auf. die: in: der. zweyten 
Kammer entwidelten, gegen. das Geſuch des Petenten 
fprehenden Gründe, darauf an, demfelben ;, in Leber: 
einſtimmung ‚mit dem Veſchluſſe der zweyten Rammer, 
keine Folge zu geben. 

Das Praͤſidium ſtellt, da bey der ſofon ‚eröffneten 

Discuſſion feine: Bemerkung ‚erfolgt, die Fragen 1s: 

Will die Kammer, in. Uebereinftimmung mit Dem Be 
fchluffe der zweyten Kammer, die Beſchwerde des Pe⸗ 

tenten auf ſich beruhen laſſen? 

Kammer beantwortet diefe Frage enfimmig. ber 

jahend. 

IH“ Das Präfidium eröffnet die Beratbung.- Ä 
4.) über. ben. Geſetzesentwurf, das Verfahren 
bey den Mittel» und Dbergerihten in: bürger 
lichen Rechtsſtreitigkeiten betreffend. | 

Es bemerkt zu Artikel 1 des Entwurfes: -. 

der Herr Kanzler Arens: Die hohe Kammer werde 
um ſo mehr dem Antrage des Ausfchußberichtes zu dem 
vorliegenden Artikel beyzuſtimmen Urſache haben, als 
fie das demfelben zu Grunde liegende, und von der Ar 
ſicht des Goſetze 8 über: die Anwendung ber- 'Eventual 
maxime abweichende Princip bereits in ihrer Abſtimmung 
zu Artikel 25 des Geſetzes uͤber die Ordnung des Ber 
—— bey den Untergerichten als das richtige erkannt 

abe. 

Der Herr Freyherr von Breibenkein: Die Con⸗ 
ſequem in den Befchlüffen der hohen Kammer erfordere, 
daß: ſelbſt diejenigen Mitglieder. derfelben ,„ welche bey 
der Abftimmung über den Artikel 25 des Entwurfes der 
Untergerichtsordnung mit der Anficht des Geſetzes nicht 
uͤberein geſtimmt haͤtten, ſie nunmehr bey Beurtheilung 
des vorliegenden Artikels ebenfalls zu Grunde legten. 
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Der Umſtand, daß der Chicane durch das ſchrbftliche 
Verfahren der Obergerichte 8* einer· lareren Anwendung 
der Eventualmaxime ein noch weiteres Feld geoͤffnet 
werde, als bey dem bloß mündlichen Verfahren der: ins 
tergerichte,, mache: die von ihm hervorgehoͤbene Ruͤckſicht 
doppelt empfehlenswerth.. 32 
Zu Artikel 6 bemert 5309-31... Bemanza 
der Here Kanzler "Mren ss gwr@rlänterung:: des 
von dem Ausſchuſſe zweyter Kammerezu Dieſem Artikel 
vorgeſchlagenen Amendements, erlaube er ſich eine kurze 
Bemerkung: Wach den 68. 121 und 422 des juͤngſten 
Reichsabſchiedes finde eine unheilbare Nichtigkeit im Pro⸗ 
ceſſe Statt, wenn in persona jüdicis Aut partiuum Aut 
inisabstantialibus processus ein Mangel enthalten ſey. 
Die Befchwerde aus diefer Nichtigkeit, 'weldhe gemein 
rechtlich 30 Jahre dauere, habe Die Verordnung vom 8. 
Maͤrz 1815 in die gewoͤhnliche Friſt der Fatalien eins 
geſchraͤnkt/ damit’ nicht der Nachlaͤſſigkeit und der ‚Chi 
cane Mittel "gegeben würden, veraltete und laͤngſt verr 
geffere Prozeſſe wieder: aufleben Taffen zu koͤnnen. 
Dieſe für: Die Nechtöftcherheit: der Partheyen aͤuſſerſt 
wohlthaͤtige Beſtimmung bezwecke das Amendement der 
zweyten Kammer aufrecht zu” halten, und er glaube, 
als Meferent des Ausſchuſſes, dieſes Amendement ber 
hohen Rainmer um ſo mehr zur Annahme empfehlen! 
men, als es wirklich eine Art von Widerſpruch mit 
ſich fuͤhren werde, wenn man auch bey dieſem Rechts: 
mittel das Abwarten der Berufung von dem Enderkennt⸗ 
niſſe zulaffen wolle.. —— m ko 
Der Herr Freyherr Riedeſel: Das fatale: der 
Nichtigkeitsbefchwerde beginne aber fuͤr eine Parthey doch 
wohl erft dann feinen Lauf, wenn derſelben Die befchwes 
rende gg irt worden feg 7 0 Norlomd 
Der Herr Kanzler Arens: Dieß' ſey allerdings in 
allen‘ Fällen wahr/ in welchen die" Parthey nicht einen 
Specialbevollmaͤchtigten oder Generalmandatar zur voll 
ftändigen Nechtöwertretung beftellt habe.’ Bey der Inſi⸗ 
sination an dieſen, beginne ber Lauf einer Berufungs⸗ 
oder. Befchwerdefrift eben fo wohl, als’ bey der Inſinua⸗ 
tion an die Parthey felbft. 227 a re 
2 Zw Artifel 7 bemerft u rn 
‚oder Herr Kanzler Arens: Der bisher in der 
Praris üblich geweſene privilegirte Gerichtsſtand der 
mitleidswuͤrdigen Perſonen, gruͤnde ſich lediglich auf die 
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a0 Terra nude, wen; 


falſche Interpretation einer Stelle des roͤmiſchen Rechtes, 
amd; feine. Aufhebung; muͤſſe daher als. eine, dem wahren 
Sinne ber‘ Geſetze entſprechende — angeſehen 
werden. — 
11. Bey der; hierauf folgenden, Dieruffion über Diez von 
der zweyten Kammer zu der Abtheilung B. des Geſetzes⸗ 
entwurfes beſchloſſenen Zuſatzartikel erfolgt uͤber den 
erſten und: zweyten derſelben keine Bemerkung. 1; 
| Bu Dem. dritten Zufabartifel ‚bemerft ee 

der ‚Herr "Kanzler, Arnd; In der Negel ADerde 
eine € Beweisführung erft: durch ein :Bemweisinterlocut: ner: 
anlaßt. Nach den Beſtimmungen des juͤngſten Reichs⸗ 
abſchiedes koͤnne dieſelbe indeſſen auch ſchon früher -um- 
sernomment: werben“ und dieß ſey der Fall des fogenanur 
ten :anticipirten Beweiſes. Ein ſolcher anticipirter Be 
weis habe aber unter andern Nachtheilen auch den seiner 
Annuͤtzen Meitkänfigfeit und Verzoͤgerung der ' Verhand⸗ 
Sügen;,: denn wenn er auch wor ſo vollſtaͤndig ausge⸗ 
fallen ſey, ſo koͤnne doch ein definitives Urtheil nm deß— 
willen nicht erfolgen, weilindd) eine Friſt zum Gegen- 
heweiſe offen gelaſſen werben muͤſſe. Eine Abſchneidung 
Des unticipirten Beweiſes auch bey den Mittel— und 
Sboergerichten werde daher ſehr wohlthaͤtig wirfens u; 
73 Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Dem Br 
ſchluſſe der hohen Kammer zu dem Entwurfe der Unter 
gerichtsordnung gemäß; ‚werde auch bey: den Mittel⸗ 
uud; Dbergerichten die en PR — Biete 
wegfallen: muffen,. : 

Zu den Sufagartifen 4 bis erfoig feine, Beme⸗ 

7 TS: 25 2 Y% A} V 

Zu dem Bufeiiartifek 8: —— 
—der Herr Freyherr von — Der 
henefcium nondum deducta‘; deniscendi. ‚et; nondum 
probata. probandirhetzeffende Zufassantifel habe aflerdinge 
eine ‚Tendenz ,.meib ber. er ſich vollkommen einverſtanden 
erkläre, - Denn die Appellation duͤnfe, ſeiner Anſicht nad, 
nur die Natur einer Reviſion haben, und dem Appellan⸗ 
ten feine, Gelegenheit geben, verſaͤumte und verſpaͤtete 
Rechtsgruͤnde nachguholen , wie dieß Durch. das oben: er⸗ 
wähnte beneficium nad) dem. jüngften- - Reichs abſchiede 
offenbar geſchehen ſey. Indeſſen glaͤube er fuͤr den vor: 
liegenden Zuſatzartikel doch um deßwillen nicht ſtimmen 
zu duͤrfen, weil er hier, wo ed allein Darauf ankomme, 
das Here: ber, Mittels -und-Obergerichte abzuäubern, 
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ſo weit es fidy mit) dem Berfahren: ber. Untergerichte nad) 
der neuen. Yandgerichtsordnung: nicht vereinigen laſſe, 
offenbar: nicht an feiner. Stelle fey. 12:0. > 
Der Herr Kanzler Arens: Die Richtigfeit ber 
Bemerfung des Herrn Freyherrn von Breidenftein, daß 
der Antrag auf Aufhebung des beneficium nondunt de- 
ducta dedücendi et nondum probäta Be hier nicht 
ganz an feinem Platze ſey, koͤnne er wicht in Abrede 
ftellen. Indeſſen ſey der fragliche Antrag allein’ durch 
das Beduͤrfniß, -in der Praxis eine beftimmte Norm 
über etwas zu erhalten, was bisher nur fehr ſchwan⸗ 
tend behandelt worden ſey, veranlaßt worden, und er 
fönne, wie er glaube, um fo eher die Genehmigutig der 
hohen Kanmer in Anfpruch nehmen, als ein fpateres, 
Die Mitte‘ > und Obergerichtsordnung volftändig regu- 
lirenbes Geſetz von einer, wie der Herr Freyberr von 
Breidenftein ſelbſt anerkannt babe, ſehr wohlthätigen 
Berbefferung auf feinen Fall abweichen werde. 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er wolle 
in ber, von dem Herrn Kanzler bervorgehobenen Rüd; 
ficht fi) zwar nicht weiter gegen die Annahme des ach— 
ten Zufaßartifels. ausfprechen, jedoch.die Bemerkung im 
Protofolle ‚niederlegen, daß. der jetzt über den Inhalt 
des fraglichen Artikels zu faffende Befchluß bey der Priü- 
fung einer fpäter zu erwartenden, aus allgemeinen Ge— 
fihtspunften ‚abzufaflenden und zu beurtheilenden voll- 
ftändigen Mittel: und Obergerichtsordnung auf feinen 
Sal hindernd im Wege ftehen werbe. 


Bey ber hierauf folgenden Berathung über die Ar- 
tifel 8, 9. und 10 des Geſetzes erfolgt: feine Bemerkung. 
Das Präfidium ſchließt Daher die Discuſſion und 
veranlaßt fofort die Abftimmungnüber diefen Gegenftand 
durch Borlegung: folgender Fragen: P— 
a) Nimmt die Kammer den Artifel 1 des Geſetzesent⸗ 
wurfes, fo, wie er von der Staatsregierung vor- 
gelegt worden ift, an? ; 
Die Kammer verneint diefe Frage einflimmig. 
) Iſt dann die Kammer der Meinung, daß der In⸗ 
halt diefes Artikels nach den Örundfägen zu modi— 
ficiren -fey:, welche von: der erften Kammer in ihrer 
Abſtimmung zu dem. Zäten Artikel; ber Untergerichts- 
ordnung aufgeitallt worden find®:  , 2 1m 
Diefe Frage wird einftimmig bej aht. 


! 
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c) Nimmt die Kammer den Artifel.2. de8 Entwurfes 
in der, von der gweyten Kammer, auf den: Antrag 
ihres Ausſchuſſes, befchlofjenen veränderten Rebac- 

- tion: an? 
Die Kammer bejaht dieſe Frage einftimmig. 

g) Sollen die Artikel 3 und 5 in die Abtheilung B 
des Entwurfed aufgenommen, und. der vierte Arti- 
-fel mit dem von der zweyten Kammer dazu vorge 
fchlagenen Zuſatze angenommen werden ? 

Diefe Frage wird einſtimmig mit Ja beantwortet. 

e) Nimmt die Kammer die Artifel 6 und 7, mit der 
von der zweyten Kammer ad Artifel 6 Beicplafenen 
Mopification, an? Ä 

Die Kammer bejaht diefe Frage einſtimmig. 
f.) Nimmt die Kammer die von der zweyten Kammer 
zu ber Abtheilung B befchloffenen Zufagartifel an? 
Sämmtlihe Stimmen bejahen diefe Frage. 
ed) Wil die Kammer zu dem dritten Zufaßartifel des 
Geſetzes weiter beſchließen, daß auch der Beweis 
— — eines Meineides abgeſchafft werden 
moͤge 
Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

h) Nimmt die Kammer die Artikel 8, 9 und 10 be 
Entwurfes, mit dem zu Artikel 8 von ber zweyten 
Kammer votirten Zuſatze an? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einſtimmig. 
i) Faßt die Kammer dieſe Beſchluͤſſe unter dem Vor⸗ 
behalte, daß dadurch der Berathung uͤber die noch 
zu erwartende vollſtaͤndige Mittel» und Rergericht⸗ 
ordnung nicht vorgegriffen werben ſolle? 
Diefe Frage wird: einftimmig. mit Sa beantwortet. 
| Das Präfidium eröffnet hierauf 

2) die Berathung. über die. Anträge der. Abgeord- 
neten Herrn Gerich, Gail und Schuͤtz, auf Abande 
rung mehrerer Punkte Des —— 
ungsgeſetzes. 

Es bemerkt 

des Herrn Grafen zu ——— Lanub ach Erlaucht: 
Der erſte Theil des Antrages gehe dahin, daß in Zu— 
kunft nicht der Bauwerth, ſondern der wirkliche Werth 
der Gebäude, bey Beſtimmung der Beytraͤge zur Brand 
kaſſe, und der Entfchädigung aus derfelben, zu Grunde 
gelegt werden möge. Hiernach wärden von Zeit zu Zeit 
Retarationen der Gebäude nöthig feyn, und ed unter 
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liege, - feiner Anficht: nach, keinem Zweifel, daß nicht 
bloß dieß, fondern überhaupt eine firengere Controle bey 
Veranlagung. des Werthes dev Gebäude, als fie bis⸗ 
her Statt gefunden habe, winfchenswerth erfcheine. Denn 
es eriftire zwar ein Brandverfiderungsgefe, 88 werde 
aber dennoch zu der Öffentlichen Brandkaſſe⸗ wie dieß 
die Erfahrung Iehre, mehr, als zu irgend einer Privat: 
aſſecuranz contribuirt. ie 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Eine nothwendige 
Volge der von dem Herrn Grafen zu Solms » Laubach 
gebilligten Retarationen muͤſſe die ſeyn, daß die Gebäude 
mit jeder neuen Abfchägung im Brandfataiter herunter⸗ 
geſetzt wuͤrden, daß alſo bey dem Abbrennen eines ſchon 
laͤngere Zeit aſſecurirten Gebaͤudes, die zu fordernde 
Entſchaͤdigung leicht hinter dem Werthe der für die Ver⸗ 
fiherung ſelbſt bezahlten, oder für einen etwaigen Wie: 
beraufbau des abgebrannten Haufes erforderlichen Sum⸗ 
men zuräcbleiben könne. — Auch -befomme ber. Gredit 
durch ſolche, etwa alle 5 Sabre wiederfehrende Retaxa⸗ 
tionen einen bedeutenden Stoß, indem der Werth der 
Hypotheken, mit jeder Herabjegung des Werthes der 
Gebäude für die Brandverfiherungsanftalt, ebenfalls 
herabfinfen muͤſſe. LIRE Lese Ma KR 

Des Herrn Örafen zu Solms⸗Laubach' Erlaucht: 
Die periodiſchen Retaxationen feyen nur beftimmt , um 
ben Werth der Gebäude für die Brandfaffe auszumitteln. 
Der Werth der Hypotheken ftehe- damit in. feinem uns 
mittelbaren Zufammenhange. Er eriftire vielmehr durch: 
aus unabhängig von den fraglichen Tarationen,. und 
richte ſich jederzeit Iediglich nach dem gewöhnlichen Kauf: 
werthe der Gegenftände, welchen der Glaͤubiget zu feir 
ner Befriedigung erhalte, einerley, ob die Tarationen 
für die Brandfaffe hoch oder niedrig ausgefallen feyen. 
Daß im Falle des Abbrennens der Gebäude bey immer 
wiederfehrenden Netarationen eine geringere Entfchädi- 
gungsjumme gegeben werde, als zu der Zeit der Hypo⸗ 
thefenbeftellung,, koͤnne dagegen nichts entſcheiden, weil 
das Abbrennen als bloßer Zufall zu betrachten, ie Mig- 
lichkeit deffelben alfo bey Tarirung des Werthes der 
nn im Allgemeinen nicht in Anfchlag zu brin— 
gen fey. 2 

Der Herr Freyherr NRiedefel: Die Käufer ‘der 
verbppothecirten Gebäude würden aber auf die Art und 
MWeife, wie ein Haus im Brandfatafter angeſetzt ſey, 
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bey Beſtimmung derKaufſumme eine bedeutende Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen „and: in ſo ferne werde der Werth der Hy⸗ 
pothefen durch einen; herabgejegten Anfchlag derfelben 
im Brandfatajter :allerdings Direct vermindert. 2 
+ Deg Herrn Örafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Dex wahre Srebit werde, feiner Anſicht nach, gerade im 
Gegenthaile dadurch erhoͤhet werden, Daß man nach ber 
Art, wie ein Gebäude im Brandfatafier angeſetzt fey, 
auf den wahren Werth deſſelben mit Sicherheit ſchließen 
könne, : Würden die Gebaͤude dagegen zu hoch tarirt, 
oder die Taxationen nicht in Gemaͤßheit des verminder⸗ 
ten Werthes der Gebaͤude herabgeſetzt, fo. verlaſſe ſich 
ein vernünftiger Creditor auf die Anſaͤtze im Brandka— 
taſter nicht, und trage eben deßhalb größere Bedenklich⸗ 
feit, auf ein aſſecurirtes Haus, als auf eine, vollſtaͤn—⸗ 
Sicherheit gewaͤhrende Hypothek, ein Kapital zu 
eihen. ». te af u 17 
Der Herr Geheime Staatsrath yon Wreden: In- 
dem er fich, mit der Anſicht des Herrn Freyherrn Ried— 
efel einverfianden erkläre, bemerfe er nur noch, daß es 
nicht raͤthlich erfcheine, die, Örundprincipien von. Ger 
fegen, wie das Brandverficherungsgefeg, nad ganz Fur 
zem Beftehen wieder abzuändern oder aufzuheben. . 
Der Herr Freyherr' von Breidenſtein: Daß 
das Brandverficherungsgefeg an Grundfchäden leide, ſey 
wohl:nicht in Abrede zu ſtellen. Namentlich ftelle ſich 
der darin - angenommene Maapftab der Beyträge, der 
Baumerth der: Gebäude, als vollkommen unrichtig bar. 
Denn der. Werth eines Gebäudes Fünne hoch feyn, und 
die Gefahr des Abbrennens defjelben, welche Doc in, 
- einem’ Brandverficherungsgefeße eine ganz vorzüglice 
Ruͤckſicht abgeben muͤſſe, aͤußerſt entfernt liegen. Dieß 
ſey z. B. bey ſteinernen Haͤuſern der Fall, und eben ſo 
bey Haͤuſern mit Blitzableitern ꝛc. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Der zweyte, die Nebenkoſten der Brandverfiherungs 
beyträge betreffende Antrag der Herrn Proponenten 
fönne,. ald auf eine bloße Nechnungsvereinfachung. ger 
richtet, wohl. feinem gegründeten. Anftande unterliegen. 
Der Herr Geheime Staatsrat von Wreden: 
Der dritte Antrag der Herren Proponenten .betreffe die 
allerdings etwas Boch fcheinenden Befoldungen des Per: 
fonals ‚der Brandverfiherungscommiffion, und koͤnne 
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deßhalb mit Recht der Staatsregierung zur Prüfung 
empfohlen Yverden.. 

Bey dem vierten Antrage: bagegen, baß Semand, 
der fein Mobiliarvermögen im Auslande verfichern wolle, 
die Anzeige davon nicht auf Stempelpapier zu feßen 
habe, habe der Ausfhuß, in Uebereinftimmung mit dem 
Befchluffe der zweyten Kammer, auf. eine Nichtannahme 
antragen zu muͤſſen geglaubt. - 

+ Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo ſchließt das 
Prafidium die Discuffion über: Diefen Gegenftand, und 
a fofort die Abftimmung durch Borlegung der 

ragen: Ä 

a) Erflärt fi) die Kammer, nach dem! Antrage ihres 
Ausſchuſſes, mit den Befchlüffen der zweyten Kam⸗ 
mer, fo weit diefe fi auf den erften, zweyten und 
— Punkt des Antrages beziehen, einverftian- 
den? 

Die Kammer bejaht dieſe Frage einftimmig. 

b) Befchließt die Kammer, joviel den dritten: Punft 
der Motion betrifft, nach dem Antrage ihres Aus⸗ 
fchuffes® 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet. 

Das Präfidium eröffnet hierauf die Berathung 

3) über den Antrag des Abgeordneten Herrn Schwarz, 
mit der polytechniſchen Schule zu Darmftadt 
einen Unterricht für Baubhbandwerfer zu ver 
binden. Ä 

Es bemerkt der Herr Freyherr Niedefel: Wolle 
man dem Antrage ded Herrn Proponenten Folge geben, 
fo würden, da die Handwerker som Lande fich in der 
Pegel aus eigenen Mitteln nicht zu erhalten im Stande 
feyen, nicht bloß eine neue Ausgabe für die Erweiterung 
der polytechnifchen Schule, fondern auch eine Bermilli- 
gung für den Unterhalt der anfzunehmenden Bauhand- 
werfer erforderlich werden. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Ein Ge 
werbsmann, welcher feine Nahrung finden wolle, habe 


fhon darin einen hinreichenden Grund, für die möge 


lichſte Vervollkommnung feiner Gefchiclichfeit zu forgen, 

und zugleich hänge es von jedem, welcher einen Zim- 

mermann oder Maurer gebrauchen wolle, ab, die Ar 

beiter auszuwählen, von welchen er die befte und zweck— 

mäßigfte Arbeit erwarten dürfe. Aus dieſen Gründen 

werde man um fo weniger Urfache haben, die Staats⸗ 
Heft V. d. Verhandt. d. erſt. Kamm. 1897. | 
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regierung mit Wünfchen zu behelligen , deren Erfüllung 
ihre Thätigfeit offenbar von weit wichtigeren, ihrem 
eigentlichen Wirfungsfreife angemefjeneren Beichäftigun- 
gen abhalten muͤſſe. | 

Der Herr Gcheime Staatsrath von Wreden: Zu 
den bisher angeführten Gründen fomme noch der, daß 
man das Emporfommen und die. Ausdehnung der poly: 
technifhen Schule, welde ja, ihrer eigentlichjten ‚Des 
fimmung nad, auch die Handwerke umfafle, nicht über: 
eifen dürfe. Der wefentliche Unterricht für Handwer—⸗ 
fer, wie Mobelliren, Zeichnen ıc. werde in derſelben 
fhon jest ertheilt, und wenn dieß auch nicht in ber 
Bollftändigfeit, wie in größeren Stäbten gefchehe, fo 
abe man doch auch bier feinen Grund, an einem teten 
— zum Beſſeren und Vollkommeneren zu zwei⸗ 
feln. Die Stadt Darmſtadt habe erſt kuͤrzlich erhoͤhete 
Beytraͤge zur polytechniſchen Schule und die Anſtellung 
eines neuen Lehrers an derſelben beſchloſſen, und ſo 
koͤnne man es ruhig der Zeit uͤberlaſſen, da nadzubel- 
fen, wo eine gefetliche Beſtimmung zwar ſchneller, aber 
vielleicht weniger zwectmäßig wirken, und auf jeden Fall 
größere Aufopferungen in Anfprud nehmen werde. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, jo ſchließt das 
Praͤſidium die Discuffion und ftellt fofort die Frage: 

Will die Kammer, nad) dem. Antrage ihres Aus— 

fchuffes, die Motion des Herrn Abg. Schwarz auf 

fi beruhen laſſen? 
welche einftimmig bejaht wird. 

Das Praͤſidium eröffnet hierauf 

1) die Discuſſion über die Propofition der Groß 
berzoglichen Staatsregierung die Debung der Kan 
wirtbichaft betreffend. nr 

Es bemerft | 

ber Herr Freyherr Niedefel: Die zweyte Kammer 
babe, obgleich die Verwilligung diefer hohen Kammer 
für die vorliegende Propofition 10,000 fl. betrage, den⸗ 
noch die von ihr votirten 5000 fl. in die gemeinfchafts 
liche Adrejfe wegen des Staatsbudgets aufgenommen, 
indem ſie von der irrigen Vorausfegung ausgegangen 
fey, daß eine Berwilligung von 10,000 fl., die von 
5000 fl. ftillfchweigend in fich fchließe. 

Indeſſen fey eine fo geringe Berwilligung, daß der 
beabfichtigte Zweck dadurch nur fehr ımvollftändig, oder 
gar nicht erreicht werden fönne, eben fo gut ald gar 
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feine, und die hohe Kammer koͤnne deßhalb, wenn fie 
nur 10,000 fl. als für den Zwed der Staatsregierung 
genügend erachte, dem Befchluffe der zweyten Kammer 
recht wohl ihre Zuftimmung verjagen. 

Der Herr Kanzler Arens: Da bereits ein Sahr 
der laufenden Finanzperiode verfloffen und das auf 3 
Jahre berechnete Bedürfniß der Staatsregierung auf 
diefe Weiſe um ein Drittheil vermindert fey, fo erjcheime 
die von der zweyten Kammer bewilligte Summe von 
5000 fl.. weniger unangemeſſen. — Die hohe Kammer 
koͤnne ſich deßhalb mit dem Befchluffe der zweyten Kam: 
mer vielleicht vereinigen, und vderfelben durch die Auf: 
nahme ‚der bisher entwidelten Gründe nur bemerflich 
machen, daß ſie allerdings Motive habe, bey ihrer frü- 
heren Anficht ftehen zu bleiben, daß fie fich aber aus der 
von ihm bervorgehobenen Rudfiht und um einer Ver- 
einigung der beyden Kammern, fo weit eine folche mit 
ihren Grundſaͤtzen und ihrer wahren Ueberzeugung ver: 
einbar erfcheine, nicht im: Wege zu ſtehen, bewogen ge- 
— habe, bey ihrem erſten Beſchluſſe nicht weiter zu 

eharren. 

„Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Sollte 
eine Verwilligung von 5000 fl. zu Hebung der Lands 
wirtbichaft auch Ahr Die Zeit von zwey Sahren zu gering 
erjcheinen, fo fünne die Staatßregierung dadurch einen 
Ausweg finden, daß fie die Verwendung des Geldes zu 
feinem Zwede auf die Zeit von einem Sahre befchränfe. 

Da feine weitere. Bemerkung erfolgt, fo ftellt das 
Prafidinm:fofort die Frage: - mw 

Will die Kammer nunmehr dem Befchluffe der zweyten 
Kammer beytreten? 
welche von einer Stimme verneint, von 8 Stimmen 
Dagegen bejaht wird. - 

IV. Der Secretaͤr der Kammer verlieft fünf, von 
ihm fofort entworfene, auf die fünf erften in der heuti- 
gen Sitzung gefaßten Befchlüffe fih beziehende Commu— 
nicate an Die zweyte Kammer. ' 

Sie erhalten die Genehmigung der Kammer, und 
das Präfidium erflärt die Sitzung für aufgehoben. 


| Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Nievefel. Arens. v. Wreden. 
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Zwey und fiebenzigfte Sikung 
in dem Sitzungsſaale der erſten Kammir der 
Landſtaͤnde. er 


Darmſtadt am 15ten Juny 18277. 
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Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. Des Herru 
Grafen zu Erbahb- Schönberg Erlaubt. Des 
Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt. 
Der Herr Freyherr Riedeſel. Der Herr Geheime 
Staatsrat von Wreden. Der Herr Prälat 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der Herr 
wirkliche Geheime Rath Freyherr von Wieſen huͤt—⸗ 
ten. Der Herr Freyherr von Breidenſtein. 


I. Die Protokolle der vorigen Sitzung und der Si— 
gung vom 11ten Suny, ferner drey, auf den Antrag 
des Abg. Herrn Schwarz, mit der polgtechnifchen Schule 
zu Darmftadt einen Unterricht für Bauhandwerfer zu 
verbinden, auf die Propofition der Staatsregierung, Die 
Hebung der Yandwirthichaft betreffend, und auf den Anz 
trag der Abg. Herrn Gail, Gerih und Schü wegen 
Abanderung des Brandverficherungsgefeßeg ſich beziehende 
Communicate an die zweyte Kammer, ſo wie der Ent— 
wurf einer einſeitigen Adreſſe an die Staatsregierung, 
ben $. 12 des Finanzgeſetzes, und die von der zweyten 
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Kammer einſeitig beſchloſſene Transfexirung der Gehalte 
einzelner Staatsdiener auf andere Zweige der Staats 
verwaltung .betreffend,: werben. vorgelefen und genchmigt. 

II. Es werben mehrere. Borträge erftattet. 

Es referiert 5, © 
2. 9) der. Herr. Geheime Stantsrath von Wreden, im 
Namen des dritten: Ausichuffes, über die Petition der 
Gießer Metzgerzunft, die Abgabe den Fleiſch— 
pꝓpfennige betreffend: *) 
Das Präfidium eröffnet fofort , mit. Beziehung auf 
den, in der letzten Sigung eingefommenen Erlaß des 
Geheimen Staatsminifteriums, die Discufion über den 
vorliegenden Gegenftand, und ſtellt, da berjelbe feine 
Bemerkung veranlaßt, die Frage: 

Will die, Kammer dem — der zweyten Kammer 

beytreten? ur 
Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet... 
| Es referirt fodann 
DD des Herrn Grafen zu Solms - Roͤdelheim Er⸗ 
laucht, im Namen des dritten Ausſchuſſes, bloß muͤnd⸗ 
lich, über das Geſuch des Erbleibmüllers Hein 
rich Rühl von Homberg an der Ohm, Entſchaͤ— 
a für den aufgehobenen Miüblbann. be⸗ 
treffend 

Derſelbe entwickelt ſehr vollſtaͤndig den Inhalt der 
Petition ‚und ber über dieſelbe bis dahin erwachſenen 
Acten, und trägt, geftüßt auf die in dem Ausfchußbe: 
richte der: zweyten Kammer ‚enthaltenen Gründe, darauf 
an, in Uebereinftimmung mit dem Befchluffe der zwey— 
—* Kammer, dem Geſuche des Petenten keine Folge zu 
geben. er 
©. Bey der von dem Praͤſi bium fofort eröffneten Dies 
euffion bemerft.. 

der Herr, Ärepherr Riedefek: ‘Er erfenne zwar 
die Richtigkeit: der, Alnficht, ‚welche der Herr Berichtser- 
ftatter fo eben entwidelt habe Er: glaube aber, daß 
man, obgleich für den Petenten rechtlid Fein Anlaß. zu 
einer Beichwerde oder zu den, von ihm geftellten Ge: 
fuche vorliege, dennoch die Staatsregierung, mit Rüd- 
ficht auf die unverfchuldet unglüdliche Lage deffelben, um 
einen. Pachtnachlaß auf. .diefelbe Weife erſuchen koͤnne, 
wie. dieß auf. dem vorigen Landtage in Beziehung auf 
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zwey ehemalige Bannmuͤller aus: dem Hinterlande ge⸗ 
heben fey, und zwar um fo mehr, als die in diefer 
Hinficht geitellte Adreffe in: dem Yandtagsabjchiede von 
1824 eine güujtige Nefolution gefunden habe. - 

Des Herrn Örafen zu Solms⸗Laubach Erlaudt: 
Der Ausſchußbericht enthalte allerdings: Gründe, dem 
Beichluffe der zweyten Kammer. beyzutreten. Aber auch 
er müfle es. bedauern, wenn dem Gefuche des Petenten 
gar feine Folge gegeben werben koͤnne. Die Aufhebung 
der Banngerechtfame durch das Gefeß von 1818 habe 
nach Berfchiedenheit der Localität in den verfchiedenen 
Füllen mehr oder weniger Härte enthalten, aber zumei- 
len einzelne der früher Berechtigten in eine wahrhaft 
ſchreckliche Lage verfest. Die Berechtigten müßten. die 
Abgaben, für welche ihnen ihre Leihe garantirt fey, 
unverändert fortentrichten, und zum Zwede der Ent— 
ſchaͤdigung für die verlornen Gerechtfame fey ihnen, nad) 
der Inftruction von 1819, die Weifung zu Theil ges 
worden , ſich mit den einzelnen Pflichtigen contradicto- 
rifch auszugleichen. 

Diefe Art der Ausgleichung ſey aber aͤußerſt Foft- 
fpielig und führe häufig nur dann zu einem Refultate, 
wenn das ganze Vermögen der Berechtigten verproceflirt 
ſey. Nicht zu verwundern erfcheine es defhalb, wenn 
von manchen Bannberechtigten, mie namentlich vom 
Petenten, um Einhalt des Ausmittelungsverfahreng, 
welches nad) der Art der Inſtruction von 1819 auf gar 
feine. feſte Bafis geftüßt fey, feldft gebeten. werde. 

Des Herrn Grafen zu Solms⸗Roͤdelheim Er 
taucht: Die unglücdliche Lage des Petenten, fo wie mans 
her andern Bannberechtigten, fey auch in den Verhand- 
lungen der zweyten Kammer anerfannt worden. Es 
frage fi) aber nur, ob diefe ungünftige Lage von den 
Bedingungen begleitet fey, durch welche eine ftändifche 
Verwendung allein gerechtfertigt werben koͤnne, d. h. ob 
ber Bittfteller formelle Unrecht erlitten habe, und. nas , 
mentlidy ob das Geſuch deffelben, fo: wie es -geftellt ſey, 
zu einer Empfehlung an die Staatsregierung geeignet 
erfcheine. Diefe Frage müffe aber jedenfalld: verneinend 
beantwortet werden. Das! Verfahren der Regierungs— 
behoͤrde ſey den reglementären Borfchriften durchaus an- 
gemeffen, und dem Wunfche des Petenten koͤnne man 
Ihon um deßwillen nicht gut willfahren, weil in diefem 
Halle fämmtliche, noch nicht entſchaͤdigte Bannberechtigte 
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bes Großherzogthums auf eine gleiche Begunftigung An⸗ 
ſpruch zu machen haben würden. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudıt: 
Er muͤſſe bedauern, daß die Eingabe der vorliegenden 
Petition nicht früher erfolgt ſey, indem diefelbe alsdann 
zu einer, die Entfchädigung der ehemaligen Bannberech- 
tigten und insbefondere den Nachlaß eines Theiles ihres 
Pachtgeldes bis zu vollendeter Ausmittelung ihrer Ge- 
rechtjame, betreffenden Motion PVeranlaffung gegeben 
haben würde. 

Der Herr Freyherr Niedefel: Ein ähnlicher Wunfch 
ſey von den Ständen fihon auf dem vorigen Yandtage 
ansgefprochen worden, ohne daß berfelbe zu einem er; 
fennbaren Refultate geführt habe. Vielleicht Eönne es 
“ aber dazu beytragen, eine größere Beruͤckſichtigung dies 
ſes Wunfches, und der darauf im S. 50 des Yandtage- 
abjchiedes von 1824 erfolgten Refolution durch die 
. Staatsregierung zu veranlaflen, wenn man derfelben 
die vorliegende Petition in der oben von ihm vorges 
fchlagenen Weife empfehlen wolle. 

Der Herr Kanzler Arens: Ueber den Geift ver 
Verordnung von 1318 fey fchon auf dem vorigen Fand» 
tage fo viel gefprochen worden, daß er eine jede weitere 
Bemerfung über diefen Gegenitand für überflüflig halte. 
Allerdings babe diefelbe, ohne gleichzeitige Feftfeßung 
einer Entfchädigung, jura quaesita vernichtet, aber fie 
fiege nun einmal vor, bie unglinftige Lage, in welche 
der Bittfteller verfegt fey, erfcheine nur als ihre noth- _ 
wendige Folge, und eine Entfcheidung über das Gefud) 
werde deßhalb, feiner Anficht nach, um fo weniger anı 
dere, als der Befchluß der zweyten Kammer ausfallen 
fönnen, als nad Artikel 81 der Berfaffungsurfunde 
Einzelne fi) nur dann an die ftändifchen Kammern zu 
wenden berechtigt feyen, ‚wenn fie fid) auf eine unredt- 
liche oder unbillige Art in ihren individuellen Intereſſen 
verletzt hielten, und fie zugleich alle gefeglichen und ver: 
faffungsmäfligen Wege, um Abhülfe ihrer Befchwerden zu 
erlangen, vergeblich eingefchlagen hätten, Bedingungen, 
welche bey dem Petenten offenbar nicht vorhanden feyen. 
Denn eine Empfehlung feines Geſuches, fo wie ed vor- 
liege, an die Staatsregierung erfcheine nach dem Weſen 
defielben, an fich als durchaus unftatthafl. Es koͤnne 
alfo höchftens eine Verwendung in der, von dem Herrn 
Freyherrn Riedeſel vorgefchlagenen Weife Statt finden. 
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Hier frage. e8 ſich aber weiter, ob denn „die 
zahllofen Bitten‘, weldhe der Petent an das Ge— 
heime Staatsminifteriuns gerichtet zu haben behaupte, 
auch wirklich von der Art gemwefen feyen, daß die höchfte 
Behörde denfelben habe willfahren fönnen, und nament— 
lich ob diefelben gerade einen Nachlaß am Pachtgelde 
zum Gegenftande gehabt hätten, fo daß auf diefe Weife 
den Erforderniffen des Artifeld 81 der Berfaffungsurs 
funde, fo weit derfelbe in Beziehung auf den Borwurf 
ftändifcher Verwendungen voraufgehende vergebliche Ver— 
fuche, um auf dem gewöhnlichen gefeglichen Wege Ab: 
hilfe zu erhalten, vorausfeße, bey der Empfehlung des. 
Petenten zu einer Nemiflion am Pachtcanon Genüge 

eleiftet fey. — Er wifle wenigſtens aus zahlreichen Bey- 
pielen, daß das Geheime Staatsminifterium in Fällen 
einer fchwierigen Ermittelung des Werthes von verlor- 
nen Banngerechtigfeiten, bis zur Vollendung des Ge— 
fchäftes, den hilfsbedürftigen Intereſſenten fehr leicht 
einen Nachlaß an ihren Feiftungen geftattet habe, ſobald 
diefelben nur mit genügend unterftügen Bitten bey dem 
Staatsminifterium eingefommen feyen, und in Diefer 
Beziehung fey auch Die, auf dem vorigen Yandtage eins 
gereichte Adrefle Feineswegs ohne Erfolg geblieben. Ei— 
nen Grund, weßhalb gerade dem Petenten, fobald fich 
derſelbe mit einer Bitte um Remiſſion an das Minis 
fterium des Innern gewandt hätte, eine Erleichterung 
— worden ſeyn ſollte, koͤnne er ſich wenigſtens nicht 
denken. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Eine Unterſtuͤtzung der durch Aufhebung der Bannge- 
rechtfame benachtheiligten Müller erfcheine um fo mins 
fchenswerther, als auf diefem Landtage allein aus Grüns 
den der Billigfeit, eine bedeutende Summe verwilligt 
worden ſey, um den Anfprüchen der Frohndpflichtigen 
in den Souveränitätslanden, ohne Verlegung der Bes 
rechtigten, Genüge zu Ieiften, die Anfprüche der ehema— 
ligen Bannmüller aber auf Erleichterung bis zu erfolg- 
ter Ausmittelung ihrer Entfchädigung, wie er wohl bes 
baupten dürfe, durch Gründe der Gerechtigkeit unter- 
ftügt würden. Verwillige die Staatsregierung den letz— 
teren in dieſer Beziehung einen Nachlaß am Pachtgelde, 
fo laſſe fibh der dadurd im Domanialeinfommen entfte- 
en Ausfall, feiner Anficht nach, fehr wohl recht- 
ertigen. 
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Der Herr Frepherr von Breidenftein: Indem 
er fich mit der Anficht des Herrn Kanzler vollfommen 
einverftanden erfläre, bemerfe er nur, ob es nicht wihrt- 
fehenswerth ſey, die Befchlennigung der Ausmittelung 
des Werthed der Mühlbanngerechtfane der Stantsregies. 
rung wiederholt zu empfehlen. Nach dem Landtagsab- 
ſchiede von 1824 habe man in diefer Beziehung ein beffe- 
red Nefultat erwarten dürfen, ald daß, welches ſich bie 
dahin ergeben habe. Die NRüdftände vieler ehemaligen 
Bannberechtigten, weldhe nun zum Theile bereits acht 
Sabre lang, ohne die geringite Entfhädigung für: den 
Verluſt ihrer Gerechtfame, ihre alten Abgaben fortent- 
richten müßten, vergrößerten fich mit jedem Sahre, und 
eine Lage, wie.die, welche der Petent gefchildert habe, 
fey demnach nichts Ungewoͤhnliches. ! 

Das Einzige, was möglicher Weife gegen die viel- 
fältigen Befchwerben der ehemaligen Bannberechtigten 
über einen folchen Zuftand angeführt werden koͤnnte, fey 
etwa der Umftand, daß in der Zeit, in welcher ihnen 
die Gerechtfame verliehen worden feyen, die eingebann- 
ten Ortfchaften nar halb fo groß und fo bevölfert ale 
jet gewefen ſeyen, der damalige Werth des Bannrech- 
tes alfo auch nur halb fo viel, als gegenwärtig. betra- 
gen habe. Allein diefer Umftand koͤnne Theils nicht zur , 
Sprache fonmen, weil das Recht, fein Umfang möge 
früber fo gering gewefen feyn als er wolle, zur. Zeit 
der Aufhebung im Jahre 1818 einmal eriftirt habe, Theils 
würde derfelbe auch nur bey Ausmittelung der Größe 
der Entfchädigungen, nicht aber bey Beſtimmung der 
Zeit, innerhalb deren man die Beendigung des Aus- 
mittelungsgefchäftes erwarten dürfe, von Gewicht feyn. 

Der Herr Kanzler Arens: In Beziehung auf: die 
Aeufferung des Herrn Freyherrn von Breidenftein, daß 
der Zuftand der ehemaligen Bannberedhtigten fi) durch 
die Fortdauer der alten Xaften nach Aufhebung der Bann- 
gerechtfame fortwährend verfchlimmere, müffe er feine 
frühere Bemerkung wiederholen, daß von dem Geheimeit 
Staatsminifterium vielen Berechtigten, welche darum 
angehalten und ihre hülfsbedürftige Lage nachgewiefen 
hätten, bis zu vollendeter Ausmittelung der Entſchaͤdi— 
gung, ein angemefjener Nachlaß am Pachtgelde verftattet 
worden, aljo in fo ferne dem $. 50 des Yandtagsab- 
fchiedes von 1824 allerdings entfprochen worden fey. 

Des Prinzen Emil von Deffen Hoheit: Der 


21 Seeft V. 


Grund ‚ welcher ven Antrag des Ausſchuſſes diefer hoben 
‚Kammer motivirt habe, dem Befchluffe der zweyten Kame 
mer beyzutreten, beruhe auf dem Artifel 81 der Ber- 
faffungsurfunde, nad, welchem eine ftändifche Verwen— 
dung für Einzelne bey der Staatsregierung nur dann 
Statt finden fülle, wenn die Intereſſen derjelben auf 
unbillige oder unrechtliche Weife verlegt fegen. Hiernach 
erjcheine allerdings ein Befchluß auf Berwerfung der 
Petition vollkommen gerechtfertigt. Aber nicht bloß auf 
Artikel 81, fondern auch auf Artikel 79 der Verfaſſungs— 
urkunde geftüst, feyen die Stände befugt, eine Verwen⸗ 
dung zu Gunften eines Individuums an die Staatsre- 
gierung gelangen zu laflen, welches zwar fein eigent- 
liches formelles Recht für fih in Anfprucd zu nehmen 
habe, deſſen hulfsbedürftige, und dabey nur durch Die 
Härte eines einmal beitehenden Geſetzes berbeygeführte 
Lage aber in, beyden Kammern fehr wohl den gemein: 
ſamen Wunſch einer Unterſtuͤtzung oder Abhilfe, fo weit 
eine folche ohne Verlegung des Gefeges möglich fcheine, 
erwecken koͤnne. Ä 

Auf eine folche Verwendung glaube er um fo mehr 
antragen zu müffen, als Theils in ähnlichen Verhaͤlt— 
niffen, wie dem vorliegenden, von der Staatsregierung 
thätige Hülfe geleiftet, Theils aber auch auf dem vorigen 
Landtage eine Adreffe gleichen Inhalts, als die, auf 
welche er jeßt antrage, von den Ständen überreicht wor: 
den jey. Daß dem Gefuche des Petenten, fo wie es der- 
felbe geftellt habe, Feine Folge gegeben werden koͤnne, 
laſſe fi) allerdings nicht in Abrede ftellen. Er wünfche 
deßhalb nur, daß die Staatsregierung, etwa mit Be 
ziehung auf die früher übergebene Adreffe ähnlichen In— 
baltes, erfucht werben möge, ber drücdenden Yage des 
Bittftellerd durch die geeigneten Mittel abzubelfen. Ein 
hiermit übereinftimmender Befchluß der hoben Kammer 
werde, wenn auch. der Landtag feinem Ende nahe fey, 
-in. Folge einer ſchleunigen NRecommunication mit der 
zweyten Kammer, noch immer zu einem günftigen Res 
fultate führen koͤnnen. | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Auf jeden 
Fall ftehe der Artifel 79 der Berfaffungsurfunde, auf 
welchen der Antrag Sr. Hoheit gegründet fey, mit Ar— 
tifel 81 im Widerfpruche, nach welchem Einzelnen nur 
dann eine ftändifche Verwendung zu Theil werden koͤnne, 
wenn fie in ihren individuellen. Intereſſen verlegt oder 
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— Daß eine ſolche Verlegung aber im vor⸗ 
liegenden Falle Statt finde, ſey in der Petition auf 
keine Weiſe nachgewieſen, vielmehr habe nach derſelben 
das Ausmittelungsgeſchaͤft zwar eine Verzoͤgerung er- 
litten, aber auch dieſe nur auf eigenes Anſuchen des 
Bittſtellers. Indeſſen finde er in dieſem Zweifel doch 
keinen Grund der Anſicht Sr. Hoheit nicht beyzutreten, 
um ſo mehr, als man bey Gelegenheit der Empfehlung 
der Petition an die Staatsregierung den Wunſch einer 
baldigen Beendigung des Ausmittelungsgeſchaͤftes im 
Allgemeinen wiederholen koͤnne. | 

Der Herr Kanzler Arens: Wenn die hohe Kam— 
mer eine Empfehlung der Petition an die Staatsregie- 
rung Befchließen wolle, ſo werde fie ed am beiten in der 
Art, daß fie es der Staatsregierung im Allgemeinen ans 
heim gebe, das Druͤckende ver Verhaͤltniſſe des Bittſtellers 
zu erniren, und bemmfelben nach Umftänden einen ange: 
mefienen Nachlaß am Pachtgelde zu geitatten. 

Der Herri Freyherr Riedeſel: In einer über den 
vorliegenden Gegenſtand etwa zu überreichenden Adreffe 
werde man fich, feiner Anficht nah, auch auf den $. 50 
des Landtagsabfchiedes von 1824 beziehen Fönnen, ins 
dem es wänfchenswerth erfcheine, daß die Art und Weife, 
wie der Abficht der Staatsregierung durch das Berfah- 
ren ber Negierungsbehörden bey Ausmittelung des Wer: 
thes der Bamtgerechtfame nachgefommen werde, zu ber 
Kenntniß derfelben gelangen möge, 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Präfivium die Discuffion über diefen Gegenftand, und 
fellt fofort die Fragen: 

a.) Tritt die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer bey? 

Diefe Frage wird einftimmig verneint. 

5b) Will die Kammer das Gefuh des Petenten der 

Großherzogl. Staatsregierung in der Art zur Be 

rüdfihtigung empfehlen, daß fie die fehr brüdend 

fcheinende Lage des Petenten unterfuchen laſſen, 

- and in dem Falle, daß fie fid) als wirklich begrün- 

det darſtellen follte, ihm diejenige Erleichterung und 

Unterftäsung zufließen laffen möge, welche die aller: 

hoͤchſte Beftimmung des $. 50 des Landtagsabfchiedes 

' von 1824 aufichert? 1 
Die Kammer: bejaht diefe Frage einftimmig. 

II. Das Praͤſidium eröffnet die Berathung über 


den, von der Staatsregierung vorgelegten Entwurf eineg, 
den Wegbau betreffenden Gefeßes. Ä 

Es bemerft zu F. 1subb. _. 

der Herr Freyherr von Breidenftein:.Er müffe 
mit Beziehung auf fein Gutachten im Ausfchußberichte 
die Bemerfung wiederholen, daß im Falle ver pos. b. 
des $. 1 von feinem Provinzialinterefle,. fondern nur 
allein von dem Snitereffe gewifler fleinerer Bezirke, over 
J einem allgemeinen Staatsintereſſe die Rede ſeyn 
oͤnne. | | " 

Der Herr Freyherr Riedefel: Der Beichluß der 
äweyten Kammer, daß im Falle der vorliegenden Poſi— 
tion die Beyträge provinziell aufzubringen feyen, gründe 
fich lediglich auf Die aus dem rheinheffifchen- Kriegsfond für 
den Bau von Secundärftraßen in Rheinheſſen gemachten 
Derwendungen. Ä 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Der Herr Regierungscommiflar. habe-in der Berathung 
der zweyten Kammer, nachgegeben, daß. wenn die Bey- 
träge zu dem Baue der Secundärftraßen nicht provinziell 
aufgebracht werben follten, für Rheinheſſen eine Rück 
vergütung feines, für die Errichtung von Secundaͤr— 
ragen gemachten befouderen Aufwandes . Statt finden 
müffe, um auf diefe Weife die Gleichheit zwifchen ven 
drey Provinzen berzuftellen. | | 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Er ſehe 
feinen Grund für eine: folche Nüdvergätungs Denn ‚es 
werde überhaupt wohl ſchwerlich eine, Das ganze Groß- 
berzogthbum umfaflende, und aus ‚gemeinfamen Mitteln 
zu beitreitende Anjtalt vorfommen, bey welcher die drey 
Provinzen auf ganz gleiche Weife betheiliget feyen,, und 
deßhalb nicht eine oder die andere einen Abnlichen Ans 
ſpruch auf Entſchaͤdigung oder Ruͤckverguͤtung zu madyen 
baben würde. Auch im vorliegenden Falle finde ein fol: 
ches Berhältnig für die Landestheile Statt. welche we- 
niger zahlreich von Chauſſeen durchſchnitten, zu einem 
bedeutenderen Aufwande für den Bau von. Gecundärs 
Kragen gemöthiget  feyen, ohne daß jedoch die zweyte 
Kammer. die Anficht ausgefprechen habe, daß auch für 
diefe Landestheile, welche bey der. Nürfvergütung des 
von der Provinz Nheinheffen für Secundärftraßen ges 
machten befonderen Aufwandes aus der- Staatsfaffe 
doppelt ungünftig geftellt feyır würden, irgend eine Ent> 
ſchaͤdigung Statt finden ſolle. Er wolle keineswegs in 
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Abrede ſtellen, daß die Provinz Rheinheſſen bey der Bes 
ſtimmung des F. 1: sub b. —— erſcheine/ aber 
dieſer Nachtheil gleiche ſich mit den Vortheilen, welche 
fuͤr dieſe Provinz aus anderen allgemeinen Inſtituten 
hervorgingen, wieder aus, und man habe um ſo weni— 


ger Urſache dem vorliegenden Beſchluſſe der zweyten Kam⸗ 


mer beyzuſtimmen, als die Zuſchuͤſſe zu dem Baue der 
Secundaͤrſtraßen aus der Staatskaſſe auf keinen Fall 
bedeutend ausfallen wuͤrden. ITSTRAR 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Er ſtimme 
mit. dem Herrn Referenten zwar vollfommen überein, 
Indeſſen glaube er, daß die hohe Kammer hinſichtlich 
des vorliegenden Punktes zu einer Bereinigung mit der 
zweyten Kammer: alsdaun geneigt ſeyn koͤnne, wenn diefe 
Kammer ſich mehr als bisher bereitwillig zeigen ſollte, 
das Princip des Nutzens bey den Beſtimmungen des $. 9 
nicht bloß. denn: Namen nach ‘zu ‚Grunde zu legen. Stu 
diefem ‚Falle, koͤnne man es der Staatsregierung uͤber⸗ 
Laffen, etwa in dem Maßftabe, in welchen fie zu dem 
Secundärjtragen der dieſſeitigen Provinzen Zuſchuͤſſe 
leiſte, die Provinz Rheinheſſen zu erleichtern. 
Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Mit dies 
je — Sr. Hoheit erklaͤre auch er ſich einver⸗ 
Zu $2- bemerkt | 
des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucdt: 
Sn: Uebereinftimmung mit den, in dem Ausfchußberichte 
angeführten Motiven glaube er nicht, daß man nöthig 
haben werde ‚bey den Befchlüffen zu K. 2 fortwährend 
zu beharren. 
Zu 86. 6 bemerkt Hafer 
des Herr - Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Ein Fefthalten bey dem, zu Diefem Sen gefaßten, 
die Sinmarkungen: betreffenden Beſchluſſe ſcheine ihm an: 
ter allen Umſtaͤnden weſentlich. ur 
—Zu 6. 9 bemerkt = Ä 
urn. der. Here Freyherr von Breidenftein: Sein Bors 
fchlag zu dieſem F. enthalte, weit entfernt das Princip 
der Nutzung vollftändig zu erreichen, nur. einen, Die 
Anfichten der beyden Kammern vereinigenden Mittelweg , 
weil man auf diefe Weife vielleicht am erften ein Reſul— 
tat der Verhandlungen über den Inhalt des $. 9 er: 
warten dürfe, Das Princip der Nutzung in abstracto 
nad) einer allgemeinen Norm ganz genau zu verfolgen, 
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ſey aͤuſſerſt ſchwierig. Indeſſen habe er’ doch. geglaubt, 
durch dier Beftimmung von 3 verfchiedenen Normalgrößen 
ſaͤmmtliche Grade der Communalnußungen mehr -oder 
minder genau erſchoͤpfen zu Finnen, indem man feinem, 
bis jett gefammelten Erfahrungen nad, im Allgemeinen 
annehmen bürfe, daß: fein. Gemeindeglied im Verhältnifie 
zu einem andern mehr: als einen dreyfachen Antheil an 
den Nubungen beſitze. Nach dieſem Mapftabe entftehe 
die Reduction fammtlicher Steuerfapitalien auf Umlage 
fapitalien, eine Bewandlung, welche dadurch nothwen- 
dig gemacht werde, daß das Stenerfapital noch. ferner⸗ 
hin als Grundnorm des Antheild art: fämmtlichen Ge 
meindelaften angefehen werden fole. - — Be 3 

Des Herrn Grafen zn Solms⸗Laubach Erlaucht 
Da der Herr Referent feinen Vorſchlag zw $.9 nur: als 
einen Berfuch betradjte, dem: Steuerfapitale eim, dem 
Principe des Nutzens näher fommendes Umlagekapital zu 
fubftituiren,, und da es wenigftens nicht undenfbar- fey, 
daß diefer Verſuch zwar im Allgemeinen die ihm gebübs 
rende Anerkennung’ in der zweyten Kammer finden, den⸗ 
noch aber, in feinen einzelnen. fpeciellen  Beftimmungen 
beanftandet werden: könne, fo erlaube er ſich für dieſen 
Fall den Antrag, daß es der Großherzogl. Staatöregies 
rung überlaffen werden möge, die Beytragsfapitalien 
für die Gemeindenmlagen nad einem wenigftend analo- 
gen Principe zu ‚reguliren. Fa 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Der von 
ibm im Ausfchußberichte angegebene Mapftab fey der: 
jenige, bey welchen, feinen Unterſuchungen gemäß, das 
Princip der Nutzung am beten realifirt werde. - Er 
glaube tibrigens erwarten zu dürfen, daß die zweyte 
Kammer entweder die Zwechmäßigfeit der von ihm vor: 
gefchlagenen Nepartitionsnorm widerlegen, und nament: 
lich die Borzüge der. indem Gefeße felbft vorgefchlage 
nen beweifen, oder daß fie, im Falle ein folcher Beweis 
unmöglich, und Fein befferes Ausfunftsmittel vorzuſchla— 
gen im. Etande fey follte, die Zuftimmung zu. feinem 
Borfchlage zu ertheilen nicht verweigern werde. 

Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Das Bil 
lige des Wunſches, eine Repartitionsnorm aufzufinden , 
nad) welcher fih die Goncurrenz zu den Gemeindeum: 
lagen mit dem Principe des Nutzens in möglichiten Eine 
fang bringen: Taffe, fünte von der zweyten Kammer fo 
lange nicht verfannt werden, als diefelbe überhaupt die 
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Nutzung als Maßſtab der Verpflichtung zu den Comm 
nalumlagen gelten laſſe. Wolle. fie dieſe Anficht aber 
inskuͤnftige verlaflen, fo werde ſich dieſer Wechſel ihrer 
Ideen, wohl am erſten in einem Antrage auf Reviſion 
der Gemeindeordnung, namentlich bed: $. 78 berfelben, 
ausfprechen. muͤſſen. Te Ede ae 
In ſo ferne nun der Borfchlag bed Herrn Referen⸗ 
ten ſich als ein Verſuch darſtelle, eine billigere Verthei⸗ 
lungsnorm, als die bisherige, aufzufinden, bey welcher 
auf das Princip des Nutzens eigentlich gar keine Rick 
füht genommen. fey, und in fo fern der Herr Referent 


felbſt feinen -Vorfchlag nur. als einen. Vermittelungsves 


ſuch betrachtet wiſſen wolle, erklaͤre er fich mit demſelben 
vollfommen  einverftauden, indem bie hohe erfie Kammer 
durch eine Bereinigung mit dem Antrage ihres Aus—⸗ 
ſchuſſes wenigfiens einen Beweis ablege, daß fie, neben 
dem Wunfche, den Forderungen der Bilkigkeit und Ge⸗ 
rechtigfeit Genuͤge zu leiften, auch zu einer Vereinigung 
der beyden Kammern auf jede, mit ihren Grundſaͤtzen 
vereinbare Werfe, die Hände zu bieten bereit fey. | 
Zu dem 12ten Beſchluſſe der zweyten Kammer zu 
dent Gefegesentwurfe bemerft Ir er 
der Herr Freyhberr von Breidenftein:: Die Be 
rathung der zweyten Kammer enthalte für den vorlie 
genden Beſchluß derfelben feine weiteren Gründe, und 
er habe deßhalb, als Referent des Ausfchuffes, darauf ans 
getragen, die hohe Kammer möge bey ihrem früheren 
Befchluffe, wodurd fie einen Theil der zu dem Entwurfe 
votirten Amendements ald Bedingungen der Annahme 
defjelben ausgefprochen habe, ftehen bleiben. 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er 
laut: Die hohe Kammer werde um fo weniger Urfache 
haben, von ihrem früheren Befchluffe- abzumweichen, als 
das Schickſal des $. 9 in der zweyten Kammer noch 
nicht entfihieden fey. So lange man hierüber feine Ge- 
wißheit habe, fünne man leicht ein Opfer bringen, ohne 
burch die weiteren Befchlüffe der zweyten Kammer. den 
mindeften Erfag zu erhalten. Daß aber nur, eine Ent—⸗ 
fchädigung Diefer Art, nicht eine veränderte Anficht,, 
eine Abweichung von dem früheren, auf bedingungsweife 
Annahme des Geſetzes gerichteten Befchluffe der hoben 
Kammer motiviren koͤnne, liege wohl auffer Zweifel. 
Des Prinzen Emil von Deffen Hoheit! Es werde 
indeffen noch einer Beantwortung der Frage bedürfen, 
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ob dann die Annahme des von dem. Ausſchuſſe zu S. 9 
gemachten Borjchlages wirklich von fo umfaffender Wich- 
tigfeit feg, daß fie: für die hohe Kammer Grund werden 
fönne, von ihrersbedingungsweifen Annahme des Gefeges 
abzugeben. Sey dieß indeſſen wirklich der Fall, jo er- 
Yaube er fih, mit Berädfichtigung desinahen Schluſſes 
des Landtages, melcher. eine Recommunication mit der 
zweyten Kammer über die einzelnen Bedingungen unmög- 
Lich. mache, den :Borfchlag, man möge. in dem zu erlas- 
ſenden Communicate: der zweyten Kammer erklaͤren, 
daß, falls des zu 8. 9 gemachte Borfchlag des Ausfchus- 
fes ihre Genehmigung erhalten follte,, die: hohe Kammer 
eventuell bereit fey, ihre uͤbrigen, zu. dem Gefeße votir- 
ten Amendements ganz oder theilmeife als bloße Wuͤnſche 
auszudruͤcken. | ee 

Der Herr Freyherr von Breidenflein: . Er ftim- 
me diefem Borfihlage. Sr. Hoheit um jo mehr bey, als 
die zum Entwurfe beſchloſſenen Modiftcationen durch 
eine Aunahme feines, zu $. 9 gemachten Vorſchlages 
größtentheild weniger bedeutend werden. würden. Cine 
Ausnahme mache nur etwa der Befchluß zu $. 6, weil 
diefer $. mit dem Gefege in feiner eigentlichen Verbin: 
dung ftehe, denn der Befchluß auf Feitfegung eines Mari: 
mums der Beyträge zum MWegbaue A 2 fr. per Öteuer: 
gulden fey nur als Wunſch ausgefprochen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt: 
Was diefen. Iegten Beſchluß betreffe, ſo ſey derfelbe wohl 
durch den gemeinfamen Befhluß der Kammern auf Felt 
| —* eines Maximums der Communalumlagen uber: 
uͤſſig. | 
Der. Herr Treyherr von Breidenftein: Man 
koͤnne nicht mit Gewißheit vorausfehen, ob das Gefud) 
um Feftfeßung eines Maximums der Communalumlagen 
die Genehmigung der Staatsregierung erhalten werde. 
Uebrigens fey das Vorbandenfeyn eines Marimums von 
viel geringerer Bedeutung, fobald durch die Anwendung 
des Princips der Nutzung bey Beftiimmung der Beyträge 
zum Wegbaue, die bedeutenderen Forenfen nicht mehr 
genoͤthigt würden, die fammtlichen Secundär und Vici⸗ 
nalwege größtentheils allein zu bauen. 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Der Beſchluß der hohen Kammer, daß die Forenfen be- 
fugt ſeyn follten, ihre Bemerkungen der Berathung des 
Gemeinderaths, jelbft vor gefaßtem Befchluffe deffelben , 
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beyzufuͤgen, ſey zwar ohnſtreitig ebenfalls von Wichtig— 


keit. Ein Ausſprechen deſſelben, als Bedingung der 
Annahme des Geſetzes erſcheine aber weniger noͤthig, da 
die Staatsregierung ein ſo billiges Deſiderium wohl 
auch, wenn es als bloßer Wunſch ausgedruͤckt ſey, bes 
ruͤckſichtigen werde. 

Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt 
das Präfidium die Discuſſion und e8 verließt . 

IV. der Secretär der Kammer -zwey, auf die Bes 
fchlüffe diefer Sitzung fich beziehende Communicate an 
die zweyte Kammer. | 

Sie erhalten die Genehmigung der Kammer, und 
das Praͤſidium erflärt die Sitzung für aufgehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Niedefel. Arens. v. Wreden. 
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Drey und fiebenzigfte Sitzun 


in dem Gibungsfaale der erften Kammer ver 
Landftande, 


Darmſtadt am 16ten Juny 1897, 


X 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ— 
ſidenten. 


Anweſend: 


Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hohei 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. D 
Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaud 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheimeé 
laucht. Des Herrn Grafen zu Solms-Lauba 
Erlaucht. Der Here Freyherr Riedeſel. D 
Herr Geheime Staatsratb von Wreden. D 
Herr Prälat Schmidt. Der Herr Kanzler Aren 
Der Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr vo 
Wieſenhuͤtten. Der Herr Freyherr von Bre 
denflein. Der Herr Geheime Staatsratb Ho 
mann. | 


— nm 


Das Prafidium eröffnet die Discuffion über d 
Antrag bes Abgeordneten Herren von Kuder auf Erle 
eines Geſetzes gegen bie übermäßigen Mate 
gebuͤhren bey, -apitalaufnabmen, und aı 
Errichtung einer Xandbescreditanfalt. 

Es bemerkt 

der Herr wirfliche Geheime Rath Freyherr von Wi 
fenbütten: So fehr er auch die gute Intention ehr 
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, aus welcher ber in Berathung fiehende Vorſchlag ausges 
gangen fey, fo müffe er fich doch gegen denfelben erfläs 

ren und.dem Ausichuffe der hohen Kammer beyireten. 

Er unserflüge feine Meinung mit nachftehenden Mo- 

tiven: Ä 

1) werde der Credit des Staates dadurch gefährdet. 
Wenn jept Jemand ein Gefchäft unternehme, dag die 
Kräfte ‚des Unternehmers zu, überjteigen fcheine, oder 
wobey doc nicht unbedeutender Schaden erwachfen Fönne, 
fo weiche der Credit, der Unternehmer möge ein Privat- 
mann oder der Staat felbft feyn. Die Erhaltung des 
Erediteg, dieſes belebenden Principe alles Verkehrs fey 
für den Staat felbft noch noch nothmwendiger, als für 
den Privaten. Sener müffe fi) daher weit mehr ſcheuen, 
ihn zu gefährden, als diefer. 

2) Wer fich eines perfönlichen Credits zu erfreuen 
babe, werde ſchwerlich passive Theil nehmen wollen, 
alfo bauptfädhlich der große Haufe der Greditlofen werde 
Hülfe bey der Anjtalt fuchen. Es werde daher fehr häus 
fig der Fall eintreten, daß der Anitalt, die nur hoͤch⸗ 
ftend kurze Friften geftatten koͤnne, wenn fie beitehen 
folle, kleine Güterparcellen zufallen würden, deren Ver: 
Außerung oder Berpachtung Theile als unrätblich, Theile 
als unmöglid) werde befunden werden. Bekanntlich fey 
die Verdußerung kleiner Domanialbefigungen laͤngſt fchon 
befchlofien und man ftehe damit noch weit vom Ziele. 

3) werde die Anftalt öfters in den Fal fommen, 
Geldvorſchuͤſſe an folche Perfonen zu machen, die ent- 
weder ald Gutspäcdhter, oder ald Schuldner von Grunds 
renten ꝛc. gegen den Staat bereits im Verbande ſtuͤnden. 
Zreibe nun die Anftalt die ftodenden Zinfen mit Strenge 
ein, fo verliere der Staat an den Renten dasjenige 
wieder, was er durch firenges Beytreiben der Zinfen, 
etwa erzwingen möchte und er erfcheine in der Meinung 
des fihuldenden großen Haufen: gleichfam als Feind und 
Unterdruͤcker, mithin auf einem,. für ihn fehr nachtheis 
ligen Standpunfte. —— 
| 4) Alle diejenigen Greditoren, bie fäumige, ober 
ben Goncurfe naheftehende Debitoren hätten, würden. 
der Anftalt ihre Forderungen zu cebiren und Gläubi- 
ger ber Anftalt zu werden fuchen. Berfalle nun ber 
Debitor wirflih in Concurs Cund biefer koͤnne leicht 
ein Paar Jahre hingehalten werben) fo verlieredie An: 
italt die Zinfen, und da ein fo großer m der Zwangs⸗ 

’ 2 
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veräußerungen feine Refultate berbeyführe, fo fielen die 
verhppothecirten Grunditüde, in Folge des Gefetses vom 
12ten May 1777, den Gemeinden, gegen Zahlung von 
3 Procent jährlider Zinfen, mithin zum Schaden der 
Anftalt, zu. 

Endlich 

5) habe der Ausſchuß diefer hohen Kammer. den 
Punkt der Koften bereits aufgefaßt. Ein Gefchäft, das 
von 25 fl. an bi zu 20 Millionen getrieben werben 
folle, das die Außerfte Thätigfeit und Accurateffe feines 
Perfonals in Anspruch nehme, werde eine fehr große 
Zahl von Arbeitern erfordern, wobey die eingetragenen 
2 Procent und die wenigen, mit dem Debitor zu thei- 
fenden Zmifchenzinfen fehr bald erfchöpft ſeyn würden. 
Den Etat des Minijteriums des Innern aber mit einer 
jährlichen neuen Laſt von 40 bis 50,000 fl. zu befchweren, 
dürfte wohl großes Auffehen erregen. | 
- Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Er 
müffe, ehe er in das Materielle ver Discuffion eingebe, 
die Erflärung wiederholen, weldye er ſchon in der zwey—⸗ 
ten Kammer gegeben habe, daß er nämlich in Beziehung 
auf diefen Gegenftand nicht in der Eigenfchaft ald Re— 
gierungscommiffär oder in Vollmacht der Etaatsregies 
rung handle, jondern daß er allein auf Beranlaflung 
des fehr ehrenvollen Wunfches der hoben Kammer er- 
fchienen fey. Schon feit mehreren Jahren habe er fid) 
für eine Anftalt intereffirt, welche, feiner innigiten Ue— 
berzeugung nad), dem Lande einen fehr bedeutenden Bor: 
Beil gewähren müffe. Er verfenne nicht die Schwierig- 
feiten, welche der Ausführung der in Frage: ftehenden 
Idee fi) entgegenftellten, aber langes. Nachdenfen habe 
ihn dennoch überzeugt, daß eine jede Schwierigkeit bes 
feitiget und der Zweck, wenn auch freglich nur mit Muͤhe, 
erreicht werden koͤnne. Ergebe ſich eine solche Möglich- 
feit, was er aber gerne: einer gründlicheren: Prüfung 
anheim ftelle, jo fen ohne: Zweifel fehr viel gewonnen. 
Die ungünftigen Zeitverhältniffe druͤckten befonders Die 
verfchuldeten Gutsbeſitzer, welche aus dem Ertrage ihrer 
Güter nicht bloß ihre eigenen Lebensbedürfnifie, Tondern 
auch noch baares Geld zur Beftreitung der Zinfen, und 
was noch mehr fey, zur Abtragung etwa gefiindigter 
Kapitalien entnehmen müßten. Die. Fleineren Gutsbe- 
fißer, welche mit ihren Zinfen in Rüdftand kämen, fähen 
einen £oftfpieligen gerichtlichen Verfahren entgegen, deſſen 
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Reſultat fehr häufig fey, daß ihre Grundſtuͤcke unter 
dem Werthe verkauft, oder dem. Gläubigern, zugefchägt 
würden. - 

Sn einer Periode alfo, in welcher man fürchten 
muͤſſe, daß das kleine Grundeigenthbum in andere Hände 
übergebe, und viele Familien ihres Unterhaltes beraubt 
würden, ſey e8 wohl von großer Wichtigkeit, einem 
folchen ‚Uebel vorzubeugen; und den Schuldnern bie 
Möglichkeit zu verfchaffen, aus dem Ertrage ihres Grund» 
eigenthums Zinfen und Kapital abzutragen. Die natür- 
liche Borfrage fey bier die, ob der Zuſtand der Eleines 
ren Grundeigenthümer wirklich fo bedenklich erfcheine, 
daß dadurch Die Veberzeugung von der Nothwendigfeit 
durchgreifender Maaßregeln gerechtiertigt werde. Gey 
die Beaittwortung diefer Frage zweifelhaft, glaube man, 
den beitehenden Zuftand auch noch ferner ohne thätige 
Hülfe des Staats fortdauern laſſen zu koͤnnen, glaube 
man, daß den Schuldnern, auch ohne Einfchreiten des 
Staates, Mittel zu ihrer Rettung übrig bleiben wuͤr— 
den, fo müffe jeder Grund, welcher gegen die von dem 
Herrn Proponenten vorgefchlagene Anjtalt fpreche, den: 
noc wohl erwogen und ihm dad Gewicht eingeräumt 
‚ werben, welches derſelbe bey einer unpartheyiichen Bes 
urtheilung der Frage in Anſpruch nehmen dürfe. Hege 
man dagegen die Ueberzeugung, daß der beftehende Zur 
ftand von der Art fey, daß eine Abhülfe unumgaͤnglich 
nothwendig erfcheine, fo koͤnne eine jede Einwendung 
gegen ein Unternehmen, wie das in Frage fichende, 
überhaupt höchfiens als, Beweis betrachtet werden, daß 
man einen, unter allen Umjtanden nothwendigen Zweck 
auf einem. befferen Wege zu erreichen fuchen müffe. Und 
er glaube in der That nach. dem, was er inder zweyten 
Kammer -über den Zuftand des Landes geäußert habe, 
und namentlich nach dem, was in dem Berichte des er- 
ften Ausfchufes diefer hohen Kammer enthalten fey, bes 
haupten zu dürfen, daß eine Fräftige und umfaflende 
Abhuͤlfe, wie man fie nur vom Staate erwarten koͤnne, 
in jeder Beziehung als wahre Forderung der Nothwen⸗ 
digkeit erfcheine. Man habe zu Anfang diefes Jahres 
allerdings Ausfichten gehabt, daß der ungünftige Zuftand 
der Landwirthſchaft fi” Andern werde, weil die Pro- 
dufte des Bodens im auswärtigen Handel einen höheren 
Werth erhalten hätten, aber leider fey die auf dieſe Er— 
fheinung gegründete Hoffnung nur Taͤuſchung gewefen. 
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Der Zuſtand ju Anfang des vorigen Sahres habe fich 
bald wieder hergeftellt und zwar fo, daß er eine längere 
Dauer erwarten laffe. Wäre jenes zufällige Steigen 
ber Fruchtpreife nicht erfolgt, fo würde man noch lau— 
tere Klagen vernommen haben, ald die, welche jeßt hörs 
bar würden. Die Hoffnung habe den geringeren Grunds 
befigern Muth und die Möglichkeit gegeben, eine furze 
Zeit hindurch leichter zu athmen. Aber gerade deßhalb 
würden fie, fobald ihre Hoffnung fich als eine bloße 
Taͤuſchung gezeigt habe, in eine deito größere Muthloſig— 
feit zurücdverfinfen. Angenommen alfo, wie er dies fhon 
oben bemerft habe, die unumgängliche Nothwendigfeit 
eines Zweckes, wie ber, weicher die Motion des Herrn 
NProponentin veranlaßt habe, fo frage er: auf welche 
MWeife und durch welche Mittel derfelbe am beiten und 
am ficherften erreicht werden koͤnne. Und bier glaube 
er, daß dieß nur durch eine Staatsanftalt unter Garan— 
tie und Berwaltung des Staates und mit Statuten, 
welche dem Schuldner die Mittel ficherten, feinen Guts— 
befig zu erhalten und fich feiner Schuld allmählig zu 
entledigen, bewirft werben fönne. In diefer Beziehung 
wuͤnſche er den Schuldnern die Verfiherung ber Unauf- 
fündbarfeit der aufgenommenen Rapitalien zu geben. Er 
wiünfche ihnen die Sinfen in fleinen Raten und eben fo 
Fleinen Kapitalzahlungen in der Art abnehmen zu koͤn⸗ 
nen, daß bdiefelben in monatliche Renten verwandelt, 
und in fo weit der gerichtlichen Verfolgung und ben 
damit verbundenen Koften entzogen würden. Auf der 
andern Eeite intendire er die ftrengften Zwangsmittel, 
um die Schuldner zur Erfüllung der Verbindlichkeiten 
zu nöthigen, welche fie nach dem eben Bemerkten durch 
thren Eintritt in die Anftalt auf ſich laden wurden. 
Denn Schuldnern, welche kleine Terminzahlungen 
zu leiten nicht im Stande feyen, koͤnne ohnehin nicht 
ge werden , und eine jede Nachficht erfcheine deß— 
alb bey ihnen als überflüffig und zwecklos. Der Aus— 
Schußbericht diefer hohen Kammer zweifle, ob es nicht 
beffer feyn werde, das in Frage ftehende Unternehmen 
al8 Privatanftalt zu gründen. Auch hierüber babe er 
in der Berathung der zweyten Kammer fchon feine Mei— 
nuig ausgefproden. Er erlaube fich indeffen, diefelbe 
jegt nochmals zu entwicdeln. Er frage vor allen Din 
gen, welchen Begriff man mit der Benennung: „Pri— 
vatanſtalt“ verbinden wolle, indem ihm wenigftens zwey 
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Arten von Privatunternehmungen denkbar feyen. Ent 
weder fünne man nämlicdy vorausfegen, daß ein Gons 
fortium von Unternehmern zufammentrete, um dem bes 
Dürftigeren Theile der Grundbefiger Geld zu leihen, und 
fi) Zahlungsbebdingungen in der Art gefallen zu laſſen, 
welche cr oben näher bezeichnet habe, namentlich Unaufs 
fünbbarfeit des Kapitals und Fleine Zins- und Kapi⸗ 
talzahlungen ‚in monatlihen Raten. Er habe indeflen 
die feite Ueberzeugung, daß ein solches Unternehmen 
entweder. nicht beiteben koͤnne, oder Durch fehr bedeutende 
Privilegien unterftügt werden muͤſſe. Ob es aber räthe 
lich fey, Die am dem Unternehmen “parti: ipirenden Kapi⸗ 
talijten vor allen Andern fo zu privilegiren, daß: fie in 
den Stand gefesst würden, ihren Schuldnern fo überaus 
günftige Bedingungen vorlegen zu koͤnnen, ftelle ſich 
wohl als fehr. zweifelhaft dar, Ein Kapitalift nehme 
bey Darlehen auf..die Sicherheit der : Zingzahlungem, 
und darauf Rüdficht, daß er über fein Kapital zu jeder 
‚Zeit disponiren koͤnne. Solle berfelbe: auf die Rüdfors 
derung ded Kapitals verzichten, folle er. feine Zinfen: in 
monatlichen, vielleicht nur ſehr unbedeutenden Quoten 
empfangen, fo bebürfe er als Entfhädigung auf der ans 
dern Seite fehr bedeutende Bewilligungen, ja man wuͤrde 
wabrfcheinlich einen großen Theil der Staatsbeamten 
feiner Dispofition hingeben müffen, um die Erreichung 
feiner Privatziwede auf diefe Weife "möglich zu machen. 
Das Mifliche eines folhen KHingebens ‚von Beamten 
und Staatsanftalten zu Privatzwecen bedürfe aber wohl 
feines Beweifes, und da ohne eine: Begunftigung dieſer 
Art, ja.ohne die Misglichfeit für. den Gläubiger, ſich 
auf Koften der. Schuldrier für feine Auslagen reichlich be: 
zahlt zu machen, der größte Theil der Kapitaliften es 
vorziehen würde, fein Geld auf andere, größeren Ge⸗ 
winn verfprechende Weife anzulegen, fo gehe fchon dar: 
aus die Unausführbarfeit und das Unpraftifche eines 
Gedankens an. eine Privatanftalt in der angegebenen Art. 
zur Gienüge hervor. | | 
Ein zweyter Weg, auf welchem die Erreichung des 
in Frage ftehenden Zweckes durch eine Privatanftalt denk⸗ 
bar erſcheine, fen der, daß das Gonfortium zur Erleich- 
terung der verfchuldeten Grundbefiger nicht aus Unter; 
nehmern, fondern aus der Maffe der Darleiher und ber 
Schuldner zufammen gefest werden, in ber Art, Daß 
eigentlicdy zwey große Gonfortien beſtuͤnden, welde den 


ſaͤmmtlichen Aufwand und die, bey dem Unternehmen 
möglichen Verlufte gemeinfchaftlich zu tragen hätten. Es 
ſey dieß das Nämliche, was man in andern Ländern einen 
Greditgerein zu nennen pflege. Indeſſen falle e8 in Die 
Augen, daß hiermit eine Gefellfchaft von fehr ungleichen 
Rechten entitehen werde, indem die Kapitalijten ſich auf 
andere Weife zu einem folchen Unternehmen nicht verftehen 
würden. Sie wiürben vielmehr für ſich vollfommene Si- 
cherheit in Anfpruch nehmen und verlangen, daß die 
Koften und Berlufte den Schuldnern allein anheim fallen 
follten. Nicht bloß diefe Ungleichheit der Rechtsverhält- 
niffe, fondern. auch die Anzahl und das Bedürfniß der 
Schuldner, deren Erleichterung man bezwede, made Die 
Ausführung eines, auf das Societätsverhältniß gegrüns 
deten Planes weit fihwieriger, ald die Realifirung feines 
:Borfchlages. Bey allen Greditvereinen, welche fich in 
andern Staaten gebildet hätten, babe man nur bie groͤ⸗ 
Beren Gutsbefißer im Auge. gehabt. Der erfte Verein 
diefer Art fey Durch Friedrich IL. nad) Beendigung des 
“ fiebenjährigen Krieges in der Abfiht veranlaßt worden, 
dem Wohlftande feines fchlefifchen Adels wieder aufzu= 
helfen. Nach diefem Beyfpiele hätten fih in Preußen 
und andern Staaten mehrere Greditvereine gebildet, aber 
immer bloß mit der Tendenz, den größeren Gutsbefigern 
vor dem Einfluffe ungünftiger Zeitverhältniffe Schuß zu 
gewähren. Unter diefer Befchränfung fey eine Societät 
der Gläubiger und Schuldner, zur Erhaltung ded Eres 
dites der Lesteren, allerdings wohl ausfuhrbar, aber 
nicht dann, warn man auch den Fleineren Gutsbefißern, 
namentlich allen Bauern, einen Antheil an dem Vereine 
geftatten wolle. Ein ſolche vervielfältigte Societät fey 
nicht nur einem beftändigen Wechfel unterworfen, fons 
bern e8 ftelle fich auch unmöglich dar, für alle Einzelnen, 
bie fie treffenden Berlufte jofort andzumitteln und zu 
repartiren, fo daß auch felbft ein Schuldner, welcher 
fein Kapital getilgt babe, nicht felten fpäter noch mit 
nachträglichen Forderungen in Anfpruch genommen wer- 
den müßte. 

Alfo auch bey diefer zweyten Gattung einer Privats 
anftalt zeigten fich unüberwindliche Schwierigkeiten der 
Ausführung und man werde ſich defhalb um fo mehr 
für eine Staatsanftalt, fo wie er fie vorgefchlagen habe, 
enticheiden müflen, als alle, freylich auch hier im-Wege 
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ftehende Hinderniffe, durch die großen Bortheile des zu 
erreichenden Zweckes aufgewogen würden. 

Er wende fi) nunmehr, nach. diefer ‚Erörterung 
über die Natur des Gegenitandes im Allgemeinen, zu 
den Zweifeln, welche ver Herr wirfliche Geheime Rath 
Freyherr von Wiefenhütten in feiner Bemerkung zu Ans 
fang der Discuſſion geäußert habe. 

Der erfte derfelben betreffe den Umſtand, daß der 
Credit des Staates durd ein Unternehmen in der pro: 
ponirten.Art gefährdet werden koͤnne. Diefer Fall werde 
aber nur dann eintreten, wenn eine Greditanitalt von 
dem Staate ohne reifliche Prüfung der Umftände, und 
ohne die vollſtaͤndigſte Sicherheit, dgB unter feinen Ums 
ftänden für ihn ein unüberfehbarer Nachtheil hervorgehen 
fönne, gegründet werde. Cine folche Bürgfchaft gewähre 
aber Theild die im feinem Vorſchlage proponirte Ere 
eutionsweife, Theild die Möglichkeit, fi) Durch eine, 
in allen: Fällen zu beftellende doppelte hypothecariſche 
Sicherheit bezahlt zu machen. 

‚Eine fernere Buͤrgſchaft gewähre dem Staate ber 
Umftand, daß den Schuldnern, nach feinem. Borfchlage, 
feine. neue Laft aufgeladen, vielmehr ein Theil der bie 
berigen Ausgaben erfpart werde, indem diefelben fort- 
an von den Koften einer befonderen gerichtlichen Ver— 
folgung befreyt, und nur zu Fleinen monatlichen Ter⸗ 
minzablungen verpflichtet feyen, welche fie ſchon um deß⸗ 
‚ willen‘, und. wegen der zu einer: gewifjen Ordnung und 
Regulirung des gefammten Haushaltes nöthigenden ſchnel⸗ 
leren Erecution, zu einer prompteren Zahlung fähig 
machen würben. 

Für die Beytreibung Fleinerer Quoten finde man 
fhon im Wege der Mobiliarerecution genügende Mittel, 
Wenigftend werde es ein feltener Tal feyn, daß man 
in dem. Haushalte eines Debitord mit einer Schuld von 
3. B. 500 fl., alfo bey einem Werthe feines verhypother 
cirten Grundftüdes von 1000 fl., für die monatliche 
Forderung von etwa 2 fl. 30 fr. feinen hinreichenden 
beweglicher Pfaͤndungsgegenſtand auffinden Fönne. 

Aber gefeßt, der Schuldner ſey durchaus zahlungs- 
unfähig, die Greditfaffe alfo genästhiget, zu einer Ber: 
Außerung feines verhypothecirten Grundftüces. felbit zu 
fchreiten, fo erfcheine doch wohl der Fall ald undenkbar, 
daß ein Gut von 1000fl. Kaufwerth, gegen Uebernahme 
‚einer monatlichen Rente von 2 fl. 30-fr. feinen Käufer 
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finden, die Kaffe alfo, troß der bypothecarifchen Sicher⸗ 
beit, einen Berluft erleiden follte. Ja er frage fogar, 
ob eine fo leichte Weife, Grundeigentbum zu erwerben , 
nicht den Werth deffelben mit der Zahl der Käufer ver— 
größern müffe, ob man nidht dem Einwande, daß. der 
geringe Werth der Hypothefen auch bey dem Vorhan— 
denſeyn anfcheinend genügender Realcautionen den Staat 
der Gefahr von-Verluften ausfege, den. Umitand entge— 
genftellen fünne, daß gerade die Organifation der Lan— 
descreditanftalt geeignet jey, eine Erhöhung des Wer- 
thes der Hypotheken herbeyzuführen. Dazu fomme, daß 
die Hypotheken mit jedem Zablungstermine, in welchem 
der Schuldner nicht bloß Zinfen, fondern einen Theil 
des fehuldigen Kapitales felbft abtrage, ſich um eben fo 
viel verbeflerten, daß alfo die Gefahr möglicher Ver: 
Iufte fich für die Ereditanftalt mit jedem Monate ihres 
Beitebens vermindern werde. | 

Aber geſetzt auch, das in Frage fichende Unterneh: 
men follte in der Erfahrung auf unvorbergefehene Hin- 
dernifle ftoßen, vielleicht, wa8 er nicht glaube, dem Ere- 
dite des Staates ’felbft Gefahr drohen, fo zeige fi) auch 
biergegen ein Mittel in dem. Vorbehalte, die Greditan- 
ſtalt auflögen, und das urfprünglicdye unmittelbare Ber: 

haͤltniß zwiſchen Schuldner und Gläubiger wieder her⸗ 
ftellen zu. können. 

Das Befteben einer Anftalt, wie die. in Frage fie 
hende, fey überhaupt nur fo lange möglich, als dieſelbe 
daß Öffentliche Vertrauen genieße. Nach der Beftimmung 
des vorliegenden Planes folle einem. jeden Kapitaliften, 
welcher an dem Unternehmen Theil nehmen wolle, erfi 
nach dem Ablaufe von 3, oder, nach einer fpäteren Mo: 
diftcation, von 6 Jahren, das Recht einer willführlichen 
Anffündigung feiner Kapitalien zuftehen, damit man 
während diefer Zeit eine hinreichende Summe zur Fun 
dirung ber Greditanftalt ſammeln koͤnne. Zeige fih nun 
das ‚öffentliche Vertrauen, welches er bey einem linter: 
nehmen des Staates mit Necht vorausgefegt babe, fo 
werde fich die Richtigfeit der feinem Borfchlage zu Grunde 
liegenden Berechnung unter allen Umftänden bewähren. 
Eine Bürgfchaft für die Wahrheit diefer Behauptung 
liefere das Beyfpiel der Zettelbanfen,, durch weldye bey 
einerı baaren Fond von nur etwa 100,000 fl. mehrere 
Millionen im Umlauf erhalten würden. Werde nach 
einem jechsjährigen Beftehen der Greditanftalt mehr auf: 
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gekuͤndigt, als fie bis dahin gefammtelt habe, fo Tiefere 
dieß einen ficheren Beweis, daß die befte Stüße der An⸗ 
ftalt, das oͤffentliche Vertrauen, nicht mehr eriftire, und 
daß deßhalb die Aufldgung des ganzen Unternehmens 
nothmendig erſcheine. In der Möglichkeit einer folchen, 
nad) jeder unpartheyifchen Beurtheilung vollfommen- zu 
rechtfertigenden Auflögung Liege, im fchlimmften Falle, 
ein Sicherungsmittel gegen bedeutende Berlufte. Unbe— 
dentende Berlufte aber foll der Staat, um einen fehr 
wohlthätigen Zwed zu erreichen, feiner Anficht nad, 
nicht ſcheuen. Ä 

Der Herr Freyherr von Wiefenhätten habe ferner 
bemerkt, daß der, welcher fich eines perfönlichen Credits 
zu erfreuen babe, ſchwerlich geneigt ſeyn werde, an der 
Anftalt pafliven Antheil zu nehmen, daß alfo der Cre— 
bitanftalt nur foldhe Kapitalien übertragen werden wür- 
den, bey welchen ben Inhabern wenig Hoffnung zur 
Ruͤckzahlung übrig geblieben fey. Er wolle nun aller» 
dings zugeben, daß ber Greditfaffe bey ihrem Entitehen 
mehr fihlechte, als gute Kapitalien übertragen werden 
fönnten, aber es fey ja gerade ihr Zweck, die fchlechten 
Kapitalien zu verbeffern, und die forgfältigite, der Ue— 
bernahme von Kapitalien vorausgehende Prüfung der 
Zahlungsfähigkfeit der Schuldner, gewähre gegen alle, 
in diefer Beziehung etwa möglichen Verluſte sine bin 
reichende Sicherheit. Habe die Creditanftalt einen Schufd- 
ner aber einmal übernommen, fo werde er durch die im 
Plane vorgefchlagene Erecutionsweife, fo wie durd die 
Art der Rücdzahlung in Fleinen Quoten genöthigt, feine 
Verbindlichkeit ftrenge einzuhalten. : - ' 

Der dritte Zweifel des Herrn Freyherrn von Wie 
fenhütten fey der, daß die Anſpruͤche der Creditanftalt 
leicht mit Forderungen colliviren würden, welche ber 
Staat aus Pachtgeldern, Grundrenten u. f. w., an den 
nämlichen Schuldner zu machen habe, und daß dan 
entweder der Staat, oder die Greditfaffe zu kurz kom— 
men koͤnne. Aber ein Pachter oder Zinspflichtiger, mel- 
cher neben feinen Berpflichtungen an den Staat, auch 
zugleich Kapitalſchulden mit hypothecarifcher Sicherheit 
übernommen habe, werde durch einen Beytritt zur Gres 
bitanftalt ja nicht mittellofer, er befomme vielmehr einen 
freyeren Spielraum, eine bedeutende Erleichterung im 
Berhältniffe zu dem früheren Zuftande, in welchem er, 
neben dem jährlichen Paihtgelde, zur gleichzeitigen 


172 Heft V. 


Entrihtung von Zahreszinfen verpflichtet geweſen ſey; 
ein Zufammentreffen, welches die Erfüllung feiner Ver— 
bindlichkeiten offenbar bedeutend erfchwert habe, . und 
befien -Beybehaltung daher mit dem Zwede und dem 
Plane der Greditanftalt auf feine Weife vereinbar er— 


fcheine i 

Er fehe deßhalb nicht ein, wie die Errichtung Dies 
fer Anſtalt auf die Fähigkeit des Schuldners, feinen 
Berbindlichfeiten gegen den Staat zu genügen Cdie Fras 
e, weldye der Herr Geheime Rath Freyherr von Wie 
Een bitten ja wohl hauptfächlich im Siune gehabt babe) 
nachtheilig einwirken koͤnne, um fo weniger, als den 
Schuldnern durch den Eintritt in die Greditanftalt Ko— 
ften gefpart würden, welche fie fortan zu Erfüllung ih— 
rer übrigen DBerbindlichfeiten zu verwenden im. Stande 
jeyen. s 
Noch weniger aber glaube er, daß die Landescredit— 
Falle durch eine Gollifion ihrer Anfprüche mit Forderun- 
gen anderer Privatperfonen werde gefährdet werden. Er 
bege vielmehr zu der vorgefchlagenen Erecutionsmethode 
ein folches Vertrauen, daß er überzeugt fey, die Credit— 
anftalt koͤnne ohne Gefahr auch bloß chirographariſche 
Schulden übernehmen, fobald ihr nur für die Arbeits: 
fabigfeit der Schuldner genügende Bürgfchaft gegeben 
werden könnte. Als Beweis führe er einen Berfuh an, 
welcher von der Staatsregierung im. vorigen Sahre in 
Rheinheſſen gemacht worden fey. Sie habe nämlich, als 
in diefer Provinz bey einer bevorftehenden reichen Wein: 
Iefe an Fäffern: und Geld, fie anzufaufen bey der Ar 
meren Klafle der Weinbergsbefiger Mangel gewefen fey, 
für die Anfchaffung von Fäffern 47,000 fl.- den einzel- 
nen Weinbergseigenthümern nach dem Verhältuiffe ihres 
Bedürfniffes vorgefchoffen, unter der Bedingung, daß 
diefelben in ſechs monatlichen Raten zurücbezahlt, dann 
aber, auf dem Wege der Gteuererecntion bengetrieben 
werben follten. Die Staatsregierung habe für dieſes 
Darlehen feine bypothecarifche Sicherheit in Anſpruch 
genommen, und dennoch fey er nicht zweifelhaft, daß 
die Staatsregierung das Geliehbene, ohne den Verluſt 
eines einzigen Kreuzers, zur fefigefegten Zeit zuruͤckem⸗ 
pfangen, werbe. 
+88 fey allerdings, wie der Herr Freyherr von Wie 
fenhütten viertens. bemerkt habe, möglich, daß Gredito- 
ren den Berfuch machten, der Greditanftalt morofe, oder 
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dem Concurſe nahe ſtehende Debitoren zu uͤbertragen. 
Aber die Anſtalt werde ſich hüten, ſolche Schuldner an: 
zunehmen. Sie werde alle mögliche Vorficht gebrauchen, 
um fich über die Lage der fämmtlichen, ihr angetragenen 
Greditoren Gewißheit zu verfchaffen, und dap in diefer 
Beziehung wenigſtens Feine grobe Taͤuſchung möglich 
werde, dafür bürge bie Einfiht, welche die Staatgre- 
gierung durch ihre zahlreichen Organe in die Vermoͤ— 
gensverhältniffe ihrer fammtlichen Unterthanen erhalten 


koͤnne. 


Das letzte, von dem Herrn wirklichen Geheimen Rath 
Freyherrn von Wieſenhuͤtten gegen das Einſchreiten des 
Staates, bey dem in Frage ſtehenden Unternehmen, ange 
führte Argument beftehe in den großen Koften einer öf: 
fentlichen Greditanftalt. Daß diefe Koften aber wirklich 
fo bedeutend feyn würben, könne er um deßmillen nicht 
zugeben, weil ein großer Theil der nothwendigen Ars 
beiten unentgeldlich beforgt werde. Bloß das Kaffen- 
perfonal und das fubalterne Büreauperfonal beduͤrfe ei— 
ner numerären Belohnung. Alle übrigen Gefchäfte, 3.8. 
Erhebung und Auszahlung der Gelder ıc. Fönnten als 
Nebenaufträge unentgeldlich verrichtet werden. Auf je 
den Fall aber würden die Koften einer Staatsanftalt, 
nad) den, dem Staate zu Gebote ftehenden Mitteln, fich 
weit geringer belaufen, als die Koften eined Privatun— 
ternehmens von demfelben Umfange. 


‚Dazu fomme nod) der Umftand, daß in ftaatswirth: 
fchaftlicher Hinficht nur dann von befonderen Koften die * 
Rede feyn Fönne, wenn der Aufwand des fraglichen Uns 
ternehmens den Aufwand überfteige, welcher fämmtlichen, 
an der Greditanftalt participirenden Greditoren und De: 
bitoren durch die Auszahlung, Beytreibung und Ein— 
nahme der Forderungen bisher verurfacht worden fey. 
Denn in ftaatswirthichaftlicher Beziehung, in welcher 
das Bermögen eines jeden Einzelnen einen Theil des 
Nationalreichthums bilde, trage der Aufwand eines Pri- 
vaten,. eben fo wohl, ald ein Aufwand des Staates, 
zu der Verminderung des Nationalvermögend bey. Su 
diefer letzteren Hinficht glaube er deßhalb, daß die Be- 
forgniß des Herrn Freyherrn von Wiefenhütten nicht 
nur ungegrinder erfcheine, ſondern daß die Errichtung 
einer Randescreditanitalt ftatt neuer Koften, fogar eine 
Derminderung des bisherigen zur Folge haben werde. 
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Der Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr von 
MWiefenhätten: Auf die Bemerkungen des Herrn Ge- 
beimen Staatsratbs Hofmann über das Wefen einer 
Greditanftalt im Allgemeinen, erwiedere er, daß er Den 
Nugen und das Wünfchenswerthe derfelben keineswegs 
verfenne. Ueber die Frage, ob ein Privatinftitut den 
Vorzug verdiene, wolle er fih um defwillen bier nod 
nicht äußern, weil von einem folchen Unternehmen bis 
jest Feine. Rede geweſen fey. Dagegen müffe er, in Be 
ziehbung auf das Beyfpiel, welches von Preußen für die 


, Errichtung von Greditanjtalten mit Garantie des Staa- 


te8 gegeben, worden fey, benierfen, daß die preußischen 
Sinftitute allerdings eine längere Zeit fehr creditvoll ge: 
weſen feyen. Die preußifche Staatsregierung habe die 
einzelnen Grundftüde abſchaͤtzen, und im Verhältniffe 
diefer Abſchaͤtzung Geld aufnehmen Laffen. | 
- Die dafür ausgeftelten Papiere hätten im Anfange 
‘einen fo hoben Werth"gehabt, daß felbft das Geld der 
milden Stiftungen auf dieſe Weife angelegt, und jeder 
Pfandbrief mit 10 Procent Agio bezahlt worden fey. 
Später aber fey der Werth diefer Papiere auf eine ganz 
enorme Weife herabgefunfen, und alle Borfchläge, um 
ihren wirklichen Werth dem Normalwerthe wieder anzu 
nähern, habe die preußifche Regierung felbft als unaus— 
fuhrbar befunden. 

Der Herr Freyherr Riedefel: Diefe legte Bemer— 
fung des Herrn Freyherrn von Wiefenhütten ſey nur 
für die Pfandbriefe des ehemals preußifchen, jegt ruffi- 
fchen Theiles von Polen wahr. Alle übrigen preußifchen 
Pfandbriefe behaupteten, wie er aus Erfahrung wilfe, 
noch vollfommen ihren alten Werth. 

Der Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr von 
MWiefenhütten: Was feine frühere Bemerkung be 
treffe, fo habe das erfte darin gegen die vorliegende 
Propofition angeführte Argument fih auf den Credit 
bes Etaated bezogen. Sn diefer Hinficht ftehe der Staat 
obngefähr in demfelben Berhältniffe, wie ein Privat: 
mann, welcher feinen Credit verliere, fobald er fih in 
eine, feine Kräfte überfteigende, oder gefährliche entre- 
prise einlaſſe. Wie leicht der Credit gefährdet werde, 
welch unbedeutender Anlaß oft eine folche Wirkung ber- 
vorbringe, lerne man am beften fennen, wenn man län 
gere Zeit in einer großen Handelsſtadt gelebt habe. Die 


Beforgniß aber, welcye ihm das in Frage flehende Unz- 
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ternehmen in diefer Beziehung errege, ſey durch die Ers - 


örterungen des Herrn Geheimen Staatsraths Hofmann 
noch feineswegs erledigt worden. ki 
Laffe ſich wirklih, wie behauptet worden fey, die 
Zahlung durch die Schuldner fo Leicht möglich machen, 
fo würde diefelbe gegenwärtig nicht fo — Schwierige 
feiten unterliegen. Allerdings habe der Staat mehr Mittel 
als ein Privatmann, um feine Ausſtaͤnde beyzutreiben, 
aber das Nefultat eines Unternehmens, bey mweldyem er 
die ärmfte Klaffe der Debitoren zu Schuldnern annehme, 
werde am Ende dennoch zu feinem größten Nachtheife 
ausfallen. 
. Was die Möglichkeit des Zuruͤcktretens betreffe, fo 
fey diefe allerdings im Außerften Falle ein Sicherungs- 
mittel._ Man werde freylich mit einem Berlufte von 


10,000 fl. beffer zurücdtreten, als fich einem Berlufte 


von Millionen ausfeßen. Aber ein gefährliches Riſiko 
werde durch jene Möglichkeit noch Feineswegs entfernt. 
Es fey allerdings von Gewicht, daß der Staat hinrei- 
chende Gaution für die Rüdzahlung der Forderungen 
und doppelte Berhypotbecirung ihres Werthes zur Bes 
dingung mache. Ob aber der Schuldner felbft die Abficht 
babe, das Intereſſe des Staates nicht zu beiinträchtigen, 
ob ed dem Staate möglich fey, fi) von der Zahlungs: 
fähigkeit feines Schuldners genügende Kenntniß zu ver: 
verfchaffen,, fey eine andere Frage. Der Staat fönne 
zwar in biefer Beziehung durch feine Steuerorgane Er- 
kundigungen einziehen, aber gefeßt, daß feine Abficht 
fi) auch auf diefem Wege im Allgemeinen erreichen Laffe, 
fo fey ja noch immer in einzelnen Fällen eine Collufion 
der Steuerbehoͤrden mit den Schuldnern denkbar. 
Ferner fey der Umftand, daß der Staat, wenn er 
von feinem Schuldner außer den gewöhnlichen Zingzah- 
lungen auch Pachtgelder und Grundrenten zu fordern 
habe, durch eine Collifion beyder Forderungen leicht ei— 
nen Berluft erleiden Eönne, durch die Bemerfung, daß 
bie projectirte Greditanftalt die Lage der Schuldner ſo— 
gar verbeffern werde, noch nicht zur Genüge beautwor> 
tet. Denn eine der beyden Forderungen fönne wohl auf 
bem Wege des Erecutionsverfahrens eingetrieben werden, 
und dieß ftelle den Staat gegenwärtig vollfommen ficher, 
aber in Bezichung auf die andere, werde der Staat, 
was allen etwaigen Berluft angehe, ganz den Plas der 
früheren Privatgläubiger einnehmen. Der Beweis, wel—⸗ 


176 Heft V. 


chen der Herr Geheime Staatsrath Hofmann aus Der 
Unterſtuͤtzung der rheinhejlifchen Weinbergsbefißer her— 
geleitet habe, koͤnne wohl im Allgemeinen nichts ent- 
ſcheiden, weil fi dort gerade in der Weinlefe Mittel 
zur Rüdzahlung des geliehenen Geldes gefunden hätten. 


Daß e8 manchen Greditoren gelingen fönne, der 
Greditanftalt infolvente oder gar concursmäßige Schuld- 
ner zugumeifen, ſey ebenfalls durch feine Borfichtsmap- 
regeln abzuwenden. Denn ein Greditor, welche eine folche 
Abficht habe, bringe vielleicht geringere Geldopfer, ftelle 
für die legten Sahren- Quittungen aus, und erreiche 
feinen Zwed durch Taͤuſchung und Betrug ganz unfehk- 
bar. Breche nun ein Eoncurs aus, fo habe diefer, wenn 
auch nicht. einmal Verluſt des vom Staate zu fordernden 
Kapitales, doch wenigitens eine, ebenfalls fehr nachthei: 
lige Unterbrehung oder Stockung des Zinfenlaufes zur 
"Folge. Sey der Staat endlich genöthigt, eine Zwangs— 
BR, vornehmen zu laſſen, jo werde eine häufige 
Folge davon, nad) der befannten Erfahrung, daß unter 
zwey Zwangsveräußerungen eine zu einem Nefultate führe, 
die Anwendung der Verordnung vom 12ten May 1777 
ſeyn. Das der Zwangsveräußerung unterliegende Object 
werde der Gemeinde zum Bauen überlaffen, und der 
Staat muͤſſe gefeglich einen Theil der gewöhnlich bedun- 
genen Zinfen zum Opfer bringen. 

Mas dieKpften einer landescreditanftalt betreffe, fo 
würden biefelben fich allerdings fehr hoch belaufen. Die 
Beforgung eines Gefchäftes, welches etwa die Summe 
von 2O Millionen Gulden in lauter Heinen Poften um: 
faffe, deren jeder eine monatliche, oder halbjährige Ber 
rechnung nothwendig mache, ein Gefchäft, welches be 
beutender, als das des größten Handlungshaufes in 
Europa jey, welches eine Arbeit von früh Morgens bis 
fpät Abends, und die aͤußerſte Thätigfeit und Accurateffe 
erfordere, fünne den, von der zweyten Klammer gewähl- 
ten Judividuen nicht ohne eine angemeffene Vergütung 
zugemuthet werben. Dazu fomme die Bezahlung von 3 
bis 5 Buchhaltern, eines ſehr bedeutenden. Büreauper: 
ſonals, eines Locals, welches vielleicht den Raum einer 
anzen Etage im neuen Gollegiengebäude enthalten müffe, 
yolz, Kicht, Schreibmaterialien ıc., fo daß man einen 
Koſtenanſchlag von 40 bis 50,000 fl. biernad) gewiß nicht 
übertrieben finden werde. Ä 
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Der Herr: Geheime: Staatsrat Hofmann: Er 
erlanbe fi) vor allen Dingen: Darauf aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, baß der: eigentliche Plan einer Kandescreditanftalt 
von ber Staatsregierumg noch nicht'redigirt fey. Der 
Plan, welcher als Beylage A dem Ausfchußberichte zwey— 
ter Kammer beyliege, ſey nur eine von ihm entworfene, 
zur Vorlage früher nicht beftimmte Skizze. Ein Plan 
bagegen,- welcher geeignet erfcheinen folle, um in's Leben 

erufen zu werden, beduͤrfe noch einer reiflichen Pruͤ— 
—* und Bearbeitung. Gar manche der jetzt vorliegen⸗ 
den Beltimmungen Eönnten auf diefe Weife in der Ark 
ausfallen, daß die möglichen, und bisher geäuferten 
Beforgniffe vollftändig erledigt wurden. So koͤnne man 
z. B. vielleicht ein Maximum und ein Minimum des Wer: 
thes der in die Ereditanftalt aufzunehmenden Schuldforde- 
rungen feftfeßen, denn durch den Ausſchluß ganz Feiner und 
ganz' großer; Kapitalien, werde die Mühe und Gefahr 
der Verwaltung ſchon fehr bedeutend vermindert. . Eine 
genauere Prüfung des Gegenitandes erfcheine demnach 
unter allen Umftänden als nothmwendig, denn der Aus: 
fehußbericht idiefer hohen Kammer fee mit Necht vor- 
and, daß es wegen der Kürze der Zeit an einer folchen 
bis jetzt gemangelt habe. Er felber wuͤnſche deßhalb, 
daß das. Nefultaf dieſer Berathung nur ein Beſchluß 
ſeyn moͤge, die Staatsregierung zu dem Entwürfe, und 
zu der Ausführung eines, von ihr nach gründlicher und 
umfaffender Prüfung zu redigirenden Planes Aaufzufor- 
dern und zu ermaͤchtige. 
Mit dem, was: der Herr-Freyherr von Wiefenhätten 
über den nachtheiligen Einfluß der Errichtung einer Lan— 
beöcreditanftalt durch den Staat auf den Eredit des 
letzteren geaͤußert habe, könne er auch nach der fpäteren 
- Bemerfung defjelben nicht bereinftimmen. Der. Credit 
eines Privatmannes werde freylich auch durch den aͤuße⸗ 
ren Schein ‚gefährdet, weil ein Privatmann nicht, wie 
der Staat es thun müffe und. thun werde, über eine 
jede feiner Handlungen dem vaterländifchen Publikum 
vollftändigen :Auffchluß zugeben im’ Stande ſey. Der 
"Staat gründe: fein Inſtitut, ohne von der Veranlaffung 
und der Art und Weife ber Einriehtung deſſelben das Publi⸗ 
fum in Kenntniß zu feßen, ohne zu zeigen, daß ſein Vermoͤ⸗ 
gen durch genügende Gautionen und Hypothefenbeftellungen 
auf jede. Weife gefichert erfcheine. Denn der Umftand, 
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daß felbjt bey einer Pfandbeſtellung bie Befriedigung des 
Gläubigers oft unmöglich. gewefen ſey, habe feinen Grund 
in dem Mangel von Käufern gehabt, welchem durch) Die 
Errichtung der Landescreditanitakt, nach feiner früheren 
Bemerkung, ja;gerade abgeholfen werde: Der Fall aber; 
daß eine bypothefarifche DBerfücherung, wegen. mangeln⸗ 
der. Nechtsficherheit, ihren Zweck verfehle, werde troß 
dem, was man über die Unvollfommenbeit des Hypothe⸗ 
fenwefens im Großherzogthume ſagen Tönne, doch gewiß 
nur fehr. felten verfommen , namentlich dann, wenn bey 
der Pfandbeftellung felbit, mit der Aufferftien Vorſicht 
und der größten Bchutfamfeit zu Werke gegangen werde: 
Seiner Bemerkung über die Vortheile der Verwandlung 
der jährlichen oder halbjährigen Zinszahlungen in mo— 
natliche Renten habe der Herr Freyherr von Wiefenz 
bitten nichts entgegengeftellt: Gegen die Leiſtung vom 
monatlichen, in ihrer Summe, dem halben. Taxatum bey, 
Grundſtuͤcke gleich kommenden Renten wirden ſich unter 
allen Umftänden Käufer finden, ja der. Staat: felbit, 
wenn er bey dem. Anfaufe von Domänen überhaupt ein 
Intereſſe hätte, würde wohl thun in die Zahl: derfelben 
einzutreten. Ein ganz gleiched Berhältniß finde aber 
Etatt, wenn der Grebitanftalt, falls fi für: ein. ver⸗ 
pfändetes Grundſtuͤck fein Käufer melden follte, daſſelbe 
nad) einem beftimmten Tarxatum zugeſchaͤtzt werde. Ends 
li habe der Staat, im fait undenfbaren Falle : eined 
ungünftigen Erfolges. der Unternehmung, in dem Zuruͤck⸗ 
tritte und in der Herftellung des urfprünglichen Verhaͤlt⸗ 
niffes zwifchen Schuldner und Gläubiger ‚- ein. ficheres 
Mittel, einen jeden, etwa durch Unausführbarfeit des 
Unternehmens: ihm drohenden bedeutenderen Berkuft ſchon 
im Voraus abzumenden. YS MrTBan 

Was die Koften des Unternehmens betreffe, fo wärs 
ben fie.auf feinen Fall fo. viek betragen, ald der Herr 
Freyherr von Wiefenhütten vorausgefegt habe, man koͤnne 
vielmehr, wie er glaube, mit einer jährlichen. Summe 
von. 10,000 fl. vollfonmen ausreichen. Eriftire ja doch; 
in Folge des Steuerweſens, mit jedem einzefnen Unter 
tban im Großberzogthume fchon jett eine monatliche Abs 
rechnung, ohne daß die NMusgabe für das dabey nöthige 
Perfonal mehr als 6 Procent der ganzen Einnahme bes 
trage, und doch fönne man mit diefer Negulirung nicht 
die Verwaltung einer Anftalt, vergleichen , in deren Bes 
reich nur ein ſehr Feiner Theil. fimmtlicher Untertbanen 
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gehöre, und’ welche nicht, wie die Steuerbehoͤrden, auch 
mit der Regulirung ihrer Forderungen befchäftiget zu 
ſeyn brauche. Monatlicher Abfchluß der Rechnungen und 
gleichzeitige Feſtſtellung des Betrages eines jeden einzel— 
nen Schuldpoſtens, ſey das einzige Erforderniß, und 
eine große Aecurateſſe in dieſem Geſchaͤfte werde um ſo 
weniger zeitraubend ſeyn, als die Finanzverwaltung des 
Großherzogthums der Verwaltung der kuͤnftigen Landes⸗ 
creditkaſſe ein ſehr vollkommenes Vorbild darbieten koͤnne. 

Der Herr Kanzker Arens: Er verkenne die edle 
Abſicht, melde ber vorliegenden Motion zu Grunde 
liege, keineswegs. Aber er glaube auch zugleich, daß 
der Zuſtand der aͤrmeren Grundbefiger noch nicht von 
der Art ſey, daß man bie Präjudicialfrage: Iſt die Er- 
re einer Zandescreditanftalt Forderung der Noth- 
wendigkeit? bejahend beantworten muͤſſe. Er halte vrek 
mehr das Beſtehen einer ſolchen Anftalt für nuͤtzlich, 
aber nicht für. nothwendig. “Aber andy das Letztere ans 
genommen, ſo zeigten ſich doch ‚bey der — meh⸗ 
rere, ein guͤnſtiges Reſultat derſelben vielleicht gaͤnzlich 
vereitelnde Schwierigkeiten. RE 
Die erſte fey, der irreguläre Zuftand des Hypothe⸗ 
kenweſens, welcher das Ausleihen yon Kapitalien mit 
voͤlliger Sicherheit durchaus unmoͤglich mache. Das Hy: 
pothekenweſen beduͤrfe, wie diefes jelbit von den Stän- 
deit wiederholt anerkannt fey, zahlreicher Verbefferungent, 
beſonders fey dies in den Dieffeitigen, aus fo vieleit bes 
terogenen Beitandtheiten, mit fait eben fo vielen -Par- 
tiönlargefeßgebungen, eomponirten Landestheilen der Falk. 
In dieſen fey das Hypothekenweſen in der That-in einem 
Zuſtande, cher mit dem Zwecke deſſelben uͤberhaup 


in ſehr grellem Widerſpruche zu ſtehen ſcheine. — 
Eine zweyte Schwierigkeit liege darin, daß bedeu⸗ 
tende Ausfaͤlle in der Einnahme der Creditkaſſe, durch 
Inſolvenz der Schuldner, nicht ausbleiben wuͤrden, wenn 
ſich naͤmlich für die verhypothecirten Grundſtuͤcke kein 
Kaͤufer finde, alſo dieſelben entweder adjudicirt, oder 
die Zinſen, tm Gemaͤßheit der Verordnung von 1777, 
auf 3 Procent herabgefeßt werben müßten. | 

.. Ein dritter, gegen die Errichtung einer. Tandescres 
ditanſtalt unter Sffentlicher Autorität enter Grund, 
liege in dem allerdings erforderlichen großen Kojtenauf- 


M2 
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wande, welcher ſich in der Ausfuͤhrung eines fo umfas⸗ 
ſenden Geſchaͤftes, wie dieß die Erfahrung lehre, ges 
woͤhnlich bedeutender, als in dem Vorcinſchlage deſſelben 
darſtelle. Und ohne Zweifel ſey jetzt zu einer Vermeh⸗ 
rung der Staatsbeamten, fo wie-zu einer Vergrößerung 
ber. Staatsausgaben, ein fehr wenig:geeigneter Zeitpunft. 
Dazu 'tomme viertens die Tendenz: dei Staates, 
mit: feinen Finanzen völlig. -aufs  Nemmei'zan'gelangen. 
Der Weg zu der Erreichung dieſes Zieles Ifoy geoͤffnet. 
Aber koͤnne die. Elare Ueberſicht der. gefammten Otaats- 
fhuld, die. Gewißheit, ſie bis zu einem beſtimmten Ter— 
mine abzutragen, nicht durch die Uebernahme einer ſo 
bedeutenden. neuen. Schuldenmaſſe geſtoͤrxt werden ? Sey 
es moͤglich dafuͤr zu buͤrgen, daß die mit den Schulden 
zugleich. uͤbernommenen Forderungen, einen hinreichen⸗ 
den Ertrag liefern wuͤrden, um die neue Ausgabe, ohne 
bedeutende, Zufchüffe aus, Staatsmitteln, us decken? 
+, Der Herr Geheime Staatsrath Hofmann habe zwar 
bemerft , daß: der Staat), um bedeutenden Berkuften vor 
zubeugen, jeden Augenblitk die übernommene Berbind: 
lichfeit wieder aufgeben koͤnne. Indeſſen ſithere die Moͤg⸗ 
lichkeit eines ſolchen Zuxuͤcktretens keineswegs gegen allen 
Verluſt, und dann ſcheine ihm gerade die. unwiderruf— 
liche Uebernahme der fraglichen Verbindlichkeit durch den 
Staat, ein beſonderes wirkſames Mittel „das, ‚öffentliche 
Dertrauen, und mit diefem das Emporfommen einer Cre⸗ 


itanftalt zu befördert... nyinı Bu wol Arena) 
Judeſſen werde tr gerade durch dieſe letzte Schwie 
tigkeit bey dem Vorſchlage des Herrn. Geheimen. Staats: 
raths . Hofmann auf einen. anderen: Gedanken geleitet, 
der vielleicht einer näheren Würdigung. nicht ganz. ur 
werth ſey. IR a2 Dell uhr ser mi 
Der Plan deſſelben gründe — V mlich auf die 
Idee, daß die Beytreibung der, Zinſen ſowpohl, als des 
ſchuldigen Kapitals in ganz kleinen Parselen geſchehen 
ſolle. Er wolle nun nicht in * en, daß ein 


Fun, 


ſolches Verfahren dem. Staate eine „bedeutend, erhöhte 
Sicherheit gewähre,. aber er glaube, daß ‚der ‚Zweck des 

Derfahren realifirt werden. koͤnne, auch ohne daß ſich 
der Staat dabey an die Spike zu ftellen noͤthig babe. 
Man dürfe nämlich nur geſetzlich ausſprechen, daß der 
Staat, fobald ein Private ein Kapital nugsleihe, und 
ben Schuldner zw Zins: und Kapitalzahfiingen in klei— 


En 
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nen Raten verpflichte,. bie Eintreibung der eiitzelnen 
partiellen Leitungen auf dem Wege der Steuererecution 
bewirfen laſſen wolle. Hierdurch werde vielleicht ders - 
felbe Zweck erreicht werden fonnen, ohne dabey noͤthig 
zu. haben, dem Staate, wie diefes nach dem Vorfchlage 
ded' Herrn Geheimen Staatsraths gefchehe, Das Febr 
große Riſiko aufzubuͤrden. ar Ä 
Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Er 
‘ würde diefem, in der Ausführung fehr einfachen Vor— 
ſchlage feine vollfonmene Zuftimmung ertheilen, wenn 
er Die Heberzeugung erhalten könnte, daß Kapitaliften 
bereit feyn würden, ihr Geld auf die angegebene Weife 
auszuleiben. Daran müffe er aber um deßwillen zwei— 
feln, weil ein Kapitalift zur Annahme von monatlichen: 
Fleinen Zins> und Kapitalzahlungen fich felten entfchlie: 
Ben, und noch weniger bereit feyn würde, feine Kapi— 
talten vielleicht 41 Jahre Tang unauffündbar ftehen zu 
laſſen. Denn der Kapitalift Fönne nur felten oder -nie 
Zwifchenzinfen beziehen, wohl aber fey der Greditanftalt 
durch die Maffe der in ihr zufammengetragenen Forde— 
rungen, und durch ihr Verhaͤltniß zu der Staatsfchul- 
ventilgungsfaffe eine ſolche Möglichkeit gegeben. | 
.. Dagegen fcheine ihm die, den Zuftand des Hypothe— 
kenweſens betreffende Bemerfung des Herrn Kanzlers 
von größerer Wichtigkeit ,.und er frage deßhalb, 05 dies 
felbe durch faftifhe Gründe, durch Beyſpiele und Er: 
fahrungen unterftütt werde. 
Der Herr Kanzler Arens: Dieß fey, wie er fihon 
früber bemerft habe, allerdings der Fall. Sein amtli- 
cher Wirkungskreis liefere ihm zahlreiche und betrübende 
Beyſpiele, ‚wie wenig der jett beſtehende Zuftand bes 
Hypothekenweſens, namentlich die noch zur Zeit. befte- 
hende große Anzahl. von ftillfchweigenden Hypotheken, fo 
wie die unordentliche Führung der Hypothekenbuͤcher, 
Sicherheit der Rechte und des Vermögens zu gewähren 
im Stande fey. Ä 
Der Herr Geheime Staatsratd Hofmann: Ein 

fo trauriger Zuftand des Hypothefenwefens mache frey- 
lih, fo lange nicht eine neue Hypothekenordnung er- 
fchienen .fey, welche ‘fehr bedeutende Schwierigkeiten, zu 
überwinden habe, eine verdoppelte Vorficht bey der Bes 
ftellung von Nealficherheiten nothwendig. Was indeflen, 
abgefehen hiervon, die aus einer wirkfjamen Hypotheken—⸗ 
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beftellung hervorgehende Sicherheit betreffe, fo. fpreche 
er feine innigfte Heberzeugung auf’ Neue aus, daß ber 
Staat, al Unternehmer der Landescreditanftalt, weder 
durd den Mangel an Käufern bey etwa nothwendigen 
Zwangsveräufferungen, nod auch durdy den Fall einer 
etwaigen. Adjudication verpfändeter Grundftüde, melche 
dem Ueberlaſſen derfelben an die Gemeinden gegen Ent— 
richtung von 3 Procent des Schuldwerthes jederzeit vor⸗ 
zuziehen fey, den mindeften Nachtheil zu befürchten habe, 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Was 
den von, dem Herrn Kanzler aus dem Zuftande des Hy- 
pothefenmwefens gegen den Borfchlag des Deren Gehei— 
men Staatsratbe Hofmann bergeleiteten Einwand bes 
treffe, fo bemerfe er, daß feines Willens, eine neue 
Hypothekenordnung bereits ihrer Vollendung ſehr nahe, 
und bloß um deßwillen zur fländifchen Genehmigung nicht 
vorgelegt fey, weil man neuerdings noch Anftände da— 
bey gefunden, und Abänderungen an dem Plane derfel- 
ben für nöthig erachtet habe. 

Indeſſen fey auch diefer Grund des Herrn Kanzlers 
für die Anficht deffelben offenbar zu viel beweifend. Denn 
wenn das Hypothekenweſen ſich wirflih in der geſchil⸗ 
derten Lage befinde, fo folge daraus um fo mehr eine 
fehr ausgebreitete Greditlofigfeit, und eben deßhalb die 
Kothwendigfeit eines Einfchreitens von Seiten der Staat$- 
regierung. 

Uebrigens kenye man, troß des in der That fehr 
mangelhaften Zuftanbes des Hypothekenweſens, doch die 
an einem Objecte verliehenen dinglichen GSicherheitsbes 
ftellungen im einzelnen Falle gewöhnlich fehr wohl. 
Eine deffallfige Unterfuchung werde im Zweifel alle er- 
forderlichen Auffchlüffe gewähren Finnen, und wenn das 
durch auch die Mühe und der Zeitaufwand für die Reas 
liſirung des in Frage ftehenden Unternehmens erfchwert 
werde, fo fehe er in diefer Erfchwerung doch noch feinen 
Grund, deßhalb einer fehr fehönen, wahrhaft patrioti— 
fhen Idee entgegen zu ſtimmen. Er wiederhole viels 
mehr die Bemerfung des Herrn Geheimen Staatsraths 
Hofmann, daß, wenn man in der traurigen Rage der 
kleineren Grundbefißer die Nothwendigkeit eines höheren 
Einfchreitens einmal erfannt habe, ein jeded Hinderniß 
für die Erreichung. des Zweckes nur Veranlaſſung wer- 
a dürfe, daffelbe entweder zu entfernen oder zu ums 
geben. | 
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Mebrigens ſey auch noch keineswegs die Rede da⸗ 
von, die Landescreditanſtalt ſofort in's Leben zu rufen. 
Es handle ſich vorlaͤufig nur um einen, auf keinen Fall 
zu unterlaſſenden Verſuch. Bey dieſem Verſuche muͤßten 
natuͤrlich alle, vielleicht‘ gegen den Antrag fprechende 
Ruͤckſichten auf Staat und Staatscredit wegfallen, ins, 
dem ja gerade die Wahrheit oder Unrichtigfeit diefer 
Gründe ebenfalls. Gegenitand der Unterfuchung werden 
muͤſſe. Indeſſen fey auch der Staat, wenn er für das 
Wohl feiner Unterthanen, und alfo für fein eigenes fors 
gen, und feinen Hauptreichthbum, den Werth des Grunds 
eigenthbums, zu erhalten fuche, noch keineswegs mit dem 
Speculanten zu vergleichen, welcher fi) auf Entreprifen 
einlaffe. Durch die vermehrte Circulation des Geldes, 
in Folge der Greditanftalt, vermehre fih in der That 
auch die Maffe deflelben, denn es ſey ja doch wohl 
gleichgültig, ob 10 Rthlr. einmal oder 1 Rthir. zehns 
mal umlaufe. 


In Folge der Greditanftalt, nah ben Grundziigen 
des vorliegenden Planes, werde ferner der Werth des 
Grundeigenthbums mit der vermehrten Goncurrenz der 
Käufer fteigen, denn der Grund des Mangels von Käus 
fern‘ habe bisher Tediglich in’ dem Mangel von genuͤgen— 
den Zahlungsmitteln gelegen, indem ein jeder Fandmann 
an fi ein natürliches Beftreben fühle, feinen Grunds 
befig fo viel als möglich zu erweitern. Durch die in 
. den Statuten ded sub A, anliegenden Planes gegebene 
Befugniß, den Kaufſchilling eines Grundſtuͤcks in fehr 
Heinen, und:weit ausgedehnten Terminzahlungen abzus 
tragen, fey aber die Zahlungsfähigfeit der unbemittelte 
ren Grundbeſitzer, und alfo die Möglichkeit, auf die 
Erwerbung neuen Grundeigenthums auszugehen, fehr 
- bedeutend erweitert. Er hege deßhalb über die Zweck—⸗ 
mäßigfeit des Planes sub A. im Allgemeinen nicht den 
mindeſten Zweifel, fondern glaube nur, daß derfelbe in 
feinen einzelnen Beftimmungen mancher Modiftcationen 
bedürfen werde. 


Der Herr Kanzler Arens: Auch er babe Feiness 
wegs die Abficht dem Antrage des Herrn Proponenten, 
und ben fi) auf bdenfelben beziehenden Mittheilungen 
und Bemerfungen, fo weit dafür eine Empfehlung an 
die Staatsregierung beabfichtigt werde, entgegen zu flim> 
men. Kur eine Autorifation der Staatsregierung, ein 


jo. wichtiges; in alle. Finanzverhaͤltniſſe ſo tief .eingreis 
fendes Inſtitut, wie Das in Frage ſtehende, fofort in's 
Leben zu rufen, habe er fuͤr bedenklich gehalten, und in 
dieſem Sinne allein ſeine fruͤheren Bemerkungen ausge— 
ſprochen. | | wer | 

Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaudt:: 
Bey der Entfcheidung über die Frage, ob man bie Ers 
richtung einer Yandescreditanftalt wünfchen muͤſſe, komme 
fehr vieles auf die Beantwortung der Vorfrage an, ob 
die Errichtung einer folchen Anſtalt ſich als wahres und 
nothwendiges Bedürfniß darftelle. Und. diefe Praͤjudi— 
cialfrage fünne man wohl nur bejahen, wenn man bes 
denfe, wie viele Familien durch eine Fräftige Unter— 
fügung in der angegebenen Art, went die Ereditanftalt 
fofort. ing Leben trete, vom Untergange gerettet werben 
würden. Die Beforgniffe etwaiger Nachtheile habe der 
Herr Geheime Staatsrath Hoffmann auf eine fehr gruͤnd⸗ 
lihe Weife erledigt. Er erlaube fich deßhalb nur zwey 
Punkte noch befonders hervorzuheben , welche ihm durch 
die Sicherheit des fraglichen. Inftituts und durch Das 
Sintereffe des Staates gefordert zu werben fchienen. — 
_ Nämlich die Möglichkeit für den Staat, bie Greditans 
ftalt zu jeder Zeit wieder aufzulößen, und die Beſtim— 
mung, daß das. verhypothecirte Object, im Falle der 
Zwangsveräußerung, dem Käufer gegen die Entrichtung 
der vom Debitor verfchuldeten, monatlichen Rente uͤber— 
laffen werden koͤnne. 


Der Staat erfiheine auf diefe Weife um jo mehr 
gefichert, als ja ein Debitor felten in den erften Jahren 
feines Schuldverhältniffes in Ruͤckſtand komme, und dep- 
halb, wenn auch ein folder Fall eintrete, meift der 
— Theil des ſchuldigen Kapitals abgetragen ſeyn 
werde. 


Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Indem er 
ſich mit der Anſicht des Herrn Grafen zu Solms - Lait- 
bach einverſtanden erklaͤre, bemerke er, daß dieſelbe ſich 
mit der Anſicht des Herrn Kanzlers wohl dahin ver— 
einigen laſſe, daß man die Staatsregierung im Allge— 
meinen erſuche und ermaͤchtige, den vorliegenden Gegen- 
Hand, mit Beruͤckſichtigung des Materiales in der Die 
cuſſion beyder Kammern, zu prüfen, und ein, dem Re— 
fultate ihrer Prüfungen angemeffenes Inftitut in’s Leben 
treten zu laſſen. Eine folche Autorifation der. Staats- 
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regierung, verfcheine um ſo ungefuͤhrlicher, als ſich ja 
mit: Sicherheit. erwarten lafle, daß die letztere, anf feis 
nen Fall einer, der Far ansgefprochenen Meinung ber 
Stände widerftreitenden Organiſation der Landescredit: 
anſtalt den Borzug einräumen: werde, - : 1. m... mine 

Ob man hiernach die weitere Bedingung ausfpres 
chen folle, baß ‚ver Plan der Anftalt auf. dem naͤchſten 
Landtage ben Ständen zur. Genehmigung vorzulegen fey, 
fep ‚eine. Frage, deren Beantwortung ‚mit der Anficht 


—8 


von dem größeren ‚oder geringeren Beburfniffe einer Un 


— der kleineren Gutsbeſitzer zuſammenhaͤngen 
werde. | 
Bey der hierauf über den $. 1 und $. 2 de sub A 
dem Ausfchußberichte gwenter Kammer anliegenden Plas 
nes eröffneten Discufion ‚bemerkt z 
ber Here Geheime  Staatsrath Hofmann: In 
pos. b des $.2 ſey es vielleicht beffer, die Zeit der Un— 
aufkuͤndbarkeit der, der Greditanftalt überlaffenen Kapi⸗ 
talien auf 6 Jahre zu beftimmen, denn wenn innerhalb 
diefer Frift die: monatlichen: Raten richtig. eingegangen 
fegen , ſo dürfe man wohl mit Recht eine ewige: Dauer 
ber Anftalt:erwarten. Sollte aber die Erfahrung aus⸗ 
fprechen ‚ daß. der beabfichtigte‘ Zweck fich ‚nicht erreichen 
kaffe, fo koͤnne in jedem Moment die Wiederauflößung 


des Unternehmens erfolgen, ohne daß der Staat Kapi— 


taffchuldner geworben ſey. Es geſchehe dieß namlich 
durch die Wiederherftellung des urfprünglichen Verhaͤlt— 
niffes zwifchen Gläubiger und: Schuldner, über welches 
ja, fo wie es jest geftaltet feygn würde, eine genaue 
Buchführung in jedem Augenblicde: die genauefte Ueber: 
ficht darbiete. a Men 
Zu $. 3 bemerft | | 

ber Herrffreyherr von Breibenftein: Ererlaube 
fi bier nur kurz auf den Vortheil aufmerffam zu mar 
chen, welcher aus der Beltimmung, daß die Erhebung 


der Zinfen von dem Schuldner monatlich, die Auszahs . 
lung verfelben an den Gläubiger aber halbjährig erfols 


gen folle, hervorgehen müffe, indem: diefe Art der Zah— 
fung durch ihre Leichtigfeit und Sicherheit: dem Vortheile 
beyder Theile auf gleiche Weife entfpreche. 
Zu & 4_bemerft — | | 

bes: Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Inder Berathung der zweyten Kammer fey bemerkt 
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worden daß. die: Bedingung einer doppelten hypotheca⸗ 
riſchen Verſicherung wohl eine zu große Härte enthalte: 
Indeſſen mache das Intereſſe des Staates ſelbſt, wenn die⸗ 
ſer die Garantie der Landescreditanſtalt uͤbernehmen ſolle, 
feiner Anſicht nach, die fragliche Bedingung unerlaͤßlich. 
Zu Ss 5 bemerkt eo. an 

der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Die 
Möglichkeit, durch Anlegung der monatlichen Erhebun⸗ 
gen in der Staatsſchuldentilgungskaſſe Zwiſchenzinſen zu 
iehen, fey natürlichnurfo Tange vorhanden, als die Staats⸗ 
hafventifgungefaffe fih in dem Falle befinde, Kapita— 
lien gegen vierprocentige Berzinfung gebrauchen zu koͤn— 
nen. Sobald dieß nicht mehr der Fall fen, fo koͤnne 
die Landescreditanftalt nur auf die Weife Zwiſchenzinſen 
erhalten , daß fie ſelbſt den Ereditoren Kapitalien aufs 
fündige, etwa durch das Loos, und die monatlichen Zin- 
fen, nebft Eleinen Kapitalablagen, von den Schuldnern 
fortbeziebe. In diefer Möglichkeit. aber, und in der 
Möglichkeit von Erhebung der monatlichen Renten an, 
bis zu der Zinszahlung an die Gläubiger, welche plan 
mäßig nur alle halben Jahre erfolgen folle, Zwiſchen⸗ 
zinfen zu beziehen, liege, bey fo beträchtlichen Summen, 
als diejenigen, welche den Fond der Creditanftalt aus⸗ 
machen würden, fein unbedeutended Mittel, um die Ko— 
ıften der Anftalt theilweiſe zu beftreiten, Er glaube aber 
auch, ob er dieß gleich in dem Entwurfe feines Planes 
nicht angegeben habe, daß es angemefjen ſeyn werde, 
einen Fleinen Theil des Aufwandes von den Schuldnern, 
als der Klaffe, zu deren VBortheil das ganze Gefchäft 
ja dody hauptfächlich unternommen werde, zu. erheben, 
zumal da diefen Ießteren aus ber Befugniß bequemer 
Zerminzahlungen, und aus der Erfparung der gericht» 
lichen Berfolgungsfoften ein noch immer weit überwies 
gender Gewinn zu Theil werden folle. ni h 
: Der Herr Freyherr Riedeſel: Er habe geglaubt;, 
daß die Staatsfchuldentifgungsfafle zu Annahme von 
- Kapitalien and der Landescreditkaſſe überhaupt nur fub- 
fidiarifch, fo weit die Beziehung von Zwifchenzinfen nicht 
ne möglich gemacht werden könne, verpflichtet ſeyn 
olle. | 


Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Die 
Staatsſchuldentilgungskaſſe ſey verpflichtet, von jedem 
Privatmanne, alſo vielmehr noch von einer anderen 


Er 
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Kaffe Kapitalien zw 4: Procent, fo lange anzunehmen, 
als fle damit 5 procentige oder 45 procentige Ausſtaͤnde 
abtragen koͤnne. Höre mit dieſer Möglichkeit fpäter auch 
ihre. Verpflichtung zur Annahme von verzinglichen Dar; 
lehen auf, fo bleibe ver Yandescreditfaffe, zur Benutzung 
ber eingenommeren Zinfen, fein anderer Ausweg, als 
Kapitalabzahlungen an die Ereditoren in der oben er- 
wähnten Weiſe. Zur | 
Der Herr Freyherr Riedefel:; So fern fie «8 
nicht vorziehe, Die monatlich eingefommenen Gelder auf 
fichere Weife und zu kurzen Terminen: an Privatperfo- 
nen auszuleihben. . in. 

Zu $. 6 bemerkt | I i 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Er wün- 
fche zu wiffen, welche Kaffen der Herr Geheime Staates 
rath Hofmann unter den in diefem Sen genannten öffent: 
lichen Kaſſen verftanden habe. | 
Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Er 
habe nicht bloß die Kaffen des Staates, fondern insbes 
fondere die zahlreihen Kirchen und Schulfonds im 
Auge gehabt. Dieſe follten ihre ſaͤmmtlichen ausftehen- 
den Kapitalien, in fo ferne fie auffindbar feyen, und 
ber Schuldner die Abtragung nicht worziehe, ber Lanz 
descreditanftalt überweifen. | | 
Zu $. 7 bemerft | | ‘ 

der Herr Freyherr von Breidenftein: Man 

koͤnne vielleicht für die Zahl der von dem Schuldner 
jährlich. zu ‚entrichtenden Procente, ein Minimum feft- 
fegen ,. wenigſtens, fo fern dieß für die ganze Dauer 
eines Schuldverhältniffes zu hart erfcheinen follte, für 
die erften Paar Jahre beffelben, Es liege in einer fol 
chen Feftfeßung eittes Minimums ein größerer Antrieb 
für den Schuldner zur richtigen Zahlung feiner monats 
lichen Raten, und für den Staat werde dadurch der, 
mit dee Dauer des Schuldverhältniffes immer wachfende 
Werth der Hypothek und die demnach eintretende erhöhete 
Sicherheit fehneller herbeygeführt. Auch fönne der Schuld- 
ner um. fo weniger. Urjache haben, bey einer folden 
Beftimmung über Härte zu lagen, als die höheren mo— 
natlichen ‚Leiftungen ja doc ihm zu Gute fämen, und 
als er hinfort ver weit druͤckenderen Prelleregen und der 
Koften der gerichtlichen: Verfolgungen enthoben ſeyn 


| 


(4 


würde. 


BB ne 


Des Herrn Srafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht: 
Eine ſolche Beſtimmung, welche nach der Groͤße der ver⸗ 
ſchiedenen Kapitalien ſehr verſchieden wirken, aber fuͤr 
bedeutendere Schuldner aͤußerſt druͤckend werden muͤſſe, 
koͤnne für manche Debitoren Veranlaſſung ſeyn, ſich von 
der Theilnahme an der Landescreditanſtalt auszufchließen: 


Der Herr Freyherr Niedefel: Wolle man ein 
Minimum der Zinfen nur für die Paar erfter Sahre 
des Eintritts in die Anſtalt feftfegen, fo veranlaffe ein 
fyäter vielleicht 'erfolgender Wechfel in dem’ Zinsfuße 
eine Erfchwerung der Nechnungsführung, für welde ein 
I ae Gang ohne Zweifel erfted Erforder- 
niß jey. En: 9 
‚Der Herr Geheime: Staatsrath Hofmann: Ein 
Wechſel im Zinsfuße mache feine Schwierigkeit: in der 
— —— Es koͤnne in der Creditkaſſe jede, 
auch die kleinſte Summe auf Abſchlag angenommen, und 
dem Schuldner verrechnet werden. Dieſe Moͤglichkeit 
⸗gehoͤre mit zu den großen Wohlthaten der proponirten 
Anſtalt. TF 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Dieſe Erklaͤrung des Herrn Geheimen Staats— 
rathes enthalte einen neuen. Beweis gegen die Zweckmaͤ⸗ 
— des Vorſchlages des Herrn Freyherrn von Brei— 
enſtein, indem der kleinere Gutsbeſitzer, wenn er eine 
geringe Summe zu eruͤbrigen oder hoͤhere Procente zu 
entrichten im Stande ſey, ſchon durch fein: eigenes In— 
tereffe getrieben werde, dieſelbe der Lantdescreditantftalt. 
auf Abfchlag an feiner Schuld auszuzahlen. 
Zu $. 10 bemerft 2, der wi 
de8 Prinzen Emil von Heffen Hoheit: Ob die 
Beſtimmung diefes Sen, nach welcher die Stände befugt 
ſeyn follten, den Director der Kandescreditanftalt zu er— 
nennen, aus dem Wefen der in Frage ftehenden Anftalt 
an: fich gerechtfertigt werden koͤnne, Liege, feiner Ansicht 
nad), nicht ganz außer Zweifel. Dieſe Beinerfung, von 
einem Mitgliede der Stände ausgefprochen, koͤnne gewiß 
nicht auffallen, wenn man bebenfe, daß fie aus einer 
Kammer hervorgehe, deren. Grundfaß jederzeit gewefen 
ſey, ihre. verfaffungsmäßigen - Rechte: weder befchränfen 
zu laſſen, noch zu überfchreiten. Das Anffichtsrecht Aber 
alle Staatsanftalten gebuͤhre, nach den Beftimmungen 
der Verfafjung, der Staatsregierung. Die Wirkjamfeit 
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der Stände beſchraͤnke ſich lediglich auf die Dauer eines 
Landtages, - und erde A diefem , dem einzigen "Fall 
der Direetiom: deri taatsſchuldentitgungslage "il & 
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gungskaſſe werde u Beytraͤge ſaͤmmtlicher ftenerpflich- 
‚tiger Unterthanen botir 


‚ Abrer Natur. nach, eben ſo wohl zu, einem Privat⸗ 
unternehmen, als zu einem Unternehmen Be har 
8 ſey 


auf Mityerwaltung, derfel- 
trete bey der 3 Audvbet 
e we 


wenn man ſich ſtrenge an — —— Ver⸗ 


809 .: : en? aD NRZ. 


warten ſeyen, daß dadurch der: Mißſtand der Erijtenz 
einer ‚Behörde, welche mit dem Geiſte der: Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht ganz vereinbar erſcheine, und welche nur 
ausnahmsweiſe bey der Staatsſchuldentilgungskaſſe zur 
gelafien. feg ; wirklich uͤberwogen werden koͤnne. Er 
wifle allerdings, daß 3: B nach der wuͤrtembergiſchen 
Verfaſſung, ſo wie nach der fruͤheren ſtaͤndiſchen Ber: 
faſſung des Großherzogthums, permanente Commiſſionen 
zulaͤſſig ſeyen. Aber hier koͤnne nur Die: beſtehende Ver⸗ 
aſſung als Norm dienen, und in dieſer ſey das Vor⸗ 
handenſeyn eines ſogenanuten permanenten Ausfhufies 
nicht gegründet. 2.3 55 700 ee 4 
Der Herr Freyherr Riedeſel: Die Wahl eines 
ftändifcehen Directors der Landesereditanſtalt fey , feiner 
Anfiht nach, von der Feſtſetzung eines Permanenten 
Ausfchuffes wefentlich unterfchieden ‚: namentlich brauche 
das Individuum, weldem das Amt des ftändifchen Dis 
rectorg übertragen werde, nicht gerade Mitglied der 
Stände’ zü feyn. rn * 117 x aa J 
Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Der ſtaͤn⸗ 
diſche Direetor, er möge Mitglied der Stände ſeyn, 
ober nicht, handfe aber‘ dennoch immer im, flänbifchert 
Derx Herr Freyherr Niedefer: Was den Grund 
ber, im $.10 ausgeſprochenen Beftimmuug.betreffe, af 
die Stände zu Ernennung eines Directgrs der Credit 
anftalt befugt ſeyn folten, fo beruhe dieſelbe auf $. A 
des vorliegenden Planed, in welchem Die amzanje Ze5 
Anftalt durdy die Stände ausgefprocen ſey. Splle aber 
das ganze Land die Gefahr eines möglichen Verluſtes 
durch das fragliche. Unternehmen tragen, fo fey ein Anz 
theil an der Auffiht und Verwaltung, feiner Anficht 
nad, Forderung der. Billigkeit.. . ns 
Des Prinzen Emil von Heilen Hoheit: Er ver⸗ 
fenne zwar das Gewicht dieſes Motives keineswegs, aber 
er glaube, daß .dafjelbe bier nicht mehr, .wie,,bey jeder 
Staatsanftalt, namentlid) der Feueraſſecuranz zur Spras 
che kommen koͤnne. Dazu fomme aber noch folgender 
Umftand: die Beytreibung: der monatlichen: Raten ſolle 
bey. rüditändigen Schuldnern auf dem Wege der Steuer: 
erecution erfolgen. Habe die Landescreditanfiält. ‚einen 
Kändifchen Director, ſo würde das Steverperfonale 
welches nur unter Dem Geheimen Staassmtnifterium ftebe; 
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* einer möcht, comspabettben —— Befehle vuipfanin 
möäfen: : 

Der Br Araber Riedefef: . Da die Landes⸗ 
cxeditanſtalt nach dem Plane unter: ber Aufſicht des 
Miniſteriums des Innern ſtehen folle,, Das Steuerper⸗ 
ſonal aber nur dem Finanzminiſterium unterworfen ſey— 
ſo werde das Letztere auch ohne: das Daſeyn eines kr 
diſchen Directors von einer eigentlich incompetenten Be⸗ 
hoͤrde Befehle empfangen. Aber dieſe Irregularitaͤt ſey, 


ment man die Beytreibung der monatlichen Raten auf 


dem Wege ber. Steuerexecution einmal als empfehlens 
werth erkaunt habe, und nicht ein eigenes Perſonal mit 
großen Koſten anſtellen wolle ‚ Anvermeidlich. Aber der 
ſtaͤndiſche Director werde auch' nicht einmal in win Vor⸗ 
haͤltniß kommen, in welchem er dem Steuerperſonale 
Befehle zu; ertheilen habe. Es werde ihm vielmehr bloß 
die Leitung des Geſchaͤftes, wie bey der Staatsſchulden⸗ 
ungskaſſe, im Allgemeinen obliegen, und feine Ein- 

ung in bie Geſchaͤfte nur. fo weit gehen, als er ſich 


— 


——— verſchaffen muͤſſe, um die Kammer der Staͤnde 


yon der Verwaltung und dem Reſultate der ganzen An⸗ 
ſtalt in Kenntniß zu ſetzen. u.” 1,231:349 
"s. Der Hera: Geheime Staatsrat Hofmann: Aller 
dings glaube auch er, in Uebereinſtimmung mit Sri Ho⸗ 
heit; daß die ‚Ernennung eines tändifchen Directors der 
Landescreditanſtalt in der Verfaſſung nicht gegruͤndet 
ſey, er. aber habe dieſelbe dennoch in Vorſchlag gebracht, 
H um den Credit der Anſtalt zu erhöhen. Daß 
ein: folcher Zweck durch ſtaͤndiſche Mitwirkung ‚erveitht 
werben muͤſſe, ſey eben fo wenig in Abrede zu ftellem; 
als daß: der: Credit des Großherzogthums überhaupt: fein 
hohes: Empprfommen zum Xheile dem Einfluffe.einer 
ſtaͤndiſchen Berfaffung zu verdanken habe. Das Mips 
- trauen im Auslande ſey größer, als das im Inlande; 
und:man. könne ſchon -im diefer Beziehung bey einem 
Unternehmen, wie das in Frage ftehende, Feine Art der 
Garantie. als überflüffig betrachten. 

79) habe er geglaubt, daß das Zulaffen Ber’ Ernen⸗ 
* eines landſtaͤndiſchen Directors der Anſtalt fuͤr 
die Staͤnde ein Grund mehr ſeyn werde, fuͤr ein, ohne 
Zt. fehr wohlthaͤtiges Inſtitut ihre Garantie zu ev 

eilen. 


Entſchliehe man fih ja doch J in Privatverhaͤlt⸗ 


1m. ul fe TER 


niſſen jeher eine Buͤrgſchaft zu leiſten, wenn "man _bem 
ehe deffen, für den man fich verbürgt habe, fort« 
während uͤberſehen koͤnne nn 

3) werde ein jtändifcher Antheilian der Verwaltung 
anf keinen Fall ſchaden, vielmehr: fönne derſelbe dem 
Minifterium des Innern, als in den Geſchaͤften erleich⸗ 
ternd ‚und feine Derantwortlichfeit-theilend, nur anger 
nehm ſeyn. R E00 ee a 1 Traun: BT * 
Ein beſonderes Intereſſe der Staatsregierung, bey 
der Adminiſtration der Landescreditauſtalt freye Hand 
zu haben, ſey ibm wenigſtens nicht dentkbarz Die ganze 
Anſtalt muͤſſe vielmehr, weit entfernt, der Staatsregie⸗ 
rung, als ſolcher, einen , befonderen: Nuten ‚gewähren 
zu follen ‚in: vielfacher Hinſicht als ein Dpfer  betrach- 
tet werben ; welches tdiefelbe dem Wohle ihrer Unterthas 
nen, und freylich; in forferne ihrem eigenen, zu bringeit 
gebenfa, n:... mt an in N m 77 
—Des Herrn Grafen zu Solms⸗Laubach Erlaucht? 
Auch er halte die fragliche Beſtimmung des F. 10, und 
zwar ſchon um deßwillen fuͤr nothwendig weil die 
Staatsregierung feine Vorſchuͤſſe mache, ſondern die 
Creditoren zur Theilnahme an dem Unternehmen einladen 
Es ſinde hier alſo Das: naͤmliche Verhaͤltniß, wie bey 
der. Staatsſchuldentilgungskaſſe Statt, daß der ganze 
— ‚fallen muͤſſe, wenn feine. Theilnehmer zu. finden 
Ye et aaa nn 
Der Herr: Freyhert von Breidenſtein:“Nach 
der Beſtimmung des 6. 2 ſey der Staat zuigleicher Zeit 
Glaͤubiger und Schuldner, und in dieſer Btziehung un—⸗ 
terſcheide ſich die Landesereditanſtalt allerdings: von ‘Der 
Staatsſchuldentilgungskaſſe. Aber ſie unterſcheide füch 
dennoch auch wieder von der Feueraffecurang,- indem bey 
diefer geſetzmaͤßige gegwungene, bey ihr ſaber, wie: bey 
der Staatsſchuldentilgungskaſſe, nurnfreywillige Bey—⸗ 
traͤge Statt faͤnden. Was das ſtaͤndiſche Mitverwal⸗ 
tungs⸗ und. Mitaufſichtsrecht betreffe, fo habe daſſelbe 
nur formellen Werth, indem es auf keinen Fallı geeignet 
erfcheine, gegen die Handlungen einer. Staatsregierung, 
weiche wirklich Mißtrauen verdiene, Sicherheit: zu ges 
währen, und als bie anerfannte Nedlichkett und. Umficht 
der jetzigen Staatsregierung in feiner, Hinſicht einer 
Gontrole bedürfe. Aber dennoch fey e8, wenn man. von 
dem Wahlrechte eines. ftändifchen Directors abftrahiren 
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wolle, nach den Anfichten des großen Haufens der Kas 
pitaliften fo gut, als habe man dem ganzen Plane die 
Genehmigung verweigert. Bu 

Was das zu wählende Perſonale ſelbſt betreffe, fo 
ſey, wie der Herr Freyherr Riedeſel ſchon früher bes 
merft habe, die Eigenschaft als Landftand bey demfelben 
immer nur etwas Zufäliges, und es fey fogar recht 
wohl möglich, daß die von der Staatsregierung mit der 
Beforgung der Gefchäfte der. Ereditanftalt beauftragte 
Perfonen, zu demjelben Zmwede auch von den Kammern 
der Stände erwählt würden. 


Zu $. 11 bemerft | F 

des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Nach den Beſtimmungen dieſes Fen behalte der 
Creditor ſeinen Schuldbrief in Haͤnden. Es frage ſich 
aber, ob es nicht vorzuziehen ſey, wenn er die Moͤg— 
— erhalte, denſelben nad Gefallen weiter zu ver— 
ußern. ! | - 

Der Herr Geheime Staatsrat Hofmann: Die 
Gläubiger follten nach der Abficht des Planes ihre Ori- 
ginalfchuldverfchreibungen in Händen behalten koͤnnen. 
Gegen Pfandbriefe au porteur müffe er ſich aber um 
deßwillen erfären, weil der Staat dabey die Mögliche 
feit verliere, das urfprüängliche Verhältniß zwifchen Cre— 
Ditor und Debitor wieder herzuftellen. ⸗ 

Zu 6. 14 bemerkt 

der Herr Freyherr Riedeſel: In dieſem $ enwiür- 
den, nad) dem früher Bemerften, ſtatt 3 Sahren, 6 
Jahre zu feßen feyn. 

Der Herr Geheime Staatsratb Hofmann: Er 
wiederhole am Schluffe der Discuſſion, daß bey einer 
Prüfung des Planes der Landescreditanftalt durch die 
Staatsregierung Abänderungen Statt finden koͤnnten, 
welche der Staatsregierung unter allen Umftänden übers 
laſſen bleiben müßten. 


Des Herrn Grafen zu Solms: Rödelheim Ers 
Yaucht: Er frage, ob nicht der, dem Ausjchußberichte 
zwepter Kammer sub B. anliegende Plan, nun ebenfall 
en der Discuffion der hohen Kammer werden 
olle. 

Hiergegen wird von mehreren Mitgliedern derKam— 
mer bemerft, daß eine befondere Discuflion, bey dem 
nahen Schluffe des Landtages, um deßwillen als ber; 
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flüffig erfcheine, weil die zweyre Kammer auf den frage 
lichen Plan, ald weniger praftifch, nicht eingegangen 
ſey, und weil die Benugung des darin enthaltenen Ma— 
teriald, der Staatsregierung ja dennoch auf jeden Kal 
überlaffen bleibe. | 
Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchlieft Das 
Prafivium die Discuffion, und erflärt die Sigung für 
aufgehoben. | 


| Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


zum vr iymmvV 
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Vier und fiebenzigafte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 18ten Juny 1827. 


——— nn 


Unter dem Vorfitze des Herrn erſten pr⸗ 
ſidenten. 


Anweſend: | 
Des Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaudt. 
Des Herrn Grafen zu Solms: Rödelheim Er⸗ 
laucht Des Herrn Grafen zu Solms-Laubach 
Erlaucht. Der Herr Freyherr Riedeſel. Der 
Herr Geheime Staatsrath von Wreden. Der Herr 
N rälat Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der 
Herr wirkliche GeheimesRath Freyberr von Wie- 
jenpätten. Der Herr Freyherr von Breiden- 

ein. 


Nach gefchehener Vorlefung und Genehmigung des 


Protokolles der vorletzten Sitzung legt 


I. das Praͤſidium der Kammer die neuen Eingaben 


vor. 


Sie beftehen in Schreiben der zweyten Kammer und 


betreffen 


1.) den Antrag des Abgeordneten Herrn Hellmann, 


auf Reviſion der Kirchenrechnungen durch die Großher— 


zogliche Nechnuygsfammer. *) 
\ 2) den Anfrag des Abgeordneten Herrn Zimmer, 


* Siehe die Verhandt. der. zweyten Kammer der Landftände. 
- | N 2 
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die Erweiterung des Einfluſſes des Schullehrerfemina> 
riums zu Friedberg. *) 

3.) den Antrag des Abgeordneten Herrn König, 
die von den Einwohnern zu Rimhorn bey Veräufferung 
liegender Güter unter dem Namen des zehenten Pfennigs 
zu entrichtende Abgabe betreffend. **) 

4.) den Antrag ded Abgeordneten Herrn Brund 
wegen Abfchägung der Normalgemarfungen. ***) 

Die Kammer refolvirtdiefe Eingaben ſaͤmmtlich ad acta. 

5.) den Gefeßesentwurf, den Steuerfuß bey 
aufferordentlihen Steuerausfhlägen und 
Gemeindeumlagen betreffend. ****) 

Mit einjtimmiger Genehmigung der Kammer referirt 
fofort der Herr Freyherr von Breidenftein, im Namen 
des zweyten Ausſchuſſes, bloß mündlich, über dieſe Eingabe. 

Derſelbe entwicelt fummarifch den Inhalt der über 
den Gegenftand derfelben bis dahin gepflogenen Verhand— 
fungen, und bemerft, daß er um fo mehr den, von ihm 
im erften Ausfchußberichte geftellten Antrag, die beyden 
legten Artikel des Entwurfes nur mit Weglaffung des 
Wortes „Ortsbuͤrger“ anzunehmen, wiederholen 
müffe, al8 eine Nichtannahme der beyden Artikel in der 
vorgelegten Faſſung auch nur von Geiten einer Kam— 
mer, feiner Anficht nach, dennoch zu dem nämlichen Re— 
fultate einer Zuziehung fämmtlicher Perfonalftenerpflich- 
tigen zu den Gemeindeumlagen zweyter und dritter Klaſſe 
führen werde. Eben deßhalb aber fünne er auf einen 
Beytritt zu’ dem weiteren Befchluffe der zweyten Kam— 
mer, die Perfonalfteuerpflichtigen, welche nicht Ortsbuͤr— 
ger ſeyen, von den Gemeindeumlagen zweyter und drit- 
ter Klaffe in fo weit frey zu geben, als von perfönlichen 
Dienttleiftungen die Nede ſey, nicht antragen. 

Bey der hierauf folgenden Discuffion bemerft 

der Herr Kanzler Arens: Auch er ftimme nicht 
für den -Beytritt zu dem weiteren Befchluffe der zweyten 
Kammer, aber nicht, weil er, nach der Anficht des Aus— 
fchußberichtes, eine unbedingte Beytragspflicht fanmtli- 
cher Perfonalftenerpflichtigen zu den Gemeindeumlagen 
zweyter und dritter Klaffe wünfche, fondern weil er 
gerade umgekehrt für einen Theil derſelben nicht bloß 


*) Siehe die Verhandl. der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. 

*5*) Doßgleichen. 

“er, Deßaleichen. 
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Freyheit von perfönlichen Dienftleiftungen, fondern 
Befreyung von aller, auch der bloß yecunidren Theil: 
nahme an den fraglichen Gemeindeumlagen für wuͤnſchens⸗ 
werth halte. = 

Bey einem großen Theile der Staatsdiener habe 
man, nämlich abgefehen von allen, gegen ihre Zuziehung 
im Allgemeinen ftreitenden Motiven, wenigftens feinen 
Grund, an den Mitteln zu zweifeln, um an der Beitrei- 
tung der Sommunalpräftationen Antheil zu nehmen. 
Anders aber fey dieß bey der Klafle der Pfarrer und 
Schullehrer, deren wahrhaft beflagenswerther Zuftand, 
welcher ja in der Berathung diefer hoben Kammer eine 
vollftändige und wiederholte Anerkennung gefunden habe, 
eine Zuziehung berfelben zu den Gommunallaften, na- 
mentlich int verfchuldeten Gemeinden, als eine wahre 
Unbilligfeit erfcheinen laſſe. 

Er trage defhalb darauf an, nicht gerade bey dem 
früheren Beſchluſſe über den vorliegenden Gefegesentwurf 
ftehen zu bleiben, aber dody als Bedingung des Bey— 
tritts zu dem Befchluffe der zweyten Kammer, die völlige 
Sremtion der Pfarrer und Schullehbrer von der Zuzieb- 
ung zu den Gemeindeumlagen zweyter und britter Klaſſe 
nach ihren Perfonalfteuerfapitalien auszuſprechen, und 
dieß um fo mehr, als die Frage, ob die Nichtannahme 
der beyden Ießten Artikel des Geſetzes in der vorgeleg: 
ten Faffung jederzeit, fie möge von einer oder von beyden 
Kammern erfolgt feyn, die nämlihe Wirkung haben 
werde, nad) der Aenfferung des Herrn Regierungscoms 
miffärs in der früheren Berathung fich noch Feineswegs 
mit Gewißheit beantworten Laffe. 

Der Herr Freyherr von Breidenftein: Ein Mo— 
tiv fir die zweyte Kammer, die von dem Herrn Kanzler 
vorgejchlagene Eremtion, mit welcher aud er fih ein— 
verftanden erfläre, zu genehmigen, liege namentlich in 
dem Umſtande, daß diejelbe nad) der ausdrüdlichen Be— 
merfung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs in. der Ber 
rathbung diefer hohen Kammer, die Genchmigung der 
Staatsregierung mit Sicherheit erwarten dürfe. 

Da Feine weitere Bemerfung erfolgt, fo fchließt 
das Präfidinm die Discufjion über diefen Gegenftand, 
und ftellt die Kragen : | 

a.) Befhlieft die Kammer nunmehr dem Bejchluffe der 
zweyten Kammer beyzutreten ? 
Diefe Frage wird einftimmig verneint. 
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3.) Tritt. die Kammer dem Befchluffe der” zweyten 
Kammer mit der Mopdiftcation bey, daß die Per: 
fonaljteuerfapitalien der Pfarrer und Echullehrer 
von den Gommmmalumlagen zwepter und Dritter 
Klaſſe erimirt bleiben ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einjlimmig. 

Das Praͤſidium legt hierauf als weitere Eingabe 
ber Kammer | 

6.) ein Schreiben der zweyten Kammer vor, die 
Befhwerde des Conrad Mohr und Eonforten 
zu Oſtheim, wegen Ausgleichung der Kriegs— 
- lieferungen in den Jahren 1813 und 1814 be; 
treffend. *) 

Nachdem das Wefentliche aus den weiteren Berhand- 
[ungen und Befchlüffen der zweyten Kammer erörtert 
worden it, bemerft 

des Herrn Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht: 
Die zweyte Kammer habe die Frage, auf welche es bey 
Benrtheilung der vorliegenden Petition hauptfächlich an— 
fomme, ob nämlich die fraglichen Schulden aus Den 
SKtriegslieferungen der Jahre 1813 und 1814 als Ges 
meindefchulden, oder ald Schulden einzelner Gemeindes 
glieder zu betrachten ſeyen, uneroͤrtert gelaffen. Aber 
eben die Ungewißheit ob in den genannten Jahren ein 
Gemeindeausſchlag gemacht worden, oder ob die Liefe— 
rungen obne Ddiefen, von der Gemeinde ausbedungen 
worden fegen, eine Ungewißbeit, welche die Angabe des 
vielleicht felbjt dabey betheiligten Gemeinderathes auf 
feinen Fall zu heben geeignet erfcheine, habe den fruͤh— 
eren Befch[uß diefer hoben Kammer veranlaßt, bey mwels 
chen diefelbe wohl um fo mehr beharren könne, alg eine 
einfeitige Adreſſe an die Staatsregierung vielleicht ein 
eben fo günftiges Nefultat erwarten laffe, als eine, den 
Wünfchen der Kammer angemeffene, gemeinfame Befchluß: 
nahme mit der zweyten Kammer. 

Die Kammer erflärt fi) mit diefer Anficht einvers 
fanden, und beantwortet die von dem Präfidium ges 
ftellte Frage: | 

Beharret die Kammer bey ihrer früheren Anficht, und 
befchließt fie, diefelbe auf dem Wege einer einfeitis 
gen Adreſſe der Staatsregierung mitzutheilen? 

einftinmig mit Ja. 


*) Sıche die Verhandl. der zweyten Kammer der Landftände. 
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Auch bey dem von dem Praͤſidium 

7) vorgelegten Communicate der zweyten Kammer, 
die Motion des Abgeordneten Herrn Staudinger die 
herrſchaftlichen Zinsgüter in dem vormali— 
gen Amte Battenberg betreffend, *) wird mit Ges 
nchmigung der Kammer fofort von des Herrn Grafen 
zu Solms-Roͤdelheim Erlaucht, bloß mündlich, im Na: 
men des dritten Ausſchuſſes, Bericht erftattet. 

Derfelbe referirt den Inhalt der in der zweyten 
Kammer über die Motion gepflogenen Verhandlungen, 
und trägt, geftügt auf die in dem Ausfchußberichte der 
zweyten Kammer fehr einleuchtend entwickelten Gründe, 
darauf an, in Uebereinftimmung mit dem Befchluffe die- 
fer Kammer, dem Antrage feine Folge zu geben. 

Da im der bierauf folgenden Diecuffion Feine, der 
Anficht des Ausfchußberichtes entgegen ftehende Bemer: 
fung erfolgt, fo ftelt das Präfidium fofort die Frage: 

Wil die Kammer, nad) dem Antrage ihres Ausfchug- 
fes, und übereinftimmend mit dem Befchluffe der 
zweyten Kammer, die Motion des Herrn Propo— 
nenten auf ſich beruhen Taflen? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

Es legt hierauf 

8.) das Präfidium der Kammer, als die Ießte der 
neuen. Eingaben, ein, auf den Antrag des Abgeordne— 
ten Herrn Schend aus Kelfterbah, das Verfahren bey 
Auspfindungen in den dieffeitigen Provinzen betreffend, 
fich beziehendes Schreiben der zweyten Kammer vor. **) 

Die Kammer befchließt, über dieſe Eingabe ben 
Bericht des dritten Ausſchuſſes zu hören. 

II. Das Präfidium veranlaßt, der Tagesordnung 
gemäß, die Abftimmung 

1.) über den Gefeßedentwurf, den Wegbau be 
treffend, durch Vorlegung folgender Fragen : 

a.) Bleibt die Kammer, rüdfichtlid) der von der zwey⸗ 
ten Kammer zu $. 1 sub b, des Entwurfes votir⸗ 
ten Mopification, bey ihrem früheren Befchluffe 
ftehen ? . 

Diefe Frage wird von einer Stimme verneint, von 
9 Stimmen dagegen bejaht. | 
b.) Befchließt die Kammer zu $.1 sub b. der Staats- 


*) Siehe die Verhandlungen der zweyten Kammer. 
**) Deßgleichen. 
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regierung den Wunfch auszubrüden, daß der Pro- 
vinz Rheinheſſen verhältnigmäßig eben fo viel aus 
Staatsmitteln vergütet werden” möge, als die Zus 
fhüffe aus der Staatsfaffe für den Straßenbau in 
den übrigen Provinzen betragen ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 

c.) Berzichtet die Kammer auf ihren, zu $. 2 gefaß- 
ten Befchluß? 

Diefe Frage wird einftimmig mit Sa beantwortet, 

d.) Beharrt die Kammer auf der befchloffenen Hin: 
weglaflung des F. 6 aus dem Geſetze? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

e,) Bleibt die Kammer rücfichtlich des $. 9 bey dem 
Princip der Nugung, ale der allein richtigen Re- 
partitionsnorm für die Wegbaufoften, als Bedin- 
gung zu Annahme des Gefekes, ftehen ? 

Die Kammer bejaht diefe Frage einftimmig. 
f.) Genehmigt ſonach die Kammer die in dem Aus- 
ſchußberichte in Borfchlag gebrachte Nepartitiongs 
norm, in fo lange Feine befjere, den Princip der 
Nutzung genauer entfprechende, ausgemittelt wird? 

Saͤmmtliche Stimmen bejahen diefe Frage. 

2.) über den Antrag des Abgeordneten Herrn von Ku— 
der, auf Erlaß eines Gefeßes gegen die übermäßis 
gen Mafelgebühren bey Kapitalaufnahmen 
auf Erribhtung einer Landescreditan— 

alt. 
Das Praͤſidium ftellt folgende Fragen: 

a.) Zritt die Kammer den, von der zweyten Kammer 
gefaßten Befchlüffen, vorbehältlich einer befonderen 
Abftimmung über die Wahl der zu der Ereditanftalt 
zu ernennenden Beamten bey? 

Zwey Stimmen bejahen, 8 Stimmen Dagegen vernei=- 
nen diefe Frage, - 

b.) Will dann die Kammer dem Befchluffe der zwey— 
ten Kammer in der Art beytreten, daß die Großberzf. 
Staatsregierung erfucht werden möge, den Gegenftand 
der Motion, mit Berucfichtigung des darüber in den 
Verhandlungen beyber Kammern liegenden Materials, 
einer umfaflenden Prüfung zu unterwerfen, und 
das Nefultat derfelben auf dem nächften Landtage 

‚ ben Ständen vorlegen zu laffen ? 

Diefe Frage wird mit 8 gegen 2 Stimmen bejaht. 
III. Der Secretär der Kammer legt derfelben vier, 
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auf die vier erften Befchlüffe der heutigen Sitzung ſich 
beziehbende Communicate an die zweyte Kammer vor. 

- Sie erhalten fammtlich die Genehmigung der Kams 
mer, und das Präfidium erflärt die Sitzung für auf 
gehoben. 


Beglaubigt: 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arens. v. Wreden. 
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Süunf und ſiebenzigſte Sitzun 


in dem Sitzungsſaale der erſten Kammer der 
Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 20ten Juny 1827. 


— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Pri 
*ſidenten. 


Anweſend: 


Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit. Des Her 
Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaucht. T 
Herren Grafen zu Solms-Roͤdelheim Erlauc 
Der Herr Freyherr Niedefel. Der Herr Gehe 
Staatsrat von Wreden. Der Herr Prä 
Schmidt. Der Herr Kanzler Arens. Der H 
wirfliche Geheime Rath Freyherr von Wiefenb! 
ten, Der Herr Freyherr von Breidenfein 


Die Protokolle vom A6ten und 18ten, Juny, fo! 
zwey fi) auf die Form der einfeitigen Petitionen ı 
die von dem Abgeordneten Herrn von Kuder. in Antı 
gebrachten Errichtung einer Yandescreditanftalt beziehe 
Sommunicate an die zwegte Kammer werden vorgelt 
und von der Kammer genehmigt. 

Das Prafidium legt hierauf der Kammer meh 
nene Eingaben vor. 

Sie beftehen ſaͤmmtlich in Communicaten der zw 
ten Kammer und betreffen 
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4) den fih auf die Verjährung der. Zinfen 
beziehbenden Gefeßesentwurf) 

Das Präfidium erflärt hierüber die Berathung für 
fofort eröffnet, und fiellt, nachdem der Referent mit 
Bezugnahme auf die fchon früher entwidelten und, feis 
ner Anfiht nah, in den Berhandlungen der zweyten 
Kammer nicht entkräfteten Gründe auf Beybehaltung 
des früheren Befchluffes angetragen hat, die Frage: 

Will die Kammer auf ihrem früheren Befchluffe ferner 
beharren ? 
welche — mit Ja beantwortet wird. 

2.) den ſich auf Ergänzung der Juſtizkol— 
legien durch Landrichter gerichteten Antrag des 
Abgeordneten Herrn Gail. **) 

Das Praͤſidium theilt der Klammer aus den Vers - 
bandlungen der zweyten Kammer dasjenige mit, was 
diefe Relevantes darbieten, und ftellt, da hierdurch feine 
Bemerfungen veranlaßt werden, fofort die Frage: 

Will die Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam— 
mer, dem Antrage feine Folge zu geben, beytreten ? 
Diefe Frage wird einjtimmig bejahend beantwortet. 

3.) den "Antrag der Abgeordneten Herren Gail, 
Schwarz und Walther auf Aenderung des Geſetzes vom 
15ten Auguft 1812 die unter dem Namen „Beeden“ 
vorfommende Abgabe betreffend. ***) 

4 den Antrag des Abgeordneten Herrn Hellmann, 
den Beptritt des Großherzogthums Heflen zu dem zwi— 
fchen dem Königreiche Baiern und Würtemberg abges 
fchloffenen Zollvereinigungsvertrage, ****) 

5.) den. Antrag des Abgeordneten Herrn Weller, 
die abzuftellende allzugroße Befchränfung der Märfers 
mwaldeigenthümer in der Benutzung des Waldeigenthums 
betreffend. }) | 

Die Kammer verweift den dritten und fünften Ans 
trag an den zweyten, den vierten Dagegen an ben erjten 
Ausschuß. 2, dr 

Es referirt hierauf der Herr Freyherr von Brei— 
denftein, im Namen des zweyten Ausfihuffes, über den 
Entwurf der Forftfirafordnung. Ti) 


*) Siche die Verhandl. der zweyten Kammer. e 
**) Deßaleichen. 
***) Deßgreichen.: 

“er”, Defaleichen. 

T) ‚Deßgleidhen. 

Tr) Siehe Beyiage CXLIX. 
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Das Praͤſidium erklärt die Berathung hierüber für 
eröffnet, worauf bemerft: | | 

der Herr Kanzler Arens: Soviel 

1) den von dem Herrn Referenten bervorgehobenen 
Zweifel betreffe, fo gebe er allerdings gerne zu, daß 
. ein folcher möglich fey, er halte ihn aber ‚nicht für be— 
gründet, er glaube vielmehr, daß die zweyte Kammer 
die Abficht gehabt habe, dem fi) auf Anordnung be— 
ftimmter firer Strafen beziehenden Befchluffe der erſten 
Kammer pure beyzutreten. Um indeffen hierüber völlig 
gewiß zu werden, fo fchlage er vor, daß bey der Fra— 
genftelung hierauf die geeignete Nüdfiht genommen 
werden möge. 

2) Was fodann den Beichluß der zweyten Kammer, 
daß die firen Strafen unter gewiffen Vorausfegungen 
wegen vorliegender Milderungsgründe bis auf die Hälfte 
follen herabgefeßt werden koͤnnen, betreffe; fo koͤnne er 
es nicht für unbillig halten, wenn auf die etwa in ein- 
zelnen Fällen vorkommenden Milderungsgründe, von 
dem Nichter Die geeignete Nücficht genommen werde, 
e8 fcheine ihm aber durchaus nothwendig, diefe Milder- 
ungsgründe in dem Gefege namentlich aufzuführen, und 
ihre Einwirkung auf den Erlaß von ein Biertheil der 
firen Strafen zu befchränfen.,. Ohne das Grftere werde 
dem richterlichen Ermeflen ein zu großer Spielraum ges 
ftattet, und ohne das Letztere der Einfluß der Milder- 
ungsgründe zu unverhältnißmäßig hoch gegriffen werden. 
Ebenio fönne er 
3.) den, fih auf die Beftrafung der Injurien bes 
ziehbenden Befhluß der zweyten Kammer, in fo weit der 
jelbe bloß eine Erhöhung der Strafen beabfichtige, und 
nicht auch zugleich die Abgabe der Sache an den ordent- 
lichen Richter beabfichtige, nur für fehr wohl begründet 
erachten, 

Seiner Ueberzeugung nach, babe der fohitende Forft- 
diener, gegen die ihm bey Ausuͤbung feines Amtes droh— 
enden Beleidigungen, auf den Schuß des Staated ganz 
befonderen Anfpruch zu machen, — dabey feyen die Ver— 
balinjurien, wovon bier allein die Nede fey, dem Grade 
nach, fo fehr verfchieden, daß e8 nicht wohl möglich er— 
feheine, fie fammtlich mit einer und derfelben firen Strafe 
zu bedrohen, er glaube daher, daß es ganz angemeffen fey, 
die richterliche Befugniß, die Strafe wegen wertlicher 
Fe bis auf 20 fl. zu erhöhen, gefeglich auszus 

rechen. 
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Da weiter nichts bemerft wird, fo veranlaßt das 
Praͤſidium die gleichbaldige Abftimmung durch Vorlegung 
folgender Fragen: 

a) Bill die Kammer bey ihren früheren Befchhüffen 
ferner bebarren, unter dem Vorbehalte jedoch, der- 
jenigen fpeciellen Befchlüffe, welche fie über einzelne 
Punkte noch befonders fallen wird? 

b.) Geht die Kammer in Beziehung auf den, von. der 
zweyten Kammer wegen ber firen Strafen gefaßten 

Befchluß von der Borausfeßung aus, daß Diefelbe 

mit dem von der eriten Kammer über denfelben- Ge- 
genftand gefaßten Beichluffe vollfommen einverftan- 

den fey ? Ä 

c.) Beichließt die Kammer zu $. 84, fih dem Be 
ſchluſſe der zweyten Kammer dadurch zu nähern, 
daß man die Großherzogliche Staatsregierung er— 
ſuche, die Strafe der Injurien bis zu 20 fl. nad 

. Befinden erhöhen zu Einnen® 0.0 r 

dI Will die Kammer, um dem Befchluffe der zweyten 
Kammer sub pos, 2 einigermaßen zu entfprechen, 
die Staatsregierung erfuchen, geeignete Milderungss 
‚gründe in das Gefeß aufzunehmen, und dem Nichs 
ter zu geftatten, im folchen Fallen die fire Strafe 

- am ein Viertheil zu mildern? 

e.) Befchließt die Kammer die Entfchliefung auf alle 
jene Punkte, worüber beyde Kammern nicht einver- 
ftanden find, der Staatsregierung lediglich anheim 

318 geben? 

Diefe fammtlichen Fragen werden einftimmig mit Sa 

beantwortet. 

Der Sekretaͤr der Kammer entwirft hierauf fofort 
die fi auf die, in der heutigen Sitzung gefaßten Be- 
fchlüffe beziehenden Communicate an die zweyte Kammer, 
worauf, nachdem diefelben genehmigt find, das Praäfi- 
dium die Sitzung für aufgehoben erklärt. 


Beglaubigt: er 
Graf Yfenburg- Riedeſel. Arens. v. Wreden. 


— 


< ei nn ——— 
— = — 
——— — ne 
ee 
— In u en 


. 
mer 
en 


t 
| 
il 





Sechs und fiebenzigfte Gikun 


in dem Gitungöfaale der .erften Kammer der 
| Landſtaͤnde. 


Darmſtadt am 22ten Juny 1827. 


— 


Unter dem Vorſitze des Herrn erſten Praͤ 
ſidenten. 


Anweſend: 


Des Groß- und Erbprinzen von Heſſen Hohe 
Des Prinzen Emil von Heffen Hoheit. D 
Herrn Grafen zu Erbach-Schoͤnberg Erlaud 
Des Herrn Grafen zu Solms-Nödelheim & 
laucht. Der Herr Srepherr Niedefel. Der He 
Geheime Staatsrat von Wreden. Der N 
Praͤlat Schmidt. Der Herr Kanzler Aren 
Der Herr wirfliche Geheime Rath Freyherr vi 
MWiefenhütten. Der Herr Freyherr von Bre 
denſtein. 


I. Die Protokolle ver Sitzungen vom 30ten M 
und vom 20ten Juny, ſo wie zwey, die Petition des Conr 
Mohr und 45 Conſorten zu Oſtheim, wegen Ausgl 
hung der Kriegslieferungen in den Jahren 1813 u 
1814, und das Verfahren bey Ausmittelung ded W 
thes der Leibeigenfchaftsgefäille betreffende Entwürfe 
einfeitigen Adreſſen an die Großherzogliche Stantöreg 
rung werden vorgelefen und genehmigt. | 

II. Das Praͤſidium legt der Kammer die neuen Ci 
gaben vor. | Ä 
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Sie beftehen ſaͤmmtlich in Erlaffen der zweyten Kam⸗ 
mer und betreffen Ä 
4) die Aufficht über das gemeinfchaftliche ſtaͤndiſche 


Das Präfidium vertagt die Berathung und Befchluß-. 
nahme uber diefen Gegenitand auf die naͤchſte Sitzung. 

2) den Antrag des Abgeprdneten Herrn von Kuber, 
auf Errichtung einer Landescreditanſtalt. ) 

Die Kammer refolvirt Diefe Eingabe ad acta, 

3) die Petition des Erbleihmüllers Rühl wegen Ent- 
fhAdigung für den: aufgehobenen. Muͤhlenbann. ***) 

4) die auf den Entwurf eines Forftitrafgefeßes . fich 
beziehende-Adreffe an. ded Großherzogs Königliche Hoheit. 

5) ‚die Anträge der Abgeordneten, Herrn Schendı 
und Braunwart,,, die Vergütung des Wildſchadens an 
Waldungen betreffend. 7) f : — 

65 ben Geſetzesentwurf, den Wegbau betr. 7) 
Die Kammer reſolvirt die ‚vier letzten Cingaben 
ſaͤmmtlich ad acta. | TEEN 

D den. Gefeßesentwurf, den Steuerfuß bey 
aufferordentlihen Steuerausſchlaͤgen und 
Gemeindeumlagen betreffend: TIP) | 

Nachdem das Prafidium in Beziehung auf diefen 
Gegenftand das Wefentliche aus den Acten der zweyten 
Kammer vorgetragen bat, bemerkt 

der Herr Kanzler Arens: Seiner Anficht nad, 
werde die hohe Kammer bey ihrem früheren Beſchluſſe 
beharren muͤſſen, um vielleicht auf: diefe Weife eine ge 
ſetzliche Beftimmung zu verhindern, welche namentlich 
da, wo die Gemeindenmlagen hoch, und die Einkünfte 
der Pfarrer und Schullehrer, wie gewöhnlich, für den 
Unterhalt derfelben ſich als unzureichend darftellten, als 
- Außerft hart oder gar ald unausfuͤhrbar erfcheine. 

Der Herr Freyherr vor Breidenflein: Die ge 
ringeren Einfünfte der Pfarrer und Schullehrer allein, 
würden, feiner Anficht nach, fein genügendes Motiv für 
eine Befreyung derfelben abgeben Finnen, indem ja auch 


*) Siehe die Verhandl. der zweyten Kammer. 
**) Deßaleichen. 

*x*x*) Deßgleichen. 

T) Deßgleichen 

Tr) Deßgleichen. 

77*) Deßgleichen. 
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andere Staatsdiener mit noch geringeren Beſoldungen 
zu den Communalumlagen zugezogen wuͤrden. Da in— 
deffen: von beyden Kammern der Wunſch, den Pfarrern 
und Schullehrern eine Vermehrung ihres Einfommens 
zuwenden zu fünnen, aber zugleich auch für jegt die Un— 
ausführbarfeit diefes Wunfches wiederholt ausgefprochen 
worden fey, fo finde er in einer Befreyung des geijt- 
lichen Standes von den Gommunalumlagen ein jehr ans 
gemeffened Surrogat jener Gehaltsverbefierung. Dazu 
fomme noch der Umjtand, daß in den Berhandlungen 
der zweyten Kammer fein:einziger, gegen dem früheren 
Befchluß diefer hohen Kammer fprechender Grund, wel- 
cher eine Adoption der Anfichten der zweyten Kammer 
motiviren fünne, enthalten fey. J 
Aber trotz aller dieſer Gruͤnde, fuͤhre das ihnen ent- 
fprechende Beybehalten des Beſchluſſes der hohen Kammer 
zu feinem‘ Reſultate, weil, wie dieß im ben früheren 
Discuſſionen über den vorliegenden Gegenftand mit Recht 
behauptet worden ſey, nur eine Vereinigung ber beyden 
Kammern einer gefeßlich bereits eriftirenden Beytrags⸗ 
pflicht des geiſtlichen Standes derogiren koͤnne und eine 
Recommunication mit der zweyten Kammer, ſchon um 
des nahen Schluſſes des Landtages willen, ein günftiges 
Kefultat derfelben nicht erwarten Taffe. 


Der Herr Kanzler Arens: Diefe letste Bemerfung 
des ‚Herrn Freyherrn von Breidenftein über den - Erfolg 
einer Berfchiedenheit in den Anfichten: beyder Kammern, 
in Beziehung auf den, vorliegenden Gegenftand, halte 
aud) er für vollfommen gegründet, und er koͤnne ſich 
daher, wenn er e8 gleich fortwährend für gerecht und 
billig anerfennen müfle, den Stand der Geijtlichen und 
Schullehrer von der Beytragspflicht zu befreyen, bIoß 
aus dieſer Nücficht mit der Anficht des Herrn Freyherrn 

von Breidenftein um fo eber vereinigen, als ſich gerade 
in der Zuziehung der Geiftlichen und Schullehrer zu den 
aufferordentlihen Steuern ein Mittel bdarftellen werde, 
von der traurigen Lage dieſes Standes noch mehr, als 
bisher, überzeugt zu werden, und ernſthaft darauf Bes 
dacht zu nehmen, ihren Zuftand, für defien Verbefferung 
feit Jahrhunderten nichts gefchehen fey, wenigſtens er— 
träglich zu machen. | 

Da feine weitere Bemerfung erfolgt, fo ftellt das 
Praͤſidium fofort die Frage: 
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Will die Kammer, Aus den in ihrer Berathung ans» 
gedruͤckten Gruͤnden, nunmehr dem Beſchlüſſe der 
zweyten Kammer beytretn ER 

Eine Stimme verneint, 9 Stimmen dagegen bejahen 
DRefei gegen. win Sein se 50 UM Inn. mic 
1 Das Praͤſibium legt hierauf der Kammer als wei—⸗ 
tere neue Eingabe —— — TERN IE 
‚3 Sein," anf den Antrag des Abgeordneten Herrn 
Küchler , die -Dberaufficht uͤber die Genreindewäldungen. 
betreffend, und den Autrag destAhgesrdneten Herrn 
Beer, die Diepofition- über die Gemeindewaldungen, 
den Regierungen zu übertragen; und der Oberforftdirec- 
tion zu entziehen, ſich beziehendes Schreiben der zweyten 
Kammer wi; Ha Ms Pen achat 

Die Kammer beſchließt dieſe, Am 6ten November 
1826 geſtellten, und erſt am Aten Juny 1827 bey der 
eriten’ Kammer praͤſentirten Miträge bey dem nahen 
Schluſſe! des Landtages auf ſich beruhen zu laſſen. 
IIIC Es werden mehrere Vortraͤge erſtattet. 

Es referirt Birk ya 
72) der Herr Freyherr von Breidenftein; im Namen 
der dritten Ausſchuſſes, bloß mündlich, Aber den Antrag 
des Abgeordneten Herrn Glaß/ das Berfahren bey 
Richtigſtellung dert Rückſtaͤn de an Stagats⸗ 
Propinziaffund Commumalſteuſern betreffend 
1.1 Derfelbe- etitwickelt ſehr vollſtaͤndig den? Inhalt der 
Motiön und der daruͤber in der zweyten Kammer gepflo— 
genen Verhandlungen, und bemerkt ſodann: Die Frage, 
ob ein Geſetz, in der: Art; wie es in dem Beſchluſſe der 
zweyten Kammer gewuͤnſcht werde. dem Vortheile der 
Debenten wirklich entſprechend ſeyzvb daſſelbe nicht ge⸗ 
rade umgekehrt durch eine größere Strenge in der Bey— 
treibung der Ausftände', als bisher, machtheilig für fie 
wirken muͤſſe, ſtelle ſich als fehr zweifelhaft dar, und 
beduͤrfe einer gruͤndlicheren Unterfndung' als dieſe, bey 
der Kuͤrze der, bis zu dem Schluſſe des Landtages noch 
übrigen Zeit, moͤglich erſcheinee. 

m; Sollte. aber auch eine, etwa angeſtellte Unterſuchung 
fuͤr den Beſchuß der zweyten Kammer, welcher bis jetzt 
nur durch die in Rheinheſſen beſtehende Verjaͤhrungszeit 
unterſtuͤtzt werde, guͤnſtig ausfallen, ſo koͤnne doch die 
Vorlage des Geſetzes auf dieſem Landtage nicht mehr er- 
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folgen, und es ſey alſo auf jeden Fall von ganz gleich 
Wirkung, wenn der Herr Proponent den Gegenſtan 
des fraglichen Beſchluſſes auf dem naͤchſten Landtage v 
aſſumiren wolle. Aus dieſen Gründen trage der Anı 
ſchuß darauf an, die Motion, ſelbſt ohne Kommunicı 
tion mit der zwepten Kammer, lediglich" zu den Act 
zu nehmen. | ge, Smseor: Mr 
Da in der ſofort eröffneten. Discuſſion Feine, d 
Anficht des Ausſchuſſes widerſtreitende Bemerkung erfolg 
fo. ‚stellt das Prafidigm; die Frage: 4 u: „una: 
Soll die Motion, nach dem Antrage des Ausſchuſſe 
bem nahen Schluffe des Landtages auf ſich b 
ruhen HIT er: En ae 
welche die Kammer einftimmig mit Sa beantwortet. 
Es referirt hierauf Er ee 
2) der Herr Kanzler Arens, im. Namen bes zwei 
ten Ausſchuſſes, über den die Zwangsveraͤußeru 
gen in Rheinheffen ‚betreffenden Gefegesentwurf.’ 
Bey der von dem, Präfidium ſofort eröffneten Dir 
cuffion bemerft — 
der Herr Freyherr von Breidenſtein;: Die W 
ficht ‚des Ausfchußberichtes werde auch noch durch d 
Ruͤckſicht unterftügt, daß die Staatsregierung, went | 
die Beſchlußnahme zweyter Kammer uber. den Entwu 
der Stadt= und RLandgerichtsordnung hätte voransieh 
fönnen, den vorliegenden Gefeßesentwurf ſchwerli 
proponirt haben, würde, daß alfo bie hohe Kammer, i 
dem fie denfelben ablehne, gerade eine, dem Sinne d 
Staatsregierung angemefiene Befchlußnahme faflen wert 
Ferner habe die Majprität der zweyten Kammer, ind 
fie die, zu einer Berbefferung der Mängel der rhei 
heſſiſchen Iuftigpflege dargebotenen Mittel verfchmäht hal 
feinen gegründeten Anſpruch, auf fpeciellem Wege de 
noch einen Theil jener Mängel gehoben zu fehen, | 
erkläre fich‘ daher auf die Nichtannahme des Geſetzes ei 
verjtanden. Re — on BEL 
Diefe Nichtannahme erzeuge für Rheinheſſen pet 


niaͤre Nachtheile, allein dieſe ſeyen auch fuͤr die dieſſei 


gen Provinzen durch die Nichtannahme der, eine wol 
feifere Juſtiz verfprechenden Gerichtsordnung entitande 
man habe daher. feinen Grund, bie Nachtheile der Rhei 


*) Eiche Beylage CL 
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—— zu heben, waͤhrend die dieſſeitigen Provinzen 
unter aͤhnlichen Nachtheilen leiden müßten. 

Des Prinzen Emilvon Heffen Hoheit: Wenn 
der Beſchluß der- zweyten Kammer den: drey Provinzen 
des Großherzogthums auf gleiche Weife eine Wohlthat 
entzogen hätte, ſo würde er fih mit dem Antrage des 
Ausfchuffes, in ſo fern derſelbe nicht eine Provinz vor 
den beyden übrigen begimftigt fehen wollte, vollfommen 
beypflichten. Aber die Juſtizpflege der diefleitigen Pro- 
vinzen leide bekanntlich, beſonders in Beziehung auf die 
Koitfpieligfeit, an weit geringeren Gebrechen, als die 
Rechtsprechung der Provinz Rheinheffen. Dazu fomme 
die in ihm lebendige und gewiß gegründete Heberzeugung, 
daß die Majoritaͤt der zweyten Kammer dadurch, daß 
fie einen Theil der längit erfehnten gemeinfamen Gefeh 
gebung abgelehnt, dem Lande eine große Wohlthat ent— 
zogen habe, und daß hierbey von ihr gewiß nicht ſo 
geſtimmt worden ſey, als die Mehrzahl ihrer Commit— 
tenten, namentlich der aͤrmeren, unter der Koſtſpielig— 
keit der Juſtiz vorzugsweiſe leidenden, an ihrer Stelle 
votirt haben wuͤrde. Er glaube deßhalb, daß die Kam— 
mer in dem hohen Standpunkte, auf welchen ſie in der 
Organiſation des Staates geſtellt ſey, noch eine beſon— 
dere Veranlaſſung finden werde, den ſchon vorhandenen 
Nachtheil fuͤr eine bedauerenswerthe Klaſſe ihrer Mitbuͤr— 
ger, durch Verwerfung des vorliegenden Geſetzes, nicht 
zu vergrößern, daß fie vielmehr aus edlen und menſchen— 
freundlichen Rüdfichten einem Mittel entfagen folle, durch 
welches eine gemeinfame und verbeflerte Geſetzgebung aller- 
dings vielleicht fchneller berbeygeführt werde. 

Der Herr Frepherr von Breidenftein: Eine 
Annahme des vorliegenden Geſetzes werde, feiner Anficht 
nach, die fünftige Annahme der Stadt- und Landger 
riehtdordnung fo fehr erfchweren, daß man fie alg eine 
Art Verzicht auf die Beſtimmung des Artikels 103 der 
Verfaſſung betrachten koͤnne. Und dazu fomme noch der 
Umftand, daß der ärmere Theil der Rheinheſſen, deffen 
Wuͤnſchen und Bedurfniffen das vorliegende Geſetz aller— 
dings angemeffen fey, in einer fpäteren Annahme der 
neuen Untergerichtsordnung einen reichlichen: Erfaß in 
pecuniaͤrer und judicieller Dinficht für das finden müffe, 
was ihm durch die temporäre Ablehnung: des vorliegen: 
den Gefeßes entzogen merde. 

Der Herr Kanzler Arens: Es in feine Rebe von 
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einer. definitiven, fonbern nur von einer temporären Ab- 
lehnung des Geſetzes. Er ehre vollfommen die Grunde, 
durch welche „die Anfiht Sr. Hoheit des Prinzen Emil 
motivirt werde, aber er glaube, Daß die Nachtheile, 
welche aus jener Ablehnung, für einen Theil der Ein— 
wohner der Provinz: Rheinheſſen hervorgehen müßten, 
bey weitem von den Uebeln ‚überwogen,: und alfo 
bedeutungslog gemacht würden, welche die, Ablehnung 
der LUntergerichtsordnung für die Bewohner der dieflei- 
tigen Provinzen zur Folge haben werde, .: ws 
Des Prinzen Emil von. Heffen Hoheit: Er könne 
es nur bedauern, wenn er fich ‚diefesmal mit der, Anſicht 
von Mitgliedern der. hohen ‚Kammer. nicht. wexeinigen 
fönne, mit deren Gefinnungen und - Denfungsweife ‚er 
außerdem fo gerne überein ſtimme. Indeſſen ſeyen die 
Motive derfelben Feinedwegs hinreichend, nm ‚bey ihm 
die Gründe zu überwiegen, auf welche feine. Anficht ge— 
ſtuͤtzt ſey. | | BUSCH, 
Die Beforgniß des Herrn Freyherrn; von: Breidens 
ftein, als ob eine Annahme des vorliegenden Gefeges 
als eine definitive Ablehnung des Entwurfes der Unter- 
gerichtsordnung betrachtet werden muͤſſe, koͤnne er aus 
dem Grunde nicht theilen, weil e8 ja der Großherzog⸗ 
lichen. Staatsregierung, wenn fie von der Nothwendig- 
feit der Einführung der proponirten Untergerichtsord- 
nung überzeugt bleiben follte, frey ftehe, vonder Be— 
ftimmung des Artikels 75 der PVerfaffungsurfunde Ge— 
brauch zu. machen, Was die- Behauptung betreffe, daß 
die Staatsregierung, wenn fie das Schickſal der Stadt: 
und Landgerichtsordnung hätte vorausfehen koͤnnen, dag 
vorliegende Gefeß nicht proponirt haben wuͤrde, ſo wolle 
er die Richtigkeit derfelben nicht in Abrede stellen. Aber 
das Gefeß Liege nun einmal vor, die Abficht. der. Staats- 
regierung ſey dadurch officiel ausgefprochen ‚und die 
hohe Kammer werde um ſo weniger einen, , von, derfelben 
abweichenden Beichluß fallen dürfen, als es vielleicht 
ungerechterweife fcheinen fünne, fie habe das Wohl der 
armen und hulfsbedürftigen Klaffen, ohne Veranlaffung 
durch diefelben, in einem Falle einer höheren Ruͤckſicht 
untergeordnet. Ä 
Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er- 
laucht: Er muͤſſe fich mit der Anſicht und namentlidy 
mit der legten Bemerfung Sr. Hoheit vollfommen ein- 
verſtanden erflären. ae. WI 
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Des Herrn Grafen zu Erbach⸗Schoͤnberg Er—⸗ 
laucht: Auch ihm ſcheine, in Uebereinſtimmung mit Sr. 
Hoheit, eine Ablehnung des Geſetzes durch die dafuͤr 
angefuͤhrten Gruͤnde, auf keine Weiſe gerechtfertiget. 
—Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Sm 
Falle der Annahme. des vorliegenden Geſetzes verliere 
die Stadt> und Landgerichtsordnung jedenfalls für Rheins 
heſſen einen Theil ihres Intereſſe. | 

Ihre Annahme werde. daher foniel, als ‚möglich, 
noch mehr erfchwert werden, und es komme alddann 
Darauf an, ob die Vollziehung des Artifeld 75 der Ber: 
faffungsurfunde von gutem Erfolge ſeyn werde; auch fey 
zu bebenfen, daß im vorliegenden Falle, nicht von einer 
Berfchlechterung des rheinheflifchen Suftizverfahreng, nicht 
von einer Erhöhung. der damit verbundenen Kofter, fon- 
dern Iediglich von einer Erhaltung des beftehenden Zus 
ftandes die Nede fey. 

e: Des Groß- und Erbprinzen von Heffen Hoheit tritt 
bier ein. | | 

Da über den, die Zwangsveriußerungen in Rhein— 
beffen betreffenden Gefeßeseniwurf im Allgemeinen Feine 
weitere Bemerfung erfolgt, fo leitet das Präfidium die 
Discuffion auf die einzelnen Artikel deffelben, und ftellt, 
als über keinen derfelben etwas Bedeutendes bemerft 
wird, die Frage: Ä Ä | 

Befchlieft die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus— 

fhuffes, ihre Zuftimmung zy dem Gefeßedentwurfe 
noch zur Zeit ehrfurchtsvoll abzulehnen? 

Nachdem von des Groß- und Erbprinzen von Heffen 
Hoheit, wegen Nichtanmwefenheit bey der Berathung, ihr 
Botum fuspendirt worden ift, beantworten 4 Stimmen 
diefe Frage mit Nein, 6 Stimmen dagegen bejahen 
dieſelbe. | 

Es wird hierauf Ä | 

5) von dem Herrn Kanzler Arens, im Namen des 
zweyten Ausfchuffes, bloß mindlich, Bericht -erftattet 
über ben Entwurf einer Stadt» und Landgerichts— 
ordnung, indem er bemerkt: | 

Er befitse die neueren, Die Drogeßgefebgebung betreffen 
den Berhandlungen der zweyten Kammer kaum einige 
Stunden, und es fey ihm daher eine detaillirte Erflä- 
rung auf die darin enthaltenen neueren Bemerfungen 
und Erdrterungen um fo weniger möglich, als er ge— 
rade nur ſo viel Zeit gehabt: habe, um die Verhandlun— 
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gen mit Aufmerffamfeit durchlefen zu koͤnnen. Er ſehe 
fi) daher genöthigt, fi) bloß auf einige allgemeing 
Bemerkungen zu befchränfen. 

Der von ıhm über die Untergerichtsordnnutig erftattete 
Ausfchußbericht babe bey mehreren Mitgliedern der hohen 
zweyten Kammer Feine freundliche Aufnahme gefunden, 
was ihn um fo mehr wundere, als fich in den unfreund- 
lich aufgenommenen Stellen des Berichtes doch weiter 
nichts, als der Verfuch darftelle, den harten Ausfällen, 
die fich mehrere Mitglieder der zwegten Kammer, bey Gele: 
genheit der Berathung über die Untergerichtdorduung er 
laubt hätten, auf eine angemeflene Weife zu begegnen, ein 
Verſuch, den man um fo eber verzeiblich finden werde, 
als er nur durch die gedachten Ausfälle provocirt wor- 
den fey, und man doch gewiß nicht für die Mitglieder 
der zweyten Kanımer in dieſer Hinſicht ein ausſchließli— 
ches Vorrecht in Anfpruch nehmen werde. 

Neue Gründe zur Unterftügung des Befchluffes der 
zwepten Kammer, die Untergerichtsordnung J. zur 
Zeit fuͤr Rheinheſſen zu ſuspendiren, koͤnne er der hohen 
Kammer keine mittheilen, wenn ſie nicht etwa in dem 
Beharren der Majoritaͤt auf ihrem fruͤheren Beſchluſſe 
eine von ſelbſt eintretende Verſtaͤrkung der Motive er— 
kennen wolle. Er koͤnne demnach nur darauf antragen, 
daß die hohe Kammer bey ihrem früher gefaßten Be- 
fchluife beharren möge. 

In Beziehung auf den Inhalt der einzelnen Artifel 
und der dazu befchloffenen Amendements koͤnne er der 
hoben Kammer gleichfald8 nichts vorlegen, was eine 
wejentliche Aenderung in ihren früher gefaßten Befchlüffen 
zur Folge haben könne, obgleich er nicht in Abrede ftelle, 
daß über mehrere Gegenftände verfchiedene Anfichten moͤg⸗ 
lich jeyen, und ſich für eine jede diefer verfchiedenen An= 
fihten fehr viel Grundliches fügen Laffe. 

Wenn Referent Zeit gehabt hätte, die für die ab— 
meichenden Befchlüffe der zwegten Kammer entwicelten 
neuen Gründe einer forgfältigen Prüfung zu untermwers 
fen, fo fey es wohl möglich, daß er der hohen Kammer 
das Zurüctreten von dem einen oder. andern ihrer fruͤ— 
beren Befchlüffe empfohlen hätte. Da es indefien für 
eine folcye genauere Prüfung der Gründe an der nöthi- 
gr Zeit durchaus fehle, fo glaube er, daß die hobe 

tammer bey ihren früheren Befchlüffen um fo unbedenk- 
‚licher werde beharren fönnen, als die zu dem einzelnen 
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Artikeln beſchloſſenen Amendements der Staatsregierung 


bloß als Wuͤnſche vorgelegt werden ſollten. 
Da bey der ſofort eröffneten Discuſſion keine Ber 
mertung erfolgt ,. fo. ftellt dad Präftdium bie —— 
Beharrt die Kammer bey ihren fruͤheren Beſchluͤſſen 
— * Ag Entwurf der Stabt- und men 


weiche infkimmig be jaht wird. 

Es referirt ſodann 
"= NM der Herr Kanzler Arens, Ramens des. zweyten 
Ausſchuſte⸗ bloß muͤndlich, über den, das Berfah 
ren der Mittels und Obergerichte in bürger« 
liden Rechtsſtreitigkeiten betreffenden Geſetzes⸗ 
entwurf, indem er bemerkt: 

Die zweyte Kammer ſey and hier, wie bey der 
Untergerichtsordnung, bey ihren fruͤheren Beſchluͤſſen im 
Allgemeinen ſtehen geblieben, und habe nur, in Ueber—⸗ 
einffimmung mit diefer hoben Rammer , die weitere Anz 
ſicht ———— daß durch die von der Kammer uͤber 
dieſen Geſetzesentwurf gefaßten Beſchluͤſſe, der kuͤnftigen 
Berathung über den Entwurf einer vollſtaͤndigen Mittel 
und Obergerihtsordnung nicht präjubdicirt werben folle. 
Auch die hohe Kammer werde bier, wie bey dem Ent: 
wurfe der Untergerichtsordnung, um fo mehr bey ihren 
früheren Befchlüffen ftehen bleiben Finnen, als ſaͤmmt— 
liche, zu dem vorliegenden Geſetze votirten Amendements 
der gear lediglich als Wünfche ausgeſprochen 


ſeyen 

Bey ber fofort eröffneten Discuffion erfolgt feine 
Bemerkung. 

Das Hraſdium ſtellt daher die Frage: 

Beharrt die Kammer bey ihren fruͤheren Beſchluͤſſen 
über den Entwurf der Mittel- und Obergerichte: 
ordnung? 

Diefe Frage wird ——— mit Ja beantwortet. 
Es referirt hierauf | 
5) der Herr Freyherr von Breidenftein, im Namen 
des dritten Ausfchuffes , über den Antrag bed Abgeorb- 
neten Herrn Weller, die abzuftellende allzugroße 


Befchraͤnkung ber Marfwaldeigenthbümer in 


ber Benußung ihres Waldeigenthums betref- 
fend. *) 


*) Siehe Beylage CLI. 
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Bey der von dem Praͤſidium über dieſen Gegenſtand 
ſofort eröffneten Discuſſion bemerkt 
des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Der Be— 
ſchluß der zweyten Kammer gehe dahin, den Beſitzern 
von Markwaldungen, welche ſich nicht ausſchließlich in 
dem Eigenthume non Privaten befaͤnden, die. freye Be- 
wirthſchaftung nad) Maaßgabe der Verordnung vom Zten 
Auguſt 1819 zu uͤberlaſſen. Es ſey nun aber wohl denk⸗ 
bar, daß eine Markwaldung von Privaten und Com— 
munen zuſammen beſeſſen werde. Das Eigenthum der 
letzteren werde allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ge— 
maß, von der Oberforftdireetion bevormundſchaftet, und 
dieſe Art der Vormundichaft fey dann fo lange unaug- 
führbar, als ein ungetheiltes Eigenthum der Gemeinde 
und der Privaten an der Markwaldung fortbeftehe. — 
Darans folge alſo die Nothwendigfeit einer Theilung‘, 
bey welcher einem jeden. Privateigenthümer die Beauf⸗ 
fihtigung und Kultur feines Waldes überlaffen werben 
würde. . Die Folgen eines folchen kleinen Waldbefiges 
aber ſeyen, wie dieß die Erfahrung lehre, fo nachthei— 
lig, und für das Emporfommen des Waldes fo hindernd, 
daß. der Alntrag, Statt fi) auf die Berprdnung vom 3ten 
Auguſt 1819 zu ‚beziehen, vielleicht beffer auf eine Mo— 
dification dieſer Verordnung geftellt feyn würde. Die 
einzigen Privatwaldeigenthümer, welche Kenntniß von 
der. Kultur, des Waldes zu befigen pflegten, welchen alfo: 
auch eine freye Adminiftration ihres Eigenthums uͤber— 
Iaffen werden fönne, feyen die größeren, namentlich die 
Standeds und Patrimonialgerichtsherren: .. Bey den Elei- 
neren Waldbefigern dagegen laſſe ein freyes Benutzungs— 
recht in der Regel eine Devaftation des Waldes voraus- 
ſehen, nnd ſo koͤnne bey ihnen eine Befchränfung der 
freyen Ausübung des Cigenthumsrechtes, welche im All: 
gemeinen nicht empfchlenswerth erfcheine, dennoch aus— 
nahmsweife recht wohl gerechtfertigt werden. . I 
Die Bemerkung des Ausfchyußberichtes dieſer hohen 
Kammer, daß der Staat überall, wo eine Dilapidation 
des Waldeigenthbums vorgenommen werde, ebeit fo, wie 
bey einer gewöhnlichen Vermoͤgensverſchwendung einzus 
fchreiten das Recht babe, und daß darin für die zweck 
mäßige Benutzung der Forften eine hinlängliche: Sicher⸗ 
heit liege, enthalte in thesi allerdings ein ganz empfeh— 
lenswerthes Auskunftsmittel, werde aber in der Aus— 
fuͤhrung um ſo mehr Hinderniſſen unterworfen ſeyn, je 
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nırmme 


Der 
auf den Juhalt feines vorhin erjiatteten Aus chußberich⸗ 
tes. — ‚von ‚denen, gr rede, ſeyen durchaus 


Privatws rien, aıtd hätte mit einer Gemeinde 


wolle, wi BR auf keine, Weife zu, recht Sarah „Dit 


ejiger- zur. Selbftadnini 
—— Kies — ir 


dation am Tage gelegen haben‘. „2, un ul. 
Die — —————— ID lage Ge⸗ 

brauche, ſey übrigens, feiner Anficht nach, nich ‚Schwer 
zu ziehen. Verwuͤſtung ſey eine Benukung, welche einen 
künftigen Gebrauch des Waldes ganz oder fehr Lange 
ummöglich mache. "Eine jede andere — falle in 
die Kategorie’ des ftarfen Gebrauches, und laſſe fich, 
wenn fie auch der Gränze der Verwuͤſtung nabe kommen 
follte , oft aus dem wohlverftanderen Intereſſe eines 
Eigenthümers, für welchen die Erhaltung feines Waldes 
nicht Zweck, fondern Mittel fey, fehr wohl rechtfertigen. 
Auf diefe Weife hätten Privaten, nach dem Erfcheinen 
ber, Verordnung von 1819, namentlich da, wo Kellerey 
üblich ſey, nicht; felten ihren zerruͤtteten Vermoͤgensum⸗ 

ſtaͤnden wieder aufgeholfen. | | Erer 
Der. Herr Geheime Staatsrath yon Wreden: Ge— 
genwaͤrtig werde in den Marfwaldungen gemeinfhaftkic 
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gehauen, und: jeber Conforte erbafte an dem Gehauenen 
feinen Autheil, nach der Größe: feines Antheild am Walde 
ſelbſt. Wolle man den Eigenthäümern die Adminiftration 
und Beruffichtigung des Waldes! überlaffen, fo werde 
nothmwendig eine Abtheilung des Waldes in eben fo viele 
Theile. vorausgehen muͤſſen, um jedem Gonforten - Die 
Benusung feines Marftheifes pro rata möglich zu machen. 

Der Herr Freyherr Riedefek: Er koͤnne die Roth— 
wendigkeit einer folchen Theifung nicht einfehen. Wenn 
ih die Marfgenoffen zu Beauffichtigung des Walde! 
einen Forfter hielten, ‘und das gemeinfam gefchlagene 
Holz, nad) wie vor, pro rata vertheilten, fo werbe das 
beſtehende Verhältnig nicht die mindefte Störung zu er- 
leiden brauchen. | | = | 

"Des Bringen Emil von Heffen Hoheit: Die 
Nothwendigfeit einer Beanfjichtigung der Fleineren Pri— 
vatwaldungen ergebe fih aus zahlreichen .Beyfpielen und 
Erfahrungen. Gelbft diejenigen Mitglieder der hoben 
Kammer, von welchen der Antrag des Herrn Propo— 
nenten unterftigt werde, geftänden das Zweckmaͤßige einer 
folhen Auffiht zu, indem fie voraugfesten, daß die 
Marfgenoffenfchaftenä wenn ihre völlige Dispofitiong- 
befugniß am Walde ihnen zurüdgegeben werbe, einen 
gemeinfamen Förfter halten würden. Indeſſen frage er, 
ob denn in einem-folhen Kalle nicht das. Auffichtsrecht 
aus den Händen des Staated, welcher. fein Sntereffe 
wahre, lediglich in die Hände des gemeinfamen Förfters 
übergehen werde. Er frage ferner, wer denn diefen 
Förfter inftruiren, nad welchen Verhältuiffen derfelbe 
falarirt werden folle? | | 

Der Herr wirflihe Geheime Rath Freyherr von 
Wiefenbütten: Cine Vereinigung unter mehreren 
Hundert Markgenoffen in diefer Beziehung werde jeden: 
falls fehr fchwer zu bewirfen feyn. — 

Des Herrn Grafen zu Solms-Roͤdelheim Er— 
laucht: Die gemeinſamen Beſchluͤſſe der Markgenoſſen 
koͤnnten durch erwaͤhlte Ausſchuͤſſe und Vorſtaͤnde gefaßt 
und vollzogen werden. 

Der Herr wirkliche Geheime Rath Freyherr von 
Wieſenhuͤtten: Eine Einrichtung dieſer Art werde 
wohl nur durch Abfaſſung einer neuen Markordnung zu 
Stande gebracht werden koͤnnen. Er glaube auch nicht 
einmal, daß das Aufhoͤren der Oberaufſicht des Staates 
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über die Markwaldungen den Wünfchen der Eigenthuͤmer 
entfprechend: ſey. E ® Tun —— — 
x.” Der Herr Freyherr Riedeſel: Wenn Beyſpiele 
der Art wirklich vorkommen ſollten, ſo ſtehe es ja in 
dem Willen der Intereſſenten, die Beſtimmungen der 
organiſchen Forſtordnung fuͤr ſich noch ferner beſtehen 
zit laſſen. Im Allgemeinen aber einer Klaſſe von Pri⸗ 
vatwaldbefibern,, bloß. weil ihr Eigenthbum ein unges 
theiltes fey, die gewöhnlichen Dispoſitionsbefugniſſe ent- 
ziehen zu wollen, fcheine ihm weder confequent noch an⸗ 
gemefen. = — RR 

Der Herr. Freyherr von Breidenftein: Auf bie 
legte Bemerkung ‚Sr. Hoheit des. Prinzen Emil erwiedere 
er, baß zwifchen der Beauffichtigung ber Marfwalduns 
gen durch berrichaftliche Forftbediente, und der Beaufs 
fichtigung durch einen gemeinfamen Förfter , ein fehr be— 
deutender Unterſchied Statt finde, indem, in dem Rechte 
der Beflimmungen uber die Art und Weife der Benutzung 
des Waldes, welches im letzten Falle in die Hände der 
Markgenoffen übergegangen fey, : das: eigentlichfte und 
wichtigite Eigenthumsrecht ausgeübt werbe. 5% 

: Des Prinzen Emil von Heflen Hoheit: Auf bie 
Anficht, welche den. Antrag des Ausſchuſſes befonders: 
motiviert habe, daß eine Beichränfung der Marfgenoffen 
ber; Dispofitiongfreyheit: aller übrigen Privatwaldeigen⸗ 
thuͤmer widerftreite , bemerfe er, daß der heftehende Zus 
fand Folge einer Geſetzgebung ſey, welche ſich darauf 
gruͤnde, daß man bey den groͤßeren Waldeigenthuͤmern, 
namentlich Standess und Patrimonalgerichtsherrn, ein 
. bedeutenderes eigenes Intereſſe bey der Erhaltung ihrer: 
Waldungen vorausgefegt, und deßhalb eine Controle, 
wie bey ven Fleineren Forfibefißern, für überflüffig ge⸗ 
halten babe. .  . | — ——3 

Der Herr Freyherr Riedeſel: Eine Controle finde 

bey jedem Waldbeſitzer ohne Ausnahme Statt. on 
. Der Herr Freyherr von Breidenftein: Ein jeder 
Waldeigenthümer, welcher die Wirkungen der ehemaligen’ 
organifchen Forftorbnung kennen gelernt habe, werde 
das Nachtheilige der Befchränfung der Märfer, und das 
Gerechte des Wunfches fühlen, daß ihnen eine größere 
Dispofitionsfregheit, ald bisher, an ihrem Eigenthume 
verftattet werden moͤge. So lange ihre: Bevormundung 
Dauere, würden in der That die - Stände nicht Teicht 
Gründe finden, einem Geſetze, welches für die Standes 
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‚ and. Patrimonialgerichtöherren einer gleiche! Beſchraͤn kung 
in Anfpruch nehme, ihre Zuflimmung zu verweigert. 
Des Prinzen: Emil vor Heften Doheit= Bey 
den Standesz'und Patrimonialgeridstherren: berube bie 
freye Dispoſition über ihr Waldeigenthum auf feften 7 
durch. keine gefekliche: Beſtimmung abzuändernden Wer: 
traͤgen. : Die. | nämliche "Erleichterung: koͤnne aber nicht 
wohl für: Diejenigen in Anſpruch genommen werden, 
bey: denen man einen nachtheiligen Mißbrauch derſelben 
mit Wahrſcheinlichkeit vorausſetzen duͤrfen — — 
Der Herr Freyherr von Breidenſtein: Es komme 
bey Beantwortung dieſer Frage auf die Principien des 
natuͤrlichen Rechtes an, und nach dieſen muͤſſe der Eis 
genthuͤmer, wenn der Staat einzuſchreiten befugt ſeyn 
follez'.die ſchlechte Verwaltung ſeines Eigenthums wirk—⸗ 
lich bewaͤhrt haben. Aber auch abgeſehen hiervon, koͤnne 
in dem Verhaͤltniſſe einer Markgenoſſenſchaft ſelbſt die 
Vermuthung einer ſchlechten Benutzuug des Waldeigen— 
thums nicht: gut: Platz greifen, weil: gerade in dem Ber: 
Eande: Mebrerer ein: Schuß,. eine Garantie für die Er- 
haltung des gemeinſamen Eigenthums gegeben: fey.: Das 
Berfahren :übrigeng;, wenn der Antrag: des. Herrn Pro— 
ponenten genehmigt. werden jollte,. ſtelle ſich ald ſehr ein 
fach dar... Das: Marfrecht ſey ein: Miteigenthum nach 
intellectuellen Theilen ;: -und feine Benutzung richte ſich 
nach der Angabe eines gerade wie bey Bergwerken zu 
entwerfenden Planes. Was bier die Kure ſey, ſey dort 
der: Antheil ander Marfwaldung.: Ä 
Des Prinzen Emil von Heſſen Hoheit: Er wolle 
ſich auf dieſe Eroͤrterung des Herrn Freyherrn von Brei- 
denſtein nur noch die Bemerfung erlauben, daß die 
Grundſaͤtze des natürlichen Rechtes hinſichtlich der Frage, 
in welchen Fällen der Staat in die Dispofitionsbefig- 
nifle des Eigenthuͤmers einfchreiten dürfe, eben fo gr 
auf Gemeinden, als auf einzelne Individuen und So— 
cietäsen anwendbar ſeyen. Ya es ſey in der That ſchwer 
zu ‚entfcheiden, ob. eine Gemeinde mit regelmäßig ges 
wählten, vom Staate anerfannten Beamten fidy für eme 
Selbftadminiftration nicht geeigneter darſtelle, als ein 
oft. jehr ſonderbar gebildetes Gonfortium. | 
Der Herr Freyherr von Breidenftein: Wenn 
die Berbältniffe der Gemeinden neu zu reguliren wären, 
würde fich die, Frage, welcher Antheil denfelben am der 
Berwaltung ihres Vermögens überhaupt, alfo auch der 
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Waldungen zu belaſſen fey;,} erdrterm laſſen. Jebdenfalls 
ſeyen ‚ihre, Verhaͤltniſſe von jenen der Maͤrker doch ehr 
verſchieden, und wennuuͤberhaupt; Curatelen der Art em⸗ 
pfehlenswerth ſeyen, ſo moͤchten ſie am fuͤglichſtenfbry 
dem: Communalvermoͤgen eintreten duͤrfen, als welches 
nicht nach ‚gemeinem;: Rechte vererbt undt vft nach hote⸗ 
rogenen/, ja feindſeligen Abſichten behandelt: werden wuͤrde 
wenn ſich der Staat nicht fuͤr ſeinen Beſtand und ſeine 
Rutzung beſonders intereſſirte. Das weſentlich unter⸗ 
ſcheidende Merkmal einer Gemeinde ſey ihre Eigenſchaft 
als moraliſche Perſon,ihre, in moͤglichſtem Wohlſtaude 
intendirte ſtete Fortdauer 1,4 u li Sluinlmn 
—.Der Herr Praͤſidemt: Er uuͤſſe ſich mit der An⸗ 
ſicht Sr. Hoheit einverſtanden erklaͤren, indem er me 
Manken Tenne,welde früher, waͤhrenduder freyen Ver⸗ 
waltung ihrer Eigenthuͤmer, ſich ind ſehr ſchlethtem Zu⸗ 
ftande befunden hätten, nunmehr aber, nachdem der 
Staat durch Prozefie ober Verordnungen das Obebauf⸗ 
ſichtsrecht vindieirt Habe, ſchon ſehr bedeutend verbeffert 
worden feyensuininien. ea nd Feen 9) mod 
3 Der Herr Freyherr von Bæreidenſteint Dieß 
möge allerdings bey einzelnen Marken ver Falll ſeyu⸗ 
aber einzelne Beyſpiele ſeyen fuͤr die Aufſtelung ceiner 
allgemeinen Regel, um die es ſich haudle, durchausrun⸗ 
zuxeichend. Auch kenne er umgekehrt Marken, weiche 
fi) bey der freyen Adminiſtration durch ihre Eigenthu 
ser fehr wohl befunden hätten“, 2:3 milolıa 5; 
Des ‚Herrn Grafen: zu Sol m8⸗Roͤd elhe im Er 

laucht: Dahin gehoͤre namenlich die Griedler Mark. 

- Da feine weitere Bemerkung erfolgt, fo ſchließt das 
Prafidvium die Discuſſion und ſtellt die Fragen: 

a) Tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kam— 
mer, jo wie er vorliegt, bey? Ana 
Dieſe Frage wird einſtimmig verneint. 

b) Tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweyten Kam— 

mer in Bezug auf jene Marfwaldungen bey, welche 
* ausſchließlich im Eigenthuüme der Privaten bes 
inden ? | 


5 Stimmen verneinen, 6 Stimmen dagegen bejahen 
dieſe Frage. 

Es referirt hierauf 

6) der Herr Freyherr Riedeſel, im Namen des er⸗ 
ten Ausſchuſſes, bloß mündlich, über den Antrag des 
Abgeordneten Herrn Hellmann, den Beytritt des 
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Großherzogthums Heffen zur dem, zwiſ 
den Köntgreihen Baiern und: Wirtem! 
abgefhlofjenen. Zollvereinigungvertrag 
treffend. en ©; 
Derſelbe referirt den Inhalt der Motion, and 
mit dem Bemerken, daß man keinen Grund haben w 
der Staatsregierung. einen Gegenſtand zu empfe! 
melchem dieſelbe ſchon laͤngſt zahlreiche und dankensn 
Bemuͤhungen gewidmet habe, darauf an, die M 
bey dem nahen Schluſſe des Landtages, welcher 
Recommunication mit: der zweyten Kammer nicht 
erlaube, lediglich zu den Acten zu nehmen. 
Da bey der ſofort "eröffneten Discuſſion Feine 
merkungerfolgt, fo ſtellt das Praͤſidium die Frage 
Will die Kammer, nach dem Antrage ihres Ausſchi 
—die Motion des Herrn Proponenten auf ſich 
ben Tafien? ° 5. Ä j 
welche einftimmig mit 3a beantivortet, wird. 

31V. Der Seeretaͤr der. Kammer :verlieft. vier, 
den Gefeßesentwurf die Zwangsveräufferungen in Rl 
heſſen betreffend, dert Entwurf: das: Verfahren. bey 
Mittele und Obergerichten: betreffend, den Entwurf ı 
Stadt> und Landgerichtsordnung, und auf den Belt 
entwurf den Steuerfuß bey auflerordentlihen St: 
ausfhlägen und Gemeindeumlagen: betreffend, ſich b 
hende Communicateran die zweyte Kammer, 

Sie erhalten die Genehmigung ver Kammer, 

das Praͤſidium erflärt die Sigung für aufgehoben. 


rn | J 


Beglaubigt: 
Graf Vſenburg. Riedeſel. Arens. v. Wr 
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Das Protokoll der vori en Sitzung, fo wie e Buy, 
h auf die, Motion- des Abgeordneten Herrn Weller , 
e Markwaldungen betreffend, und ben Antrag. des Ab- 
ordnteten Herrn Gail, die Ergänzung der Juſtizkolle— 
en durch Die dandrichter betreffend, beziehende Com— 
unicate an die zweyte Kammer werden vorgeleſen/ 
id genehmigt. 
Das Praͤſidium legt der Kammer folgende neue Ein⸗ 
iben vor: 

1.) einen Erlaß des Großherzoglichen Geheimen 
taatsminiſteriums den Schluß des Landtags betreffend. 

2.) einen Erlaß des Großherzoglichen Geheimen 
taatsminifteriums der auswärtigen Angelegenheiten an 
n Großherzogl. Geheimen Staatsrath Herrn von Wreden, 
e Aufbewahrung der Acten der erftien Kammer betr. 
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Die Kammer verordnert die Regiſtrirung Diefer bey- 
den Eingaben zu den Acten. 

3) mehrere Communicate der zweyten Kammer, fie 
beziehen ſich — 

a.) auf den, die Einführung eines directen Poſten⸗ 
laufs zwifchen Darmftiadt und Mainz bezwedenden Anz 
trag des Abgeordneten Herrn Kertel.Y) 

b.) auf den Antrag des Abgeordnteten Herrn Braun 
wart, in Bezug auf den allgemeinen Wegbau.** 

c.) auf mehrere, neue Chauffeebauten bezweckende 
Anträge — Witgfeden, der zweyten amwmer. 
Die — BR in — des, 
auf den 25ten dieſes Monats, angekuͤndigten Landtags; 
—3— bdieſe Anträge aͤu fh beruhen su laffen. 

d) auf ein Gefwhrden:Wittwe Shaubrud 
in Weifenau um Verwendung wegen eines 
Kayttakeahlaife sch mn tinimenZ 

Das Präfidium macht die Kammer fofort mit dem 
wefentlichen Inhalte dieſes Geſuchs und der darüber in 
der zweyten Kammer gepflogenen Verhandlungen befannt, 
und: knͤpft hieram den motivirten "Anträg),° dem, ber 
diefes Gefuh von der: zweyten Kammer gefaßten Bes 
fchluffe beyzutreten. Ä 

Da fi) mehrere Mitglieder der Kanmer hiermit 


1 fläre : Das. Praͤſidium Die, ; 
a 


mer beytreten ? 
welche einftimmig mit Sa-beantwortet- wird. 

Es referirt hierauf der. Herr Kanzler Arens: 
aeg Zihber den, ſich auf dasa rdentliche 
DBerfahrem bey ver Stadt‘ und andgerüchten 
der Provinzen Oberheſſen und Starkenburg 
beziehenden Geſetzesentwurf, indem er bemerkt: Dieſelben 
Gruͤnde, welche die hohe Kammer beſtimmt haͤtten, bey 
ihren früheren, über’ den Entwürf der Mittelgerichts— 
ordnung gefaßten Befchlüffen ſtehen zu bleiben‘, treten 
auch Bier ein, und er vermiöge demnach nur Darauf ans 
zutragen, daß die Kammer auch in Beziehung auf die 
fen Geſetzesentwurf einen Aleichen Beſchluß faſſen möge. 
*) Siche die Verhandl: ter jweyten Kammer. 

**) Deßgleichen. | en ! | 
WER) Deßuleichen. 
Fre) Defigleichen. 


Protofoll LXXVIL vom’ 23ten Zuny 1827. 225 


Da biergegen von feiner Seite etwas bemerkt wird, 
fo ftellt das Präfidium fofort die Frage: 22 

Beſchließt die Kammer bey ihren früher gefaßten Be- 
fchlüffen ftehen zu bfeiben ? ‘ 

Saͤmmtliche Stimmen beantworten diefe Frage mit Sa. 

2.) über ben, fih auf die Aufſicht über das 
gemeinſchaftliche ftändifche Archiv beziehenden 
Beſchluß der zweyten Kammer. Er ftelt, durch Bezug- 
nahme auf die, über diefen Gegenftand bereits vorlie— 
genden früheren Acten, den motivirten Antrag, baß 
die Kammer den Befchlüffen der zweyten Kammer püre 

beytreten möge. un — 

Da dieſer Antrag von mehreren Mitgliedern der 
Kammer unterſtuͤtzt wird, ſo ſtellt das Praͤſidium gleich⸗ 
bald die Frage: | ee | 

Tritt die Kammer dem Befchluffe: der zweyten Kam⸗ 
mer bey? | ee 

worauf eine einftimmig bejahende Antwort erfolgt. 

3.) über die von der Kammer zu bewilligenden Re- 
munerationen, indem er bemerft: a 

Das Geringfte, mas die hohe Kammer Ä 

a.) dem Großherzoglichen Kammerjunfer von Dal: 
wigk für die von ihm übernommene und zur befonderen- 
Zufriedenheit der Kammer beforgte, muͤhevolle Protofoll- 
führung, auſſer der verdienten Empfehlung an die Groß— 
herzogliche Staatsregierung, werde bewilligen koͤnnen, 
jey, ad Anfiht nach, eine Nemuneration von 120 
Ducaten, er müfje es übrigens dem Ermeflen der hoben 
Kammer anheim geben, ob fie ‚diefen in Vorfchlag ge- 
brachten Betrag nicht noch um Einiges erhöhen wolle. 

Es bemerft hierauf A 

der Herr wirfliche Gcheimerath Freyherr von Wie- 
fenhbütten: Er halte es für angemefjener die Remune— 
ration bis auf 150 Ducaten zu erhöhen, womit ſich ſo— 
dann auch der Herr Referent, fo wie mehrere andere. 
Mitglieder der Kammer einverftanden erflären. 

Das Prafidium fiellt fodann die Frage: - 

Wil die Kammer dem Großherzoglichen Kammerjunfer 
von Dalwigk eine Remuneraͤtion von 150 Ducaten 
bewilligen? | 

Diefe Frage wird einftimmig mit Ja beantwortet. 

b) Sn Beziehung auf die der Kammer von dem 
Großberzoglichen Geheimen Protofolliften Hübner, dem 
Kanzleydiener Nic und dem Kammerbewahrer Speng— 
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ler geleifteten Dienfte, trägt er, mit Ruͤckſicht auf die, 
auf den vorhergehenden beyden Landtägen bewilligte Re— 
munerationen darauf an, daß dem Erfieren 500, dem 
Zweyten 250, und dem Dritten 220 Gulden bewilligt 
werben ‚mögten. | 

- Die Kammer erklärt fi) mit dieſem Antrage auf 
die von dem Praͤſidium hierüber fofort geftelte Frage 
einftimmig einverftanden. 

Der Secretär entwirft und verlieft hierauf die fich 
auf die Befchlüffe,diefer Sisung beziehende Erlaffe an 
das. Großherzogliche Geheime Staatsminifterium und Die 
zweyte Kammer. 

Nachdem diefelben genehmigt find, drüdt dag Präs 
ſi dium der Kammer, in einer angemefjenen Rede, 
feinen Danf für das ihm von der Kammer bey der Lei— 
tung der. Gefchäfte fo. vielfach bewiefene und bethätigte 
Vertrauen aus, worauf des Prinzen Emil von Heſſen 
Hoheit dem Präfidium gleichfall8 den Danf der Kammer 
für den regen Eifer und die Unpartheylichkeit ausfpricht, 
momit die Angelegenheiten und die Gefchäfte der Kam— 
mer von ihm geleitet worden jeyen. 

Die Sitzung wird hierauf für aufgehoben erflärt. 


Beglaubigt : 
Graf Yfenburg. Riedeſel. Arend. v. Wreden. 
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_ CXXXVIN. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erften Kammer 
der Landſtaͤnde uͤber den Geſetzesentwurf, die 
Einfuͤhrung der Ordnung des gewoͤhnlichen 
Verfahrens bey den Stadt: und Landgerichten 
in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten betreffend; 
erftattet von Dem Herrn Kanzler Arens. 


x 


Ehe Referent die einzelnen Artifel des Gefetedents 
wurfs einer Prüfung unterwirft, wird er, dem von der 
zweyten Kammer und deren Ausfchuffe gewählten Gange 
folgend, zuvor die Frage erörtern: ob der Geſetzesent— 
wurf im Sanzen anzunehmen oder abzulehnen, und ob 
nicht wenigitens für die Provinz Rheinheſſen deffen Wirk— 
ſamkeit bis zu der Einführung einer vollftändigen Givils 
prozeßordnung zu fuspendiren fey? ’ 

Ueber die Art und Weife diefer Erörterung: befindet 
er fic) indeffen nicht in geringer Berlegenheit. Wil er 
nämlich den Anforderungen eined geregelten Vortrags 
genügen, fo wird er die fehr volumindjen Verhandlungen 
der zweyten Kammer vollfiändig ertrahiren, und bie 
Gründe und Gegengründe auf eine erjchöpfende Weife 
zufammenftellen müffen, welche für und gegen diefe Frage, 
ſowohl in dem Ausfchuffe als in der zweyten Kammer, 
vorgebracht worden find — er wird dann aber aud) eis 
ner weit längeren Zeit bedürfen, um diefe weitläuftige 
Arbeit zu vollenden. | 

Beſaͤße Neferent den Muth anderer Männer, die 
Erftattung des Vortrags viele Monate lang aufzuhalten, 
und fih dann noch fogar öffentlicdy zu rühmen, daß dies 
fes abjichtlich geſchehen fey; fo könnte diefe Verlegenbeit 
freylich bey -ihm nicht eintreten. Da er indeflen recht 
gern gefteht, daß er einen folchen Muth nicht befigt, ins 
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dem er es vielmehr als eine Gewiſſensſache betrachtet, 
dieſen, durch lange Dauer und Koſtſpieligkeit ohnehin 
ſchon ausgezeichneten Landtag auch nicht um einige Tage 
zu verlängern; fo bofft er guͤtige Nachſicht zu finden, 
wenn er fich bey Erftartung diefes Vortrags bloß darauf 
befchränft, der hohen Kammer aus den, in die Acten 
der zweyten Kammer aufgenommenen Vorträgen, Reden 
und Discuffionen alles dasjenige volftändig und unmit- 
telbar vorzulegen, was dieje nur irgend relevanted dar— 
bieten. Er hofft hierzu um fo eher geneigte Erlaubniß 
zu, erhalten, als aus diefer Art des Vortrags für Die 
bohe Kammer die, nur als Gewinn zu betrarhtende Moͤg— 
lichkeit hervorgehen wird, das Eigenthümliche der An- 
fihten der einzelnen Mitglieder der zweyten Kammer 
ſchaͤrfer auffaffen, und zugleich die vorgetragenen wirk— 
lien Gründe von den leeren Declamationen beſſer, als 
diefes ein bloßer Actenertract geſtatten würde, unters 
fiheiden zu fönnen, Ä 

(leg. den Vortrag des Ausfchuffes zwegter Kammer 

mit dem dazu gehörenden Separatvotum, die Neden 

und Discuffionen, fo weit fie fib auf die beruͤhrte 

Srage bezieben). | | 

Sn dem Befige dieſer weitläuftigen und ausfuͤhrli— 
hen Erörterungen, wird nun die hohe Kammer 
1) es, mit dem Referenten gewiß unbegreiflich fin— 

den, wie cd einige Nedner, und zwar befonders der Ab—⸗ 
geordnete Here Kertell*), ed haben über fich gewinnen 
fönnen , dem Gefeßesentwurfe den Vorwurf, ale ſey er 
auf Verletzung der Verfaffung und auf Uutergrabung 
der bürgerlichen Freybeit gerichtet, zu machen — Sie 
wird es fid) nicht erklären koͤnnen, warum dieje Redner, 
deren Vorträge in einzelnen Stellen. dad Undenfen. an 
‚die Sabre 1792 und 1793 zurücrufen, fih blos auf das 
Ausfprehen fo barter Beichuldigungen gegen die Regie— 
rung befchränfen,,. und warum fie nicht auch zugleid, 
fobald fie ihrer Sache gewiß find, den Antrag geftellt 


*) In die Rede bdiefes Abgeordneten, fo. wie fie fid in der 
Mainzer Zeitung Nr, 323 abyedrudt findet, find übrigens 
fiatt der Worte: „indem die Franzoſen einen an: 
deren Grundpfeiler ber bürgerlihen Freyheit 
angetaftet glaubten‘ die Eräftigeren Worte: „der 
aud gerihtet war, einen anderen Grundpfei:- 
ler bürgerliher Freyheit zu untergraben ein: 
gefhmuggelt worden. — 
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haben, die Minifter, welche einer fo verwerflichen Ten⸗ 
denz befchuldigt werben, in ben Anklageftand zu nerfes 
Ben — Sie wird von einem böchft widrigen Gefühle er 
griffen werden, wenn fie den Berfud wahrnimmt, den 
Gefegesentwurf fogar einer politifchen Tendenz ‚zu bes 
ſchuldigen, und namentlich zwiſchen ihm und dem Preß— 
geſetze in Frankreich eine Art von Parallele aufzuftellen. — 
Ste wird aber auch von gerechter Indignation erfüllt 
werden, wenn fie in den Aeußerungen mehrerer rheinz 
heffifher Deputirten direct und indirect die Behauptung 
ausgefprocden findet, daß es im den .bieffeitigen beyden 
Provinzen, in welchen wenigftend der am mebrften. bes 
anftandete Theil der Beftimmungen des Entwurfs ſchon 
als wirkliches Gefeß befteht, an der Freyheit der Perfon 
und. der Sicherheit des Eigenthums fehle Wer fo etwas 
behauptet, follte. doch auch den Beweis für feine Bes 
en füpren, und fich nicht auf leere Declamationen 
beſchraͤnken. Er ſollte ſich von Maͤnnern, die die 
Sache entweder vermöge ihres amtlichen Wirfens oder 
doch aus eigener Wahrnehmung genauer Fennen und 
veſſer verftehen, belehren laflen, daß man in den diefjet- 
tigen. beyden Provinzen Beſchwerden über vorfägliche und 
gemwiffenlofe Beugung des Rechts faft gar nicht kennt, 
Mad: daß die Verwaltung der Juſtiz nicht bloßen, auf 
Schreibſtuben ‘gebildeten Routiniers , fondern ohne Aus; 
nahnterwiffenfchaftlich gebildeten Männern anvertraut 
iſt, die in zweyſacher Prüfung gemügende Kenutniß des 
Rechts erprobt haben, und eben fo follte er einjeben, 
daß der Einzelrichter in den Provinzen Gtarfenburg 
und Oberheſſen durch ſeine amtlichen Protokolle, durch 
die ſeinen Erkenntniſſen zu inſerirende Entſcheidungs— 
gruͤnde, und durch die hoͤheren Juſtizeollegien zur Genuͤge 
rontrolirt iſt, und daß bey ihm nicht, wie bey dem Frie— 
Densrichter :in Nheinheflen, das bloße mündliche Bor, 
bringen. mit dem ausgefprocdhenen Worte fofort verhallt, 
und die Möglichfeit- einer Controle für Die — 
des richterlichen Urtheils ausſchließt. 

Die hohe Kammer wird aber auch, 

2) aus dem VBorgetragenen überajl die vollefte Webers 
zeugung gewinnen, daß die zur Unterftigung des Ans 
trags. auf Ablehnung des Geſetzes oder zur Begründung 
ber Nothwendigfeit feiner Sußpenfion für die Provinz 
Rheinheffen vorgebrachten Behauptungen und Argumente 
zum großen Theile den Namen von: Gruͤnden .. gar. nicht 
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verdienen, daß ſie ſich vielmehr, wie vorzüglich der. Herr 
Geheimerath Knapp und der Herr Hofgerichtsrath 
Weber überzeugend nachgemiejen haben, in bloße Deetas 
matipnen, Vifionen und Gefpenfter auflöfen, und fie 
wird auch eben fo wenig zweifelhaft. bleiben, daß alles 
dasjenige, was auf. den Namen eined Grundes Anſpruch 
machen fann, in dem gediegenen Bortrage des Abgeord⸗ 
neten. Herrn Müller , fo wie in den Gegenbemeräungen 
der Großherzogl. Regierungscommiſſion, «und mehrerer 
anderer Mitglieder der zweyten Kammer; die -vollfont 
menfte Widerlegung gefunden bat. Referent darf we— 
nigſtens von fihrverfichern, daß er, ber angeſtrengteſten 
Aufmerkſamkeit, die er auf die Prüfung und Vergleichung 
ber vorgebrachten Grimde und Gegengründe verwendet 
bat, ungeachtet, auch nicht einen. einzigen Grund anzu⸗ 
führen im Stande: ift, mit dem der Beweis für das Be- 
duͤrfniß der in Antrag gebrachten Ablehnung oder Sus— 
penſion gefuͤhrt werden fönnte, und: er ijt nicht zweifels 
haft , daß es «ben fo wenig irgend ‚einem andern Mits 
Hliede diefer hohen Kammer gelingen werde, in den Ver⸗ 
bandlungen. der zweyten Kammer auch nur einen Grund 
Fk ‚der als entfcherdend betrachtet werden 
nnte. | — ER ee — 
Saollte nun die hohe Kammer, mit dem Referenten, 
fich wirklich überzeugen, daß von allem dem, was-man 
zur’ Begründung des Antrags: den Gefeßedentwurf abs 
zuleßnen, oder doch für Rheinheſſen bis zur Einſuͤßrung 
einer volfiändigen Eivilprozeßsrdnung zu ſuspendiren, 
in der zweyten Kammer ans und audgeführt hat; du vrich⸗ 
aus nichts übrig. bleibt, wodurch diefe Ablehnung 
oder Suspenſion genügend "gerechtfertigt werden fönnte; 
fo wird fie, bey dem auffallenden Widerftreben , welches 
die Annahme des Entwurfes findet, fehr natürlich auf 
die Frage geleitet werden: ob es nicht vielleicht audere, 
bis jegt nicht zur Sprade ‘gebrachte Gründe gebe, wo⸗ 
durch : diefes Widerftreben motivirt und. gerechtfertigt 
werden Fönne? 0 J 
Hier ſcheint nun zwar allerdings nicht verkannt 
werden zu koͤnnen, daß | 
1) dem Ridhterperfonale in Rbeinheſſen jede neue, 
von der bisherigen abweichende Gefeßgebung eben darum, 
weil fie zu neuen Studien und Einübungen nöthigr, 
nicht anders als fehr ungugenehm feyn kann, daß 
2) der Stand’ der Advocaten, Notaire und Huiffiere ıc. 
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bey der Fortdaner ber im Rheinheſſen beftehenden Geſetz⸗ 
gebung, theild wegen des fo eben angedeuteten Grundes, 
theils und noch mehr aber: wegen der drohenden Gefahr, 
an ihrem reichlihen Einfommen zu verlieren, nicht wenig 
intereffiet find, daß nu an) 90; B aßgri.eh 
3) bie ald Schußmittel- der bürgerlichen Freyheit 
und der Sicherheit des Eigenthums fo hoch gepriefenen 
rhein heſſiſchen Suftitutiohen ganz vorzugsweiſe die Vers 
moͤgensariſtoeratie beguͤnſtigen/ indem der weniger bes 
mittelte Theil des Voiks ſehr "häufig, wegen der enormen 
Koſten, von der Verfolgung feines Rechts gegen den 
Reichen abſtehen, und vor den Gedanken zurückbeben 
muß, daß der vielleicht ungluͤckliche Ausgang des koſt⸗ 
ſpieligen Prozeſſes den gaͤnzlichen Ruin ſeiner Familie 
zur Folge haben koͤnne, und dann ſicher haben werde, 
wenn er etwa genoͤthigt ſeyn ſollte, es zu einer Zwangss 
veraͤußerung kommen zu laſſen, in welcher ſich dann auch 
dem reichen Gläubiger eine: günftige Gelegenheit darbies 
ser, das unbewegliche Eigenthum des Schuldners anf 
eine wohlfeile Are an ſich zu bringen/ daß». 
4Aaauch in den Diefjeitigen Provinzen der Advoca⸗ 
tenſtand unmöglich eine befondere Veranlaſſung haben 
kann, ‚einem Geſetzesentwurfe hold zu ſeyn, welcher dar⸗ 
auf abzweckt, die Thaͤtigkeit der Advocaten in ver erſten 
Suftang nach Möglichkeit zit vermindern, ’und dag endlich 
en An ſichten mancher Menſchen auch vielleicht 
durch den Gedanken an den Wechſel der Dingeund der 
politiſchen Verhaͤltniſſe ihre eigene Richtung erhalten, 
und zu dem Glauben geführt werden koͤnnen, daß für 
Rheinheſſen die Erhaltung ver Möglichkeit: ſich für einen 
denkbaren Fall in das Regierungsiyftem und die Zuftizs 
verfaſſung eines anderem Staates fofort wieder einſchie⸗ 
ben zwi fönıien, von großem Intereſſe ſeyn müſſe. Ä 
Allein alle dieſe Ruͤckſichten werden doch schwerlich 
die wohlthaͤtigen Folgen eines Geſetzes aufwiegen koͤnnen, 
welches auf Herbeyfuͤhrung einer ſchnellen "und guten 
Juſtiz, ſo wie vorzugsweiſe darauf berechnet iſt, dem 
aemeren Staatsange hoͤrigen die Verfolgung ſeines Rechts 
zu evilechrern. FETTE ET ERSTE SE d en, 
So wie nun auf der einen Seite aus allem dieſem 
ur Genuͤge hervorgehen duͤrfte, daß es an irgend einem 
* Grunde mangelt, wodurch eine Ablehnung des 
Geſetzesentwurfs, oder der Suspenſion feiner Wirkſamkeit 
für die Provinz Rheinheſſen motivirt und gerechtfertigt 
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‚werden koͤnnte; fo: fehlt es auch auf der, anderen Seite 
keineswegs an. erheblichen : Grümden., welche, den Antrag 
der Majoritaͤt des Ausſchuſſes zwenter Kammer, den Ger 
ſetzesen wurf im Allgemeinen: anzunehmen, und in den 
fämmtlichen Theilen des Großherzogthums ſofort einzus 
- führen‘; auf. das kraͤftigſte unterſtuͤtzen. Mau muß es 


a. 1 „.rk 
- 


“and - - 


naͤmlich 3 Ed 899 HHusshiS da 
4) als eine, durch das Geſetz beabſichtigte große 
Woblthat anerkennen, daß es unnuͤtze Rechtsſtreite zu 
verhuͤten, und die. Koſten des Prozeſſes zu vermindern 
ſtrebt, daß es auf Beſchleunigung und: Abkürzung Des 
Verfahrens, auf erhöhte Vollnaͤndigkeit und Grundlich— 
keit der Verhandlungen, und auf Realiſirung des ma— 
teriellen Rechts im Gegenſatze des formellen abzweckt, 
und daß es in Beziehung auf die. Partheyen eine durch— 
gängige Deffentlichfeit des Verfahrens einführt. » Es muß 
2) gewiß-ein fehr günfliges Prajudiz fuͤr das Geſetz 
erwecken, daß es Männer zu Verfaſſern bat,. welche mit 
dem gerichtlichen Verfahren in Rheinheſſen eben ſo ges 
nau, wie mit dem in den dieſſeitigen beyden Provinzen 
vertraut ſind, die ſich durch theoretiſche und praktiſche 
Kenntniſſe in dieſem Theile der Rechtswiſſenſchaft und 
in dem Gebiete der: Geſetzgebung gleich ſehrzauszeichnen, 
‚und die, daher. auf. jeden Fall die Vermuthung für ſich 
haben, daß fie den Staͤnden nicht. etwas als Gefehes- 
‚entwurf vorlegen. werben, maß. fih als: ungqusführbar 
und. mit der Oerichteverfaffung der einzelnen Landestheile 
des Großherzogthums unvereinbarlich darſtellt. 
9) Mehrere unſerer erſten Prozeſſualiſten, ‚wie z. B. 
Mittermeier: und Gensler haben ſich über den 
‚Werth und die großen Vorzüge. dieſes Entwurfs. bereits 
‚Öffentlich; ayßgefprochen, ‚und es muß daher, da man 
feine Urſache hat, in die ‚bewährten tiefen: Kenntniſſe 
Diefer Männer Mißtrauen zu ſetzen, die Erhebung des 
Entwurfs zum Gefege für. das Großherzogthum um fo 
mehr als ein wahrer Gewinn. betzacdhtet werden, alB: -:. 
) durch dieſe ——— der. ‚erfie Schritt; zu der, 
in,, dem Art.-103 der Berfaffungsurfunde , verheißenen 
genieinfamen Gefeßgebung geſchehen würde — ein: Sphritk, 
der ſich daxum vorzüglich als hoͤchſtwichtig darſtellt, weil 
ſich jedem Unbefangenen aus einer Vergleichung der ein⸗ 
elnen Aeußerungen der rheinheſſiſchen Deputirten die 
eherzeugung aufdringen muß, daß ſich in ihren Bemuͤ⸗ 
hurgen: bie Ablehnung des Geſetzesentwurfes zu bewir⸗ 
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tern; nicht ſowohl ein bloß gegen dieſen Entwurf 
fpeciellagerichtetes, als vielmehr, das “allge meinte 
„Streben ankuͤndigt, die Annahme. einer jeden gemeinſamen 
Geſetzgebung, die nicht darauf berechnet iſt, die rhein⸗ 
heſſiſchen Inſtitutionen auch im: die beyden anderen Pro⸗ 
winzen zu verpflanzen, nach Moͤglichkeit zu vereiteln. 
Ein ſolches Streben wird aber mit dem Streben? die 
—— des Art. 108 der Verfaſſungsurkunde zu wer⸗ 
shindern, als vollkommen identiſch betrachtet werden koͤn⸗ 
men, indem ſich von der Großhergogl, Staatsregierung 
gewiß nie erwarten laͤßt, daßifie je den Entſchluß, die 
beyden anderen Provinzen mit dieſen Inſtitutibdnen und 
deren Gefolge zu. beglücken, faſſen werde. — Daß.übrt- 
gens die obige Behauptung nicht “auf einer bloßen Hy⸗ 
pothefe beruht, banonjüberzeugt: man: ſich leicht, wenn 
smanıbie einzelmen :Meußerungen. ber. rheinhefliichen Des 
putirten gu. einem Ganzen verbindet, und daraus die 
Folgerungen zieht, die nothwendig daraus gezogen wer⸗ 
den müſſen. Nach ihren: Behauptungen ſoll der Provinz 
Rheinhefſen die Zuſicherung der: Fortdauer ihrer Juſti⸗ 
tutionen ertheilt worden ſeyn. — Dieſe, mit der. ganzen 
Geſetzgebung auf das innigſte verbundene, und darum 
<yomsbiefer ohne Gefahr fuͤr den Umſturz des ganzem: les 
gießftorifchen Gebäudes: nicht. zu trennende Inſtitutionen 
ſollen worzugsweife in der Deffentlichkeit des Verfahrens, 
po wie fie jegt in Rhein heſſen eriftixt ; ‚und einer. ‚colles 
gialiſchen Juſtizverfaſſung beſtehen, es foll daher.ider 
Rheinprovinz, wegen ber eben. gedachten Zuficherung, der 
Beſitz ihrer Inſtitutionen nicht entzogen werden koͤnnen, 
and demnach zu hoffen ſtehen, daß die zu erwartende 
ganze und vollſtaͤndige Juſtizverfaſſung auf Eolle— 
gialitaͤt und Oeffentlichkeit werde.bafirt werden, und daß 
ſie fo auch die andern beyden Provinzen das Gefühl’von 
‚conftitutioneller Freyheit und einer unabhängigen Juſtiz⸗ 
verfaffung mitgenießem kaffen werde. — ' ..: nit 

Was heißt das anders, als der Artikel 103 der 
Berfaffungsurfunde, welcher dem 'gaugen Großherzog— 
thume ein bürgerliches. Geſetzbuch, ein Strafgeſetzbuch 
und ein Geſetzbuch über das Berfahren in Rechtsſachen 
guſichert, fol. entweder nie, oder nur in der Art tm 
Bollzug gefeßt werden können, daß die in Rheinheſſen 
beftehende franzöfiiche Gefeßgebung in die übrigen Pro; 
vinzen verpflanzt werbe? Bor biefer Verpflanzung- möge 
der Himmel das Land der Heffen bewahren, möge es 
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ein jebes Alnfinuen biefer Art ſtets mit Fefligfeit zurüͤck⸗ 
weiſen, und ‚möge ſich ein ‚jeder. Hefle die eben ſo wahren 
nis. treffenden: Worte ‚des. für die Progeßtheorie und die 
juriſtiſche Praxis zu frühe werierbanen. Profeſſors 
Gensher zu Heidelberg *). 25 
„Sehr erfreulich hingegen. iſt es, daß die. teutſchen 
g| — nm kinfen Ufer dem beillofen £ofifpieligen 
— e wieder eut hoben werden ſollen. Reicht 
man ihnen die Rechtspflege weniger theuer und in der 
bezweckten Einfachheit, haben die daſigen Richter guten 
—— und Kraft, den Geiſt des‘ nen eintretenden 
WVerfahrens aüfzufaſſen und in das Leben hinüber zu 
tragen, fo- wird das Volk bald erkennen, daß es vor⸗ 
theilhaft tauſchte. Noch hat keiner der teutſchen Rechts⸗ 
gelehrten, welche: die Prozeplehren«mit philoſo phiſchem 
Blicke in ihren Tiefen und in ihrem ganzen Umfange 
auffaßten, dem franzoͤſiſchen Civilprozeſſe eine Seite 
rege foͤnnen, welche :dem Gemeinwohle mehr 
nicht zuwendete, als der reine Geiſt des teutſchen Pro⸗ 
—2 Auch Gönner, blieb dieſemtreu und Martin 
ſtudet in dem: feanzöfifchen ProgefferSophismen, Gau⸗ 
m ante und: Formenkraͤmerey. Undudas ift er) größ- 
3) 2uRg9oH]S; wie: vor kurzem eine. ‚große Mafje wiederge⸗ 
bohrner Teutſchen erklaͤrte. Er iſt mit ſchalen Spitz⸗ 
— angefuͤllt, uͤberall drohen Nichtigkeitew;iges 
ſtuͤtzt auf bloße Formfehler, ‚oft fo kleinlich, daß «es 
12 aben Teutſchen anekelt. Die Huiſſiers find dieſem ein 
2Graͤuel. Seine Schnelle iſt ſcheinbar, denn aus jenem 
Michtigkeitspfuhl ſteigen immer neue Streitfraägen her; 
vor, dortherſchoͤpft der Chikaneur ſehr leicht das 
Mittel zur Plage: des Gegners. Die ſogengunte Oef—⸗ 
afentlichkeit it nur, eine beflitterte Decke einer öffentlichen 
Volkspluͤnderung u⸗ſ. wit > 
tief in Die Bruſt graben, und vor ‚einem Geſchenke us 
rücbeben, womit-wohl das Intereſſe ‚einzelner‘; Stände, 
gewiß aber nicht die Maſſe des Volkes in Rheinheſſen 
die Schweſterprovinzen begluͤckt zu ſehen wuͤnſchen kann. 
Der. Ausſchuß kann daher, bey derilinerfindlichkeit eines 
ber Annahme des Geſetzesentwurfes widerſtrebenden res 
levanten Grundes, und bey dem, in ben Verhandlungen 
ber Bun Kammer — Genüge arfapzien Qeweiit, 
22 E08 
— Beyträge zu der ——— für die Verfaſſung der teut⸗ 
ſchen Gerichte u. ſ. w. Heidelberg 1818. 


.“ 
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daß ſich dierEinführung des Geſetzesentwurfes in Mheins 
heſſen mit der. dort beſtehenden Legislation Keineswegs 
als. ineompatibel: darftelle, nur: darauf autragen; daß die 
hohe Kammer dem Befchluffe der zweyten Kammer: — 
den Geſetzeseutwurf für jetzt nicht abzulehnen“ 
beyireten, dagegen aber dem, von derſelben weiter gefaß⸗ 
ten Beſchluͤſſen sur m ar ee —— 
daß die ‚Stadts und Landgerichtdordnung in Bezug 
anf; Rheinheffen; bis zur Einführung einer vollſtaͤndi⸗ 
gen Civilprozeßordnung außer Wirkſamkeit bleiben, 
and daß von dieſem Beſchluſſe die Annahme, des Ge 
ſetzes abhaͤngig gemacht werden ſolle“ —58 * 
ihre Zuſtimmung werfagenimdgesun ieeze — 
Referent wendet ſich nunmehr zu den eingelnen Ars 
tikeln und den zu denſelben von ders zweyten Kammer 
votirten einzelnen: Modificationen und Zuſaͤtzen. Auch 
hier muß er die »Erklänung; wie der holen, daß Die Bes 
forgniß, den langen Landtagınod laͤnger zu machen, es 
ihm nicht exlaubt, das Detail des Entwurfes mit der 
Gruͤndlichkeit und Umſicht zu prüfen, mit der er es uns 
ter andern Umftaͤnden geprüft haben witrde, und er hofft 
daher, bey der hohen Kammer Nachſicht zu finden, wenn 
er bey mehreren Eroͤrterungen, ſtatt einen vollſtaͤndigen 
Auszug der Verhandlungen zweyter Kammer zu: liefern, 
ſich auf dieſe Verhandlungen ſelbſt unmittelbar bezieht. 
| * u. a dem er ſt en Artikel. ... pain 
BT 2 554 an ur ra Kar: 
Die werehrliche zweyte Kammer Hat diefan Artikel, 
der iſich in, feinen: Hauptbeſtimmungen dad im Mejultat 
des Sitrebhens, bie Qutiz, in der erſten Scflangufo, ſehr 
als moͤglich zu beſchleunigen, and ſie von jedem entbehr⸗ 
lichen Koſtenaufwande zu befreyen, ankuͤndigt, augenom⸗ 
men; jedoch dazu Folgende Amendements beſchloſſen: 
a) daß in dem Falle wenn der: Gegeuſtand des Strei⸗ 
tes 50 Gulden und mehr betrage, der nunterliegende 
heil auch in diejenigen Koſten vernuetheilt werben 
fkoͤune, welche der obſiegende durch die Zuziehung 
eines oͤffentlichen Anwalts gehabt habe; "is 
B) daß die im Satze 3. des Artikels 1 dem sMichter 
uvorgeſchriebene ge beyber Entſchei dung 
> mich: eher Statt finden ſolle, bis das ewiüfficke 
wahrgenommene Rechts Verhälmip: im Gegenwart 
DZer ſtreitenden Theile genuͤgend eroͤrtert ſey. 
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Soviel nun dieſen ebſten Zufag betrifft, fo’ Fanta 
ich Referent mit Demfelben aus dem Grunde recht wohl 
einverſtaͤnden erllaͤren, weit die: -Beflimmung des Ent⸗ 
wurfes nach welchem die Koſten des Anwalts in allen 
Faͤllen dem, einen ‚Anwalt. gebrauchenden Gieger:zur Laſt 
bleiben Follen z in wielen: Fallen, namentlich > in ſolchen, 
in welchen die Parthey wegen Krankheit, ‚weiter Eitt- 
fernung; oder aus fonfigen Gründen, in Perſon vor 
Gerichto zu senfcheinen: verhindert: ift, allerdings zu großen 
Härten führen kann, und weit unter ſolchen Verhaͤltniſſen 
die Koſten des Anwalts die Natur der nothwendigen 
Koſten recht wohl annehmen koͤnnen. Es ſcheint freylich 
hierbey nicht ganz conſequentzu ſeyn, die Vergütung 
der Anwaltskoſten bloß auf den Fall, wo der Streitge— 
genſtand 50 fl.‘oder mehr beträgt, beſchraͤnken zu wollen — 
berückſichtiget man indefjen das Princip des Gefetses: 
Die Prozeßkoſten moͤglichſt zu vermindern, und zugleich 
Den Mißſtand, der aus einem zu großen Mißver haͤlt niſſe 
"ver Koſten zu dem Streitgegenſtande ohnſtreitig hervor—⸗ 
geht; jo fehlt es für dieſe Beſchraͤnkung um: ſo weniger 
an allem: Grunde, als hier uͤberhaupt von einem Gegen⸗ 
ſtande die Rede iſt, über den ſich pro und contra ſehr 
viel ſagen kaͤßt, und für deſſen richtige Normirung mehr 
von der Erfahrung, als von einer ſtrengen Theorie er⸗ 
wartet werden muß. Eben ſo glaubt Referent ven zwey⸗ 
ten Zuſatz der hohen Kammer zur Beyſtimmung empfeh— 
len zu koͤnnen, weil er ſich zur Entfernung einer vielleicht 
irrigen Auslegung und Anwendung des Artikels, als 
geeignetadarſtellt, und Daher wohl Vortheile, anffeinen 
Fall aber: Nachtheile zur Folge haben kann ‚indem er 
Dad „was ſich in dem Artikel, feinem Getfte wach, 
ausgeſprochen findet, nur noch naͤher erlaͤutert. Es iſt 
naͤmlich gewiß, daß der dritte Abſatz des erſten Artikels 
nichts weiter. anordnet, als was ſchon bisher in der 
Provinz Rheinheſſen und in den dieſſeitigen beyden Pro—⸗ 
vinzen wirklich beſtanden hat, und daß dadurch nament- 
lich (wie dieſes auch von der. Großherzogl. Regierungs⸗ 
Commiſſion, iſo wie auch von mehreren Mitgliedern der 
zweyten Kammer wiederholt hervorgehoben iſt), bloß fo 
viel; ausgedruͤckt werben fol: ‚Das Vorbringen der Pars 
they: beſteht indem Bortrage der faktiſchen Berbältniffe, 
e8 kann aber auch zugleich ‚eine Rechts » Ausführung ent- 
halten. ‚Fehlt es an dieſer, ſo kann der Richter,‘ weil 
er das Recht kennen muß, auch ‚ohne dieſe in der Sache 
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erfennen, oder er fol, wenn die Parthey das. Recht, 
was fie nach den vorgetragenen faktiſchen Verhältniſſen 
anzufptechen "befugt. iſt, auch „nicht — aus ge⸗ 
führe hat, auf dieſes Recht ex officio Rückſicht nehmen, 
und es dem Berechtigten zuerleünen. Dagegen foll er 
faftifche Verhältniffe nie. fuppliren ‚oder furrogiren koͤn— 
nen, wobl aber befugt feyn, ſich durch Fragen über diefe 
Berhältniffe die nöthige Aufklärung zu verſchaffen, wenn 
fie unflar und verworren vorgetragen werden. Es ver- 
ſteht fich hierbey aber wohl von jelbft, daß die Parthey 
die faftifchen Verhaͤltniſſe mit der Abficht, Rechte daraus 
abzuleiten, vorgebracht haben müffe, und daß diefe Ab- 
ficht auch der anderen Parthey, welcher ja Schugreden 
gegen das faktiſche Vorbringen zur Seite ſtehen Fönnen, 
durch die Verhandlungen flar werden mäfje, damit fie 
darin eine Aufforderung erhalte, auch von ihrer Seite 
die ihr zuſtehenden Schutzreden dem Richter‘ vortragen 
zu können. Es kann demnach wohl feinen Anftand ba- 
ben, durch den angetragenen Zujaß das. noch beſonders 
und ausdrüdlich auszufprechen, was fih nach dem wah- 
ren. Sinne und Geifte des Artikels von ſelbſt verſteht. 
Zu dem zweyten Artifel 
Clegatur.) — 

Die zweyte Kammer bat den 1. 2. 3. 4. 6. und 7. 
Abſatz des Artikels angenommen, und bloß. zu dem 6ten 
Abfage, im Einverſtaͤndniſſe mit Großherz. Regierungs— 
Commiſſion, bejchloffen: daß die darin vorfommenden 
Worte: ,„„oder dem deſſen Stelle vertretenden 
Zeugen” weggelaffen werden möchten. Referent kennt 
feinen Grund, der die hohe Kammer beftimmen fünnte, 
diefem Beſchluſſe der zweyten Kammer ihre Zuftiimmung 
zu verjagen. Ey 

Dagegen bat die zweyte Kammer . 

a) den 5ten Abfaß dieſes Artifel8 aus dem nicht 
unwichtigen Grunde abgelehnt, weil aus deſſen Anwen- 
dung nur eine zeitraubende, und wegen des Öffentlichen 
Glaubens der Gerihtöbehörde zugleich zweckloſe Forma— 
lität hervorgehen werde, womit fich der Ausfhuß nur 
einverftanden erklären fann; = 

b) befchloffen: daß der zweyte Artifel noch in der 
Beſtimmung einen Zufaß erhalte: 

Daß alle Vorträge und Anträge der Partheyen, auf. 
welche der andere Theil entweder gar nicht, oder 
vorerft in Gefolge einer auf jene Vorträge und An- 
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träge zu erlaſſenden Verfügung des Richters gehört 
wird, fchriftlih gefchehen Fünne, als 3. 3, Klagen, 
Beweis Antretungen, Arreft- und Inhibitions - Ges 
fuche, Beförderungs + und Frift - Gefuche, Vorftelfung 
zum Behufe der Anberaumung eines anderen Ter- 
mins, Gefuhe um Akten -Einfiht, Abfchriften und 
Auszuͤge, um Zufendung des Urtheild u. dgl. mi. 
Da diefer Zufag dem Principe des mündlichen Ver— 
fahrens und des perfönlichen Erfcheinens vor dem Rich— 
ter keineswegs miderftreitet, indem das Beduͤrfniß Diefes 
Erſcheinens in Selbfiperfon, oder durch einen Gtellver- 
freter, hur durch den Zwed der Verhandlung 
der Partheyen gegen einander bedingt erfcheint; 
da hierdurch. ferner ‚den ftreitenden Theilen die große 
Erleichterung zu Theil werden wird, nicht gerade wegen 
eines jeden Vorbringens vor Gericht erfcheinen zu an 
fen, und da endlich die möglihen Dunfelheiten in fat 
tifcher Hinficht, welche in folchen fchriftlihen Eingaben, 
z. B. der Klage, vielleicht vorfommen, bey dem naͤchſten 
Erfcheinen der Partheyen durch zwecdgemäße Fragen des 
Richters leicht gehoben nnd befeitigt werden Fönnenz; fo 
kann Referent in demfelben nur eine wünfcenswerthe 
Berbefferung des Entwurfes erfennen, und demnach nur 
auf deſſen Annahme antragenz; ' 

c) bat die zweyte Kammer die Abftimmung über 
den Sten Abfat des zweyten Artifels bis zu der Abftim- 
mung über den 53ſten Artifel ausgefest. Referent wird 
daher bey diefem Artifel auf diefen Abfak zurädfonmen. 

Zu dem dritten Artifel, 
(legatur, ) 

Zu diefem angenommenen Artifel ift von Feiner 
Seite irgend ein Anftand erhoben worden. Referent 
fann daher, da er darüber nichts zu bemerfen findet, 
gleichfalld nur auf deffen Annahme antragen. 

Zu dem vierten biß neunten Artifel. 

. (legantur) 

Die zweyte Kammer bat diefe Artifel, fo wie fie 
vorgelegt worden find, nicht angenommen, fondern viel- 
mehr befchinfjen 

daß dem Richter die Pflicht aufgelegt werden folle, 

auf jede Klage, obne Unterſchied, ob er Diefelbe 

rechtlich begründet hält oder nicht, den Fall der un— 
bezweifelten Incompetenz ausgenommen, eine Ladung 
des DBeflagten zu verfügen, 
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und. hiernächft: bie Artifel, nebſt der, zu, dem Artifeb 8 
angetragenen, und. von. Öroßherzogl. Negierungs - Cpms 
million nachgegebenen Abänderung, jo weit diefelbe mit 
deni worftehenden Befchkuffe ‚nicht im Widerfpruche ftebt, 
angenommen. u rg 
>. Die. erfte Kammer wird an. bdiefen. Befchlüffen, fo 
weit. durch fi6 Die. Aunahme der Artifel abgelehnt wird, 
keinen Theil nehmen, können, und das zwar aus folgen- 
Den Gründen: 1 . 1°. 2 an mh nr ae 
..2). Zwed eined jeden gerichtlichen Verfahrens . kann 
nur der feyn, die Zuerfenuung eines, einem Individuum 
wirflich zuftebenden Rechts durch den Nichter. rechtlich 
moͤglich zu machen. Es muß alfo- von felbft: einleuchten, 
daß die Einleitung seines Verfahrens zwecklos und darum 
auch ungereimt erſcheint, wenn der um Realifirung eines 
‚ Rechtes angegangene Nichter aus des Klägers eiges 
nemfaftifhen®orbringenfihfofort überzeugt: 
entweder, daß er in der Sache incompetent ift, 
daß es ihm daher an der Gewalt gebridt, das 
min: Anfprucd ‚genommene Recht zuerfennen zu fönnen, 
‘oder, daß ein Recht gar nicht eriftirt, oder, 
daß zwar ein Recht eriftirt, daß aber daffelbe nod 
' zur Zeit nicht geltend gemacht werden fann, oder, 
daß wenn es auch fogleich geltend gemacht werden 
kann, body der ald Kläger auftretende nicht als der 
wirkliche Inhaber des Rechts oder als das zur 
., Renlifirung defjelben faͤhige Subject erfcheint, die 
u. Geltendmachung fich mithin für ihn. wenigftens als 
‚+. rechtlich unmöglich darftellt. en] 
Sedes Geſetz mithin, was den Richter nöthigt, troß 
feiner fofort begründeten Ueberzeugung: dad von dem 
Kläger angefprochene. Recht nicht zuerfennen zu fünnen, 
dennoch durch Erlaffung der Citation ein gerichtliches 
Verfahren einzuleiten, noͤthigt ihn ohnſtreitig zu einer 
zweckloſen und darum auch zugleich ungereimten Handlung: 
b) Das Recht und die Pflicht des Nichters, in den 
vorbezeichneten Fällen, den Kläger durch einen Vorbe— 
ſcheid ( Präelocut) mit feiner Klage fofort abzuweifen, 
gehört unter die ewigen, noch von feinem Prozeffun: 
liften bezweifelten Grundprincipien des gerichtlichen Ver: 
fahrende. Das Recht ift fein Produft - irgend einer po— 
fitiven gefeßlichen Beftimmung, es ift für den Richter, 
fo Tange es ihm ‚nicht: durch ein poſitives Geſetz ge 
nommen wird, von felbft gegeben. und. begründet, es hat 
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bis jetzt in den beyden dieſſeitigen Provinzen, und ſelbſt 
in der Provinz Rheinheſſen (wenigſtens dem Geiſte und 
dem Weſen nach) beſtanden, und kann daher auf keine 
Weiſe als eine, des Widerſpruchs wuͤrdige Neuerung bes 
handelt und angefochten werden. — 

- se) Indem der Beſchluß der zweyten Kammer das 
Recht des Richters: den Kläger in. dem’ Falle einer, 
nach feiner.-Ueberzeugung. vorliegenden In— 
competenz gleichbald abweifen zu dürfen, beſtehen laͤßt, 
ſcheint es nicht ganz folgerichtig: zu feyn, ihn im. den 
übrigen Fällen zur Einleitung eines Verfahrens noͤthigen 
zu wollen. 

Es duͤrfte wenigſtens ſchwer ſeyn, irgend einen halt⸗ 
baren Grund. fuͤr dieſe Verſchiedenheit aufzufinden. Auch 
in jenem Falle haͤngt naͤmlich doch am Ende alles von 
der richterlichen Ueberzeugung ab, die auch in den uͤbri— 
gen Faͤllen ganz allein entſcheidet Daß der Richter ſich 
bey dieſen Entſcheidungen irren kann, iſt um ſo weniger 
ein Grund gegen die conſequente Aufrechthaltung und 
Durchführung des Princips, als dieſer Grund ja auch 
gegen alle und jede richterlichen Verfügungen und. Ur: 
ae angeführt werden koͤnnte. 

d) Man kann nicht einwenden, es fey body ein bes 
fannter Grundfaß: audiatur et altera- pars, oder es 
koͤnne doch moͤglicher Weiſe aus der Ladung des Beklag— 
ten der Gewinn hervorgehen, daß der Beklagte vielleicht 
aus Scham oder aus irgend einem andern Grunde, ein 
an und fuͤr ſich nicht klagbares Recht nachgebe. — Denn 
jener Grundſatz kann, ſeiner richtigen Bedeutung nach, 
hier auf keinen Fall zum Nutzen des Klaͤgers angefuͤhrt 
werden, der zweyte Einwand aber entkraͤftet ſich ſehr 
einfach durch die Bemerkung, daß es offenbar unter der 
Wuͤrde des Richteramtes iſt, ſich zu Experimenten und 
zu Verſuchen herzugeben, ob nicht vieleicht ‚der wider 
rechtlich in Anfpruch genommene Beflagte fidy entſchließen 
werde, das von freyen Stüden zu leiften, wozu er, nad 
Beftimnmung der Gefeße, nicht verpflichtet iſt. 

Aus diefen und nod) vielen andern Gründen, welche 
bier anzuführen und refp. aud den Verhandlungen der 
zweyten Kammer zu wiederholen zu weit fuͤhren wuͤrde, 
wird die hohe Kammer ſich für die Annahme der Artikel, 
jo wie fie von der Staatsregierung vorgelegt worden 
find, zu enticheiden, und die Theilnahme an einem. Bes 
fehluffe abzulehnen, alle Urfache haben, dem die Groß: 
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herzogl. Staatsregierung, Ohne: fich den beißendſten Cri⸗ 
titen- aller Sachverſtaͤndigen auszuſetzen, ohnehin ihre 
Sanction nie wird ertheilen können — 00 
33 Dagegen wird es feinem Anſtande unterliegen, daß 
die erfte Kammer -dem Befchluffe der zweyten Kammer 
wenigftens in fo weit beytrete, als davon die Rede ft, 
in dem Artikel 8 des Entwurfes- die Worte: ‚dem. 
Kläger zu geben‘ wegzulaffen, und bafür die Worte x 
„den Kläger hierauf aufmerffam zu machen“ 
zu fübftitwiren. Durch diefe Aenderung wird allerdings 
eine Mißdeutung entfernt werben, welche fehr leicht aus 
der in dem Artikel befindlichen Faſſung hervorgehen Fönnte. 
Zu dem zehnten Arrifel. . 
— (legatur. 
Dieſer Artikel hat die Zuſtimmung der zweyten 
Kammer in der Art erhalten, daß | — 
a) der darin vorkommende Termin von 10 — 14 
Tagen auf 10— 20 Tage erweitert worden iſt, und daß 
b) die. Worte: „welche durch feine Unter 
ſchrift des den Befhluß enthaltenden Protos 
folle8 bewiefen wird” daraus entfernt werden. 
Gegen Beydes findet Neferent um fo weniger etwas zu 
erinnern, als die, ohnehin von der Großherzogl. Regie— 
rungs»&ommiffion genehmigte Erweiterung des Termins 
für die Zeiten, in welchen fich die Gefchäfte bey den Uns 
tergerichten fehr häufen, offenbar ſehr wünfchenswerth 
erfcheint, und als die Ausläfung der gedachten Worte 
fiih bloß als Folge des Beſchluſſes ankuͤndigt, welcher 
von der zwepten Kammer zu dem 5ten Abfage des zwey— 
ten Artikels gefaßt worden ift. | 
| 3u dem eilften Artifel 
.. - (legatur.) ' | 
hat die zweyte "Kammer befchloffen, daB 
) der größeren Beftimmtheit wegen, ber Anfang 
ded Artikels fo zu faffen fey: „Die Ladung muß 
enthalten Bor» und Zunamen, Stand und 
Wohnort, und überhaupt eine fo genaue Be- 
zeichnung ıc., daß | nn 
>" 9) am Ende ded Artikels dad Wort: „Landrich—⸗— 
ter’ durch den allgemeinen Ausdrud: „Richter“ zu 
erfegen fey, und daß v 
3) die in das Protofoll als Nefolution aufgenoms 
mene Ladung der Ausfertigung auf einen befonderen Bo» 
gen nicht bedärfe, indem alsdann dem Beklagten die Ab» 


Verh.d. erft. Kamm. Beyl. Heft V. 1827. 2 


18 Beylage: CXXXVIII. 


fchrift des ganzen Protofols infinuirt werben koͤnne. 
Referent kann diefe Modificationen des Artifeld nur als 
zwecdgemäß erkennen, und daher auf deren Annahme um 
jo unbebenflicher feinen Antrag richten, als _fie.von Der 
Großherzog. Regierungs- Eommiffion bereits nachgegeben 
worden find. | 

Hinfihtlidh des zwölften Artikels 
Er (legatur.) | 
bat die zweyte Kammer, in. Berüdfichtigung ber Unver- 
. träglichfeit des Geſchaͤftes mit den dermaligen Attribus 
tionen der Gemeinde-PBorftände, unter Zuftimmung Der 
Großherzogl. Regierungs - Commiffion, eine veränderte 
Faſſung des Artifeld beſchloſſen. | 

(leg. aus dem Berichte des Ausfchuffes. ) 

Da Referent in -diefer veränderten Faffung nur eine 
wirkliche Verbefferung erblidt; fo trägt. er -auf. deren 
Annahme an. Eben fo fann er auch. nur darauf an- 
tragen, daß die hohe Kammer den weitern zu dieſem Arz 
tifel von ber. zweyten Kammer befchloffenen Zufäßen 

(leg. aus dem AbflimmungssProtofolle der zweyten 

Kammer) | Ir ' 
ihre Zuftimmung ertheilen möge, indem dieſe Zufäße, 
wenn: fie auch feinen großen Gewinn für die Sache vers 
— doch auf jeden Fall unſchaͤdlich genannt werden 
oͤnnen. 
Zu den Artikeln dreyzehn bis funfzehn 
(legantur.) 
hat der Bericht des Ausſchuſſes mehrere Amendements 
in Vorſchlag gebracht. | | 
| (legantur.) * 
Sie haben die Zuſtimmung der Großherzogl. Re: 
gierungs-Commiſſion und auch der zweyten Kammer er—⸗ 
halten, und empfehlen ſich ſaͤmmtlich durch ihre, von 
ſelbſt einleuchtende Zweckmaͤßigkeit zur Annahme, worauf 
Referent anzutragen kein Bedenken traͤgt. 
Zu dem ſechszehnten Artikel, 
| (legatur, ) 
welcher von ber zweyten Kammer angenommen mworben, 
ift von feiner Seite eine Bemerfung erfolgt. Auch Res 
ferent ift mit feinem Inhalte einverfianden, und trägt 
daher auf deffen Annahme an. F 
Zu dem ſiebzehnten Artikel 

(legatur.) 

iſt eine, von der Großherzogl. Regierungs⸗Commiſſion im 
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Voraus genehmigte Erweiterung der öffentlichen Ladungen - 
auf den Fall beichloffen worden, wenn mit beftimmten 
ausländischen Behörden, wegen der beftehenden- politifchen 


Berhältniffe, feine Unterhandlungen Statt finden, und 


meiter angenommen worden, daß die Artifel 15 und 17 
fo wie der Art. 16, fo weit er ſich auf das Ausland 
bezieht, wegen der in Rheinhefien beftehenden Eigenthuͤm— 
lichkeit des Infinuationsverfahrens, daſelbſt vor der 
Hand feine Gefegesfraft erhalten follen, Referent findet 
bierbey durchaus nichts zu erinnern. 
Zu dem achtzehnten Artifel 

BI — (legatur.) 
bat die zweyte Kammer nach dem Worte: „Ein haͤndi— 
gung’ die, Einfhiebung der Worte befchloffen: ‚„„wor: 
aus dem Geladenen feine Rebtsanfprüde, 
erwakhfen find.’ u | 

Referent kann fih hiermit nicht einverftanden erflä- 
ren, und das zwar hauptfädhlich aus folgenden Gründen: 

1) Würden diefe Worte zu einem offenbaren Wider: 
fpruche führen, weil aus einer jeden fehlerhaften La— 
dung ‚für. den Beklagten Rechtsanfprücde, und namentlich 
wenigftens das Recht entfteht, daß er nicht zu erfcheinen 
braucht, daß darauf fein weiteres Verfahren gegen ihn 
eingeleitet, und fein gültiger Richterfpruch gegen ibn 
erlafien werden fann, und er.würde alfo, nad) Anwen 
dung diefer Worte, obgleich erfchienen, Doch in jeder 
Hinfiht als Nichterfchienener betrachtet werden muͤſſen. 

2) Die dieſem Beichluffe zum Grunde liegende Ans 
fiht: daß ein Berzicht immer nur dann angenommen 
werden fönne, wenn der Beweis vorliege, dag jemand 
das Recht, in Anfehung deflen er: ald Verzichtender bes 
trachtet werden folle, auch wirklich gefannt babe, führt 
entweder zu einer Snconfequenz, oder zur gänzlichen Um— 
geftaltung der bis jetzt Aber den Verzicht gegolten ha— 
benden rechtlichen Grundfäge, indem bekanntlich, nach 
Beſtimmung der Gefeße, bey jedem Unterthanen voraus» 
gefegt werden muß, daß er die Gefeße und die für ihn 
daraus refultirende Nechte und Pflichten fenne, und daß 
daher auch in dem vorliegenden Falle diefe Kenntniß 
feines Rechtes, und folgenmweife auch der Berzicht auf 
dafjelbe, um fo mehr angenommen werden muß, als es 
offenbar inconfequent feyn würde, den Verzicht bloß auf 
einen Theil des aus einer fehlerhaften Ladung ent- 
fpringenden Rechts befchränfen zu wollen. 


2* 
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Zu dem neunzehnten Artikel. 

— (egatur.) 

Die zweyte Kammer hat dieſen Artikel angenom⸗ 
men, und dazu das zweckgemaͤße Amendement beſchloſſen, 
daß am Ende des Artifeld flatt der Worte: ‚eine ges 
betene zweyte Erftredung‘ dieWorte: „eine ges 
betene weitere Erſtreckung“ zu feßen ſeyen. 

Referent glaubt diefen Beihluß zum Beptritte em⸗ 
pfehlen zu dürfen. 

Zu dem zwanzigſten Artikel. 
(legatur.) 

Zu diefem, von der zweyten Kammer angenommes 
nen Artikel ift, mit Zuftimmung der Großberzogl. Res 
gierungs =» Commiffion, befchloffen worden, daß der Klaͤ⸗ 
ger eine Erſtreckung des Termins nur unter denſelben 
Bedingungen verlangen koͤnne, unter welchen ſie dem 
Beklagten nachzuſuchen geſtattet iſt. — 

Da dieſe Modification des Artikels auf dem Prin⸗ 
cipe der Rechtsgleichheit der beyden Partheyen beruht, 
jo wird dagegen nichts zu erinnern ſeyn. - 

Zu dem ein und zwanzigften Artifel. 

= (legatur.) v " 

Die zweyte Kammer hat bdiefen Artifel angenem- 
men, und dazu, auf den Antrag ihres Ausfchuffes, fol- 
gende Amendements bejchloffen a 

(legantur aus dem Berichte des Ausſchuſſes) 
Referent ift fowohl hiermit, ald mit dem weiter gefaß- 
ten Befchluffe: die Verpflichtung des Richters auszu— 
fpreden, in dem Falle ded Gates 3. die fpeciellen 
Gründe feines Wiffens zu Protofol zu bemerken, voll 
fommen einverftanden, und trägt daher auf die Zuſtim⸗ 
mung biefer hohen Kammer an. | 

Zudem zwey und zwanzigfien Yrtifel 

(legatur.) . 
weiß Neferent eben jo wenig etwas zu erinnern, als 
Dagegen in der zweyten Kammer, welche den Artifel ans 
genommen hat, etwas erinnert worden tft; er empfiehlt 
daher denfelben auch diefer hohen Kammer zur Annahme. 

Zu dem drey und zwanzigften Artikel, 

(legatur.) en 
welcher die Zuftimmung der zweyten Kammer erhalten 
bat, ift von dem Ausſchuſſe ein, von der Großherzogl. 
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Regierungs⸗Commiſſion gebilligter Jufagartifel des Ins 
baled. 2 °3:dr 1: .23 0, Sant grisn a 
(legätur.) 
in Antrag gebracht, und derſelbe auch von deri zweyten 
Kammer genehmigt worden. Es iſt nicht zu verkennen, 
daß dieſer Artikel weiter nichts als Abſchneidung der, 
aus den Reſtitutionsgeſuchen möglicher Weiſe hervorge⸗ 
henden Mißbraͤuche, und eine feſtere Regel: für das Ver⸗ 
fahren der Landgerichte beabſichtigt, und daß daher ſeine 
Aufnahme in das Geſetz nur won guten Folgen ſeyn kann. 
Zu dem, vier umd zwanzigften Artikel, 
—— BE 
welcher von der zweyten Kammer augenommen worden 
iſt, bat der Bericht des Ausſchuüſſes zweyter Kammer 
imas in. Anregung. gebracht, was dem Referenten fehr 
Trögends zu ſeyn ſcheint. — Da biejer -Gegenftand ins 
eſſen in dem, zu dem Geſetzesentwurfe, das Verfahren 
bey den Mitteigerichten betreffend, in Antrag gebrachten, 
und von der zwepten Kammer genehmigten  fiebenten 
Zuiagartifel ſeine Erledigung findet ; ſo wird ed genügen, 
auf diefen Artikel bier im Allgemeinen. zu verweiſen. 
3u dem fünf und zwanzigftien Artikel 
NE,  (legataor ) a 
kUnn Referent das Geſtaͤndniß nicht zuruͤckhalten, daß 
er gewünfcht hätte, wenn die, zur Abkuͤrzung der Pro⸗ 
zefle ſich ſo wohlthaͤtig bewährende fogenannte Eventual⸗ 
marime niht fo fehr befchränft worden wäre, wie es in 
diefemt' Artikel wirklich gefchehen iſt. Da’ fich indeffen 
ber: Beſchluß der zweyten Kammer mit den, in dem Ars 
tikel enthalteren Beſtimmungen im "Ganzen einverftans 
den, Eid bit, indem berjelbe,bfoß die exceptio de- 
fitientis legitinationis ad: causam von der Beflimmung, 
die Eventualmaume nicht eintreten zu laſſen, ausnimmt; 
ſo glaubt Referent‘ feine individuellen Anfichten.der Ruͤck— 
fiiht, bey dem nahen Schluffe des Landtages Aber biefen 
Gegenftand Feine 1eue Anftände und Weiterungen zu 
Hrovociren , 'unterorinen und darauf antragen zu dürfen, 
daß die erfte Kammer dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer beytreten. möge. — . | 
Eben fo glaubt er der Kammer bie, mit Geneh⸗ 
migung der Großherzogl. Regierungs- Commiffion in An⸗ 
trag gebrachte, und von dir zweyten Kammer befchloffene 
beftinnmtere Nedaction des Schlußfates des Artifeld 
| Clegatur.) | 
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zur Beyftimmung empfehlen zu muͤſſen. Br Ä 

Zu dem ſechs und zwanzigfien Artifel:.: : 

(legatur.) | 

ift von der zweyten Kammer ein, möglidye Zweifel ent- 
fernendes Amendement befchloffen worden. Daſſelbe hat 
die Billigung der Großherzogl. Regierungs » Commiffion 
bereits. erhalten , und Referent findet dagegen: fo wenig, 
als gegen. ben: Artifel felbft irgend etwas zu erinnern. 


Zu den Artikeln fieben und zwanzig und 
zur acht und zwanzig : "ine 
tft, unter Zuftimmung der Großherzog: Regierungs» Com: 
miffion, eine, aus dem Vortrage des Ausſchuſſes näher 
zu 'erfehende veränderte Redaction der beyden Artifel 

nt Clegantur.) | 
befchloffen worden. Da biefe Abänderung bloß den Zweck 
bat , fonft unvermetdlich entftehende Härten zu entfernen; 
fo findet Referent bey der Annahme diefer neuen Redaction 


durchaus feinen Anftand. EEE IN er 

Zu dem neun. und zwanzigften Artikel, 
en > KB) ee 
welcher die Zuffimmung der zwehten, Kammer erhalten 
bat, iſt nichts bemerft worden. Auüch Referent kann 
darin ‚Keinen Anftand auffinden, und trägt. dader auf 
beffen Annahme an — | 

- Zu dem dreißigfien Artifel. . 

A | (legatur.) , -,.: u: .; un 
muß Referent zur näheren Erläuterung, uid zur Abs 
fchneidung möglicher Mißdeutungen , dasjenige aus dem 
Ausfhußberichte der zweyten Kammer vorleen, was ſich 
auf diefen Artikel bezieht. ——— 

Es geht hieraus hervor, daß hier eigentlich bloß 
von einem anticipirten Beweiſe die Rere iſt, und daß 
in allen Fällen, in welchen nicht zu erwarten ſteht, daß 
durch dieſe Beweis» Anticipation dag relevante wahre 
Sachverhaͤltniß genügend und vollfiindig werde confias 
tirt werden, die Beweis-Anticipatimen nicht zugelaffen 
werden. jollen, der Beweisfag viemehr durch eine Bes 
weiss Sentenz jederzeit normirt werden fol. Der Ars 
tifel ift daher zunächft auf Abſchieidung der fehr häufig 
nur uunüge Weitläufigfeit zur Folge babenden Beweis, 
Anticipationen gerichtet, und zr wird daher zur Abfürs 
zung bed Verfahrens und Verminderung der Koften ges 
wiß ſehr weſentlich beytragen. 
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Zur Verhuͤtung möglicher Mißverftändniffe HE. diefe 
Tendenz in dem, mit Genehmigung der Großherzogl. Res 
gierungs»&ommiffton in Antrag gebrachten Amendement ' 
zu dem Artifel ausdprüdlich ausgefprochen worden, und 
es wird daher die Beyftimmung zu bdiefem Amendemenf 
-auch bey Diefer hoben Kammer wohl feinem Anftande 
anterworfen werben. ° I EN 
—3u den Artifeln 31. 32. 33. und 34: 
ae 2.00 3° (legantar,) u 
find in der zweyten Kammer feine, auf Abänderung 
oder auf Zufäge. gerichtete Bemerkungen erfolgt, fie find 
vielmehr: pure angenommen worden. Auch Referent häft 
den: Inhalt Diefer Artifel für confequent und zwedgemäß, 
und glaubt daher auf deren Aunahme antragen zu müjfen. 
3u dem Artifel fünf und dreyßig 

| Ye wur; (legatur.) | W 
iſt die Weglaſſung des letzten Satzes aus Gründen be— 
ſchloſſen worden, welche in. dem, zu dem 52. Artifel des 
Entwurfes beſchloſſenen, und von der Großherzogl. Re: 
giesungssCommiffion bereits nachgegebenen Amendement 
-Fiegen. Referent hält diefe Weglaffung für völlig zwed- 
gemäß, und empfteblt: der. hoben Kammer, fie gleichfalls 
zu beichließen., : oe, Mr ae RL Te 

3u den Artifeln 36. 37. 38. und 39, 

” z (legantur.) | 
‚welche fammtlich von. der. zweyten Kammer angenommen 
worden. ind, bat bloß der 38. Artikel ein Amendement 
in den Worten erhalten: , - er 
‚die Ladung an die Zeugen fol eine fummarifche 

Angabe der &hatfachen enthalten, worüber das Zeug: 

—nmiß bigehrt wird.‘ - - TE * 
Dieſer fo wie der weiter beſchloſſene Zuſat: 
daß wiſchen dem Tage der Einhaͤndigung der Las 

dung, und dem Tage des Erſcheinens, dringende 
| Iu ausgenommen ‚ drey freye Tage übrig bleiben 


empfehlen fi durch den Zweck, daß dem Zeugen dadurch 
die Möglicyfeit gegeben wird, erft vorher über den Ger 
genftand der Zugniß-Ablage nachzudenken, und fich die 
Thatfachen, wonrüber er ausjagen fol, mwieber zu verge⸗ 
genwärtigen, mas ihm, wenn er erft durch Die Frage 
bes Richters An die Sache erinnert wird, nicht immer 
in gleichem ‚Grade möglich ſeyn dürfte. Es wird daher 
der Annahme diefer Artikel, fo wie diefer Zufäge, von 


— 
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welchen ber Großherzogl. Regierungs⸗ Commiffarius ben 
erften bereits nachgegeben, hat, nad): der Anſi Mt des Res 
HN. ‚ fein Grund entgegenfteben. | 
| «Bu dem Artifel vierzig 
‘ (legatur.). Ei, 

if. bloß die BWeglaffung der. Borfhrift: daß bie Par 
theyen das Zeugen »Protofoll mit unterzeichnen ſollen, 
in Gemäßbrit des ad Art. 2. gefaßten. Bejchluffes, von 
der zweyten Kammer, und außerdem beliebt , worden, 
den Richter zu verpflichten, fi) vor der. Vereidigung der 
Zengen „ über deren individuellen Verhaͤltniſſe zu verlaͤs⸗ 
figen. Im übrigen aber iſt der Artikel angenommen wor⸗ 
den, Referent kann fi) hiermit einverftanden erflären. — 

Zu den Artikeln 41. 42. 43. und MM, 

' (legantur,) 

welche die zweyte Kammer angenommen hat, iſt bloß 
die Weglaſſung der, Schlußworte des Artikels 44. 

,NRur da” bie „ausgefertigt werden’ 
beſchloffen worden. Da’diefe Weglaſſung in den Bes 
ſchluͤſſen zudem 52. Artikel ihren Grund hat, im übrigen 
aber gegen’den Inhalt diefes Artikels nichts zu erirnern 
ſeyn dürfte, fo trägt Referent: darauf ‚any daß bie hohe 
Kammer diefem Beichluffe beytreten möge. 

"Zu dem Artikel fünfund vierzig 
Clegatur.) 
find von dem Ausſchuſſe zweyter Kammer zwey Amende⸗ 
ments in Antrag gebracht, und hier naͤchſt auch von der 
Kammer genehmigt worden. 
. (leg. aus dem Vortrage des Ausfhufes.) 

Da beyde nur den Zwed haben, den Inbalt des 
Artifeld gegen Mißdeutungen zu fihern, der Artifel aber 
durch den mwohlthätigen Zweck: ohne Beeinträchtigung 
der Rechte der Partheyen,. den Prozeß abzwürzen, zur 
Genüge motivirt erſcheint; fo darf der Artifel mit den 
dazu beichloffenen Amendements der —— Kammer zur 
Annabınr empfohlen werben. 

Bu. den Artifeln 46. 47. 48. 40, und 50 

- (legantur.) 
ift nichts von Erheblichfeit bemerkt worden. 
Die zweyte Kammer hat fie unverändert angenom⸗ 
men, und, Referent trägt, ‚in. der Ueberzeugung von ih⸗ 
rer Zweckmaͤßigkeit, darauf an, daß ein Gleiches 
der hohen erſten Kammer deſwehen moͤge. 
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Zu dem Artikel ein und fünfzig 
.Clegatur.) - ° 
hat bie Auepte: — die Herabſetzung der Yppettationd- 
Summe von .50 fl: auf 25 fl. und ſodann weirer beſchlos⸗ 
ſen, daß: in: der: Provinz Rheinheſſen die Summa in ju- 
dicium  deducta, in ben biefjeitigen beyden Provinzen 
‚dagegen die Sunmma: gravaminis: über die, Appenatione⸗ 
Faͤhlgkeit der: Sache entſcheiden folle.. 
. Die. Großherzogl. Regierungs: Sommiff on: Hat viefe 
Aenderung des Artikels nachgegeben ,i:und wenn gleich 
Meferent dafür: die Appellationg- — der Streit: 
— von der Summa in judician deduerä abhängig'zi 
arg feinen ſoliden Grund aufzufinden vermag, fo kann 
| doch aus Ruͤckſicht der Unfhädlichkett , for wie in 
er ala. daß dieſer Maßſtab zur Beftimmung. der 
Appellations⸗ Faͤhigkeit in Rheinheſſen bis her beflanden 
hat, recht wohl einverſtanden erklaͤren. Eben ſo wenig 
findet er gegen die Herabſetzung der Appellations⸗ Sum⸗ 
me auf 25 nn fo. wie. gegen. den. weiteren Beſchluß der 
zweyten Kammer etwas zu erinnern‘, ‚daß in Injurien⸗ 
Saden, wenn nicht Aftimatorifch geklagt: worden iſt, ber 
in den dieſſeitigen beyden Provinzen bisher uͤblich gewe⸗ 
ſene Eid nicht mehr, Statt finden ſoll. 

Referent kann aber nicht damit einverftanden fen, 
wenn die zweyte Kammer noch weiter beſchloſſen hat, 
daß gegen ein, wegen Incompetenz gefälltes Erfenntniß, 
ohne Rüdficht auf die Appellationg- Summe , die Berus 
fung Statt finden folle. Die Incompetenz des — 
Teihet nämlich bloß den Grund der Abweiſung, un 
kann daher nicht als Gegenſtand des Streites, oder 
‚wie ſich ein Mitglied, der verehrlichen zweyten Kammer 
‘ausgedrüdt bat, nicht ald eine unſchaͤtzbare Materie der 
öffentlichen Ordnung betrachtet werden, und man würde 
daher aus der Confequenz fallen, wenn mai auch die 
Gründe, die einem richterlichen Erfenntniffe 
Grunde liegen, - zum: Maasftabe der Appellarionsfähig. 
keit einer Rechtsſache erheben wollte, 

Zu dem Artikel 52. und dem damit in Berbite 
„bung Rebenden achten Saße des Artikels 2, 

(legatur.) | 

2 die Balnkei folgende Beſchluͤſſe gefaßt: Di — 
Cleg. aus der Äbſtimmung zweyter Kammer. J 

‚Den erſten und zweyten dieſer Beſchlüſſe hält Res 

— wenn er gleich nicht) verkennt: daß urch idie 
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Ausführung: des zweyten ganz unnuͤtze Verfendungen 
der Acten veranlaßt werden koͤnnen, doch in ſo fern dem 
Geiſte der Untergerichtsordnung ganz. angemeſſen, als 
es keinen Anftand haboͤn kann, daß dadurch eine Bes 
ſchleunigung des Verfahrens herbeygefuͤhrt werben wird. 
Es ſteht auch zu erwarten, daß die Partheyen, wenn 
Be es wiſſen, daß die Acten, ſobald ſie nicht binnen drey 
Wochen erklaͤren, die Berufung, fallen: zu laſſen, auf 
ihre Koſten an das Obergericht eingeſendet werden, zur 
Vermeidung unnuͤtzer Koſten ſich ſelbſt beeilen werden, 
die Erklärung, die Appellatinn nicht fortjegen zu — 
len, bey Zeiten abzugeben. 

Was dagegen den dritten, ſich auf den achten Ar. 
faß: des: 2, Artifeld und den zweyten an des 53. Ars 
titelß: beziehenden Befchluß: betrifft; tft Neferent 
der Vebergeugung, Daß, wenn dieſer — zur Aus⸗ 
fuͤhrung kommen ſollte, der Grundſatz und die Regel: 
bey den Untergerichten "fol mündliches Verfahren eins 
treten, fo ſehr durchloͤchert werden wirb, daß von der 
gewiß ſehr wohlthaͤtigen Negel nicht die übrig bleiben 
würde: Wer den Einfluß der Advocaten auf die Par: 
theyen kenut, wird dieſe Ueberzengung ficher theilen, 
Referent vermag daher nicht dieſen Beſchluß ber ‚hoben 
nn: zur Beyſtimmung zu empfehlen . — 

= bem drey und fünfzigften. Artikel un 

(legatur.) 

* die zweyte Kammer, im Gemaͤß heit des ſo "eben. ze⸗ 

bachten Beſchluſſes zu pos. 8. des 2. Artikels, eine, dies 

63 Beſchluſſe entſprechende Pedifatu des zwepten 

bſatzes dieſes Artikels befhloffen, im übrigen aber den 

Artikel angenommen. Referent bezieht. fi in,. biefer 
A auf das fo. eben ‚hierüber Demerkte. .. ame 


34 den Artikeln 54. 55. 56. 57. 58. u: 59. ’ 
legantur.) nn 
fi nd feine erhebliche. Anftände vorgebracht worden, und 
Referent weiß deren: eben ſo wenig auftuſinden. Die 
zweyte Kammer ‚bat, daher ‚ihre Annahme befötanien, 
und Bloß hinſi chtlich des 55. Artikels auf diejenigen . Be— 
ſchluͤſſe Bezug genommen, welche ſchon fruͤher zu den 
Fragen 11. 12, und. 15. (ſoll wahrſcheinlich heißen 12. 
14, und 15.) von ihr gefaßt ‚worden „find... 41) 
Neferent, glaubt ſich gleichfalls auf dasjenige bezies 
ben. zu duͤrfen, was er bezüglich. dieſer Beſchluͤſſe ſchon 
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oben bemerft, bat; im übrigen ‚aber auf nleichfallſi ige 
— der Artikel antragen zu mäffen. 
ee Zu dem 60. Artitel 1; 67 2 
(legatünd):' CART sr 

hat: alas —— — ein, von —— Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſion gene hmigtes ſehr zwedmaͤßiges Amen⸗ 
— — —— ai 

E Ri.‘ aus dem Gr er 
veſchloſen ent kann nur auf deffen Stnnapii; fo 
wie auf Et €‘ des Artikels antragen. 


Zu den art. 61. 62. 63. 64. "AB, 66. 67: 68. O9 zo, 
Klegantur,));; ini 
le bie ‚jwepte Kaum, angengumen, ‚bat, muß sid) 
Referent die, Bemerkung erlauben, daß er die Vorſchrift 
des zweyten -Ubfages. des. 62. ——— zwar mit De 
Ausſchußſe zweyter Kammer. für. fehr gut und zweckmaͤßi 
erachtet, daß er es aber ſehr bezweifelt, ob die dadur 
gegebene Vorſchrift: in allen ſchriftlich verhandelten Sachen 
EIER ihriftlichen Status causag-zu entwerfen und den Par⸗ 
theyen vorzulegen, ohne Vermehrung, des Richterper⸗ 
ſonals wird ausgeführt werden koͤnnen. Dieſe Status 
causag erfordern ‚wegen der großen Maſſe von Strei⸗ 
jeden ‚einen. ſehr großen Zeitgufwand, ſowohl, hinſicht⸗ 
ihrer En rfung und, Borlegung,,. als auf) wegen 
se 2 ger ſehr häufig. aus Mißverftand, oder Unfennts 
nig der Partheyen erhoben. werdenden Gontefintionen. 
Heferent verſpricht ſich zugleich in der unteren Inſtanz 
spn ber Borlegung dieſes Status, feinen großen prak— 
Kfhen —— und er hält ihn wenigſtens aus. dem 
runde nicht für. weſentlich ‚nöthig,, weil der. Richter 
ja, ohnehin⸗ das Woſentliche des Status causae in Die, 
ben Urtbeile zu inferirende Entſcheidungsgruͤnde aufneh⸗ 
men muß, er alſo ſchon in dieſen eine Controle darüber, 
ob- er, das Sacvrrhältais, richtis und erſchoͤpfend ‚aufs 
gefaßt, bat, erhält. . 

Referent. vermag, daher nicht, "dem awenten. Abjate 
bes 62. Artikels das Wort zu ‚veben, und ‚glaubt ſomit 
auch nicht, ſich fiir. das, zu dieſem Abſabe von der zwey⸗ 
ten. Kammer beſchloſſenen Amendement. gun 

(legatur: I 2 wol 
erklaͤren zu Eönnen. = . Diefen . —8 FE Ede , 
n. bey der Annahme der — lein Anſtaud ob» 
wn e sad dl in 3 5 n WATTE u 8 
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Zu den Artikeln 71. 72. 73 und 7%, 
‚u Clegantur,) 156: 5 
die ſich zur Annahme empfehlen, iſtn ‚bloß das zu bemer⸗ 
ken, daß die zweyte Kammer, nach dem Antrage ihres 
Ansſchuſſes, zu dem 1, ale — RUE: 
heiiofen, hat.. 4 sep Me! i 
dlegatur.) nd 8os 2 
Referent faun das. —3— das Mr ſem, von der Große 
Beat gk.- Me on genehmigten Amendement 
runde liegt, nur. für ſehr richtig, — 5* — er 
* daher auf Zuftiinmung au demjel en, jo wie auf 
Annahme der’ Artifel ai -| 
Auſſerdem find nit noch — Befötäfe ‚von 
‘der zweyten Kammer gefaßt worden. Sie e hat 
) ad Qu. 55. beſchloſſen: die von ber Großherzi. 
Staatsregierung in Beziehung auf" die Einführung 
der Untergerichtsordälung vorgelegten beyden Artikel 
Clegantur,) | 
nur dann anzunehmen, wenn der‘ erflere‘ derſelben nach 
dem Beſchluſſe auf die ‚siegte: Frage der Abſtimmuug 
abgeändert werde, "io. 
Die Hohe *5 Kammer: wird aus dem, in dem Eins 
Inge dieſes Vortrages entwickelten Gruünden dieſem Be 
Eh nicht beytreten koͤnnen, ſie wird vielmehr afe 
Urſache haben/ die beyden Artikel unbedingt anzunehmen. 
2) If von ihr beſchloſſen worden, die Großherzogl 
Staatsregierung zu erſuchen, daß durch eine tranfitoris 
fche Verfügung: die: Fortbepandlung ber bereits gerichtlich 
anhängigen Rechtsſachen, nad den Beftiniimingen des 
neuen Geſetzes, mit dem eintretenden Zeitpunete, deſſen 
geſetzlicher Wirtſamken verordnet werde. 
Referent iſt der Meinung, daß die hohe Kammet 
um ſo unbedenklicher dieſem Beſchluſſe beytreten koͤnne, 
als ſich von den tiefen Einſichten der Größherzo I. Staatds 
regierung mit Recht erwarten laͤßt, daß fie bey diefer,) 
manche Schwierigfeiten und Anftände darbieteriden Vers 
fügung mit der nöfhigen Vorſicht und Umſicht verfahren 
iderde. - Auflerdem hat die zwepte Kammer '' 
+ 3) die Annahme des Gefeßes noch von ber Gewähr 
rung und Genehmigung folgender ein seinen Amende⸗ 
ments abhängig gemacht: 
— daß in dem Falle, wenn der Gegenſtand bed: Strei⸗ 
86.50 fl. und mehr betrage, der unterliegende Theil 
in biejenigen Koften verurtheilt werden könne, 
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b) daß alle Vorträge und Anträge der Partheyen, auf 


einfiht, Abfhriften und Auszüge, um Zufendung 
der Urtheile u. d. m. —— 

ce) daß der von, der Kammer auf bie fünfzehnte und 
ſechszehnte Frage genehmigte Antrag: auf. eine 
- jede ungegründete Klage, der Fall der Incompetenz 
‚ allein . ausgenommen, die Ladung des Beklagten 
zu verfügen,. die Zuflimmung der Großherzogl. 
Staatsregierung erhalte. | a 
Wenn gleich Referent darauf angetragen bat, daß 
die hohe Kammer, dem jo eben unter a. und b. gedachten 
Amendement ihre Zuftimmung ertheilen möge, ſo vers 
mag er doc nicht, auch darauf feinen Antrag zu rich— 
ten, daß die hohe Kammer von der Genehmigung diefer 
 Amendementd die Annahme des Gefeßedentuuttes ab: 
bängig machen möge. Ein folder Antrag würde bie 
Ueberzeugung vorausſetzen, daß der aus der Gewährung 
eines einzigen diefer Amendemenfd,bervorgehende Gewinn 
mehr werth ſey, als all das Gute, mas aus dem Geſetzes— 
entwurfe hervorgehen wird. — Referent muß daher 
von einer Theilnahme an diefem Beichluffe um fo mehr 
abrathen,, ald, nach feiner individuellen Ueberzeugung, 
fogar einem diefer Amendements ein flarfer Verſtoß ges 
gen die unveräußerlihen Anforderungen der Wiffenfhaft 
zum Grunde liegt, und als die Großherzogl. Staats— 
regierung, wenn das Gefet an den zur Bedingung ers 
bobenen Amendements fcheitern follte, leicht in die Lage 
kommen Zönnte, in welche gemwöhnlih nur Stände, den 
Pegierungen gegenüber, zu kommen pflegen — in die 
Lage nämlich: in diefer Angelegenheit auf das Urtheil 
ber Welt und namentlich auf das aller Sachverftändigen 

öffentlich provociren zu müffen. — 5 


mtv 
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Bortrag des dritten: Ausſchuſſes der. erften Kan 
der Landſtaͤnde, betreffend’ die Anträge der 
geordneten Herren Schenk und Braun 
über  Abmendung und Verguͤtung der 7 
ſchaͤden; erfiattet von dem Herin „Gehe 
Staatsrathe von Wrede: ca: 


Die erfte Kammer der Stände Bat in. Bezie) 
auf die Motionen der Abgeordneten” Herren Schenf 
Braunwart, wegen Vergütung des " Wildfchadens 
Waldungen bekanntlich Befchlüffe gefaßt, welde 
denjenigen abweichend find, welche ‚die zweyte Kan 
über denjelben Gegenftand genommen hatte. 

Um nun in denjenigen Punkten, über welche in 
den Kammern eine VBerfchiedenheit der Anfichten € 
fand, zum Theile wenigftens, eine Uebereinftimmung 
beyzuführen, bat die zweyte Kammer die folgenden 
teren Beſchluͤſſe gefaßt, und hofft daß diefe hohe Kan 
fi) bewogen’ finden werde, denfelben beyzutreten. 

1) Die erfte Frage: 

„Ob die Kammer, in Beziehung auf den erften ? 
der Motion des Abg. Herrn Schenf, ihrem früh 
Befchluffe inhäriren, und die Staatsregierung 
fuchen wolle, ein Regulativ über die Art und 
der Ausmittelung ‚des Wildfchadens in Wald 
zu erlaffen‘;  °." . —— | 

hat diefelbe einftimmig und zwar mit dem Zuſatze, 
jabet, im Falle der dieffeitigen‘ Nichtzuſtimmung 
einfeitige Adreffe an die Staatsregierung zu erlafleı 

2) Hinfihtlih des zweyten Theils der ebengedai 
Motion: J — —————— 

„keinen Wildſtand mehr in offenen Wäldern zu dult 
bat fie den Befchluß gefaßt, den Antrag bloß aufn 
Schweine zu befchränfen. 

3) Die dritte Frage: ob die Kammer auf dem 
fhluffe zu dem dritten Theile der Schenkifchen Moti 

‚die Wildfhhadensangelegenheiten von den Behoͤ 

auf gefchehene Anzeige in der kuͤrzeſten Zeitfrif 

officio erledigen zu laſſen“ 
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beharre? bat fie-ebenmäßig und zwar einftimmig ‘be jias 
hend beantwortet. | Ä —A 
Der Ausſchuß dieſer hohen Kammer kann in dieſen 
Beſchluͤſſen, und den denſelben zum Grunde liegenden 
Verhandlungen, keine Veranlaſſung finden, von ſeinen 
fruͤher gefaßten Anſichten und Anträgen abzugehen. 
Was den erſten dieſer Beſchluͤſſe betrifft, ſo wird 
ed genuͤgen wenn Referent ſich auf, dasjenige hier bezieht, 
was er bereits in feinem früheren Vortrage über. diefen 
Gegenftand bemerft hat. Keiner der dort angeführten 
Gründe ift feitdem widerlegt worden, das Nefultat fann 
daher auch jett fein anderes feyn, als es bey der: früs 
beren Berathung und Beihlußnahme war. . Die verchr: 
liche zweyte Kammer hat ed auch jtillfchweigend anerfannt, 
daß diefe hohe Kammer, ohne in Widerſpruch mit ihren 
früheren Befchlüffen zu gerathen, ihr hierin nicht: beyr 
treten kann, indem fie bereitd eventuell. eine einfeitige 
Adreſſe beichloffen bat. a 
Den zweyten der vorerwähnten Befchlüffe betreffend, 
fo erfennt der Ausfhuß der zweyten Kammer felbften 
an, daß der Antrag: „keinen Wildftand in offenen. Wäls 
dern zu dulden ‘’,;eine Vernichtung des Sagdrechts ent: 
halte, und daher die Verbindlichkeit zu Entfchädigung- 
berbeyführe, und trug daher darauf an, denfelben auf 
die wilden Schweine zu befchränfen . Cdie. fpezielleren 
Gründe, welche für diefe Befchränfung angeführt werden, 
werbe ich zu verlefen die Ehre haben). Indeſſen find, 
wie fihon ein Mitglied der zweyten Kammer bemerft 
bat, Schweine fo gut Wild, wie jedes andere, und wenn 
die Sagdberechtigung im allgemeinen rechtlich begründet 
ift, fo ift fie es auch hinfichtli der Schweine. Die 
nämlichen Motive, fo gegen den Antrag im. allgemeinen 
fprechen, gewinnen demnach auf denfelben auch). in feiner 
: gegenwärtigen Befhränfung ihre Anwendung. " Denn 
daß die eine Art des Wildes fehädlicher fey, als. die 
andere, kann hier, wo ed von Recht und Entfhädigung 
gilt, nicht berückfichtiget werden. | er 
Bey dem. dritten der gefaßten Befchläffe, bemerft 
der Ausfchuß der zweyten Kammer: der Antrag: „die 
MWildfchadensangelegenheiten von den Behörden auf ges 
fchebene Anzeige in der fürzeften Zeitfrift ex officio er— 
ledigen zu laſſen“ oder mit andern Worten?! „ſtatt 
zweyer Abfhägungen nur eine eintreten zu laſſen“, fey 
nur aus Mißverftändnig von diefer hohen Kammer ab: 
i » 
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gelehnt worden. Man habe nämlich: geglaubt, es ſtehe 
derjelbe mit dem Antrage wegen des Wildfhadens im 
nothwendiger Verbindung. Es fey aber dieſes nicht Der 
Fall, indem fi der Antrag auf alle Wildfhäden, be- 
fonders anf jene, fo in den Feldern geichehen, beziehe. 
Allein fobald fid) der Antrag auf alle Wildſchaden be- 
zieht, fo bezieht er ſich auch auf diejenigen, fo in ben 
Waldungen verübt werden, und in ſo weit fcheint ver 
Antrag nod immer mit dem sub:1 in nothwendiger 
Verbindung zu ſtehen. | 

Soll er fi aber nur auf diejenigen Befhädigungen 
beziehen, fo in den Feldern geſchehen, jo hat auch. hier 
die gleichbaldige Ausmittelung und Vergütung des Schas 
dens vieles gegen fih. In vielen Fällen wird anfangs 
etwas für einen Schaden gehalten, was ſich fpAter bey 
der zweyten Abſchaͤtzung als einen ſolchen nicht hervor— 
ftelt. Schon bey der früheren, in der zweyten Kammer 
Statt gehabten Berathung wurde bemerft, daß in dem 
Herzogthume Naffau, wo diefe Einrichtung beftehe, die 
Erfahrung gegen diefelbe fpreche. Der Ausfhuß Diefer 
boben Kammer ift daher noch immer ded Dafürhalteng, 
daß feine neue geſetzliche Beflimmung. erforderlich fey; 
er hält fich überzeugt, daß die gegenwärtig beftehenden 
Gefege ihren Zwed binlänglich erreichen, und fann nur 
darauf antragen, baß ed diefer hohen Kammer gefallen 
möge, ihren früheren Befchlüffen zu inhäriren. 


vmamvmmmnnY 


CXL. 


Vortrag des erften Ausfchuffes der erften Kammer 
über die, den Ständen gemachte Propofition 
der hoͤchſten Staatöregierung, zu Erleichterung 
der Srohnppflichtigen in ven ſtandes- und pa— 
trimonialgerichtöherrlichen Bezirken einen Credit 
von hoͤchſtens 30,000 fl. zu bewilligen; er: 
ftattet von des Herrn Grafen zu Solms: 
Laubach Erlaudt, 


Die Propofition, über welche ich der erften Kammer 
gutächtlich zu berichten. beauftragt worden, und welde 
zu. verlefen ich ‚mir erlaube, . 

(legatur) 
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verdankt ihre Entfiehung dem. wohl noch in frifchen Ans 
denfen fanımtlicher Mitglieder diefer hohen Kammer fies 
henden, durch eine auf diefem Landtage in der andern 
Kammer gemachte Motion veranlaßten gemeinfamen Ber 
ſchluß, und einer, in Gefolge defjelben, an Se. Königl. 
Hoheit den: Großherzog überreichten Adreffe auf Gleich— 
ſtellung ber. Unterthanen in.den ſtandes- und adelich-ge⸗ 
richtsherrlichen Bezirken mit den Unterthanen in den 
Domaniallanden in Anſehung der Frohndverhaͤltniſſe. 

Da der, hinſichtlich der gewünfchten Gleichſtellung 
der ‚bezeichneten Frohndpflichtigen fhon in dem Lands 
tagsabjchiede des erften Landtags verheißene Geſetzesent— 
mwurf wegen. der noch fortbeftehenden, in. den Motiven 
bey ‚Ueberreichung des über Aufhebung der Sagdfrohnden 
auf dem vorigen Kandtage angenommenen: Gefetrd an- 
geführten Grunde, auch auf. diefem Landtage von der 
Regierung den Ständen nicht übergeben werden. fonnte, 
fo findet ſich diefelbe aufgefordert auf dem, hinſichtlich 
ber Sagdfrohnden ſchon betretenen Wege der partiellen 
Erleichterung der mehrgedachten Frohndpflichtigen fort- 
zufabren, und zu Erreichung diefes Zwecks einen Erebit, 
welcher. jedody die Summe von 30,000 fl. nicht überfteigen 
fol, zu verlangen. .. — 

Wenn gleich diefe Propofition,, ſtrenge genommen, 
nicht gerade dem Geſuche entfpricht, welches in der auf 
dieſem Landtage binfichtlich. Diefes Gegenftandes Sr. Königl. 
‚Hoheit : überreichten Adreſſe ausgedruͤckt wurde, indem 
diefelbe auf möglichft baldige Vorlage eines Gefeßesent:- 
wurfs zur Erreihung der Gleichfielung der flandes» 
und adelich⸗gerichtsherrlichen Frohndpflichtigen mit denen 
der Domaniallande, gerichtet war, durch Die vorliegende 
Propofition jedoch nur eine Erleichterung derjelben 
für’8 erfie bezwedt wird, fo kann Referent dennod) feine 
Ueberzeugung nur dahin ausfpredhen, daß er es für 
wünjchenswerth halte, die Stände möchten den wohl—⸗ 
mwollenden Abfichten der Staatsregierung entgegen kom— 
men, und e8 mit Danf erfennen, wie diefelbe einem leb— 
baft von bdenfelben ausgeſprochenen Wunſche, noch auf 
dieſem Landtage moͤglichſte Berüdfichtigung habe ange— 
deihen laſſen. Zieht man ferner in Erwaͤgung, daß es 
in den betreffenden Bezirken, welche nach den Vorgaͤngen 
des erſten und zweyten Landtags wohl die ſichere Er— 
wartung hegen mußten, in Gefolge des jetzigen Landtags 
in ihren Frohndeverpflichtungen erleichtert zu werden, 

Berh.d. erſt Kamm, Beyl. Heft V. 1827. 3 
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den größten Mißmuth erregen würbe, wenn ihre, Erwar- 
tung abermals. gänzlich getäujcht werden jollte, fo treten 
feloft diejenigen ‘Zweifel, welche.gegen die. Zwedmäßigfeit 
der vorgefchlagenen Maßregel erhoben werden Eönnten, 
in den Hintergrund. Diefe Zweifel fönnten, nad) der 
Anficht des Referenten, vielleicht dadurd begründet wer- 
den, daß durch die vorgejchlagene einſtweilige Erleichtes 
rung, wenn fie nad) einem gleihmäßigen, gerechten Maß— 
ftabe jämmtlichen betreffenden Frohndpflichtigen der ge— 
nannten Bezirke zu Theil werden foll, abermals manche 
Arbeiten veranlaßt werden möchten, die wenn eine. Gleich— 
ſtellung jetzt ſchon hätte vorgenommen, oder wenn die— 
felbe ohne zu einer folden partielen Maßregel zu ſchrei— 
ten, noch verfchoben hätte werden fünnen, umgangen 
worden ſeyn würden. " 

Die Erleichterung fol nun, nah den, bey dem 
Herrn Regierungdcommiffär. eingezogenen Erfundigungen, 
dadurch bewerfitelligt werden, daß fo meit der zu vers 
willigende Credit reicht, ein Theil der nach Ausfcheidung 
der fogenannten Staatsfrohnden und der Sagdfrobnden 
verbliebenen: gutöherrlichen Frobhnden, wo e8 im Wege 
ded Vertrags mit den Berechtigten. gefchehen kann, weiter 
auggefchieden, und der Werth dafür den letzteren aus der 
Staatdfaffe bezahlt werden fol. Die übrigen gutöherr; 
lichen Frohnden würden die Pflichtigen an die Berechtig— 
ten fir’serfte fortzuentrichten haben. In diefem Berfahren 
liegt nichts, was eine Rechtöverlegung irgend einer Artbes 
gründen fönnte, nur ift zu wuͤnſchen, baß bey den dadurch 
veranlaßt werdenden Verhandlungen mit den Frobndpflichs 
tigen bdenfelben ſtets der Zwed berfelben flar gemacht 
werden möge, damit nicht durch. dieſe Maßregel ähnliche 
Erfcheinungen veranlaßt werden, wie fie das Geſetz vom 
8. April 1819 zu Folge gehabt hat, wodurd die Frohn— 
bepflichtigen von allen Frohndeleiftungen befreyt zu 
feyn wähnten. Kräftige Inſtruktionen der böchiten 
Staatsbehörde an die in Diefer Angelegenheit zu beftel- 
Ienden Commiffäre, zu Belehrung der Frohndpflichtigen, 
werden ihren Zwec nicht verfehlen. 

„ Sndem alfo Referent, nach Rage der Sache, mit der 
Tendenz der vorgefchlagenen Maßregel fich einverjtanden 
erflären muß, bleibt ihm nur noch übrig, über die zu 
verwilligende Summe fi) gutächtlich zu äußern. Gollte 
diefelbe fübhlbare wohlthätige Folgen haben, fo dürften 
wohl feinesfalld weniger als die verlangten 30,000 fl. 
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bewilligt werden, indem der Gefamintbetrag des jährlichen 
Geldwerths ſaͤmmtlicher, nah Ausfheidung der foges 
nannten Staatsfrohnden und Sagdfrohnden verbleibenden 
gutöherrlichen Frohnden, nach einer, freylich fehr ober- 
flählicyen Berechnung, die aber wohl feinesfalld zu hoch 
ausgefallen feyn dürfte, fih auf circa 78,000 fl. beläuft. 
Sollte jene Summe von 30,000 fl. auf dem Wege der 
direften Befteuerung aufgebracht werden, fo würde das 
durch allerdings bey "den jeßigen: Zeitperhältniffen eine 
für die Grundbefißer empfindlichen Belaftung entftchen. 
Da die Staatsregierung: aber dieſelbe auf anderen Wegen 
aufzubringen beabfichtigt, auch zu erwarten ſteht, daß 
mancher Frobndberechtigte die ihm zugebilligte Nente ges 
gen Einhändigung von. vierprocentigen Staatepapieren 
capitalifiren laſſen werde, wodurd dem Staate ein weis 
terer Vortheil erwachſen wird, fo verſchwinden auch die 
in diefer Beziehung etwa zu erhebenden Anftände - 

In Erwägung aller diefer Umftände trägt Referent 
auf Verwilligung eines Credits ‘von 30,000 fl. zu Ers 
leihterung der Frobndpflichtigen in den flandess und 
patrimonialgerichtöherrlichen Gebieten nad) der Propos 
fition der hohen Staatdregierung an. 

Die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes erflären ſich 
mit dieſem Antrage einverftanden. | 


mn. 


CXLI. 


Peiterer Vortrag ded erften Ausſchuſſes der erften 

- Kammer. über ven Nachtrag. zu dem Geſetze 
über die Tilgung der Staatsfhuld, insbeſon— 
dere die Dotation der Staatöfchuldentilgungs; 
kaſſe betreffend; erftattet von des Herrn Grafen 
zu Solms-Laubach Erlaudt. 


Die zweyte Kammer bat den fraglichen, von biefer - 
boben Kammer zuerft berathenen und angenommenen 
Geſetzesentwurf gleihfall8 angenommen, jedoch unter ei- 
nigen Beinen, von ihrem Ausſchuſſe, obgleich nicht ale 
mejentlich erachteten vorgefchlagenen, von dem Herrn 
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Regierungscommilfar nachgegebenen Mobdificationen. Sch 
werde mir erlauben diefelben, fo wie die darauf bezüg« 
lichen Aeußerungen des Herrn Regierungscommiffärg, 
endlich die, binfichtlich der Annahme des Geſetzesentwurfs 
geftclhte, und von der Kammer bejahete Frage: aus dem 
erwähnten Ausfchußberichte und den Berathbungen ber 
zweyten Kammer. über den fraglidhen Gegenfiand, zu 
verlejen. - ‚Clegatur. ) 

Die in dem Art. 1.nady den Worten: ‚‚6,500,000 fl. 
dauern“ angenommene: Einfchaltung des Satzes: ‚‚info 
fern nicht unvorhergefehene ,  außerordentlihe Zuflüffe 
deren Erfüllung auf ‚anderem Wege möglich machen ’ 
wird wohl, da bie zweyte Kammer einen großen Werth 
darauf legt, Leine Beranlafjung einer Trennung von 
bem Befchluffe derjelben geben, obgleich fi dad, was 
dadurch vorgefehen werden fol, eigentlich jo fehr von 
felbft verfteht, daß diefe Worte, zumal bey der Organis 
fation der Verwaltung der Staatsſchuld, ohne alle Ge- 
fahr für das Interefie des, Landes, auch hätten wegblei- 
ben fünnen. on | 

Für nothwendig vermag Neferent die zweyte Mo— 
diftcation eben fo. wenig zu erachten, wonad fiatt 
ber Worte in dem Art. 2: „der liquiden Staatsfchuld 
aus der unliquidirten aunoch zugegangen find, oder in 
der Folge zugeben werden‘ folgende Fafjung fubftituirt 
werben fol: „der Staatsihuldentilgungsfaffe noch zur 
Verzinfung überwiefen worden find, oder in der Folge 
überwiefen werden”. Da e8 fich wohl vollflommen von 
felbft verfteht, daß, wenn. auch in dem Zinfenbetrage 
von 554,807 fl. auch Zinfen von, zur yroviforifchen 
Berzinfung überwiefenen illiquiden Staatefchulden ſich 
befinden, diefelben, was durch die veränderten Worte bes 
zweckt werben joll, wohl ohnehin nicht bey ihrer defini— 
tiven Ueberweifung, Beranlaffung, eine größere Summe 
zu Beftreitung de& Zinfenbedürfniffes zu verlangen, ges 
geben haben würden. | 

Außerdem hatte der Ausfhuß darauf angetragen, 
daß am Schluffe des Art. 2 des Entwurfs noch der Fall 
gewahrt werden möge, wenn ber Zuwachs zur verzins— 
lichen Staatsfhuld nicht die Summe von 10,000 fl. 
überftiege, weil denn nad dem, dem Staatsbudget bey- 
liegenden Berichte der Staatefchuldentilgungsfaffedirection 
eine Vermehrung des Tilgungsfonds nicht nöthig ſey. 
Der Herr Regierungscommiffär äußerte, daß die Auf: 
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nahme" der erwähnten berichtlichen Acußerung in bas 
Protokoll vollklommen genügen würde, um den Zweck zu 
erreichen, es wird alfo, da nach dem Befchluffe der zimey» 
ten Kammer ın das Gefeg nur die von dem Herrn Res 
gierungscommiffär zugegebenen Mopdificationen aufges 
nommen werben follen, dabey fein Bewenden haben, maß 
auch für die erfte Kammer vollfommen genügen dürfte, 

‚Der Ausfhuß trägt alfo darauf an: dieſe hohe 
Kammer möge ſich mir dem Befchluffe der zweyten Kam⸗ 
mer vereinigen. 


nm. vy 


CXLII. 


Bortrag des zweyten Ausfchuffes der erften Kammer 

j der Landſtaͤnde über ven Antrag der Abgeord- 
neten Herrn Gail, Gehrich und Schuͤtz, das 
Brandverfiherungsgefeg in einigen Punkten 
abzuändern; erftattet von dem Herrn Geheimen 
Staatsratb von Wreden. 


Die vorgertannten Herrn Proponenten haben der 
verehrlichen zmeyten Kammer folgenden, einige Abäns 
derungen des Brandverficherungsgefeges bezweckenden 
Antrag übergeben. 

Sch werde denfelben zu verlefen die Ehre haben. 

Ueber den erfien Theil des eben verlefenen Antrags 
bat fich der Herr Referent der zweyten Kammer fo ges 
nügend ausgeſprochen, daß es hinlaͤnglich feyn wird, 
fih auf den von ihm erftatteten Bericht zu beziehen. 

(legatur paſſus concernens.) 

Die verlefene Stelle wird. und die Ueberzeugung ges 
währen, daß felbft in der Vorausſetzung, daß die für 
und wider den Antrag ftreitenden Gründe von gleichem 
Gewichte feyen, es dennoch nicht räthlich fey, Das Grunds 
princip der Verordnung vom 18. Novbr. 1816 zu vers 
laffen. Auch ift e8, wie bereitd in den Discuffionen 
der zweyten Kammer hberausgehoben wurde, feine Ems 
pfehlung des Antrags, daß, wenn demfelben Folge ges 
geben würde, periodifche Retarationen der Gebäude vors 
genommen werden müßten. 
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Eine Folge derfelben würbe feyn, daß berjenige, 
fo früherhin in Hinſicht ded höheren Werthes feines 
Haufes nach einem höheren Mapftabe beygetragen bat, 
fpäterhin, wenn ihn ein Brandfchaden träfe, eine ges 
ringere, nach dem herabgefegten Mapitabe bemefjene 
Entihädigung erhalten würde. Die zweyte Kammer 
bat daher diefem Theile des Antrags ebenfalld feine 
Folge gegeben. 

Der zweyte Theil des Antrags, wonad die Subre- 
partitionds und Erbebungsfoften dem auszuſchlagenden 
Betrage beygefügt werden follen, ift dem, binfichtlich Der 
Steuern vorgefhriebenen Verfahren gemäß, und erleichs 
ternd für den Aermeren. Es wird daher feinem Ans 
ftande unterliegen denfelben, einverftändlidy mit der zwey— 
ten Kammer, ber hoben Staatsregierung zu empfehlen. 
Referent ift übrigens mit dem Ausſchuſſe jener Kammer 
einverftanden, daß diefe Einrichtung bloß reglementär fey. 

Für den dritten Theil des Antrags, den fünftigans 
zuftellenden Mitgliedern der Commiſſion, in fo fern ſolche 
bereit befoldete Staatsdiener find, außer dem Rechner 
und Controleur, feine befondere Vergütungen zu bezahlen, 
fcheint zwar die Dienftpragmatif vom 12. April 1820 
Art. 6 zu Sprechen. Referent fennt aber zu wenig den 
Umfang der Amtsverrichtungen jener Angeftellten, als 
daß er. ed wagte zu entjcheiden, ob folche unter den Aus» 
brud: Nebenaufträge, zu fubfumiren feyen, und gibt es 
baber anheim, ob nicht der Antrag alternativ zu ftellen, 
und dahin zu richten ſey, daß entweder nach dem Ans 
trage feine oder doch verminderte Befoldungen 
den neu Anzuftellenden, angewiefen würden. 

Die in dem $. 42 der Verordnung feftgefegten Bes 
foldungen von 450, 300 und 200 fl. fcheinen allerdings 
etwas hoch gegriffen zu feyn. 

Hinſichtlich des legten Theild des Antrags, daß nie— 
mand, der fein Mobiliarvermögen außerhalb des Landes 
verfihern will, verbunden feyn folle, feine Anzeige auf 
Stempelpapier zu feßen, ift der Ausfchuß mit dem Be— 
fchinffe der zweyten Kammer einverftanden, daß fein 
Grund vorliege, diefen Theil des Antrags zur Beruͤck— 
fihtigung zu empfehlen. | 


vr... nmn.nvV 
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Meiterer Bericht des erften Ausfchuffes. der erſten 
Kammer über die Gemwerbfteuerordnung; er: 
ftattet von dem Herrn Freyherrn von Brei: 

denſtein. | | | 


Auf die Befchlüffe diefer Kammer zu der Gewerbs 
ftenerordnung hat die zweyte Kammer alsbald die Adreffe 
an Se. Königl. Hoheit entworfen und anher mitgetheilt. 
Aus diefer Adreffe erſieht man die endliche Beſchlußnahme 
der zweyten Kammer und findet feine bebeutende Ver— 
fhiedenheit mehr in den Anfichten beyder Kammern. 

Jedoch ift | 

1) der dahier gefaßte Beſchluß sub b, nad) der Er— 
Härung des Herrn Negierungscommiffärs, nur als reg— 
lementär in zweyter Kammer angefehen und aus der 
Adreffe weggelaffen worden. Sie ſcheint übrigens, nad) 
dem Ausfchußberichte und einer Bitte auf der legten 
Seite der Adreffe zu fchließen, demſelben nicht entgegen 
zu feyn, daher er wohl noch hier am rechten Orte wort: 
lich in die Adreffe aufzunehmen wäre. Sch gebe dieſes 
anbeim. 

2) Der Beichlug sub c hat eine etwas andere Faflung 
in der Adreſſe erlitten. Sch finde dagegen nichts zu erinnern. 

3) Durch den Beſchluß sub g würde der Art. 5 
pari angenommen. Die zweyte Kammer hat, nach dem 
Antrage ihres Ausſchuſſes, befchloffen: die Staatsregie- 
rung um eine Prüfung der commerziellen Verhältniffe 
der Stadt Bingen zu erfuchen und ihr die Beftimmung, 
ob folche in den zwenten oder dritten Nang zu feßen 
fey, zu überlaffen. Diefes ift mit folgenden Worten in 
die Adrefje aufgenommten : | 

| Cleg.) 

Diefe Auskunft entfpricht der Billigkeit und ich 
trage darauf an, daß die hohe Kammer diefem Befchluffe 
beytreten möge. | 

4) Der Befchluß sub w erfchöpfte den Mctenftoff 
nicht ‚ganz; denn ed war auch das, was in der Adreſſe 
zu Art. 20 fteht in unferem Ausſchußberichte angetragen, in 
der Discuffion nicht angefochten, bey der Abflimmung 
aber überfehen worden. 
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Es wird wohl fein Anftand obwalten dem Befchlufie 
ber zweyten Kammer nun noch beyzutreten. 

5) Dem Befchluffe sub h h entfpricht die Adrefie 
nicht vollig; denn wenn, nad der Anficht beyder Kam- 
mern die Compoſition der Claſſe 1b der Staatsregierung 
überlaffen werden foll, fo müffen die befonderen, in beyden 
Kammern ricdfichtlich diefer Compoſition gemachten Vor; 
fhläge aus der Adrefje. entfernt werden; nämlich alles 
was nad) den Worten: „geruhen werden‘’ vorkommt. 

6) Sodann würde doch alles das was nun weiter 
in ber Adreſſe vorfommt, in fo weit es. nicht auf be 
flimmten Befhlüffen beyder Kammern beruht, aus ber 
Adrefie hinweg zu laſſen feyn. 


—— 


CXLIV. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
uͤber den Geſetzesentwurf, die außerordentlichen 
Verfahren in buͤrgerlichen Rechtsſachen bey den 
Untergerichten in den Provinzen Starkenbutg 
und Oberheſſen betreffend; erſtattet von dem 
Herrn Kanzler Arens. | 





"Die Großherzogliche Staatsregierung bemweißt durch 
die Vorlage dieſes Gefegesentwurfs aufs Neue, daß es 
ihr wirflih Ernft ift, die Rechtsſtreite nach Möglichkeit 
abzufürzen, und wohlfeil zu machen, und diefer Rüdfiht 
jede andere, namentlich aud) die finanzielle unterzuordnen. 
Durch die Ausführung diefes Geſetzes werden fehr viele 
Nechtsftreite in der Geburt erfticht, und es wird dem Des 
rechtigten zugleich die Möglichkeit gegeben werden, auf 
eine fehr wohlfeile Art zu feinem Rechte zu gelangen, 
und ed wuͤrde demnach wahrhaft zwedlos feyn, zur 
Rechtfertigung des Gefebesentwurfes im Allgemeinen 
nod) irgend etwas weiter zu fagen. 

| Zu dem erften Artikel 
(legatur.) 
ift Neferent fowohl mit deffen Snhalte, als mit dem 
dazu vorgefchlagenen, und von der Großherzogl. Regie 
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rungs⸗Commiſſion genehmigten Amendement: voll kommen 
einverſtanden. TEN u a abe 
Durch das leßtere wird die Realiſirung der Ans 
sprüche auf dem Wege der Mahnzettel ‚noch, mehr erleich- 
‚tert werden, und es wirb baher von der hoben Kammer 
um ſo unbedenklicher genehmigt werden fünnen, al der 
:fheinbar erhebliche Einwand, daß die Nachtheile der fub- 
jeetiven Klagen» Häufung der Ausführung des Amende- 
‚ments entgegen ftünden, durch die Bemerkung vollfiändig 
beſeitigt wird, daß der Mabhnzettel nicht als Klage bes 
-trachtet. werden kann, und daß es, nach den fehr richtigen 
Bemerkungen des Ausfchußberichtes zweyter Kammer zu 
dem Artifel 3, erfi dann zu einer: Klage fommt,. wenn 
der durch den Mahnzettel Gemahnte erklärt, gegen bie 
Forderung des Mahnenden rechtlichen Einwand vorbrin- 
gen zu wollen. : i 

Erft von diefem Augenblide an, muß gegen bie eins 
zelnen Individuen, bey. welchen fein litis consortium 
‚eintritt, eine befondere Klage erhoben werden, und. erft 
von diefem Augenblide an, fann der Satz: es darf feine 
fubjective Klagen » Häufung Statt finden, zur Anwendung 


fommen. | | 

| 3u dem Artifel 2 
| (legatur) 
iſt eine verbefferte NRedaction der Schlußbeſtimmung bed 
Artifeld in der Art befchloffen, und ſchon vorläufig. von 
Großherzgl. Regierungs » Sommiffion genehmigt worden, 
daß für die Worte: „feinen rehtliben Einwand 
vorzubringen’ die Worte: „zu erflären, daß 
er rehtlihen Einwand vorbringen wolle‘ 
fubjtituirt werden. — Diefe offenbare Berbefferung findet 
in dem, was zu dem Artifel 1 fo eben bemerft worden 
ift, und zu dem Artikel 3 noch bemerft werden wird, 
feine genügende Rechtfertigung; indem der Mahnzettel, 
wegen feiner Unvollftändigfeit, nicht als eine, zur Grund» 
lage der Verhandlungen in dem neu eintretenden ordent- 
lihen Verfahren geeignete Klage behandelt werden fann. 

Wenn die zweyte Kammer übrigens zu diefem Ars 
tikel befchloffen bat, daß der Mahnzettel .bloß in. dem - 
alle unbezmweifelter Sncompetenz und Flaren 
Geſetzwidrigkeit von dem Richter verweigert werden 
folle; fo kann der Ausfhuß auf der. einen Seite dieſen 
Beſchluß zur Annahme nicht empfehlen, weil er fih in 
dem zu den Artifeln 4 bis 7 der Stadt» und Landge- 


— 
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richts⸗Ordnung ſchon darüber ausgefprochen hat, daß 
das Recht der gleichbaldigen zen des Klägers, bIoß 
auf diefe beyden Gründe nicht befchränft:bleiben koͤnne. 
>: Auf der anderen Seite muß er aber auch zugleidy 
darauf aufmerffam machen, daß diefer Beſchluß, fo viel 
die Verweigerung. des Mahnzetteld -wegen :offenbarer 
Gefeßmwidrigfeit betrifft, mit den von der zweyten 
Kammer ad Artikel 4: bid 7 der. Stadt» und Landge 
richte» Drdnung gefaßten Befchlüffen, nad welchen die 
gleichbaldige Abweifung des Klägerd auch nicht einmal 
in dem Falle der klaren Gefebwidrigfeit der Forderung 
fol verfügt werden fönnen, nicht ganz folgerichtig zu 
ſeyn fcheint, indem: die Verweigerung des Mahnzettels 
wohl nicht nach anderen Grundfägen ald die Abweifung 
der Klage wird behandelt und normirt werden fünnen. 
Zu dem Artifel 3 

E | ‚ (legatur.) | 
bat die gweyte Kammer eine, von der Großberzogl. Res 
gierungs-⸗Commiſſion bereits genehmigte andere Redaction 
u (legatur aus. dem Berichte des Ausſchuſſes.) 
beſchloſſen. 

Dieſe Redaction findet in der ſehr richtigen Bemer— 
kung: daß der Mahnzettel, ohne Begründung einer Ges 
fahr, Verwirrung und Unvollftändigfeit in das neu eins 
tretende ordentliche Berfahren zu bringen, den Verband» 
lungen nicht zu Grunde ‚gelegt werden fann, feine voll- 
fommene Redytfertigung. Es erſcheint nämlidy durch 
diefe Rüdficht geboten, daß der Richter die von dem 
Gemahnten vorzubringenden Einreden noch nicht fofort 
zum Protofolle aufnimmt, fondern daß er den Mahnens 
den vielmehr zum ordentlichen Verfahren und zum Bor: 
bringen einer ordnungsmäßigen Klage anweifet, damit 
dadurch die Einleitung eines zwedgemäßen BVBerfahreng, 
fo wie es die Untergerichts-Ordnung beabfichtigt, möglich 
gemacht werde. Referent muß daher dieſe veränderte 
Redaction der hohen Kammer zur Beyftimmung empfehlen. 

Zu dem vierten Artikel 
(legatur.) - 
findet er eben fo wenig etwas zu erinnern, ald dazu 
von der zweyten Kammer irgend etwas erinnert worden 
ift; er gebt daher fofort 
zu dem fünften und fehsten Artifel 
(legantur.) 
über. In Beziehung auf den Inhalt des fünften Arti- 


— 
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el8 fann es keinem Zweifel unterliegen, daß auch auf 
ie unter dem Nanten des aufferordentlichen Verfahrens 
ufanmengefaßten einzelne Arten des fummarifchen’ Pros 
effes, wie z. B. des Mandatd-,- des Executiv⸗, des 
zuterdikts-Prozeſſes u. ſ. we, die Beftimmurgen des 
MNahnverfahrens mit Vortheil angewendet werden koͤnne. 
Bloß die Moͤglichkeit dieſer Anwendung wird genügen, 
ım bie Artifel zur Annahme zu empfehlen. | 


Der Ausſchuß trägt Daher darauf an, daß die hohe 


tammer dem Gefeßedentwurfe, fo wie den von der 
weyten Kammer dazu befchloffenen Amendementd ihre 
zuſtimmung ertheilen, von diefer Zuftimmung jedoch 
en oben ad Artifel: 2, beruͤhrten Punct  ausnehmen 
noͤge. | er a 
—XRXXX a 


CXLV. 


Beiterer Bericht des zweyten Ausfchuffes über den, 
ven Wegbau betreffenden Geſetzesentwurf; er: 
ftattet von dem Herrn Freyherrn von Brei: 
denſtein. BR | 





f 


Die Befchlüffe, welche in der Sitzung vom 6, März 
ieſes Jahrs, über den vorliegenden Gegenftand gefaßt 
urden, weichen fehr von jenen der zmeyten Kammer 
5. Letztere ift aber nunmehr jenen Befchlüffen zum 
heile beygetreten und der Gegenitand des dermaligen 
ortrags befehränft fi) demnach nur auf jene Punkte, 
yer welche noch in beyden Kammern abweichende Anz 
chten obmwalten.  Nämlih - 

zu F. 1subb 
s Entwurfs beſteht die zweyte Kammer auf ihrem fruͤ— 
ren Beſchluſſe, daß die Zuſchuͤſſe nicht aus der Staats— 
‚fe, fondern durch Erhöhung der directen Steuer, Pros 
nciel aufzubringen feyen. : 

Bon allem dem, was in dem Ausfchußberichte eriter 
ammer und in ihrer Discuffion für die entgegengefeste, 
r Faſſung des Entwurfs entiprechende Anficht vorger 
mmen ift, bat der Ausschuß zweyter Kammer nur 


[gendes in feinem Berichte aufgenommen und begut- 
htet. | 
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(leg. den Ausſchußbericht ad $. 1.) 
Weäunn Referent. in dem früheren Ausfchußberichte 
fih dahin Aufferte, daß der felbftfüchtige Provinzialismus, 
deffen ‚allmählige. Vertilgung für unfere Verfaſſung und 
Staatsverwaltung fo werthvoll ſeyn werde, Feine neue 
Nahrung. finden möge; ſo Tag dody nicht hierin, fondern 
vielmehr in dem ‚gleichfalls angeführten Umftande, daf 
bey diefen Secundärftraßen gar fein Provinzials fondern 
nur ein -Staatsintereffe vorhanden fey, das Hauptarı 
gument gegen den Beichluß der zweyten Kammer. Mit 
diefem. Argumente hatte ſich Referent vorzüglich beſchaͤſ— 
‚tigt, und hätte daher. gewünfcht, daß ihm der Ausihuf 
zweyter Kammer einige Aufmerkſamkeit gewidmet hätt. 

Uebrigens beweijen die Verhandlungen aller drey 
Landtage, daß man dahin firebe,. den Provinzialismusd 
allgemein und confequent zu vertilgen, und das Beyſpiel 
von der Salzregie in Oberheſſen it nicht dazu geeignet 
die entgegengefegte Anfiht zu unterftüßen; denn die 
Saljfteuer bleibt und nur die Form ihrer bisherigen 
. Erhebung wechfelt und mußte auf eine oder die andere 

‚Art zum Nachtheile Oberheſſens mechfein, wenn die 
Staatsfaffe einen angemefjenen Ertrag haben follte. 

Ferner iſt die, in dieſer Kammer vorgefommene 
Behauptung, daß die provinziele Erhebung der Bey 
träge auf directem Wege drüdender fey, als die Beſtrei⸗ 
tung derfelben aus allgemeinen Staatsmitteln, fo irrig 
nicht, als fie dem Ausfchuffe zweyter Kammer erſchienen 
if. Man mußte freylich dern Anficht diefes Ausſchuſes 
zum Theile beypflichten,, wenn, wie er. behauptet, jede 
Erhöhung einer Staatsausgabe zulegt eine Erhöhung 
der directen Steuer zur Folge hätte; allein diefed ent 
ſpricht unferm Steuerſyſteme nichr, und die Finanzge 
ſetze aller Landtage beweifen im Gegentheile, daß DE 
directen Steuerfummen ſich vermindert haben, während 
die Staatsausgaben geftiegen find. . 

Ich verweile alfo bierbey nicht länger, Sondern 
wende mich zu der weiteren Behauptung, daß die Or 
fhäftsbehandlung energifcher und einfacher ſeyn werd, 
wenn die Beyträge durch Provinzialiteuern - erhoben 
werden , ald wenn fie aus der Staatefaffe fließen. E* 
iſt nicht - wohl abzufehen, welchen günftigen Einfluß 
diefer Umftand- auf die Gefchäftsbehandlung haben werde. 
Denn nur fo viel aufgewendet wird als angemefjent? 
Weife aufgewendet werden darf, fo ift es für das DM 


Beylagen CXLV. 45 


ſchaft wohl einerley aus welcher Quelle die Hulfsmiltel 
fließen. Aber nicht einerley iſt es ob die ‚hohen: Minis 
fterien eine: möglichft: genaue Notiz vorn dem Betrage 
diejer Beyträge und ihrer Verwendung nehmen; denn 
diefes ift ſehr erwänfchlich „ und wird nur erfolgen wenn 
die Beyträge aus der Staatskaffe: fließen. Namentlich 
wird das Minifterium der Finanzen, wenn wieder Pros 
vinzialftenern eingefuͤhrt werden, Allen: Einfluß dabey 
verlieren ‚(ein Erfolg. der. ſehr zu beflagen wäre. Die 
Ausführung: des Geſchaͤfts gehört dem Minifterinm dee 
Innern und. feinen Unterbehörden au, und dabey fann 
alle. Einfachheit und Energie beftehen, welche das Gefchäft 
erlaubtsa Sol aber Einfachheit und Energie: aus Bros 
vinzialſteuern entſpringen, ſo iſt Dagegen zu bemerfen 
daß die Einfachheit weit eher: durch Zuſchuͤſſe aus der 
Staatskaſſe als durch neue fpecielle. Steueranſtalten, 
unter. Autoritaͤten diei mit: dem Steuerweſen nichts zu 
thun haben, erreicht: werden duͤrfte. 4* 
oWas aber. die Energie: aulangt, die. fich bey Pro: 
vinzialſteuern «bewähren koͤnnte, fo laͤßt ſich doch wohl 
nicht aunchmen, daß die Beyiraͤge, auch bey der eif⸗— 
rigſten Thaͤtigkeit des Steuerexecutionsperſonals Promp⸗ 
ter eingehen werden, als aus der- Staatskaſſe. Sollten 
aber energifche: Anſichten und- Entwürfesfogar auf den 
Betrag jener: Provinzialſteuer⸗Ausſchlaͤge Einfluß ge⸗ 
winnen, ſo wäre dieſes in einer Zeit, welche die möge 
lichſte Schonung des Unterthaus gebietet, hoöchſt betla⸗ 
genswenh. Ede — 
Man erinnere ſich nur an jenen Zuſtand, als das 
Provinzialſteuerweſen noch in vollem Flore war, und 
man wird im: dieſer bloßen: Erinnerung. ſchon einen 
Grund. gegen den Beſchluß zweyter Kammer finden, der 
alle anderen entbehrlich mahıt. SH WT ı ) DEE 
Ich trage demnad) darauf an, daß .die hohe Ram: 
mer bey dem früheren Beſchluſſe, den 6. 1. fo. anzu⸗ 
nehmen wie er iſt, beharren möge, | 
3u 6. 2% I reif 
hatte die erſte Kammer. defiderirt, daß die Reclamationen 
ber. zu einer. Gemeinde nicht gehörigen Gntsbefiger. mehr, 
als bisher ; gehört werden moͤchtten. uch 
Die. zweyte ‚Kammer ift nicht beygetreten, wahr: 
fheinlid aus: dem, in dem Berichte des Ausſchuſſes ent⸗ 
haltenen Grunde, daß keine Faͤlle angeführt: ſeyen, Die 
zu dieſem Deſiderium Anlaß geben. Obwohl dergleichen 
Faͤlle genugſam anzufuͤhren waͤren, auch bey andern Ge⸗ 
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legenbeiten dergleichen in Erwähnung gekommen find, 
fo: wird es auch nicht: nöthig feyn, den Beſchluß der 
erfien Kammer: mit neuen Gründen zu unterſtuͤtzen um 
ibn beybehalten zu dürfen 1.2 


3 ee \ | 
Die Unterhandlungen über diefen wichtigen $. haben 


fein Rejultat: gehabt, die zweyte Kammer. ift bey ihren 
früheren Beſchluſſe ſtehen geblieben. 
Auf dem vorigen Landtage wurde das Prinzip der 
Nutzung ald Repartitions-Norm in dieſer Kammer 
ausgeſprochen. Da nun: die zweyte Kammer auf den 
jetzigen Landtage dieſen $: ;: aljo die. Repartition nad 
dem Steuerfapitale, abermals : unverändert ‚annahm, 
ſo bemühte: fi) Referent sin. dem ohnlaͤngſt erſtatteten 


Berichte das. rechtömwidrige und unpafjende diefer-Reyar 
titiond- Norm. darzulegen, weil man hiernach von da 


zwepten Kammer Widerlegung oder Zuftimmung erwar 
ten durfte. » In der. Discuſſion leitete der Here Regw 
rungscommiſſaͤr auf die. Idee‘, die bisherige-Repartitiond 
Norm. zwar beyzubehalten,: aber das daraus: zu entfernen 
was zu „Ungerechtigfeiten. führen koͤnne. Dieſes war 
ein. Weg, der Bermittelung: auf: welchen man jih wenig 
ftend dem Principe der: Rutzung naͤheren konnte, es 
wurde daher der Vorfchlag''gemacht, die in dem Aus 
fihußberichte benannte: Gegenftände der: dirreten Beſteue— 
rung, aus welchen auf die Benugung der Wege kein ge 
nügender Schluß zu machen ſey, auszunehmen und die 
Beyträge nad) der Größe des Aderbaues und. Wieswach— 


ſes zu repartiren. Der: Befchluß beſchraͤnkte ſich au 


dieſes fegtere. Der Ausfchuß gweyter Kammer (nachden 





die Sache dahin recurirt war): hat ſich anf deneigent 


lichen. Gegenitand der Beurtheilung, nämlich‘ auf di 
Streitfrage über die Recht⸗ und Zweckmaͤßigkeit der Re 
partitionsnorm nad) . dem. Steuerkapitale, nicht einge 
laſſen, fondern ur folgendes gutächtlich geäußert. 
.  . (legatur,) : TE 

Hiernach, und wohl deßhalb auch in der Berathung, 
ift jene Streitfrage nicht in Erwägung gefommen, daher 
noch immer eine gänzliche Verfchiedenheit in. den Grund 
fügen eine Annäherung unmöglich zu machen ſcheint. 

Der Befchluß diefer Kammer war conciliatorifd; 
man wollte die belichte Repartitionsnorm beybehalten 
nur. fie modificiren um ſich dem Principe der Nutzung 
wenigftens zu nähern, kurz man wollte einen beſtimmten 
wenn auch unvollfommenen Vorſchlag zur Güte machen 
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und wuͤrde gewiß auf jede andere, dem Art. 78 der Ge⸗ 
meindeordnung angemeſſene Vorſchlaͤge der, zweyten Kam⸗ 
mer zur weiteren Verhandlung eingegangen ſeyn. Allein 
da ſie, ‚ohne jene Streitfrage einer Eroͤrterung zu uns 
tetwerfen, lediglich. bey. dem $.des Entwurfs ſtehen ges 
blieben iſt z fo,wärde es angemefjen ſeyn, von dem ers 
waͤhnten conciliato iichen Befcluffe „gu, abftrahiren und 
ebenfalls bey dem, früberen Beſchluſſe, bey dem Prinzipe 
der Nugung, im Allgemeinen ſtehen zu. bleiben, denn e 
ift, wie gefagt, nicht Die Schuld- diefer Kammer, vu 
über. den Werth. diefes Principe und über, die Art feiner 
Yuwendung; feine, Verftändigung zwiſchen, beyden Kam⸗ 
mern Statt gefunden bat On. . 
Da indeſſen der Gegenftand von folher Wichtigkeit 
ift, und mit den Communalausſchlaͤgen zweyter und dritter 
Klaſſe überhaupt in einer natürlichen Verbindung fteht, 
ee Sbakın eines ‚angemefjenen Wegbaugefr ges 
eben fo fehr den Abſichten der Staatsregierung als dem 
Intereſſe des Landes entfpricht, fo erlaube ich mir nochmalg ° 
einen; Borichlag zu Ausgleichung diefer Hauptdifferen;. 
Man wird 27* nt ih ee n —,49 
AI nicht in, Abrede ſtellen, daß der, auch bey den 
Eonmunalausgaben erfter Klaffe in Anwendung gebrarhte 
Art, 78 der Gemeindeordnung einen höheren Werth habe, 
als die Art. 84 und 87 in fo weit fie, fidy hieher bezig- 
ben; denn der Art. 78, fpricht, einen. Grundfag aus np 
jpätere Beftimmungen, die diefem Grundjage ‚entgegen 
find, müſſen ihm um fo mehr weichen, als derfelbe unanger 
fochten vafteht, die Beftimmungen der Art. 84 und 87 
aber. auf dem Irrthume, daß ſie dem Prinzipe, der Nus 
Bung entfprechend feyen, beruhen und fo evident rechtd- 
widrig find, daß, wenn fie nad, reiner Ueberzeugung 
und nicht nad) Nebenrüdfichten beurtheilt werden ,,, die 
ftärffte Mißbilligung derfelben nicht ermangeln kann. 
Bey der Vertheidigung diefer, in Art. 84-und 87 ent- 
baltenen Beflimmungen ‚geht man gewöhnlich von der 
Borftellung aus, daß ein Steuerpflichtiger wegen eines 
jeden Steuerobjectd auf irgend eine, wenn auch fehr ent- 
fernte und unbedeutende Weife bey den Communalan— 
ftalten — aljo hier bey dem Wegbaue — interefjirt fey. 
Diefes ift nicht einmal der Fall, aber wenn man es auch 
für wahr gelten läßt, fo folgt doc) daraus weiter nichts, 
als daß von jedem, Steuerobjecte Etwas zu den Com— 
munallaften beygetragen werden müßte. Die Hauptfrage 
aber, wie viel? ift hiermit noch gar nicht berührt. 
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Um nun auf den Ausſchlag nach dem Stenerfagitale 
zu kommen, muß man ferner ſo argumentiren: wie groß 
der reine Ertrag des Steuerobjects iſt, fo groß iſt ver- 
baftnigmäßig der Genuß der Gemeindeanſtalten. Aber 
wo ift denn bie Verbindung zwiſchen jenem reinen Er: 
trage und diefem‘ Genufje ? das ungleichartigſte iſt hier 
gepaart und man“ ſucht vergebens unter allen Comm 
nalanftalten?. ob’fidy eine finde, bey’ welcher jene 2er 
bindung fich zeigte. —— 

Wenn, wie gefagt, die Groͤße des reinen Ertrage 
eines Stenerobjects Feine Verbindäng mit der Größe des 
Genuſſes an’ der Gemeindeanjtalten bat, und wenn man 
dabey erwägt, wie unendlich in der Größe verfcieden 
diefer reine Ertrag unter den Steuerbaren fey, und wie 
fehr fi) im Gegentheife dieſelbe in dem Genuffe der 
Gemeindeanftalten gleichen, wie auch, daß Ungleichheiten 
in- diefem Genuffe aus beſondern und zufälligen Umſtaͤn— 
den, feineswegs aber aus dem ‘größeren oder Fleineren 
Werthe der Steuerobjecte hervorgeht,’ fo wird man nicht 
mißfennen, "daß die Nepartitionsnorm Nach dem reinen 
Ertrage oder dem ÖSteuerfapitale auf einem ganz nor 
men Mißverhältniffe beruht, und daß der, für dieſelbe 
manchesmal angeführte Grund: „man wiſſe Feine beſſere“ 
ſthon um deßwillen abfällig werden duͤrfte, weil man 
nach dem Angefuͤhrten wohl eher behaupten koͤnnte „man 
wiſſe keine ſchlechtere““ nämlich Feine, die von ihrem Ge⸗ 
et dein Prinzipe der Nugung, fo gänzlich ab 
weicht. | 

Es fann daher ee 

9) keineswegs ſchwierig ſeyn, eine Nepartitiondnorm 
zu finden, die jenem Prinzipe beffer entſpricht. 

Am vollftändigiten würde die Aufgabe wohl gelöht, 
wenn man für die mögliche Verfchiedenheit der Nubund 


einen eins bi dreyfachen Beytrag als Regel feitiebtr 


und den Gemeinden, unter Leitung der Fandräthe, di 


Beltimmung überließ, wer nach Verbältniß feiner Nutzung 
einen einfachen, zwepfachen oder dreyfachen Beytrag 3 
leiften habe. Sfteine ſolche Ordnung in einer Gemein‘ 
nach den Verhäftniffen der Dertlichfeit, der Größe, de 
Familien, der Verfchiedenartigfeit der Gewerbe In Bezug 
auf die Nugung, einmal feftgefegt, fo ergeben fi‘ baralı 
im Berfolge der Zeit, kaum jährlich Feine Veränderung 
und eine Beytragspflicht, die auf ſolchen Ausgleihung” 
berupt, ift, ihrer Natur nach, befriedigend und bem 9 
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ſellſchaftlichen Verbande der Gemeinden böchft angemeffen. 
Doch ich verweile jegt nicht bey einer Anficht, deren näs 
here Erörterung beſſer bis zu einer Revifion der Ge- 
meindeordnung verfchoben bleibt, und wende mic zu eis 
nem Auskunftmittel, welches zwar dem Prinzipe der Nurs 
Kung weniger entipricht, aber auch den SS 84 und 87 
der Gemeindeordnung weniger entgegen fteht und deßhalb 
jeßt eber einigen Beyfall finden dürfte, * 

Es kommt naͤmlich hierbey darauf an, dem Prinzipe 
der Nutzung ſich dadurch zu naͤhern, daß man die enorme 
Differenz vermindere, welche zwiſchen der Repartition 
nach dem Steuerkapitale und dem Genuſſe der Commu— 
nalanſtalten obwaltet. Dieſes geſchieht durch eine pro, 
portionelle Verminderung der Steuerkapitalien zum Bes 
bufe der Communalbeyträge ans welcher Berminderung 
fih ein Gommunalumlagefapıtal bildet, auf das 
die Bedurfniffe zweyter und dritter Klaffe fo ausgeſchla⸗ 
gen werden, wie bisher auf die GSteuerfapitalien. Se 
größer dieje find, je größer alfo ihte Differenz zum Ges 
nuſſe, defto ftärfer müffen fie verhältnigmäßig gemindert 
werden, fo daß fie in einer gewiſſen Höhe gar nicht 
mehr in Betrachtung fommen. Sch erlaube mir daher 
folgenden Vorſchlag: | 

Man nehme an, daß der Unterfchied in der Nutzung 
der Gemeindeanftalten das Dreyfache ausmachen, oder 
fih wie 50 zu 150 verhalten koͤnne. 

Man nehme ferner an, daß die mit 50 ausgedruͤckte, 
einfache Nußung unter allen Gontribuabeln gemein und 
gleich, die weitere Nußung, von 50 bis 150 binauf, aber 
ungleich fey und immer ungleicdyer werde, je näher man 
der Summe von 150 kommt. 

Man fege ſonach, daß 150 fl. das hoͤchſte Commu- 


nalumlagefapital feyn folle, und daß dieſes aus einer 


Berminderung des Steuerfapitald gebildet werden müffe; 
jo ergibt fi) folgendes Verhältniß: 

Das directe Stenerfapital, welches jemand in einer 
Gemeinde hat, ift 
ı)indeniten 50 fl. gleidy einem Umlagefapital von + . 50 fl. 


. 








2) = = Yen 50 = find jede 10fl. — 8 fl. alfo diefe 5mal— 40 » 
3) = = ten 50= = 2. 0. Th, 8.5 ⸗ BEN 
0):s :,s Atem Os = ss 10:Zuh>s > s 3 ı = %: 
55 ‘5 Bin. Mi = 105 Tr" ;s — 10% 
Steuerkapital 250 fl. Umlagefapital . 150 fl. 


Verh. d. erft, Kamm, Bey. Heft V. 1897. 4 
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Ein höheres Steuerfapital ald 250 fl. wird, in Be; 
zug auf die Communalumlagen, für nicht eriftent gend) 
tet, weil fhon eine weitere Annahme von 50 fl. über 
jene 250 fl. hinaus, nach der obigen Abftufung nur ein 
Umlagefapital — 0 bilden würde. 

Die Verwandlung eines Steuerfapitals in ein Um 
Ingefapital ift hiernach ein einfaches Rechnungserempel, 
Ueber die zu Grund gelegten Verhaͤltniſſe, koͤnnen freylich 
mannichfache Anfihten obwalten; fo viel aber dürfte 
doch unzweifelhaft feyn, daß eine ſolche Repartitionsnorm 
dem Prinzipe der Nutzung fich, ziemlich annähere, fomit 
der bisherigen bey weitem vorzuziehen fey. 

In ihrem zwölften Befchluffe hat die zweyte Kam— 
mer fämmtliche Abänderungen des Entwurfs nur als 
Wuͤnſche bezeichnet. Auch diefes harmonirt nicht mit 
ben Befchlüffen der erften Kammer, melde 

4) die Weglaffung des g 6, , 
2) die Modification zu $S 7 sub c, 
3) den Zufaßartifel zu $ 7, 
4) die votirte Faſſung des $ 8, 
5) die Feſtſetzung eines Maximums, 
6) die zu 69 beſchloſſene Modification zu Bedingungen 
der Annahme des Geſetzes gemacht hat. 

Referent findet feinen Grund von diefen Beſcluͤſſen 
abzumeichen; follten indeffen beyde Kammern fi über 
den $ 9, ald den Hauptpunft, einverftehen, fo würden 
| — der obigen Bedingungen wohl hinweg bleiben 
koͤnnen. 

Die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes behalten ſich 
ihre Aeußerungen für die Berathung vor. 


ARTEN 


CXLVI. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
der Stände über den Antrag des Abg. Herrn 
von Kuder, auf Erlaß eines Geſetzes gegen DIE 
überniäßigen Mafelgebühren, und auf Errichtung 
einer Landescreditanftalt; erftattet von dem 
Herrn Geheimen Staatörathe, von Wreden 


Die Creditloſigkeit fo mancher rechtlichen Bewohner 
des Landes, hat ben Abg. Herrn von Kuder veranlaßt, 
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folgenden Antrag, welchen ich zu verlefen bie Ehre haben 
werde, der zweyten Kammer der Stäude vorzulegen. 
(legatur.) | 

Was den erften Theil defjelben betrifft, der auf Er- 
lafjung eines Geſetzes gegen bie übermäßigen Mafelge- 
buͤhren bey Kapitalaufnahmen gerichtet ift, fo bat die 
zweyte Kammer der Stände. einftimmig befchloffen, dem; 
jelben feine Folge zu geben, und der Herr Proponent 
bat e8 felbft anerfannt, daß eine Verordnung. der Art 
nicht nothwendig fey, wenn fein weiterer Antrag wegen 
Erridhtung einer Landescreditanftalt Beyfall finden follte. 

Der Ausjchuß diefer hohen Kammer theilt vollfom- 
men diefe Anfiht, und bezieht fich hinſichtlich dieſes 
Theile des Antrags lediglich auf die Verhandlungen ber 
zwepten Kammer, in welchen derfelbe von allen Seiten 
gründlich und erfchöpfenb beleuchtet worden ift. Ä 

Was aber den zwepten Punkt — die Errichtung ei- 
ner Landescreditanftalt — betrifft, ſo hat die verehrliche 
zweyte Kammer folgende Befchlüffe gefaßt, welche ich 
ebenfall8 zu verlefen die Ehre haben werde. 

Die erfte Frage, die fi) bier darftellt, tft die, ob 
eine ſolche Anftalt Nuten gemähre? Der Ausfchuß dieſer 
‚boben Kammer glaubt nicht in dem Falle zu feyn, die 
Zwedmäßigfeit und die wohlthätigen Folgen einer ſolchen 
Anſtalt näher zu entwideln, indem bey niemanden, der 
e8 wohl mit feinen Mitbürgern meint, ein Zweifel hiers- 
über Statt finden fann. Das Sinken des Wohlftandes 
‚beruhet hauptſaͤchlich auf dem Umftande, daß die Güter 
fleinerer Grundbefiger,. auf deren Aufredhthaltung das 
Wohl des Staates fo fehr beruhet, mit Schulden belaftet 
find, und jene die nöthigen Kapitalien, deren fie zur 
Erhaltung ihres Grundeigenthums bedürfen, nicht er» 
halten koͤnnen. Gie finden fih andurdh in die Hände 
gewiffenlofer Mafler und Spefulanten geworfen, und 
fönnen es auch bey der größten Anftrengung nicht dahin 
bringen, den Vebergang ihres Eigenthums in die Hände 
ihrer Gläubiger zu verhindern. Diefem Uebel kann aber 
am ficherftien, und man darf fagen, allein.burd die 
vorgefchlagene Anftalt gefteuert werden. 

Schwieriger ift ed aber, ſich über die Art und Weiſe 
auszufprechen, wie eine folche Anftalt ind Leben zu rufen 
fey. Bey der nahen Auflöfung der Tandftändifchen Ber; 
fammlung iſt ed dem Ausſchuſſe nicht möglich, einen Ges 
genftand ausführlich zu behandeln, über den fchon fo 


’ 
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viel gedacht und gefchrieben worden ift, und über ben 
fhon jo manche Verſuche und Erfahrungen mit ungleis 
chem Erfolge gemacht worden find. 

Sn Baiern beichäftigte dieſer Gegenftand einen Ders 
ein fachfundiger Männer eine längere Zeit bindurd, 
und wie es fcheint, ohne den erwarteten Erfolg. 

Der Ausſchuß glaubt daher Nachſicht zu verdienen, 
wenn er in den wenigen Tagen, welche er bdiefem fo 
wichtigen, bey der zweyten Kammer 8 Monate lang un: 
erledigt gebliebenen Antrage widmen kann, einen aus 
führlihen gründlichen, auf Theorie und Erfahrung ge 
bauten Bericht zu erflatten nicht im Stande it, 

Schon bey der Borfrage, ob eine ſolche Anftalt ale 
Staatsanftalt, oder als Privatanftalt unter der Auffiht, 
dem Schuße und der Garantie ded Staates errichtet wer 
den folle, find fo viele Gründe für den einen und den an— 
dern Modus angeführt worden, daß ed gewagt feyn würde, 
fih auf ein oder die andere Weife auszufprechen, ehe bes 
ftimmte Berechnungen vorliegen, und die Erfahrungen 
anderer Anftalten der Art zu Rathe gezogen jeyn werben. 
Der Referent biefer hoben Kammer neigt fich, nad) feiner 
individuellen Anficht, für eine, unter Aufficht nnd Schuß 
bes Staated gebildete Privatanftalt.e Sie ſcheint ihm 
ein größeres, von den Umftänden und politifchen Ereig— 
niffen nicht fo fehr abhängiges Vertrauen in Anfprud 
nehmen zu fünnen, als eine Staatsanftalt. 

Eben fo verhält es fih mit den beyden von dem 
Ausſchuſſe der zweyten Kammer vorgelegten Vorſchlaͤgen. 
Beyde haben, wie felbjt der Herr Antragsfteller eingefteht, 
ihre eigenthämlichen Vorzüge und Nachtheile. Dieje gu 
geneinander abzumwägen, ift feine leichte, fchnell zu Löfende 
Aufgabe. Sie erfordert die größte Umficht und forgfäb 
tigſte Prüfung. 

Eine weitere Frage ift, welchen Umfang bie Leitung 
des Staates haben folle? Soll er, wohin die meiſten 
Stimmen fich neigen, die Verwaltung unter feine directe 
Leitung nehmen, fo ftoͤßt man auf maͤncherley Schwierig? 
feiten, die man nicht genug berücfichtigt zu haben fein. 

Der Umfang eines folhen Gefchäfts ift größer, als 
der Geſchaͤftsumfang manches bedeutenden Handelshauſes, 
das die Arbeit von 20 und nody mehreren Gehälfen IN 
Anfpruch nimmt. Es wird demnach auch hier die Au— 
ftellung eines zahlreichen und Foftfpieligen Dienfiperfonald 
nicht zu umgeben feyn. Ein anderes nicht genug beach⸗ 
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tetes Inconveniens iſt, daß der Staat, nach den vorlies 
genden Entwürfen, als Mittelsyerfon zwifchen Gläubiger 
und Schuldner täglicy in den Sal fommen wird, zu ere 
cutiven Maaßregeln gegen letzteren fihreiten zu müffen. 
Sch zweifle febr, ob dieſer Umſtand geeignet fey, dem 
Staate, der ſchon bey Eintreibung der Steuern zu jenen 
traurigen Maaßregeln fehreiten muß, Zutrauen zu vers 
Schaffen. F 

Der arme bedraͤngte, mit Execution bedrohte Mann, 
ſieht und fuͤhlt den gegenwaͤrtig auf ihm laſtenden, vom 
Staate ausgehenden Druck weit mehr und Iebhafter, als 
die in der Ferne liegende Wohlthat der Einrichtung. 
Eben fo ift es nirgends gefagt, worin die Garantie des 
Staates eigentlich befiehen ſolle, und die Frage, welche 
Gefahr der Staat laufe, wenn er biefe Garantie Ieite, 
ift nicht erörtert. Man fcheint, ald man. die Anftalt 
unter Garantie des Staates zu ftellen beſchloß, bloß. den 
Fall der Auflöfung derfelben vor Augen gehabt zu haben, 
und dennoch ift Diefer Punkt der Garantie eıner der we— 
fentlichften Beftandtheile der Anſtalt. Endlich ift auch 
die Verbindung, in welche man biefe Anftalt mit der 
- Staatsihuldentilgungsanftalt zu feßen beabfichtet, mehr 
angedeutet aldentwicelt, und bedarfeiner genauen Prüfung. 


Der Ausfhuß diefer hoben Kammer führt dieſe 
Schwierigkeiten (noch mehrere andere der Art liegen in 
den Berathungsprotofollen der zweyten Kammer zerftreut) 
nicht an, um einer fo heilbringenden Anftalt Hinderniffe 
entgegen zu fegen, fondern nur um feine Anficht zu bes 
gründen, daß eine nähere und umfichtige Prüfung ber 
Sade, und der allerdings Ichäßbaren, in den Verbands 
lungen der zweyten Kammer niedergelegten Materialien 
nur von der Staatöregierung vorgenommen werden fünne. 


Dieſes vorausgefegt, ift er des Dafürbaltens: daß 
den brey erfien sub a, b und c, gefaßten Bejchlüffen 
der zweyten Kammer unbedenflih beygetreten werden: 
fönne, nur dürfte in dem Befchluffe sub b auf die Vers 
bandlungen beyder Kammern der Bezug zu nehmen feyn. 
Iſt e8 auch gleihwohl, wie oben bemerft worden, noch 
nicht genau beflimmt, worin die Garantie des Staates 
beftehen folle, fo liegt e8 doch in dem allgemeinen Be— 
griffe einer Garantie oder Gemwährleiftung, daß ber 
Staat die Sicherftellung des Gläubigers hinfichtlich feiner 
Forderung übernimmt. | 
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Der sub d gefaßte Befhluß, die Stantöregierung 
an erfuhhen, ber Zanbdbescreditanflalt eine äh 
ihe DODrganifation zu geben, wie diejenige 
ift, fo bey der Schnldentilgungsanftalt be 
ftebht, befchränft den sub b gefaßten Beſchluß, wel 
heres der Staatsregierung unbedingt am 
beim gibt, den nah ihrem Ermeſſen dem 
Zwede am meiften entfpredhenden Plan zu 
wäblen. 

Diefem Mipftande dürfte, ohne an der Sache felbft 
etwas zu ändern, am leichteften abgeholfen werden, wenn 
beyde Beichlüffe miteinander verbunden , und dem sub 
li b gefaßten, post verba: „am meiften entfprw 
chenden Plane‘ die weiteren Worte: „etwa nad 
der bey der Staatsfhuldentilgungstfafie 
bereits befiebenden Drganifation‘‘ beygefügt 
würden. " 

Der sub e gefaßte Befchluß: alsbald zur Wahl 
ftändifcher Beamten zu fehreiten, erfcheint, da weder über 
den Plan felbft, noch über die Art und Weife der flän 
difchen Garantie etwas Beſtimmtes vorliegt, vicleiht 
als prämaturirt. Der Ausfhuß. überläßt daher diefen 
Punft der höheren Beftimmung diefer Kammer. 

Die sub fund g gefaßten Befchlüffe, dürften endlich, 
ba fie ald Folgen des sub b gefaßten Befchluffes zu ber 
trachten find, feinem Anftande unterliegen. 


ammumamman 
CXLVII. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der erſten Kammer 
der Landſtaͤnde' über den das Verfahren der 
Mittel: und Obergerichte in bürgerlichen Recht 
ftreitigfeiten betreffenden Geſetzesentwurf; er— 
ftattet von dem Herrn Kanzler Arens. 


Ueber den Zweck dieſes Geſetzesentwurfes glaubt Re 
ferent ſich auf dasjenige beziehen zu fünnen, mas der 
Bericht des Ausfchuffes zweyter Kammer in feinem Ein 
gange darüber andeutet, und er wendet fich daher, IN 
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der Vorausſetzung, daß das Beduͤrfniß einiger Beſtim— 
mungen für das Verfahren bey den Mittel- und Ober; 
gerichten. bierdurd zur Genuͤge nachgewielen ſeyn wird, 
zu den einzelnen Artikeln jelbft. | 


Abtheilung A. 


Zu dem erſten Artikel. 

(logatur.) 

Dieſer Artikel ſteht mit dem 25. Artikel der Unter— 
gerichtsordnung in Verbindung, und iſt darauf gerichtet, 
hier wie dort, die ſogenannte Eventualmaxime in ihrer 
Anwendung zu beſchraͤnken. | | 

Referent muß dasjenige, was er: zu dem 25. Artifel 
der Lintergerichtsordnung bemerft hat, hier um fo. mehr 
wiederholen, als er überzeugt ijt, daß die Befchränfung 
der Eventualmarime bey dem ſchriftlichen Verfahren 
ber Dbergerichte, noch weit größere Nachtheile als bey 
dem mündlichen ber Untergerichte berbeyführen,, und 
namentlich der auf Berzögerung der Proceffe gerichteten 
Chicane ein weites Feld eröffnen wird. Ihm fcheint es 
noch immer das Zwecgemäßere zu ſeyn, den Beklagten 
bloß in dem einen Falle, wo er reine forideelinatorifche 
Einreden vorbringt, von der eventuellen Einlaffung auf 
die Klage zu befreyen, ihn dagegen in allen anderen Fällen 
anzumeifen, mit feinen fogenannten prozeßhindernden 
Einreden die eventuelle Einlaffung anf die Klage zu vers 
binden, und das zwar hauptfächlich aus folgenden Gründen: 

1) Die. Begründung der prozeßhindernden Einreden, 
fo wie die, gegen diefelbe zu richtende -Vertheidigung 
wird in den mehrften Fällen nicht möglich feyn, ohne in 
das, der Klage zum Grunde Tiegende' factifche Verhaͤltniß 
felbft einzubringen, und es wird daher auch eine Erfläs 
rung auf die, der Klage zum Grunde liegenden Thatfachen 
in den mehrften Fallen nicht leicht umgangen werden können; 

- 9) Dem Schuldner, welden e8 bloß um den Gewinn 
eines Auffchubs in der Hauptfache zu thun ift, Cund die 
Zahl folcher Schuldner ift nicht Elein) wird es ein Leich— 
tes feyn, eine oder mehrere prozeßhindernde Einreden zu 
fingiren, um fo den Kläger von der. Erreihung feines 
Zield. noch auf eine längere Zeit zu entfernen. 

3) Man kann nicht einwenden,, daß die ausſchließ— 
liche Beichränfung der "Eventualmarime auf die reinen 
forideclinatorifchen Einreden aus dem Grunde nicht ganz 
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conſequent feyn werde, weil die exceptiones litis finitae 
(rei judicatae, rei transactae etrei jurejurando desicae) 
» gleichfalls: zu den forideclinatorifchen Einreden gehörten. 
Denn, wenn man diefe Einreden auch zu den forideclis 
natorifchen zählen kann; fo gehören fie doch auch, von 
einer anderen Seite betrachtet, zu den, das Recht felbit 
zerfiörenden (peremtoriae) und gerade darin liegt der 
Grund, daß fie, ohne auf die, der Klage zum Grunde 
liegenden Thatfachen felbft Ban aaa nie gehörig be 
urtheilt und gewürdigt werden koͤnnen. — 
Eben fo wenig wird aber auch 

4) eingewendet werden koͤnnen, daß burd bad 
gleichzeitige Verhandeln der Hauptfache fehr leicht 
ein gang zwedlofes Verfahren eingeleitet werben. könne, 
und daß man dadurch alfo mit den richtigen Grundfägen, 
welche fi in den Artifeln 7 und 8 der Untergerichts— 
ordnung aufgeftelt finden, in Widerfpruch gerathen 
werde. — Es ift nämlich zwar allerdings nicht zu ver 
fennen, daß namentlid dann, wenn die vorgefchüßten 
prozeßhindernden Einreden ald begründet nachgemielen 
werden, die Verhandlungen in der Hauptfache ſich als 
überflüffig darfiellen : allein diefer Nachtheil wird gegen 
die Nachtheile, die aus der Verzögerung der Prozeſſe 
bervorgehen werten, immer nur fehr Flein genannt wers 
ben fünnen, auf feinen Fal wird aber daraus ein Br 
derſpruch mit den Grundfäßen ber Artifel 6 und 7 der 
Untergerichtdordnung refultiren; indem fich zwijchen die 
fem Falle und dem in den gedachten Artifeln berübrten 
bie fehr großen Berfchiedenheiten zeigen: daß bey ihnen 
nad) des Klägers eigenem Anführen bie Klage 
zur Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gar niht 
geeignet-erfheint, und daß die, die Einleitung eine 
Verfahrens verweigernde richterliche Verfügung bloß ge 
gen den Kläger felbft gerichtet ift, in dieſem Falle dag 
gen auf das bloße, durch nichts erwiefene Vorbringen 
des DBeflagten, die Berhandlung der Hauptſache zum 
Narchtheile des Klägers fo lange fuspendirt werben 
fol, bis über die, vielleicht bIoß aus Chicane vorge 
brachten Einreden bis zum Schluſſe verhandelt und ent 
fchieden feyn wird. 

‚ Referent muß es unter diefen Umftänden der Beut- 
theifung der hohen Kammer anbeim geben, ob fie in den 
angedeuteten- Momenten einem genuͤgenden Grund finden 
werde, die Beflimmung des Artifeld bloß auf die fort 
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declinatorifchen Einreden zu befchränfen, "ober ob fie dem, 
von der zweyten Kammer  befchloffenen Amendement, 
was den Inhalt des Artifeld auf eine, den Beſchlüſſen 
‚u dem 25. Artifel der Untergerichtsordnung angemefjene 
Weife mopdifteirt, 
(legatur aus dem Berichte des Ausſchuſſes zweyter Kammer) 
hre Zuſtimmung ertheilen wolle. 

Zu dem zweyten Artikel 

(clegatur.) 

hat Referent bloß das zu bemerken, daß fein Inhale 
nur darauf abzweckt, die ſehr zweckgemaͤßen Beſtimmun— 
gen des Artikels 30 der Untergerichts ordnung «auch für 
die Obergerichte einzufuͤhren. Der Bericht des Aus— 
ſchuſſes zweyter Kammer hat eine, von der zweyten Kam— 
ner genehmigte veraͤnderte Redaction dieſes Artikels vor— 
zeſchlagen, 

(legatur nn dem’ Ausfchußberichte.) 
welche fi bh aus dem Grunde der hohen Kammer zur An— 
nahme empfiehlt, weil fie nichts weiter beabfi tigt, als 
den Artifel mit den, zu dem 30. Artifel beichloff enen 
Amendements in vollfommene Hebereinftimmung zu brins 
jen und ihn gegen jede Mißdeutung zu: fichern. 

3u dem 3, 4 und 5. Artikel 

Clegantur. ) 

erklaͤrt fi ch Referent mit den Antraͤgen des Ausſchußbe⸗ 
eichtes zweyter Kammer, die er verleſen wird, völlig 
sinverftanden, und trägt daher darauf an: daß die hohe 
Kammer fie genehmigen möge. — 


Abthbeilung B. 


3u dem 6. und 7. Artifel 
| Clegantur,) 

iſt von dem Ausſchuſſe zweyter Kammer bloß die ſehr 
richtige Bemerkung gemacht worden, daß von ber Be— 
timmung des Artikels 6 das Rechtsmittel der Nichtig— 
keitsbeſchwerde ausgenommen werben muüſſe, indem 
der Zweck und die Natur diefes Rechtsmittels feine gleiche 
yaldige Geltendmahung nothwendig forderten. Referent 
ft hiermit um fo mehr einverftanden, als er nicht be> 
rürchtet, daß mit diefem Rechtsmittel ein, auf Verſchlei— 
rung ber Prozefje abzwedender Mißbrauch werde getrieben 
verden, fobald nur die Gerichte nicht unterlaffen, jeden 
Mißbrauch, fo wie es die Verordnung vom 8. März 1815 
. 12.»orfchreibt, jedesmal firenge zu ahnden. 
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Unter dieſer Limitation dürfte demnach die Am 
ber beyden Artifel feinem Anſtande unterliegen. 

Zu dieſer Abtheilung hat übrigens der Ausſch 
richt der zweyfen Kammer noch folgende, von der 
ten Kammer genehmigte 8 Zufaßartifel in Vorſchla 
bracht: 

(legantur.) 

Sie rechtfertigen fih ſaͤmmtlich, durch ben 3 
die Örundfäge für das Verfahren bey ben Unter —* 
vollſtaͤndiger, als dieſes durch die nicht erſchoͤpfe 
Beſtimmungen des Geſetzesentwurfes geſchehen w 
auf das, bey den Ober- und Mittelgerichten Statt 
dende Verfabren zu uͤbertragen, und außerdem durch 
Beduͤrfniß, die in der Theorie ſo ſehr beſtrittenen & 
zen des beneficii nondum deducta deducenti.et non 
probata probandi auf eine vernunftgemäße, und 
Grundfägen der: Untergericht8ordnung ERTERIIBE pl 
zu reguliren und feft zu bezeichnen. 

Referent hat daher Fein Bedenken, auf die Zuf 
MR zu biefen Zuſatzartikeln anzutragen. 


Abtheilumg :C. 


Zu dem 8,9. und 10. Artikel, 
“ (legantur,) . 
welche fich ausfchließlich auf das Verfahren in Rh 
heilen beziehen, weiß Referent, auper ae) in dem J 
jchußberithte Bemerften, 
Clegatur. ) 

nichts Erheblidyes zu erinnern.“ Es iſt auch gegen 
Annahme diefer Artifel, und der dazu. in Borfchlag 
brachten Amendements, "ein befonderer Anftand erbe 
worden. 

Sn der Gtatt gehabten Abſtimmung iſt zwar 
Geſetzesentwurf, ſoweit er die Gerichte in Rheinh 
ſen betrifft, nicht angenommen worden; da ſich inde 
dieſe Beſchlußnahme und die ihr vorangegangene T 
genftelung nur daraus erflären läßt, daß die zw 
Kammer zur Zeit diefer Abftimmung die Suspenſion 
Einführung der Untergerichtsordnung für Rheinhe 
bereits beſchloſſen hatte, dieſer Grund aber nad) | 
von.bem dieffeitigen Ausfchuffe- geftellten Anträgen 
dDiefer hoben. Kammer fchwerlich eintreten duͤrfte; fo t 
bey derſelben auch bie. Annahme dieſer Artikel jo we 
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ie die Annahme bes Gefeßesentwurfes mit: ben dazu in 
ntrag gebrachten Modificationen und Zufägen, worauf 
r Ausſchuß hierdurch anträgt, einem ae An⸗ 
inde unterliegen. 


en 


‚ortrag des dritten Ausſchuſſes der erfien Rammer, 
. über die Petition der Mebgerzunft zu Giefen, 
die Aufhebung der Fleiſchpfennige betreffend; 
erftattet von dem Herrn Sebeimen Staats, 

rathe v. Wreden. 


Im Jahre 1806 wurde in Gieſen — Straßen⸗ 
euchtung eingefuͤhrt, und zur Beſtreitung der Koſten 


Oetroi angeordnet, nach welchem die Wirthe von 


er verzapften Maas Wein zwey, und die Metzger 
n jedem Pfund auszuſchlachtenden Vie hes einen Heller 
die Laternenkaſſe abgeben ſollten. Im Jahre 1810 
irde dieſe Abgabe auf zwey Heller erhoͤhet, und ſpaͤter⸗ 
t wurde auch die weitere Entrichtung eines Hellers 
n denjenigen Fleifchgattungen verordnet, welche 
her dem Detroi nicht unterworfen waren. ! 

Die Wirthe führten gegen dieſe Einrichtung nie 


© Befchwerde, und auch die Megger berubigten fi ſich 


ey, bis zum Jahre 1821. Seit dieſem Jahre aber 
ven fie ſich vielfach an die hoͤchſte Staatsbehoͤrde be— 
werend gewendet, und um Aufhebung der befragten 
flage gebeten. 

Diefer ſchien indeffen Diefe Sade noch nicht hin- 
ıglich worbereitet, und zu einer definitiven Befchluß- 
hme nicht reif. Sie forderte daher die Vorlage eines 
btifchen Schuldentilgungsplanes, und verfügte, daß 

' dahin die Fleifchpfennige vor der Hand mie bisher 

ſtaͤdtiſchen Kaffe, auf welche im Sabre 1822 die Ver: 
Itung der Laternenfaffe übergegangen war, fort er- 
yen werden follten. 

Das Refultat dieſes eingeleiteten Verfahrens abzu> 
rten, lag indeſſen nicht In der. Abficht der Metzger—⸗ 
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zunft; fie faßten daher, nach einigen fruchtloſen Remon- 
ſtrationen, den Entſchluß, ihre Angelegenheit den Land— 
ſtaͤnden vorzulegen. IR 

Sn die Materialia causae einzugehen, dürfte hier, da 
ed offenbar an ben fonftigen Erforderniffen eines Ne 
eurfes mangelt, nicht an feinem Orte feyn, obgleich, wie 
der Ausfchußbericht der zweyten Kammer ſich ausdrüd, 
es bey einer unbefangenen Beurtheilung ſchwer halten 
wird, die Macht der Gegengründe zu verfennen, melde 
fih im allgemeinen den Beſchwerden der Petenten ent 
gegen ftellen. Leber die Form erlaubt ſich jedod der 
Ausfhuß diefer hohen Kammer folgende Bemerkungen: 
- 2) If das Petitum unbeſtimmt und in zu allgeme 
nen Ausdrüden abgefaßt. - Nach demfelben  follen die 
Stände die Staatsregierung um Mittheilung der Acken 
erfuchen, und ihre verfaffungsmäßige Befugniß der dr 
ſchwerdefuͤhrung zu Gunften der Petenten auf geeignete 
Weiſe geltend machen. Ein Antrag, der eher einer einem 
Sarhwalter ertheilten Inſtruetion als eine an bie. Stände 
gerichteten Petition gleicht, und auf melden in dieer 
Allgemeinheit eine Verwendung wohl. nicht. gegründet 
werben kann. | | 
9 Sf auf bie bey der Staatsregierung eingereichten 
Befchwerden von diefer noch Fein definitiver Beſchluß gu 
faßt worden ;-e8 ift mithin bis jetzt auch Fein Gegenftand 
einer. -Befchwerdeführung vorhanden, und die Stände 
würden. dem. Art. 81 der Berfaffungsurfunde zuwider 
handeln, wenn fie in einer Sache, in welcher fid die 
hoͤchſte Staatsbehörde noch nicht ausgefprochen hat, eine 
Berwendung eintreten laſſen wollten. F 

Auch kann der hoͤchſten Staatsregierung der Bor 
wurf der Verzögerung nicht gemacht werden, da die Ent 
werfung eines Schuldentilgungsplanes, von welder die 
Fortdauer, Aufhebung oder Befhränfung des ſtaͤdtiſchen 
Detrois abhängig ift, feine fo leichte Sadye if. 
Die zweyte Kammer fand fich durch dieſe Gruͤude 
ſowohl, als durch jene, welde ihr Ausfchuß mit vieler 
Gründlichfeit auseinander gefeßt bat, beſtimmt, ber Per 
tition feine Folge zu geben, und der Ausſchuß dieſer ber 
ben Kammer trägt darauf an, dem Beſchluſſe ber N 
ehrten zweyten Kammer beyzutreten. 
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Schlieglicher Bericht des zweyten Ausſchuſſes erfter 
Kammer uͤber den Entwurf eines Forſtſtraf— 


geſetzes; erſtattet von dem Herrn Freyherrn 
von Breidenſtein. 


Das Abſtimmungsprotokoll der zwehten Kammer 
uͤber die, von der erſten Kammer zum Entwurfe des 
Forſtſtrafgeſetzes gefaßten Beſchluͤſſe moͤge der Leitfaden 
dieſes Berichtes ſeyn, weil auf dieſe Weiſe das Noͤthigſte 
in moͤglichſter Kürze geſagt werden kann. 

Zu pos. 1 des Abſtimmungsprotokolls. 

Mit 39 gegen 2 Stimmen ift die Feſtſetzung firer 
Strafen auf die Forfivergeben von der zweyten Kammer, 
nad) dem Antrage ihres Ausfchuffes, beichloffen worden. 
Es iſt daher zu bemerfen, daß der Ausſchuß zweyter 
Kammer, welder einem Marimum und Minimum nod 
immer den Vorzug ertheilt, dem Forftrichter, in geeigs 
neten Faͤllen, die Beruͤckſichtigung von Milderungsgrüns 
den gejtattet, ohne dergleichen Milderungsgründe, ale 
Zufaß zum Gefege, nambaft zu machen; wie auch, daß 
derfelbe bey Feftiegung firer Strafen das, in dem Ent⸗ 
wurfe benannte Marimum nicht überfchritten wiſſen will, 
in fo weit Fein übereinfliimmender Wunfch beyder Kam— 
mern für eine folche Weberfchreitung vorliegt, diefer ge« 
meinfchaftliche Wunfch aber, bey fehr vielen von ber er- 
ften Kammer beichloffenen Strafanfägen, um deßwillen 
nicht wohl ausgedrücdt werden fann, ‚weil die zweyte 
Kammer von ihrem Augfchuffe nicht veranlaßt worden 
it, Beichlüffe darüber zu faffen. Ueberhaupt feheint es 
in der Abſicht zweyter Kammer zu liegen, der Staat 
regierung die Fellfegung der Strafen, mit Ausnahme 
der Strafbeflimmungen von denen in dem. Ausichufibe- 
richte und der Abftimmung zweyter Kammer ausdruͤcklich 
die Rede ift und mit der erwähnten Beſchraͤnkung auf 
dad Marimum, lediglich zu überlaifen. 

Die erſte Kammer bat, nah der Geſchaͤftsord— 
nung, bie Bedingung zu Annahme des Geſetzes ſo— 
wohl als ihre Defiderien beftinnmt ausgedrüdt und wird 
in der oben erwähnten, in zweyter Kammer Gtatt ges 
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babten Verhandlung und BefchIußnahme weder eitte völ- 
lige Zuftimmung in ihrem Befchluffe finden fönnen, noch 
auch geneigt feyn aus ihren, Elar ausgejprocdenen An- 
fihten ın jene der ziweyten Kammer über zu geben. 


Zu pos. 2 der Abſtimmung. 


Auf den Vorſchlag eines Abgeordneten iſt feſtgeſetzt 
worden: daß die fixirte Strafe, wenn fie 2 fl. uͤberſteigt, 
von dem Nichter auf die Hälfte folle ermäßigt werden 
fönnen, wenn auffallend mildernde und wohlbewährte, 
im Urtheile jedesmal auszudruͤckende Unftände dem Frevier 
zur Seite fiehn. 

Hiernach kann alfo der Richter zwar eine Strafe 
von 2 fl. nicht verändern, aber da, wo das Gefeg 2 fl. 
24 fr. Strafe feftfegt, nur 1 fl. 12 Er. erfennen. Es 
ist alfo doch beffer über, als unter 2 fl. firafbar zu feyn, 
um des richterlichen Milderungsrechts würdig zu werben. 
Mißbrauch diefes Milderungsrechts wird gewiß nicht 
Statt finden, da der Gebrauch defjelben, nämlich die 
Milderungsgründe, im Gefege nicht ausgedrüdt werden 
follen; denn wo feine Regel ift, findet auch Feine Leber: 
fchreitung derfelben Statt. Die Umftände, welche das 
richterliche Wohlwollen rege machen dürfen, follen wohl 
bewährt und auffallend mildernd feyn und in 
dem Urtheil ausgedrüct werden. Wenn man wüßte, 
nicht nur was man fich bey wohlbewährt und auf: 
fallend mildernd gedacht habe, fondern auch zugleich 
was die Forftrichter ſich dabey denken werden, koͤnnte 
man die Sache beurtheilen, fo aber bietet fie feinen Stoff 
zum Nachdenfen dar und ich muß davon abftrabiren. 
Sind nun folche Umftände im Urtheile (ſoll wohl heißen, 
bey dem Strafanfage) ausgedrüdt, fo zmeifle ich nicht, 
baß fie dem Frevler ſtets als wohlbewährt erjcheinen 
und ihn zu feinem Necurfe veranlaffen werden; die Res 
curfe werben alfo vermindert, das richterliche Wohlwollen, 
von feinem anmwefenden Fiscal geftört, Fann feinen Segen 
reichlich ergießen und die übergroße Strenge mildern, wels- 
che, nach der Anficht der verfchiedenen Richter, dem bevor: 
ftehbenden Strafgefeße beygelegt werden wird. Dennoch 
fann ich den Beichluß der zweyten Kammer nicht zur 
Theilnahme empfehlen, denn einestheils feheint es nicht 
gut zu feyn, daß man eine beftimmte gefegliche Strafe 
erfennt und zugleich den Nichter ermächtigt, ſolche nach 
feinem Ermeffen zu verändern; anderntheils iſt ja, wenn 
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ich nicht irre, in diefem Befchluffe das berufene Marimum 
und Minimum, welches in der erfien Frage, dem An 
fcheine nach, wegvotirt wurde in feiner.leibhaften Geftalt, 
und nur dünn verfchleiert, fchon wieder zum Borjcheint 
gekommen, nur daß die kleinen Frevel unter 2 fl. nicht 
Theil daran nehmen follen. Das Marimum nämlich ift 
die gejeglich firirte Strafe und das Minimum die Hälfte 
derjelben. 

Es wird wohl nicht nöthig feyn, etwas weiteres 
hierüber zu bemerfen, m, 


Zu pos. 3 der Abſtimmung. 


Auf diefe Frage ift die zweyte Kammer allen An: 
trägen ihres Ausfchufjes beygetreten, die in der Berathung 
nicht beanftandet worden find. Sch muß alſo .diefe Ans 
träge , foweit fie mit den Befchlüflen diefer Kammer im 
Widerfpruche ftehen, aus dem Ausjchußberichte der zweys 
ten Kammer zu entnehmen ſuchen. Es find nur folgende 
wenige: ' | ! 
) Zu $. 5 ift der, in biefer Kammer votirte Zufaß: 
„und vor feiner Entdefung‘’ von der zweyten Kammer 
nicht beliebt worden, weil in einem. wirklichen Nothfalle 
ein eigennäbiger Denunclant die wohlthätige Tendenz 
der gejeglichen Beſtimmung vernichten fönnte. 

Sch muß glauben, daß bier ein Mißverftändnig ob- 
waltet; denn man hatte den Fall vor Augen, daß der 
Ftenfer, der auf der That ertappt oder vor Ablauf der 
erften 24 Stunden deffelben bezüchtigt wird, nicht dadurd) 
der Strafe fol entgehen können, daß er. noch) eilig den 
Fall anzeigt und ich weiß alfo nicht wie hier der Eigen- 
nuß des Denuncianten vorzüglich wirkſam werden fann. 
Die Staatsregierung wird wohl bey der Redaction des 
Geſetzes obigen Umſtand nicht unberuͤckſichtigt Iaffen, 
wenn ed auch durch eine andere Faſſung als die vorges 
ſchlagene gefchehen follte. ; 

2) Die Modiftcation zu $ 7 tft unter der Voraus⸗ 
fegung, daß, im Falle auch die Angehörigen nicht zu 
Haufe find, dem Bürgermeifter, welcher die Polizey in 
dem Wohnorte des Dienftherrn zu verjeben bat, ber 
Vorfall angezeigt werde, nachgegeben worden. 

Man wird es dabey bewenden laffen können, ohne 
eine Zuftimmung deßhalb auszudrüden. 

3) Zu $ 10 ift die zweyte Kammer ben biefjeitigen 
Beihplüffen, daß flatt 1 Jahr, 2 Jahre zu feßen und der 
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Anfang der Verjährung nicht von ber Veruͤbung, ſondern 
von der Entdeckung an zu rechnen ſey, nicht deygetreten, 
weil Korfifrevel nad) Berlauf eines Sahres ſchwerer zuent- 
decken feyen, auch folche verfpätete Unterfuchungen immer et- 
was Gehäffigesan fich haben follen. Es iſt dagegen nur zu 
bemerfen, daß der Frevel ſelbſt auch etwas Gehaͤſſiges an 
fih habe und daß es body beffer ift, ihn etwas fpäter 
zu firafen, als ftraffrey zu laſſen. Daß er fpäter ſchwe⸗ 
rer auszumitteln. iſt, entjcheidet ohnehin nicht, denn es 
fommt nur darauf an: ober augzumitteln ift oder niet. 

41) Zu $ 14 hat die Kammer für das gefällte Hol; 
eine Strafe des ſechsfachen Holzwerthes beſchloſſen. 

Sch finde die Gründe, welde in diefer Kammer für 
das Fünffache des Holzwerths ſprachen, nicht widerlegt 
und kann den ſechsfachen Holzwerth um ſo weniger em» 
pfehlen, als diefes mit den Strafen der übrigen Holz 
entwendungen zu fehr contraftitt. 

5) Zu $ 24 will die zweyte Kammer bey den Baum- 
pfählen nicht den dreyßigfachen, fondern nur den zwans 
zigfachen Holzwerth als Strafe angemefjen finden. Die 
Sache ift ziemlich indifferent, aber doch fein Grund vor⸗ 
handen, vom dem früheren Beſchluſſe abzumweichen. 

6) Zu $ 25 will die Kammer ftatt des fuͤnffachen 
den ſechsfachen Werth als Strafe. Der Beſchluß iſt nach 
jenem sub 4 confequent.. Eben darum fordert es auch 
die Conſequenz in dieſer Kammer bey dem vorigen Be— 
fchluffe zu bleiben, wenn diefes auch zu $ 14 geichieht. 

7) Zu $84 will die zwegte Kammer feine beftimmte 
Strafe, fondern nur die Beftimmung, daß, Falls die 
Beleidigung des Forftdieners eine höhere Strafe als 20 fl. 
erfordern follte, die Sache an den gewöhnlichen Nichter 
abzugeben fey. . Man glaubte naͤmlich, daß ein Frevler 
wohl. 5 fl. nicht anfehen werde, um manchesmal feinen 
Privathaß vollauf in Injurien zu ergießen. Wenn die 
Staatsregierung etwas aͤhnliches befuͤrchten ſollte, was 
mir jedoch nicht wahrſcheinlich iſt, fo kann fie ſtatt 5 fl- 
wohl eine höhere fire Strafe ſetzen, aber der Beſchluß 
der zweyten Kammer ift nicht wohl ausführbar, denn 
wer joll bemeffen, und nad welchem Maßftabe fol bes 
meffen werden, ob eine ‚höhere Strafe als 20 fl. eintreten 
foll und wenn der Forftrichter diefes dafür hält, fo folgt 
daraus noch nicht, dag der ordentliche Richter, an den 
hiernach der Fall verwiefen wird, auf eine fo hohe Strafe 
erkennen werde. 
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Ich kann alfo den Beſchluß der zweyten Kammer 
zur Annahme nicht empfehlen. i 
Zu pos. 4 der Abfiimmung zweyter Sammer. 

Zu $ 4 des Entwurfs bleibt die zweyte Kammer, 
bey ihrem früheren Befchluffe, weil der $ 60 der Ders 
faffungsurfunde zu große Nachtheile für den peinlich Bes 
firaften nach fich ziehe. 
Allein es ift ja gerade feine peinliche Strafe nöthig, 
um die Folgen ded $ 60 herbey zu führen und ed Fönnte 
intereffant feyn, bier zu erörtern: ob 3. B. ein Forfts 
frevler Landſtand werden fönne, wenn nicht der Blid 
auf den nahen Landtagsabfchied gerichtet wäre. Die 
Anficht diefer Kammer ging dahin, daß der im $ 4 bes 
nannte Fall jedenfalld peinlich fey. 

Diefe unangefochtene Heberzeugung wird es nicht ers 
Tauben, ſich mit dem Befchinffe der zweyten Kammer ans 
noch zu vereinbaren, 


. Zu pos 5 der Abfiimmung zweyter Kammer. 


Zu $ 31 bat fi) die ‚zweyte Kammer nicht davon 
überzeugen koͤnnen, daß der Holzwuchs nach Berjchiebens 
heit der Rage und ded Bodens der Waldungen großen 
Iocalen Verſchiedenheiten unterliege, und die Beftimmung 
der Heegen nah Jahren folglich unpaſſend ſey. Man 
fcheint zu glauben, daß ber Ausdrud: „junge und alte 
Heegen‘ obwohl er von jeber im Gebrauche gemwefen, 
nun auf einmal Unterfuhungen und Weitläuftgfeiten 
veranlaffen werde und hat das, was von Sachkundigen 
biefer Kammer fowohl, ald von denen, in zweyter Kam— 
ner befindlichen Forſtmaͤnnern für diefen Ausdruck gefagt 
worden ift nicht beachtet, fondern, wie früher, ein zehns 
jähriges Alter zur Richtfchnur genommen. 

Es wird fein Anftand feyn, bey dem früheren Bes 
ſchluſſe ftehen zu bleiben. | 

Zu pos. 6 und 7 der Abfiimmung. 
Ruͤckſichtlich des 511 und des Zufaßartifels zu $ 91 
ift Die zweyte Kammer bey ihren früheren Beſchlüͤſſen 
ſtehen geblieben und will feine Erhöhung der Pfandge— 
bühren, wenn nicht zugleich das Strafdrittel der Des 
nuncianten binwegfällt. 

Um den Zufagartifel in matericher Hinficht beffer 
zu begründen, ift in zweyter Kammer nichts neues vor, 
gefemmen, um ihn aber in formeller Hinficht zu rechts 
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fertigen, ift er von dem Ausfchuffe durch ein Beyſpiel 
illuſtrirt worden, welches man wohl füglicher nicht wie 
der in die Erinnerung gerufen hätte und daher ſchickli— 
cher Weife bier mit Stilfchweigen übergangen wird, 

Vebrigend handelt die zweyte Kammer ihren eigenen 
Wünfchen entgegen, wenn fie der Erhöhung der Pfand, 
gebühren entgegen iſt; denn ohne diefe Erhöhung wird 
ſich der Fiscus nicht fo leicht, noch weit weniger aber 
die anderen Waldeigenthümer bewogen finden fönnen, 
den Strafantheil abzufchaffen. 

Da man alfo auch in diefen fchließlichen Punkten 
feinen Anlaß finden wird, von den früheren Anfichten 
abzugeben, fo trage ich darauf an: | 

den Befchlüffen der zweyten Kammer, in fo meit fie 
von den bdieffeitigen abweichen, nicht beyzutreten, for 

bern bey den Beichläffen vom 11. Juny lediglich ftehen 
zu bleiben. | 

Es fcheint ald ob die zweyte Kammer durd) die Ab— 
ftimmung zu pos. 3 auch den Schlußantrag des Au 
ſchuſſes Cleg.) genehmigt habe. Nach diefem Schlußan— 
trage aber kann eine gemeinfchaftliche Adreffe nicht entwor: 
fen werden. Sie darf nichts enthalten als die gemeinſa— 
men Befchlüffe beyder Kammern, aber diefe ganz beffimmt 
und ausdruͤcklich. Ruͤckſichtlich der einfeitigen Beſchluͤſe 
der einen und andern Kammer findet nur die Mittheilung 
im gewöhnlichen Wege an die Staatsregierung Pla, 
und wenn man, ber Kürze wegen, ausnahmsweiſe, in 
der Adrefje einen allgemeinen Bezug auf die einjeitigen 
Befchlüffe nehmen will, fo muß doch dabey ausgedrüdt 
werden, daß jede Kammer nur die ihrigen zur geeigneten 
Beruͤckſichtigung empfiehlt. 


Die andern Mitglieder des Ausſchuſſes behalten fid 
ihre Aeußerung für die Berathung vor. 


. iav 
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Bortrag des zweyten Ausfchuffes der erften Kammer 
der Landftände über den Gefekesentwurf, die 
Zwangsdveräußerungen in der Provinz Rhein: 
heſſen betreffend; erftattet von vem Herrn Kanz- 
ler Arens. Sr Ä 


Der hohen Kammer ift e8 befannt, daß die Groß» 
yerzogl. Staatsregierung ſchon auf dem vorigen Landtage 
en Ständen einen Gefeßesentwurf vorlegte, welcher 
arauf abzweckte, die übermäßigen Koften der Zwangs— 
eräußerungen in Nheinheffen zu vermindern. Diefer 
Sefeßesentwurf hat auch die Zuftimmung der Stände 
rbalten, allein er hat, nach der Berficherung der Groß- 
erzogl. Staatsregierung, in feiner Ausführung dem 
zwecke, den man durch ihn zu erreichen firebte, nicht 
anz entfprocdhen, indem die Koften einer ganz ein 
ahen Zmwangdveräußerung, nad den darüber vor— 
egenden Berechnungen, auch noch jebt die bedeus- 
:nde Summe von hundert Gulden Hberjteigen, und die 
ner complicirten BZmwangsveräußerung ſich fogar 
i8 zu der Höhe von 500 bid 600 Gulden fteigern. 

Der gegenwärtige Gefeßesentwurf, welchen Neferent 
er hohen Kammer vorzulefen: die Ehre haben. wird, 

a (legatur.) 
vet nun gleichfalls darauf ab, die Koften der Zmangs- 
eräußerung in Rheinheffen noch weiter zu vermindern, 
nd derfelbe hat audy, unter Beyfügung mehrerer, von 
er Großherzogl. Regierungs-Commiſſion größtentheile 
enehmigter Modificationen und Zufäge, die Zuffimmung 
er verehrlichen zweyten Kammer bereits erhalten. Re— 


rent muß fich erlauben, die hohe Kammer mit dieſen 


‚bänderungen durch unmittelbare Bezugnahme auf den 
levanten Inhalt des Ausſchüßberichts zweyter Kammer 
nd der darüber Statt gehabten Discuffion befannt zu 
iachen. | Ä 

| (legatur.) - 

Es dürfte nun zwar in den einzelnen Beftimmungen 
ieſes Gefeßesentwurfes fo wie in den dazu votirten 
nzelnen Amendements an und für fih kein Grund 
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liegen, welcher die hohe Kammer: beftimmen koͤnnte, 
den Gefegesentwurfe ihre Zuflimmung zu verfagen: 
allein deſſen ungeachtet jcheinen Conſequenz und höhere 
jeden anderen Zweck bey weitem überwiegende Ruͤckſichten 
es gebieterijch zu fordern , diefe Zuſtimmung bie zu dem 
Zeitpunfte zu verfchieben, wo die Beftimmung des Ar 
tifel8 103 der Berfafjungsurfunde in Bollzug gejegt und 
das Großherzogthum mit einer, alle einzelne Theile 
defjelben umfaflenden gleichfoͤrmigen Prozeßgeſetzgebung 
erfreut werden wird. 

Zu dieſem Antrage wird der Ausfhuß durch folgend: 
Gründe bewogen: | 

1) Aus dem über den Entwurf der lUintergerihte 
orduung erftatteten VBortrage ift es der hohen Kammer 
zur Genüge befannt, welchen hohen Werth. die rhein 
befiifchen Deputirten auf die Beybehaltung ihrer Inſi— 
tutionen legen, und wie fehr fie bemühet: find, den erſten 
Schritt, den die Großherzogl. Staatsregierung zur Ev 
fülung des in dem 103. Artifel der Verfaſſungsurkunde 
gegebenen Verſprechens gethan hat, erfolglos zu machen. 
Es ift, wie der Ausſchuß glaubt, überzeugend nadge 
wiefen worden, daß diefe Bemuͤhung nicht ſowohl ſpe⸗ 
ciell gegen die Einführung der Untergerichisorduung, 
als vielmehr generell darauf gerichtet. find, die Vol 
ziehbung des 103. Artifeld der BVerfafjungsurfunde zu 
verhindern. Iſt diefe Vorausſetzung gegründet, und if 
es, nach dem eigenen Anerfenntniß der Stände, nicht zu 
beftreiten, daß das Beduͤrfniß einer gemeinfamen Geſet— 
gebung zu den wichtigften und dringendften gehört, ſo 
fheint e8 auch ganz folgerichtig zu ſeyn, dieſen Ben 
bungen nicht. dadurch einen neuen Borfchub zu leiten, 
daß die rheinheffifchen Snftitutionen ihrer Schattenfeilt 
entfleidet werden. Es ſcheint, bey dem vorliegenden Dr 
fchluffe: die Wirkſamkeit der als Gefeg angenommenen 
Untergerichtsorbuung für Aheinheffen bis zu dem Er 
ſcheinen einer vollftändigen Prozeßgefeßgebung zu ſus⸗ 
pendiren, nicht inconſequent zu ſeyn, dieſelbe Suspenſion 
auch fuͤr diejenigen Modificationen der rhein heſſiſchen 
Geſetzgebung zu beſchließen, welche darauf abzwecken, I 
von denjenigen Flecken zu reinigen, welche in dem * 
liegenden Geſetzesentwurfe hervorgehoben worden fin 

2) E8 fleht zu erwarten, daß bey ber bevorſte henden 
vollſtaͤndigen Prozeßgeſetzgebung dem bey Zwangavern 
Berungen zu beobachtenden Verfahren von Seiten de 
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Großherzogl. Staatsregierung. die Aufmerkſamkeit werde 
gewidmet werden, welche fie ſowohl in der Provinz Rheins 
heſſen als in den diefjeitigen beyden. Provinzen für fich 
in Anfpruch nimmt, und damit iſt dann aud zugleich) 
won ſelbſt die Ausficht eröffnet ‚daß. diefes auf eine für 
fammtlihe Provinzen. gleihmäßige. und. befriedigende 
Weiſe geſchehen, und, daß. hieraus. zugleich. eine ‚große 
Umgeftaltung der in dem vorliegenden Gefegesentwurfe 
enthaltenen gefeglihen Beftimmungen hervorgehen werde. 

3) Die in Antrag gebrachten gefeglichen Beſtim— 
mungen werden die großen Koſten der Zwangsveraͤuße— 


rungen in. Rheinheſſen kaum um, die. Hälfte berunters 


bringen, und darum, wie biefes auch ſchon im der zwey- 
ten Kammer. bemerft worden iſt, noch fehr vieles zu 
wuͤnſchen übrig, laſſen, und vielleicht ſchon auf dem näd- 
ſten Landtage die Vorlage eines dritten , denfelben Ges 
genſtand betreffenden. Gefegesentwurfs veranlaffen., Zu 
allem. dieſem gefellt ſich auch noch — 

Ar bie, weitere nicht unwichtige Ruͤckſicht, daß man 
vorzüglid) darin einen Grund gegen die gleichbaldige 


Einführung der. Untergerichtsorduung in Rheinheſſen zu 


‚finden geglaubt bat, daß dieſe nichts Ganzes, fonderu 
ein bloßes  legislatorifches Bruchftück enthalte, Indem 
nun, aber auch der vorliegende, die Zwangsveränßerungen 
in, Rheinhefien betreffende Geſetzesentwurf ſich gleichfalls 
nur,- auf: ‚einen. fpeciellen Theil des gerichtlichen Der: 
fahrens bezieht; jo wird die. hohe Kammer, durd) Die 
temporäre Ablehnung dieſes Entwurfes. dem von der Ma- 
jorität; der zweyten Kammer aufgeftellten Entſcheidungs— 
grunde buldigen, und dadurch eine Confequenz in, den 
Beichlüffen der Stände herbeyführen, der ohne dieſes fonft 
leicht vermißt werden koͤnnte. 

Der Ausfhuß trägt daher darauf an, daß die hohe 
erite Kammer, mit ausdrüclicher Bezugnahme auf die fo 
eben. entwicelten Gründe, ihre Zuftimmung zu dem Ge- 
ſetzesentwurfe noch zur Zeit ehrfurchtsvoll ablehnen möge. 
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Bericht des dritten Ausſchuſſes der erſten Kammer, 
uͤber den Antrag des Abg. Herrn Weller die 
forſtwirthſchaftliche Behandlung der Markwal— 
dungen betr.; erſtattet von dem Herrn Frey— 

herrn v. Breidenſtein. 


Der Herr Abgeordnete Weller ſchildert in einem An 
trage die große Befchränfung der Marfwald - Befiger in 
Berwaltung und Benugung ihres Eigenthums. Er bat 
bierbey vorzüglich jene Markwaldungen” im Auge, die 
nicht im gemeinfchaftlichen Befige mehrerer Gemeinden 
als folcher, fondern im Befige mehrerer Privatperfonen 
find, fomit die Natur einer GSocietät an ſich tragen und 
namentlich jene in-der Wetterau, deren forgfältige Be 
‚wirtbfchaftung für den Staat ohnehin, wegen der dort 
befindlichen ftarfen Braunfohlen: Lagern, weniger er 
bebfich fey. Nach der Anficht ded Herrn Proponenten 
ift die Behandlung folcher, im Beſitze von Privaten bes 
findlichen, nad) der Verordnung vom 3. Auguf 1819 
unter den Marfmwaldungen begriffenen,, und in diefer 
Eigenfchaft der fiscalifchen Forftverwaltung unterworfen 
gebliebenen Waldungen zu -fireng und den Grundfägen 
nicht angemeffen die man rüdfihtlidy anderer Privatwal⸗ 
- dungen hat eintreten laſſen. Man moͤge daher die 
Staatsregierung um Abftellung der allzugroßen Beſchraͤn⸗ 
kungen in Verwaltung und Benugung der Markwal—⸗ 
dungen, mit möglichfier Rüdficht auf Früher befanden 
Berhältniffe und mit fchonender Vereinigung des Privat 
- Mit dem Öffentlichen Intereſſe, namentlich in Bezug auf 
die Wetterau ehrerbietigft erfuchen. 

Der Ausfhuß zweyter Kammer trägt darauf an, 
jene Marfwaldungen welche die Eigenfchaft eines unge 
theilten Privateigenthbums an fich tragen, mie andere 
Privatwaldungen zu behandeln, jedenfalls die Motion 
der Staatsregierung zu empfehlen. s 
| Die ausführliche Discuffion befchäftigt ſich vorzug— 
lich mit dem Begriffe und der Eintheilung der Markwals 
dungen in folche, deren Eigenthuͤmer mehrere Communen 
oder moralijche Perfonen find und in. folche, die in dem 
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Miteigenthume mehrerer Privaten ſtehen, mit der aus 
der Guratel entflandenen Eigenthumgs : Kränfung der 
Letztern wie auch mit der Zahl und Befchaffenheit, 
befferen oder fchlechteren Bewirtbichaftung der Marfen 
überhaupt. 

Die zweyte Kammer hat befchloffen die Staatsregies 
rung zu erfuchen, den Befigern jener Markwaldungen, 
welche ſich nicht ausfchließlich im Eigenthbume von Com— 
munen befinden, die freye Bemwirthichaftung in der Art 
zu überlaffen, wie folhe nad der Verordnung vom 
3. April 1819 (fol wohl heißen Auguft) anderen Befigern 
von Privatwaldungen überlafjen ift. 

Ein Forfimann in zweyter Kammer hat als Redner 
die Berathung eröffnet, um ausführlich zu beweifen, 
daß die Marfwaldungen unter der fiscalifchen Forftvers 
waltung, SInfpection und- Direction ſich bisher fehr 
wohl befunden haben und wir fönnen dieſes, theild an 
ſich, theils nach einer folchen Ausführung keineswegs 
bezweifeln; ja man müßte fid wundern, daß dieſe Wohl» 
thaten fo wenig erfannt und nur mit unaufbörlichen 
undanfbaren Klagen belohnt worden find, wenn man 
annehmen dürfte, daß ed allein auf das Wohlbefinden 
des Waldes und nicht auch auf jenes des Waldeigen— 
thuͤmers ankaͤme, oder daß Letzteres lediglich von dem 
Erfteren abhängig wäre. Mir fcheint jedoch weder das 
Eine noch das Andere annehmbar zu feyn, ja ih muß 
glauben, daß es vorzüglich auf das nterefje des Eis 
genthämers anfomme und daß die Rüdficht auf ihn präs 
valiren müffe, wenn der Fall eintritt, daß entweder 
er oder fein Wald Noth leiden fol. Diefe Fälle nun 
treten nicht felten ein, werden aber von den fiscalifchen 
Forftbehörden natürlicher Weife zu Gunften des Waldes 
entichieden, weil fie, nad) ihrem Standpunfte, lediglich 
den Wald vor Augen haben und das Wohl und Wehe 
feines Eigenthümers weder kennen, nod auch genugjam 
zu berüdfichtigen berufen find. Der nachhaltige Holzbieb, 
diefe eiferne Regel der Forftbehörden, ift an fi) ganz 
vortrefflich, fie ıft für jeden Waldbeſitzer fo werthvoll 
als. fie es für den Kapitaliften und Grundeigenthimer 
in anderer Bebeutung ift, damit Erfterer ſich mit den 
Zinfen begnüge, aber den Hauptſtock nicht angreife und 
daß Letzterer nur die Früchte nicht aber dad Grund» 
ſtuͤck ſelbſt verzehre und doch wird man nicht leug—⸗ 
nen, daß beyde häufig, theils aus Noth, theild mit 
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klugem Borbedacht jene Regel bey Seite feßen und bey 
Seite feßen muͤſſen, wenn fie die Norh flillen, ober 
etwas befjeres erfireben wollen. So ift es mit dem 
Walde als die, oft alleinige Nefource feines Befikers; 
allein fie ift für ihn nicht da, fo lange die Forfibehörs 
den bey der Regel nachhaltiger Bewirthſchaftung feſt— 
fteben und fie werden dieſes nad) ihrem Gefichtöpunfte 
überall thun und thun müffen, wo die Anordnung von 
ihnen abhängt. Daher fommt jene häufige Klage und 
die Sndifferenz der Behauptung, daß die Marfwaldungen 
unter der fidcaliihen Adminiftration, Inſpection und 
Direction ſich wohl befunden haben. Sch rede bier nur 
von jenen Marfen die in dem Eigenthume mehrerer 
Privaten fiehen, weil nur von ihnen in dem Beſchluſſe 
zwepter Kammer die Rede ift und nur auf fie das oben 
Geſagte im Wefentlichen eben fo paßt, als auf die übrk 
gen Privatwaldungen; denn wenn auch bey folden So— 
cietäten die Nutzung und Bewirthſchaftung des Waldes 
oft mehr erfchwert und gefährdet ift, als bey dem eiw 
zelnen Waldbefiger, fo ijt doch darum die Einmiſchung 
der Forftbebörden noch eben fo wenig legitimiert, als 
es der Staat bey der Einmiſchung in andere Gocietäten 
feyn würde; es iſt vielmehr. den Märfern und ihrer 
Vereinbarung eben fo gut, ald Mehreren die zujammen 
einen Wald Faufen, gänzlich zu überlaffen, wie fie die 
aus der Gemeinjchaft entipringenden Nachtheile entfernen 
wollen, nicht aber find diefe Nachtheile annoch durd 
eine Guratel zu erhöhen, die dem Waldeigenthumt 
feinen Neig und einen Theil feines Werth bemimmt. 
Es liegt allerdings im ntereffe des Staats darauf 
zu achten, daß die Privat-Waldungen, alſo auch di 
Marken befagter Art, nicht vermüftet werden, allein der 
Grund hiervon fheint mir nicht, wie immer behaupte 
wird, in dem daraus möglicher Weife entfpringenden 
Holzmangel zu liegen; denn es hat fein Landesbewohnet 
‚die Pflicht für den andern Holz zu ziehen, fonft würd 
man die Verwandlung des Waldes in Feld, bie Holz 
ausfuhr, die Verfohlung für Gewerke conſequentet 
Weife überall verbieten müffen, wo KHolzmangel droht 
und man wuͤrde ruͤckſichtlich anderer Beduͤrfniſſe des 
Lebens eine aͤhnliche Conſequenz zu beobachten aben 
Daher ſcheint mir das Intereſſe des Staats vielmeht 
auf den naͤmlichen Ruͤckſichten zu beruhen, die nach ge 
nem Recht Prodigalitäts-Erflärungen und Vermögen‘ 
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Curatelen veranlaſſen. Wer wollte aber eine ſolche Cu— 
- ratel ſchon darum verhaͤngen, weil es möglich iſt, daß 
fie nöthig werden fann? Es ift vielmehr vorerft nur 
die Sache des Staats, daß er gegen Waldverwüftungen 
wachſam fey und da bindernd einfchreite, wo fie eintreten. 
Diefes feheint mir für das ntereffe ded Staats wie 
auch für die Zufriedenheit der Waldbefiger vollfonmen 
zu genügen, wenn nur der Begriff von Verwuͤſtungen 
nicht zu fehr ausgedehnt und fchon angewendet wird, 
wo ein Walodbefiger aus guten Gründen und zu feinem 
fonftigen Nugen den Wald zu flarf angreift; denn diefe 
theilweife Verwendung feines Waldfapitals in fein fons 
ftiges Vermögen, kann ihm, aus den angeführten Grüns 
den ‚.nidyt verweigert werden, wenn er nur in der Art 
forfimäßig verfährt, daß das Kapital durch Nachwuchs 
ſich nad) und nach wieder ergänzen fann, fonft würde 
er fi) wahrhaft einer Verwuͤſtung, einer widerfinnigen 
Dilapitation feines Waldvermögens fchuldig machen und 
die Einfchreitung des Staats felbit vollfommen rechtfer- 
tigen. Nach diefen Anfichten muß ich den Bejchluß der 
zweyten Kammer für rechtlich begründet und für fehr, 
geeignet halten der hohen Kammer zur Annahme ems‘ 
pfohlen zu werben. : 
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Beylage 116. Bericht IIL. 2. B. LXXV. Diecf 
fion III. 30. Abftimmung HI. 63. Schreiben der 
zweyten Kammer und Befhluß IV. 47. 


Hagelſchlag. ſ. Aſſecuranz. 

Hagelſchlag und — Antrag 
der Abg. Koͤnig und Becker um Verwendung fuͤr die 
Bezirke Breuberg und Gladenbach, wegen erlittenen 
Schadens durch Hagelſchlag und Ueberſchwemmung. 
V. 135. Beylagen 390 u. 391, Discufjion und Be 
fhluß V. 135. 

Hanptreftenfaffe ſ. Finanzen. 

. Höhfter Klofterfonds. Antrag Des Abg. König, 
den Höchfter Klofterfonds betreffend. IV. 48. Benlage 
316. Bericht IV. 106. B. CXV. Discufion IV. 
106. Abjtimmang IV. 139. Schreiben der zweyten 
Kammer und Beichluß V. 135. i 

Holzmagazine. Antrag des Abg. Schwarz auf An 
fegung von Ortsholzmagazinen. IV.48. Beylage 312. 
münbdlicher Bericht IV. 107. Discuffion IV.128. Ab 
ftimmung IV. 140. 

Hypothefenmwefen. f. Abweſende. 


Jagb. Antrag des Abg. Parcus, die Ausdehnung der 
Verordnung vom A. Sept. 1815, die Ausuͤbung der 
Jagd betreffend auf die Gemeinden Mainz, Kaftel und 
Koftheim. IV. 87. Beylage 322. mündlicher Beridt 
Iv. 171. Discnffion IV, 197. Abftimmung V- 3 

Inſtruktion. 

Antrag des Abg. Miller auf Erlaſſung einer Dienſt 
inftruction für die Burgermeiſter 1.52. Beylage 32. 
— L 63. B. XX. Discuſſion L 70. #0 
mung. J. 92. 

Antrag des Abg. Schenck aus Kelſterbach, die Inſtrut⸗ 
tion für die Burgermeiſter betreffend. I. 125. Be 


XI 


lage 105. ‚Bericht IL.39. B. L. Discuffion: IL. 52. 
Abftimmung II. 80. Schreiben der zweyten Kammer 
und Beichluß ILI. 66. 

Juden. 

Antrag des Abg. Keller auf Erweiterung der unterm 
17ten July 1823 in Betreff des Unterrichts der ifrae- 
Kitifchen Sugend erlaffenen Verordnung. L 65. Bey— 
lage 91. Bericht L 85. 3. XXIX. Discuffion L 
102. Abftimmung I. 110. Schreiben der zwegten 
Kammer IL. 51. weiterer münblicher Bericht und Be 
fhluß IL. 125. | 
Antrag des Abg. Andre, die ftaatsbürgerliche Verbeſ— 
rung des dermaligen Zuftandes der Juden betreffend. 

“ IV. 35. Beylage 2359. Beridt IV. 41. B. CIV. 
Discuſſion IV. 66. Abftimmung IV. 100. 

Suftizgebäude. Propofition der Großherzogl. Staats- 
regierung zu Errichtung eines Juſtizgebaͤudes in Mainz. 
Verhandl. der zweyten Kammer, XI. Heft. Seite 100. 

IV. 34. Bericht IV. 64. 8. CXIL Discuſſion IV. 

7126. Abftimmung IV. 139. 


Kaffen. 


+ Antrag des Abg. Seitz, Abänderung der Verordnung 
vom Aten Auguft 1823, das Vorzugsrecht öffentlicher 
Kaflen bey Soncurfen betreffend. L 125. Beylage 107. 
Beriht IL. 2. B. XXXIX. Discuſſion II. 5. Abs 
ftiimmung II. 14. 

Geſetzesentwurf, die Aufhebung des Vorzugsrechtes der 
Griminalfaffen, III. 161. 3. XCII. miündlicher Be- 
richt IV. 24. Discuſſion IV. 36. Abſtimmung IV. 
= Schreiben der zweyten Kammer und Berhluß 

. 170. 

Kern. Geſuch des Gaſtwirths Kern, Erlaß feiner 
Schuld an den Militärfiscus betreffend. L. 94. Bes 
richt L 107. B.XXXI Discuſſion L 113. . Abftims 
mung J. 123. Schreiben ber zweyten Kammer IL 52. 
weiterer mündlicher Bericht IL. 77. Discuffion IL. 79. 
Abftimmung II. 93. 

Kirhenrehnungen Antrag bes Abg. Hellmann, 
die Nevifion der Kirchenrechnungen durch die Groß- 
herzogliche Rechnungsfammer betreffend. IV. 35. Bey- 
lage 271. Bericht IV. 42. B. CVII. Discufiion IV. 
76. Abftimmung IV. 100, | 


XI 


Kirchlicher Zuftand Des Landes. f. Pfarr- und 
ESchulſtellen. | dan 
Kirhmweihen und Tänze. ‚Antrag des Abg. König, 
die bey Kirchweihen und Tänzen auf dem Lande ftatt- 
findenden Misbräuche betreffend. L. 60. Beylage 68. 
Beriht L 6: B. XXL. Disenffion I. 69. Abftim: 


mung: I, 92. 


Rain. Beſchwerde des 8.4. Laift aus Bensheim, am 
geblich faktiſche Amtsentſetzung betreffend. II. 124. Bey: 
lage 174. Bericht II. 44. B. LXI. Abſtimmung 
II. 16. en 

!andesfreditanftalt. Antrag des Abg. v. Kuder, 
auf Erlaffung eines Geſetzes gegen die uͤbermaͤßige 

Makelgebuͤhren bey Sapitalaufnahmen und Errichtung 
‚einer Landeskreditanſtalt. V. 2. Beylage 32. Bericht 
V. 64. B. CLXVI. Discuſſion V.162. Abftimmung 
V. 200. Schreiben. der zweyten Kammer und Beſchluß 
darauf V. 207. Zu ' 

Landgerichtöbezirf. Antrag des Abg. Staudinger 
auf Theilung des Landgerichts Biedenfopf und Antrag 
des Abg. Braunwart auf Berfleinerung der Landge 
richtspiftrifte, Berminderung der Gerichtsfoften und 
Bornahme der Zwangsveraͤußerungen durch die Ort 

vorſtaͤnde. J. 125. Beylage 110 u. 112. Beridt II. 

—3. B. XL. Discuſſion I. 5. Abftimmung I. 14. 

Landgerihtsordnung. f. Stadt- und Landgericht 

ordnung. ii . 

Landrathswohnung. Propofition der Großherzog 

lichen Staatsregierung wegen Erbauung einer Land 
rathswohnung in Bußbad). IV. 48. außerord. Veh 

lage 39. Bericht IV. 107. 8. CXVI. Discuſſion 
IV. 128.: Abftimmung IV. 140. 

Landridter. Antrag des. Abg. Gail, die Ergänzung 
der Suftizfollegien durch Landrichter betreffend, V. 204. 
Beylage 414. Discuffion und Abftimmung V. 203: 

Landwirthſchaft. | 
Antrag des Abg. von Dürnberg auf Verbefferung der 
Landwirthichaft. 1. 17. Beylaͤge W. muͤndlicher Ber 
riht L 20. Discuffion L. 26. ‘ Abftimmung 1 29. 
Antrag der Staatsregierung, die Hebung der Landwirth— 
{haft betreffend. II. 52. Beylage 115. Bericht I 





Xu 


' 
84. B. LV. Diseuffion 11.95. Abſtimmung IL 141. 
- Schreiben der zweyten Kammer IV. 35. mündlicher 
> Bericht V. 24 Discuſſion V. 146. Abftimmung V. 
147. J 
Leibeigenſchaft. Geſetzesentwurf, die Abloͤſung der 
Leibeigenſchaſt in den Souveraͤnitaͤtslanden betreffend. 
L 124. Beylage 44. Bericht II. 26. B.IL. Diese 
cuffion II. 40. Abftimmung II. 73. Schreiben ver 
zweyten Kammer IV. 106. BerichtIV.156. 8. CXXV. 
‚x. Disenffion IV. 60: Abſtimmung IV. 168 
Leſeholztage. Antrag des Abg. Schend zu Wälderd- 
haufen, die allzugroße Verminderung der Leſcholztage 
betr. III.98. Beylage 265. Bericht IV. 50.. 8. CIX. 
Discuſſion IV. 144. Abftimmüung IV. 157. Schrei⸗ 
ben der zweyten Kammer und Befhluß darauf IV. 170. 
®ptteriefollefteur Antrag des Abg. Andre, die 
Zudringlichkeit der Zotteriefollefteurg betreffend. II. 124. 
Beylage 189. Bericht IL. 157. B. LXVL Discuſ⸗ 
fion III. 24. Wbftimmung III. 50. | 
Lumpenfammler. Antrag des Abg. Beder, die. Ges ' 
faͤhrdung der sffentlichen Sicherheit durch allzugroße 
Bermehrung der Lumpenfammler. II. 77. Beylage 158. 
Bericht IT. 158: B. LXX. Discuſſion III. 32. Abs 
ftimmung IIL 51. 





Mein. Geſuch mehrerer Nheinmüller in Mainz, die 
Entridtung der Grund- und Fenſterſteuer und des 
Waſſerfallzinſes von den Rheinmuͤhlen betreffend. II. 
95. Beylage 257. muͤndlicher Beriht IV.25.. Die- 
cuflion IV. 36. Abftimmung IV. 00. Mu 
Markftfleden. Antrag des Abg. Brund, die Erhe—⸗ 
bung der Santondorte Wöllftein, Niederom, Oſthofen 
und Pfebdersheim zu Marftfleden. II. 156. Beylage 
917. Bericht IH. 3 3. LXXVI Discuſſion II. 
37, Abftimmung III. 64. Schreiben der zweyten Kams 
. mer und Befchluß hierauf IV. 47. 
Marfwaldungen. Antrag ded Abg. Weller, die ab- 
zuftellende allzugroße Befchrinfung der Marfwaldeigen: 
thuͤmer in der Benukung ded Waldeigenthums betr. 
V. 203. Beylage 384: Bericht V. 215. B. CLI. 
Disenffion V. 216. Abjtimmung V. 221. 
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XIV 


Medicimaltare, Antrag des Abg. Grafen Lehrbach 
auf Herabjegung der Medicinaltaxe und Antrag des 
Abg. Mahlerwein, die Tagegelder und Transportko— 
ften der Phyficatsärzte betreffend. II. 124. Beylage 


199 und, 59... Beriht ILL. 20. 8. LXXVIIL. Die 
—cTuſſion III. 53. weitere Discuffion IV. 80. Abſtim— 
mung IV. 


Mitterer. Antrag des Abg. Mahlerwein, die Anffiht 
über die Mitterer „betreffend. IL. 2. : Beylage 132. 
mündlicher Bericht, U. 5.: Discuffion IL 13. Ab 
ſtimmung Il. 17. | 
üngforten 

Antrag des Abg. Mahlerwein, die Zahlung an öffent 
liche Kaffen in Fleineren Münzforten betreffend. 1,02. 
Beylage 73. Bericht L 65. B. XXIV. Discuſſion 
L 90. Abftimmung I. 10%. 

Antrag ded Abg. Gerich auf Herabſetzung des Courſes 
de8 preußifchen und heffifchen Geldes im Privatver: 
fehr. L. 65. Beylage 86, miündlicher Bericht L 8. 
Discuſſion L 102. Abftimmung L 110. 


j Neaaruf er, Antrag des Abg. Breimer auf Herſtel⸗ 
[ung des Nedarufers aus der Flußbaukaſſe. IV. 18. 
DBeylage 318. mündlicher Bericht IV. 64. Discufion 
IV. 126. Abftimmung IV. 139. 

Normalgemarfungen. Antrag des Abg. Brund, 
die Abfhägung der Normalgemarfungen betreffend. Il. 
156. Beylage 169. Bericht III. 0. 3. LXXVII. 
Discuffion III. 55. Abftimmung IV. 61. Schreiben 
ber zweyten Kammer IV. 170. muͤndlicher Bericht 
IV. 180. Disenffion V. 15. Abftimmung V. 58. 


Oberheſſen. Geſuch mehrerer Apotheker in Ober 
heſſen, — —— dem geſetzlichen Stempel bey 
Einklagung von Medicamentenforderungen betreffend. 
11. 2. Beylage 130. Bericht IL 5. B. XLIII. Dis- 
cuſſion 11. 13. Abſtimmung II. 17. 

Oppenheim. Antrag des Abg. Mohr auf Errichtung 
eines Uferdammes zum Schutze der unteren Vorſtadt von 
Oppenheim. II. 77. Beylage 151. muͤndlicher Bericht 
ll. 129. Discuſſion 11. 148. Abftimmung 111. 40: 


; 
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O ſt heim. Beſchwerde des Conrad Mohr und 45 Eons 
ſorten in Oſtheim, die Ausgleichung der Lieferungen 
in den Jahren 1813 und 1814 betreffend. IV. 165. 
Bericht IV. 180. B. CXXXV. Discuſſion V. 12. 
Abſtimmung V. 58. Schrriben der zweyten Kammer, 
muͤndlicher Bericht und Abſtimmung V. 198. 


Penſionen. Gefegesentwurf, die Beſchlagnahme ber 
Penfionen der Invaliden betreffend. IV.100. Beylage 
396, muͤndlicher Beriht EV. 156. Discuſſion IV. 
461. Abftimmung IV. 167. 

Perfonalftener. Gefegesentwurf, die Einführung 
einer gleichförmigen Perfonakitener. L 107. außerord. . 
Beylage 9. VBeriht1l.112. B.XXXIIL Discuſſion 
I. 125. Abſtimmung L 149. Schreiben der zweyten 
Kammer IL 193. weiterer Bericht Il.145. B. LXIL 
Discnffion II. 5. Abftimmung IIE. 39. Schreiben 
der zwepten Kammer und Beſchluß hierauf IV. 24; 

Pfarr: und Schulbefoldungsgüter. Geſetzes⸗ 
entwurf, die Befteuerung der Pfarr» und Schulbefol- 
dungsgüter betreffend. II. 20. außerord. Beylage 11. 
Bericht II. 84. B. LVL Discuflion IL. 130. Ab⸗ 
ftimmung IL 149. Schreiben der zweyten Kammer 
IV. 106. Bericht IV. 134. B. CXXIL Discuffion 
Iv. 143. Abftimmung IV. 157. 

Pfarr⸗ und Schulſtellen. 

Antrag. des Abg. von Bibra, den kirchlichen Zuſtand 
bes Landes betreffend. I. 50. Beylage 50, und 
Antrag ded Abg. Goldmann, auf gleichförmige Orga 
nifation der Pfarr- und Schulſtellen. L51. Beylage 
54. Bericht L 63. 3. XVII. Discuſſion L 71. 
Abftimmung J. 92. Schreiben der zweyten Kammer II. 
76. weiterer Bericht II. 81. B. LIV. Discuſſion 
II. 121. Abftimmung IL 103. - | 

Poftenlauf. Antrag des Abg. Kertell, die Einfuͤh⸗ 
rung eines directen Poſtenlaufs zwiſchen Darmſtadt 
und Mainz betreffend. V. 224. Beylage 240. Bes 
fchluß V. 224. 

Präfident. Ernennung des erften Präfidentem. L 1. 
des zweyten Präfiventen L 3. B. L 

—— — und Kurheſſiſches Geld. ſ. Muͤnz⸗ 

orten. | 


XVI 


Privatbackoͤfen. Antrag des Herrn Grafen von Er— 
bach⸗Schoͤnberg, die. Abſtellung der. Prtvatbackoͤfen 
betreffend. L 111. B. XXXII. 

Privilegia dotis. f. Rechtswohlthaten. 

Pupillenwefen. f. Abmejende. = 
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Reqtspflege. Antrag des Abg. Seitz, die lang⸗ 
fame und koſtſpielige Rechtspflege betreffend. II. 125. 
Beylage 195. Bericht IL. 158. 3. LXXL  Discuf- 

ſion III. 32. Abftimmung III. 51. 
Rechtswohlthaten. Geſetzesentwurf, die privilegia 

 dotis und die weiblichen Nechtswohlthaten jübifcher 
Ehefrauen betreffend. L 29. Beylage 18. Bericht L. 
32. 8. XIV, Discuſſion L 55. Abftimmung L 60. 

Kegalitätsabgaben. Gefegedentwurf über die für 
die Benutzung des Waſſergefaͤlls zu entrichtende Re— 
galitätsabgaben. L 17. außerord. Beylage 12. Be: 
riht L 21. 3. XI Discuffion L 33. Abftimmung 
I. 56. Schreiben der zweyten Kammer III. 66.: weis 
terer Bericht IV. . B. XCVL Discuſſion IV. 29. 

- Abftimmung IV. 39. | 

Refrutirungsgefek. Antrag des Abg. Brund auf 
Abänderung dedRefrutirungsgefeßes. IL.20. Beylage 
134. Beridt I. 39. 3. LL Discuflion IE 55. 
Abftimmung II. 81. Schreiben der zweyten Kammer | 
und Befchluß hierauf: III. 98. 

Remunerationen an mehrere Individuen. Bericht, 
Discuſſion und Abftimmung V. 225 u. 226. 

Revierförftersbefoldungen. Antrag des Abg. Bes 
fer auf gleiche Vertheilung der Revierförftersbefoldun- 
gen. II. 2. Beylage 126. Beridt II. 5. 3. XLI. 
Discuflion II. 13. Abftimmung II. 18. 

Rheindammfchleußen. Antrag des Abg. Elwert, 

die Erhaltung der Rheindammſchleußen im Landraths⸗ 
bezirf Dornberg. II. 156. Beilage 201. Bericht III. 
52. B. LXXXVII. Discuffion IV. 46.. Abftimmung 
IV. 60. Erlaß Großberzoglidher Staatsregierung, 
Disenffion und Befchluß hierauf V. 135 u. 136. 

Rheindurchſtich. Propofition der Großherzoglichen 
Staatsregierung, den Rheindurchſtich am Geyer be— 
treffend. II. 155. außerord. Beylage 18. Bericht IH. 
98. 8. LXXXVI Discuſſion IV. 21. Abftims 
mung IV. 30. 


XVII 


Rheinmuͤller. ſe Mainz ß 

Rimhorn. Antrag des bg. König, RD von Eins 
wohnern in Rimhorn bey Veräußerung liegender ' Güs 
ter zu entrichtende Abgabe unter: dem Namen des 10ten 
Pfennigs betreffend. IV. 171. Beylage 366. Bericht 
IV. 180. 38. CXXXIV. „ Discufion V. 8 Abſtim⸗ 
mung V. 59. 

Ruͤhl. Gefuch des Ersteipmüilers Kühl von berg, 
um Entfhädigung für aufgehobenen Mühlenbans. V. 

111. Beylage 378. mündlicher Bericht V. 149. Dis⸗ 

cuſſion V. 149. Abſtimmung V. 166. 

Ruͤckſtaͤnde. Antrag des Abg. Glaͤß, d das Verfahren 
bey Richtigſtellung der Ruͤckſtaͤnde von Stahts-, Pros 
vinzial⸗- und Communalftenern betreffend. V. 9. Bey⸗ 


lage 345. muͤndlicher Bericht, zen und Ab⸗ 
finmung V. 209 u. 210. _ 


Saatfruͤchte. Antrag des Abg. — auf leih⸗ 
weiſe Abgabe der Saatfruͤchte am unbemittelte Unter; 
thanen aus dem fiscalifchen Speichern. IL. 7% no 
lage 162. Bericht 125. B. LVIII. Discuffion IL. 
146. . Abftimmung III. 16. 

Schaubruch. Gefuch der Wittwe Schaubruch in Wei⸗ 
ſenau um Verwendung wegen eines Bee, Da 
V. 224. Beylage 418. muͤndlicher Bericht, Discuf 
fion und Abſtimmung V. 220.. 

Schulen | 

Antrag ge Abg. Schwarz, mit ber volytechniſchen 
Schule in —8 einen Unterricht fuͤr Bauhand— 
werker auf dem Lande zu — II. 157. Beylage 
221. muͤndlicher Bericht V. 24. Discuſſion und 
Abſtimmung V. 145 u. 146. 

Antrag des Abg. Zimmer, die Befoͤrderung der Ein— 
führung von Gommunalfchulen betreffend, III. 66. 
Beylage 223. Bericht IV. 41. 8. CIE. Discuſſion 
IV. 65. Abftimmung IV. 103. Schreiben der se 
ten Kammer un Beichluß hierauf LV. 169 u. 

Seminarium. 

Antrag des Abg. Zimmer auf Erweiterung des Ein⸗ 
fluſſes des Schullehrerſeminars in Friedberg. II. 52. 
DBeylage 139. Bericht IV. 180. B. CXXXVI Die 

cuſſion V. 8 Abjtimmung V. 58. | 
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Antrag des Abo. Kartell, „b bie Staatsregierung in dei 
Ba zu feßen N Mainzer Seminar durch mehrer 
‚auf. Koften des Staats zu. EN — 

unterſtͤßen. 49... Beylage 293. 

DB. CXVIL. Discuffion IV. 1304. 5 


+40; 
Sonnthal und Schmidt. — 
nee Sonnthal und. Schmidt —— ai 
aber Beeinträchtigung ik, Gewerbes. —* 106. , Be 
lage 99. — tl u. Discuſſion 
193. Abftimmung L- ah ———— 
Staatsſchuld. ſ. Finanzen. BR 
Stadt- und Band erihtsordnun Rt 
die Einführung. der Ordnung, des gewöhnlichen. derfa 
rens bey den Stadt- und Landgerichten in bi 
a Nechtsftreiten. IV. 170.  Beylage M... Su 
B. CXXXVIL Discuſſion V6— 9. 5 
100. Abftimmung V. 123: weiterer mindlicher EX 
richt 213. Disenffion und Abftimmung V. 25. 
das Verfahren bey den Mittel und Obergerichten üı 
bürgerlichen NRechtsftreiten. 1V.170. Beylage 2. Be 
richt Y. 62. B.'OXLVIL Discuſſion V. Ab. 
ftimmung V. 441. weiteren muͤndlicher Beridt, Die: 
cuſſion und. Abftimmung: V.- 215: — 
das außerordentliche Verfahren in Bürgerlichen 9 
fachen bey den Unter erichten in. den Provinzen 
fenburg und Oberbeiten, IV. IV. 170: Beylage — 
riht V. 2 8. eV. Discufion —* 
ſtimmung V. 133. weiterer a ns 
cuſſion und Abftimmung V. 224 u. 295. 
das außerordentliche Verfahren in den zur. — 
der Friedensgerichte in Rheinheſſen — reir 
perſoͤnlichen und Mobiliarſachen, IR — 
executoriſchen Urkunde beruhen. IV. 170. ch 
mimdlicher Bericht, Discuffion und sim 
136 u. 137. * fl 
Steine und Steinbrübe fı Wegbau. BER 
Steuererhebung. Antrag des Abg. von oben, 
Erhebung der Ddirecten Steuern betreffend; —— 
Beylage 146. muͤndlicher Bericht IL77. Discuſſi 
li, 84. Abſtimmung IL 124. | 
Steuerfuß. Geſetzesentwurf, den ——— 
ſerordentlichen Steuerausſchlaͤgen und Gemeindenmle 
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gen betreffend. IV. 48. Beylage:303.: "Bericht IV. 
\ 156. B. CXXVL Discuſſion IV.181. —— 
V. 16. weiterer muͤndlicher Bericht V. 196.7 Dies 
cuflion und Abftimmung Vz 197. Schreiben der zwey⸗ 
ten Kammer, mündlicher Bericht und Discuſſion V. 
207. Abſtimmung V. 209: » u. . BET, 
Stöhr. Befchwerde des Handelsmanns Stöhr in Mainz . 
: wegen Rüdvergütung bezahlter Salgauffchlaggebähren. 
,L:28. Beylage 45. Bericht I. 33. B. XVL Dig- 
cuſſion 1.56. Abftimmung I. 61. Rurcın 
Strafen. Antrag ber Abg: Gas, Staudinger und 
.. Gerid, bie Beziehing der. Strafen wegen Forjt- und 
Seldfrevel betreffend. IV. Abb. Beylage 333. muͤnd⸗ 
licher Bericht W. 122. Discuſſion IV. 135. Abftim- 
mung IV. 152. ER 22 
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— Antrag des: Abg. Gerich, auf Herab⸗ 
ſetzung ber Tagegelder und Transportgebuͤhren fuͤr 
die auswaͤrtigen Mitglieder der Staͤndeverſammlung. 
1. W. Beylage 48. Bericht J. 3% B. XV. Die 
euflion I: 55. Abſtimmung I. 61. EUER 
Zaren. Anträge mehrerer rheinheſſiſchen Abgeordneten, 
die Zaren und Gebühren der Advofaten,  Noterien, 
Gerichtsfchreiber, Gerichtäboten, Hypothekenbewahrer, 
Zeugen und Erperten in Rheinheſſen zu ermaͤßigen. 
IV. 35. Beplagen 281 — 233. wmiünbdlicher Bericht 
AV: 49." . a WAREN 
Theilungen. Gefetedentwurf, die Erſtreckung der Ber- 
orbaung vom 7ten September 1814 wegen den gemeins 
heitlichen Theilungen auf die Provinz Rheinheffen. IL. 
83. Beylage 114. Bericht II. 198, B. LIX. Dis: 
cuffion II. 146. Abftimmung IU. 17. Schreiben der 
zweyten Kammer und Befchlug hierauf UI. 160 u. 161. 
Lraißmünzenberg. Gefuch der Einwohner zu Traiß- 
müngenberg, bie Faltung der Bäume an den Ufern 
ber Better betreffend. IV.as. Beylage 295. Bericht 
IV. 143. 3. CXXIV. Discuffion LV.157. Abftim- 
mung IV. 162. 


Ünterfuhnngen. Antrag des Abg. von Kuder, auf 
Erlafjung eines Geſetzes, wornach unbedingt gegen 
fregfprechende Erfenntnifle in Straffachen die Lnter- 
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ſuchung wegen neu aufgefundener Beweife,, von Neuem 
wieder angefangen! werden koͤnnen. U. 156: Beylage 
206. Bericht 2. 8. "LXXTE 1 Discuffion ILL 
2A Abftimmung III: 530. 
Unterſtuͤtzunge Gefegesentwurf, "die," denjenigen 
Staatsdienern, welche wegen: erfannter Specialinqui— 
ſition, Verſetzung in den Anflageftand oder Stellung 
— vor Gericht, von dem Gehalt ſuspendirt worden find, 
während. der Unterfuchung zu verabreichende Unter- 
ſtuͤzung. L 7. B2V Bericht I’ 8.38, VII Dis⸗ 
eufjtom 1.10. Abftimmung 1.14. "Schreiben der zwey— 
snten Kanmer L 59.7 Beridt L 3: BI’ XL Dig 
inenflion L 66.  Abftimmung L 9: 


Vergehen. Antrag der Abg. Mayer auf Vorlage 
eines, einen integrirenden Theil des Finanzgefeges 
hinſichtlich der indirecken Abgaben, bildenden Straf: 
—geſetzes für Vergehen gegen die Gefege der indirecten 
Auflagen. IV. 48. Beylage 307. Berxicht IV. 107. 
—B. CXVIL Diecuffion TV. 136. Abftinming-IV.152. 
Verhandlungen der Landſtaͤnde. — 
Accord mit der Stahl'ſchen Buchdruckerey über den 
Re PR RL Pre DE Da Er ; 
Antrag des Herrn Kanzlers Arens, die Anfchaffung 
Her Tandftändifchen Verhandlungen "für die Großher- 
zoglichen Landes- und Provinzialfollegien ıc. auf Kos 
ften des Staats. I. 6. Communication mit der zwey—⸗— 
tert Kammer I. -7.- Schreiben der zwehten Kammer 
= IIL 2 - mündlicer Bericht III: 20. Discuffion III. 
45. Abftimmung III 63. Schreiben der zweyten Kam⸗ 
mer und Befhluß V. 134 m. 135. 
Bertagung. Antrag ded Abg. Gtode auf 14tägige 
Vertagung des Lañdtags. 1.17. Beylage 35. muͤnd—⸗ 
licher Bericht L 19. Discufjion”T.-22.. Abſtimmung 
Berträge. Antrag des Abg. von Kuder auf Verwei— 
fung ler Verträge über Immobilien an die Gerichte 
der gelegenen Sache. II. 2. Beylage 118. Bericht 
IL. 13. 8. XLIV. Discuffion II. 16. Abftimmung 
II 20. Schreiben der zweyten Kammer und Beihlup 
darauf IIL ı u. 2. 7 
Bicinalwegbau.. f. Wegbau. 
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Bolljährigfeit. Gefebesentwurf über den — 
ber Volljaͤhrigkeit in Starkenburg und Oberheſſen. J. 
64. Beylage 65. Bericht J.s4. B. XXVI. Discuſ⸗ 
ſion L 95. Abſtimmung L109. 

Vorerhebungen. Antrag von 10 rheinheſſiſchen Ab⸗ 

eordneten, die Aufhebung der 10procentigen Vorer⸗ 
ee ıc. betreffend. II. 124. DBeylage 193. Ber 
richt II. 157. 38. LXVIII. Discuffion IIL 34. Ab 
ftimmung III. 64. Schreiben der zweyten Kammer IV. 
106. Bericht IV. 160. E CXXX. Discufiion IV. 
167. : Abftimmung IV. 178. wochmaliges Schreiben 
der zweyten Kammer > Befſchluß hierauf V. 110 
u. 111. 


Waͤhl der Ausſchuͤſſe. J. 4. der Secretaͤre. L 1. | 

Wahlmänner. Antrag der. Abg. Gerih und Schuß, 
die Wahl der Wahlmänner betreffend. II. 124. Bey⸗ 
lage 179. Bericht III.20. 8. LXXXL Discuffion 
Ill. 58. Abftimmung III. 129. 

ll f., Regalitätsabgaben. 


egb 

Antrag des Abg. Schend zur Sorge, den Picinalmeg- 
bau durch die fiscalifchen Waldungen betreffend. L 28. 
Beylage 39. Bericht, I. 33: B. XVL Discuflion L 
56. Abſtimmung L 61. 

Geſetzesentwurf, > Wegbau betreffend. -II. 52. Bey⸗ 
lage 28. Bericht IL. 77. B. LI. Discuffion II. 
99. Abftimmung IL. 150. Schreiben der zweyten Kam: 
mer IV. 35. Bericht V.24. B. CXLV. Discuſſion 
V. 156. Abſtimmung V. 199. 

Antrag des Abg. Braunwart, den allgemeinen Wegbau, 
insbeſondere den Ankauf der Steine aus herrſchaftli⸗ 
ben Bruͤchen betreffend. IV. 49. Beyla e . Be: 
riht IV. 107. 3. CXILX. Discenffion 128. Abs 
ftiimmung IV. 140, 

Weiden. Antrag des Abg. Seig, die. Benugung der 
gemeinen Weiden betreffend. Il. 52. Beylage 154. 
"Bericht II. 129. 3. LX. en II. 1406. Abs 
ftimmung III. 16. 

Weſchnitz. | 
Antrag des Abg. von Doörnberg, auf Unterftüßung der 
‚Gemeinden Bürrftadt, Hofheim, Bobſtadt, Watten: 
‚heim und Biblis beym Dammbau am linken Ufer der 
7 | ð 
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Wefchnig. II. 156. Beylage 203.: Bericht III. 20. 

3. LXXX. Discuſſion I. 45. Abſtimmung IIT. 62. 

Antrag ded Abg. Schuͤtz, Die Weſchnitzufer und Daͤmme 

betreffend. II. 156. Beylage 205. Bericht III. 20. 

B. LXXIX.  Discuffion ILL 44. Abjtimmung III. 62. 

Wiefencultur. Antrag bes — von Doͤrnberg auf, 
e 


Einführung eines — ße8.1.17. Beylage 
30. Bericht L 20. B. Diecuffion J. 23. Abs 
jtimmung I. 29. 

Wildſchaden. Antrag bes Abg. Schend von Kelfter- 
bach und Abg. Braunwart, wegen Entfchidigung des 
Wildfchadens an Waldungen. III. 2. Beylagen 212 
u. 213. Bericht III. 44. B. LXXXIV. Discuffion 
IV. 36. Abftimmung IV.61. Schreiben der zwegten 
Kammer IV.171. BerihtV.5. B.CXXXIX. Die 
cuflion V. 20. Abftimmung V. 60. 

Dirtbfhaftsprivilegien. Antrag des Abg. Koͤ— 
nig, die augjchließenden — be⸗ 
treffend. L. 212. Beylage 103. Bericht L 118. B. 
XXXVI Disſscuſſion I: 143. Abftimmung L 151. 
: Schreiben der zweyten Kammer und Befchluß darauf 

. 125. 


Er je. Antrag des Abg. Staudinger, die 
geiftlichen Wittwenkaflen in zen, betreffend. Il. 
77. Beylage 164. Bericht IL.156. B.LXIX. Die: 
cuſſion II. 25. Abſtimmung III. 64. 


5 


Geſetzesentwurf, die von den Gemeinden wa entrichten: 
den Zinfen betr., wenn benfelben Bet ndete no 
ftücke zum Bauen überlaffen werben. I. 7. 3. IV. 
Beriht L 9. B. IX. Discuffion Lı2. Abftimmung 
1. 15. Schreiben der zweyten Kammer, Discuffion 
und. Abftimmung II. 155. 

Sefeßesentwurf, die Aufhebung der gefeßlichen Beltim- 

“ mungen, welde für Kla ie auf Zinfen aus Gelddar: 
lehen eine kuͤrzere Verjährungszeit, als bie gemeins 
rechtliche vorfchreiben. III. 161. B. XCII. muͤndlicher 
Beriht IV. 2. Discuflion IV. 29. Abftimmung IV. 
39. Schreiben der zweyten Kammer IV. 170. noch⸗ 
maliger mündlicher Bericht V. 5. Discuffion V. 22. 
Abftimmung V. 59. abermaliges Schreiben der zwey⸗ 
ten Kammer, Discuffion und Beſchluß V. 203. 
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Zingguter Antrag ded Abg. Staudinger, die. herr: 
Khafttichen Zinsgüter im vormaligen Amte Battenberg 
betreffend. V. 199. Beylage 402. ' mündlicher Bericht 
und Beſchluß V. 199. Br 

Zollvereinigungsvertrag. Antrag des Abg. Hell- 
mann, den Beytritt des Großherzogthums zu Dem zwi⸗ 
fchen Bayern und Würtemberg abgefchloffenen Zoll: 
vereinigungsvertrag betreffend. V. 203. Beylage 337. 
mündlicher Bericht, Discuflion und Abftimmung V.. 


922. 

Zünfte. Antrag des Abg. Schuk auf veränderte Ein: 
richtung der Zuünfte. IIL 98. DBeylage 293. miünd- 
licher Bericht IV.1. Discuſſion IV. 29. + Abftimmung 
IV. 38. Ä 


Zwangsveräußerungen. Geſetzesentwurf, die 
Zwangsveräußerungen in Rheinheſſen betreffend. IV. 
23. Beylage 311. Schreiben der zweyten Kammer V. 
111. Beridt V. 210. 3. CL. Discuſſion V. 210. 
Abftimmung V. 213. | 


za... 


Mikes 


* 


— — 


Digitized by Google 


rs 





nun 


he er - e ren 
⸗ — te = AR 2 
— u a en mn al lach 
— — Bee 
= ar 


—— * De ce , = . “ Ein Ze ee nz = = — 8 — > a: — — 


— —— * us — en 
— a Te Fre * = N = — — 
Te ee — — ut ? a 





— — 








oogle 


> 


)y ( 


edt 


I 


— 


Digitiz 


— 








4 (A 
4 5 
4 e di - 
mr — ! . 
u » ii 4 
* 
ar z 
a 
⸗ 


= 
= “ 


REN 
7 » 
_ 





